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Das  vorliegende  Werk  verdankt  seine  Entstehung  sowohl  dem 
begreiflichen  Drange  des  Fonchen,  den  Ertrag  einet  wiasen- 
•chaftlichen  Lebens»  der  binher  in  einer  Anzahl  von  Monographien 
sich  darsteUte^  zn  sjrstematiseher  Binheit  saBammensafasseni  als 
lach  dem  'Wnnsehe  des  Lehrers^  aeine  Zuhörer  anf  ein  Bueh  ver- 
weisen »1  kSunen,  das,  dem  gegenwärtigen  Znstand  der  Wissen- 
tebaft  angemessen,  aneh  liierarisch  die  Auffassung  der  Probleme 
vertritt,  wie  er  sie  vom  Katheder  herab  verkttndigt 

Ab»T  nicht  nur  an  Faehgenossen  und  Schiller  will  es  sieh 
wenden.  Das  Interesse  an  den  staatlichen  Grund problemen  ist 
ja  zweifellos  vor  den  sozialen  Fragen  in  den  Hintergrund  ge- 
treten, und  p^röfsere  Aufmerksamkeit  pflegen  gegenwärtig  nur  die- 
jfni^en  Arbeiten  lli»pr  Staatslehre  zu  erregen  ,  die  in  der  Mode* 
tracht  der  Sozialpolitik  oder  der  Soziologie  auftreten. 

£e  ist  denn  auch  seit  mehr  als  einem  Meuschenalter  kein 
zngammenfassendes  Werk  auf  diesem  Gebiete  entstanden,  das 
über  den  engen  Kreis  der  Zunft  hinausgegriffen  hätte.  Gewifs 
ist  daran  auch  der  Zustand  der  Wissenschaft  schuld.  Wie  wenig 
ist  da  von  sicheren  Besnltaten  anfiuweisen  I  *  Ist  doch  fast  alles 
strittig:  Methode,  Plan  und  Ziel  der  Forschung,  Art  der  Fest- 
stellung  und  Durchbildung  der  einzelnen  Ergebnisse.  Die  gründ- 
liche, fiwt  m(fehte  ich  sagen:  mikroskopische  Art  der  neueren 
Untersuchungsweise  hat  dem  gläubigen  Vertrauen  früherer  Zeiten 
ein  Ende  gemacht  und  dort,  wo  man  einst  felsenfeste  Axiome 
sah,  ein  wogendes  Meer  von  Zweifeln  geschaiVeu. 

Und  dennoch  kann  ein  lebenskräftiges  Volk  zu  keiner  Zeit 
eine  ausgeprägte  Lehre  vom  Staate  entbehren.  Es  niufs  daher  von 
der  fortschreitenden  Wissenschaft  immer  wieder  der  schwierige 
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Versuch  gewagt  werden ,  den  Staat  ihrer  Zeit  für  ihre  Zeit  zu 
erfassen  und  darzustellen.  So  will  denn  auch  dieses  Werk  die 
£rgebniB8e  der  neueren  Fonchnog  einem  weiteren  Kreise  mr 
gängUch  machen. 

Damit  ist  aber  auch  die  Art  der  Darstellung  gegeben.  Sie 
darf  eineiMita  nichts  Toranssetaen ,  was  nur  dem  Fachmann  be- 
fcaiint  ist,  nad  mata  anderseits  mit  einer  selbständigen  Ansieht 
durch  ein  Heer  von  Kontroyersen  hindniehschreiten,  ohne  durch 
zu  umfangreiche  Polemik  gegen  ahweiehendo  Meinungen  den 
Leser  sn  yerwirren.  Die  literatnrangaben  sollen  auch  dem 
weniger  Belesenen  dienen;  daher  war  ans  der  unabsehhaten 
Menge  von  Arbeiten,  die  der  Sosiallehre  des  Staates  gewidmet 
sind  oder  mit  ihr  in  Verbindung  stehen ,  eine  passende  Auswahl 
zu  treffen.  Doch  wird  in  allen  wichtigen  Fragen  auch  der  Kun- 
dige, vornehmlich  im  letzten  Buche,  die  Literatur  in  weitestem 
Umfange  benutzt  finden.  Hinsichtlich  der  älteren  Literatur  habe 
ich,  um  Wiederholungen  su  vermeiden,  häufig  auf  meine  früheren 
Arbeiten  verwiesen. 

Über  Plan  und  Inhalt  des  ganien  Werkes  habe  ich  mich 
in  den  einleitenden  Untersuchungen  des  näheren  amigesproehen. 
Der  vorliegende  Band  ist  mgleieh  ein  in  sich  abgeschlossenes 
Werk.  Wenn  an  Terschiedenen  Stellen  nähere  Ausfithrungen 
▼ermibt  werden,  so  sei  sur  Eigäasung  auf  den  sweiten  Teil  yer* 
wiesen.  Er  soll  die  spesielle  Staatslehre  enthalten,  als  Dar* 
Stellung  der  einaelnen  Institutionen  des  modernen  Staates,  und 
Bwar  in  stetem  Hinblicke  auf  die  deutschen  Verhältnisse.  Soll 
nümlich  ein  solches  Unternehmen  sich  nicht  ins  Grenzenlose  ver- 
lieren, so  müssen  sich  seine  Resultate  um  einen  festen  Mittel- 
punkt kristallisieren,  der  kein  anderer  sein  kann  als  der  eigene 
Staat  und  das  heimische  Becht. 

Heidelberg,  im  Juli  1900. 
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Nach  verhältnistnÄfsig  kurzer  Zeit  ist  eine  zweite  Auflage 
der  Allgemeinen  Staatslehre  notwendig  geworden ,  noch  che  es 
mir  möglich  war,  den  zweiten  Band  des  ganzen  Werkes  zu 
Tollenden.  Auch  ist  unterdessen  eine  vortreffliche,  von  mir 
autorisierte  firamdsische  Übersetzung  des  Buches  bereits  sam  Teil 
ersehienen^  eine  rnsBische  schon  vor  swei  Jahren  Teranstaltet 
worden.  Des  ist  woU  als  Zeichen  daftr  an  denten,  dals  das 
Interesse  an  den  PtoUemen  der  aUgemeinen  Staatslehre  wieder 
im  Steigen  begrifibn  ist,  dem  gesamten  Streben  der  Gegen- 
wart entspreehend ,  das  anf  ZnsammenCusnqg  der  nnermeb- 
liehen  Einielforsehnng  anf  allen  Wissensgebieten  gerichtet  ist 
nnd  den  toten  Stoff  einer  ungeheuren  TatsachenfUle  sinnvoll  an 
beleben  nnd  an  durchgeistigen  yerlangt. 

Diese  neue  Auflage  wurde  nicht  nur  gründlich  durchgesehen 
und  hat  dabei  mehrere  Verbesserungen  erfahren ,  sie  hat  auch 
manche  Änderung  und  eine  nicht  unbeträchtliche  Erweiterung 
aufzuweisen,  indem  Wichtiges  eingehender  ausgeführt  oder  (wie 
z.  B.  die  Untersuchungen  tlber  rechtliche  Macht,  S.  351  S,)  neu 
hinzugekommen  ist. 

Die  omfangreiche  Literatur,  die  in  dem  Lustrum  seit  dem 
Ersdieinen  der  ersten  Auflage  die  zahlreichen  Probleme  der 
aUgemeinen  Staatslehre  erOrtert  oder  berührt  hat,  ist,  soweit  es 
im  Rahmen  eines  solchen  Werkes  möglich  und  nötig  iat,  an- 
geführt und  benlltat  worden.  Auch  kritische  Erörterungen  sind, 
namenüich  rar  Abwehr,  hinsugefligt  worden.  Hingegen  wurde 
manche  polemische  Bemerkung  aus  der  ersten  Auflage  in  die 
sweite  nicht  mit  herttbergenommen. 

Der  Dmek  des  Buches  hat  bereits  im  Februar  d.  J.  be- 
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gönnen ,  auf  spätere  Erscheinungen  konnte  daher  nur  noch  ganz 
ausnahmsweise  Rücksicht  genommen  werden. 

Um  den  Gebrauch  des  Buches  zu  erleichtern ,  wurde  ihm, 
vielen  Wünschen  entsprechend,  ein  eingehendes  E^gister  an- 
gefügt. 

Heidelberg,  im  Juli  1905. 

Oeoiff  Jelllnek. 
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Sozial  Wissenschaften  sftmtlich  Wissenschiift.n 
menschlicher  Relationen  und  deren  ftufserer  Wir- 
kungen. Der  Staat  ist  Funktion  menschliclier  Ge- 
meinschaft, ni<ht  natürliches  (Gebilde.  Er  besteht  in 
Willensverhältnitistn.  Wissm-schaft liehe  Forderung 
eines  £inheit«prinzips.  Käumlichc,  zeitliche,  kausale, 
formale  Einheiten  167—170 
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Einheit  des  Staates  teleologisch'Organiaierte  Einheit 

(Yerbaudseinheit).   Definition  des  Staates   171 — 175 

2.  Der  jnriitiielM  Staatsbegriff   175—176 

Der  Staat  ist  BeehtMubjekt,  nlher  bestimmt 
Kdipenchaft 

Biebantea  Kapitel.  Die  Lehren  von  dsr  B«oiht- 

fertignag  dea  Staatea   177-222 

L  Das  Problem  .  177—179 

Die  Frage  nach  dem  Grund  des  Staates  ist  praktischer 
Natur.  Vcrachiedoiie  Wege  ihrer  Lösung.  Die  tunf  Arten 
der  IJegründting  des  Staates, 
IL  Die  einzelnen  Theo.rieu  179—213 

1.  Die  religiOs-theologiscbe  Beigrfindung  des  Staates .  .  179—185 

Gtoschiehte  dieser  Lehre  dient  den  Tersehiedensten 
politischen  Parteien.  Yerfeblt  ihr  Ziel. 

2.  Die  Machttheorie  i  185—190 

^    Geschichte  der  Maehttheorie  and  deren  Kritik. 

Ihr  Charakter  staatszerstörend.  J 

3.  Die  Rechtstheorien  190—210 

a.  Familicnrechtliche  Begründung  des  Staates.  Die 
Patriarchultheorie  190-192 

b.  Die  i'atrimonialtheorie  192 — 194 

c.  Die  Vertragstbeorie  194—210 

Sie  ist  die  bedeutendste  fiechtstheorie.  Antike 
Vorginger.  Einflufii  jfidiseher  nnd  römischer  Vor^ 
Stellungen  auf  das  Mittelalter  und  die  neuere 
Zeit.  Verfolgung  politischer  Zwecke  durch  die 
Vertragslohre.  Anfängliches  Überwiegen  der  Vor- 
stellung vom  Subjektionsvertrag  über  die  vom 
Gesell.scljaftsvertrag  194—198 

Entwicklung  der  Lehre  vom  Geseliscluifts- 
▼ertrag.  Ihre  wisseoschaftliche  Ansbildiing  durch 
Hobbes;  rationaler  Cliaiakter  seiner  Lehre  .  .  .  198 — 208 

Locke,  Pttfendorf,  Rousseau   208 — 205 

Kant  (Svarcz).  Bedeutung  des  rationalen  Grund- 
gedankens dei:  Lehr«'.  Logiselie  Tollenthing  der 
Lehre  durch  Fichte.  Historische  Wirkung  der 
Vertragsthcori»'   206  -210 

4.  Die  ethische  Theorie  210—212 

5.  Die  psychologische  Theorie  212 — 213 

III.  S;^stemati8che   Entwicklung  der  Rechtferti- 

gnngstheorie  218—222 

Staatliche  Zwaag^walt  durch  die  ps/chologisch-histo- 


rische  Theorie  nicht  erkl&rt.  Organisation  Vorbedingung 
jeden  gedeihlichen  gemeinschaftlichen  Wirkens.  Gruud- 
irrtum  der  anritehistischen  und  sozialistischen  Theorien  .  213 — 218 
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XV 


Die  RechteordnuDg  einzige  Garantie  gesellschaftlichen 
Xjebens.  Fnge  nach  dem  Ofimd  des  Staates  gleich  der 
nach  dem  Qnukle  dea  Beehtea.  Unmöglichkeit  allgemeiner 
Beehtfertigiing  eines  konkreten  Staates.  Rinschrinkung 
der  Rechtfertigung  des  Staates  auf  den  gcgenwirtigen 
and  künftigen  Staat.  Verbindung  der  Lehre  von  der 
Rechtfertigung  des  Staates  mit  der  Ton  den  Staats- 
sweckeo  21S— 222 


Achtes  Kapitel.  Die  Lehxe  vom  Zw^ok  dea  Staates  228—258 

L  Das  Problem  223—282 

Dessen  Vernachlär^siguLig  in  neuester  Zeit.  Verschietien- 
artipkeit  der  Frap.'stellunfi^ :  na«  Ii  dem  objektiven  uni- 
versalen Zweck ;  bei  Plate  und  der  christlichen  Theologie. 
Seine  !Negierung  durch  «ne  meehaaiseh'materialistische, 
seine  Begabung  durch  eine  teleologisdie  Weltanscliauung. 
Frage  nach  dem  objektiven  partikularen  Zweck.  WÜllEflr- 
liehkeit  der  Beantwortung»  ihre  Bedeutung  l&r  das  popu- 


läre Bewufstsein  22S— 226 

Frage  nach  dem  subjektiven  Zweck.  Ihre  Notwendigkeit. 
Subsumierung  der  mannigfaltigen  Zwecke  unter  oberste 
Zwecke.   Formale  Staatsdefinition  nicht  genügend  für  um- 

fa.«?sentle  Erkenntnis  des  Staates  226 — 229 

PraktiHehe  Bedeutung  der  Erkenntnis  des  Staatszwecks. 
Deren  Grensen  229—282 


IL  Überblick  Aber  die  einzelnen  Zwecktbeorien  .  232-243 
Die  Lebre  bei  Aristoteles,  den  ROmem,  der  neueren 
naturreebtlichen  Literatur.  Ihre  Umwandlung  mit  dem 
Siege  der  historiseben  Schule.  Lehre  von  der  Zweclüosig- 

k(U  des  Staate?.  L.  v.  Haller,  Verwechslung  von  Zwecken 
und  Funktionen.  Einflufs  des  Idealtypns  auf  ältere  Zweek- 
lehren.  Lehren  vom  absoluten  Zweck.  Ihr  agitatorischer 
Kern.    Die  relativ  -  konkreten  Staatszwecke.  Einteilung 


der  abäjoluten  Theorien  282—235 

1.  Die  Lehren  von  den  expansiven  Staats/, wecken .  .  .  235—239 

a.  Die  eudiimoni.stisch-utilitarische  Tlieorie   235 — 237 

b.  Die  ethische  TI»eorie   237—239 


Abart:  Lebre  vom  religidsen  Beruf  des  Staates. 

2.  Die  Lebren  von  den  limitierenden  Staatsswecken  .  239—243 
Zweck  des  Staates :  Sicherheit,  Freiheit  oder  Recht. 
Verschiedene  Auffassung  der  Freiheit  Lockes  Be* 
gründung  der  liberalen  Rechtstheorie.  Rechtszweck 
bei  Kant  und  seiner  Schule.  Neuerer  i^iberalismus. 
Zweck  des  Staates  hier  zu  eng.  Forderung  des 
Glesetzes  als  Schranke:  bei  den  Alten,  Hobbes, 
Rousseau.  VereiDigungstheorieu. 
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m.  E'ntwieklniig  der  Theorie  der  relativen  Staats- 

swecke  243—858 

1.  P^ohologische  and  physische  Grenzen  der  Staats- 
tftti£rkeit.  Ropilierende  Wirkung  dieser  Einsieht  Ar 

das  Staatsleben  24S— 244 

^  2.  Solidarische  planmSfsiiJ^e  inenschliche  LebensSufse- 
rungcn  sind  dem  Staate  eipontümlich.  Ihre  Zuröck- 
führuDf^  auf  das  licwahren ,  Unineu,  Unterstützen. 
Ausbildung  der  Individualität  aU  Solidarinteresse. 
Aushreitong  der  SoUdaritIt  der  Interessen  mit 
wachsender  Knltnr.  Ansschlieftliche  und  konkur- 
rierende Staatssweeke   244— M 

8»  Aasschliefsliche  Staatsaufgaben :  Sohnts  der  Ge^^amt- 
heit  und  ihrer  Glieder,  Hp\yahrunfr  ^j^d  Krhfthnng 
des  internationalon  Ansehen?»,  Erlialtunf^  und  För- 
derung der  eigeneu  iuxistenz  durch  innere  Staats- 
tnt ijrkeit   24b— 24» 

4.  Auäschliefsliche  Staatsaufgabeu  ferner:  bewufste Fort- 
bildung nnd  Anf^ecbterhaltnng  der  Rechtsordnung 
und  damit  Förderung  der  Kulturintercssen   249—250 

5.  Höhere  Kultunwecke  in  der  Rolle  von  Mitteln  Ar 
den  Macht-,  Schutz-  und  Reehtssweck.  Historisch 
bedingte  Ausdehnung  der  Staatst&tigkeit   250—252 

6.  V<>rhältnis  iles  Staates  zu  den  einzelneu  Interessen, 
'i'endeiiz  zu  fortschreitender  OrjLranisation ,  Soziali- 
sieruiijj:,  Zentralisierung,  internationaler  Verwaltung. 
Evolutioniätischcr  Standpunkt  gegenüber  der  Wohl- 
fahrtspflege   252—256 

7.  Zusanuaenfkssung.  Individuelle,  nationale,  mensch- 
heitliche  Solidarinteressen   256—258 


S'euntea  KapiteL  Bntatehung  nnd  Untergaiig 

den  Btaatea  259—27» 

1.  Entstehung  des  Staates   258—276 

Primäre  und  sekundäre  Staateiil)ildung.  Staat  als  Pro- 
dukt mensehlicher  Anlagen,  seine  ßildung  von  Reehtsbildung 
begleitet.  Dem  antiken  Denken  ist  die  Stiiateubilduiig  rein 
faktlsi'her  Art.  Wird  als  rechtlicher  Prozefs  aufgefafst  im 
Mittelalter,  sodann  in  neueren  Lehren.  Dereiis^Jn halt  bar- 
keit. JBigenerWilledesStaates  sein  Rechtsgrund.  Schöpfungs- 
akt selbst  aufserhalb  des  Rechts  liegend.  Formelle  Frei- 
heit und  materielle  Gebundenheit  des  neuen  Staates.  So 
bei  Gebictszessionen,  Umbildung  und  Neubildung  von 
Staaten.    Umbildung  beim  Aufgeben  der  Souveränet&t. 

2.  Untergang  der  Staaten  ".  ' .  *   276—278 

Kein  fakti?<eh  oder  taktisch  und  rechtlich.    Legale  ^^elbst- 
vernichtuug,  legale  inkorporieruug.    Totaler  Uutergaug, 
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Lostrennung  von  Staaten.  Uuhaltbarkeit  des  Legitimitäts- 
priniip«.  Baeht  und 'Biiligkdt  ab  BenrteUnngBinarHtlbe. 
Mögtiehkeit  Ton  Zweifeln. 


Zelmtes  KapitoL   Die  geeehliditUohen  Haupt- 
typen  des  Btaatee  

Gegensatz  oder  Übereinstimmung  früherer  staatlicher 
Veiliftltniaae  mit  den  modernen  

1.  Der  altorientalische  Staat  


280-828 


280-  281 

281—  2Ö5 


UnBere  mangel hatte  Kenntnis  von  ihm.  Despotie  all* 
gcmeiiiee  Schlagwort,  Ihr  MeAmal  ^'Zuftlligkeit  der 
Garantien  der  Rechteordnung.  Theoknm'  and  ihre  swei 
Grondljjrpen.  Hemeher  entweder  Vertreter  gOttlieKer 
Macht  oder  eingeechränkt  durch  sie.  Zweiter  Fall  beim 
israelitischen  Staat.  Berufung  der  ▼endiiedensten  poli- 
tischen Theorien  auf  ihn. 

2.  Der  hellenische  Staat   285—805 

Die  Charakteristik  des  hellenischen  Staates  in  der  mo- 
dernen Literatur.  Seine  Omnipofenz,  vi^L^gebliche  Recht- 
losigkeit dos  ludividuums.  l'lato  und  Aristoteles  als  erste 
Hauptqut'lle  dieser  Lehre.  Dazu  kommt  der  modern»'  Lilje- 
ralismus,  um  einen  Gegensatz  zum  modernen  Staat  zu  kon- 
gtroieren.  EänflnA  B.  ConataatSi  dem  die  Philologen  und 
Historiker,  aber  aneh  Stahl,  B.  Mohl  and  andere  folgen. 
Mingei  des  hellenischen  Idealtypns,  dem  der  spartanische 
Militärstaat  zugrunde  liegt  Athen  aeigt  die  geschichtliche 
Vollendung  des  griechischen  Staates   885—292 

Charakteristik  der  Polia,  Innere  Einlieit  der  Polis  schon 
im  Retrinne  ihrer  (ie.'^ehielite.  Gründe  di«'.ser  Kr.-ieluiniui^. 
Bedeutung  der  Einheit  von  Staat  und  Kultgemeinsehait. 
Herrschaft  des  Gesetzes.  Entwicklung  des  Individualismus 
in  Athen.  Irrtfimer  F.  de  Coolanges*   292—897 

Weite  faktische  staatsfireie  Sphäre  de»  Individnnms. 
Mangel  einer  Erkenntnis  ihrer  rechtliehen  Katar.  Aner« 
kennung  der  Privat*  und  politischen  Rechte.  Deren  Hechts- 
schütz  ni»^t   297— :i03 

HaltloHif^'keit  dor  Constant-Stahl-.Mohischen  Lehre  .   .  .  ;jü;3— :W4 

Zu  saiuincuias.scjide  Charakteristik  des  griechischen  Staates  304 — 305 
8.  Der  römische  Staat  8Ü5— 809 

Analogie  mit  dem  grieehi.-'tlien  Typus.  Einwirkung  des 
römischen  Staates  auf  die  iiHMli  rnt'  Staaten  weit.  Unter- 
schied in  der  Stellung  der  gri<'ehischeu  und  rüinixchen 
Familie.  Bedeutung  der  rönxisdten  Familie  für  den  Cha- 
rakter des  Staates.  Faktische  staatsfreie  Sphttre  des 
rtaiischen  Bfligers  wie  in  Hellas.  Herrschaft  des  Gesetzes. 
J«llia«k,  Dm  Beoht  de«  modvriMn  StMtes.  I.  2.  Aull.  II 
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Jnriitiiehe  Bcfiurang  der  Qnalitit  d«s  BAigon  ab  Trlgets 
T<oii  AiufirSchen      den  Staat  Abatalimgeii  der  Ziyitit 

YollpmOiilichkeit  nur  im  Bärger  vorhanden,  auch  nach 
dem  fliege  des  Christentums.  Fortschreitende  Reduzierung 
der  individuellen  Freiheit  im  sinkenden  Born,  ihre  Ver- 
nichtung seit  Konstantin. 


4.  Der  mittelalterliche  Staat  309—316 

Sein  Gegensatz  zum  antiken.  AnfUnglieh  rudimentftre 
Staatsbildungen.  Germanischer  Landstaat  ohne  Zentrali- 
sation.  Notwendigkeit  der  monarchischen  Staatsform. 
Dualismus  zwischeu  Königs-  und  Volksrechi.  Seine  Vei* 
sebMing  dnreh  Fendalieieining.  Der  etindisehe  Staat  selb 
Jgrpiseher  Anedraek  \   

Sdne  BinBehrinkang  dnrch  die  Kirckeb  Monlstiaeh  ge- 
staltete italienische  Stadtrepubliken.   MaddaYelli.  Kirche 

monistisohes  Vorbild  f&r  den  Staat  314—316 

&  Der  moderne  Staat  816—928 

Sieg  des  Staates  über  die  Kirche  seit  der  Reformation. 
Fürstiich-st&ndischer  Kampf  und  seine  Lösungen.  Bedeutung 
der  Lösung  im  absolutistischen  Sinn.  Moderne  Revolutionen. 
Antiker  Ausgangspunkt  ist  Endpunkt  fiir  den  modernen 
Staat.  Der  Einheitsstaat  in  der  politischen  Theorie.  Hobbes, 
Locke,  Rousseau  316—319 

Unterschied  des  modernen  Staates  vom  antiken.  Be- 
wnfttsein  von  der  slaatafreien  Sphlre  des  Individuums  als 
Besultst  des  ibenmndenen  Dualismus  819—821 

Dessen  Einwirkung  auch  auf  die  naturrechtliche  Schule. 
Gegensatz  antiker  und  modemer  Staat.-^lehre  auf  dem  Gegen- 
sats  von  Monismus  und  Duaiismas  beruhend   821—323 


BIftea  Kapitel.  Staat  and  Beoht  ....  324—368 

L  Das  Problem  des  Reehts   824—829 

Das  Recht  als  innermenschlicfae  Erscheinung.  Die  Ober- 
seugung  Ton  seiner  Qfiltigkeit  seine  Basis   7  ,  824—826 

Seine  staatlichen  und  nichtstaatUchen  Garantien.  Rechts- 
normen sind  nicht  Zwangs-,  sondern  garantierte  Normen .  326 — 329 

II.  Die  einzelnen  F  ragen   829—368 

1.  1)  1^  I'roblem  des  Staatsrechts   329—354 

Gibt  es  ein  solche'»?   829 

1.  Normative  Kraft  de.s  Faktiichen.  Ihre  Bcieutung 
für  Entstehunf?  und  Da.sein  der  lieclit-sordnung  und 
für  das  Staatsrecht.  Macht  uud  Recht  keine 
Gegens&tse   829-886 

2.  Umsetzung  der  Vorstdlnng  vom  Recht  in  das 
Faktum.  Das  Natnrrecht  und  seine  geseUehtliehe 
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Badentuiig.  Saiiie  Yerwerftiug  keine  Erklirung. 
Seine  Beriening  anf  der  pqreUuehen  AnteUttong 

des  Menschen   886-845 

S.  Gegenseitige  Ergänzung  des  konservativen  and 
des  evolutionistischcn  Elements  der  Rcchtsbildung. 
Das  Sjstem  des  öffentlichen  Kechts  nicht  ge- 
schlossen. Staatliche  Existenz  seine  Schranke. 
Völlige  Anarchie    bei  entwickelter  Kultur  uu- 

mSgUeh   345-851 

4.  Qfeuen  des  Stantaiedite:  Macht  and  Becht.  .  .  851—854 

&  Der  Staat  and  die  Beehtalnldang   854-857 

Forftachreitende  fieehtsbUdaag  Ton  engeren  aom 
weiteren  Yerliand.  Aoftangong  der  BeehtebUdang 
fltnieh  den  nu>denien  Steat.  . 

8.  Die  Bindnng  dee  Staatee  an  lein  Becht   857-864 

•   Selbetverpfliehtnag  des  Staates  in  jedem  Beehts- 

sats.   857--860 

Sozial-psychologische  Grund  läge  stAatlicher  Rechts- 
verhältnisse. Historiache  Entwicklung  der  An- 
schauungen darüber.  Konstante  und  variable  Rechta- 
bestaudteile.  Unmöglichkeit  staatlicher  Ptiichten  vom 
Standpunkt  konseqaenter  abeolatiitifcher  Staatsanf- 
ftssaag   861-864 

4  Der  Staat  and  das  Ydlkeneeht   864-368 

Entstehung  dee  Yftlkeirechts  in  der  ehristHchen 
Staatenwelt  Kriterium  smner  Enstena,  seine  Aner- 
kennung durch  die  Staaten.  Gesamtheit  der  Rechts- 
merkmale bei  ihm  gegeben.  Unvollkommenheit  des 
Völkeirechts.  Völkerrecht  ein  anarchisches  Becht 

Drittes  Bach. 

Allgemeine  Staatsreohtslelire. 

SwSlftetf  KapiteL  Die  OUadenuig  dea  Olfont- 

Itolisii  Balten   871-880 

.  Privat-  und  öffentliches  Recht.  Alles  Privatrecht  Sozial- 
recht and  auf  öffentlichem  Recht  ruhend.   Schwierigkeit  der 

Grenzbestimmung  beider  Rechtsgebiete  871-^74 

Selbständigkeit  des  öffentlichen  Rechtes.  Staatsgewalt 
ist  rechtliche  Gewalt,  durch  Völkerrecht  und  Staatsrecht  ein- 
geschränkt. Gliederung  des  letzteren  in  Justizrecht,  Ver- 
waltuQgsreeht  and  Staatsrecht  im  engeren  Sinn..  Recht  der 
Sffentliehen  Verbinde  als  Teil  des  Staatsrechtes.  Stellung 
des  KIrehenreehtes.    Einteilang  des  gesamten  öffentlichen 

Beehtes   874-880 

II« 
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Oreiaekntes  Kapitel.   Die  rechtliche  SteUnns 

der  Elemente  des  Staates  »8.1— 

1.  Das  Staatsgebiet  <  .  .  881—393 

Rechtliches  Wesen  des  Gebietes.  Seine  Ausschliefslichkeit  881 — 888 
Scheinbare  Ausnahmen:  1.  beim  Kondominium.   2.  im 
Bundesstaat.    S.   durt-h  staatliche  Zulassung.    4.  durch 

kriegerisclu'  Okkupation   388—885 

Gebiet  räumliche  Grundlage  der  ataatiichen  Herrschafts- 
entfaltuug  nach  aufueu  und  innen.  Kein  Dominium,  sondern 
Imperium.  Oebietsheftsebaft  nicht sachen-,  sondern  penonen- 
xeehtUchen  Charakters.  Das  staatliche  Kecht  am  Gebiete 

ist  blofs  Refloxrecht   885—888 

Unteilbarkeit  des  Staatsgebietes.  Erverb  Ton  Staats- 
gebiet  ,  389-390 

Gebiet  <ler  Kommunal verljüude   890 — 391 

Bedeutung  der  modernen  Auffassung  vom  Gebiete.  .  •  391 — 393 

2.  Das  Staatsvolk  893-413 

Volk  in  subjektiver  und  objektiver  Qualität.  Volk  als 
Genossenschaft  )der  StaatsmitgUeder  und  als  Summe  der 
Untertanen  398—396 

Mitgliedschaft  am  Staate  und  subjektives  ütientlichea 
Recht.  Entstehung  der  Vorstellung  subjektiver  öö'entlicher 
Rechte  aus  dem  mittelalterlichen  Dualismus.  Erste  Aner- 
kennung angeborener  Menschenrechte  im  Gefolge  der  Re- 
formation   896-890 

Stellung  des  Niiturrechtes  zu  den  Menschenrechten. 
Locke  und  Blackstone.  AmerUutnische  Erklärungen  der 
Rechte   399—403 

Französische  Erklfirung  der  Keclite  von  1709  und  ilire 
Wirkung   403 

Die  modernen  Lehren  vom  subjektiven  öffentlichen  Recht. 
Dessen  Wesen  408—405 

Drei  Kategorien  öfientlich-rechtlicher  Ansprfiche.  1.  An- 
spruch auf  fVeiheit  vom  Staate.  2.  Anspräche  auf  pO:$itive 
Staat  sleistungen.  &  Anspräche  auf  Leistungen  Är  den 
Staat   405-411 

öti"<^ntliche  Rechte  der  Verbände   411 

Individuen  und  \'erbände  als  Objekt  der  Staatsgewalt. 
Einheit  des  Staat.svulkes,  das  nur  im  Staate  denkbar  .  .  .  411 — 413 

8.  Die  Staatsgewalt  413—420 

Wesen  der  Herrschergewalt  und  ihre  Unterscheidung 

von  anderen  Gewalten  418—417 

iVufsaugung  der  unteren  Gewalten  durch  die  Staats- 
gewalt    417—419 

Staatsgewalt  als  Gegenstand  des  Staatsrechtes  ....  419—420 
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▼i«nebiitmi  Kapitel.  Die  EigAssoluiften  d«r 

8ta»tsgewftlt   421—490 

I.  Die  SonTer&netftt  421-^75 

1.  Gescbiehte  des  SoaTerinetitebqgnlb  421—460 

SoQverioetKt  raerat  eine  politische  Vorstellang  .  421 — 422 

1.  Antike  Vorstellung  der  Autarkie.  Der  SoQverine- 

t&t^l)ep:riff  hloibt  den  Alten  fremd   422—426 


S.  Entstehung  der  Souvcränetatsvorstellung  aus  dem 
Gegensatz  dos  Stnatos  zu  anderen  Mfiehten  im 
Mittelaltor.  Di»-  Eiitwicklung  in  Frankreirli.  Die 
offizielle  kirchliche  .Staatslehre  vermag  diesen  Pru- 
seft  nicht  oder  doch  nicht  TSlUg  mitsamachea 
Das  fransösische  Staatsrecht  des  16.  Jafarhiinderts. 
Die  SottverAnetitslehre  Bodins.  Ihr  negativer 
Charakter  426—440 

5.  Soaverftnet&t  und  absolate  Fdrstengewalt.  Ab* 
leitnng  der  Fürstenpewalt  au?*  dem  Volk«uillon. 
Identifizierunfj  von  Staat-  und  ()rgansouv<'raiu'tät. 
Ahnung  des  richtigen  Verhältnisses  beider  bei 
Loyseau  und  Grotius  440-447 

4.  Yersnche,  der  Sonveränetftt  einen  positiven  Inhalt 
XQ  gehen.  Identifisierong  von  Staatsgewalt  nnd 
Sonverinetät  Gewinnung  allgemeiner  Theorien 
aus  dem  positiven  Recht  bei  Hodin,  Hohbes  nnd 
Locke,  Fehler  dieser  Vfrsuohe.  Ihre  grofse 
praktische  politische  Bedeutung   447-— 451 

6.  Spätere  S('liick>»ale  des  SouveriinotütslicjiritTs  in 
seinen  verschiedenen  Fassungen  und  deren  prak- 
tische Wirkungen.  Theoretische  Klarheit  erst  in 
der  neueren  deutsehen  Staatsrechtslehre  durch 


^  .^Ibrecht  (Und  Qerber  angebahnt  451^460 

\  '  2.  Das  "Wesen^^er  SouverSnettt   460-475 

Wichtige  Folgerungen  ans  der  Gleschichte  des 

SouverftnetatsbegrifFs   460 


a.  Der  formale  Charakter  der  Souveränctät   ....  461—470 

Sonveränrtät  ist  unabhängige  und  höchste  Ge- 
walt. Souveriinetat  ein  Rechtsbegriff.  Rechtliche 
Ünmi>gliclikeit  der  Anarchie,  SeU>stbindung  des 
Staates  bei  rechtschaffender  Tätigkeit  im  Völker- 
recht^yL^rallele  mit  der  sittüchen  Autonomie, 
•^andiuom  in  den  ethischen  und  juristischen  Theo^ 
Vi^S^ -^chranlcenlosiglceit  des  Staates  als  juristi- 
scher Hilfsbegriff. 

b.  Souveränet&t  und  Staatsgewalt   470 — 471 

Die  Souveränetät  liat  keinen  ilojsitivpn  Inhalt. 
Inhalt  der  Staatsgewalt  historisch  wechselnd. 
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c.  Sou  verknetät  kein  wesentliches  Merkmal  der  Staats- 
gewalt   472—475 

SoQTeränetit  keine  abeobitei  Miideni  historitehe 
Kategorie.  Getehiehte  des  Untenehiedes  Ton 
■oaverinen  und  nicbtsoiiTerlaeii  Stuten. 

TL  Fihigkeit   der    Selbstorgnnisatton   nnd  der 

Selbstherrschaft   475—489 

Wesentliches  Merkmal  des  Staates:  nrsprängliche  Herr- 
Bcbaftsgewalt  mit  eigener  Orpanisation.  Deutsche  Glied- 
staaten, Bchweizer  Kantone,  amorikanischo  Einzelstaaten 
sind  Stantcii.  Kommunen,  Elsafs- Lothringen  ,  englische 
Charterkolonien,  österreichische  Königreiche  und  Länder 
sind  keine  Staaten.  Identität  der  hdehsten  Organe  sieht 
Staatsidentitftt  naeh  siek.  Antonomie,  eigene  Yerwaltong 
und  Rechtapreckang  weiteres  StaatsnerkmaL  Verwaad- 
Inng  des  abhingigen  Staats  in  einen  sonverftnen.  Grenae 
zwischen  souverftnem  und  nichtsonTerlnem  Staat. 

m.  Die  L^ntei  Ibarkeit  der  Staatsgewalt   482—480 

Verwechslang  der  B^^riffe  Staatsgewalt  und  SooTe- 

ränetSt. 

1.  Di«*  Lehre  von  der  (»ewaltenteilung  4dS— 4S7 

Ihre  Negierung  durch  das  Naturrecht  Hobbes, 
Bonssean.  *lfod1fikationen  bei  Locke  nnd  Blackstone. 
Hontesquieus  getrennte  Gewalten^  Versehftrfung  der 
Lehre  bei  Kant.  Theoretische  nnd  praktische  Be> 
denken  gegen  sie.  Sieyte.  Einheit  der  Staatsgewalt 
in  der  Vielheit  ihrer  Organe. 

2.  Die  Teihmg  der  Staatsgewalt  (,der  SouFerinet&t")  im 
Bundesstaat  4S7— 490 

EinflufH  Toc<iuevilles.  Teilung  der  Kt)ni])etenzen 
ist  nicht  Teilung  der  Staatsgewalt  4b7 — 490 

Fünfisehntes  Kapitel.   Die  Staatsverfassung  .  491 — 525 

Notwendiixkeit  einer  Verfassung  für  jeden  Staat.  Deren 
regelmäfsi^'er  Inhalt   491 

I.  U  b  e  r  b  1  i  c  k    über    die    G  e  s  e  h  i  c  h  t  e    der  Verfas- 
sungen  491—517 

1.  Ursprung  des  B^priffes  der  Verfassungen  im  mate- 
riellen Sinne  im  Altertum.  Deren  Einwirkung  auf 
das  Naturrecht  Pafendorf,  Wolff.  Entstehung  der 
Vorstellung  schriftlicher  Verfassungen   491 — 494 

2.  Verfa.<»9ung«il  im  formellen  Sinne.  Lex  fundamen- 
talis.  Deren  Heziehnng  zum  Verfassungsvertrag. 
Puritanischer  <  •esellsciKiltsvertrug.  Agreement  of 
the  People.  CromweU  und  das  In.strument  of  Govern- 
ment.  Verwerfung  ,des  Majoritätsprinzips   494 — 498 
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8.  Natnmehtliehe  Theoflien  ▼om  GkondgMeCa.  Hobbei» 

Loeke,  M&adotl  Böhmer,  WoM^  Vmttel,  Boowera.  488—601 

4.  Anftnge  der  geschriebenen  Verfassungen  in  den  ameri- 
kanischen Kolonien  Englands.  Ihre  Bedeutung  für 
die  europäischen  Konstitutionen.  Ihre  Bestandteile; 
Bill  of  right.  Plan  of  Govornment.  Verfas^^ungsände- 
rungen.  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von 
1787    501—507 

&  Europäische  YeHSuanngen.  Charakter  der  einsebieii 
firansOtischen  Konstitationen.  Ihr  Einflnfs  auf  daa 
kontinentale  Europa   507—615 

6.  Die  Belgische  YerfMaiing  von  1831  und  ihre  Wirkung  515—^16 

7.  Die  Verfassungen  von  Schweden,  Dänemark,  den 
Balkanstaaten  und  der  Schweia   516 

II.  Die  Bed cu  tung  der  Verfaasangen  im  Bechte  der 

Gegenwart  617 — 525 

Staaten  mit  und  ohne  Verfassungsurkunde.  Verfassungs» 

Inhalt.   Bechtliches  Verfassungsmerkmal  517—520 

Starre  mid  biegsame  Verfassungen.  Kritik  beider. 
Starre  Verfaasangen  vermögen  tiefgreifende  Anderangen 
aieht  an  verhindern.  Verfaesangatodernngen  dnreh  par- 
lamentarische GeschlftMfdniingen  .  .  '   680—585 


BMliMlmtea  KapIML  Bia  StMtaorgaae  .  .  628—551 

I.  Allgemeine  Erörterungen   526—580 

P^jchologisehe  Synthese  der  Verbandseinheit  Tatsftch- 
liehe  Organisationen  als  nntermenschliehe  Erseheinong. 

IL  Die  Arten  defr  Staatsorgane   580—651 

1.  Die  unmittelbaren  Organe   580^-648 

1  Deren  Wesen.  Einzelperson,  Kollegien,  juristi- 
sche Per!*onen  als  unmittelbare  Organe.  Kreations» 
0?g«ncr  Primäre,  sekundäre;  einfache,  potenzierte; 
selbständige,  unselbständige;  normale  und  aufser- 
ordentfiThö  "Organe   530—535 

2.  Gegensatz  politischer  und  juristischer  Betrach- 
tongaweise.  Gesamte  Staatsmacht  nicht  notwendig 
einem  Organe  snstindig  ^   885—588 

8.  TrSger  der  Staatsgewalt  nnr  der  Staat  selbst 
Notwendigkeit  eines  höchsten  Organs.  Ausnahme  im 

Bundesstaate   538  -  543 

2i  Die  mittelbaren  Stnatsorjjane   543 — 546 

8elb8tändige,^un*»elbstancligc,  einfache,  potenzierte, 


notwendige,  ^fakultative  mittelbare  Staatsorgane. 
Gegensatz  nmuRW^irer  und  mittelbarer  Organe  bei 
den  Verbinden.  Unmittelbare  und  mittelbare  Staats- 
ftmter. 
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3.  Die  Rechtsstellung  der  StJiatsorpane   546—551 

Einheit  von  Staat  und  Organ.  Orgamiic  Terson, 
besitit  kein  eigenes  Recht,  nur  C7tistämiiL^ki'iteh. 
Recht  des  Oigantrltgers  auf  OrgaosteUung.  Indiyi> 
dnalrecht  und  Orgsnkompetenz. 

BtobBehnteB  Kapital.  Bepriaantatton  und  rapviaen- 

taÜTa  Organa  552—579 

1.  Der  Reiwisentationegedanke  dn  rein  juristischer.  .  .  552-^553 

2.  Vorgeschichte  der  modernen  Vorstellungen.  Hellas 
und  Rom.  Repräsentativer  Charakter  der  Magistratur,  des 
Pnnceps,  des  Senats  in  Rom.  Rcpräfentationpgedünke  im 
Mittelalter.  (Gebundene  Stellvcrfrctung.  Entwicklung  dea  eng- 
lischen Parlaments  zum  Vertreter  des  gesamten  Volkes. 
Historischer  Prozefs  in  Frankreich.  Sieyes- Rousseau.  Die 
Teremigten  Staaten.  Ihre  Einwirkung  anf  Frankreich.  .  .  .  558—568 

8.  Unklarheiten  in  der  Literatur.  Deren  Kritik  ....  568—568 

4.  Lösung  des  Problems.  Volk  nnd  Volksvertretung  als 
juristische  Einheit.  Volksvertretungen  als  unmittelbare  sekun- 
däre Organe.  Reclitlichcs  Orgnnverhältni»  zwischen  dem  Volk 
und  seinen  Repräsentnuten.  Verschrf'denartige  Organisation 
des  Volkes  als  primiiren  Organes.  vintegralerneuerung  und 

Auf  lösungsrecht  in  dieser  ilieleuchtnng  56b — Ö75 

5.  Alte  Vorstellung  des^frmarchen  als  Delegatars.  Natur- 
rechtliche  Anschauung  Roupseaas.  Demokratisch  -  republi- 
kanische StaatshAupter  ah  unmittelbare  sekundäre  Staats- 
Organe.  Monarchen  als  primftre  Staatsorgane.  Organstellung 
der  Richter.    Charakter  neuerer  staatlicher  Verwaltungs- 


behörden  575—578 

f).  Öffentlich-rechtliche  Verb&ndc  und  ihre  reprftsen- 
tativen  Organe  .578-^579 

Achtaelintes  Kapitel.    Die  Funktionen 

des  Staates   580—609 

I.  Geschichte  der  Fu  n  k  t  ionen  1  e  Ii  re   580—  591 


Einwirkung  der  konkreten  staatlichen  Organisation  auf 
die  Funktionenlehre.  Aristotele.'? ,  Hodin,  Hohbes,  Piifen- 
dorf.  Einteilung  nach  den  Hoheitsrechten  de^  Landes- 
herm.  ^^ach  dem  Beh5rdenqrstem.  Höpfher,^1S(jK18üer, 
OBwier,  Leist    Versuche,  Justiz  und  Verwaltung  tu 


scheiden   580—585 

Bedentsani^te  Unterscheidung  der  Staatsfunktionen 
durch  den  Gegensatz  persönlicher  Staatselemente  ent- 
standen. Marsilius  von  Padua.  Monarchomacheo.  Hobbcs, 

Locke  5H7 

Montesquieu  öö7 — 59ü 
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lioiisseau,  Clennont-TonnÄre,  Benj.  Constant.  Deutsche 

A»ffiEiöBTnTpr«n   590—591 

Ii/Ei  n  t  o  i  1  u  II  -  (1  p  r  S  t  a  a  t  s  f  u  n  k  t  i  o  n  »'  n   591—609 

^uiglichkcit  maunipfaltiger  Einti-ilungi  n,  von  denen  nur 
wenige  wortvoll.  Zorfallung  der  Staatstätigkeit  in  Ver- 
waltnngsgebiete  keine  wissenschafÜielie  Binteilnng   .  .  .  591—592 

1.  Muntesquieuä  EinflufB  auf  die  deutsche  Theorie. 
Materielle  und  formelle  Fnnktionen.  Haterielle 
Fonktionen:  Gkeettgebung,  Reehtaprechuog,  Ver- 
waltnng.  Anrserordentliehe  Staatstfttigkeiteii.  Yer- 
liiltnis  der  Bechtsstaatstheorie  von  Mohl,  Stahl  und 
Gneist  aur  antiken.  Formelle  Funktionen:  formelle 
Gesetzgebung,  foriuöU«>-V«j:\valtung,  Justiz.  Unmög- 
lichkeit reinliche/ 4l^ft<''^"JJ^j  i"         Praxis   592 — 601 

2.  Freie  und  gebundcfir*  f^aatstätigkeit  Lockes  Präro- 
gative neben  der  Exekutive.  Franzüsi.sche  Theorie. 
Materielle  Verwaltung  aus  Regierung  und  YolUiehung 
bestehend.  Frme  Tätigkeit  des  Bichters.  Znetindig- 
keiten  der  unmittelbaren  Organe  in  Form  yon  Macht- 
beftigniaeeB  definiert.  Gebundene  Titigkelt  in  Rechts- 
setzung, Vollziehung,  Hecht.sprocbting.  Vollsiehnng 

des  Staatswillens  durch  d|«  ihm  Ui^terworfenen.  .  ,  601 — 606 
S.  Obrigk e itlich^  und  soxiale VTätigkeit»  Gebiete  sozialer 

Tätigkeit    606—609 

NeuQzelmtes  Kapitel.    Die  Gliederung 

des  Staates  610—644 

L  Die  Bedeutung  des  Problems  610—618 

IXe^tTpiseben  StaatsTorstellnngen  dem  Einheitsrtaate 
entfehntN  Antikerjdealtypns.  Sein  Einflafs  anf  mittel- 
^  altwlicbe  Anaehannng^.   Kampf  mit  dem  Absolutismas 

als  Ur^«p^ung  der  X.ebre  von  der  Staatsgliederung.  Zen- 
tralisation und  Dezentralisation.  Selbstverwaltung  und 
ihre  verHchiedenon  Bedeutungen.  Gegensatz  otiglischer 
und  kontinentalor  Form  der  Selbstverwaltiint:  und  ihre 
gegenseitige  DurchdrinLrung.  Administrative  Dezentrali- 
sation.   Dezentralisation  ilunh  Selbstverwaltung. 

IL  Die  Arten  staatlicher  (Gliederung  ........  618 — 044 

1.  Administrative  Dezentralisation   618—622 

Provinzialsy.stem.  Zentralsjstem.  Dezentralisation 
durch  Mittel-  und  Lokalbehörden. 

2.  Desentratisation  dnreh  Selbstverwaltung  62SS— 632 

Gemeinsames  negatives  Merkmal  aller  Selbstver- 
waltong.  Sdbstverwaltang  auf  Gkimd-aron  Becht 
nnd  auf  Grund  von  Pflicht.  Von  Einzelnen,  von 
Varbiaden.  Englische  Staatsverwaltang-datcfa  Ehren* 
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•mt  Venehiedene  MofifikatloiieB.  Gemiidite  Stute- 
bebOrdeD.  Aktiire  und  paaeive  Oifontlich-reehtUehe 
Terbinde.  TjpoB  des  letsteran  in  Eagluid.  Typus 

dee  enteren  die  Gemeinde  der  kontinentalen  Staaten. 
A]iq>rueh  auf  Selbstverwaltung  in  England  und  auf 

dem  Kontinente.  Gemeinde  als  Tjpiia  des  zur  Selbst- 
verwaltung berechtigten  Verbandes.  Ihr  Imperium 
derivativer  Art.  SelbatÄndiger  und  autgetragener 
Wirkungskreis  der  Gemeinde,  ßesumi. 


a  Detentoslisation  durab  Lftndflr  682—644 

Yorbandene  ataatsrecbtliebe  Scbnlbegriffe  Hiebt 
aaaraicbend  zur  ErfiMaong  aller  eziatiereiiden  StaatH» 
gebilde.  Oberblick  über  die  ttaatUehen  Gebilde  mit 

unvollkommener  Einheit   693—634 

1.  Gebiet  und  Volk  staatsrechtlich  keine  Einheit. 
SchwebezuHtünde  von  kürzerer  und  längerer  Dauer. 
Bosnien- Herzegowina.  Grundsätzliche  Trennung 
völkerrechtlichen  Erwerbs  vom  Staatsgebiet.  Die 
dentaehen  Scimtagebiete  684—687 


2.  Linder  mit  beaonderen  GesetsgelniDgsorgaaen. 
Kanada,  Kapland,  anetraliadie  Kolonien,  6ater- 

reichiacbe  L&nder,  Elsafs- Lothringen  j*.  687— 64(> 

8.  Kroatien   und  Finnland.    Zusammenfallen  ihrer 
höchsten  Organe  mit  denen  der  übergeordneten 

Staaten.    Daher  selbst  keine  Staaten  640 — 641 

4.  Nebenland,  Land  als  integrierendes  Staataglied  .  641 — 64S 
b.  Unorganisierte  und  orgaui.sierte  Länder.  Politiscbe 

Bedeutung  der  Deaentmliaation  dureb  Linder.  .  643—644 

« 

Bwannigatea  Kapitel.  Die  Btantafloznieii  .  .  644— 71& 


L  Einteilung  der  Stantsformen   644— 65a 

Alter  des  Problems.  Möglichkeit  zahlreicher  Ein- 
teilungen. Geringer  Wert  der  meisten  Katrirorien.  Die 
Staatsgewalt  als  eigentümlichstes  Staatselirnent.  Kon- 


stante formale  Willensverhältnisse.  Die  Art  der  Willens- 
bildung al.s  rechtliches  Unte^3cllei^lung^<p^inzip.  Physi- 
scher und  juristischer  Wille.  Antike  Staatslehre  und 
MachiavellL  Monareliie.  Republik. 

IL  Die  Honarebie   653^98 

1.  Das  Wesen  der  Monarebie   658-^7b 

Monarchie  als  der  von  einem  physischen  Willen 
gelenkte  Staat.  Die  historisch  wechselnde  Stellung 
des  Monarchen.    Der  Monarch  als  über-  und  aulser- 

halb  und  als  innerhalb  des  Staates  stehend   653 — 654 

a.  Der  Monarch  als  Gott  oder  als  Gottes  Stellver- 
treter. Die  patriarchalische  Monarchie  als  be- 
sondere Art  dieses  Typus   654—655 
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b.  Der  Monarch  als  Eigentumer  des  Staates  ....  655 — 656 

c.  Der  Monarch  als  Staatflglied  und  Staat.sorgan  .  .  656—670 

in  der  antiken  Staatslehre,  im  Mittelalter,  in 
der  aboolatittiieben  neneren  Staatslehre.  Der 
Ffiist  alt  Volkneprisentaot  Holibes,  Ludwig  XIV., 
Friedrieh  der  Grefte,  Leopold  II.  Die  neoere 
AnfGftssang  des  Monarchen  als  Staatsorgan.  Yer-  , 
artete  Formel  vom  Monarchen  als  begrit!'snotwen* 
digen  Inhaber  der  gesamten  Staatsgewalt.  Mon- 
arch als  Ausgangspunkt  der  staatliclieii  Funktionen. 
Änderung  der  Verfassung  nur  mit  Zustimmung 
des  Monurctien.  Monarchie  mit  einer  Mehrheit 
monarchischer  Personen. 

2.  Die  Arten  der  Monarchie   670—6»^ 

Rechtliche  Unterschiede  als  Einteilungsprinzip. 
Lebenslänglichkeit,  UnyeraiitwortUcbkait,  Kontinnitit 
der  Monarebenttelluog  keine  EUiteiliingspiiiuipieii  .  670—674 

a.  Wahlmonarchie  und  Erbmonarcliie   674—677 

Über  Erblichkeit  der  Krone.  ErbmODtfcliie 
durch  Erbverbrüderung,  Adoption,  Ernennung^ 

b.  Unbeschränkte  und  beschränkte  Monarchie  .  .  .  677—693^ 

In  d(T  absoluten  Monarchie  nur  der  Monarch 
unmittelbares  Staatsorgan.  Garantien  gegen  will- 
kürliche Verwaltung.  Einhaltung  der  verfassungs- 
mAftigen  Schranken  aUem~  durch  den  rechtlich 
gestimmten  Willen  des  Monarchen  bedingt  Pro- 
bleme der  Betehribiknng  der  Gewalt  im  Altertam  677^71^ 

Ihre  Fassung  in  der  mittleren  und  neueren 
Zeit.  Dauernde  rechtliche  Beschränkung  des 
Monarchen  aus  dem  mittelalterlichen  Dualismus 
hervorgegangen.  Ständische  Monarchie.  Recht 
von  Fürst  und  Ständen  erscheint  gleichmäfHig  ur- 
sprünglich. Modifikationen  dieses  grundsätzlichen 
VeihiltBitsii.  Obcrwindnng  des  stindieehen 
Dualitmnt  dweh  den  modernen  Staat:  anf  dem 
Kontinente  durch  die  abaolate  Monarchie,  in  Eng- 
land dnrch  die  konstitutionelle.  Wandlung  der 
englischen  Heichsstände  in  Staatsorgaue.  Qe> 
schichtliche  Abfolge  der  ständischen,  konstitutio- 
nellen und  parlamentarischen  Monarchie.  Letztere 
nicht  juristisch  zu  erfassen,  eine  politische  Spezies 
der  Monarchie   679— 6Ö7  ✓ 

Rezeption  des  konstitutionellen  Systems  in  der 
kontinentalen  Monarcliie  mit  Ammahme  Baft- 
lande.  Dnalismos  der  vnmittelbaren  Organe  des 
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Seite  81  Zette  2  von  unten  lies:  Spann  statt  Spann. 
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Erstes  Kapitel. 

Die  Aufgabe  der  Staatslehre. 

1.  Die  wiflsensehaftlicbe  Stellung  der  Staatslehre. 

Der  Menseli  ist  seiner  psychischen  Seite  nach  in  sweiiPaeher 

Weise  Gegenstand  der  Wissenschaft:  entweder  als  Tndiytdnnni 
oder  als  geselliges  Wesen.  Dit-  Disziplinen  der  (leisteswissen- 
schaft*),  welche  die  Aufgabe  haben,  die  Kisolieinungen  des 
menschlichen  Gemeinlebens  allseitig  zu  ertorsclien ,  bilden  in 
ihrer   Gesamtheit  die  Gcsellschafts-  otU-r  Sozialwissenschaften 

Die  Erscheinungen  des  menschlichen  Gesellscliaftslebens  zer> 
fallen  wiederum  in  zwei  Klassen  .  nämlich  in  solche,  denen  ein 
ei nheitl icher y  sie  leitender  Wille  wesentlich  ist,  und  in  solche, 
die  ohne  eine  tarn  ihnein  herroigehende  Willensofganisation 
existieren  oder  doch  existieren  können.  Die  ersteren  besitsen 
notwendigerweise  eine  pUnmK&igey  von  einem  bewnfsten,  auf  sie 
gericliteten  Willen  an^hende  Ordnung  im  Gegeusats  sn  den 
ietateren,  deren  Ordnung  auf  anderen  Kräften  ruht. 

')  An  Stelle  des  öberlieferten  Gtegensatzes  von  Natur-  und  Geistes- 
wissenschaft wird  jetzt  mit  schwerwiegen'lcn  (inindcn  (hr  antlers- 
geartete  von  Natur-  und  Kulturwis-^cnsrhaft  zu  srtzfn  gesudit.  vgl. 
f  R  i  (•  k  r  t ,  Kulturwissen-^i  haft  uini  N.itnr\vi'*«'fnscliaft .  l^^ljs,  Die 
Grenzen  der  naturwi.<?senschaftli(  h»  n  iiegritliibildung,  was  bereits 

TOD  vielen  Seiten  Nachfolge  gefunden  hat.  Indes  hat  es  unser  Gcgen- 
stüid  mit  Erscheinungen  sn  tun,  die  auch  nach  jener  Einteilung  su 
Oreasgebieten  gehören,  deren  ginsliche  Einordnung  uuter  eines  der 
beiden  Wissensgebiete  nicht  gelingt.  Damm,  und  um  die  bereits  be- 
stehende terminologische  Verwirrung  nicht  noch  mehr  su  steigern,  soll 
hier  an  den  herkömmlichen  liozeiclmungen  festgehalten  werden. 

■'i  l'h'T  Umfang  und  Eintcilim;:;^  (i<'r  ( Je-^el l<i'hafts\vi>»-*enschaften 
handelt  zuletzt  Georg  v.  Mayr,  Ht^ritV  uml  ( ili*df'iuii^'  «Icr  Staat^- 
Wissenschaften  in  den  Festgaben  für  S  c  ha  (1  ti,  •J-)_ft'. 


Digilized  by  Google 


4 


Entes  Bttcb.  Einleitende  Untenocbnogen. 


In  der  Wirklichkeit  der  Dinge  lassen  sich  iwar  die  beiden 
Arten  sosialer  Ordnung  nicht  streng  isolieren  |  da  in  der  un- 
gebrochenen Einheit  alles  gesellschaftlichen  Lebens  die  eine  ohne 
die  andere  nicht  su  bestehen  vermag.   So  lafst  sich  s.  B.  ein 

entwickelter  Staat  ohne  VolkswirtRchaft  nicht  anffinden,  ebcnso- 

wenii^  jrdocli  eine  Volkswirtschaft  (»liiic  Staat.  Aber  trotzdem  ist 
bejrritt'Iiche  Trennunf^  bciilcr  ()r(lnnn;ren  möglich  und  notwendig. 
Denn,  wie  später  niiher  ausgeführt  werden  wird,  ist  alle  Er- 
kenntnis mitbedingt  durcii  die  Fähigkeit,  das  zu  erkennende 
Objekt  zu  isolieren,  es  herauszuheben  aus  den  Umhüllungen, 
die  es  umgeben,  und  den  Verbindungen,  in  denen  es  sein 
Dasein  führt. 

Zu  den  sozialen  Erscheinungen,  die  der  planmäCsigeu  Leitung 
durch  einheitlicheu  Willen  entbehren,  zählen  die  Sprache,  die 
Sitte,  die  wissenschaftliche  und  kQnstlerische  Tätigkeit,  die  Volks- 
wirtschaft. Durch  einen  einheitlichen  Willen  zusammengehaltene 
und  geleitete  soziale  Ordnungen  sind  die  zahlreichen  Verbände, 
die  das  wirtschaftliche,  geistige,  ethische,  religiöse  Gemeinleben 
hervorruft,  so  Familie,  wirtschaftliche  Unternehmungen,  Vereine 
aller  Art,  Kirchen.  Die  wichtigste,  auf  nuMischlicher  Willens- 
organisation beruhemlc  soziale  Krschciimng  aber  ist  der  .Staat, 
dessen  Wesen  an  dieser  Stelle  als  ge^rbcn  vorausgesetzt  werden 
mufs.  Jede  Erörterung  des  Wesens  einer  wissenschaftlichen 
Dinziplin  mufH  Resultate  au  den  Anfang  stellen,  die  erst  später 
sicher  begründet  werden  können. 

Da  alle  anderen  organisierten  Ordnungen  ohne  den  Staat 
nicht  zu  bestehen  yermögen,  da  ferner  der  Staat  vermöge  des 
Umfanges  seiner  Tätigkeit  und  des  Einflusses,  den  er  auf  die 
Menschen  ttbt,  das  ganze  soziale  Leben  bertthrt  und  bestimmt, 
HO  hat  man  bis  in  die  Gegenwart  häufig  die  Gesamtheit  der 
GesellschafitswiBsensehaften,  mit  Ausnahme  der  entweder  in  diesem 
Zusammenhange  ignorierten  oder  gar  der  Naturwissenschaft  zu- 
gewiesenen Sprachwissenschaft*),  f»l>^  Stantswisscnschaften  be- 
zeichnet, eine  Teruiinolop^ie  ,  die  als  unzutrefl'end  erkannt  winl, 
wenn  man  erwägt,  dafi»  das  vom  Staute  im  sozialen  Leben  Be- 

*)  Letztere  Ansicht  vertreten  s.  B.  Schleicher,  Die  Darwinsche 
Theorie  und  die  Sprachwissenschaft,  1873,  S.  1,  Max  Mfiller,  Die 
Wissenschaft  der  Sprache,  Ubersetzt  von  Fick  und  Wischmann,  I,  1892, 
S*  21  ff.  Die  richtige,  nunmehr  herrschende  Anschauung  entwickelt 
Paul,  Qrundrifs  der  germanischen  Philologie,  2.  Aufl.,  1,  1896,  8.  160. 
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wirkte  und  Ansgestaltete  yon  ihm  als  der  Ursache  wohl  sa  nnter- 
scheiden  ist.  Die  Staatswissenschaft  hat  es  rielmehr  ansschlieb- 
lieh  mit  der  ESrforsehiuig  des  Staates  and  der  Ton  ihm  als  seine 
Glieder  in  seinen  Ban  anfgenommenen  oder  angelassenen  Ver- 
bände zu  Inn.  Mit  seinen  Beziehangen  zn  anderen  sozialen  6e* 
bieten  hin;;egeu  liat  sie  nur  insoweit  zu  schiiHen,  als  <lit'  bewulste 
Tätigkeit  di's  Staates  auf  diese  Gebiete,  sei  es  repilierend  .  sei 
es  fördernd,  gerichtet  ist.  So  gehört  z.  B.  das  Unterriebtswesen 
nur  insoweit  zur  Staatswissenschaft,  als  es  vom  Staate  gch'itet 
oder  beeinflufst  wird,  während  die  technische  Seite  dieser  «irtent- 
Üchen  Tätigkeit  von  anderen  Disziplinen,  z.  B.  der  Pädagogik, 
behandelt  wird,  die  den^ Geseilscbaftswissenschaften  der  sweiten 
Ordnung  ansschÜefslich  zuzuweisen  sind.  Gibt  es  nun  auch 
kaum  ein  Grebiet  mensehücher  Gemeintätigkeit^  das  nicht  in  Be- 
isiehangen  cum  Staate  stttnde,  so  folgt  daraus  swar,  dafs  die 
Staatswissenschaften  wesentliche  Beziehungen  su  den  anderen 
Sozialwissenschaften  haben y  nicht  aber,  daCs  diese  gänzlich  in 
jenen  aufgehen  sollen. 

Gemäls  der  Mannigfaltigkeit,  die  der  Staat  darbietet,  gibt 
es  eine  Vielheit  von  Gesichtspunkten,  unter  denen  er  betrachtet 
werden  kann.  Daraus  ergibt  sich  die  Notwendigkeit  der  Speziali- 
sierung der  Stantswisseiisrhaft.  Sie  ist  erst  durth  di«'  fort- 
schreitende Erkenntnis  allnialilich  zum  Hewufstx'in  gekomiiien. 
Wie  die  int'ist<'n  Wissensgebiete,  die  s])jiter  in  i-ine  Viellieit  vi>n 
Disziplinen  zerfallt  woiilon  sind,  hat  sie  ilnc  (Msiliichte  als 
einheitliche  Lehre  begonnen.  In  dieser  Forin  tritt  sie  uns  bei 
den  llellenen  entgegen,  Ihuen  ist  die  Politik  die  Kenntnis  der 
r^XtC  und  des  auf  diese  gerichteten  Handelns  ihrer  Glieder  nach 
allen  Seiten,  so  dafs  dieser  Ausdruck  nicht  mit  dem  modernen 
gleichlautenden,  wiewohl  von  dem  antiken  abstammenden,  ver- 
wechselt werden  darf.  In  dieser  Lehre  ist  aber  das  Bewufstsein 
der  mannigfaltigen^^n  unterscheidenden  Beziehungen  und  Seiten 
des  Staates  entweder  nicht  oder  doch  nicht  in  v(Sllig  klarer  Weise 
enthalten.  Unter  dem  bestimmenden  Einflufs  antiker  Vorsteüungeu 
hat  sich  nun  vielfach  bis  in  die  Gegenwart  herab  die  Gleich- 
Setzung  von  Staatswissenschaft  und  Politik  terminologisch  be- 
hauptet, namentlich  bei  den  romanischen  Vftlkern  und  den  Eng- 
ländern, bei  denen  science  politicjue'),  scienza  politica,  polilicul 

*)  Kenerer  Zeit  allerdings  auch  im  Plural  gebraucht.  So  sprechen 
die  Franzosen  von  scienees  morales  et  politiques. 
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science  oder  politics  usw.  den  ganzen  Umfang  der  Staatswissen- 
schnft  bezeichnet  und  eine  Spezialisierung  innerhalb  dieser  so 
bezeichneten  Disziplin  entweder  gar  nicht  vereacht  oder  in  ganz 
ungenügender  Weise  Torgenommen  wird. 

Unter  die  Btaatswissenschaftlichen  Disziplinen^)  in  dem  von 
uns  angegebenen  SinnOjf^Ut  auch  die  gesamte  Bechtswissenschaffc, 
da  Becbt  stets  nur  ein  Produkt  organisierter  menschlicher  Ver- 
bände sein  kann.  Die  antike  Staatswissenschaft  hat  denn  auch 
Rechts-  nnd  Staatslehre  nicht  scharf  genchieden,  znmal  fbr  sie 
das  gesamte  menschliche  Gemeindasein  staatlicher  Art  ist.  Port- 
schreitende Spe/,ialiKi<'rii!ijr  jedoch,  die  der  Ausbildung  der  Kechts- 
wissenscliaft  durcli  die  Kiimcr  ihren  Urs[)rung  v<'rdankt.  Iiat  diese 
zu  einem  si  lhst.Mndigen  Wissensgebiete  erhoben.  80  sind  denn 
die  8  t  a  a  t  s  w  i  s  s  e  n  s  c  h  a  f  t  e  n  im  weite  rtn  8  i  n  n  »• .  die  auch 
die  ganze  Keclitswissenscliaft  unter  sieh  befassen,  von  den  8taat8- 
wissenschafte u  im  engeren  8inue  zu  unterscheiden.  Im 
folgenden  sollen  die  Staatswissenschat'ten  nur  in  dieser  engeren 
Bedeutung  genommen  werden. 

Da  aber  Staats-  nnd  Kechtswissenschaft  in  engjBm  syste* 
matischem  Zusammenhang  miteinander  stehen,  so  gibt  es  Dis- 
ziplinen, die  beiden  zugerechnet  werden  mttssen,  nttmlich  jene, 
die  sich  mit  den  rechtlichen  Eigenschaften  und  VerhKltnissen  des 
Staates  beschäftigen,  also  aus  dem  Umkreis  der  Lehren  des 
öffentlichen  Rechtes  die  des  Staats-,  Verwaltung»-  und  Völker- 
rechts. Sie  sind  sowohl  Wi.<<senschaften  vom  Staate  als  vom 
Rechte.  Die  Bedeutung  dieses  inneren  Zusammenhangs  von 
Rechts-  und  8taats\vissen>chatt  wird  au  auderer  Stelle  noch  ein- 
gehender y.u  er<irtein  sein. 

I)ie  Wissenst'hattrn  /erf'allen  in  liesehreiliende  ndei-  erzähh'ude 
(deskriptive),  erkhirende  ( tlieoretixlie  1  und  augewandte  (]>rak- 
tischc).  Die  ersten  wolh'u  die  Krseheinungeu  feststellen  und 
ordnen,  die  zweitpu  Kegeln  ihres  Zusammenhanges  aufweisen,  die 
dritten  ihre  Verwendliarkeit  fllr  j)raktise]ie  Zwecke  lehren. 

Eine  seluirfe  ( i'ren/.Iinie  zwischen  beschreil »ender  und  er- 
klärender Wissenschaft  Ittfst  sich  nicht  leicht  ziehen,  namentlich 
nicht  auf  dem  Boden  der  Sozialwissenschaften.    Selbst  fUr  die 


Auch  im  l)^•ut^chen  kann  uum  Staatswis<en>cliaft  im  Singular 
und  im  Plural,  im  letzteren  die  einzelnen  Dit^ziplinen,  im  erstoren  deren 
Gesamtheit  bezeichnend  gebrauchen. 
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NatorwissenfKshaft  ist  behauptet  worden,  daCs  Erklärung  einer 
NanireikclMiiuBung  Jiicbta  anderes  als  ihre  volliLonimene  fiesehreibiing 
sei').  Zum  üroWfnfifede  von  einem  grofsen  Teil  der  Katnr-' 
Tor^nge  aber  sind  die  socialen  Evsciileinun^en  in  der  Regel  nicht 
koniitantBr  Art,  vielmehr  sind  sie  dynamischer  Natur,  sie 
Indem  fortwilhrend  ihren  Charakter,  ihre  Intensität,  ihren  Ver- 
li^fj  ohni^  dafs  es  möglich  yltre ,  feste ,  jedem  Zweifel  en|t"ttckte 
Entwickj^ngs-  und  RUc^iIrfung^i^esetze  (Wr  sie  nachzuweisen,  wie 
88  ^ie  ^^Naturwissenschaft  fftr  die  Lebensvoii^Hnge  zu  tun  in  tler 
Lag^e  ht.t  Das  Objekt  jener  AVissenst,hat"t<'n  ist  dalier  in  stetem 
•y  Wandtd  l»e«^rirten.  Eine  spekulative  Anschaiuing,  die,  wenn  aiu-h 
nur  zu;"  hypotbetiscben  VoIIcikImii^'-  unseres  Wissens,  niemals 
gänzlich  entbehrt  werden  kann,  wird  in  solcbem  Wandel  eine 
aufsteigende'  Entwicklung  behaupten  können.  Mit  den  Mitt«  in 
empiriscber  Forschlung  hingegen  wird  in  vielen  FHllen  nur  Ände- 
rung, nicht  Entwicklung  nacllzaweisen  sein.  Dafs  der  mittelalter- 
liche Staat,  veiglich^n  mit  dem  antiken,  eine  höhere  EnWicklungs- 
stufe  sei,  wie  oft  b^auptet  wird,  wird  schwerlich  mit  Erfolg 
^aehjgelwijpsen  werden  'können').  Aber  er  war  etwas  wesen  )^ieh 
anderes  als  der  antike  Staat,  wies  Erscheinmngen  auf,  die  nach 
keiner  Rteh^ng  hin  in  diesem  bereits  im  Keime  vorhanden 
waren.  Die  Spalll^ng  des  G^eii]|we8en8  durch  den  im  Mittehilter 
nie  ^auz  zur  Einheit  versöhnt?en  Gegensatz  von  Fürst  und  Volk, 

')  Vgl.  die  vielberufenen  Sfttse  von  O.  Kirchhofft  Vorle.suDgen 
fiber  mathematisehe  Physik.  Mechanik,  1874,  S.  1.  Vollkommene  Be- 
schreibung eines  Einzeldinges  oder  einmaligen  Geschehens  aetst  cUe 
Kenntnis  des  ganzen  Weltsnsammenhangs  voraus,  bleibt  daher  stets  ein 

unerreichbart-^  Ideal.  Auch  nur  ein  einziges  Exemplar  inner  Tiergattung 
t^r?ch<ipfend  bes^chreiben ,  erforderte  die  Einstellt  in  die  (iosetzc  der 
Zeugung,  de»  Waehstums,  des  Itlutnnilanfs  und  sihiitlii  licr  inrclumischer 
und  pbysiseher  Gesetze,  welche  jene  verwiekelten  l'>-^i  lit'iininfj^<'ii  be- 
herrschen.  Anderseitö  ist  es  unmöglich,  ohne  genaue  Kenntnis  de.s 
Individuellen  zur  Erkenntnis  des  allgemein  Gesctzmäfsigen  zu  gelangen. 
Darum  bedeuten  die  EinteUungen  der  Wissenschaften  in  beschreibende 
und  erklärende  sowie  die  neueren  in  idi<^aphische  und  nomothetische, 
in  Kultur;  und  Naturwissensehaft,  um  mit  Windelband  sn  reden, 
q  Grenz  begriffe,  zwisplieu  denen  die  lebendige  Arbeit  der  einzelnen 
Disziplinen  mit  zahlreichen  feinsten  Abstufungen  j^ieh  in  der  Mitte  he- 
wegt"  (Die  Phdo^ophie  im  lioginn  des  20.  Jahrhunderts,  I.  S.  1T(M. 

Vgl.  die  treffenden  .Ausführungen  von  Ed.  Meyer,  1  >le  w  irt- 
^chattliehe  Entwicklung  des  Altertums,  1895,  S.  6,  Die  Sklaverei  im 
Altertum,  1898,  S.  5  ff. 
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die  ständische  Repräsentatioii,  die  Fordeiniiig  einer  begrensten 
Sphäre  des  Staates,  das  alles  waren  Phttnomene,  su  denen  in  den 
Staaten  der  alten  Zeit  kein  A^sats  an  finden  ist.  Daher  hat  der 
Staat  seihst  im  Laufe  der  Zeiten  sein  l^estti  in  bßptimmten 
Punkten  geMnaert  ;Bum  Ünteracfiiede  von  den  natürlichen  Dingen, 
die  entweder  unverlbide^ich  bleiben  oder  im  rhythmischen 
Wechsel  inederkehren  oder  in  erkennbarer,  von  festen  Gesetsea 
befiSrrscIiten  Weise  einer  auf-  oder  absteigenden  Umbildung  unter- 
liegen.   Das  Nähere   iiln'j-  diese  für  die  iiM  tlmdisclie  Forschung 

I 

auf  .sozialwisscnsrhaftlichem  (iebiete  grumllt'gende  Erkenntnis 
wird  später  ansgetülirt  werden,  wie  auch  eine  Darlegung  der 
»Schrankeu  kausaler  Erkenntnis  in  den  Sozialwissenschafteu  g^ 
sonderter,  eingehender  Untersuchung  bedarf. 

In  den  Sozialwissenschaften  mttssen  schon  aus  dem  eben  an- 
gegebenen Grunde  Beschreibung  und  Erkl&rung  oft  ineinander 
übergehen.  Wer  z.  B.  die  wechselnde  Bahn  beschreibt,  die  eine 
soziale  Erscheinung  im  Laufe  der  Geschichte  durchmi&t,  auf  der 
sie  ihr  inneres  Wesen  fortwährend  ändert,  der  erklllrt  sngleiob 
den  Zusammenhang  ihrer  einseinen  Phasen,  wenn  er  nicht  in 
gans  unwissenschaftlicher  Weise  am  Äufseren  haften  bleiben  will. 
Wenn  daher  im  folgenden  die  einzelnen  Disziplinen  der  Staats- 
wissenschatten  aufgezHhlt  werden  sollen,  so  ist  bei  aller  durch 
das  Bedürfnis  der  Orientierung  gebotenen  begriff  lichen  Scheidung 
doch  ebenso  zu  betonen,  dafs  der  in  der  Natur  der  Ulijckte  ])e- 
grlindete  Zusammenhang  der  verschiedeneu  wissenschaftliclu'n 
Positionen  keine  völlige,  mit  scharfen  Linien  zu  zeichnende  Be- 
grenzung des  einzelnen  Wissenszweiges  duldet.  \ 

Die  beschreibende  Grundlage  aller  Sozial  Wissenschaften,  also 
auch  der  Staatswissenschaften,  ist  die  Geschichte,  welche  die 
sosialen  Tatsachen  in  ihrem  historischen  Verlaufe  fest-  und  dar- 
stellt sowie  deren  ttufsere  und  innere  Verknüpfung  nachweist^). 


')  Die  Geschichte  stellt  niclit  Idofs  Tatsachen,  sondern  aiuh  die 
Zusammenhange  der  Tatsaclien  dar.  \'oii  den  thcorctisclicn  Wissen- 
schaften untersclu'idet  sie  sich  aber  dadurch,  dafs  sie  stets  konkrete 
Kausalreihen  erforscht,  niemals  abstrakte  Typen  und  Gesetze.  Untere 
nimmt  der  Historiker  solches,  so  überschreitet  er  die  Grenzen  seines 
Gebietes  und  wird  zum  Geschichtsphilosophen  oder  Soziologen.  Solch 
höherer  GeschichtsauffilSBung  wird  allerdings  kein  Historiker  ^^änzlich 
ontraten  können,  gibt  es  doch  keine  EinzelwisBenschaft,  die  ihren  Ver- 
tretern Selbstgenfigsamkeit  bieten  könnte. 
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Vornehmlich  ist  es  die  politinche  GeBchichte,  die  von  der 
Staaten  Werden,  SchickBalen  nnd  Veigehen  berichtet,  die  fllr  die 
stmatswiasensehaftliehe  Forschung  in  Betracht  kommt  Aber  auch 
die  Soiialgeaehichte,  die  tob  den  geeellschaftUchen  Vor- 
gingen handelt,  die  nicht  unmittelbar  politischer  Art  sind,  ist  bei 
dem  objektiven  Zusammenhang  aller  sosialen  Erscheinungen  von 
grolser  Bedeutung  für  die  LOsung  der  theoretischen  Probleme 
der  Staatswissensehaften.  ' 

An  die  Geschichte  schliefst  sich  an  die  Staaten  künde 
und  der  auf  die  stnatlielM'ii  VerhUltnisse  sich  beziehende  Teil 
rler  Statistik  —  die  politische  und  Verwaltungsstatistik  — . 
jfiH'  die  Beschreibungen  <ler  Institutionen  der  vprsrliitdenen 
Staaten  der  (»egenwart  und  jüngsten  Vergangenheit  hdirend,  diese 
als  „die  exakte  Erforschung  derjenigen  Seiten  drs  Staats-  und 
Gesellschaftslebens,  die  einer  aalilenmäÜBigeu  jBehandlung  su- 
gÄnglit  h  sind"* 

Die  erkittrende  Wissenschaft  vom  Staate  ist  die  theore* 
tische  Staatswissenschaft  oder  Staatslehre,  deren  Aufgabe  Er- 
kenntnis der  Erscheinung  des  Staates  nach  allen  Richtungen 
seines  Daseins  ist.  Sie  ist  auch  beschreibende  Wissenschaft,  in- 
sofern sie  die  Merkmale  des  Staates  und  seiner  Erscheinnngs- 
formen  feststellt.  Aber  diese  Beschreibung  ist  sugleich  ErklKmng. 
Denn  es  handelt  sich  bei  ihr  um  ein  nicht  der  Sinnenwelt  an- 
gehöriges, sondern  erst  dnrch  wissenschaftliche  Forschung  fest- 
zustellendes und  zum  Bewufstsein  zti  bringendes  Objekt,  das  eben 
nur  dadurch  beschrieben  werden  kann ,  dafs  n>an  es  zu  »'i  klUren 
unterniuinit.  l  herdies  hat  die  kausale  Krklihuug  auf  die^em 
Gebiete  viel  engere  (Trenzen,  als  sie  einer  nat urwiNsenM-liaftlicheu 
Disziplin  gesteckt  sind,  da  sie  ,  wie  weiter  unten  eingehend  ilar- 
gei^  werden  wird,  niemals  die  kauäaleu  Zusammenhänge  all- 
gemein gültigen  Gesetzen  untenraordnen  vermag. 

2.  Die  Gliederang  der  Staatslehre. 

Die  theoretische  Staatswi^-^riiM  haft  oder  Staatslehre  zerliillt 
in  die  allgemeine  und  besondere  Staatslehre'^).    Die  ali- 


')  T.exis  im  Handwörterbuch  der  ätaatswi^senschaften ,  2.- Aufl. 
Art.  Statistik  VI.  S.  luu;». 

Uber  verscliiedene  ni-linitimuMi  der  Hlli,n  in'  iiieu  StaatsUdire  in  der 
neuesten  Literatur  vgl.  Uehm,  Allgemeine  .staatsleiire.  l!^y9,  S.  1 IF.  Der 
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gemeine  Staatslehre  sucht  das  Fandament  der  gesamten  Staats- 
lehre zu  Ic^t  n,  indem  sie  die  Krscheinunfic  des  Staates  überhanpt 
sowie  <lie  ( irinidhestimnuingen,  ilie  er  daihietet,  wisscnscliaftliclier 
Forscliuii^'  miterzielit.  Ihre  Ke.-uhatc  wciileii  nicht  dnrili  l'nter- 
Suchunj,'^  einer  staatlichen  Ein/.elindi vidualität  ,  sondern  vielmehr 
der  gesamten  geschicbtlich-sozialeu  Ei-ttclieiuuDgstbrmeii  des  IStaateä 
gewonnen. 

Die  allgemeine  Staatslehre  wird  ergMnzt  durch  die  be- 
sondere Staatslehre.  FUr  sie  sind  zwei  Moglichkeitou  der 
Forschnngsweise  gegeben.  Entweder  beschäftigt  sich  die  besondere 
Staatslehre  mit  einer  Vergleichnng  der  einseinen  Institutionen  der 
Staaten  Überhaupt  oder  einer  bestimmten  Staatengruppe  oder 
noch  enger  einer  bestimmten  Staatengruppe  innerhalb  einer  be- 
grenxten  £poche,  um  typische  Bilder  dieser  Institutionen  zu  ge- 
Winnen  und  zu  erklären,  oder  die  besondere  Staatslehre  ist  einfkch 
Erkenntnis  der  Institutionen  eines  konkreten  Staates,  sei  es  in 
ihrer  gesamten  ^escliiciitlichen  Ausgestaltung,  sei  es  in  ihrer 
geg«'nwärti;X«'U  Form.  Die  besondere  .Staatslehre  ist  daher  ent- 
weder die  L(dire  von  den  hrsmideren  Institutionen  des  Staates 
überhaupt  nder  Lelire  \(»n  den  Institutionen  des  besonderen 
Staates.  Man  kann  die  besondere  Staatsbdire  iu  der  erbten  Be- 
dentnuLT  als  spezielle  .Staatslehre,  iu  der  zweiten  als  indi- 
viduell e  Staatslehre  bezeichnen. 

Volles  Vcrstiindnis  der  Institutionen  des  Eiazelstaateh  hat 
sowohl  die  allgemeine  Staatslehre  als  die  von  den  besonderen 
Institutionen  des  Staates,  die  spezielle  Staatslehre,  zur  Voraus- 
setzung, da  alles  Einzelne  von  Grund  aus  nur  aus  dem  all- 
gemeinen Zusammenhang  begriffen  werden  kann,  in  den  es 
hineingestellt  ist.  Individuelle  Staatslehre  kann  daher  erfolgreich 
nur  bearbeitet  werden  auf  dem  Boden  der  Kesnltate  jener  beiden 
Gruuddiszipitnen. 

Die  Staatslehre  hat  den  Staat  nach  allen  Seiten  seines  Wesens 


neitrst«'  A'ersufh  unit'assen<ler  Kiif wirklun;,'  iliifs  UeL'ritb  s  l)pi  (i  v.  Mavr 
a.  a.  O.  S.  'i^  1)  rt".  Eine  ein^'elicjide  Kritik  frennb  r  Ansichten  auf  diesem 
Gebiete  halte  ich  fBr  wenig  crspricfsHcb,  einmal,  weil  diese  selten  einer 
lichtbringenden  systematischen  Untersuchung  entspringen,  sodann,  weit 
ausfuhrliche  gedeihliche  Kritik  methodologische  Erörterungen  voraus- 
setzt, die  an  dieser  Stelle  viel  zu  weit  fuhren  wfirden.  So  mag  denn 
liier  die  iaitwicklue^  des  eigenen  Standpunktes  zugleich  die  Stelle  der 
Prüfung  abweichender  Ansichten  vertreten. 
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xa  erforiicbeii.  Sie  hat  zwei  Hauptgobiete ,  entsprech<'nd  den 
gwei  Gesichtspunkten,  unter  denen  der  Staat  betrachtet  werden 
kann.  Der  Staat  ist  einmal  geselUchaftliches  Gebilde,  Hodaim 
rechtliche  Institution.  Dementapiechend  zerfallt  die  Staatslehre 
in  die  sociale  Staatslehre  nnd  in  die  Staatsrechts- 
lehre. Die  allgemeine  Staatslehre  inshesondere  hat  demnach 
sirei  Abteilangen :  die  allgemeine  Sosiallehre  des  Staates 
und  die  allgemeine  Staatsrechtslehre. 

Die  allgemeine  Staatsrechtslehre,  d.  h.  die  Erkenntnis  der 
rechtliclien  Natur  des  Staates  und  der  Btaatsrechtlichen  Grund- 
begritlfe .    ist   (U-muacli   nur  ein  Teil  »Ut  allgciiiriiien  Sta.itslehre. 

Da-^  Kt'clit  ist  «'in<'  der  wicbtig-stcii  Seiten  des  Staati's;  kein 
Statft  ist  <dnu'  Keeht  mof^licli ,  aber  es  iht  ein  x  liucrer  Fehler, 
der  bis  auf  den  heutigen  Ta}^  häufig  begangen  wird,  die  Staats- 
lehre mit  der  Staatsrechtslehre  zu  identifizieren.  Dieser  I\']der 
rührt  von  dem  historischen  Ursprung  der  modernen  Staatslehre 
her.  Sie  stammt  nämlich  aus  dem  Naturrecht,  das  nach  dem 
Beehtsgmude  des  Staates  forschte').  Diesen  Bechtsgrund  setzte 
das  Natarrecht  nicht  selten  dem  historischen  Entstehnngsgrnnd 
gleich  und  betrachtete  demgemüCs  den  Staat  ansschliefslich  als 
ein  rechtliches  Gebilde.  Daher  ist  eine  Unterscheidung  zwischen 
Staats-  und  Staatsrecht  sichre  in  der  naturrechtlichen  Epoche  sehr 
selten  zn  finden.  Nur  die  Politik  als  praktische  Staatslehre  wird 
da  von  der  Staatsr('clitsle}ire  als  selb^tiindige  Disziplin  anerkannt. 
In  der  Utfiatur  der  Politik  von  Maeliiavel!  bis  auf  Montesijuieu 
finden  sich  auch  \  icle  thenrctische  Uiit»  rsiu  hiiiiL""«'!)  ,  <lie  heute 
dem  nicht  mit  der  Staatsrechtölehre  zusamment'aliendeu  Teile  der 
Staatslehre  zuzuweisen  sind. 

\V«'nn  nun  auch  die  Staatsrechtslehre  innerhalb  der  Staats- 
lehre ein  abgegrenztes  Gebiet  darstellt,  so  ist  sie  dennoch  nur 
ein  Teil  des  Gesamtgebietes.  Staatslehre  und  Staatsrechtslehre 
sind  keine  Gegenstttze.  Wohl  aber  mufs  man  systematisch  die 
soziale  Staatslehre,  die  den  Staat  als  gesellschaftliches  Ge- 
bilde in  der  Totalitlft  seines  Wesens  betrachtet,  der  Staats- 
rechtslehre  als  dem  juristischen  Teil  der  Staatslehre  gegenüber- 
stellen. Solche  Trennung  und  GegenttberRtellung  ist  in  dem 
Unterschied  der  Methoden  b(»griindet.  die  in  beiden  Gebieten 
herrsehen.    Eine  Vermischung  des  Keehtlicben  mit  dem,  was  vor 


0  Vgl.  unteu  Kap.  Vil. 
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•  hnn  Rechte  lio^t  ,  xiil  daher  in  einer  wissenschartlit  lien  Dar- 
>tellunj?  der  Staat>l»'lire  niclit  stattfinden.  Wcdil  aber  ist  die  Er- 
kenntnis des  inneren  Zusainmenhanjres  heider  die  gesamte  Staats- 
lehre darstelh'nden  Disziplinen  berufen,  einem  zwiefachen,  folgen» 
schweren  Irrtum  vorzubenoren :  dem  Glauben,  dafs  die  einzige 
richtige  Erklärungsart  des  Staates  die  soziologische ,  hiatorisehey 
politische,  kurz :  die  nicht-joristische  sei,  und  der  en^ogengesetsten 
Oberaengimg,  dals  der  Jurist  allein  dazu  hemfen  sei,  mit  seinen 
Forsehnngsmitteln  alle  BXtsel  zu  Itfsen,  die  mit  den  staatlichen 
Phänomenen  Terlcnttpft  sind*). 

Aber  auch  für  die  erspriefsliche  üntersnchntig  der  staatsrecht- 
lichen Probleme  ist  die  Erkenntnis  des  ZnsannnenhRn«:^es  von 
s(tzialer  Staatslehre  und  Staatsre('ht>lehr»'  von  der  höchsten  Be- 
deutung. Eine  umfassend«'  Staatslehre  ist  die  Grundlage  aller 
theoretischen  Erkenntnis  vom  Staate.  Alle  Untersuchungen ,  die 
nicht  auf  diesem  umfassenden  Fundament  aufgeführt  sind,  ftlhren 
notwendig  zu  schiefen  und  einseitigen  Resultaten.  Wenn  daher 
auch  die  Staatsrechtslehre  die  rechtliche  Seite  des  Staates  isoliert, 
um  zu  deren  grttndlichen  Erkenntnis  zu  gelangen,  so  mviU  sie 
doch  von  Prinsipien  aitsgeheui  die  einer  allseitigen  Erkenntnis 
des  Staates  entsprungen  sind.  In  den  Systemen  des  Staatsrechts 
ist  es  bis  auf  den  heutigen  Tag  die  Regel,  allgemeine  Lehren 
vom  Staate  an  die  Spitze  der  Untersuchung  zu  stellen,  die,  nach 
Art  von  Dogmen  behauptet,  uns  nicht  verraten,  woher  sie  kommen, 
die  aber  um  so  bedeutsamer  sind,  als  aus  ihnen  die  wichtigsten 
Schlüsse  gezogen  werden.  Bei  dem  llberwiegend  deduktiven 
Charakter  der  juristischen  üntersncliungen  sind  in  vielen  Fitllen 
tlie  Resultate  durch  jene  (loguiati>chen  .Siit/e  bereits  a  priori  fest- 
gestellt. Alles  Schiefe.  Einseitige,  Wid<  i>jM  lu  hsvolle  in  den 
herrschenden  staatsrechtlichen  Anschauungen  ist  nicht  zum  ge- 


Von  einer  juristischen  Methode  der  Staatswissenschaft  spricht 
Wundt,  Logik,  2.  Aufl.,  II*,  1895,  S.  490  ff.,  ebenso  neuestens  Des- 
J^^jLijres,  La  crise  de  la  scienc<'  politique  et  le  prohlöme  de  la  ro^th^e. 

ParLö  ll'02i_niit  u i ige 1 1 u geiV<  1  < •  r  K r hu t n i s   der  Stclliuii:   der  heutigen 

deutschen  Staatsreehtslehre  x.ur  Tolitik.  Die  Ment iiizierung  von  Staats- 
wissen-chaft  und  Staatsreclit  war  einer  der  hei  vorra;4endsteu  Irrtümer 
vieler  Naturrecbtslehrcr.  Heute  aber  gibt  es  keinen  Juristen,  der  die 
Gesamtheit  der  staatlichen  Erscheinungen  fSr  juristische  hielte:  min- 
destens der  Qegensatz  des  Politischen  sum  Rechtlichen  wird  von  jedem 
anerkannt. 
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ringHteii  Teile  auf  ihn-  unrichtige  oder  ungenügende  Fuudierung; 
auf  bestimmte  iSätze  der  Staatüleiire  zurückzuführen. 

3.   Die  Politik  und  ihr  \  erhältuis  zur  Staatslehre. 

Die  angewandte  oder  praktische  Staatswisgenschaft  ist  die 
Politik,  d.  h.  die  Lehre  von  der  Erreichuog  bestimmter 
staatlicher  Zweeke  und  daher  die  Betrachtung  staatlicher  Er- 
Bcheinangen  nnter  bestimmten  teleologischen  Gesichtspunkten,  die 
sogleich  den  kritischen  MaliBstab  flir  die  Benrteilnng  der  Staat* 
liehen  Zostlnde  nnd  VerhKltnisse  liefern*).  Enthält  die  Staats- 
lehre wesentiieh  Erkenntnisnrteile,  so  hat  die  Politik  Werturteile 
zmn  Inhalt.  In  diesem  engsten  Sinne,  der  allein  der  Politik 
wi'^sensehaftliehe  Selbstherechtigung  sichern  kann,  i^-t  sie  erst  in 
nt  u<>t«'r  Zeit  in  der  deutschen  Wissenschaft  aufgefafst  worden, 
d.T  di«-  ««ndgilltige  Scheidung  jener  allumfassenden  antiken 
Kategorie  der  Politik  in  soziale  Staatslehre,  Staatsrechtslehre 
and  Politik  zu  danken  ist.  « 

Da  absolute  Zwecke  nur  auf  dem  Wege  metaphysischer 
Spekulation  aufgeseigt  werden  kOnnen,  so  ist  eine  empirische,  in 
sich  yollendete,  mit  allgemeiner  Überaengnugskraft  ausgestattete 

')  Uber  die  versthiedcncn  Definitionen  der  Politik  vj;!.  v.  Iloltzen- 
«lorff.  Die  Prinzipien  der  Politik.  J.  AnH.  ISTO,  S.  2  tl".  Di.'  nr'uesten 
Versuche,  den  liegrit^"  der  Politik  auszuprägen,  bei  Schiiftlr,  Ül>er 
den  wissenschaftlit  licn  i^i^riff  der  Politik,  Zeitsehr.  f.  d.  ^es.  8ta7it7-"" 
WMsenachaft,  Uli,  18»?,  S.  579  ff.,  yan  Calker.  Politik  als  Wisseu- 
scfaaft,  ms,  S.  7  f.,  Richard  Schnndt.  Allgemeine  Staatslehre^  L  190L 
S.  25  ff.,  und  V.  Majr,  Festgabe  S.  340  ff.  Bei  dem  inneren  Zusammen- 
hange  alles  staatlichen  Lebens  und  »einer  Erkenntnis  wird  eine  scharfe 
Abgrenzung  der  Politik  gegen  die  theoretische  Staatswissenschaft  kaum 
volhtändig  gelingen.  Wer  von  den  Zwecken  einer  strtatlichen  Institution 
handelt,  rnufs  vorerst  deren  Sein  und  Het;iti>:uiig  erkennen.  Namentlich 
die  Lehre  von  dem  staatlicdn  n  Leben  wird  daher  ausdrückli«  h  oder 
stillschweigend  der  Potitik  zugewiesen,  während  ^«ie  doch  ihr  nur  »o 
veit  sngehört,  als  sie  dieses  Leben  im  Hinblick  auf  die  ihm  gestellten 
Zveeke  betrachtet.  Die  Scheidung  der  beiden  Positionen  jedoch,  von 
denen  aus  die  lebendige  Bewegung  der  staatlichen  Erscheinungen  be* 
traditet  werden  kann  —  der  theoretischen  und  der  teleologischen  — 
ist  an  dem  politischen  Einzelproblem  praktisch  kaum  reinlich  durch- 
zuführen. Daher  finden  .«ich  in  der  Regel  in  jeder  eingehenden  i)oli- 
tischc-n  Untersuchung  Materien,  die  der  theoretischen  Staatswissenscdiatt 
angeh«'»ren.  Hingegen  ist  es  nietliodisch  viel  N-icliter,  bei  I)arstellun^eu 
der  theoretischen  Staat-swissenschaft  von  der  Politik  abzusehen,  da  jene 
die  Voraussetzung  dieser,  nicht  aber  umgekehrt,  bildet. 
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poUtiflche  Wissenscbaft  nicht  möglich.  Vielmehr  können  aar 
relative  politische  UnterHuchungen  wissenschaftlichen  Wert  ge> 
Winnen  y  d.  Ii.  Bolche,  die  liypotbetisch  einen  bestimmten  Zweck 
«Is  sn  erreichend  annehmen,  dabei  aber  die  Möglichkeit  anders- 
gearteter teleologischer  Benrteilnng  angeben  mUsaen.  Deshalb 
erhalten  in  der  Segel  politische  Untersochungen  einen  partei- 
mUTsigen  Charakter,  anmal  jene  Beschränkung  auf  empirische, 
relative  Zwecke  selten  an  finden  ist,  so  dafs  Qberdies  noch  der 
Oegensatz  der  metaphysischen  Zwecke  zu  dem  der  empirischen 
hinzutritt  und  in  diT  Gestaltung  der  Untersuchung'  und  der  Re- 
sultate zum  Ausdruck  kommt.  Schon  ein  flüchtiger  iUick  in  die 
politisclie  Literatur  lehrt,  dafs  der  Unterschied  der  Welt- 
anschauungen ,  der  Übe  rzeugun>;(  n  von  den  letzten  Zieleu  des 
menschlichen  Genieiniebens,  oft  unbewurst ,  den  Gang  eines  sehr 
grofsen  Teiles  der  politischen  Forschuugen  bestimmt. 

Die  Politik  als  praktische  Wissenschaft  ist  zugleich  eine 
Knnstlehre^)  und  darum  wesentlich  der  Zukunft  zugewendet, 
während  die  Staatslehre  als  Lehre  vom  Seienden  der  Vergangen- 
heit und  Gegenwart  zugekehrt  ist  Aber  auch  auf  Gegenwart 
und  Vergangenheit  können  sich  politische  Untersuchungen  er- 
strecken, um  aus  ihnen  Lehren  fttr  die  Zukunft  zu  ziehen.  Auf 
die  Gegenwart  gerichtet,  nimmt  die  Politik  den  Charakter  einer 
kritischen  Lehre  an,  der  das  Gegebene,  gemessen  an  dem  Mafs- 
fstab  ihrer  durch  teleologische  Hetraciitung  gewonnenen  Resultate 
<Mitwe<ler  ein  zu  Hewahrendes  oder  ein  Umzubildendes  ist.  Aber 
auch  die  Vergangenheit  kann  im  Hinblick  auf  bestimmte  Zwecke 
kritisch  untersucht  werden.  Ob  Handlungen  geschichtlicher  Per- 
sonen entweder  den  ihnen  vorgesetzten  oder  einen  anderen  wert- 
vollen Zweck  erreicht  oder  verfehlt  haben,  gehört  auch  in  das 
Gebiet  politischer  Betrachtungsweise.    Untersuchungen  Uber  die 

')  Wisscnscliaftlichc  Politik  mi<l  Staatskiin-^t  NM'rhaltcn  «ich  rn- 
einander  wie  jede  AufstcMun;;  ailircmfincr  Prinzipi^-n  zu  der  KiiikIc  von 
ihrer  AnwendMnp:  mif  (im  Eiiizcltall.  Sta:it-^kunst .  die  nicht  l)lors  em- 
pirisch verlälirt,  ist  dcmiiaeli  Geetaltung  konkreter  staatlicher  Verhält- 
nisse gemäfs  anerkannter  Prinzipien,  aber  unter  Berücksichtigung  der 
Eigenart  der  zu  lösenden  Aufgabe  und  sämtlicher  streng  individualisiert 
au  betrachtenden  Umst&nde,  unter  denen  sie  sich  ereignen.  Inwieweit 
solche  Kunst  auf  allgemeine  Regeln  zurflckgeführt  werden  kann,  um 
als  Leitfaden  fGr  staatsmännisches  Handeln  zu  dienen,  hängt  mit  der 
alten  Frage  zusammen,  ob  und  in  weichem  Umfang  ein  geistiges  und 
sittliches  Können  lehrbar  sei. 
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Wirknngen  der  perikleischen  Demokratie  auf  die  Fort-  oder 
SttckbUdnog  des  athenischen  Staatewesens  oder  der  snllanischen 
Diktatur  anf  den  Untergang  der  rOmischen  Republik  haben  nicht 
■iader  den  Charakter  politischer  Forschung  wie  ein  Versuch, 
den  Einflufs  des  allgemeinen  Wahlrechts  auf  das  kttnftige  Leben 
des  Deutschen  fieiches  su  bestimmen.  Darum  ist  jede  pntgma- 
tisebe  geschichtliche  Untersuchung  sugleich  auch  eine  politische 
Der,  wenn  auch  oft  unausgesprochene  lotste  Zweck  solcher  nach 
rllekwirts  gewendeten  politischen  Betrachtung  Hegt  allenlin^ 
aoch  in  der  Zukunft,  denn  nicht  nur  um  ihrer  selbst  willen, 
M  ildern  um  liegein  für  das  liandehi  in  ähnlichen  FfUlen  zu  ge- 
winnen, wird  sie  unternommen.  Darum  ist  die  Politik  nicht  eine 
Lehre  vom  Seienden,  sondern  vom  Sein-sollenden. 

Ist  nun  auch  die  Politik  ihren  Zielen  und  ihrer  Methode 
lach  von  sozialer  Staats*  und  Staatsrechtslehre  durchaus  zu 
trennen,  so  ist  anderseits  bei  dem  inneren  Zusammenhang  aller 
Gebiete  einer  Wissenschaft  die  praktische  Dissiplin  von  hoher 
Bedeutung  fttr  gedeihliche  Behandlung  der  theoretischen.  Sowohl 
die  mhende  Staatsordnung,  welche  die  sosiale  Staatslehre,  als 
sach  die  Bechtsregeln  jener  Ordnung,  welche  das  Staatsrecht  su 
utersnehen  hat,  bedttrfen  zu  ihrer  allseitigen  Erkenntnis  er- 
glmender  politischer  Betrachtnng.  In  der  Wirklichkeit  der  Er> 
scheinungen  ist  der  Staat  ja  in  steter  Bewegung  begritVen ,  von 
der  !>^»ziale  Staat*»-  und  Staatsrechtslehre  gleichsam  nur  Moment- 
bildtr  fliehen.  Alle  wichtigen  Lebensprozesse  des  Staates  aber 
sowie  alle  Sätze  seiner  Kechtsordnung  waren  vor  und  in  ihrem 

*)  Terminologisch  ist  fibrigens  das  Adj^iv  „politisch'^  lange  nicht 
10  sebarfer  Begteosung  flUiig  wie  das  Substantiv  ^Politik*.  Unter 
apolitisch"  wird  nämlich  auch  die  ganze  soziale,  kurz:  die  gesamte 
nirht-jaristische  Betrachtungsweise  staatlicher  Dinge  verstanden.  Der 
l'olitik  läfst  sich  die  Staat.-^lehre  gegenüberstellen,  aus  letzterem  Wort 
»her  ist  kein  entsprechendes  Adjektiv  zu  prSfron.  Darum  ist  der  Ge- 
brtnt  h  des  Wortes  .,politisch"  sowohl  in  eiii(>m  ei)*^(  ren  Sinne,  von  dem 
im  Text  die  Rede  ist,  als  auch  in  dem  hit'r  erörterten  weiteren  kaimi 
SD  vermeiden,  um  so  mehr  aU  die  Bezeichnung  „sozial**  für  die  nicht- 
jvistische  Seite  des  Staates  wegen  ihrer  Vieldeutigkeit  b&ufig  zu  MiTs- 
ventiadnissen  AnlaTs  geben  wflrde.  Bei  solchem  leider  unauf  hebbarem 
Mangel  der  Terminologie  ist  es  aber  wichtig,  dafs  der  Schriftsteller 
•ich  stets  klar  ist,  in  welchem  Sinne  er  jedesmal  die  Prädikate  „sosial" 
and  „politisch"  gebraucht.  Uber  die  mannigfaltige  Bedeutung  von 
«politisch''  vgL  auch  Bebm,  AUg.  Staatslehre,  S.  8  f. 
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Entstfheu  (ie^t-nstand  jMilit'rsclier  Erwägun^^eu  und  Entschlüsse; 
alle  vollendete  staatüt  lie  'l'at ,  alles  bestehende  Recht  bringt 
politische  Wirkungen  hervor.  Daher  fllhrt  gänzliches  Abstrahieren 
von  aller  Politik  zu  leeren  Ergebnissen  oder  höchstens  zur 
Kenntnis  staatlicher  iSkelette,  denen  jede  Spur  lebendiger  Gestalt 
mangelt.  In  der  theoretischen  Staatslehre  als  einer  B<'grifia- 
wissenschaft  ist  alles  abatrakt;  dan  Konkrete  wohnt  dem  Strom 
des  politischen  Lebena  inne,  der,  nnanfhaltaam  wechselnde  Gre- 
gtal ten  ersengend,  durch  die  G^chichte  flutet. 

Namentlich  aber  empfangen  staatsrechtliche  Untersuehongen 
dnreh  den  Hinblick  auf  das  politisch  Mögliche  Inhalt  nnd  Ziel. 
So  wenig  Becht  nnd  Politik  miteinander  vermischt  werden  sollen, 
HO  sehr  jederzeit  ihre  scharfen  Grenzen  zu  beachten  sind,  so  ist 
doch  ersj»ri(!f^liche  staatsrechtiicl)«'  Uiitersuchiiug  ohne  Kenntnis 
des  p(ditisch  Möglichen  ausgesclilosscu.  (Muh-  dessen  grundsätz- 
liche Beachtung  gerät  nänilich  das  Staatsrecht  n«)twendig  auf  be- 
denkliche Abwege  und  läuft  (let'ahr,  sich  in  eine  dem  Leben  und 
der  realen  Erkenntnis  abgewandte  rein  scbolastibche  Disaipiin  in 
verwandeln. 

Politische  Erkenntnis  lehrt  vor  allem  die  Grenzen  sicherer 
staatsrechtlicher  Untersuchung  feststellen.  Mit  vollem  Becht  be- 
merkt La  band,  dafs  die  Bechtsdogmatik ,  abgesehen  von  der 
Erforschung  der  geltenden  positiven  Bechtssätse,  d.  h.  der  yoU- 
stttndigen  Kenntnis  nnd  Beherrschung  des  positiven  Stoffes,  eine 
rein  logische  Denktätigkeit  ist^).  Aber  Feststellung  des  Inhaltes 
aller  Bechtssätze  ist  mit  der  reinen  Logik  nicht  möglich.  Gerade 
<lie  Grundbegrifle  des  Staatsrechtes,  die  alle  Übrigen  tragen, 
spotten  der  rein  logischi-n  l>ehandluug.  Wenn  die  niiliere  Be- 
stimmung der  Staatsform,  das  ]»rinzi jiieih'  V<*riiältnis  dei-  höchsten 
Staatsorgane  zueinander  ,  der  Kinthifs  der  g»!schichtiiclien  flächte 
auf  Fortbestand  oder  Waudei  der  Staatsverfassung  in  Frage  steht, 
so  sind  diese  Troblenie  nur  unter  eingehender  Würdigung  der 
konkreten  politischen  KrHfte  zu  Idsen,  welche  jene  grundlegenden 
Institutionen  ausgestaltet  haben.  Ein  staatsrechtlicher  Bechtssats 
kann  formell  unverändert  bleiben  und  dennoch  vermöge  der 
Wirkung  politischer  Mächte  einen  ganz  anderen  Inhalt  gewinnen. 
Das  zeigt  sich  in  vollster  Deutlichkeit  bei  einem  Bechte  von 
langer  geschichtlicher  Kontinuität.    So  hat  der  Satz,  dab  das 

Das  Staalarecht  des  Deutschen  Keiches,  4.  Aufl.  1901,  I,  S.  IX. 


Digilized  by  Google 


Erstes  Kapitel.  Die  Aufgabe  der  Staatslehre. 


17 


ea^lische  Parlainent  des  Königs  Rat  ist,  seine  rechtliche  Be- 
deutung im  Laufe  der  Jahrhunderte  fortwährend  geändert,  so  ist 
dai  Verbot  der  Kabinettsregierung  in  England  trotz  der  gegen- 
teilif^  Praxis  bis  auf  den  heutigen  Tag  nicht  aufgehoben  worden 
nnd  ftnlsert  in  der  Tat  noch  einige  untergeordnete  Wirkungen.^ 
Mit  der  formalen  Logik  allein  kommt  man  daher  leicht  zur  Zeich* 
nmig  Btaatsreehtlicher  Bilder,  denen  in  der  Wirklichkeit  der 
Dinge  gar  nichts  entspricht  In  Wahrheit  spielt  aber  die  formale 
Logik  bei  der  Feststellnng  der  staatsrechtlichen  Gmndbegriffe 
lange  nicht  die  ihr  von  der  konstruktiven  Methode  zugedachte 
Rolle.  Auch  wenn  man  absieht  von  den  staatsrechtlichen  Autoren, 
die  in  aiit'dringlicher  Weise  mit  ihrer  politischen  (Besinnung 
prunken,  so  ergibt  oft  schon  eine  oberfliichliche  lietrathtuuf^  der 
Stellung,  welche  Vertreter  der  rein  juristischen  Methode  im" 
Staatsrecht  zu  den  grundlegenden  Problemen  einnehmen,  ganz 
deutlich  ein  Bild  fester  politischer  Anschauungen,  die  sie  ihren 
Untersuchungen  zugrunde  gelegt  haben. 

Ein  wichtiger  GrrondsatSy  der  aas  solcher  Erkenntnis  folgt, 
lautet  dahin,  daCs  das  politisch  Unmögliche  nicht 
Gegenstand  ernsthafter  juristischer  Untersuchung 
sein  kann.  Mttfsig  wäre  i.  B.  eine  Untersuchung  der  Präge, 
was  Bechtens  sei,  wenn  der  deutsche  Kaiser  den  Beichskanaler 
entliUst,  ohne  einen  neuen. zu  ernennen,  oder  wenn  der  Bundesrat 
sieh  weigern  sollte,  Vorschläge  für  erledigte  Richterstellen  am 
Keiciisgericht  zu  erstatten.  Für  müfsig  halte  ich  auch  die  Er- 
J^rterungen  Uber  den  Verzicht  eines  deutschen  Bundesstaates  auf 
ein  ihm  zustehendes  Sonderreclit  trotz  eines  da^^egeii  gerichteten 
landesgesetzliclien  Verbotes Mltfsig  ist  die  Frage  nach  der 
Zolässigkeit  der  Realunion  eines  deutschen  Gliedstaates  mit  einem 
anCserdeutschen  Staat  oder  auch  der  Möglichkeit  eines  Krieges 
swisehen  den  Gliedern  einer  Personalunion  ~).  Alles  Recht  soll 
gelten,  d.  h.  die  Möglichkeit  besitsen,  in  den  Erscheinungen  ver- 
wirklicht SU  werden*  Was  nicht  Wirklichkeit  gewinnen  kann, 
soll  niemals  Gegenstand  der  Bechtsforschung  sein. 

xweiter  wichtiger  Grundsats,  den  politische  Erkenntnis 
die  Rechtswissenschaft  lehrt,  besagt,  dafs  die  Vermutung  für 


'j  Vgl.  La  band,  Das  Staatsrecht  des  Deutscheu  Keiebes,  4.  Aufl. 

1901, 1,  s.  na 

s)  Vgl.  unten  Kap.  XXL 

J«lliii*k,  Dm  BMhi  <Im  modwnen  Staate«.  I.  2.  Aufl.  2 
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die  Ko  c  Ii  t  iiiil  f  s  i  ;j;  k  e  i  t  der  Haiidluugen  der  obersten 
Staatsorgane  spricht.  Solange  niemand  zur  Einsprache  Be- 
rechtigter gegen  einen  Akt  dieser  Organe  rechtliche  Einwendungen 
erhebt  oder  ihn  fUr  unwirksam  erklärt  ^  müssen  sie  als  rechte 
mäCsig' angesehen  werden,  selbst  wenn  eine  bnchsfcäbliche  Inter- 
pretation einer  Verfassungsbestimmimg  zu  einem  anderen  Resultat 
filhren  wttrde.  Es  Ut  daher  nnangebraeht,  den  Begriff  der  Be- 
auisiehtignng  in  Art«  4  der  Beiehsver&ssnng  so  an  interpretieren, 
dafs  die  geaetaliebe  Znstllndigkeit  einer  groliien  Zahl  von  Beichs- 
hehtfrden  geradesu  ala  Terfarnngswidrig  erscheint^).  Ebenso- 
wenig ist  es  zulässig,  die  BeschlnCsfassnng  des  deutschen  Beichs- 
tages  als  eine  Kette  von  Verfassungswidrigkeiten  anausehen,  weil 
die  Mitglieder  bei  den  Abstimmungen  häuüg  nicht  in  beschlafs- 
fähiger  Zahl  anwesend  sind').  Vielmehr  gilt  der  Reichstag  als 
besfhlufstaliig ,  solange  nicht  das  Gegenteil  vom  Präsidium  der 
Versammlung  ausdrücklich  konstatiert  worden  ist.  Die  Zulässig- 
keit  der  Stellvertretung  des  Kaisers  im  Keiclie  und  des  Königs 
in  Preufseu  ist  trotz  theoretischer  B4>denken  von  keinem  hierzu 
kompetenten  Organe  angezweifelt  worden.  Die  sächsische 
Militärkonvention,  deren  Ungültigkeit  von  manchen  Seiten  be- 
hauptet wurde,  ist  tatsächlich  in  Kraft,  da  niemand  hierzu  Be* 
recbtigter  ihre  Geltung  bezweifelt^).  Die  theoretische  Ungültig- 
keitserklärung derartiger  Verhältnisse  sollte  ja  zu  der  Erkenntnis 
Athren,  dafs  das,  was  man  als  geltendes  Becht  behauptet,  diesen 
Charakter  in  Wirklichkeit  nicht  an  sich  trägt  Jene  tatsächliche 
unwidersprochene  Beehtsttbung  rnudB  aber  schliefslich  auch  fhr 
die  Theorie  neues  Becht  eneugeu,  und  so  bilden  die  angeblichen 


')  Vgl.  die  Ausführungen  von  Häuol,  Deutsches  Staatsrecht,  I, 
1892,  S.  307  f. 

^  Lab  and,  It&  828,  Note  2.  Bichtig  Bieker,  ÜberBegriflf  und. 
Methjulejlfiajillgemeinen  Staatsrechts,  Vierteljahrsschiift  für  Staats-  u. 

Volkswirtschaft,  IV,  S.  JGG.  Xaband  zieht  denn  auch  trotz  energischen 
Protestes  gegen  die  Verfassungswidrigkeit  derartiger  Heschlfisse  nicht 
die  geringste  jiraktische  Konsequenz  für  deren  flültigkeit. 

Vgl.  r;.  Meyer.  Lelirbuch  des  deutschen  Stuatareehtes.  6.  Autl., 
herausgegebeu  von  Anschütz,  t>.  2ÖC  Note  2  und  die  dort  an- 

geführte  Literatur. 

«)  Zorn,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Beiehes,  S.Aufl.,  II,  1897, 
8. 527  f.;  Hänel,  1,  S.  492  Note  5.  Dag^fen  richtig  auf  das  unbestreit- 
bare Faktum  der  Geltung  der  Konvention  hingewiesen  von  Laband, 
IV,  S.  30  Note  1;  6.  Meyer,  §  197  Note  4. 
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theor»'ti>eli«'n  VerfaHsuu^^swidrij^keiten  scliliefslicli  die  Rtnlits- 
<)rdnuii<x  seihst  für  die  vou  dem  politibcli  Möglicbeu  abselieude 
Betrachtuii^'sweise  um. 

So  hiilt  denn  der  stete  lliublick  auf  die  RealitHt  des  poli- 
tischen Lebens  die  .staatsrechtliche  Theorie  von  Abirrungen  frei. 
Anderseits  erzeugt  politische  Erkenntnis  fortwährend  die  Forderung 
nach  neuem  Recht.  Solche  Forderung  setzt  aber  gründliche 
Kenntnis  des  herrschenden  Rechtes  voraus.  Daher  hat  die  Staats- 
rechtslehre groCse  Bedeutung  fUr  die  Politik,  die  ihre  Aufgaben 
ohne  jene  nicht  erftllen  kann.  £ine  Kritik  der  g^henen  In- 
etitnte  des  (iffentliehen  Bechtes  ist  eine  politische  Aufgabe,  welche 
die  Staatsrechtslehre^  sowohl  die  allgemeine  und  spezielle  als  die 
des  Einielreehtes,  au  erfüllen  hat.  Die  Beehtswissensehaft  würde 
den  edleren  Teil  ihres  Berufes  ginslich  aufgeben,  wenn  sie  nur 
nach  rOckwMrts  gewendet  wäre  und  nicht  auch  nach  TorwXrts 
den  Mächten  der  Zukunft  den  Weg  zu  bahnen  mithülfe  'j. 

4.  KmmI-  mid  NemwisMüsehafl. 

Die  im  vorhergehenden  geschilderten  einzelnen  Zweige  der 
Staatswissenscbaften  sind  schliefslich  noch  nnter  einem  anderen 

Oesichtispunkt  zu  betrachten.  Das  ist  aber  der  Unterschied  der 
kausalen  Erkenatnisart  von  der  normativen.  Ks  ;;ibt  zwei  Arten 
von  Re<;eln :  solche,  die  den  ursiicldichen  Zusainmenlianf;  der  Va  - 
scheinun^en  kennen  lehren,  und  sodann  «liejeni^'t  ii,  wcdclie  dunii 
menschliche  Gedanken  und  Handlungen  zu  verwirklichen  sind, 
Begeln  also,  welche  ein  Sein,  und  solche,  welche  ein  3ein-sollen 
Ausdrucken. 

Auch  die  zweite  Gattung,  die  der  Normen,  ist,  wie  die 
«rata,  sowohl  Objekt  der  Beschreibung  als  auch  der  Erklärung, 
Konstatierung  der  Normen  ftlr  daa  gesellschaftliche  Handeln,  Ver* 
fitlndnis  ihres  inneren  Zusammenhangs  sowohl  untereinander  als 
auch  mit  der  Gesamtheit  der  sozialen  Kräfte,  die  sie  zum  BewuCst* 
sein  gebracht  haben,  ist  eine  der  vornehmsten  Aufgaben  sozial- 
wissenschaftlicher  Forschung.  Die  wichtigste  Gattung  der  fUr 
die  Staatswissensehaft  in  Betracht  kommenden  Normen  sind  die 


V)  Über  die  Aufgaben  einer  legislativpolitiachen  Jurisprudena  vgl, 
die  treffenden  Bemerkungen  in  der  Rektorat?!rede  von  A,  Menger, 
Ülier  die  sozialen  Aufgaben  der  Rechtswisseuäcliaft,  Itidö,  Ü.  16  Ö'. 
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Kochtsnornien.  Die  Rechtswissenschaft  ist  daher  eine  Wisbcu- 
schaft  niclit  der  Seinsj^esetze,  sondern  der  Normen. 

Dar/ins  ergibt  sich  ein  wichti^^er  methodolofjischer  Unter- 
»cbied  zwischen  sozialer  8taatslebre  und  Staatsrechtslehre.  Die 
entere  bat  das  gegenständliche,  historische,  wie  auch  wohl  uicht 
ganz  zutreffend  gesagt  wurde,  das  natürliche  Sein  des  Staates, 
die  letztere  hingegen  die  in  jenem  realen  Sein  zum  Ausdruck 
kommen  sollenden  Rechtsnormen  zum  Inhalt.  Diese  Normen  sind 
nicht  ohne  weiteres  Wirkliches,  sondern  ein  durch  ununter* 
brochene  menschliche  Tat  zu  Verwirklichendes.  Mit  dieser  wich- 
tigen Erkenntnis  ist  einer  Vermischung  beider  Teile  der  Staats- 
lehre ein  ftor  allemal  Torgebeugt. 

Auch  die  praktische  Staatswissenschaft  hat  Normen  zu  ihrem 
Inhalt.  Die  Politik  erkennt  wie  das  Kecht  nicht  ein  Sein,  sondern 
ein  Sein>olleniles.  Doch  ist  /wisclien  den  Normen  des  Rechts 
und  denen  der  Politik  ein  tiefgreifender  Unterschied  vorhanden, 
der  jede  Vermenguug  beider  ausschliefst.  Die  Recbtsnormeu 
nämlich  sind  ^^  Itende,  d.  h.  in  Kraft  stehende  Nonnen,  denen 
Garantien  ihrer  Erfüllung  zur  Seite  stehen.  Diese  Geltung  erhebt 
sie  zu  einem  Teile  des  Seienden,  so  daüs  sie  eine  Doppelstellnng 
einnehmen.  Das  positive  Becht  unterscheidet  sich  von  irgend- 
welchen anderen  Willensnormen  dadurch,  dab  es  als  reale  Macht 
bestimmte  berechenbare  Wirkungen  atisttbt  Darum  ist  das  Recht 
dieser  Seite  nach  Gegenstand  der  Wissenschaft  vom  Seienden. 
Rechts-  und  wirtschaftgeschichtliche  Untersuchungen,  sozialpolitische 
Kritik  der  gegebenen  Zustände  usw.  betrachten  das  Recht  als 
einen  tatsäcldiclien  Faktor  des  \'(>lkslel>eiis ,  sind  ansschlief>lirh 
dein  Seienden  im  Rechte  zugewandt.  Nanientlicli  die  GeM'liichte 
wird  das  Reclit  nur  nach  dein  Mafse  seines  realen  Seins,  der 
tatsächlichen  Wirkungen  messen  können,  die  es  hervorgebracht 
hat,  da  alles  Sollen  seiner  Natur  nach  sich  nur  in  der  Zukunft 
entfalten  kann. 

Politische  Normen  hingegen  gelten  nur  kraft  freier  An- 
erkennung; sie  haben  keine  andere  Macht,  sich  durchzusetzen^ 
als  die  in  jedem  hierzu  berufenen  Individuum  selbständig  auf- 
tretende  Überzeugung  von  ihrer  inneren  Notwendigkeit;  sie 
kennen  niemand  aufgedrungen  werden.  Rechtsnormen  sind, 
Grenzfälle  ausgenommen,  stets  unzweifelhaft;  politische  sind  in 
der  Regel  Gegenstand  des  Zweifels,  denn  allgemein  gültige  poli- 
tische Kegeln  können  schon  deshalb  uicht  aufgestellt  werden^ 
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weil  alle  konkreten  politiflchen  Zwecke  entweder  relativ  oder 
metaphjsiBchy  in  beiden  Füllen  aber  Gegenstand  individuellen 
oder  parteimftbigen  Meinens  nnd  Glaubens  sind. 

5.  Begrennug  der  Aifgmbe  eiier  all^«eimeii  Staatalehre. 

Der  Staat  ist  zwar  eine  allgemein  Tncnschliche  ErKchciiiuiig, 
allein  keineswegs  läfst  sich  ein  oinheitliclier ,  gemeinsamer  Ur- 
sprung aller  Staaten  behaupten.  Die  AufUnge  grundlegender 
inenschlicher  Institutionen  sind  uns  in  Dunkel  gehüllt.  Zwar  hat 
sich  ethnologische  und  prUhistoriscIie  Forschnng  in  neuester  Zeit 
energisch  der  Lögung  des  RJitsel-.  der  menschlichen  Urgeschichte 
angewendet.  Doch  sind  die  sicheren,  jedem  Zweifel  entrtickten 
Resultate  trota  einer  reichen^  auf  umfassendem  Material  fulsendeu 
Literatur  sehr  dürftig.'  So  steht  vor  allem  in  dem  am  meisten 
durchforschten  Gebiete,  in  der  Lehre  von  der  Entstehung  der 
Familienverh&ltnissei  Ansieht  gegen  Ansicht,  ohne  dats  irgend- 
eine als  die  durchschlagende  bezeichnet  werden  konnte.  Kon- 
struktionen aller  SortfMi  vertreten  die  Stelle  von  Beweisen,  daher, 
jeder,  der  die  Entwicklung  nienHchlicher  Gemeinverhältnisse  zum 
besseren  VerstUndnis  der  historischen  Erscheinungen  oder  fjar, 
um  den  zukünftigen  Gang  der  Geschichte  zu  bestimmen  ,  ah  ovo 
kennen  lernen  zu  müssen  glauht.  in  der  Lage  ist,  für  apri*>ristisclie 
Theorien  aller  Art  sowie  aucli  für  soziale  und  politische  For- 
derungen der  verschiedensten  Färbung  aus  der  Menge  des  Stoffes 
das  ihm  Passende  auszusuchen. 

Bei  solcher  Sachlage  ist  fllr  die  staatswissenscbafUiche 
Forschting  nur  eine  zweifache  Möglichkeit  gegeben.  Entweder 
man  begibt  sich  auf  den  Boden  schwankender  Hypothesen ,  um 
ein  Glaubensbekenntnis  Uber  die  Anfilnge  der  gesellschaftlichen 
Institutionen  abzulegen,  oder  man  entsagt  solchem  Beginnen  in 
der  Überzeugung,  dafs  es  vom  Standpunkt  unserer  heutigen  (und 
wahrscheinlich  auch  künftigen)  Kenntnisse  unmöglich  ist,  irgend- 
eine  somalwissenschaftliche  Dissiplin  derart  an  fundieren,  dafs 
man  den  ganzen  Umwandluugsprozefs  der  von  ihr  zu  erklärenden 
Erscheinungen  von  ihren  ersten  Antllngeii  au  mit  Sicherheit  dar- 
zustellen in  der  Lage  wäre.  Die  zweite  Alternative  zu  ergreifen, 
ziemt  dem  wissenschaftlich  besonnenen  Forscher,  der  nicht  selb- 
ständige Untersuchungen  über  Jen«'  Urgeschichte  anstellen  will, 
sondern  auf  die  Verwertung  ihrer  Kesultate  fllr  .seine  Zwecke 
angewiesen  ist. 
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Derartige  Beschränkung  kann  aber  um  so  leichter  geübt 
werden,  als,  wie  später  eingehend  nachgewiesen  werden  wird, 
die  weitere  Auogestaltung  einer  mensehliehen  Institation  keines* 
wegs  von  ihrem  Ursprung  abhängt,  Tielmehr  von  ein  nnd  dem- 
selben AusgangBpnnkte  ans  ein  und  dasselbe  Institut  in  der 
mannigfachsten  Weise  stcb  umbilden  kann,  was  übrigens  ohne 
weiteres  von  all  denen  zugegeben  werden  mnfs,  die  diese 
Mannigfaltigkeit  auf  eine  ursprüngliche  Einheit  zurtlckzuftthreu 
bestrebt  sind. 

Eine  zweite  Begrenzung  unserer  Aufgabe  liegt  darin,  dafs 
sie  im  wesentlichen  nur  die  Erscheiuuii<;('n  der  heutigen  abend- 
Ilindischen  Staatenwelt  und  deren  Vergangenheit  insoweit,  als  es 
zum  Verständnis  der  Gegenwart  nötig  ist,  als  JForsclnuigsobjekt 
betrachtet.  Diese  Staaten  bilden  in  ihrer  gansen  historischen 
Entwicklung  einen  selbständigen  Zweig  der  gesamten  Staaten- 
familie.  Allerdings  hat  die  asiatische  Staatenwelt  gemeinsame 
Wnrseln  mit  der  abendländischen,  aber  sie  hat  sich  dennoch 
•unabhängig  von  ihr  entwickelt.  Auf  Hellas  und  Rom  hat 
zweifellos  orientalische  Kultur  eingewirkt,  und  demgemäfs  sind 
politische  Einrichtungen  Ägyptens,  Persiens  usw.  fttr  jene  Staaten- 
bildnngen  von  Bedeutung  geworden.  Eingehende  Untersuchung 
und  Berücksichtigung  der  altorientalischen  Sti»aten  ist  aber  un- 
möglich, weil  das  uns  bekannte  Material  über  sie  viel  zu  gering 
ist,  um  ein  mehr  als  oberflJU hliclies  Urteil  gestatten  zu  können. 
Nur  die  äufsersten  (innid/.ügc  der  aitorientalischen  Staats- 
verffussungen  sind  uns  bekannt;  jede  detaillierte  AusgChtaltung 
und  historische  Entwicklung  der  einzelnen  Institutionen  aber,  aut 
die  es  ja  hier  vor  allem  ankommt,  ist  uns  meist  gänzlich  ver- 
schlossen ,  und  was  als  Detail  geboten  wird ,  ist  nichts  als  sub- 
jektive Konstruktion  der  Geschichtsforscher.  Was  wir  von  dem 
alten  Orient  wissen,  kann  daher  in  den  meisten  Fällen  nur  als 
Illustration,  nicht  aber  als  sicheres  Fundament  einer  streng 
wissenschaftlich  und  daher  auf  möglichst  sicherer  Basis  auf- 
bauenden Staatslehre  dienen.  DbSb  die  antoehthonen  amerika- 
nischen, afrikanischen  und  polynesischen  Staatenbildungeu  mit 
den  abendländischen  keinen  nachweisbaren  Zusammenhang  haben, 
bedarf  krint-r  nliheren  Ausführung.  Der  Hinblick  auf  sie  kann 
daher  nur  zum  Zweck  des  Beispiels  oder  der  Korrektur  un- 
zulässiger Verallgemeinerungen  dienen. 

In  solcher  zeitlichen  und  räumlichen  Beschränkung  der  Auf- 
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^ab«'  li«'gt  aber  keineswegs  eine  Uuvollkommenheit  oder  wenig- 
stens keine  jrröfsere  als  in  allen  auf  historisLhem  Boden  er- 
wachseneu Disziplinen.  Denn  d'w  (Jeschiclite  ist  und  bleibt  stets 
ein  Frarrment.  Die  ganze  geschichtliche  Vergangenheit  als  Grund' 
läge  wissenfichafUidier  Erkenntnis  fonlern^  heilst  Unmögliches 
Tcrlangen  oder  einer  Spekulation  die  Wege  ebnen,  die  ihrem 
bleibenden  Werte  nach  sich  in  nichts  von  den  phantastischen 
GeachichtskonBtmktionen  der  früheren  Zeit  nnterseheidet,  die  wir 
heute  höchstens  noch  als  Knriositftten  betrachten.  Aber  anch  die 
Nicht-  oder  doch  geringere  Berücksichtigung  der  nichtabend- 
Undischen  Staaten  der  Vergangenheit  und  Oegenwart  bedeutet 
keine  Minderung  des  wissenschaftlichen  Wertes  dieses  Werkes. 
Einmal  deshalb,  weil  wir  Uber  diese  Staaten  keine  genügende, 
auf  die  genaue  Kunde  ihn»r  Geschichte  gestützte  Kenntnis  haben. 
J>«»dann  aber,  weil  aus  der  vergleiclienden  Hetraclitung  von  ge- 
-^t  hiclitlich  und  sozial  unzusammenhUngenden  Bildungen  sich  keines- 
wegs tietere  Einsicht  in  das  Wesen  der  staatlichen  Erscheinungen 
überhaupt  ergibt,  sondern ,  wie  im  niichsten  Kapitel  näher  aus- 
geftihrt  ist,  nur  allgemeinei  aber  inhaltsleere  Sätze  von  geringem 
Erkenutniswert  gewonnen  werden  können. 

Die  dritte  €h«nse  dieser  Darstellung  liegt  darin,  dafs  von 
ibr  die  Politik  aufgeschlossen  bleibt.  Nicht  in  dem  Sinne,  dals 
politische  Erörterungen  vermieden  wären,  was  ja  den  voran- 
gehenden Bemerkungen  Uber  das  Verhältnis  der  Politik  cur 
Staatslekre  stracks  widerspräche.  Wohl  aber  ist  auf  die  Politik 
nur  so  weit  Btteksicht  genommen,  als  es  sum  besseren  Verständnis 
der  theoretischen  Untersuchungen  notwendig  ist.  Eingehende 
Berücksichtigung  haben  aber  die  Grenzgebiete  erfahren,  die  unter 
verschiedenen  Gesichtspunkten  sowohl  der  Staatslehre  als  der 
Politik  zuzuweisen  sind:  die  J^eliren  v(m  der  Kechttertigung  und 
dem  Zwecke  des  Staates,  ohne  welche  auch  eine  vollendete  theo- 
retische Erkenntnis  des  Staates  nicht  möglich  ist. 
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1.  Notwendigkeit  nethodologisoher  Unteraneliing. 

Wer  heule  au  die  Untersuchung  sozialer  Orundprobleme 
geht,  dem  tritt  s<»;j:leicli  der  Mang(d  einer  in  die  Tiefe  dringenden 
Methodeulehre  fühlbar  entgegen.  Die  btaatswissenHchaftliche 
Literatur  zeigt  in  diesem  Punkte  die  gröfste  Verwirraug,  weil 
ein  grofüer  Teil  der  Schriftsteller,  darunter  solclip,  denen  ver- 
dienstvolle Förderung  des  Details  zu  verdanken  ist,  sieb  Uber- 
banpt  nicbt  klarmaeben,  welch  groCse  Schwierigkeiten  einer 
Bearbeitung  der  GrundphXnomene  entgegenstehen,  wie  viel  feine 
Unterschiede  sa  beachten  sind,  wie  sehr  wir  gerade  anf  diesem 
Gebiete  verleitet  werden,  Bilder  nnd  Analogien  für  reale  Wahr- 
heiten zu  halten«  Zu  einer  systematischen,  umfassenden,  alle 
Schwierigkeiten  berührenden  Logik  der  Soslalwlssenschaften  ist 
in  ahnlicher  Weise,  wie  es  in  neuerer  Zeit  mit  Erfolg  fllr  die 
Naturwissenschaften  geschehen  ist .  bisher  kaum  der  Anfang 
geniai  ht  worden  Und  diese  AnfÄnge  beziehen  sich  Uber- 
wiegeud    auf    die    Geschichtsforschung  ^j,    die    politische  Öko- 

^)  Unter  Staatslehre  wird  in  diesem  Kapitel  die  allgemeine  .und 
spesielle  Staatslehre  in  dem  oben  S.  9 1  entwickelten  Sinne  verstanden. 
Ausgeschlossen  bleibt  demnach  die  Methodik  der  individuellen  Staats- 
lehre. 

Über  Methodik  der  Cieisteswisscnscliafton  im  allerem  einen  handeln 
nam«Mitli(li  J.  St.  Mill,  System  iler  ileduktivtn  und  indukti\ en  Logik. 
Übcrs^etzt  von  Schiel,  II,  G.  Buch:  Sigwart,  Logik,  2.  Aull.  lsu3,  II, 
§  104;  W.  Dilthey,  Einleitung  in  die  Geisteswissenschafteu,  I,  1888; 
Wundt,  Logik,  2.  Aufl.,  U> 

*)  HervoTsuheben  ans  der  neueren  Literatur  sind  6.  Simmel,  Die 
Probleme  der  Geschichtsphilosophie,  2.  Aufl.  1905;  Rickert,  Geschieht«- 
Philosophie  in  der  y,Philosoplii<  im  Beginn  des  20.  Jahrb.",  II,  S.  .'iC,  ff. : 
Bernheimi  Lehrbuch  der  historischen  Methode  und  der  Gcddiichta- 
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Bomie^),  Gesellschaftslebre ^)  und  Statistik^),  auf  die  Staatslehre 
aber  nur  in  sehr  geringem  Mafse^).  Daher  konnte  anf  ihrem 
Gebiete  bis  in  die  Oogenwart  herab  jeder  haltlose  Einfall,  sofern 
er  nur  mit  Sicherheit  Torgetragen  wnrde,  wissenschaftliches  An- 
sehen gewinnen  nnd  emstlieh  diskutiert  werden.  Behauptung 
wurde  ftlr  Tatsache,  Überzeugung  ftkr  Beweis  genommen.  Unklar' 
beit  galt  f^r  TiefiBinn,  willktirliche  Spekulation  ftlr  höhere  Er- 
kenntnisart. Das  ist  auch  der  vornehmste  Grund,  warum  in  der 
Geschichte  der  Literatur  der  Staatslehre  sich  in  der  ncuosten 
Zeit  eine  so  grofse  Lücke  auf«^et;in  liat ,  so  dafs  in  den  h'tzten 
Jahrzehnten  kein  systematisches  Werk  auch  nur  einigermafsen 
Ansehen  zu  erringen  vermocht  hat.  Die  alten ,  unsicheren 
Methoden  oder  vielmehr  die  alte  Methodenlosigkeit  genügen  den 
Anforderungen  der  Gegenwart  nicht  mehr.  Die  neuen  Methoden 
sind  aber  erst  im  Werden;  deshalb  sucht  man  sich  mit  den 

philosophi«'.  3.  Aufl.  1903,  daselbst  auch  umfassend**  Litoraturangaben; 
Windel  band,  Geschichte  und  Naturwissenschaft,  1^;U4;  v.  Helow, 
Die  neue  hi-torisdio  Methode,  Hist.  Zeitschr.  Bd.  81,  1898,  S.  193—273; 
Ed.  Meyer,  Zur  Theorie  und  Methodik  der  Geschichte,  1902;  Groteu- 
felt.  Die  Wertschätzung  in  der  Geschichte,  1903;  Lindner,  G^chichts- 
philosophie,  2.  AoiL  1904. 

>)  Vgl.  K.  Menger,  Untersuchungen  Aber  die  Methode  der  Sosial- 
Wissenschaften  und  der  politischen  Ökonomie  insbesondere,  1888;  Gustav 
Cohn,  System  der  Nationalökonomie,  1885,  I,  S.  1  ff.:  Ad.  Wagner, 
Grundlegung  der  politischen  Ökonomie,  3.  Aufl.,  I 1893,  §  54  ft". ; 
8<' Ii  ni  o  1 1  er,  Art.  Volkswirtschaft,  Volkswirtsclmftsb'hre  und  -inethode 
im  liWß.  der  .>t:iHtswissen.schaften,  Vll,  8.  543  tt.  Keiche  Literatur- 
aogaben  in  den  beiden  letztgenannten  Werken. 

-)  Zum  Teil  die  in  den  vorhergehenden  Noten  Genannten.  Aufser- 
dem  besonders  Stammler,  Wirtschaft  und  Recht  nach  der  mate> 
rialistisehen  Geschichtsanfüusung,  1896;  Barth,  Die  Philosophie  der 
Oesehichte  als  fiosiologie,  I,  1897. 

•)  VgL  O.  Rüraelin,  Zur  Theorie  der  Statistik  (Reden  und  Auf- 
sitze, 1875),  S.  208  flF.;  G.  Mayr,  Die  Gesetzmäfsij^keit  im  Gesell  seh  afts- 
l'U'u.  1877,  S.  1  rt".;  G.  v.  Mayr,  Theoretische  Statistik,  1897  (IIB.  des 
ort.  Rechts.  Kinli'itunfTsband,  herausg.  von  M.  v.  Sejdel,  V)  und  die  da- 
selbst angetiilirte  f^iteratur. 

*)  Die  liicrhcrgebörigen  Untersuchungen  beziehen  sich  in  der  Kegel 
auf  die  Methodik  des  Staatsrechts.  Vgl.  über  sie  mein  System  der 
Subjektiren  OflentUehen  Rechte,  Kap.  III.  Femer  handelt  Ober  die 
Methode  des  allgemeinen  Staatsrechts  Rick  er  in  dem  oben  8.  18 
«tiaten  Aufsati.  Von  philosophischer  Seite  werden  bei  Laak,  Rechts- 
philosophie, in  der  „Philosophie  im  Beginn  des  20.  Jahrhunderts",  II, 
1906,  S.  27  £,  auch  die  methodischen  Probleme  der  Staatslehre  berührt. 
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(Jrnn<lbe{;riH"(Mi  abzufinden,  so  gut  es  eben  geht,  um  das  Haupt- 
interesse der  Detailt'orsrliung  zuzuwenden.  Da  diese  aber  in 
wichtigen  Punkten  aus  jenen  (hundbegrift'eu  deduzierend  verfahrt, 
so  sind  schwerwiegende,  gede^ililichen  Fort8chritt  hindernde  Irr- 
tümer iinvermeidlich.  Deslialb  roufs  heute  jede  Untersuchung 
über  die  »taatlichen  Grundphänomene  mit  Feststellnog  der  metbodo- 
logischen  Priasipien  auf  Grimd  der  Besultate  der  neueren  erkenntnie- 
theoretiechen  und  logischen  Forschongen  beginnen.  Erst  dnnn 
beeitst  man  ein  sicheres  Werkieug,  sowohl  am  sich  dnrch  das 
Gestrttpp  der  früheren  Literatur  kritisch  den  Weg  su  bahnen, 
als  auch  um  zu  selbstXndiger  fruchtbringender  Forschung  su  ge- 
langen. 

Im  folgenden  sollen  daher  die  wichtigsten  Punkte  der  in 

diettem  Buche  befolgten  Methode  dargelegt  werden.  Allerdings 

nur  in  ilt*n  grfifsten  Zügen:  jedes  —  sonst  so  wünschenswerte  — 
Eindriiif:«!!  in  dm  Detail  müfste  an  Stelle  dieser  einleitenden 
Untersuchung  ein  selbständiges  Werk  setzeu. 

2.  Unterschied  der  soziahvisseuschaCtlicheu  Erkeuntnis  von 

der  uaturwissenschaftlicheH. 

Natürliche  VoigUnge  unterscheiden  sich  Ton  sosialen  dadurch, 
dafs  in  jenen  sich  die  Wirkungen  allgemeiner  Gesetse  derart 
nachweisen  lassen,  dals  das  einzelne  E2reignis  unmittelbar  als 
ReprHsentant  einer  Gattung  betrachtet  werden  kann.  Habe  ich 
das  Verhidtnis,  in  welchem  Sauerstoff  sich  mit  Wasserstoff  zu 
Wasser  verbindet,  an  einem  einzigen  Fall  unterRucht,  so  gilt  das 
Resultat  für  alle  möglichen  FäWe  derselben  Art:  kenne  ich  den  . 
Bau  eincH  einzigen  Exemplars  einer  Tiergattung,  so  ist  mir  damit 
der  aller  übrigen  Mitglieder  derselben  Spezies  bekannt.  .ledes 
naturwissenschaftliche  Lehrbueli  zeigt  uns,  dafs  sowohl  das  ein- 
zelne Geschehen  als  das  Individuum  olme  weiteres  als  KeprUsen- 
tanteu  eines  Allgemeinen  betrachtet  werden  und  darin  ihren 
wissenschaftlichen  Wert  erschöpfen. 

Ganz  anders  aber  verhUlt  es  sich  mit  dem  historischen  und 
sozialen  Geschehen').    Mag  hier  auch  immerhin  die  aus  all* 

')  Uber  historische  und  soziale  <  ie-etze  vgl.  K.  Menger.  S.  :i2  ff. : 
Lexiö,  Art.  Gesetz,  ilVVÜ.  der  btW.,  iV,  S.  2:i4  ff.;  Schmoller,  IIVVB. 
der  StW.,  VII,  S.  574  ff.;  Windelband,  Ge8ch..u.  Naturw.,  ».  21; 
8immel,  8.  67  ff.;  Bernheim,  8.  92  ff.,  99  ff,  105  ff.,  108  ff.,  140  ff.; 
Bickert,  Geschichtspbilos.,  8.89  ff.;  Engels,  Herrn  Eugen  Dflhrings 
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g-eraeinen  erkonntnistheoretischen  Priuzipieu  abgeleitete  Forderung 
existieren,  dafs  die  FuUe  der  Einzelereignisse  aufgefafst  werde  als 
die  Wirkung  fester,  im  konkreten  Vorgange  zur  Erscheiniinp:  ^o- 
langender  Geaetae:  mit  unseren  Hilfsmitteln  und  unseren  Methoden 
weiden  wir  Toranasichtlich  nicht  dahin  gelangen,  solche  Gesetze 
in  iigendwie  bedentenderem  Umiknge  festsnstellen.    Das  gilt 
nicht  nnr  von  den  den  Znaammenhang  der  Erscheinungen  er* 
klärenden  kansalen  Gesetsen,  sondern  aneh  von.  den  die  blcÜBe 
tatsMchliche  regelmäßige  Wiederkehr  bestimmter  Erscheinungen 
in  eine  feste  Formel  ausprägenden  empirischen  Gtesetsen.  Auf 
psychischem  Gebiete  nKmlich  verläfst  uns  das  Mafs,   mit  dem 
wir  natürliche  Vorgänge  messen,  oder  fllhrt  uns  doch  nicht  weit. 
Das  Ziel  der  Naturwissenschaft,  die  Qualitäten   in  Quantitiiteii  I 
zu  verwandeln,  ist  fllr  die  Welt  des  historischen  Geschehens  nicht  j 
zu   erreichen.    Wohl   sind   von   den   Geschichtsphilosopheii  der 
frtiheren  Zeit  und  den  Soziologen  der  Gegenwart  zahlreiche  Ge- 
setse  des  historischen  Gteschehens  aufgestellt  worden ;  allein  wo- 
fern es  sich  nicht  nm  gans  vage  Allgemeinheiten  handelt,  ist 
selten  auch  nur  unter  sweien  von  ihnen  Übereinstimmung  in 
einem  wesentlichen  Punkte  zu  finden.    Das  angebliche  Gesetz 
erweist  sich  in  der  Begel  als  eine  Konstruktion  auf  Grund  un- 
beweisbarer Voraussetmngen  und  ungenügender  Kenntnis  der 
Tatsachen,  Deshalb  kommen  wir  auch  niemals  dahin,  ein  künftiges 
gesell ichtlichos  Ereignis   mit   einiger  Sicherheit  zu  bestimmen, 
während    selbst   verhMltnismHfsig  verwickelte   physikalische  Vor- 
gHugi*   mit   Hilfe    naturwissenschaftlicher   Erkenntnis   im  vorau» 
berechnet  werden  können. 

Der  Grund  hiervon  liegt  darin,  dafs  soziale  Vor^^änge  niemals 
blofs  als  Wirkungen  allgemeiner  Kräfte,  sondern  vor  allem  auch 
als  Leistungen  bestimmter  Individuen  erscheinen.  Menschliche 
Individuen  unterscheiden  sich  aber  grundsätzlich  von  natttrlichen 
Kräften  dadurch ,  daCs  sie  gegenüber  der  Gleichartigkeit  dieser 
eine  unendliche  Mannigftütigkeit  aufireisen.  Alle  natürlichen 
Kräfte  sind  mebbar,  indem  wir  sie  auf  Krafteinheiten  zurttck* 
ftlbren.  Die  kleinsten  materiellen  Teile  sowohl  in  der  einfachen 
Form  des  Atoms  als  in  der  komplizierten  des  Moleküls  sind 


Umwälzung  der  Wissenschaft.  3.  Aufl.  1894,  S.  77  ff.:  W.  Freyta  j?  im 
Archiv  für  syst.  Philosophie,  VI.  1900,  S.  31Lff.;  Lindner,  Geachichts- 
philosophie,  2.  Aufl.  1904,  8.  170  fl. 
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durchaus  homogen:  ein  Atom  Kohlenstoflf,  ein  Molekül  Kohlen* 
eXnre  sind  ihren  spezifischen  Eigenschaften  nach  mit  den  anderen 
ihrer  Gattung  durchaus  identisch.  Menschliche  Individuen  hin- 
gegen sind  ins  Unendliche  verschieden;  in  jedem  von  ihnen  ist 
ein  einsiggeartetesy  nnwiederholbares  Element  sn  finden,  das  ihre 
sosialen  Leistungen  bestimmt.  Jedes  einzelne  Natnroljekt  hat 
zwar  auch  eine  individuelle  Gestalt,  die  es  von  allen  anderen 
gloieber  Art  unterscheidet.  Je  komplirierter  die  Natnrobjekte 
sind,  dosto  mehr  kommen  die  individualisierenden  Elemente  in 
iliiien  zurii  Ausdruck.  Jiei  höheren  Pflanzen  und  Tiereu  treten 
sie  jedermann  sofort  mit  sichtbarer  SchHrfe  entgegen.  Aber 
dieses  Individuelle  i>t  nicht  oder  doch  nur  in  untergeordnetem 
Mafse  Gegenstand  naturwissenschaftlicher  Forschung.  In  mensch- 
lichen Dingen  überwiegen  aber  die  individualisierenden  Elemente 
derart,  dafs  eine  sie  ignorierende  Wissenschaft  nur  dUrftige,  das 
reale  Leben  nicht  erfassende  Resultate  zu  bieten  vermag*). 

Lsfst  sich  nun  die  Grundlage  aller  sosialen  Erscheinungen» 
das  Individuum,  niemals  vOllig  berechnen,  so  ist  damit  auch  die 
Unmöglichkeit  umfassender  Erkenntnis  sosialer  Gesetse  dargetan. 
Jede  geschichtliche  Tatsache,  jede  sosiale  Erscheinung  bietet  bei 
aller  Gleichartigkeit  und  Ähnlichkeit  mit  anderen  doch  stets  ein 
Element  individueller  Bestimmtheit  dar,  das  sie  von  allen  anderen, 
wenn  auch  noch  so  nah  mit  ihnen  verwandten  spezifisch  unter- 
scheidet. Kein  soziales  Ereignis  ist  blofs  Repnisentant  einer 
(iattung,  sondern  zugleich  etwas  nur  einmal  Daseiendes,  niemals 
mehr  in  genau  derselben  Form  Wiederkehrendes,  wie  denn  über- 
haupt in  der  unabsehbaren  Fülle  menschlicher  Individualitäten 
niemals  dasselbe  Individuum  sich  wiederholt. 

3.  Die  Forschung  nach  den  Typen  in  der  ISoxialwiMenschat'L 

Trota  dieser  Mannigfaltigkeit  ist  aber  die  Differens  zwischen 
den  Individuen  nicht  so  bedeutend,  dafs  nicht  gewisse  Ähnlich- 
keiten in  ihrer  psychischen  Ausgestaltung  stattfKnden.  Neben 

den  individualisierenden  sind  auch  weitgehende  gemeinsame 
Elemente  in  ihnen  enthalten.    Fehlten  diese,  so  wäre  es  Uber- 

0  Die  Möglichkeit  der  Erkenntnis  allgemeiner  Urteile  Aber  histo- 
risch-soziale Erscheinungen  und  gemeingfiltiger  Gesetse  ihres  G^esehehMu 
«oll  daher  mit  Rücicsicht  auf  die  identischen  Elemente  in  ihnen  nicht 

geleugnet,  wohl  aber  ange^^weifelt  werden,  daf^s  aus  ihnen  wegen  ihrer 
Inhaltsleere  erheblicher  wisseuschaftlicher  Nutzen  gezogen  werden  kann. 
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haupt  uicht  möglich,  zu  einer  wisseuscliaftlichen  Aussage  Uber 
menschliche  Dinge  za  gelaDgen.  Triebe ,  Fiihigkeiten,  Aulagen 
nnd  bis  zu  einem  gewisaen  Ghnde,  sei  es  allen  Menschen,  sei  es 
einem  weiteren  oder  engeren  Kreise  unter  ihnen  gemeinsam- 
All  nnsere  Lehensklngheit  bemht  anf  der  Erkenntnis  des 
Gleichartigen  in  der  mensehlichen  Natnr,  all  unser  Schaffen  nnd 
doigen  Air  die  nahe  nnd  ferne  Znknnft  anf  der  Oberungnng, 
dals  in  der  Mannigfaltigkeit  der  menschlichen  Dinge  sich  dennoch 
stets  ein  Identisches,  Yon  der  Besonderheit  der  Individuen  Un- 
abkSngiges  offenbart. 

Mit  dieser  ?]rkenntnis  ist  der  sozialwisseuschaftlicheu 
Forsclmng  Weg  und  Ziel  ^rewiesen.  Bei  natürlichen  Vor^rUngen 
derselben  Art  überwiegen  für  das  wissenschaftliche  Interesse  die 
identischen  Elemente,  während  diese  bei  sozialen  durch  die  iudi- 
Tidnalisierendou  £lemente  derart  zurUckgedrttngt  werden,  da(s 
toiiales  Heschehen  sich  niemals  in  identischer,  sondern  nur  in 
analoger  Weise  wiederholt.  Die  erklärende  Naturwissenschaft 
kann  daher  die  indiTidnalisierenden  Elemente  in  greisem  Umiknge 
ignorieren:  sie  kann  mit  Erfolg  das  Identische  in  den  Er* 
fcheinnngen  festhalten.  Soaiale  Vorgttnge  gleicher  Art  bieten 
aber  nor  in  eng  begrenstem  Malse  Identitttten,  überwiegend  nur 
Analogien  der  Forschung  dar.  Daher  können  allgemeine  Gesetze 
hier  niemals  die  Einzelerscheinnng  erklären:  sie  darf  niemals 
blofs  als  Verwirklichung  eines  Allgemeinen,  das  in  ihr  rein  zur 
Erscheinung  kommt,  betrachtet  werden,  widrigenfalls  mau  uur 
eiije  ^anz  scliiefe  und  unzulängliche  Vorstellung  von  ihr  erhalt» 
Was  mit  richtigem  Blicke  der  römische  Jurist  vom  Zivilrecht  be-  ♦ 
hauptet  hat:  dafs  in  ihm  jede  Definition  gefährlich  sei,  weil  es 
nicht  schwer  fiUlt,  sie  umzuBtofsen,  das  gilt  von  allen  all» 
geoMinen  8ätzen  auf  dem  Gesamtgebiete  der  Gesellschaftswissen* 
•ehaften.  Die  Falle  des  Lebens  IftliBt  sich  eben  nicht  in  enge 
Sehäblonen  pressen.  Erweitert  man  aber  diese  Schablonen,  sa 
sind  sie  entweder  so  nichtasagend  und  selbstverstKudlich ,  dafs- 
sie  kaum  noch  wissenachaftlichen  Wert  besitzen,  oder  so  un- 
richtig, dafii  auch  oberflichliche  Kritik  sie  ohne  weiteres  zu  ver-* 
neinen  vermag^). 

Vorzügliche  Ausführungen  über  die  „ewigen  Wahrheiten**  auf 
hi«tori8ch-sozialem  Gebiete  bei  Engels  a.  a.  O.  8.  83  ff.,  die  allerding;? 
merkwürdig  mit  den  Marx -Engelsschen  Versuchen  einer  cudgültigea 
Geachichtskonatruktion  im  sozialiatiachen  Sinne  kontrastieren. 
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Ist  nun  aber  der  Gesamtlauf  des  historischeu  Gescholioiis 
bei  der  Natur  unserer  wissenschaftlichen  Mittel  und  Methoden 
in  ondgUltiger  Weise  Uberhaupt  nicht  so  erfassen,  so  verringern 
«ich  doch  die  der  Erkenntnis  sich  entgegenatellenden  Sohwierig^ 
ketten  I  wenn  man  bestimmte  Seiten  des  mensehlichen  Gemein- 
lebens hervorhebt  und  der  Erfonchoog  nntenrirft.  Alle  solehe 
wissensehafUtche  Isolierting  ist  swar,  weil  das  Leben  in  an- 
gebrochener Einheit  zeigt,  was  der  Verstand  trennt,  von  vom' 
herein  mit  gewissen  Fehlem  behaftet,  die  indes  ohne  Mühe  diireli 
die  besonnene  Überlegung  ausge^^lichen  werden  köuneo,  dafs  die 
so  Ol  langt»'  lOrktuntnis  nicht  die  «Midgültige  ist,  sondern  fort- 
wähieiid  der  Korrektur  durch  die  Verbindung  mit  den  durch 
die  tiieoretii>che  luolierung  des  übjekteb  uusgeschiedeuen  Uebieteu 
bedarf. 

Hei  solcher  Isulieruug  werden  nun  aus  dem  Bereiche  des 
Individuellen  weite  Strecken  gleichsam  abgeschnitten,  so  dafs  das 
Verhttltnis  der  generellen  zu  den  individuellen  Faktoren  an* 
l^ansten  der  ersteren  steigt  So  wird  s.  £*  der  Jurist,  indem  er 
das  Rechtsleben  des  Volkes  isoliert,  die  Individuen  nur  in  ihrem 
Verhältnis  sur  Rechtsordnung  betraehten,  bei  welchem  Vei&hren 
«ine  Falle  der  bedeutsamsten  Unterschiede  unter  den  Mensehen 
ignoriert  werden  und  bis  au  einem  gewissen  Grade  ignoriert 
werden  kOnnen.  Der  Mensch  wird  nach  Alter  und  Geschlecht, 
nach  Beruf  und  Stand,  nach  sorgfältiger  und  leichtsinniger,  nach 
böser  und  lahrlUssiger  Handlungsweise  vom  Kecht  erfnfst  und 
beurteilt.  Die  feineren  Nuancen  der  Persönlichkeit  aber  entgehen 
dem  Blicke  des  Richters  und  Kechtslehrers.  Ihnen  genügen  Caius 
und  Titius,  der  Kläger  und  der  Bekhigte.  die  in  ähnlicher  Weise 
eiu  Allgemeines  darstellen  wie  die  Töne  in  der  Akustik  oder  die 
Farben  in  der  Optik.  In  der  Wirklichkeit  des  Lebens  aber 
individualisieren  sich  alle  Reehtsgesohitite  und  Delikte,  da  gilt  der 
alte  Sats:  si  duo  faeiunt  idem,  non  est  idem.  Die  Kiufe,  die 
auf  dem  Wochenmarkte  abgeschlossen  werden,  fallen  für  den 
Juristen  der  grofsen  Mehrsahl  nach  unter  ein  und  denselben 
Typus.  Nach  ihren  wirtsehaftliehen  Voraussetaungen  und  Zwecken, 
ihrer  Bedeutung  fttr  eine  jede  einaelne  Haushaltung  findet  aber 
auch  unter  ihnen  die  grOfste  Mannigfaltigkeit  statt,  die  fllr  den 
von  hohem  Interesse  ist ,  der  den  Verkehr  des  täglichen  Lebens 
nach  seiner  volkswirtsch.irilifheu,  statistischen,  hygienischen  usw. 
äeite,  die  der  juristiscbeu  Betrachtung  eutgeheu,  kenuen  lernen 


DIgilized  by  Google 


Zweites  &apüeL  Die  Methodik  der  Stuttiefare.  81 


will.  Und  sicherlich  ist  der  Jurist,  der  seine  Betrachtiinj^^weise 
der  Leliensverhältnisse  fUr  die  einzig  richtige  hHlt,  keiu  Mann 
der  Wissenschaft  im  ▼oUen  Sinne«  Gttht  doch  alle  Umbildung 
und  Fortbildung  des  Beebtas  in  erster  Linie  von  der  Erkenntnis 
dessen  ana,  was  vor  und  hinter  dem  Rechte  liegt 

Ist  aber  auch  bei  dem  isolierten  Objekt  die  Wirkung  der 
Individualisierenden  Elemente  verhSltnisrnttTsig  geringer  ^  so  fehlt 
sie  doch  auch  in  solchem  Falle  nicht.  Daher  die  vielen  Aus- 
nahmen ,  welche  die  Rechtsregeln  durchbrechen.  Daher  die  Er- 
scheinung, dafs  der  Gesetzgeber  im  l'rivatrecht  zwar  ReohtstypiMi 
aufstellt,  aber  dem  Privatwillen  weitgehende  Abweichungen  vom 
Typuj*  gestattet :  das  disj)Ositive  Recht  ist  das  Erzeugnis  des 
Individualismus,  der  auch  das  Ixechtsleben  durchdringt.  Im  Straf- 
recht  dienen  die  relativen  Stra£uidrohungen}  die  Strafzumessungs- 
ond  AusschlieisungsgrUnde  dazu,  um  das  streng  individuelle  Element 
im  Delikt  zom  rechtlichen  Ausdruck  zu  bringen.  Je  allgemeiner 
ein  Bechtsaats  ist^  desto  mehr  Ausnahmen  von  ihm  mttssen  fest- 
gestellt werden,  desto  weniger  kann  man  mit  Bestimmtheit  darauf 
rechnen ,  ifan  durch  den  Einselfall  bestxtigt  su  finden.  An  der 
Klippe  der  individualisierenden  Elemente  scheitert  jeder  Versuch 
weitgehender  Generalisierung  im  Bechte.  Das  Naturrecht,  aus 
lauter  allgemeinen  Sätzen  bestehend,  die  entweder  gar  nicht  oder 
ttii^nds  vollständig  verwirklicht  werdeu,  ist  darum  das  schärfste 
Gegeubild  zum  positiven  Rechte. 

Ähnlich  wie  mit  den  rechtlichen  verhält  es  sich  aber  mit 
den  staatlichen  Verhiiltuisseii ,  sowohl  mit  der  historischen  Er- 
scheinung des  Staates  selbst  als  mit  den  einzelnen  staatlichen 
Gliedern  und  Funktionen.  Jeder  Staat,  jedes  Staatsorgan,  jeder 
Vorgang  im  Staate  ist  zunächst  etwas  völlig  Individnellee.  Isoliert 
man  aber  die  staatlichen  Erscheinungen,  so  springen  auch  bei 
ihnen  allgemeine,  in  allen  wiederkehrende  Elemente  ins  Auge, 
die  nach  wimenschaftlicher  Erkenntnis  verlangen.  In  dem  Bau 
und  in  der  Zusammensetsung  der  Staaten,  in  ihrem  Wirkungs- 
kreise finden  wir  vermöge  gewisser,  durch  Isolierung  des  Olijektes 
su  erkennender  identischer  Elemente  weitgehende  Analogien.  So 
können  denn  die  Staaten  klassifiziert  und  ihre  Institutionen  ein- 
heitlichen  Bejuritlen  iiiitergeordnet  und  damit  eine  Wissenschaft 
vom  Staate  geschatien  werden.  Allein  auch  von  dieser  Wissen - 
schalt  darf  nicht  Übersehen  werden,  dafs  kein  Staat  und  keine 
staatliche  Institution  blofs  die  Verwirklichung  eines  Abstraktums 
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odvr  die  Wiedel  liolung  von  etwas  bereits  Dap:eweseueTn  ist.  Das 
Frankreich  Ludwigs  XIV.,  das  l'reufsen  Friedrich  Willitdms  III. 
und  das  Kufsland  Alexanders  III.  sind  niclit  etwa  hlofs  drei  ver- 
schiedene Beispiele  des  Typus  der  absoluten  Monarchie.  s(m<lern 
auch  drei  von  Grund  aus  verschiedene  staatliche  BilduDgen. 
Kraft  der  die  Identitäten  Uberwiegenden  individualiderenden 
Elemente,  die  um  so  schärfer  hervortreten,  je  mehr  man  die» 
Gesamtheit  der  Bedingungen  nnd  Beaiehnngen  des  konkreten 
Einxelstaatslebens  ins  Ange  fabt,  gibt  es  anch  anf  diesem  Gebiete 
niemals  Töllig  gleiche,  sondern  nur  gleichartige  Erscheinungen: 
die  realen  Bildungen  gleichen  sich  nicht,  sondern  ähneln  sich  nur. 

Hierdnreh  aber  wird  die  Aufg'abe  der  Wissenschaft  in  ei<jen- 
tUmlicher  Weise  umgrenzt.  Es  gibt  niimlicli  eine  Kenntnis  des 
Kinzelstaates,  die  diesen  in  seiner  Ki^reuart  besclireil)t,  sei  es  nach 
seiner  historisch-politischen,  sei  es  nai  li  si'iner  juristischen  Seite, 
In  einer  solchen  Disziplin  ist  alles  konkret,  positiv,  individuell, 
real.  Der  Einzelstaat  ist  aber  nacli  keiner  Richtung  hin  eine 
isolierte  Erscheinung.  Die  ganse  Entwicklung  der  staatlichen 
Institution  Überhaupt  ist  ihm  vorangegangen;  in  mehr  oder  minder 
bewnfster  Weise  haben  die  Verhältnisse  anderer  —  früherer  und 
gleichieeitiger  —  Staaten  auf  ihn  eingewirkt;  in  den  Flufs  des 
historischen  Geschehens  gestellt,  wird  er  durch  geschichtliche 
Kräfte^  die  nicht  auf  seine  Grenzen  sich  beschiänken,  fortwährend 
umgebildet;  in  stetem  Verkehr  mit  anderen  Staaten  stehend,  mub 
er  seinesgleichen  anerkennen,  und  damit  ist  es  ihm  numUglich, 
sich  bei  aller  Eigenart  blos  als  einziggeartet  zu  betrachten.  So 
muti  denn  neben  die  Kenntnis  vom  Einzelstaat  die  von  der 
staatlichen  Institution  überhaupt  nnd  den  einzelnen  staatlichen 
Institutionen  treten,  wie  sie  als  gleichartige  Erscheinung  in  den 
konkreten  Staatsbildungen  sich  enttalt«'t.  Durch  sie  wird  über- 
haupt erst  der  konkrete  Staat  in  seiner  Eigenart  verstttndlich, 
denn  sie  erst  scheidet  das  Tvi)ische  von  dem  Individuellen  .  was 
gleichermafsen  für  die  theoretische  Erkenntnis  wie  fUr  die  politische 
Tat  von  der  höchsten  Bedeutung  ist. 

4.  Die  T}  pen  als  Gegenstand  der  Staatslehre. 

Die  Aufgabe  einer  Wissenschaft  vom  Staate  und  den  staat- 
lichen Institutionen  Uberhau])t  ist  es  nun,  diese  Epischen 
Elemente  in  den  staatliehen  Erscheinungen  und  ihren  gegen- 
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seitigen  Beziehangen  anfznsacben.  Dieser  scheinbar  so  einfache 
Sits  bedarf  eiogehender  Erläuterung. 

Es  inafs  nämlich  zuvörderst  volle  Klarheit  iu  den  Begriff  des 
Tfpos  gebracht  werden.  Gerade  in  der  Wandlung,  die  der  Begriff 
in  der  StaatswiMensehaft  der  neueren  Zeit  darchgemaclit  hat, 
»igt  sieh  die  greise  Wandlung,  die  sieh  in  der  Wissenschaft 
selbst  Tollsieht. 

Der  Begriff  des  Typns  kann  einmal  in  dem  Sinne  gefalst 
weiden,  daCs  er  das  ToUkonmene  Wesen  einer  Gattung  besdehnet, 
«M^  man  ihn  sich  in  platonischer  Weise  als  jenseitige  Idee  Tor- 
stellen,  die  nur  unvollkommen  iu  den  Individuen  zur  Erscheinung 
«r^'langt,  oder  ihn  sich  mit  Aristoteles  als  wirkende ,  formgebende 
Kraft  denken,  welche  die  einzelnen  Exemplare  der  Gattung  aus- 
gestaltet. Es  ist  der  Begriff  des  idealen  Typus,  der  seit 
den  Tagen  der  hellenischen  Philosophie  durch  die  Scholastik  des 
Mittelalters  hindurch  bis  auf  den  heutigen  Tag  das  gesamte  wissen- 
iebaftliche  Denken  ununterbrochen  beseliäftigt  hat. 

Dieser  ideale  Typus  aber  hat  wesentlieh  teleologische  Be- 
deutung: es  ist  das  tilog  jeglichen  Dinges  und  jeglicher  mensch- 
lieben Erseheinungy  ihn  cum  Ausdruck  au  bringen.  Er  ist  kein 
Seiendes,  sondern  ein  Seinsollendes').  Damit  ist  er  sugleioh 
Wertmafsstab  des  Gegebenen.  Was  ihm  entspricht,  ist  gut  und 
bat  das  Recht,  sich  durehausetsen  und  daausein;  was  ihm  nieht 
entspricht,  ist  su  Terwerfen  und  zu  überwinden. 

Iu  der  Staatslehre  mündet  diese  Vorstellung  vom  idealen 
Typus  notwendigerweise  in  das  Streben,  den  besten  Staai  zu 
tinden  und  an  ihm  die  gegebenen  staatlichen  Institutionen  zu 
messen.  Die  Geschichte  d«'r  Staatslehre  ist  aber  nicht  zum 
germgen  Teil  Geschichte  der  Versuche,  den  typischen  Staat  zu 
erkennen,  bedeutet  daher  im  Grunde  die  Verwandlung  aller  Staats- 
lehre in  Politik.  Was  bei  Plate  ausdrücklich  erklärter  Zweck 
aller  politischen  Spekulation  war,  das  ist  TerbUllter  oder  offener 
noch  in  vollem  Umfiinge  bis  in  die  Staatslehre  der  Gegenwart 
biaeui  m  finden.  Alles  Forschen  nach  dem  Staatssweck  und 
dem  Bechtr^gmnde  der  Staaten,  alle  naturrechtlichen  Deduktionen 


')  Zwei  (Tattui)gcn  soKher  Idealtypen  <»ind  zu  uiiterseheiden.  Ent- 
weder ist  der  Typus  freies  Gebilde  der  Spekulation  (wie  er  namentlich 
m  Form  der  Staatsiomaiie  anlkritt)i  oder  es  werden  yorhandene  Staaten 
oder  einselne  ihrer  Institutionen  an  einem  Idealtypns  umgebildet 
i*llta«k.  Dm  RMht  dM  modernra  StMtM.  I.  2.  Aufl.  8 
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sur  Begründung  des  ttlratlichen  Absolutismus  und  der  Volks- 
souTeriinitHt ,  alle  Sc-liilderungen  des  konstitutionellen  Staates  auf 
Grund  der  Idee  von  der  Gewaltenteilung,  alle  Theorien  ▼om  christ- 
licheDf  vom  nationalen ^  vom  Rechtsstaaten  wie  sie  unser  Jahr- 
hundert geseitigt  hat,  sind  im  Grunde  nichts  als  Versuehei  den 
idealen  Staatst^rpus  in  endgültiger  Weise  festsustellen. 

Heute  aber  ist  es  kaum  mehr  eines  Beweises  bedürftig,  daüs 
der  jeweilig  angestellte  Typus  nicht  auf  dem  Wege  wissen- 
schaftlicher Forschung,  sondern  auf  dem  der  Spekulation  ge- 
ftinden  worden  ist  Und  nicht  etwa  auf  dem  Wege  ktthl  ab- 
wMgender  und  behutsam  vorwirts  schreitender  Spekulation.  Die 
tiefstgehenden  politischen  Strebung:en  einer  Zeit  und  ihrer 
Parteien  sind  in  den  Staat ^typeii  zum  Ausdruck  gekommen,  wie 
sie  uns  die  Geschichte  der  politischen  Literatur  in  buntem 
Wechsel  vorttilirt. 

Das  Suchen  und  Finden  idealer  Typen  entspricht  einem 
tiefen,  unabweislichen  Bedürfnis  der  menschlicheu  Natur,  das 
namentlich  praktisch  von  der  grö£sten  Bedeutung  ist.  Die  Politik 
hat  ihrer  nie  entraten  können :  dio  grofsen  Wandlungen  der 
Menschengescbicke  sind  niemals  durch  blolses  opportunistisehes 
Handeln  herbeigeführt  worden.  Die  Prinsipien  der  StaatsmJlaner 
und  Parteien,  die  Dauerndes  su  schaffen  beabsichtigen ,  sowie 
anderseits  alle  revolutionllren  Bestrebungen  entlehnen  ihre  Kraft 
und  Festigkeit  nicht  zum  geringsten  der  Übeneugniig  von  einem 
sur  Verwirklichung  bestimmten  Staatstypus. 

So  grofs  aber  auch  der  Wert  idealer  Typen  flir  das  Handeln 
ist,  so  wenig  gewilhren  sie  theoretisch-wissenschaftliche  Erkenntnis,  • 
denn  Objekt  der  theoretischen  Wissenschaft  ist  und  bleibt  das 
Seiende,  nicht  das  S('in>(tll('ii<lc ,  die  gefjebene  Welt,  nicht  eine 
zu  erschatVcude.  Wie  alle  Spekulation,  rnlit  auch  dir  vom  idealen 
Staatstypus  in  Irt/ter  Linie  auf  dem  Hoden  >nhi{'ktiver  Über- 
zeugun«^en,  zwischen  denen  vielfach  eine  l  bereiustimnuing  unter 
den  Subjekten  unmf.<:luli  ist.  Die  Idealtypen  sind  daher  im 
Grunde  nicht  Ohjt^kt  des  Wissens,  sondern  des  Glaubens,  daher 
auch  politischer  Doktrinarismus  so  auffallende  Ähnlichkeit  mit 
religiösem  Fanatismus  seigt. 

Dem  idealen  Tjpus  entgegengesetzt  ist  aber  der  empirische 
Typus.  Wenn  wir  eine  gröfsere  Zahl  von  Individuen  unter  be- 
stimmten Gesichtspunkten  auf  ein  ihnen  gemeinsames  Merkmal 
hin  veigleichen,  so  bekommen  wir  ebenfalls  ein  typisches  Bild. 
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So  haben  wir  typisehe  Voratelltingen  Tom  Kinde,  toid  Greise^ 
Ton  bestimmten  Berufen,  Klassen,  Nationen  usw.  Derartige 
Tjpen  bildet  sieh  jedermann  in  gröberer  oder  geringerer  SchKrfe 
gemäßi  seinen  Anlagen  nnd  Erfahrangen.  Mittelst  dieser  Typen 
ordnen  nnd  begreifen  wir  einen  groflBen  Teil  unseres  sozialen 
Lebens;  Ja  die  grofse  Masse  der  Mensehen  ist  in  sehr  vielen 
FWlen  nur  imstande,  den  Typus  festzuhalteD,  so  dafs  sie  in  der 
Regel  die  individualisierenden  Elemente  des  Ein/Altalles  iiber- 
'  sieht.  Alle  sozialen,  nationalen,  konfessionellen  \  <>rurt«'ile  sind 
ja  öchliefslich  nur  die  Wirkun<r<'n  diesrs  ty}»is(  hen  Denkens.  Die 
Fähigkeit,  stets  zu  iudividualiniereu,  ist  das  Zeichen  hücbster 
Bildung. 

Der  empirische  Typus  unterscheidet  sich  vom  Idealtypus  vor 
allem  dadurch,  dafs  er  nicht  den  Anspruch  erhebt,  ein  höheres 
objektives  Sein  darzustelleu.  Er  bedeutet  eine  Zusammenfassung 
Ton  Merkmalen  der  Erscheinungen,  die  gans  yon  dem  Standpunkt 
abhängt,  den  der  Forscher  einnimmt.  Er  ordnet  die  Mannig^ 
faltigkeit  der  Erscheinungen,  indem  er  das  Gemeinsame  in  ihnen 
logisch  heraushebt  So  wird  er  dareh  eine  Abstraktion  ge- 
wonnen, die  sieh  im  Kopf  des  Forschers  voUsieht,  der  gegenüber 
die  ungebrochene  Folle  der  Erscheinungen  das  Beale  bleibt. 

Aufgabe  der  Wissenschaft  vom  Staate,  insoweit  ihr  Objekt 
nicht  ausschliefsHch  der  einzelne  Staat  bildet,  ist  es  nnn,  diese 
empirischen  Typen  stantlicher  Verhältnisse  zu  linden.  Analoge 
soziale  Zusammensetzini«;,  anali>ire  ireschiclitiiclu»  Entwicklung, 
analoge  «äulsere  Bedingungen  wirken  anal<»j;e  politisclie  Hililuugen 
aus.  Kraft  des  historisrlien  Zusammenhanges,  der  die  in  Kultur- 
gemeinschaft stehenden  Staaten  miteinander  verbindet,  sitzen 
«ich  die  typischen  Elemente  Uberall  neben  den  iodividuelleu 
durch  und  gestalten  sich  diesen  entsprechend  um. 

Gefunden  werden  diese  empirischen  Typen  auf  induktivem 
Wege,  also  durch  sorgfilltige  Vergleichung  der  einseinen  Staaten, 
ihrer  Oiganisation,  ibrer  Fonktionen.  So  ein&ch  aber  dieses 
methodische  Prinsip  an  sein  scheint,  so  notwendig  einerseits 
imd  schwierig  anderseits  ist  es,  die  eigentOmlicben  Grandsätze 
sich  sum  Bewurstsein  au  bringen,  welche  die  Induktion  auf 
diesem  Grebiete  beherrschen. 

ZnnXchst  darf  die  Vergleichung  nicht  zu  weit  getrieben 
werden.  Wer  Staaten  und  staatlicije  Einrichtungen  der  ver- 
achiedenstcn  Kulturstufen  und  der  entlegensten  Zeiten  niiteiuauder 
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vergleicht,  erhält  entweder  gar  keine  oder  nur  ganz  farblose, 
jeglicher  Bestimmtheit  entbehrende  Typen.  Je  weiter  nämlich 
die  YeigleichuDg  getrieben  wird,  deito  mehr  individnalitierende 
^  Elemente  mflssen  Ternachllsngt  werden,  deeto  weniger  Erkenntnis 
wird  also  dnrch  das  Anfktellen  dea  Typns  gewonnen.  Waa  you 
den  historiflchen  GesetMn  gesagt  wurde,  daia  sie  meist  nur  Platt- 
heiten nnd  Gemeinplätse  darbieten,  das  gilt  auch  von  der  an 
weit  getriebenen  Generalisiemng  in  den  Gesellflchaftswissen- 
schaften.  Das  zeigen  dentlich  die  Versnche,  eine  allgemeine 
vergleichende  Kechtswisser.schaft  zu  Bchaffen.  Insofern  diese 
iiKmlicli  aus  dem  von  ihnen  herbeigetrag'eiien  Material  gemein- 
gültig«' Typen  der  Rechtsentwicklung  aufstellen,  bringen  sie  ent- 
weder nur  vage  Allgemeinheiten  zustande,  wie  z.  Ii.,  dafs  die 
Raabehe  sich  zur  Kaufehe  wandelt,  dafs  die  Blutrache  der  öÜ'eut- 
lichen  Strafe  vorangeht,  dafs  Ordalien  auf  gewisser  Kulturstufe 
ttberali  Beweismittel  bilden  dals  die  LeTiratsehe  sich  bei  einer 
grolsen  Zahl  von  Völkern  vorfindet'),  oder  sie  führen  an  dem 
zwingenden  Schlüsse,  dab  alles  sich  unter  anderen  Yerhiltnissen 
anders  gestalten  kann.  Die  zahlreichen  Darstellungen,  welche 
die  Bechtssysteme  von  Völkern  minderer  oder  entlegener  Kultur 
in  neuester  Zeit  erfahren  haben,  zeigen  so  viele  und  so  weit- 
gebende Variationen,  da(s  es  immer  schwieriger  wird,  in  diesem 
fortwKhrend  sich  mehrenden  Gewirre  einen  unsere  wissenschaft- 
liche Einsicht  vermehrenden  Bestand  allgemeiner,  typischer  Er- 
hcheinungen  zu  finden''). 

Damit  ergibt  sich  aln  r  auch  vom  methodologischen  Stand- 
punkte aus  die  Beschränkung  der  Induktion  auf  Jene  Staaten, 
welche  einem  gemeinsamen  geschichtlichen  Boden  entsprossen 
sind,  und  die  diesen  gemeinsamen  Boden  bildenden  politischeu 
Gestaltungen  der  Vergangenheit.  Nur  wo  gemeinsame  historische, 
politische,  sociale  Grundlagen  vorhanden  sind,  wird  sich  eine 
weitgehende  Übereinstimmung  in  Struktur  und  Funktion  der 
Staaten  nachweisen  lassen.   Der  Hinblick  auf  andere  Staaten- 


1)  Kohl  er,  Das  Recht  als  Knlturerseheiuung,  18^,  S.  8  ff.,  20  ff.,  2^). 
*)  Vgl.  Post,  Einleitung  in  das  Studium  der  ethnologischen  Juris- 
prudenz, 1886,  S.  28  ff. 

')  Sehr  lehrreich  in  dieser  Hinsicht  ist  Post,  Afrikanische  Juris- 
prudenz, 2  Bde»  1887,  der  selbst  nicht  imstande  ist,  aus  dem  nnge- 
henron  von  ihm  gesammelten  Material  irgendein  höheres  fiesultat  zu 
ziehen. 
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jrruppen  wird  allerdings  die  Bedeutung  einer  Korrektur  der  Er- 
kenntnis haben,  indem  er  vielfach  lehren  wird,  dafs  manches, 
wa-s  man  in  absoluter  Weise  vom  Staate  Uberhaupt  auszusageu 
geneigt  ist,  doch  nur  historisch  bedingt  und  daher  relativ  sei. 

Aber  auch  innerhalb  des  derart  ans  der  Beihe  aller  mög-» 
liehen  Staaten  herausgehobenen  Staatensjstems  mnüfi  die  Ver- 
glaichmig  mit  VorBieht  Terfahren.  Wie  bereits  erwibnt;  sind 
«Ii«  menechlichea  Institatieneny  und  daher  anch  der  Staat,  dyna- 
■iseher  Katar,  d.  h.  sein  Wesen  ist  nieht  ein  ftlr  alle  Zeiten 
festes,  sondern  ändert  sieh,  bildet  sieh  nm,  indem  es  sieh  dem 
gsuen  Umvandlnngsprozesse  anschmiegt,  den  die  Mensehheit  in 
ihrer  Geschichte  durchmacht.  Um  daher  ein  reich  entfaltetes 
typisches  Bild  vom  Staate  zu  erhalten,  mufs  man  gleichzeitige 
oder  doch  zeitlich  nicht  weit  auseinander!  ie^rende  staatliche 
Gebilde  miteinander  vergleichen.  Allerdings  werden  typische 
Elemente  nicht  «gänzlich  fehlen,  wenn  man  etwa  antike  und 
mrKlerne  ^Staaten  in  Parallele  stellt,  allein  der  tiefgreifende  Unter- 
schied der  auf  veränderten  historischen  Bedingungen  ruhenden 
heutigen  Staaten  weit  von  der  des  Altertums  läfst  bei  der  Ver- 
gleicbung  beider  die  individualisierenden  Elemente  über  die 
t^isehen  ttberwiegen.  Das  seigt  sieh  deutlich,  wenn  man  z,  B. 
antike  nnd  moderne  Demokratie,  römisches  Imperatoren-  nnd 
absolutes  Königtum  der  neueren  Zeit  als  Glieder  ein  und  der- 
selben Kette  aufikbt 

Ans  diesen  Betrachtungen  ergibt  sich  aber  femer  auch  pro 
futuro  die  Verlnderlichkeit  des  Typus.  Jede  neue  Bildung  kann 
ein  bisher  fllr  typisch  erklKrtes  Element  als  individuell  gefilrbt, 
also  dem  Tvpus  nicht  wesentlich,  nacliweiscn.  Ein  diese  Tat- 
>aciif  auf  das  troft'endste  illubtrieiendcs  Jicispiel  bietet  die  Ge- 
schichte des  liuiuiesstaatsbef^rifTeH  dar.  Dieser  mit  iler  Schöpfung 
der  nordamerikauischen  Union  entstandene  neue  Typus  wurde 
suuächst  in  der  Theorie  ausschliefslich  aus  den  Verhältnissen  der 
Vereinigten  Staaten  destilliert,  also  das  in  einem  Exemplar  Vor* 
bandene  wissenschaftlich  für  eine  Gattung  erklärt.  Da  hiefs  es 
denn  s.  B.,  dafs  gegenseitige  TöUige  Unabhängigkeit  von  Bundes- 
und  Gliedstaategewalt  ein  wesentliches  Merkmal  der  neuen  Form 
der  Staatenverbindungen  sei.  Der  nicht  ohne  den  Einflufs  der 
smerikanischen  Verhältnisse  gebildete  Schweisser  Bundesstaat  seit 
1848,  noch  mehr  aber  das  Deutsche  Reich,  konnten  nicht  in  die 
bis  dahin  aufgestellte  Schablone  geprefst  werden,  und  somit  war 
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die  Wisnensoliaft  Tor  die  sehwierige  Aufgabe  gestellt,  den  Typus 
selbst  anders  zu  gestalten,  damit  er  auch  neue,  analoge  Bildungen 
in  sich  {Uif/.unelimen  imstande  sei.  Damit  ist  aber  die  frühere 
Arhcit  nicht  vergebens  gewesen',  nur  dafs  dasjenige,  was  bisher 
•für  t'iiM'  (iattuiig  gehalten  wurde,  äu  eiuer  Art  innerhalb  der 
Gattung  In'iahsiiikt. 

Die  Tyjien  selbst  sind  somit  in  den  Jb'luls  des  historischen 
rieschehens  gestellt;  sie  variieren  nach  den  besonderen  geschicht- 
lichen Umständen,  kom]dizieren  sich,  spalten  sich  in  Arten  und 
Unterarten.  Damit  wird  die  Wissenschaft  vor  eine  nenc  Aufgabe 
gestellt,  nämlich  die  Hahn  su  bestimmen,  in  der  sich  Um-  und 
Ausbildung  der  einaelnen  Typen  bewegt.  So  entstehen  ftlr  sie 
sowohl  l^pen  der  neben-  als  der  nacheinander  existierenden 
Staaten  und  staatlichen  Institutionen.  Die  Staatslehre  wird  daher 
Entwicklungsty  ])en  und  Daseinstypen  der  staatlichen 
Erscheinungen  au  suchen  und  su  finden  haben. 

Die  derart  erkannten  Typen  werden  aber  kraft  der  indivi- 
dualisierenden Elemente  der  Einzelerscheinung  nicht  mit  voller 
ScliHrfe  /.tun  Ausdruck  koninieu.  Abw«»icliungeii  uacli  verschiedenen 
Itichtungen  werden  stattfinden,  wie  im  Wesen  des  empirischen 
Typus  li<'gt,  da  dieser  eben  gew<Mnien  wird  durcli  die  llerau>«- 
hebung  der  gemeinsamen  Merkmale,  welch«'  die  grofse  Mehrzahl 
der  EinzeliUlle  darbietet').  In  diesem  Tunkte  steht  es  übrigens 
mit  den  sozialen  Erscheinungen  nicht  anders  wie  mit  den  natür- 
lichen. Die  einzelnen  Individuen  einer  '^rierspezies  weisen  bei 
aHer  Übereinstimmung  in  wesentlichen  Merkmalen  doch  wieder 
grtffsere  oder  geringere  Abweichungen  in  anderen  auf,  bis  su  den 
Mibbildungen ,  die  sich  als  vOUige  Entartungen  des  Typus  dar- 
stellen. Die  Pathologie  stellt  bestimmte  Krankheitstypen  auf; 
nichtsdestoweniger  verlaufen  viele  Fälle  atjrpisch,  und  es  werden 
die  angestellten  Typen  auf  Grund  neuer  Beobachtungen  fort- 
während korrigiert.  Ohne  Kenntnis  derartiger  pathologischer 
empirischer  Typen  aber  gäbe  es  kein  ärztliches  Wissen  und 
Können.    Httlt  man  sich  diese  möglichen  Abweichungen  vor  Augen, 

')  Insofern  ist  auch  der  empirische  Tvpus  ein  Ideal,  allerdings  ein 
^ Ideal  des  Seins,  nicht  des  Seinsollenden,  ein  logisches,  kein  ethisches 
Ideal,  und  in  diesem  Sinne  ist  der  Ausführung  von  Max  Weber,  Die 
^Objektivität**  sozial  wissenschaftlicher  und  sozialpolitischer  Erkenntnis, 
Archiv  f.  Sozialwissensrhaft  u.  Sosialpolitik,  XIX,  S.  64  ff.,  tusu- 
I  stimmen. 
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90  bleibt  man  auch  vorjener  nicht  selten  geübten  pedantischen  Kloinig- 
keitskrUmerci  bewahrt,  die  eine  staatsrechtliche  oder  politisch«'  Syn- 
these schon  dann  widerlegt  zu  haben  <;lanl>t,  wenn  si»-  nachwointj  dafs 
sie  auf  den  «'uh'u  oder  anderen  unti'r^eordnt'it>n  Fall  nicht  j»ass«'M. 
Anderseits  bewahrt  dir  Erkenntnis,  dafs  (>s  sich  um  «'nipirisihe, 
nicht  um  ldealty|>en  handelt^  vor  jouein  praktisch  so  schlldlichen 

rinarismus  j  der  die  gegebenen  Verbttltnisse  nftch  cinoni 
Urbilde  aelfaflt  dmnn  amgestalten  will,  wenn  sie  einer  derartigen 
Behandlung  noch  so  sehr  widerstreben'). 

Die  wissenschaftliche  fiedentnng,  welche  dem  Suchen  und 
CHewinnen  empirischer  Typen  sukommt,  läfst  sich  nnter  folgende 
Gesichtspunkte  susammenfassen.  Theoretisch  befriedigt  es  vor 
allem  das  synthetische  Bedürfnis,  welches  die  Vielheit  der  Er- 
scheinungen zu  Einheiten  zusammensufassen  bestrebt  ist,  darin 
mit  den  höchsten  Zielen  der  Wissenschaft  überhaupt  ttberein« 
stimmend.  Aber  nicht  nnr  Klarheit  und  Einheit  in  der  FoUe,  sondern 
auch  gründliches  Verstehen  der  Einzelerscheinung  ist  ihr  Zweck,  da 
diese  erst  dadurch  gknchsain  ihren  Stand(»rt  im  ganzen  (if  bii'tc  der 
sozialen  Prozesse  erhUlt.  Durch  dir  Anf/.<'ignng  der  tyjd^c  lit  11  Ele- 
mente wird  ferner,  wie  bereite  erwähnt,  auch  die  individuelle  Eigenart 


>)  Auf  die  Typen  in  ihrem  Verhftltnisse  zum  Einzelfsll  pafst  das 
Wort  des  Julianus  L.  tO  D.  de  legibus  1,  8:  Neque  leges,  neqne  senatus 
consulta  ita  scribi  possunt,  ut  omnes  casus,  qni  quandnrpie  inciderint, 
COmprt  heiidäntur,  sed  sufücit  et  ea,  quae  i>lerumque  accidunt,  contineri. 
Es  Hegt  überhaupt  im  Wesen  begritiliclii-r  Erkcnntni"*,  dafs  sie  indivi- 
duelle Abwoiehungen  zugestchtMi  iiinf><,  die  sie  iiiilit  y.n  erfassen  ver- 
mag. Mit  völliger  Sicherheit  kann  nur  das  einmalige  descliehen  (und 
auch  das  nicht  in  ersehSpfender  Weise)  festgestdlt  werden,  alles  Ab- 
strahieren aus  den  Fakten  gibt  uns  Bilder,  die  sich  nie  völlig  mit  der 
Wirklichkeit  decken.  Alle  Begriffsbildung  ist  Versuch,  die  unermersliche 
Kealität  so  viel  als  möglich  zu  erfassen,  und  daher  wird  in  allen  mit  Be- 
grift'en  rechnenden  Wissenschaften  unausfiesetztcr  Streit  herrschen,  ob 
die  (Jrenze  solchoT  Möglichkeit  erreicht  ist.  Je  weiter  aV)er  <li<'  HcLri  iffe 
werden,  desto  mehr  Einzelheiten  müssen  vernachlässigt  werden.  Wer 
von  Bergeshrdien  die  Lanil.sclmft  übersfli;nit ,  drr  siflit  zwar  in  der 
Ferne,  was  er  vom  Tal  aus  nicht  erblicken  konnte,  aber  die  Grashahne 
der  Wiesen  sind  ilmi  entschwunden.  Der  Grashalm  ist  gewifs  emsigster 
Forschung  wert,  aber  um  ihn  liegt  eine  unendliche  Welt,  in  der  wir 
uns  orientieren  müssen,  die,  mit  dem  Mikroskop  betrachtet,  ganz  un- 
sichtbar  wird. 

*)  Jede  Formulierung  eines  T^pus  trftgt  daher  stillschweigend  die 
beiden  Klauseln:  „in  der  Kegel''  und  „rebua  sie  Btantibus"  in  sich. 
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eines  jeden  poUtiselieii  Oebildes  als  de«  im  Typus  nieht  entheltenen 
Bestes  seiner  Bigenscbeften  erkannt. 

Naeh  der  praktisehen  Seite  hin  aber  leigt  sicli  der  Tjpas 
als  henristisclies  Prinsip.  Ans  ihm  husen  sieh  nlbnlxeh  im 
Einselfalle  mit  grofser  Wahrscheinlichkeit  bestimmte  Folgerungen 
fUr  das  Leben  des  individiullen  staatlichen  Phänomens  ableiten. 
Gicirher  Typus  deutet  auf  analoge  Gestaltung  der  so  beschaffenen 
Bildungen  auch  für  die  Zukunft  hin.  Wenn  man  von  den  lehren 
der  Geschichte  sjiridjt,  s(»  hat  man  damit  —  bewufst  oder  un- 
bewuXst  —  das  typische  Element  in  den  menscblicbeu  Dingen 
vor  Augen.  Nur  weil  unter  ähnlichen  Bediogangen  Ähnliches 
sich  wiederholt,  kann  überhaupt  die  Geschichte  znr  Lehrmeisterin 
werden.  Nor  weil  das  staatliehe  Leben  im  VerUnderliehen 
Bleibendes  au^eist,  ist  eine  Politik  im  wissensehafUiohen  Sinne, 
eine  Lehre  von  der  vernünftigen  Gestaltung  staatlicher  Dinge, 
überhaupt  mOglieh. 

Die  Typen,  nach  denen  die  Staatslehre  zu  forschen  hat,  sind 
gemnfs  den  zwei  wissenschaftlichen  Positionen,  von  denen  aus 
der  Staat  betrachtet  werden  kann,  der  historisch-sozialen  und  der 
juristischen.  di»pj)«'lt('r  Art.  Daher  sind  aucii  vt*rschiedeno  Methoden 
zur  Erforschung  der  einen  und  der  aiideron  Seite  des  Staats- 
Icbeus  notweudij;.  Das  j^esellscliaftlitlic  Wesen  des  Staates  wird 
mittelst  der  in  den  historischeu  und  Sozialwisseuschaften  geltenden 
Methoden,  das  rechtliche  Wesen  hingegen  mit  der  juristischen 
Methode  erkannt.  Namentlich  Uber  die  historische  Methode  in 
der  Staatslehre  sind  hier  orientierende  Bemerkungen  notwendig, 
denen  sich  einige  ttber  die  juristische  Behandlung  der  allgemeinen 
Staatsrechtslehre  anzuschliefsen  haben 

')  Gegen  die  Aufgabe  der  Staatslehre,  Typen  zu  finden,  wendet 
sich  R.  Schmidt,  Allg.  Staatslehre,  II,  1,  1903,  S.  838,  im  Gegeusatz  zu 
seinen  eigenen  Ausführungen  a.  a.  O.  I,  8.  6.  An  ihre  Stelle  will  er 
Staatscharaktere  oder  Staatsindividualit&ten  setsen.  Allein  entweder 
ist  das  nur  ein  anderes  Wort  ffir  dieselbe  Sache ,  oder  es  liegt  dsrin 
eine  Negation  der  allgemeinen  Staatslehre  selbst  ausgesprochen.  Ent- 
weder Typen  oder  zusammenhanglose  Einzelbilder,  ein  Drittes  ist 
methoilisfh  iinm<"ij;lieli.  Was  Scliuiidt  a.  a.  O.  zum  Srhlusse  als  Er- 
gebnisse seiner  Darstellung  hiefef,  >\u<\  denn  auch  in  der  Tat  Tyj)en, 
aber  allerdings  ganz  versi  liw  oiunieiK  r  und  unklarer  Art,  Erfrebnisse, 
«lio  im  Vergleich  mit  der  umfangreichen  universalhistorischcn  Darstellung, 
die  ihnen  vorausgeschickt  ist,  doch  recht  dürftig  sind.  Überhaupt  ist 
Unklarheit  über  Methode  und  Ziel  der  Staatslehre  der  Hauptfehler  des 
Auf  so  grofsem  Material  aa%ebanten  Werkes. 
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Dafs  die  geschichtliche  Erforschung  einer  Institution  die  uot- 
weudige  Voraussetzung  ihres  wissenschaftlichen  Verständnisses 
sei,  ist  beute  längst  zum  Gemeinplatz  geworden.  Zuerst  war  es 
die  historische  Schule  der  Bechtswissenschaflt ,  die  diesen  Sats 
u%e8tellt  und  befolgt  bat,  und  an  aie  hat  sich  die  historische 
Schule  der  Nationalttkoiioiiue  angesehloMen.  Unübersehbar  fast 
ist  das  geschichtliche  Material  geworden,  das  durch  emsige  Arbeit 
TOD  Oenerationen  angehloft  wurde.  Trotsdem  ist  von  VoU- 
sandi^elt  des  Materials  aucb  nicht  anf  begrenzten  Grebieten  die 
Bede,  und  diese  wird  auch  niemals  su  erreichen  sein.  Aber  auch 
der  Torbandene  Stoff  ist  kaum  mehr  su  bewältigen;  selbst  die 
Bor  einem  Einzelproblera  zugewendete  Forschung  ist  in  Gefahr, 
Tt»n  der  Masse  der  geschichtlichen  Vorarbeiten  erdrückt  zu  werden. 

Da  erbebt  sich  aber  mit  NotwendijL'keit  die  kritiselie  Frage, 
inwieweit  Kenntnis  der  Vorgeschichte  einer  Institution  das  Ver. 
stÄndnis  ihrer  gegenwärtigen  Gestaltung  bedingt.  Wenn  die 
Antwort  dabin  ausfallen  sollte ,  dafs  nur  aus  dem  Itlckenlosen 
Wissen  der  Vergangenheit  eine  Erkenntnis  der  Gegenwart  folgt, 
so  wäre  ein  resigniertes  Ignorabimus  der  Weisheit  letster  Schlafs 
anf  diesem  Gebiete. 

Diese  trostlose  Besignation  wäre  aber  mit  nichten  die  richtige 
Antwort  auf  diese  kritische  Frage.  Das  Ehitstehen  und  die  Fort- 
bildung der  historischen  Forsehungsweise  hllngt  eng  susammen 
mit  dem  fortschreitenden  Siege  der  evolutionistischen  Denkweise 
in  der  gesamten  Wissenschaft.  Ausdrücklich  oder  unausgesprochen 
liegt  aller  geschichtlichen  Denkungsart  die  Überzeugung  zugrunde, 
dafs  die  Geschieht«'  uns  nicht  blofs  eine  Abfolge  von  Erscheinungen, 
sondern  deren  lebendige  Ausgestaltung,  ihr  Wachsen  und  Ver- 
gehen, zu  leliren  habe.  Damit  schcideu  sich  aber  die  lii.storischen 
Tatsachen  für  die  theoretischen  und  praktischen  Soziahvissen- 
Khaften  in  wertvolle  und  wertlose,  eine  Scheidung,  die  natür- 
lich nur  relativ  ist  und  für  jedes  Wissensgebiet  andere  Resultate 
«gibt.  Ftlr  die  Staatslehre,  sofern  sie  den  heutigen  Staat  erklären 
will,  ergibt  sich  aus  dieser  Erkenntnis  folgendes: 

Inatitutionen  andern  sich,  nicht  jede  Änderung  aber  ist  eine 
Entwicklung').    Entwicklung  ist  nur  jene  Änderung,  die  vom 

')  Das  Wort  „Ent\vicklnn<;'"  gehört  zu  den  vipideutigsten  unserer 
iHflsenscbaftlichen  Terminologie;  vgl.  Kickert,  Die  Grenzen  uaturw. 
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Einfaclieii  zum  Korn  plizicrten  fllhrt.  Wae  Ii  sende  Oröfse,  Zeit- 
dauer, rnfeusitm  riiicr  Ersclieinuu};,  steinende  Manui^'faltif^'keit, 
Leistun-^siahigkeit  und  Zwockmafsif^keit  einer  Institution  nennt 
man  deren  Entwicklung.  Rechtliche  und  staatliche  Institutionen 
ändern  sich  aber  bttufi^^  blofs,  olme  sich  zn  entwickeln,  ja  sogar, 
indem  sie  sich  znrückbilden.  Blofse  Änderung  liegt  vor,  wenn 
eine  Einricbtnng  im  Laufe  der  Geschichte  ihren  Zweck  weehaeh* 
Denn  EntwicUnng  sozialer  Institute  fordert  Beibehaltang  der 
früheren  neben  neu  htnsntretenden  Zwecken.  Wo  die  Zwecke  aber 
bloCn  wechseln  y  da  ist  nur  ein  rein  ftn£Mrlicher  Zusammenhang 
swischen  mehreren  zeitlich  auseinanderliegenden  Erscheinungen 
vorhanden.    Das  m«pen  einzelne  Beispiele  lehren. 

Die  lieutiire  Urfrilsiurv  ist  ans  der  Beweisinrv  des  nor- 
niauiiischen  Reclites  lirrvor^eganpren.  I)ie»^e  ist  ursj)rlln;^'^licli  lieweis- 
zeupe,  nicht  Ueweisricliter.  Im  16.  .Jalirhundert  bildete  sich  in 
En^^laud  diese  Heweisjurv  zur  l'rteilsjury  um.  Mau  be<;innt 
Dämlich  vor  der  .Jury  zu  beweisen,  nachdem  deren  eigene  Keuntnis 
▼on  dem  Falle  sich  als  ungenügend  herausstellt.  Infolgedessen 
urteilt  nunmehr  die  Jury  nicht  auf  Grund  ihres  Wissens,  sondern 
auf  Grund  des  zu  ihrer  Wissenschaft  Gebrachten.  Die  Institution 
der  Urteilsjuty  wird  sodann  vom  französischen  Rechte  rezipiert 
und  dabei  wiederum  umgebildet  —  nicht  fortentwickelt  — ,  indem 
sie  hier  unter  anderem  auf  die  Entscheidung  der  Tatfrage  be- 
schränkt wird. 

Das  Haus  der  Lords  ist  der  höchste  Gerichtshof  des  britischen 

Reiches.    Deshalb  konnten  schon  im  14.  Jahrhundert  Anklagen 

gegen  hohe  Staatsbeamte,  d'iv  das  Ilaus  der  G<'ineiMen  erhob,  nur 
vor  diesem  li<dieTi  ( Jeri(  lit.->hol"e  verhandelt  werden.  Das  nord- 
amerikaiiix  lic  Kccht  hat  diese  Institution  dr>  Im jM-aclnneut  re-/i|nert. 
Das  Repriisentautenhaus  ist  in  sfdchem  Falle  Kläger,  der  6enat, 
die  Repräsentation  der  Staaten ,  Richt«'r.  Der  Senat  ist  aber 
keineswegs  oberstes  Gericht  der  Union').  Die  englische  Institution 

Begriffsbild.,  S.  412  Ü'.  Daher  muf»  jede  Wissenschaft  sieh  zuvörderst 
über  ihren  Entwicklnugsbegriff  klar  werden.  Für  die  ^Sozialwisseu- 
schaften  ist  dieser  nur  als  Wertbegriff  in  dem  im  Text  gegebenen 
Sinne  brauchbar. 

1)  Gute  Ausführungen  über  die  Zweekmetamorphosen  der  Sitten 
b.'i  Wundt.  Ethik,  S,  Aufl.  1903,  I,  8.  117  ff.  Verkannt  ist  das  Wesen 
der  I\<<  lits(Mitwiiklung  von  Köhler,  a.  a,  O.  S.  23«  der  sie  der  kon- 
stanten AiKlerung  <les  Reclite  s  (gleichsetzt. 

Bei  dem  Prozefs  gegen  einen  Präsidenten  der  Union  führt  der 
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ist  daher  von  den  Vereiiiigtea  Staateu  umgebildet,  nicht  fort- 
gebildet werden. 

Die  Adoption  ist  wahrscheinlich  im  Zusainmenhanj^  mit  dem 
Ahuenkultus  entstanden.  Weil  nämlich  Familienmitglieder  den 
Manen  der  verstorbenen  Ahnen  das  Mahl  reichen  mufsten,  erschien 
den  arischen  Völkern  Kinderlosigkeit  als  das  gröfste  Übel.  Daher 
wurde  eine  künstliche  Agnation  gesckaffen,  um  die  Kontinuität 
der  Opfer  nicht  zu  unterbrechen  0ie  Adoption  besteht  auch 
heute  noch  fort.  Sie  hat  sich  aher  umgebildet,  nicht  entwickelt, 
denn  ihr  heutiger  Zweck  steht  au  ihrem  ursprttnglichen  in  keiner 
Besiehnng. 

Die  germanische  Ehe  ist  vermutlich  ursprunglich  Raubehe, 
wird  hierauf  sur  Kaufehe;  an  Stelle  des  Brautkaufes  tritt  später 

die  Verlobung  mit  der  Braut,  der  Kaufpreis  wird  zum  Wittum. 
Zur  Verlobung  gesellt  sich  die  Trauung  durch  den  Muntwalt  der 
Braut,  wodurch  der  liräuti<^';nn  den  3Iunt  über  die  Braut  erhält. 
Die  katholische  Kirche  liat  sodann  Konsouscrkiarniij;  der  Braut- 
leute in  (le^reiiwart  des  Pfarrers  und  zweier  Zfugen  verlangt, 
woraus  wiederum  die  protestantische  und  «Ii«'  liiii;r«'rliche  Form 
der  Tranung  hervorgegangen  sind.  Diese  kirchlichen  und  welt- 
lichen Formen  der  EbeschliefsTing  sind  aber  nur  Umbildung,  nieht 
Entwicklung  des  älteren  Rechtes. 

Dieser  Zweckwandel  sosialer  Institutionen  ist  eine  Erscheinung 
von  htfchster  Bedeutung.  Je  ftlter  nXmlich  eine  Institution  ist, 
desto  wahrscheinlicher  ist  es,  dttU  sie  ihre  ursprünglichen  Zwecke 
nicht  oder  doch  nicht  rein  bewahrt  hat.  Es  liegt  in  der  Natur 
der  Dinge,  dafs  man  stets  bestrebt  ist,  politische  und  rechtliche 
Einrichtungen  an  die  gegebenen  Verhaltnisse  ansuknttpfen,  indem 
man  sie  dem  jeweiligen  neuen  Zwecke  anpafst.  Ferner  behaupten 
sich  häutig  Zustände,  wenn  sie  auch  lUngst  nicht  mehr  dem  Zwecke 
dienen,  der  sie  geschaffen  hat,  kraft  der  Maclit  des  sozialen  Be- 
harrens (Kier  der  Interessen  jener,  die  das  /werkwidrig  (^'wordene 
zn  ilirem  Vorteil  festzulialtcn  verstellen.  Heispiele  für  beide  l'';ille 
dräagt  schon  jede  obertiächliche  Betrachtung  der  Geschichte  üäeot- 

Oberrichter  der  l  iiion  den  Vorsitz,  was  wiederum  nur  eine  iiufserliche 
Anlehnung  an  die  enj;lischc  Institution  ist,  der  gernäfs  beim  Impeacli- 
ment  nieiit,  wie  gewöhnlich,  der  Lordkanzler,  sondern  der  Lord  High 
Steward  dem  Oberhause  prftsidiert. 

>)  Vgl.  Fnstel  de  Goulanges,  La  dt^  antiquc.  11.  id.  1885, 
p.  55  £;  £.  Bohde,  Psyche,  2.  Aufl.  1898,  S.  251  f. 
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lieber  Institutionen  in  reicluM-  Fdlle  auf.  So  hat  sich  die  ursprüng- 
lich personliche  Amtsgewalt  de«  Grafen  zu  erblicher  Landeshoheit 
umgebildet:  aus  dem  Schutzverhaltnis,  in  das  der  kleine  zum 
grofsen  Grundbesitzer  tritt,  entsteht  die  Unfreiheit,  der  schliefslich 
keine  Gegenleistung  zuteil  wird ;  aus  der  freiwilligen  Gabe  der 
Stände  winl  die  einseitig  vom  Staate  auferlegte  Steuer;  aus  den 
Bitten  und  Beschwerden  der  onglischen  Reichsstände  das  konsti- 
tationeUe  Gresetz;  Georgs  I.  Unkenntnis  der  engliachen  Sprache  und 
«eine  daraiu  folgende  UnfUiigkeit,  dem  Kablnettsrate  so  prisidieren 
hat  dahin  gefilhrty  dala  alle  folgenden  englischen  Monarchen 
von  den  Beratungen  des  Kabinetts  femgehalten  werden  nsw. 

Die  Einsicht  in  das  Wesen  des  Zweckwandels  ist  tUkr  MaÜB 
nnd  Art  der  geschichtlichen  Erforschung  gesellschaftlicher  Insti- 
tutionen nach  vielen  Richtungen  entscheidend.  Sie  lehrt  sunKehsty 
dafs  zum  Verständnis  des  Wesens  einer  gegenwärtigen  Er- 
schcinunfj;  nicht  die  Kenntnis  ihror  ganzen  Vergangenheit  gehört. 
Erst  von  da  angefangen ,  wo  ilirc  lieutigen  Zwecke  sicli  zuerst 
zeigen,  wo  alsD  ein  lebend ii^^er  Zusammenhang  mit  der  Gegenwart 
beginnt,  fangt  ihre  Kiitwicklini^^  an,  die  sie  uns  besser  verstehen 
lehrt.  Was  vor  dieser  Entwicklung  liegt,  dient  nicht  mehr  der 
wissenscbaftliclien  Erfassung  der  Gegenwart.  Wenn  ich  den 
Ursprung  der  Ado]itiun  aus  dem  Ahnenkult  erkannt  habe,  so  wird 
mir  das  Wes(>n  der  heutigen  Adoption  um  nichts  verständlicher, 
da  jeder  lebendige  Zusammenhang  der  Gegenwart  mit  jenen  ent- 
schwundenen religiösen  Zuständen  mangelt.  Ebensowenig  sind 
die  Forschungen  Uber  Raub-  und  Kaufehe  flir  die  Erkenntnis 
unserer  heutigen  Ehe  tou  Bedeutung. 

Damit  soll  natürlich  der  hohe  selbständige  Wert  solcher 
geschichtlichen  Untersuchungen  nicht  im  geringsten  bestritten 
werden,  wie  nicht  minder  ihre  umfassende  Bedeutung  Air  andere 
Wissensgebiete.  Indem  sie  uns  den  Ursprung  der  sorialen  Er- 
scheinungen lehren,  weisen  sie  ja  deren  durchgängige  Bedingtheit 
von  den  mannigfaltif^sten  natilriiclien ,  psydudogischen ,  ethischen 
Ursachen  und  Umstunden  nacli.  Aber  sie  dienen  doch  wesentlich 
dem  Verständnis  der  Ver^'anju'enheit ,  nicht  dem  der  (ie^rnwart. 
Für  dieses  genügt  die  Kenntnis  der  Entwicklung.  Was  ihr 
nicht  frommt,  gehört  auf  dem  uns  beschäftigenden  Gebiete  zu 
den  Rechts-  und  StaatsaltertUmem,  nicht  zur  Rechts-  und  Staata- 
geschichte.  Unter  dem  pragmatischen  Gesichtspankte  der  Er- 
klärung der  lebendigen  Einrichtungen  scheidet  aus  dem  geschicht- 


Digitized  by  Google 


Zweite»  Kapitel.  Die  Methodik  der  Steatelehie. 


45 


lieben  StotFe  eine  grofse  Menge  aus,  die  htfdbsteilfl  toten  BallaBt, 
aber  keine  vorwärtetreibende  Kraft  au  bilden  vermag. 

Auch  nach  einer  anderen  Richtung  hin  lehrt  die  Erscheinung 
des  Zweekwandels,  sieh  an  beschriDken  und  an  bescheiden.  £a 
geht  nicht  an,  heutigen  Institutionen  entschwundene,  durch  ge- 
Khkhtliehe  Forschung  konstatierte  Zwecke  wieder  hewufst  durch 
gesetageberische  Tttigkett  einsufldben  oder  Terloren  gegangene 
Sinrichtangen  mit  Bficksieht  auf  ihre  Mlichen  Zwecke  ohne 
weiteres  sn  erneuern.  M}rstisch  und  unklar  Ist  die  Lehre,  die 
meint,  ein  Volk  brauche  sich  nur  auf  seine  Vergangenheit  zu 
besinnen,  um  kraft  der  Einheit  seine»  geschichtlichen  Lebens 
Dahinge^anj^enes  zu  neuem  IJusein  zu  erwecken.  Aus  diesem 
Irrtum  sind  ja  die  meisten  j)rak tischen  Sünden  dt-r  historischen 
Schule  zu  erklären.  Nur  wf»  das  Volksleben  der  Gegenwart  in 
gedeihlicher  Weise  Institute  der  Vergangeubeit  in  sich  aufuebmen 
kann,  wird  der  Versuch  einer  solchen  Emeuemng  gelingen.  Sie 
ist  aber  keineswegs  Fortentwicklung,  sondern  Keseption  des  Ver- 
getsenen  nnd  daher  Fremdgewordenen,  das  in  diesem  ReaeptionS' 
prosets  ▼ermlige  der  geänderten  Umstünde,  die  ihn  begleiten, 
ohne  Wandel  des  ursprünglichen  Zweckes  nur  selten  durch- 
sufthren  ist. 

Aber  auch  manche  der  letaten  und  hJIchsten  Prinsipienfragen 

der  Sozialwissenschaften  erhalten  durch  die  Einsicht  in  da«  Wesen 
des  gesellschaftlichen  Zweckwandels  eine  Beleuchtung,  die  zu- 
gleich überrascht  und  aufklärt.  Namentlich  frilt  das  fllr  die 
grnndsjitzliche  Auffassung  der  ganzen  sozialen  Entwicklung  Über- 
haupt und  der  Staats-  und  Rechtsgeschichto  insbesondere.  Von 
alters  her  stehen  sich  hier  zwei  Grund anschauungen  schrotf 
gq;enllber.  Die  eine,  heute  fast  gänzlich  verlassen,  behauptet 
bewuCrte  primMre  Schöpfang  des  Staates,  des  Hechts,  der  sozialen 
lostitationen ,  die  andere,  heute  herrschende,  sieht  in  diesem 
Proaels  einen  natllrlichen ,  von  htfheren,  dem  Individuum  un- 
erKhfitterlich  g^nttberstehenden  Krftfton  beherrschten  Vorgang. 
Beide  prinzipielle  Anschauungen  haben  unrecht  Die  erste  stellt 
•ich  in  schroffen  Gegensatz  su  aller  geschichtlichen  Erkenntnis, 
wenn  sie  den  isolierten,  bisher  von  der  Kultur  gar  noch  nicht  be- 
rlüirten  Menschen  mit  klarem,  zwecksicherem  Bewufstsein  das 
!»chati»'n  läfst,  was  nur  der  Niederschlag  (b  i  Krkenntnisse  von 
Jahrtausenden  sein  kann.  Der  Man^^el  der  Erkenntnis  des  Zweck- 
«andels  der  sozialen  lustitutioneu  ist  einer  der  Grundmängei  des 
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Naturrechts  gewesen.  Aber  derselbe  Mangel  haftet  in  entgegen- 
gesetzter liichtung  der  anderen  Theorie  an.  Indem  .nie  die  natür- 
liche Schöpfung  von  Staat  und  Recht  behauptet,  sei  es  aus  einem 
mystischen  Volksgeiste,  sei  es  durch  die  Wirkung  blinder  Macht- 
verhültnisse.  Ubersieht  sie  die  fundamentale  Tatsache,  da£s  keine 
Institution  ohne  menschlichen  zweckbewnCsten  Willen  entstehen 
kann.  Die  Befriedigung  des  Nahrungs-,  Wohnnngs-,  Sieherheits- 
bedUrfhtsses  auch  der  nnknltiviertesten  Volkerschaften  ToUsieht 
sich  stets  im  Lichte  des  BewnÜBtseins.  Alle  Institutionen  und 
Bräuche  solcher  VOlkerschafteu  haben  ursprünglich  stets  einen 
bewnfsten  Zweck,  der  vielleicht  töricht  und  schädlich,  aber  mit 
psyeholngischer  Notwendigkeit  da  ist.  Neuere  Forschungen  haben 
ja  in  diestMii  Hereiehe  umftingliches  Material  gesammelt.  Selbst- 
versUlndlich  aber  ist  die  bewufste  Absicht  unkultivierter  R}j)ochen 
nicht  auf  das  gerichtet,  was  erst  die  an  sie  sich  allmiihliclj  an- 
schlit'lsende  Kultur  gezeitigt  hat.  Die  einmal  gescIiatVeuen  Insti- 
tutionen, Sitten,  Gebräuche  ändern  allmählich  ihre  Zwecke;  neue 
Zwecke  treten  hinzu  und  Überwiegen  häutig  die  alten  gänzlich 
oder  drängen  sie  in  den  Hintergrund,  und  so  entstehen  durch 
entwickelnde  und  ändernde  Zweckwandlung  £inrichtangen,  wie 
sie  die  Voraeit  nicht  einmal  geahnt  hat.  Es  greift  daher  das, 
was  mit  Bewulstsein  geschaffen  wurde,  im  Laufe  der  Entwicklung 
weit  Uber  das  schaffende  BewuCstsein  hinaus,  und  nur  insoweit 
ist  die  Behauptung  richtig,  dafo  Staat  und  Becht  in  ihren  Ghmnd- 
lagen  nicht  bewufste  Menschenschtfpfung  seien. 

Die  Vorstellung,  dafs  die  Staatsschöpfung  zugleich  unbewnfster 
und  doch  im  Lichte  des  Bewufstseins  sich  vollziehender  Vorgang 
sei,  hat  bereits  den  grofsen  Denkern  der  Hellenen  vorgeschwebt, 
die  lici k-iininliclie  oborfläcliliche  Darstellung  als  die  Scli<>pfVr  der 
Theori«^  der  ausschlieislicli  natürlichen  Staatsschöpfung  bezeichnet. 
Fttr  Piato  und  Aristoteles  ist  der  Staat  nichts  Willkürliches.  Mensch 
sein  und  im  8taat<'  leben,  waren  für  sie  untrennbar  miteinander 
verknüpft.  Gleich  den  Herdentieren  oder  Tielmehr  noch  stärker 
zeigt  nach  Aristoteles  der  Mensch  von  Natur  aus  den  Charakter 
als  geselliges  Wesen.  Der  Staat  ist  genetisch  früher  da  als  das 
Individuum,  da  der  Teil  nur  ans  dem  Oanaen  heraus  begriffen 
werden  kann,  und  was  anÜBerhalb  des  Staates  lebt,  ist  entweder 
ein  Gott  oder  ein  Tier.  Nichtsdestoweniger  aber  lassen  diese 
Denker  den  Staat  historisch  durch  zweckbewufste  Handlungen  der 
Individuen  entstehen.    Die  Arbeitsteilung  zwingt  nach  Plato  die 
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von  dtoi  'Rfgloinmgsstreben  beherrschten  Menschen,  zusammen- 
ntreten^),  und  nach  Aristoteles  sind  es  die  trotz  aller  Herden- 
feftohle  ziinXehst  vereinaelt  lebenden  Mensehen'),  die,  von  sozialen 
iBstinkten  geleitet,  sneist  das  Hans  grttnden,  sodann  die  Dorf- 
gemeinde nnd  sehlielslieh  den  Staat,  in  welchem  das  menschliche 
EiglnsiingsBtreben  seine  ToUe  Befiriedignng  findet.  Obwohl  der 
Trieb  und  die  Anlage  znm  Staate  allen  Mensehen  gemeinsam  sei, 
preist  er  dennoch  denjenigen  als  den  griSCsten  Wohltftter  der 
Menschen,  der  den  Staat  zuerst  zustande  gebracht  hat*).  In  dem 
so  gegründeten  Staat  aber  findet  sofort  eine  Entwicklung  durch 
Bereicherung  des  urs|trUn<^lichen  Zweckes  statt.  Entstanden  um 
des  blofsen  Lebens  willen .  besteht  der  Staat  %ov  ev  L^v  iWxa, 
des  vollkomraeneu  Lebens  wegen. 

Dip  Lehre  von  der  sozialen  Zweckwandluug  beleuchtet  auch 
klar  deu  Irrtum  der  Lehre  von  der  organischen  Entstehung  und 
AnsbUdang  sosialer  Erscheinungen.  In  der  Regel  nimmt  man 
otgnniaeben  Ursprung  nnd  Werden  einer  Institution  an,  wenn  man 
den  Hergang  dieses  Entstehens  nnd  Werdens  nicht  oder  nicht 
nlher  kennt.  Weil  wir  nicht  wissen,  wie  sich  die  Sache  zu- 
getragen hat,  meint  man,  dafs  das  Bewufstsein  an  dem  Hergang 
ttberbanpt  keinen  Anteil  habe.  Je  femer  uns  ein  historischer 
Prozefs  liegt,  je  weniger  Urkunden  Aber  ihn  in  seinen  Einzel- 
heiten vorliegen,  desto  mehr  dient  er  den  Anhängern  einer 
orKauischen  Staats-  und  Oesellschaftslehre  zum  Beweis  ilirer 
Hypothesen.  Was  hingegen  im  Lichte  des  historischen  Bewufst- 
s<nns,  also  namentlich  in  der  neuesten  Zeit  «'iitstanden  ist,  das  wird 
häufig  alt}  unorganisch  bezeichnet  uud  damit  verworfen.  Die  alten 
Institutionen  sind  aus  diesem  Grunde  häuhg  die  organischen, 
die  neuen,  deren  Eutwicklungsprozefs  klar  zutage  liegt,  die 
meekanischen.  Je  weiter  aber  historische  Forschung  dringt,  desto 
mekr  bestitigt  sie  uns  das,  was  selbstverstHndlich  sein  sollte,  dafs 
alle  Institutionen  bewuCsten  Willensakten  ihren  Ursprung  ver- 
danken, durch  Zweckwandel  jedoch  yon  ihrem  ersten  Entstehnngs- 
gmnd  sich  loslOsen  und  dadurch  den  Anschein  von  Bildungen 
eilangeu,  deren  Dasein  vom  menschlichen  Willen  unabhängig  ist. 

0  Bep.  II,  Se9  C  Ygl  auch  Qompers,  II,  8.  870  f. 
^  f,onoQuits  y«9'  x«i  oütu  tö  iffx^'ov  fKovr**  Pol.  I,  2  1252  b,  24 
Bekk. 

Mftkof  üvm^aut  /ayinuv  ityudwf  nftiosJ*   ib.  1253  a,  ÖO. 
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Neben  der  Änderung  durch  Zweckwaudel  wirkt  aber  noch 
ein  anderer  Umstand  auf  die  eigentümliche  Ausgestaltung  sozialer 
Institutionen.  Wenn  nitnilich  auch  die  Handlungen  notwendig 
einen  Zweck  liaben,  so  wirkt  doch  nicht  jede  Handlung  den  vor- 
gesetzten Zweck  oder  ausschliefslich  diesen  Zweck  aus.  Jede 
Handlnng  kann  soziale  Wirkungen  haben,  die  sich  nicht  b«- 
reehnen,  ja  oft  nicht  einmal  ahnen  lassen.  Kraft  der  ungeheuren 
Mannigfaltigkeit  und  Verwicklung  der  sozialen  VerhHltnisee  ist 
menschliches  Tan  aneh  die  Quelle  unbeabsiebtigter  Wirkungen. 
Die  Wirkungen  neuer  Beehtasätse,  neuer  BebUrden,  neuer 
Steuern,  der  Haltung  parlamentarischer  Parteien,  eines  Handels- 
vertrages,  einer  Kriegserklärung!  einer  Gebietsaession ,  eines 
Friedensschlusses  usw.  lassen  sieh  aum  Toraus  niemals  gau  he* 
rechnen.  Alle  diese  Vorgänge  haben  nXchste,  unmittelbare 
Zwecke,  die  ihren  Urhebern  wohlhewu6t  sind.  Nicht  aber 
können  diese  wissen,  ob  sie  diese  Zwecke  auch  erreichen,  ob 
nicht  anderes,  Erwiiiisclites  oder  UngewUnschtes  daraus  entsteht. 
Ja,  bei  der  inneren  Verkettung  alles  sozialen  (Jeschehens  kann 
die  Wirkung  eines  für  seine  Urlieber  streng  tehndogisch  determi- 
nierten historischen  Aktes  Uber  alles  Mafs  des  der  Ahnung  Zu- 
gänglichen hinausgehen.  Man  denke  nur  an  die  greisen  Knt- 
scheidungsscblachten  der  Weltgeschichte ,  deren  Folgen  in  dem 
ganssen  ferneren  Verlauf  der  Menschenschicksale  in  einer  den 
Kämpfern  notwendig  verborgenen  Weise  zutage  treten.  Jede 
neue  technische  Erfindung  hat  unberechenbare  Wirkungen,  jeder 
Fortschritt  in  der  wirtschaftlichen  Produktion  aeitigt  neben  den 
beabsichtigten  günstigen  auch  unbeabsichtigte  schädliche  Folgen 
für  das  Ganse  der  Volkswirtschaft 

Diese  unbeabsichtigten  und  unberechenbaren  Wirkungen 
sozialer  Institutionen  verstärken  den  Eindruck,  dafs  ihre  Schöpfung, 
namentlich  wenn  uns  die  genaue  Kenntnis  des  Beabsichtigten 
lind  Unbeabsichtigten  mangelt,  dem  menschlichen  Willen  Über- 
haupt entrückt  und  daher  ein  natllrlicher ,  organischer  Vorgang 
sei.  Allein  snkiies  .,NatUrliche  und  Urganische"*  haftet  jeder, 
auch  der  unlx^leutendsten  und  verk«dirtest<'n  menschlichen 
Handlung  an.  Alles  Wollen  ruft  niemals  villig  zu  berechnende 
VerUnderungen  in  der  Aufsenwelt  hervor  und  ist  deshalb  zu- 
gleich vernünftige  und  unvernünftige  Naturkraft.  Die  Verehrung 
frommer  Pil^rer  weilit  dem  Heiligen  demutsvollen  Kufs,  dem 
Meisterwerke  Michel  Angelos  in  einer  der  römischen  Kirchen 


Digitized  by  Google 


Zweites  Kapitel.  Die  Methodik  der  Staatalehre.  49 


hüt  dieser  KuSb  im  Laufe  der  Jahrhunderte  eine  Zehe  ge- 
rtabt. 

An  anderer  Stelle  ist  zn  erörtern,  welche  Bedeutung  über- 
dies die  Gewöhnung  entwickelt,  die  soziale  und  Ktaatliebe  Eiii- 
richtaiigeii  als  dem  Willen  entrttckte  Bildungen  encheinen  lAbt. 
Je  lloger  eine  Inttitntion  dauert ,  desto  sebwieriger  wird  es  in 
4er  Mebfsahl  der  FftUe,  sie  in  Terllndern.  Trotidem  erfordert 
m  stets  bewnfirte  WUlensekte,  nm  sn  existieren.  Sie  ist  ja  im 
Gnuide  nichts  anderes  als  eine  Summe  plsnmUfsig  insammen- 
gMtimmter  raenschlieher  Willensaktionen. 

C  Die  jaristiselie  Metliode  in  der  Staatslehre^). 

Sie  gilt  ffelr  die  Feststellung  der  Sätze  der  Staatsrechtslehre 
nd  Dir  die  Entwicklung  des  Inhaltes  dieser  Bechtssätse.  Die 
ScaaSsrechtslehre  ist,  wie  bereits  erwähnt,  eine  Normwissenschaft. 
Ihre  Normen  sind  von  den  Aussagen  über  das  Sein  des  Staates 
ah  sozialer  Erscheinung  scharf  zu  trennen.  Ein  ^rnfser  Teil  der 
method Lechen  Streitigkeiten  im  Staatsrecht  rührt  aus  der  Unklar- 
heit Uber  die  Doppelnatur  des  Staates  und  dem  daraus  stara- 
menden  Gegensatz  der  sich  mit  dem  Staate  beschäftigenden 
Wissenschaften  her. 

Mit  dieser  Erkenntnis  sind  alle  Übertragungen  von  fremden 
Fonehnngsmethoden  auf  das  juristische  Gebiet  der  Staatslehre 
mrlick-  und  dem  sosialen  Gebiete  angewiesen.  Diesem  letzteren 
gckffrt  auch  das  Becht  in  seiner  Eigenschaft  als  soziale  Funktion 
SB.  Geschichte  und  Sozialwissenschaft  sowie  Politik  sind  auch 
dem  Bechte,  seiner  Entstehung,  seiner  Eutwicklung,  den  in  ihm 
wirkenden  wirtschaftlichen,  ethischen,  nationalen  Ideen,  seiner 
Wirkung  auf  das  gesamte  Volksleben  zugewendet.  Allein  der 
dogmatische  Gehalt  der  Rechtsnormen  kann  nur  durch  die  aus- 
KWiefslich  vom  Juristen  geübte  Kunst  der  Abstraktion  aus  den 
rt'cLUichen  Erscheinungen  und  der  Deduktion  au>  den  also  go- 
fnodenen  Normen  geübt  werden.  Diese  Ivechtsdogmatik  ist  durch 
»oderHgeartete  Wissenschaft  nicht  zu  ersetzen.  Dafs  einseitige 
Dogmatik  aber,  die  sich  anmafste,  das  Ganze  zu  erfassen,  dieses 
Ziel  ferfehlte,  dafs  sie  der  Ergänzung  durch  die  anderen  dem 


VgL  meine  eiogdienden  Ausführungen  im  System  der  subj.  üS. 

Äechte,  S.  13  ff. 
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Staate  zugewandten  Disziplinen  zu  gedeihlicher  Forschung  be- 
n()tigty  bedarf  uach  dem  Vorangehenden  keiner  näheren  Aua- 
ftlhrung  mehr. 

Alle  Untersuchungen  Uber  enipirische,  biologisch©,  nstlir- 
wissenscbaftliche»  sosiologische  Behandlungsweise  dea  Staatsrechtes 
betreffen  in  Wahrheit  die  sosiale  Staatslehre.  Fttr  das  Staats^ 
recht  gilt  aber  nur  die  juristische  Methode.  Die  rnuCs  sich 
jedoch  den  Eigentümlichkeiten  des  öffentlichen  Rechtes  anpassen. 
Juristisch  ist  nicht  gleichbedeutend  mit  privatrechtlich.  Un- 
kritische Übertragung  privatrechdicher  Begriffe  ins  Öffentliche 
Recht  i.st  gewifa  ein  methndiscber  Fehler,  obwohl  es  zweifellos 
allgemeine  Kechtsformen  gibt,  die  allen  Rechtsgebieti  n  <;eineiusaui 
sind.  Nielitsdestoweniger  ist  es  unrichtig,  von  ]>rivatrechtlielier 
oder  staat>rec litliclier  Mftliode  zu  sprechen  so  wenig  es  inner- 
halb der  Naturwissenschaft  eine  ganz  seihständige  mechanische 
und  chemische  Methode  gibt.  Vielmehr  hat  die  einheitliche 
juristische  Metbode  sich  —  wie  jede  l^fethode  —  den  Verschieden- 
heiten des  zu  bewältigenden  Materials  ansupassen.  öffentliche 
Rechte  und  Rechtsverhältnisse  sind  anders  geartet  als  private. 
Diesen  Gegensats  des  Stoffes  nicht  au  verwischen,  sondern  au 
beachten,  ist  ein  Gebot  geklärter  juristischer  Forschung.  Wenn 
es  nicht  immer  befolgt  wird,  so  beweist  das  nichts  gegen  die 
Einheit  der  Methode,  sondern  nur  gegen  ihre  durehgKngi^ 
richtige  Anwendung. 

Die  Grenzen  der  juristischen  Untersuchung  in  der  Staats- 
lehre ergehen  sich  durch  deren  Zweck.  Dieser  ist  aher  in  der 
gesamten  .Jin  i>jii  inlenz  gericht«'t  auf  (iewinnnng  praktist  lu-r  M<»g- 
lichkeitj  das  tatsiieliliehe  Leben  rechtlich  zu  beurteilen.  Alle 
Konstruktionen,  die  nicht  irgendwie  diesem  praktischen  Zweck, 
zu  dienen  imstande  sind ,  haben  keinen  wissenschaftlichen  Wert. 
Es  giht  keine  Jurisprudenz,  die  um  ihrer  selbst  willen  getrieben 
werden  könnte,  wie  eine  rein  theoretische  Disziplin,  die  den 
Erkenntniswert  in  sich  trägt. 

Darum  ist  staatsrechtliche  Jurisprudenz  wesentlich  der 
Gegenwart  zugewendet.  Die  Vergangenheit  kann  juristisch  nur 
so  weit  untersucht  werden,  als  es  das  Verständnis  der  historischeu 
Probleme  erfordert.  Eingebende  Erörterung  von  Kontroversen 
etwa  des  römischen  oder  des  alten  Reichsstaatsrechtes ,  ohne 
jede  lebendige  Hcziehuii-  zum  heutigen  Keclit  iiai  Ii  streng 
juristischer    Methode,    die   ja    in    erster   Linie    künftige  Fälle 
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des  Zweifels  and  Streites  entschcidtn  lehren  soll,  wäre  ver- 
gebliche, den  Spott  heraosfordemde  MUhoi  weil  jede  Möglichkeit 
fehlt,  die  erstarrte  Vergangenheit  durch  bessere,  der  Gegenwart 
entstammende  Kenntnis  an  reformieren.  Es  gibt  kein  Sein- 
sollendes  nach  rttckwilrts,  und  darum  beschäftigt  sich  auch  die 
Beehtsgeschichte  mit  dem,  was  tatsächlich  war,  nicht  mit  dem, 
was  hätte  sein  sollen  oder  können« 


Drittes  Kapitel. 

Die  Gescbichte  der  Staatslehre^). 


Die  StaatslcliiL'  zUhlt  zu  den  Ältesten  wissenschaftlirlieu 
T)iszii)lineu.  vSie  Mldct  bereits  einen  höchst  bedeutsamen,  wohl- 
entwickelten Zweig  der  hellenischen  Wissenschaft. 

*)  Literatur:  Die  gesamte  Geschichte  behandelnde  Werke :  Glafey, 
VoUstftndige  Oeieluehte  des  Beehte  der  Veniiinft,  1739;  Weitsel, 
Geschichte  der  Staatswissenschaft,  I,  II,  1882—38;  Fr.  J.  Stahl,  Dia 
Pyiosophie  des  Rechts,  4.  Aofl.,  I,  1870;  Ahrens,  Natnnrecht  oder 

Philosophie  des  Rechts  und  des  Staates,  6.  AuB.  1870,  I,  S.  13—212; 
R.  V.  Mohl,  Die  Geschichte  und  Literatur  der  StantswisaenBchaften,  I, 
1855,  S.  211  -2i'A;  F.  v.  Räumer,  Über  die  ppschiclitlit  ln'  Entwicklung 
der  Hepritle  von  Krrlit,  Staat  und  l'olitik,  3.  Aull.  I^Gl;  Jan  et, 
Hintoirc  de  la  sciciie«'  politique,  I,  II,  ('d.  1887;  Pol  lock,  An  intro- 
duetion  to  the  hifetory  of  the  seiencc  of  politics,  London  189;^:  Ilehin, 
Geschichte  der  Staatsrechtswissensehaft  (Handb.  des  öff.  Rechts,  Ein- 
leitungsband,  IX  1896;  Derselbe,  Allgemeine  Staatslehre  (Handbuch  des 
5ir.B.,  Einldtangsband,  IIX  1899,  8.  209ff.;  Gumplowics,  Geschichte 
der  Staatstheorten,  1905.  Einzelne  Epochen  dargestellt  von  Hilden- 
brand,  Geschichte  und  System  der  Rechts-  und  Stnat««philo8ophie,  I, 
1860  (Altertum);  Gomperz,  Gripchischc  Denker,  I.  1896,  II,  1902; 
(Jierk«'.  Das  deutsche  (ienosscnscliaftsrecUt ,  III,  1>^S1:  Die  Staats- 
und  Korporatiniislrhre  d,  Altertums  und  Mittelalters;  Ders. ,  .lohannes 
Althusius  unti  die  Entwicklung  der  natuneclitlichen  Staatstheonen 
(Mittelalter  und  Neuzeit);  Ad.  Franc k,  Räformatenrs  et  publicistes  de 
l*Enrope,  moyen  Age-renaissance,  1864,  dix-septiime  siiele,  1881,  dix- 
huititoe  siöcle,  1893;  Blnntschli,  Geschichte  des allgemdnen  Staats- 
rechts nnd  der  Politik,  2.  Aufl.  1867.  Seit  dem  16.  Jahrh.  bis  snr  Gegen- 
wart, 2.  Aufl.  1867;  Gothein,  Renaissance  und  Reformation  im  HWB. 
der  Staatswissenschaften,  2.  AuH.,  VI.  S.  tl.;  J.  H.  Fichte,  Die 
]»iiilosoj>liis('liti!  Lnliren  von  Rreht.  Staat  und  Sitte  in  Deutschland, 
Frankreich  und  Fuüland,  von  der  Mitte  de.«  H  .lalirh.  bis  zur  (»egeu- 
wart.  l'^oi»:  Vorländer,  (ie^ehichte  der  philosophischen  Moral,  Reclits- 
und  Staiitalehre  der  Fngläuder  und  Franzosen,  1855;  G.  Koch,  Bei- 
träge zur  Gtosehichte  der  politischen  Ideen,  I,  II,  1892—1896;  H.  Michel» 
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Das  liliigt  mit  der  gansen  WelUnBchammg  der  Qrieehen 
snsamnien.    Da  der  Staat  nicht  nar  politische,  sondern  auch 
religiöse  Gemeinschaft  war,  so  ist  den  Griechen  die  LSsnng  der 
ethischen  Fragen  streng  mit  der  der  politischen  rerhnnden.  Ein 
▼om  Staate  gänxlich  losgelöstes  oder  im  Staate  diesem  selhsttUidig 
gf^^enüberstehendes  Getneinleben  ist  für  sie  nicht  vorhanden.  Da 
miu  die  ethisclien  Probleme  an  Intcrcisse  bald  alle  iibrigt'n  über- 
ragen und  schliefslicb  sogar  zurUckdrHiigeii ,  so  stehen  mit  ihnen 
auch    die    Grundfragen    der    Staatslehre    im    ^'M^^^M•;;rund  der 
Forschung.    Gemttfs  der  auf  das  Praktische  gerichteten  Tendenz 
der  ethischen  Spekulation  sacht  die  ITorscbung  zuerst  Grundsätze 
für  das  politische  Handeln  zu  gewinnen.    Die  Nachrichten  tiber 
die  AnüLnge  des  politischen  Denkens  seigen  nns  dieses  im  Sachen 
nach  einem  Malsstabe  Air  die  Benrteilang  des  Gegebenen  be- 
griffen, den  die  einen  in  der  Natnr,  die  anderen  in  der  mensch- 
lichen Satsnng  finden.    In  dem  Kampf  der  Meinangen  handelt 
es  sich  aber  in  erster  Linie  um  die  Frage ,  wie  der  Staat  am 
sweekmKfsigsten  zu  gestalten  sei,  und  welche  Stellung  das  Indi- 
viduum  zu  ihm  einzunehmen   habe.     Damit   ist  die  (J  rund  läge 
für  jeue  Richtung  in  der  Staatslehre  gegeben,  die  als  deren  vor- 
nehmstes Objekt  die  Erforschung  des  Idealtypus  des  Staates  be- 
trachtet.    Nicht:   Was  ist  der  Staat?   sondern:  Wie  soll  er  be- 
schaffen sein?  lautet  die  erste  Frage,  die  dem  wissenschaftlichen 
Bedürfnis  nach   staatlicher  Erkenntnis  entstammt.     Schon  von 
Männern  y  die  nicht  anter  dem  Einflasse  der  sokratischen  Lehre 
standen,  wie  Phaleas  von  Chalkedon  nnd  Charondas  von  Milet, 
sind  Fragmente  der  Konstraktion  von  Staatsidealen  Überliefert. 
In  der  Blttteseit  der  griechischen  Philosophie  aber  steht  der  beste 
Staat  als  vornehmstes  Objekt  der  politischen  Spekalation  da. 
Am  klarsten  tritt  dies  hervor  bei  Plate,  dessen  grotiBC  politische 
Werke  der  Darstellung  des  besten  nnd  des  nächstbesten  Staates 
g«'widmet   sind.     Auch   bei   Aristoteles  ist   nadi   der  ganzen 
Anlaire    seines   Systems    die   Ei  kenut  ms    des   besten    Staates  das 
letzte   Zi(d    der   ganzen   staatswisseiiscliat'tliclieii   Forschung:  der 
Staat,  der  den  ihm  einwohnenden  Zweck  um  besten  erfüllt,  bildet, 

L'idee  de  lV,tat.  Essai  critit|ue  siir  1  liistoire  des  thcories  sociales  t  t 
politiques  en  France  depuis  la  revolutiou,  Paris  lj>y5;  W.  A.^unning, 
A  history  of  politicai  theories  ancient  and  mediaeval,  New  York  1902; 
B.  W.  and  A.  J.  Carlyle,  A  historj  of  mediaeval  politicai  theoiy  in 
tbe  Wart,  I,  Edinbargh  and  London  1908. 
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wie  das  «ittlich  Erstrebenswerte  überhaupt,  den  wichti<j:sten 
Gegenstand  der  praktischen  Erkenntnis.  In  den  naeharistotelischen 
Schulen  bis  sn  den  letzten  Ansl&nfeni  der  antiken  Staatswissen* 
Schaft  ist  gemttls  der  diesen  Sjstemen  innewohnenden  Tendens  das 
theoretische  Interesse  an  der  Erkenntnis  gSnzlich  geschwunden 
nnd  yielmehr  das  praktische  politische  Interesse  des  Individnnms 
in  den  Vordergrund  gerückt.  Damit  ist  yon  nenem  das  Stuts- 
ideal vornehmster  Geerenstand  der  Forschung  geworden.  Wie 
mufs  der  Staat  bcschatVen  sein,  an  dem  der  Weise  teiinebinen 
kann?  laut(  t  die  politisclie  Grundfrage  der  uacharibtotelischen 
Staatswisseuschatt. 

Neben  dieser  auf  den  staatlichen  Idealtypus  gerichteten 
Spekulation  geht  aber  einher  eine  der  staatlichen  Wirklichkeit 
sugewendete  Richtung.  Das  Ideale  kann  ja  von  Grund  aus  nur 
erkannt  werden  durch  seinen  Gegensats.  Die  Realität  mit  ihren 
Fehlem  mufs  dem  lebendig  vor  Augen  stehen,  der  bessern  soll. 
Ohne  Kritik  des  Gegebenen  ist  keine  Änderung  der  Institutionen 
möglich.  Solche,  zunächst  wohl  nicht  systematische  und  schul- 
gerechte Kritik  war  bei  der  reichen  Entfkltung  des  athenischen 
öffentlichen  Lebens  selbstverstÄndlicli.  Namentlich  die  Sophisten 
haben  niilit  nur  tiefeinsehneidende  Kritik  getlbt,  sondern  aucli 
eine  Lehre  vom  realen  Staate  entwickelt.  Manches.  wn>  der 
platonischen  nn«!  arist«»telischen  Staatslehre  /-ugeschrieben  wird, 
dürfte  aus  der  früheren  Zeit  stammen,  deren  politische  Literatur 
uns  leider  nur  in  wenigen  Bruchstücken  aufbewahrt  ist'). 

Es  finden  sich  bereits  bei  Plato  eingehende  Erörterungen, 
die  der  Erkenntnis  des  Werdens,  Seins  und  Waudelns  der  Tor^ 
handenen  Staaten  gewidmet  sind.  In  energischer  und  folgen- 
reicher Weise  wendet  sich  aber  Aristoteles,  der  das  ganse  Gkibände 
der  praktischen  Wissenschaften  auf  der  Erforschung  des  Gegebenen 
errichten  will ,  der  sorgfältigsten  Untersuchung  der  vorhandenen 
Staatenwclt  als  einer  nnnmgHnglichen  Vorarbeit  für  die  Lösung 
iener  Ii-m  b-ten  praktischen  I  Vagen  zu.  Damit  wird  er  der  Schöpter 
der  sv-teiiiat isciicu  wiKsenscliai'iIiclien  Staatsb'hre,  die  als  theo- 
retische Wissenschaft  neben  der  praktisclien  I^olitik  steht,  die 
«'in  noch  nicht  seiendes  Bestet>  zu  verwirklichen  su<  lit.  In  gründ- 
licher W^eise  werden  die  empirischen  Typen  der  damaligen  Staaten- 
welt aufgesucht  und  ihre  Unterabteilungen  festgestellt,  da  die 

«)  Vgl.  Rehm,  Geschichte,  8.  Uff. 
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Wirkung  individualisiereudiT  Fakt«»rt*ii  wohl  nkannt  und  bc 
acht«*t  wird.  Nicht  nur  Tn  |m  u  di'>  Daseins,  sondern  nucli  der 
L#el>ensprozesse  der  Staaten  werden  aufgfstellt ;  das  Staatslelten 
wird  unter  bestimmten  teleologiDchen  Gesichtspuuktoo  betrachtet 
und  damit  der  Grund  zu  einer  wisBcnschaftlich  vertieften  Real- 
politik gelegt.  Die  einzelnen  Dissiplinen  der  Staatelehre  werden 
aber  noch  nicht  nnterschieden ;  Tielmehr  sind  alle  Betrachtungs- 
weisen des  Staates  in  der  Politik  vereinigt.  Dieses  Wort  be- 
deatet,  wie  bereits  erwKhnt,  im  Griechischen  Lehre  von  der  Polls, 
ist  nicht  mit  unserem  Terminus  Politik  an  identifixiereu,  sondern 
mit  Staatswisaenschaft  zu  tibersetzen. 

Kiuzt'lue  der  Staatslelire  znzuz.ililende  Unlrrsui}iun<ren  sind 
auch  noch  in  der  hpäteren  antiken  Literatur  vorliainb'U,  s(>  vor 
allem  die  allerding^s  auf  die  politische  Apohigie  des  romisclu-n 
Staates  hinauslaufende  Skixze  der  Staatslehre  bei  Polybius, 
wie  denn  auch  bei  (Mcero  sich  manche^  meist  d(>r  griechischen 
Lehre  entlehnte  Bemerkungen  Uber  Staat  und  Staatsformen 
finden. 

Die  Literatur  der  christlich-mittelalterlichen  Epoche  ist  von 
dem  Gedanken  einer  wissenschaftlichen  Staatslehre  weit  entfernt. 
Noeli  mehr  als  dem  Altertum  erscheint  ihr  das  Seinsoilende  als 
das  WissenswQrdigere  gegenüber  dem  Seienden.    Die  realen 

politischen  VerhUltnisse ,  der  Hau  der  pleichzeiti<;en  Staatenwelt 
liefet  ilirer  Hct raclitun^  so  fern,  dafs  man  aus  ilir  von  den  eigen- 
tiiiiili«  lien  Institutionen  jener  Zeiten  nichts  oder  nur  sehr  wenig 
trtahrt.  Was  nicht  die  grofse  rechtliche  und  j»ojitische  Frage 
des  Zeitalters,  die  Stellang  der  weltlichen  zur  geistlichen  Gewalt 
berührt,  wird  in  seiner  Eigenart  nicht  beachtet.  Ks  sind  wesent- 
lich die  aus  dem  Altertum  überkommenen  Begrifl'e  und  Schablonen, 
die  in  dieser  Literatur  variiert  werden,  soweit  sie  Überhaupt  in 
den  Rahmen  der  christlichen  Weltanschauung  passen.  Daan 
kommt  aber  noch  der  Einflufs  römisch-rechtlicher  Vorstellungen, 
die,  niemals  gans  erstorben,  dem  allgemeinen  Bewufst8ein  durch 
die  Legisten  vermittelt  werden.  Der  Ausbildung  einer  selb- 
ständigen Staatenwisseuschaft  ist  vor  allem  hinderlich  der  Mangel 
eines  ottiziell  anzuerkennenden  Staates.  Das  alte  röniisclu'  Welt- 
reicli  hatte  in  Form  des  von  Kaiser  und  Papst  ludierrschten 
mittelalterlichen  Reiches  seine  Fortsetzung  g«dunden,  in  welchem 
die  einaelnen  Glieder  nicht  als  Staaten  im  vollen  Sinne  gelten 
konnten.    So  hat  denn  das  Mittelalter  eine  an  politischen  Er- 
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örterunjjon  reiche,  an  selbständijjen  theoretischen  HtaatewiflseU' 
schaftlichen  Unteraachmigen  und  Kesultaten  arae  Liteimtar. 

Unabhllngig  Ton  dieser  Literatur  erhebt  sieh  aber  eine  neue, 
die  der  Jnrisprudens.  Sie  ist  ihrer  Natur  nach  den  realen  Oe- 
staltnngen  des  Lebens  zugewendet»  Ihr  fehlt  als  Objekt  der 
klare,  in  den  g;egebenen  VerhältnisRen  begründete  StaatsbegrifT. 

Dafür  ist  sie  aber  «lern  reichen  weltlichen  und  kirchliclien  Ge- 
nossenschaftswesen jener  Zeiten  zujjekt'hrt.  Die  ronianistische 
und  kanonistische  Korporationstheorie,  auf  deren  Bedeutung  in 
der  Geschichte  der  StaatsU^hre  hingewiesen  zu  haben  das  grofse 
Verdienst  Gierkes  ist,  enthftlt  tie%reifende  Erörterungen,  die 
später  in  der  selbständig  gewordenen  Staatslehre  forlgebildet 
werden.  Diese  Korporationslehre  Tolltieht  einen  gewaltigen  Um- 
schwung in  der  gansen  wissenschafUiehen  Stellung  der  theoretischen 
staatlichen  Probleme.  Hatte  das  Altertum  und  die  auf  seinem 
Grunde  stehende  scholastische  Literatur  den  Staat  in  letzter  Linie  als 
ein  zu  vcrwirklicliendes  Ideal  aufgefafst,  mündet  also  ihr  ganzes 
staatsvvisM'iis(  liat'tliches  Denken  in  politisrhe  Uutersuchun^'en  ,  so 
wird  hier  eine  rein  theoretische  Anschauung  vom  Staate  vor- 
bereitet, die  ihn  wesentlich  als  Rechtsgebilde  erkennt.  Die  Lehre 
vom  Staate  wird  damit  ein  Teil  der  Kecht^wissenschaft,  ein  Ge- 
danke* der  dem  Altertum  ferngelegen  hat.  Ist  auch  die  Er- 
kenntnis eines  selbständigen  ius  publicum  rtfmischen  Ursprungs, 
so  mangelten  dennoch  in  der  juristischen  Literatur  der  Btfmer 
alle  näheren  Untersuchungen  Ober  den  Status  reipublicae,  auf 
den  sich  jenes  Recht  bezog.  Die  Hellenen  hingegen  waren  nie 
dahin  «rekotnuicii,  das  Recht  in  seiner  Eigenart  zu  erfassen,  daher 
der  Gedanke  einer  Hetiaiiitung  des  Staates  unter  ausschliefslich 
ret  litiii  lien  (lesiclitsj)nnkten  ihnen  nicht  gelilufi^  ist.  Diese  Vvr- 
bindung  iler  Staatslehre  mit  Jurisprudenz  ist  für  die  moderne 
Entwicklung  der  theoretischen  Staatswissenscbaft  von  der  höchsten 
Bedeutung  geworden. 

Die  neuere y  durch  Renaissance  und  Reformation  eingeleitete 
Zeit  beginnt  ebenfalls  mit  politischen  Erörterungen.  Die  Auf- 
lösung der  mittelalterlichen  Welt  hatte  die  alten  Autoritäten  ge- 
stürzt oder  doch  erschttttert  An  Stelle  der  mittelalterlichen  Einheit 
des  Reiches  war  eine  Vielheit  ihrer  Selbständigkeit  sich  bewufster 
Staaten  getreten.  Damit  war  der  Trieb  gegeben,  sich  über  die 
neuen  Bildungen,  ihren  Wert  und  die  bedingungen  ihrer  Er- 
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haltung  klar  zu  werden.  Diesem  Zwecke  dienen  aber  wiederum 
eiBgehende  ErßrtemDgen  theoretischer  Natur.  So  enthalten  denn 
die  an  der  Spitse  der  modernen  poUtischen  Literatnr  stehenden 
Werk«  MachtaYellis  und  namentlich  die  Jean  Bodins  eine 
Reihe  bedeatsamstor  Untersnchnngen  flher  Wesen,  Eigenschaften 
und  Arten  der  Staaten.  Von  nenem  ist  hier  wie  bei  Aristoteles, 
aber  nicht  mehr  ihm  sklaviBeh  folgend,  der  Blick  snrttckgewendet 
j4uf  die  ;.'<'^'ehene  Wi'lt,  um  aus  ihr  die  'lypeii  zu  gewinneu,  für 
weiche  die  Vor.sclirit'teu  der  Staatskunst  berechnet  sind. 

Die  neu«'! standene  W<dt  sucht  aber  auch  nach  einer  neuen 
festen  Basis  der  von  Grund  aus  veränderten  Verhältnisse;  diese 
bietet  ihr  das  durch  antike  und  mittelalterliche  Anschanungen 
▼ermittelte  Natorrecht,  dessen  Eigenart  nicht  snm  geringsten 
darin  besteht,  dals  es,  von  theologischer  Basis  losgeltfst,  nicht 
krafi  göttlichen  Gebotes,  sondern  kraft  innerer  Notwendigkeit 
seine  SelbstKndIgkeit  behauptet  Dieses  Natnrrecht  ist  in  seinem 
Anfange  hanptsichlich  dem  öffentlichen  Rechte  zugewendet.  Der 
Staat,  seine  Entstehung,  sein  Wesen,  seine  Funktionen  werden 
aus  ihm  abf^eleitet.  Dainit  tritt  eine  allj^emeine  Lehre  vom 
8taate  auf,  die  sich  scliou  in  ihren  Anfänj^en  als  eine  reclitlirhe 
Theorie  gibt  und  sich  in  bewufsten  Gegensatz  zu  der  politischen 
Beiiandlungsweise  des  Staates  stellt.  Die  Selbständigkeit  dieses 
Bechtee  gegenüber  der  Politik  wird  schon  von  Hugo  Grotins 
stark  betont*).  Trotsdem  finden  nnter  den  folgenden  Natnr^ 
rechtelehrem  wiedemm  Vermischnngen  des  Joristischen  mit  dem 
Politisclien  statt,  was  wohl  begreiflich  ist,  da  die  hervorragendsten 
nnd  einflnfsreichston  Schriftsteller  an  der  Gestaltung  der  politischen 
Verhältnisse  lebhaft  interessiert  sind  wnd  ihre  Untersuchungen 
in  erster  Linie  theoretische  Fundierung  ihrer  praktischen  Ziele 
bezwecken.  Bei  H  o  b  h  e  s  und  L  o  c  k  e,  bei  8  j»  i  n  o  z  u  nnd  1*  n  ff  u- 
dorf,  wie  später  bei  Bo  u  s  s  e  a  u  und  Kant  tritt  dies  Bestrebt'U, 
den  Normalstaat  zn  zeichnen  als  Zweck  der  theoretischen  Unter- 
snchnng,  jedem  Leser  deutlich  hervor.  Überall  erscheint  aber  der 
Staat  lüs  eine  durch  das  Becht  begründete  nnd  fortwährend  auf 
einem  Bechtsgmnde  —  dem  Staatsvertrage  —  mhende  Institution. 

Es  waren  Mttnner,  die  weniger  im  Vordergründe  der  geistigen 
Bewegung  standen  und  die  Anregungen  jener  hervorragenden 
Geihter  mehr  in  schulgerecbter  Weise  auszubilden  bestrebt  waren, 


*)  De  iure  belli  et  paciä.   Proleg.  ^  57. 
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die,  in  I.oslö.suiig  von  der  Politik,  eine  Disziplin  de>  all- 
gemeinen Stantsret'hte.s  sclinfen.  Xachdeni  bereits  LiJ)^ins^) 
die  Politik  unabhängig  vom  Staatsrechte  abgehandelt  hatte,  unter- 
nahm es  der  üollftader  Ulrich  Hubor  in  seinem  Buche  Uber 
den  Staat,  die  nova  disciplina  iuris  publici  universalis  in  strenger 
Scheidung  von  der  Politik  darzustellen^),  üuber  ist  somit  der 
Scbtfpfer  nicht  der  Lebre,  aber  der  Beieicbnung  des  allgemeinen 
Staatsreebtos,  das  nunmehr  oft  Bearbeitungen  findet.  Gogrflndet 
wird  diese  Dissiplin  auf  das  Naturrecbt  und  die  bistoriscbe  Er- 
fahrung. Sie  stebt  daber  der  Wirklicbkeit  nRber  als  die  privat- 
rechtliche  Naturrecbtslebre ,  die  allerdings  keinen  Aristoteles  als 
Vorbild  ihrer  Methode  aufzuweisen  hatte.   Di«*  umfassenden  Systeme 

» 

des  Naturreehts  .s«Mt  Pufendnrt'*)  a))er  widmen  dem  allgemeinen 
Staatsrt'clite  besondt'rc  HlJclier  odor  Al)>r]inittt*. 

Dii'  Fonh'ning  der  duri'ii;;fingi;ieu  Trennung  des  Juristischen 
vom  Politischen  wird  jedoch  in  der  naturrechtlichen  Literatur 
keineswegs  strikte  durchgeführt.  Das  praktische  Interesse  Uber- 
wiegt  das  theoretische  so  sehr,  dafs  auch  die  scbulgemäüse  Natur- 
reclitslebre  an  dem  Kampfe  um  Neugestaltung  der  staatlicben 
VerbKltnisse  teilnimmt,  ja  eine  der  grofscn  geistigen  Micbte  in 
diesem  Prosesse  der  Neugestaltung  wird.  Der  ESinflub^  den 
Pufendorfy  Tbomasius,  Wolff  und  scbliefslicb  Kant  auf  das  politiscbe 
Denken  ihrer  Zeiten  gewonnen  haben  ^  war  nicht  viel  geringer 
als  die  Wirkung  der  Schriftsteller,  die  unmittelbar  den  praktischen 
Zw«'(  k  ihrer  Lehren  in  den  Vordergrund  stellten,  wie  Locke  und 
Rousseau. 

Nach  dem  Falle  der  Vorherrschaft  der  naturrechtlioheu 
Schule  erlobt  das  in  eine  ausgesprochene  politische  Tendenz  aus- 
lanfende  allgemeine  Staatsrecht  eine  Nachblute  in  dem  allgemeinen 
konstitutionellen  Staatsrecht.  Montesquieu  hatte  in  seinem 
berttbmten  „esprit  des  lois"  ein  diesseitiges  politiscbes  Ideal  in 

')  l'oliticoruin  sive  civilis  iloctrinae  libri  VI,  I  j'M». 

De  iure  civifuti^  libri  Ires  novani  iuris  j»uhli<'i  universalis  disci- 
plinam  coiirinentes,  ed.  (piarta  1708  (ed.  princeps  l»j72).  Uber  den  Gegen- 
sats  von  allgemeinem  Staatsrecht  und  Politik,  LI,  sect.  1,  1  §  14. 

*)  Pufendorf  handelt  von  ihm  De  jure  natuiae  et  gentium 
libr.  VIII  in  den  beiden  letstcn  Büchern,  noch  ohne  besondere  Be- 
xeichnung  ffir  diesen  Teil  des  Naturrechts.  In  Deutschland  scheint 
zuerst  J.  H.  Böhmer,  Introductio  in  ins  publicum  universale  ex  genuinis 
iuris  naturae  jirinelpüs,  1710,  die  Beseichnung  „aligemeines  Staatsrecht'' 
populftr  gemacht  zu  haben. 
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dem  Staate  gofunden.  dessen  Zweck  die  politische  Freiheit  seiner 
Bllii^r  ist  nnd  damit  England  ala  daa  konstitutionelle  Musterbild 
kisgeatelU.  Di«  englischen  Institutionen  in  der  Form,  wie  sie 
m  Frankreicb  verstanden  und  nachgeahmt  werden,  geben  Anlab 
tu  einer  Lehre  von  dem  konstitutionellen  Musterstaate,  namentlich 
auf  Grand  der  Ausflihrungen  von  Mirabeau,  Siey^s  und 
Benjamin  (""onstant.  Dieses  alf|^cnioinc  konstitutionelle  Staats- 
nsrlit  .  in  zalilrt'ichen  franzfisisclicn  und  dt'Utsfhen  Werken  vor- 
getrao^pii.  )iat  wiederum  gr<»fse  Wirkung;:  auf  die  praktisclie  l*olitik 
gcdiabt ,  indem  es  die  Grundlage  des  I'rogrammes  der  liberalen 
Parteien,  so  auch  namentlich  in  Deutschland,  geworden  ist. 

Der  grnfse  Umschwung  im  wissenschaftlichen  Denken,  der 
sich  Mm  Ende  des  18.  und  am  Anfange  des  19.  Jahrhunderts  voll- 
rieht,  lolsert  sich  auch  in  den  Staatswissenschaften.  Zwar  bestehen 
die  alten  Bichtungen  und  Tendensen  fort.  Politische  Schrift- 
steller, oft  von  grofsem  praktischem  Einflüsse,  stellen  von  neuem 
Wealtypen  des  Staates  auf,  deren  Verwirklichung  in  das  Programm 
der  poiiti->i  lit'ü  J'arteien  aufgenommen  wird.  Dain'beii  aber  crln'bt 
sich,  dem  gescliHrften  wisseuschaftlichen  Sinne  der  neuen  Zeit 
PuLsprechend,  die  Fonleruug  objektiver  F^rkenntnis  des  historisch 
GewordeDeu,  des  vorhandenen  Staates.  Die  Bearbeitung  neuer 
Wissensgebiete,  die  mit  dem  Staatsleben  in  innigem  Zusammen- 
hange stehen,  läfst  dessen  Probleme  von  neuen  Standpunkten 
aas  betrachtet  werden.  Hatte  das  Naturrecht  den  Staat  aus- 
sehlielslieh  als  eine  Bechtsanstalt  aufgefafst  und  ihn  gans  auf 
juristischem  Orunde  ftindiert,  so  tritt  nun  die  Mannigfaltigkeit 
des  Wesens  des  Staates  in  das  wissenschaftHche  Bewufstsein.  Das 
z«Mgt  sirl)  am  h  darin,  dafs  die  Erkenntnis  sich  Bahn  briclit,  die 
(jriiudwi>>fn-(liaft  vom  Staate  sei  uielit  nur  die  Rechtsh'hrc  «h's 
Staates,  sondern  auch  eine  selbständige  Disziplin,  welche  die 
über  das  Kecht  hinaus  und  dem  Rechte  vorangehende  Natur  des 
Staates,  su  deren  Feststellung  die  Hilfsmittel  der  juristischen 
Forschung  nicht  ausreichßn,  zu  ergründen  strebt.  So  bildet  sich 
die  Forderung  einer  allgemeinen  Staatslehre,  die  den  Staat  nicht 
nur  in  seiner  Eigenschaft  als  Rechtssubjekt,  sondern  in  der 
Tolalitttt  seiner  Merkmale  zum  Gegenstand  hat  Der  Terminus 
Staatslehre  als  Übersetzung  des  Wortes  Politik  findet  sich  schon 
in  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts').    Die  Erkenntnis  ihres  Unter- 

')  Über  dic<e  T>iteratnr  vgl.  v.  Mohl.  I,  S.  26Ö-384  Zal.lr-iche 
literarische  Kotisen  bei  v.  Aretin,  Staatsrecht  der  konstitutionellen 
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scliiedi's  von  dem  alljjf meinen  Staatsrecht  tritt  aber  erst  am  Ende 
des  18.  Jabrliunderts  aufM.  In  der  ersten  HÄlfte  des  19.  Jahr- 
hunderts wird  die  Staatslehre  eütw<Mln  als  eine  selbstüudige 
Disziplin  neben  Staatsrecht  und  Politik  behandelt,  als  Naturlehre 
des  Staates')^  oder  als  die  Gresamtheit  der  tbeoretischen  Staats- 
Wissenschaften  im  Gegensats  anr  praktischen  beaeichnet'').  Als 
selbstllndige  staatswissenschaiUiche  Dissiplin  wird  sie  sodann  in 
der  aweiten  HXlfte  des  Jahrhunderts  Ton  R.  Mo  hl  gdehit*) 
nnd  unter  seinem  Einflnb  von  anderen  abgehandelt').  Doch  fehlt 

Monarchie,  I,  1824,  für  die  spätere  Zeit  ein  umfassender  bibliographischer 
Nachweis  bei  Held,  Staat  and  Gesellschaft,  III,  1865,  S.  91—100 

>)  Znerat  war  es  Schlöser,  Allgemeines  Staatsrecht,  1793,  8.  9, 
der  die  Staatswissenschaft  in  Staatskande  nnd  Staatslehre  schied.  Unter 
der  letsteren,  die  er  auch  als  cursns  politicas  philosophicos  oder  scientia 
imperii  —  im  Gegensatz  sn  der  dem  Einzclstaat  zugewendet(>n  notitia 
imperiorum  —  bezeichnet,  versteht  er:  „die  menschliche  Einrichtung. 
Staat  penannt,  nach  ihrem  Zweck  und  We^en  überhaupt".  Sie  zerfällt 
ihm  in  Metapolitik  (die  als  Vorlaufer  (l<'r  lieutigon  Si»ziallohrf»  vom 
Staate*  zu  bezeichnen  ist),  Staatsrecht,  Staatsverfassungslebre  und  Politik 
im  engeren  Sinne. 

')  Eine  l'hy  siologie  der  Staaten,  die  den  realen  Staaten bildungs- 
prosefs  erkenne  l&fst,  hat  snerst  Schieiermacher,  Die  Lehre  vom 
Staat,  heransgeg.  von  Chr.  A.  Brandis,  S.  1  ff.,  gefordert.  Sodann  hat 
Rott  eck  (vgl.  die  folgende  Note)  die  Staatsphjsik  als  einen  Teil  der 
Staatslehre  behandelt,  hierauf  Heinrich  Leo,  Stadien  und  Skissen  an 
einer  Natnrlehre  des  Staates.  I,  IS'A'*>.  die  (irundzüge  einer  Physiologie 
der  Staaten  entworfen  nnd  K.  S.  Zachariae,  Vierzig  Hücher  vom 
Staate.  J.  Aufl.,  2.  lid.,  \K\9,  eine  allgemeine  politische  Naturlehre  der 
Staatsvtrtu.ssungslelne  voriin^^e>stellt.  Auch  in  neuester  Zeit  ist  der 
Gedanke  einer  Naturlehre  des  Stitates  you  Anhängern  der  orj^anischen 
Staatsauffassung  gepHegt  worden,  so  von  C.  Frantz,  Vorschule  zu 
einer  Physiologie  der  Staaten,  1857,  und  Naturlehre  des  Staates,  1870, 
sowie  von  den  biologischen  Sosiologcn,  wie  Spencer  und  Schäffle. 

*)  V.  Rotteck,  Lehrbuch  des  Vemnnftrechts  nnd  der  Staata- 
wissenscbaften,  II,  1890,  scheidet  theoretische  Staatslehre  oder  Meta* 
politik  von  der  praktischen  Staatslehre  als  der  Politik  im  engeren  oder 
eigentlichen  Sinne  und  zerfällt  die  erstere  in  Staatsmetaphysilc,  Staats- 
pbysik  nnd  aligemeines  Staatsrecht 

*)  Zuerst  a.  a.  0.  I,  S.  126,  sodann  F^nzyklopädie  der  Staatswissen- 
schaften,  2.  Aufl.  187'J  S.  71 — 157.  Der  Staatslehre  stehen  als  dog- 
matische Staatswissenscliaften  üöeutliches  Recht,  Staats-Sittenlehre  und 
Staatskunst  (Pcditik)  zur  Seite. 

Hluntschli,  Lelire  vom  modernen  Staat,  1875 — 76,  hat  sein 
allgemeines  Staatsrecht,  von  den  frühereu  vier  Auflageu  abweicheud, 
in  drei  Bftnde  verwandelt:  L  Allgemeine  Staatslehre.  II.  Allgemeines 
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fiberall  ein  festes,  durchg:reirendes,  anerkanntes  Merkmal,  das  die 
Staatslehre  vom  Staatsrecht  und  der  Politik  scheidet,  wie  denn 
aaeh  die  einaehlttgigen  Daratellangen  der  Unklarheiten  und  Wider- 
iprftehe  ▼oU  rind^). 

Volle  Klarheit  wird  jedoch  durch  die  fiesem  Werke  lugrande 
gelegte)  Erkenntnis  gebracht,  dab  ea  swei  niOgliche  Wissenschaft' 
Bche  Standpunkte  gibt,  Ton  denen  ans  der  Staat  betrachtet 
werden  kann ,  der  soziale  und  der  rechtliche.  Die  Lehren  von 
»•inor  IMiysik  odrr  Physiolop^ie  des  Staates,  von  einer  politischen 
Xiturl«'hn*,  beruhen,  wie  später  dargelegt  werden  wird,  auf  einer 
methodischen  Unklarheit.  Was  an  ihnen  wissenschaftlichen  Wert 
kat,  fiüli  ebenfalls  der  Soziallehre  vom  Staate  zu.  Auch  die  Existenz 
einer  geaonderten  philosophischen  Staatslehre  oder  eines  solchen 
dtaatarechts ,  einer  Staatsmetaphysik  ist  sn  verneinen;  Tielmehr 

Staatsrecht.  IH.  Politik.  Ffir  eine  gesonderte  Dissiplin  erklären  ferner 

die  SlKatsl ehre  R«)fs!f;r,  System  der  Staatslehre,  1857;  H.  Bischof, 
Allgemeine  Staat'^lehre,  1860;  Esch  er,  Handbuch  der  praktischen  Po- 
litik, Ibfxi.  I.  S.  8;  V.  Holtzcndorff  a.  a.  O.  S.  4;  (i.  Meyer.  S.  44. 
Andfrc  hingtgen,  wie  H.Schulze,  Einleitung  in  das  deiitschc  Staats- 
rt'lit,  mu«"  Ausgabe  iSflT,  und  J.v,  Held,  (Jrundzüge  des  allgemeinen 
Suat>re<  ht.-i.  lüd^,  scheiden  die  allgemeine  Staat.^lehre  überhaupt  nicht 
vom  allgeiueinen  Staaiarecht,  und  eine  dritte  Gruppe,  zu  tler  M.  Seydel, 
Grsndzäge  det  allgemeinen  Staatslehre,  1873,  Lingg,  Empirische 
tJatetsnchnngen  anr  allgemeinen  Staatslehre,  1890,  and  Bornhak, 
Allgcoieine  Staatslehre,  189«),  Sühlen,  wählt  diesen  Atisdntck  l&r  die 
iUgeaieine  Staatsrechtslehre  oder  fixiert  doch  nieht  das  Verhältnis  von 
Stsatilebre  sn  Staatsrecht;  J.  Schyarcs,  Elemente  der  Politik.  Ver- 
asch einer  Staatslehre  auf  Grundlage  der  yergleich enden  Staatswissen- 
•chaft  und  Kulturgeschichte,  1895,  vermengt  schon  im  Titel  seines 
Werkes  alle  Bezeichnun>;en ,  was  auch  der  Unklarheit  de.^  Inhaltefi 
entspricht  (vgl.  z.  B.  S.  42  die  24  Zeilen  lange  Staatsdetinition).  Die 
Zugehörigkeit  des  Staatsrechts  zur  Staatslehre  betont  (Jareis,  All- 
gemeines Staat.srecht  in  Marquurdscn-s  Handbuch  des  ötVentlicheu  Kechts, 
P,  S.  17  ü.  Als  umfassendere,  das  allgemeine  Staatsrecht  in  sich 
leUtelsende  Disziplin  wird  die  allgemeine  Staatslehre  neuestens  in  dem 
giwehnamigep ,  auf  solidem  Qmnde  und  reicher  Gelehrsamkeit  anf- 
gebaaten,  Abrigens  anch  weitgebende  politische  Exkurse  enthaltenden 
Weike  Ton  Behm  ahgehandelt 

Uan  vergleiche  s.  B.  nnr  die  allgemeine  Staatslehre  MohLs  mit 
der  Blunt Sehlis.  Die  erstere  befafst  die  Liehre  von  der  Gcsetz- 
gdrang  in  sich,  welche  die  letztere  dem  allgemeinen  Staat.sreeht  zuweist. 
We§e  hingegen  umfafst  die  ganzen  Lehren  von  den  Staatstoi  inen  und 
'ien  Staatsbeamten,  die  bei  Mo  hl  dem  „philosophischen  tStaatsrechf* 
lagehören. 
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gehört  das  öpekulativo  in  den  tnnscblftgigeii  Materien  nicht  der 
Staatuwiseen Schaft,  sondern  der  Philnsophie  au,  während  die  Lehre 
von  den  Prinzipien  der  Staatslehre  entweder  einen  Teil  der 
Sozial'  oder  der  Bechtolehre  des  Staates  bildet. 

In  Bwei  wichtigen  Punkten  ist  aber  dnrch  alle  bestehende 
Unklarheit  hiodnrcb  im  Lanfe  der  neuesten  Zeit  folgende  grund- 
legende Erkenntnis  durchgedrungen.  Einmal,  dafs  das  allgemeine 
Staatsrecht  keine  Lehre  von  einem  geltenden  Rechte,  soadem 
j^leicli  dem  niclitjuristisclien  Teil  der  Staatslehre  eine  Theorie  ist, 
die  iiiclit  NornuMi ,  sondern  wissensclinftliche  Siltze  eiitliUlt.  Sie 
steht  wiHsenselialtlieh  auf  gleielier  Fvinie  mit  der  all<r<'iii«  inen 
Hechtölehre,  die  wir  für  jedes  Kechtssy.steni  fordern  als  eine  Lehre 
von  den  Kechtsprinzipien ,  die  in  einem  bestimmten  Hechte  aus« 
geprägt  sind'). 

Sodann  die  strengste  Scheidung  des  Theoretischen  vom  Prak* 
tischen,  die  ungeachtet  aller  Bessernngsversuche  fortwährend  mit- 
einander vermischt  werden.  Die  Forderung  einer  von  der  Politik 
geschiedenen  Staatslehre,  die  trotz  aller  Kenntnis  und  Beachtung 

der  politischen  Ideen  und  Forderungen  in  ihren  Resultaten  nur 
dem  Gewortlenen  und  Seienden,  nicht  dejn  Seinsollenden  zu- 
gewendet ist,  ist  die  III 'tsvendige  Konsequenz  der  Lehren  der 
neueren  mit  W.  K  AI  brecht"^)  und  C.  F.  v.  Gerher^)  be- 
ginnenden deulsclien  Publizititeaschule,  deren  Aufgabe  es  ist,  das 
Staatsrecht  ausschlielslich  in  seinem  rechtlichen  CJehalte  zu  er- 
forschen und  darzustellen.  Diese  Schule  hat  viele  Grandbegriffe 
in  der  Form  ttbemommen,  wie  sie  von  der  natnrrechtlichen  Lehre 
und  der  politischen  Literatur  gezeitigt  worden  waren.  Sie  nahm 
deren  Besultate  für  juristische  Ergebnisse,  während  sie  doch  in 
sehr  vielen  Stttckeu  nichts  als  der  Niederschlag  bestimmter  poli- 

')  So  behandelt  G.  Meyer,  S.  1  ft'.,  die  allgemeine  Staatsrechts- 
lehre als  Grundbegriflis  des  Staatsrechts,  Hänel»  Deutsclios  Staats- 
recht, I,  S.  73 ff.,  als  die  staatsrechtlichen  Gmndverhftltiiisse,  Anschüts, 
Crrundjtfige  des  deutnchen  Staatsrechts,  in  Kohlers  Enzyklopädie 
der  Uecbtswissenschaft,  II,  S.  451  ff.,  als  begriffliche  Grundlagen  des 
deutschen  Staatsrechts. 

*)  Rezension  von  Maurenbrecliers  Gmodfiatzeii  des  heutigc  ii  lient- 
schen  Staatsrechts.  Göttinger  gelehrte  Anseigen  lb37,  III,  S.  14Öi^— 1Ö04, 

^)  (Tnintlzim''  »  iiH'S  Syst^'tns  des  (icut-i'InMi  Stiijitsreehts ,  1.  Autl. 
18Ü"),  'S  Aufl.  1^>U.  Dhü  Programm  der  neuen  liichtuug  in  der  Vorrede 
zur  eitjleii  Aul'Uige. 
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tiicher  Theorien  sind.  So  hat  denn  «ndi  nnsere  neuere  Staats» 
raehtswisaenschaft,  ihr  selbst  in  der  Regel  nnbewafet,  Politik 
trieben,  indem  sie  ans  angeblichen  Beehtssätaen  Konseqnensen 
sog,  die  sie  Dir  joristische  hielt,  die  in  Wahrheit  aber  nnr  politischer 
Nstar  sind.  Daher  fordert  der  Ansban  einer  möglich  objektiven 
publizistischen  Wissenschaft  heute  eine  Sichtung  der  Grundbegriffe, 
taf  die  sie  anfangs  verzichten  zu  können  glanhte. 

Überblickt  man  die  zahlreichen  Versuclie  der  Bearbeitung 
der  Staatslehre,  die  in  neaester  Zeit  unternommen  worden  sindi 
M  ergibt  sich  folgendes: 

Umfassende  Darstellungen  nnd  eingehende  Einselunter* 
foehnngen  sind  bei  Schriftstellern  sn  finden,  die  sich  ex  professo 
mit  der  Staatswissenschaft  nnd  Bechtslehre  befassen.  In  ihnen 
spiegelt  sich  der  Gegensatz  der  Methoden  wider ,  die  in  diesen 
Difsiplinen  herrschen.  Je  nach  der  Überwiegenden  Bildung  des 
Aators  tritt  die  .sp(  kulativ-f)hilosophische,  die  historisch-politische, 
<lie  juristische  B<  liandliings\veise  des  Stotles  als  die  leitende  her- 
vor. .'>y>teniatisclie  liearbeitungen  des  GesumtstotVes  gehen  licute 
in  der  Hegel  von  Juristen  oder  doch  juristisch  gebildeten  For- 
schern aus').    Die  allgemeine  Staatsrechtslehre  als  Lehre  von 

•)  Aufser  den  bereits  angeffdirteii  Werken  von  Meld,  Bhmtschli, 
•  If^rber,  H.  S<  hnl/.e,  v.  Seydel ,  Laliaiid.  G.  MrytT,  (iareis.  Horidiak, 
Aiigchütz  sind  von  umfassenih'ren  Arlu'iten  dfiitsclier  .Juristen  der 
letzten  vierzig  Jahre  namentlieh  au  dieser  Stelle  noch  zu  nennen: 
Zöpfl,  Grundsätze  des  gemeinen  deutschen  Staatgrechts,  I,  5.  Aufl. 
186S.  1—65;  v.  Kaltenborn,  Einleitung  in  das  konstitationelle 
VerfiuBungsrecht,  1868;  H.  A.  Zacharias,  Deutsches  Staats-  und 
Bundesrecht,  I,  8.  Aufl.  1865,  |§  1—28;  L.  Stein,  Die  Lehre  von  der 
▼oUsiehenden  Gewalt,  2.  Aufl.,  I,  1869;  H&nel,  Studien  zum  deutschen 
Staatsrecht,  I,  II,  1878-  83:  Gneist,  Der  Rechtsstaat,  2.  Aufl.  1^79: 
0.  Mi'jer,  fdnleitnng  in  das  deutsche  Staatsreeht,  2.  Aufl.  l^^^l,  1 
bi*  JO:  Roain.  Das  Recht  der  öff'entlichen  fif'nospenscliaft .  l^^^ß: 
^♦'lliuek.  rjesetz  und  Verordnung,  1887,  SyHt.-ni  dtr  siil)iekti vrn 
iirtVntlich.'n  Kochte.  1892;  Gierke,  Die  ( ;enoH^on.-^«liaftstli<'urii'  un<i  die 
deut>clje  Keclit,sprechung,  1887;  PreiiCs.  Gemeinde,  Staat,  Reich  aU 
OebieUkürperschafteu,  1889;  Ad.  Merkel,  Philosophische  Einleitung 
in  die  Re<itswi8»euachaft ,  in  Holtzendorft's  Enzyklopädie  der  Rechts- 
wizseaschaft,  5.  Aufl.,  S.  1  ff.  (nenerdings  abgedruckt  bei  Merkel,  Ge- 
■smmelte  Abhandlungen  aus  dem  Gebiete  der  allgemeinen  Rechtslehre 
uad  des  Stra^hts,  1899,  8.  577 Ä);  A.  Affolter,  Grundsüge  des  all- 
gemeinen Staatsrechts,  1892;  deiselbe,  Staat  und  Recht,  in  Hirths 
Annalen  des  Deutschen  R.iches,  1903;  Zorn,  Das  Staatsrecht  des 
Deatschen  Reiches,  2.  Aufl.,  I,  Ii,  1Ö96— 87;  Otto  Mayer,  Deutsches 
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deu  staatsrechtlichen  Grundbegriffen  ist  zweifellos  von  Bechte- 
wegen  in  orster  Linie  Domäne  der  Juristen,  was  auch  immer  M8 
anderen  Wissensgebieten  snr  Vertiefung  der  Untersnchong  heran- 
gesogen  werden  mnfs.  In  den  modernen  Darstellmigen  dee 
Staatsreelits  pflegt  dem  positiTen  Stoffe  eine  Skine  der  all- 
gemeinen Staatnrecbtslelire  TorangetteUt  sn  werden,  mit  Tollem 
Rechte,  da  sich  diese  Lehre  sn  der  ron  den  einzelnen  pnbli- 
zistiHchen  Kethtsinstituten  ähnlich  verhält  wie  der  allgemeine 
Teil  des  Privatrechtes  oder  Strafrechtes  zu  den  übrigen  Partien 
dieser  Disziplinen.  Wie  nicht  anders  möglich,  sind  daher  auch 
in  Werken,  die  sofort  das  Detail  des  positiven  Staatsrechts  vor- 
tragen, Untersuchungen  tlber  die  allgemeinen  staatsrechtiichen 
Prinzipien  an  finden  oder  doch  wenigstens  stillschweigend  snr 
Deduktion  verwendet, 

Bearbeitung  eines  grOdseren  oder  geringeren  Teiles  des  der 
Staatslehre  angewiesenen  Stoflfos  hat  diese  aber  auch  von  Minneni 
solcher  Forschungsgebiete  erfahren ,  die  mit  ihr  entweder  in 


Verwaltungsrecht,  1,  II,  189.>  tWi;  Bruno  Schmidt,  Der  Staat  (Jellinek- 
Meycr,  Staats-  und  völkcrroohtliche  Abhaudluiiu'cii ,  I,  G),  n%;  M. 
V.  Sj'jdcl,  Vorträge  aus  dt'ui  allgemeinen  Sfaatsrcilit.  in  Hirths  Annaleii 
des  Deutscheu  Reiehes,   li<<J8  und  Kilgar  Loeuing,  Der  Staat, 

Handwörterbuch  der  Staatswisseuschatten,  2.  Auii ,  VI,  1901,  S.  907  ff.; 
Frb.  Lemayer,  Der  begriff  dos  Bechtssehutses  im  Offeatl.B«ebte  im 
Zusammenhange  der  Wandlungen  der  Staatsaulfassung  betrachtet,  190B; 
Q.  Seidler,  Das  juristische  Kriterium  des  Staates,  1905.  Von  der  nmliuig- 
reichcn  neuesten  auTserdeutseben  Literatur  seien  hier  erwfthnt:  Bontmj, 
Ktudes  de  droit  constitutionnel,  2.  id^  Paris  1895;  Es  mein,  Clements 
de  droit  constitutionnel  fran^s  et  «  onipar^,  8.  «^d.,  Paris  1903;  Duguit, 
L'Etat,  droit  objectif  et  loi  positive,  1901,  II,  Los  Gouvernante  et  les 
Agents,  1903;  Woodraw  Wilson,  The  State.  Elements  of  hintorical 
and  inaetital  l'(»lities,  Hoston  ISU'J;  lUirge.ss,  Political  Science  and 
Comjiarative  ( 'nnstitutioual  Law  I,  II,  iiostoii  and  London  mi)^;  Or- 
lando, l'riucipii  di  diritto  costituxionale,  8.  ed.  Firen/.e  1894;  AQaßap- 
iXvoi, ' Ekkrivtxov  auyrayfiarixov  öixator  1,  Athen  1Ö97 — 98;  i^uftinoko^^ 
£vaTrifj tt  ovpr«Yf*artMov  dumfov  xtA  ytr$MOv  Siifto^w  iutnfov  I*,  Athen 
1003.  VgL  ferner  L.  Rossi,  Die  neuere  Literatur  des  yerftssnng8> 
rechtes  bei  den  romanischen  Völkern,  in  der  Kritischen  Vierteyahrs- 
sclirift  für  Gesetxgebung  und  Rechtswissenschaft  (flbers.  t.  Seydel^ 
1895^  S.  528  ff.,  u.  1897,  S.  1  ff.  Dazu  kommen  aber  noch  aahhreiche 
Monographien  und  Kritiken  sowie  Untersuchungen  zur  allgemeinen 
Rechtslehre  und  andere  juristischen  Disziplinen  gewidmete  Arbeiten, 
von  denen  die  wielitigsten  bei  den  entsprechenden  Partien  dieses 
Werkes  angegeben  werdeu  sollen. 
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innigem  Znaammen hange  stellen  oder  sie  doch  berühren.  Naiueut- 
lieh  sind  hier  hervorzuheben : 

1.  Arbeiten  philosopkiBcher  Schriftsteller.  Jedes 
mnfassende  philosophische  System  hat  natttrlieh  auch  eine  Staats« 
lehre  an  entwerfen,  die  indes  jetst  nach  dem  Falle  der  Vorherr* 
schalt  der  spekulativen  Philosophie  der  Originalität  an  enthehren 
pflegt,  meist  anch  nicht  genügend  in  die  Tiefe  dringt.  Femer 
hat  die  Rechtsphilosophie  sich,  wie  mit  allen  Grundfragen  des 
GesellschaftHlebens ,  so  auch  rnit  (l«'n  l'i  iiizi|)i(Mi  der  »Staatslehre 
zn  beschäftigen.  Doch  pflegen  amh  die  liierhergelniiend^-n 
neueren  Arbeiten  sich  der  Stantswisseuschaft  gegenüber  mehr 
empfangend  als  gebend  zu  verhalten  und  zeigen  njanchinal  sogar 
eine  höchst  lückenhafte  Kenntnis  der  Exgebnisse  der  staatswissen- 
schaftlichen  Forschungen 

2.  Werke  tther  Politik  auf  historischer  Grund- 
lage. Von  Geschichtschreihem  ist  der  Staat  häufig  sum  G^en- 
stand  selbständiger  Betrachtung  gemacht  worden.  Hervorragende 

Versuche  dieser  Art  stehen  noch  ganz  auf  dem  Hoden  der  antiken 
Anscliauung,  die  das  gesamte  Ötaatslebeii  nur  aU  uiigchriKhene 
Einheit  zu  fassen  vermag.  Eine  »Scheidung  des  liechtlichen  vom 
Xicht  Rcclitlichen,  des  .hiristischen  vom  Politischen  ist  bei  ihnen 
nicht  zu  finden.  Sie  zeichneu  vielmehr  den  Staat,  wie  ihn  eine 
nahe  Zukunft  auf  Grund  der  geschichtlichen  Entwicklung  und 
des  politischen  Pr<^amms  des  Autors  verwirklichen  soll').  Da- 


1)  Vgl.  Stahl,  a.  a.  0.  II*,  Die  Staatslehre  und  die  Prinsipien 

das  Staatsreohts.  5.  Aufl.  1878;  Ahrens,  Xaturroeht,  6.  Aufl..  II,  1^70, 
S.  264  ft".;  Treudelenburg,  Naturreoht  auf  dem  (irunde  der  Ethik» 
2.  Aiitl  1  S,  320  tf. ;  Lasson,  System  der  Rechtsphilosophie,  1>'^'J, 
S.  B41  tl.;  Höff<ling,  Ethik,  nhersetzt  von  Bendixen,  Isss,  S.  ;;iH;t}'. ; 
Paulsen,  System  der  Ethik,  f..  AnH.,  II,  IW:^,  S.  :»t;itf.;  Wandt, 
a.  a.  O.  II,  S.  :W>tf.  und  Sy.-t. m  der  IMiilo.^ophie.  L>.  Aufl.  IKiT,  S.  611  ft'.; 
Ludwig  Stein,  Die  soziale  Erage  im  Lichte  der  Philosophie,  2.  Aufl. 
1903,  namentiich  8.  421  ff.  Von  katholischem  Standpunkt  Cathrein 
im  Staatslexikon,  herausgeg.  im  Auftrag  der  Gftrrefl-Gesellschaft  s.  v. 
Staat;  y,  1807,  &  216  ff.  FAr  das  heutige  Verhältnis  der  deutschen 
Philosophie  snr  Staatslehre  ist  es  bezeichnend,  dafs  das  an  biblio- 
;_'raphi5clum  Nacliweisen  so  reiche  Werk  von  LTeberweg-H  einze, 
Gnmdrifs  der  Geschichte  der  Philosophie  des  p).  Juhrlumtlert.s,  9.  Aufl. 
1902,  zwar  S.  :U9  einige  (lürftifxe  Notizen  xihrv  die  KechtsphiloHOphie 
hat,  die  .Staatslehre  aber  mit  keinem  Worte  erwüluif. 

-}  Wir  hervorragend.sten :  Dahlmann.  Die  Politik,  1,2.  Aufl.  l"'!*; 
Jellinek,  IMs  Kocht  «los  mu<lerneu  Stnatu».  I.   .'.  Aull.  •> 
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neben  stehen  Arbeiten,  die  eiiHT  Naturlehre  des  Staates 
oder  einzelner  Staatsfornien  zugewendet  sind,  in  der  R<*}j:el  eben- 
falls theoretische  Erörterungen  mit  praktischer  Spitze  Ferner 
zählen  hierher  auch  die  Darbtellimgeii  der  Politik,  die  vou 
Männeni  der  StaatewisRenscbaft  ausgehen.  In  ihnen  finden  sich 
baute  Untersnchnngen,  die  der  aozialen  Staats-  und  Staatarecbts- 
lehre  zugewendet  sind'). 

3.  Soziologische  Theorien*).    Seitdem  A.  Comte, 

G.  Waitz,  Orundzüge  der  Politik,  1862;  H.  v.  Treitschke,  PoUtik, 
Vorlepungen,  bernn-itrotr,  von  Cornicelius,  I.  II,  1897 — 08. 

')  C.  Frantz  (vgl.  ob.  S.  JiO  N.  2);  Roscher,  rolitik,  G.-schicht- 
licbe  Naturlehre  der  Monarchie,  Aristokratie  und  Demokratie,  1892. 

«)  E.'icher,  Handbuch  der  prakt.  Politik,  I,  II,  1803—64:  Fröbel, 
Theorie  der  Politik,  I,  II,  1864;  v.  H  o  1 1  z  e  n  d  o  r  f  f ,  Politik; 
Schollenberg  er,  Politik  in  syst.  Darstellung,  1908.  Hierher 
ziUen  anch  die  Arbeiten  der  Franzosen  und  Engländer  fiber  Politik, 
die  ja  theoretische  und  praktische  Staatswissenschaft  als  Einheit  er- 
fassen.  So  s.  B.  Laboulaye,  L'4tst  es  ses  limites,  1868;  Buchez, 
Trait6  de  politique,  I,  II,  1866;  de  Parieu,  Prindpes  de  la  sctence 
politique,  1876;  P.  Leroy-Beaulieu,  L\''tat  et  ses  fonctions,  1891; 
Edw.  Freeman,  Comparative  Politic.«?,  1873;  Sidgwicks,  The  Ele- 
ment.'» of  Politics.  isiU ;  Seeh'  v,  Introduction  to  Politica!  Scienee, 
London  1896;  Westel  \V.  VVilloughby,  An  examination  •»!  the  Nature 
of  the  State,  New  York  1896.  Eine  eingehende  Kritik  der  heutigen 
staatlichen  Institutionen  vom  sozialistischen  Standpunkt  bei  A.  Menger, 
Neue  Staatslehre,  1903. 

*)  Grundlegend  f&r  diese  Richtung:  A.  Oomte,  Cours  de  philo- 
sophie  positive,  I — VI,  5  6d.,  189S— 94,  Systeme  de  politique  positive, 
ou  traiti  de  sociologie  instituant  la  religion  de  rhumaniti,  ^~rV, 
1851—54;  U.  Spencer,  A  System  of  Synthetio  PhUosophy,  VI— VUT, 
Princi]iles  of  Soeiology,  namentlich  Vol.  VII,  2.  ed.  1885.  Ferner  A. 
Fouill6,  La  scienee  pociale  contemporaine,  2.  id.  1885;  Ratzen- 
hofer,  Wesen  und  Zweck  dtr  Politik  ali*  Teil  der  Soziologie  und 
Grundla^^'  der  Stuatswissenseliatten,  I — III,  189;>;  (t.  deGreef,  Les  lois 
sociolo^'iques,  1893:  S «•  h  fi  t  t'l  e ,  I^mu  und  Leben  des  sozialen  Körper*«, 
2.  Aufl,  I— II,  1896,  nanHMitli.h  II,  S.  421  iW:  F.  V.  (ü.ldin^'s.  The 
Prineiples  of  Soeiology,  an  analjsis  of  tiie  plienomena  of  as.>*o<iatioa 
and  of  social  Organisation,  1896.  Über  die  ganze,  sehr  umfangreiehe 
Literatur  der  Soziologie  vgl.  das  bereits  angezogene  Werk  von  Barth, 
femer  für  Frankreich,  Italien,  England  Ueberweg-Ueinze,  a.a.O. 
§§  43,  47,  54,  68;  Ludwig  Stein,  a.  a.  O.  S.  13  ff.  Über  die  neu  er- 
scheinende  Literatur  berichtet  Dürkheim,  L'ann^e  sociologique,  seit 
1896.  Von  den  anderen  hierhergehr.rigen  Arbeiten  zfthlen  zu  den 
hervorragendsten  und  tiefstdringeiulen  die  von  Simmel,  vgl.  aufser 
tlen  bereit-i  aufreführten  namentlich :  I  ber  soziale  Diffcrenzi^  riinfr,  isf>0, 
Einleitung  in  die  Moral  Wissenschaft ,  2.  Bd.,  18U2— 93,  Supuriority  and 
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dm  Anregaiigen  Saint-Simons  folgend,  an  Stelle  der  speka- 
lativen  Behandlang  der  Probleme  des  mensehliehen  Gemeinlebene 
eine  nach  den  empirischen  Gesetzen  des  Zusammenhanges  der 
Er^heiniingrn  dieses  Gemeinh'bens  forschende  8ozi()h)gie  zu 
setzen  bestrel)t  war,  <ind  an  Stelle  der  früheren  I^hiloso[»hie  der 
Geschichte  zahlreiche  V^ersuche  getreten,  die  Staatslehre;  als  einen 
Teil  jener  umfassenden  Sozial virissenschaft  zu  behandeln.  Da 
aber  hier  bei  der  Unfertigkeit  der  neuen  Wissenschaft  und  dem 
Mangel  einer  anerkannten  Methode  subjektiver  WUlkttr  der 
breiteste  Spielraum  gewthrt  ist,  so  sind  feste  Resultate  neuer, 
bisher  unbekannter  Art  yorderband  nicht  erreicht  worden;  viel- 
mehr tritt,  wie  ehedem  in  der  sich  offen  als  metaphysisch  be^ 
kennenden  Philosophie  der  Geschichte,  so  jetzt  in  der  empirisch 
verzierten  Spekulation  der  nie  zu  vereinigende  (ie^ensatz  prin- 
zipieller Anschauungen  scharf  hervor  M.  Bei  allen  Arbeiten  dieser 
Gattung  stellt  sich  daher  notwendig  die  Individualität  des  Autors 
energisch  in  den  Vordergrund.  Mafs  und  Umfang  der  Bildung, 
Art  der  Weltanschauung,  Adel  oder  Trivialität  der  (iesinnung, 
Stille  und  SchwMche  des  Charakters  sind  fUr  die  Ergebnisse 
sonologischer  Forschung  derart  von  Bedeutung,  dafs  man  billig 
vorerst  nicht  nach  dem,  was  gelehrt,  sondern  nach  dem  Lehrer 
fragen  sollte'). 

Reichere  Ergebnisse  haben  die  hier  anzuschlief senden  wirt- 
schaftsgeschichtlichen und  ■wirtschaftspolitischen  Forschungen  ge« 
liefert,  die  aber  auch  der  Gefahr  der  Einseitigkeit  ausgesetzt 
sind .  sofern  sie  iifünlich  den  Staat  ausschlierslich  als  Produkt 
wirtschaftlicher  Kräfte  betrachten. 


Subordination  as  subject  matter  <»f  Sociology,  Ameri<'iin  Journal  of 
Sociology,  II,  Cliira^'o  1896,  p.  167  11".  I'arerga  zur  Sozialphilo-iophle, 
Daü  Problem  der  Soziologie,  Schmoll ers  .Jahrb.,  ls'J4,  S.  2ä7  tf,  VM\l  ff. 
Über  das  Verhältois  der  Soziologie  zur  Geschichte  vgl.  iieruheim, 
a.  a.  O.  S.  8.3  ff. 

Es  ist  daher  nicht  zu  ^'e^\vun(ler^ ,  <i:if-s  in  dieser  zur  Si^^natur 
heutiger  geistiger  Tagesmode  gehörenden  Disziplin  neben  ernsthaften 
Forschem  auch  eine  aufdringliche  wissenschaftliche  Halbwelt  sich  breit 
20  machen  strebt. 

*)  Eine  eingehende  Ansfilhrung  fiber  die  Unsulänglichkeit  der 
soriologischen  Methoden  bei  DeslAndres,  S.  52  ff.,  der  S.  69  sehr 
traffend  bemerkt:  „Sur  tous  les  points,  entre  les  sociologue^,  nous  ue 
▼ojons  qu'oppositions,  bataillcs,  cxplications  contradictoires :  il  y  a 
presqu'autant  de  sociologies  qu'il  j  a  des  sociolognes.'' 
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Unttbenehbar  ist  die  Zahl  der  Arbeiten,  die,  Terwandten 
Wisaensgebieten  angehOrig,  eine  oder  die  andere  der  Staats- 
lehre zugehörige  Frage  erOrtem  oder  berühren.   Der  Zusammen- 

hang  der  Staatslehre  mit  allen  übrigen  Staatswissenschaftc'u  ist, 
^^■'u'  am  h  aus  den  vorigen  Kapitehi  erhellt,  so  sehr  in  der  Natur 
der  Öache  gegeben,  dafs  nähere  Ausfllhrunjren  hierüber  überflüssig; 
erscheinen.  Ihre  Beziehung  zu  anderen  Disziplinen  hing^en 
ist  Gegenstand  gesonderter  Untersuchung. 

So  Terachiedeoartig  aber  auch  die  Wege  sind,  die  aar 
LKanng  der  Probleme  der  Staatslehre  eingeschlagen  werden,  so 
mala  doch  xnm  Zwecke  sTstematisclier  Erforacbnng  scharf  ge- 
schieden werden  swischen  dem,  was  der  Staatslehre  selbst,  und 
dem,  was  ihren  Besiehimgen  an  anderen  Wissensgebieten  anan* 
teilen  ist.  Das  wird  aus  den  Darlegungen  des  folgenden  Kapitels 
erhellen. 
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Die  Beadehungeu  der  Staatslehre  zur  Gesamtheit 

der  WisseiiBcliaften. 


L  üiiTerselle  ud  iMüerende  F«rsehaig. 

Ebe  in  umfassende  Erörterungen  Uber  das  Wesen  des  Staates 
ein<;etreten  werden  kann,  ist  zur  notwendigen  Begrenzung  der 
Aufgabe  znvttrderst  zu  untersuchen,  inwieweit  der  Staat  Objekt 
der  Staatswisfieiisehaflen,  inwieweit  anderer  Dissiplinen  ist. 

Der  Staat  ist  eine  auf  einem  abgegrensten  Teil  der  £rd- 
oberflSehe  sebbaftei  mit  einer  herrscbenden  Gewalt  rersebene 
and  durcb  sie  zn  einer  Einheit  susammengefiibte  Vielheit  von 
Menschen.  Diese  yorlänfige  Besebreihnng  des  Staates  ist  der 
Ansgan<rspunkt  fUr  die  folgenden  Erörterungen. 

Ihm  Ii  seine  Elemente  ist  der  Staat  in  Verbindung  mit  der 
Gp>amtheit  des  Seienden.  Er  hat  eine  iiatilrliohe  und  eine 
psychisch-Hoziale  Seite.  Daher  haben  alle  Wissenschaften  Anlafs, 
sich  mit  dem  Staate  zu  beschäftigen.  Die  beiden  groCsen  Ab- 
teilungen menschlichen  Wissens,  Natur-  und  Geisteswissenschaften, 
ifthlen  beide  den  Staat  zn  ihren  Objekten. 

Die  Forschung  kann  eine  doppelte  Forderung  ftar  die  Er- 
kenntnis eines  jeden  Objektes  erheben.  Es  ist  eine  univer- 
selle und  eine  isolierende  Erklärung  des  Gegebenen,  die  sie 
Tcrlangen  kann.  Als  eines  Gliedes  im  Weltznsammenhang  kann 
eine  vollständige  ErklUrung  des  Einzelobjekts  nur  aus  diesem 
Zasammeiihaug  selbst  erfolgen.  Eine  solche  Erklärung  ist  und 
bleibt  aber,  wir  bereits  erwähnt,  ein  Ideal,  an  das  nicht  eiinnal 
eine  Annäherung  stattfindet,  da  die  Unendlichkeit  der  das  ein- 
zelne auswirkenden  Kausalreihen,  wie  alles  Unendliche,  flir  die 
Wissenschaft  durch  Erkenntnis  einzelner  Glieder  nicht  vermindert 
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wird.  Darum  ist  die  von  uns  bt  reitn  vorhin  charakterisierte 
Uoliereude  ErklArong,  die  nur  bestimmte ,  von  vornherein  be- 
grenzte  Seiten  eines  Forschnngsobjektes  ins  Auge  faCst,  auf  allen 
Gebieten  der  WissenBchaft  die  einzige,  welche  exakte  Resultate 
aufzuweisen  hat 

Allein  solche  isolierende  Betrachtung  ist  notwendig  einseitig, 
weil  sie  eben  zu  ihren  Zwecken  ganze  Seihen  von  Erscheinungen^ 
die  ihr  Objekt  darbietet,  veruachlSssigen  mufs.  Diese  Erschei- 
nun«^eii  iiiiiss(!ii  abei-  wiederum  fie^eiiNtJiiul  isulicrtcr  Forschung 
.s«iii.  Teilung  der  Arbeit  ist  aucli  für  die  Wissenschaft  ein 
wichtiges  Prinzip,  um  die  Güte  der  Arbeit  zu  («»rderu. 

So  wie  aber  auf  ökonoiuischem  Gebiete  die  Teilung  der 
Arbeit  notwendig  die  Zusammenfassung  der  so  erzeugten  Arbeits- 
produkte zur  Folge  hat,  so  ist  es  auch  für  jede  Wissenschaft  not» 
wendig,  die  Beziehungen  zwischen  den  einzelnen,  isolierten  Seiten 
ihres  Objektes  herzustellen.  Nicht  nur  deshalb,  weil  jede  Wissen- 
schaft nur  eine  Teilerkenntnis  liefert,  die  als  ein  Moment  der 
Gesamterkenntnis  erscheint,  sondern  auch  weil  der  Hinblick 
auf  die  Besultate  anderer  Dis/iplinen  die  notwendige  Korrektur 
einseitiger  und  schiefer  Resultate  in  sich  birgt  und  zugleich  den 
Forscher  vor  dem  sioli  so  h'icht  einstcdleutlen  Ftdiler  bewalirt, 
si'iue  Kikeiintnisweise  und  Ergebnisse  für  die  endgültigen  und 
allein  rirlitiucn  zu  halten. 

Namentiitii  aber  bedarf  jede  Wissenschaft  vom  menschlichen 
Gemciuleben  solcher  Ergilnzung.  Die  Naturwissenschaften  bilden 
eine  aufsteijjrende  Stufenfoljri*  Dir  höhere  Stufe  bedarf  zwar  der 
niederen,  nicht  aber  diese  der  höheren.  Man  kann  Mathematik 
ohne  Kenntnis  der  Mechanik,  Mechanik  ohne  Chemie,  Chemie 
ohne  Biologie  treiben,  nicht  aber  umgekehrt.  Alle  Seiten  des 
menschlichen  Gemeinlebens  hingegen  hängen  derart  miteinander  zu- 
sammen,  dafs  keine  Wissenschaft,  die  einer  von  ihnen  zugewendet 
ist,  der  Resultate  der  übrigen  ganz  entbehren  könnte.  Und  da 
das  individuell -gel  st  ige  I>ebcn  des  Menschen  sowie  sein  Leil)  und 
die  Uufseren  Hedingung<'n  seiner  Existenz  Voj  aussetzungen  ji  nes 
Gemeinlj'hens  sind,  so  haben  alle  Wissenstrehicte  lit'zielmniien  zu 
der  Klas^«'  von  Wi>s)«nM  liaften ,  welt  lie  die  verwickeltsten  Er- 
scheinungen zum  ( Jegen^tand«'  ihrer  Forschungen  macht,  den 
Gesellschaftswissenschaften  im  weiteren  öinne. 

80  mufs  denn  auch  die  J^ehre  vom  Staate  sowohl  die  Re- 
sultate der  anderen  Wissenschaften  berücksichtigen  als  auch  sich 
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der  Verbindnngsglieder  bewnCBt  sein,  die  Ton  den  anderen 
Wiesenseliaften  zu  ihr  hinttberführen.  Dabei  ist  ein  Doppeltes 
iB  beaehten. 

Einmal  die  Selbständigkeit  der  Staatswissenschaften.  Die 

SUatswissenschaft  ist  weder  Natunvissenschaft  noch  Psycliologfie, 
Ethik  oder  Ökonomik.  Alle  Vrrsuclio,  die  Staatswissenscliaft  in 
eint-  antlere  atif-^eljen  zu  lassen,  berulien  auf  unklarem  Denken 
und  sind  dalier  energisch  zurückzuweisen.  Weil  der  iStaat  eine 
natürliche,  psychische,  ethische,  ökonomische  Seite  aufweist,  ist 
er  mit  nichten  ansschliefslich  Gegenstand  jener  Disziplinen. 
Denn  das  Spesifische  in  ihm,  das  ihn  yon  allen  anderen  Er- 
wheinnngen  nntersebeidet,  die  mannigfaltigen  HerrschaftsTerhttlt- 
Bisse  können  dnreb  andere  Wissenschaften  in  ihrem  eigentttm- 
liehen,  sie  von  anderen  OemeinverbttltniBsen  unterscheidenden 
Wesen  nicht  erklärt  werden.  Aber  Grund,  Voraussetzung:,  Zweck, 
Wirknii;::  dieser  Verliiiltnisse,  deren  ^^eeinte  Kenntnis  eine  Total- 
ausicht  vom  Staate  vermitteln  soll,  die  uns  also  lehren,  was  der 
Staat  seinem  nur  ihm  ei;j^entiimlichen  Wesen  nach  ist,  zu  ermitteln, 
däs  ist  Aufgabe  jener  zusammenfassenden  Erk(>untnisweise.  Vom 
Standpunkt  anderer  Wissenschaften  aus  können  daher  die  £<r- 
gebniflse  der  Staatslehre  ergttnst  oder  kritisierti  aber  nicht  geändert 
weiden.  So  mag  der  Ethnograph ,  der  Psycholog ,  der  Sosiolog 
uns  noch  so  neue  nnd  reiche  Aufschlüsse  Uber  ürsprang  und 
Bedentnng  der  Monarchie  geben,  der  Begriff  der  Monarchie  kann 
omr  durch  isolierte  Betrachtung  dieser  Staatsform  und  Feststellnng 
des  in  ihr  ruhenden  Rechtsgedankens  gewonnen  werden. 

.Sodann  als  K<»rrelat  der  SelbstHndigkeit  der  Stiiatswisscnschaft 
(sowohl  im  weiteren  Sinne,  mit  Kinschlufs  der  Keclitswissenscliaft, 
kU  auch  im  engeren  Sinne)  die  Selbständigkeit  ihrer  Methoden. 
Alle  Methoden  werden  bestimmt  oder  modi6ziert  durch  die  eigen- 
tümliche Natur  ihres  Objektes.  Daher  ist  es  nichts  als  gedanken- 
lose Konfusion,  wenn  man  glaubt ,  die  Methode  einer  Disziplin 
ohne  weiteres  auf  die  anderen  anwenden  zu  kOnnen.  Indem  man 
empirisch  mit  naturwissenschaftlich  verwechselt ,  spricht  man  von 
naturwissenschaftlicher  Erkenntnis  sozialer  Erscheinungen.  Der 
Fehler  solcher  Versuche  ist  bereits  dargetan  worden,  nnd  ebenso, 
dafs  es  falsch  ist  z.  B. ,  von  einer  biologischen  oder  sozio- 
^»Ijrischen  Methode  im  Staatsr«Hlit  zu  re<len.  Man  versuche  ein- 
mal, das  Wesen  der  Verwaltungsgenchtsbarkeit  eines  bestimmten 
Staates  „soziologisch**  klarzustellen.    Da  kommt  man  zwar  zu 
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allerlei  Betrachtungen  Uber  die  Bozialen  Voraussetzungen  und 
Wirkungen  dieser  Institution,  aber  das  Technische  ihres  Funktio- 
niorens,  auf  das  es  ja  bei  der  staatsrechtlichen  Erklärung  gerade 
ankommt,  kann  nnr  mit  der  jnristischen  Methode  erfalst  werden. 
Daher  ist  es  anderseits  auch  falseh,  von  einer  jnristischen  Me- 
thode  der  gesamten  Staatwisaensehaft  sn  sprechen,  da  mit  den 
Mitteln  juristischer  Forschung  auch  nur  eine  isolierte  Seite  des 
Staates  y  nicht  der  ganse  Staat  erklKrt  wird.  Der  Jurist  kann 
mit  seiner  Methode  am  Staate  nur  erfassen,  was  rechtlicher 
Natur  ist. 

Im  iiaelistehond«'!!  snllcn  luiii  die  wiclitigstcn  lieüieliungen, 
welclie  die  Staatswiss«'nscliat'ten  mit  anderen  Wissongebieten  ver- 
knüi»fen ,  und  die  Bedeutung,  welche  deren  Kesultate  für  eine 
allseitige  Krkt^nntnis  des  Staates  haben,  in  grofsen  ZUgen  dar» 
gelehrt  worden.  So  skizzenhaft  die  folgenden  BlMtter  sein  mögen,  so 
sind  sie  doch  notwendig,  um  die  G^amtheit  der  Standpunkte  zum 
Bewufstsein  zu  bringen,  von  denen  aus  der  Staat  betrachtet  werden 
kann,  und  welch  eine  unermefsliche  FttHe  von  Ursachen  es  ist,  die 
die  konkrete  Erscheinung  des  Staates  bestimmen.  Diese  Erkenntnis 
allein,  mag  sie  für  den  einzelnen  noch  so  lückenhaft  sein,  be- 
wahrt vor  Einseitigkeit  «nd  verhindert,  dafs  Beschrtlnkung  in  der 
Erkenntnis  zur  Hcschriinktlnit  dos  Urtoils  fuhrt.  Wir  gehen 
hierbei  von  der  liork<immli<liou  (iruiitleintoilung  der  Wissen- 
schaften in  Natur-  und  (n-isteswissenscliatteii  aus,  deren  Schwäche 
allerilings  gera«!*-  unter  dem  hier  eingenommenen  Gesichtspunkt 
klar  hervortritt,  da  alles  Staatliche  zugleich  ein  Geistiges  ist  und 
wir  daher  Wissenschaften  begegnen  werden,  denen  eine  Zwitter- 
stellung zuerkannt  werden  muCs. 

II.  Di8  VerhXHiiiB  der  Staatslehre  i«  den  Natir- 

wlflsensehaflei 

Der  Staat  rulit.  wio  alles  Menschliche,  auf  dem  (i runde  der 
Natur.     Zwei  ihm  wesentliche  Elemente  gehören  der  ttufseren 

'i  Die  Literatur,  welche  sicli  mit  dem  Verluiituis  <les  Staates  zur 
Natur  beachüftigt.  ist  in  stetem  Waob.^tuni  begriffen.  V  ielfach  handelt 
es  flieh  in  derartigen  Werken  um  Darlegung  einer  nat&riiehen  OMets- 
mäfsigkeit  in  den  staatlichen  Erscheinungen  ohne  jedwede  Prüfung  der 
methodologischen  Frage,  inwieweit  jene  einer  derartigen  Erkenntnis 
überhaupt  zugänglich  sind.  Meist  werden  unfertige  biologische  Hypo- 
thesen einer  oberflächlichen  und  willkfirlicben  Konstruktion  der  gesamten 
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Katar  an :  sein  Qebiet  und  die  Ansahl  und  körperliche  Aasstattong 
Maas  Tolkea. 

1.  Dem  Staate  ist  weaentlich  ein  Gebiet*  d.  h.  ein  ihm  ans- 
sddielalleh  anatMadiger  rttnmlicher  HerrBchaftabereich,  nämlich  ein 
ibgegrenster  Teil  des  Festlandes,  an  dem  in  den  Seestaaten  ein 
schmaler  Streifen  des  Küstenmeeres  neben  anderen  geringfügigen 

Meeresteilen  hinzutreten.  Das  Gebiet  als  ein  Element  des  Staates 
wirkt  auf  den  ganzen  Lebensprozefs  des  Staates  bestimmend  ein. 
Die  Natorbedingungen  und  Wirkungen  des  Gebietes  festzuBteilen, 
ist  nicht  Sache  der  Staatslehre  und  Politik,  sondern  der  physi- 
kalischen und  politischen  Geographie'),  die  aber  dämm 
ia  innigen  fieaiehnngen  an  den  SiaatawisBensehaften  stehen. 

Betrachtet  man  das  Gebiet  seiner  physikalischen  Seite  naeh, 
so  begreift  es  sKmÜiclie  Natnrbedingongeu  des  Staates  mit  Ans- 
aahme  der  ph^-sischen  Ausstattung  seiner  Bewohner  in  sich.  Also 
Bodenbeaehaffiraheit,  Fruchtbarkeit,  Reichtum  an  Naturprodukten. 
Grftfj^f» ,  Gestalt  und  Geschlossenheit  des  Tenitoriums ,  Ljige  an 
dfr  See  oder  im  Hinnenlande,  Dasein  von  Wasserstrafson  .  geo- 
graphische Breite,  Klima  usw.  Alle  diese  Eigenschaften  wirken 
entweder  direkt  oder  durch  ihren  Kinflufs  auf  den  Menschen 
suaamraen,  um  auf  die  Organisation  des  Staates  und  Inhalt  und 
Grenzen  seiner  Tätigkeit  £influfs  an  nehmen.  Dafs  a.  B.  die 
GiQbe  des  Staatsgebietes  die  Organisation  des  Staates  mitbestimmt, 
bedarf  kaum  näherer  Auaftlhrung.  Der  Stadtstaat  und  der 
Fllchenstaat  mit  weiten  Beairken  sind  awei  Grund^pen  der 
politisehen  Organisation  geworden.   Dem  antiken  und  mittelalter* 

gesdlsehaftlichen  Verhlltnisse  sugrunde  gelegt.  Für  diese  Lehren  gilt, 
was  oben  von  der  Soziologie  gesagt  wurde.  Wie  vorsichtig  sind  denn  auch 
die  au^  einer  umfassenden  Weltanschauung  entsprungenen  einschlägigen 
Lehren  Spencers  im  Vergleich  mit  der  Leichtfertigkeit,  mit  der  in 
ncncr»tfr  Z«'it  die  ^anze  soziale  Entwickhmp;  „naturwissenschaftlich" 
erklärt  wird,  Bczt  icluii  nd  für  diese  Riclitung  ist  die  Samndung  von 
Monographien  „Natur  und  Staat**,  herausgegeben  von  Ziegler,  Conrad 
uod  lläckel,  1903—04,  die  sich  als  Lösung  einer  Freisaufgabe  dar- 
stellen: Was  lernen  wir  ans  den  Prinsipien  der  Dessendenztheorie  in 
Bniehang  auf  die  innere  politische  Entwicklung  und  Gksetsgebnng 
der  Staaten?  Die  sutreffimdste  Antwort  auf  eine  solche  Frage  wäre 
ebe  Kritik  ihrer  Zulissigkeit! 

')  Letztere  stellt  ni<>ht  nur  äufsere,  sondern  auch  sozialpsycho- 
logische Tatsachen  feft,  bietet  daher  ähnlieh  wie  die  Bevölkerunga- 
lehre  ein  Beispiel  für  die  Unzuläasigkeit  reinlicher  Scheidung  zwischen 
Nstnr-  und  Geisteswissenschaften. 
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lieben  Stadtstaat,  den  kleinen  Schweiler  Kantonen  Ut  die  repuUi- 
kanisebe  Form  angemessen,  dem  Landstaat  grOfseren  Umfiuigs  ist 
die  Monarchie  günstig,  and  erst  die  neueste  Zeit  hat  groCse 
demokrattflche  Republiken  aufzuweisen.  Zentralisation  und  De- 
zentralisation der  Rc^icrunrr  und  Vorwaltung  liäii^^cn  mit  v<iii  der 
Grtifsc  des  Staatsgtdjii'tcs ,  \  (»n  dem  kontinuierlichen  Zusanuuen- 
luing  seiner  Teile,  von  der  Trennung  und  Abschlit'fsung  Neiner 
Glieder  durch  (iebirgei  von  iubularer  Lage  ab.  So  die 
Gliederung  der  Amter  in  einem  umfangreichen  Staate  ganz  anders 
als  in  einem  kleinen;  so  haben  Dezentralisation  der  Verwaltung 
und  Sonderrechte  kommunaler  Verbände  bei  Bergvölkern  so  lange 
einen  natürlichen  Boden,  bis  das  moderne  Verkehrswesen  die 
einaelnen  Täler  untereinander  und  mit  dem  Zentrum  in  rasche 
Verbindung  setzt;  so  sind  die  Institutionen  von  Staaten  mit 
Binnengrensen  ganz  ander»  gestaltet  als  die  der  Inselstaaten. 
Manche  Institute  des  englischen  Staates  sind  von  Grund  aus  nur 
als  dem  lieeht  eiue-v  Inselstaates  angelniri;;  in  ihrer  <'i;^tMitüni- 
lichen  Ausgestaltnii'r  zu  verstehen.  Wäre  (^rolsbritannien  liioht 
durch  Jahrhunderte  von  fremden  Invasionen  verschont  jreblieben, 
so  würde  sein  lleer  und  mit  ihm  die  ganze  Sttdlung  der  Re- 
gierung einen  anderen  Charakter  tragen.  Die  Naturbedinguugen 
der  Volkswirtschaft  innerhalb  eines  Staates  bestimmen  in  dauernder 
Weise  die  Kulturhöhe ,  die  ein  Volk  erreichen  kann,  und  damit 
seine  eigene  Leistungsfähigkeit,  wie  denn  auch  von  ihnen  die 
ganze  innere  und  äuTsere  Politik  des  Staates  dauernd  in  wahr- 
nehmbarer Weise  bestimmt  wird. 

Derartige  Tatsachen  haben  die  hervorragenden  Staats- 
theoretiker aller  Z<Mten  gekannt  und  verwertet.  Bei  Plato  und 
Ari>tottdes  wie  nicht  minder  fiei  Mailiiax elli,  Hodin,  Montes(|uieu 
und  HuiJie  tindeu  sich  «Mn^elK'nde  Untei'suchnn^en  liher  den  Lin- 
flufs  der  iiufseren  Natur  auf  Art  un<l  Schiiksale  der  Stiiaten. 
Das  19.  Jahrhundert  hat  im  Zusammenhang  mit  dem  grofs- 
artigen  Auf'^ihwunj;  der  Naturwissenschaft  dem  Naturelement  im 
Staate  eingebende  Aufmerksamkeit  geschenkt.  So  hat  in  j)opu- 
lärer  und  darum  einflufsreicher  Weise  Th.  Buckle  den  £influfs 
der  Natur  auf  die  Staatenbildnng  und  das  Staatenleben  eingehend 
untersucht  und  überschätzt.  Vorsichtiger  haben  sodann,  den 
Spuren  Karl  Ritters  folgend,  Geographen  und  Anthropologen 

')  VgLAatzel,  Anthropogeogrnphie.  I.  II,  1S82— 91;  Kritische  Be- 
merkungen über  die  bierhcrgehdrige  Literatur  daselb«t  1,  S.  16  tt'.,  und 
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die  Grundsteine  zu  einer  beBouderen  Dissiplin  zu  legen  ver- 
sucht, deren  Gegenstand  die  Untersuchung  des  Einflusses  der 
Erdoberflttche  anf  die  MenschenBchicksaie  ist  Waren  bis  j6tst 
aber  die  allgemeinen  Beamltate  solcher  Forschnngeni  sofern  sie 
nieht  unerlaubte  Qeneralisierungen  darstellten,  dürftig  oder  trivial, 
90  werden  auch  die  neuesten  Versuche,  die  im  Aufdecken  kon- 
kreter Kausalreihen  Hervorragendes  geleistet  haben,  doch  nur  in 
wenigen  Füllen  zu  allgemeinen  Sätzen  gelangen,  die  eine  be- 
deutun<(svoIIe  Erwoiteriiiif?  unseres  Wissen«  in  siclj  schliefsen 
Denn  di»'  die  staatlichen  (ieschicke  individualisierenden  Moment« 
liegen  immer  nur  zum  Teil,  und  zwar  zum  «^eringert'ti  Tfil.  in 
den  geographischen  VerhUltniHsen ,  so  dals  vom  geographischen 
Standpunkte  aus  niemals  die  allgemeinen  und  Sonderschicksale 
der  Staaten  eine  umfassende,  in  die  Tiefe  drin<;ende  Erklärung 
finden  können.  Vor  allem  kann  die  iweite  Naturbeding^ng  des 
Staates,  die  Natnranlage  seines  Volkes,  bei  aller  Einwirkung,  die 
der  Heimatsboden  auf  den  Menschen  zu  gewinnen  vermag,  ans 
den  ttoberen  Bedingungen  des  Staatsgebietes  heraus  niemals  von 
Grund  aus  verstanden  werden.  Daher  auch  die  grofse  ge- 
scbichtliche  Erscheinun«?,  dafs  ein  und  derselbe  Boden  den  ver- 
schiedenartigsten .Staaten  und  Vtdkern  als  pliysikalische  Grund- 
lage gedient  hat.  ]Man  denke  hl(»fs  an  dir  Staatenhildunp-n,  die 
über  die  Fluren  Italiens  in  buntem  Wechsel  «^ezu^en  sind. 

Anderseits  aber  ist  auch  das  Gebiet  nicht  nur  wirkend, 
sondern  auch  empfangend.  Der  Mensch  wird  nicht  nur  von  der 
Heimaterde  mitbedingt,  sondern  er  gestaltet  sie  sich  auch  um. 
Verhältnismäfsig  kurae  Zeitrttume  genügen,  um  weite  Strecken  der 
Erde  nicht  nnbetrüchtlieb  zu  verändern.  Dem  Ozean  haben  die 
Niederlünder  einen  Teil  ihres  Territoriums  abgerungen.  Das 
Land  der  Vereinigten  Staaten  hat  seit  den  ersten  Ansiedlungen 
der  Puritaner  eine  gewaltigere  Kevolutton  zu  besteben  gehabt, 
als  sie  Naturkräfte  in  vielen  Jahrtausenden  hervorzubringen  ver- 
mögen. Die  moderne  Technik  hat  entle«rene  Teile  eines  Staates 
einander  genHliert,  liat  riiundiche  und  z<'itlicln'  Entternun^en  in 
ungeahnter  Weise  überwunden.   Öie  hat  Üerge  durchstochen,  iSeen 

bei  Achelis,  Moderne  Völkerkunde,  löyti,  S.  lOft'.;  Ratzel,  l'olitisehe 
Geographie,  1897. 

Ein  allgemehkes  Schema,  unter  welches  die  Wirkungen  der 
Katur  anf  die  Menseben  gebracht  werden  können,  bei  Ratzel, 
Atttbropogeographie,  I,  S.  59  ff.,  2.  Aufl.  1899,  S.  41  ff. 
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lind  Meere.stellc  ausgetrocknet,  Wasserbecken  geschaffen,  Plufs- 
läafe  verändert.  Wanderungen  der  Pflanzen  und  'l'iere,  durch 
den  Menschen  veranlafst,  haben  das  Aussehen  und  die  wirtschaft- 
lichen Natarbedingnngen ')  ganser  Länder  Terändert.  Dichte  An- 
siedlnngen,  vor  allem  Stldte,  gestalten  das  Temin  von  Gnmd 
ans  nm.  Selbst  das  Klima  ist  dnreh  Ansrottnng  von  WMldeni 
▼ielfiich  ein  anderes  geworden. 

Das  Oebiet  ist  sngleich  das  tote  ond  das  nnsterbliche  Element 
des  Staates.  Es  überlebt  —  wenn  es  nicht  ins  Meer  sinkt  — 
jeden  Staat,  der  sich  auf  ihm  bildet,  um  sofort  als  Grundlaj^e 
eines  neuen  zu  dienen.  Ein  Volk  kann  zwar  durch  Eroberung, 
Einverleibung  und  andere  Vorgänge  in  einen  anderen  Staats- 
verband aufgenommen  werden,  und  es  können  demgemäfs  auch  nach 
Untergang  des  Staates  die  Bewohner  des  Gebietes  erhalten  bleiben, 
allein  anch  gänaliche  Vertreibung  oder  Ansrottnng  der  bisherigen 
Bewohner  nnd  Ersetzung  durch  Eroberer  hat  die  Geschichte  oft 
gesehen.  Auch  durch  Wanderungen,  Vermischung  mit  si^^den 
Stimmen  kann  ein  Volk  allmählich  ein  anderes  werden.  Solch 
tiefg^ifender  Wechsel  ist  in  historischer  Zeit  bei  aller  Änderung 
durch  Natur  und  Kultur  beim  Gebiete  ausgeschlossen. 

2.  Die  zweite  natlirliclie  Grundlage  des  Staates  ist  die 
physische  Ausstattung  seiner  Hewohner,  sowohl  die  allen  Menschen 
gemeinsame  als  die,  welche  bestimmten,  durch  dauernde  physische 
Merkmale  geschiedenen  Abteilungen  des  Menschengeschlechtes, 
den  Rassen  und  Stämmen,  eigentumlich  ist.  Besondere  Wissen- 
schaften, die  physische  Anthropologie  und  Ethnologie, 
haben  sich  mit  diesem  Teile  der  menschlichen  Natur  su  be- 
schäftigen. Leben  und  Schicksale  des  Staates  werden  auf  das 
tiefste  durch  die  Naturanlage  seiner  Glieder  bestimmt').  Es 
gibt  Stämme,  die  überhaupt  nicht  imstande  sind,  sich  ein  über 
die  ersten  Rudimente  hinausgehendes  .Staatswesen  zu  schaffen 
oder  ein  entwickeltes  Staatswesen  dauernd  zu  erhalten.  Dafs 
solche  Stumme  entweder  auf  der  Stufe  eines  Naturvolkes  stehen 
bleiben  oder  nur  in  dauernder  rechtlicher  Unterwürfigkeit  unter 
anderen  Völkern  leben  können,  beweist,  dafs  die  Anlage  sum 

')  Vgl.  V.  Treitschke,  Politik.  I,  S.  207  ff.;  Hehn,  Kultur^ 
ptiaDZ*'n  und  Haiistiorr,  d.  Auti.  Ib'M,  S.  1  tV. 

Orten  biciho  an  dieser  Stell«'  die  Frage  ,  iu\\  ieweit  diese  physi- 
.Hchen  Merkmale  und  Anlagen  Ergebnisse  durch  ungemessene  Zeiten 
wirkender  hi.'jtoriacher  Ursachen  sind. 
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Stute  —  allerdings  nicht  in  der  Form  eines  mysteriösen  orga* 
■isehen  Staatstriebes  —  mit  sur  Natnrausstattnng  eines  Volkes 
gehört  oder,  wo  sie  nrsprUnglich  nicht  ▼orhanden  war,  durch 
jshrhnndertelange  Gewöhnung  und  Aupa88un|^  erworben  werden 
molSrte. 

Aber  auch  die  eigentümliche  Ausgestaltung,  die  jeder  Staat 
erfahrt,  i>r  in  vielen  wiclitigcn  Punkten  auf  Rassen-  und  Stammcs- 
eijsjensc haften  zurückzuführen.  Freiheit  und  Unfreiheit  der  lülrger, 
Stärke  ude.r  Schwache  der  Staatsgewalt,  Ausdehnungsfähigkeit 
des  Staates  durch  Krieg  und  Kolonisation  sind  mit  in  dem  mit 
unseren  gegenwärtigen  Forschungsmitteln  nicht  weiter  ableitbaren 
Charakter  des  Volkes  begrllndet.  Die  tiefgreifenden  Unterschiede 
der  germauischen,  romanischen,  slawischen,  orientalischen  Staaten 
tiad  allein  aus  der  Verschiedenheit  der  sozialen  VerhlUtnisse,  die 
oft  groihe  Übereinstimmung  aufweisen,  nicht  su  erkllUren.  So  ist 
denn  ohne  Einsieht  in  die  ethnischen  Unterschiede  ein  volles 
Verständnis  der  Verschiedeuartigkeit  der  Staatenwelt  nicht  zu 
gewinnen  ' ). 

Diese  physischen,  für  den  Staat  bedeutsamen  Unterscliiede 
sind  aber  stet^  psychisch  vermittelt.  Sie  haben  daher  alle  eine 
gsistige  Seite,  deren  Erforschung  nicht  der  Naturwissenschaft  an- 

')  FTierhergehörige  Untersnchungon  aus  der  neuen  Literatur 
rKiiiuiiggcbend  zucrat  bei  Gobineau,  Essai  sur  Tinegalite  des  races 
kmnaineä,  1— IV,  2.  M.  1884;  sodann  s.  B.  bei  Letourneau,  Za  socio- 
logie  d'apite  r^thnographie,  1880,  1.  iV,  ch.  VI—VIII;  Pesohel, 
Volkerkunde,  8.  Aufl.  1880,  S.  SüTff.;  Ratsei,  Volkerkunde,  2.  Aufl. 
18M,  S.  121  C;  Vierkandt,  Naturvölker  und  Kulturvolker,  1896, 
8.  310  £;  Scbmollf  r,  Crrundrifs  der  allg,  Volkswirtschaftslehre, 
4.-0.  Aufl.  1901,  8.  tf.  mit  zahlreichen  Literaturangaben)-,  Wolt- 
mtnn,  l^olitische  Anthropologie,  1903.  Einen  eingehenden  kritischen 
Überhlick  über  diese  Theorien  f;ibt  Frie<lriph  IltMtz,  Modtrno 
Ka-.>»utheorieu ,  1904.  Vgl.  aucli  die  besorniencn  Ausfülminji  n  \ün 
LindiKT.  a.  m  <V  S.  9Ii  ti".  So  stdir  die  Scheidung  d«M-  s< »niat Ischen 
von  den  historii^c  hen  Ursachen  de.s  Völkerlehcns  th^-oretiseh  ge- 
fordert werden  mufH,  so  wenig  sichere  Resultate  hat  die  Wissenschaft 
ia  ditter  Hinsicht  bisher  aufsuweisen.  Nicht  einmal  Ober  die  Frage 
der  Verinderlichkeit  der  Kassenmerkmale  herrscht  irgendwie  Oberein- 
«tiauBnog  und  damit  Ober  das  Hafs  der  Einwirkung  der  historisch* 
HMsialen  Faktoren  auf  Bildung  und  Umbildung  der  Bassen.  Daher 
bieten  sich  die  zahlreichen  anthropologischen  und  ethnolo;ri sehen  Hypo- 
thesen jedem,  der  seinen  politi^iln'n  und  sozialen  Velleitäten  ein 
wiaseasfehaftUches  Mäntelchen  umhängen  will,  sur  beliebigen  Aus- 
wahl an. 
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gehört.  Somit  zeigt  uus  die  Bctraclitung  der  somatischen,  authro- 
pologisclicn  und  ethnologischen  Verhältnisse  den  Übergang  sa  den 
folgenden  Erttrternngen  an. 

III.  Das  VerUltnis  der  StMtslelire  sn  des  flbrigem 

Staatflwissengehaften. 

1.  Die  Beziehungen  d  e  r  Staatsl  e  hre  Eur  Psychologie 

und  Anthropologie. 

Die  fltaatlichen  Vorgänge  sind  insgesamt  menschliche  Hand- 
lungen lind  Wirkungen  mensehlii  heu  Handelns.  Alles  Handeln 
ist  aher  psychische  Tätigkeit.  Daiier  ist  die  Psychologie, 
die  Lehre  von  den  psychischen  Zustünden  und  Akten,  Voraus- 
setzung wie  aller  Geisteswissenschaft  so  auch  der  Staatslehre. 
Die  Bedeutung  psychologischer  Betrachtung  für  die  Erkenntnis 
des  Staates  leigt  sich  namentlich  nach  zwei  Richtungen  hin. 
Einmal  lehrt  sie  die  wichtige  Erkenntnis,  dafs  der  Staat,  wenn 
aueh  seine  Äulaemngen  sieh  notwendig  in  der  physischen  Welt 
alispielen,  wesentlich  eine  innermenschliche  Iirscheinnng  ist  So- 
dann Termittelt  sie  uns  das  Verständnis  der  staatlichen,  namentlich 
der  staatsrechtlichen  Grundtatsachen.  So  Tor  allem  ist  das  Wesen 
eines  Uerrschaftsverhftltnisses,  die  Natur  des  Imperiums,  nur  durch 
psychologische  Analyse  klar  zu  (erfassen. 

Wie  sclmn  ci  w.ihnt,  äufsern  sich  die  somatischen  Unterschiede 
der  menschlichen  Kaisen  und  Stämme  auch  in  den  Unterschieden 
der  geistigen  und  sittlichen  Anlagen.  Diese  im  Zusammenhang 
mit  jenen  physischen  Differenzen  zu  erkunden ,  ist  Aufgabe  der 
psychischen  und  sozialen  Anthropologie  und  der  Ethno- 
graphie sowie  mehrerer  noch  nicht  TÖllig  In  ihrer  Eigenart 
fSsstgestellten  Disziplinen,  die  sich  den  genannten  Wissenschaften 
au  koordinieren  trachten,  wie  der  Völkerpsychologie  und 
Ethologie.  Auch  die  Sprachwissenschaft  ist  berufen, 
an  dieser  Arbeit  in  hervorragendem  Ma&e  mitzuwirken.  Die  Ge- 
samtheit dieser  Disziplinen  trifft  in  der  Wurzel  mit  dem  anderen 
Zweig  dor  siel»  mit  dein  McnschtMi  als  (icnuswesen  beschliftigenden 
Wisscnscliaf'tcii.  dvu  S(»/iai wisst  iischatteii,  zusaninien.  Von  diesen 
unterscheiden  sie  sich  aher  dadurch,  dafs  sie  llberwiegend  die 
Wirkungen  natürlicher  VerliHltnisse  auf  psychische  Oehtaltungen 
erforschen,  während  die  Soziahvissenschaften  ihre  Objekte  Uber- 
wiegend als  Produkte  gesellschaftlicher,  also  geistig*sittlicher,  nicht 


Digitized  by  Gc) 


Vintes  Kap.  Besieh,  d.  Staatelelire  s.  Gesamtheit  ^.  Wissenschaften.  79 

der  infseren  Natur  angehdriger  Kräfte  aoffassen.  Eine  reinliche 
Sfheidnng  ist  indes  kaum  Überall  darehsnftihren ,  daher  wir  in 
aathfopologisehen  Werken  eingehende  Erörterungen  rechts-,  Staats-, 
religions-  und  wirtschaftsgeschichtlieher  Art  vorfinden. 

Von  ^ofsem  Werte  sind  anthropologische,  ethnographische  tind 
«•prachwissenschaftliche  Untersuchungen  wie  für  alle  Kulturanfänge 
s<'  auc  h  namentlich  für  die  Entstehungs-  und  EDtwicklungsgesehichte 
der  primitiven  Staatenbildungen.  Sie  belehren  uns  über  Sein  und 
Wirken  der  ursprünglichen  GemeingefUhle,  auf  denen  sich  später 
entwickelte  Überzeugungen  von  dem  Herrschen  verpflichtender 
geistiger  Mächte  in  allen  geselligen  Beziehungen  aufbauen.  Wenn 
such  heute  auf  diesem  Grebiete,  sobald  der  Kreis  des  rein  Tat- 
rikUiehen  ttberschritten  und  der  der  Hypothese  und  Konstruktion 
betreten  wird,  grolse  Willkttrlichkeit  und  wenige  feststehende  Er- 
gebnisse zn  finden  sind,  so  sind  doch  vielyersprechende  Anfänge, 
die  spftter  einmal  reife  Früchte  zeitigen  können,  zu  verzeichnen. 
Aach  di<'  detaillierte  Lehre  von  dem  rudimentären  Staat.sleben 
d^T  Jäger-  und  Hirtenvölker  sowie  der  auf  der  niedersten  Stufe 
stehenden  Naturvölker  wird  von  der  Staatslehre  billig  auKzu- 
icbeiden  und  der  Yölki'rkunde  /u  Überlassen  sein.  Für  rlie  Staats* 
lehre  sind  nur  die  definitiven  Resultate  auf  diesem  Gebiete  von 
Bedeutung. 

2.  Die  Beziehungen  der  Staatslehre  su  den 
Sozial  Wissenschaften. 

a)   Das  Problem. 

WeitauH  am  wichtigsten  flir  eine  vollendete  Erkenntnis  des 
ÖUates  sind  die  Beziehungen^  welche  die  staatlichen  Erscheinungen 
za  den  Sozial  Wissenschaften  haben.  Der  Staat  ist  auf  das 
innigste  mit  allen  sozialen  Phänomenen  verknttpft. 

Vor  allem  sei  darauf  hingewiesen,  dals  der  Staat  eine 
mensehliehe  und  nur  eine  menschliche  Institution  ist,  dafs  alle 
Cbertragung  des  Staatsbegrilfes  auf  gesellig  lebende  Tiere  nichts 
all  ein  falsches  Bild  ist,  auf  der  Verwechslung  notwendiger 
Folg.  u  physischer  Organisation  und  instinktartig  sich  iiufsernder 
{"^ychischer  Krilfte  mit  «lern  Wirken  «'tliisclicr  Kriifte  beruliend, 
Zu'U'rn  hat  besonnene  naturwissenschattliche  He<>hac-htung  noiiestens 
erkannt,  dals  die  von  alters  her  zu  staatswissenschaftlichcn 
Analogien  benutzten  angeblichen  Tierstaaten  der  Ameisen  und 
Bienen,  deren  Wesen  im  Gegensatz  zu  den  politischen  Er« 
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scheinungeu  keinem  Wandel  unterworfen  ist,  in  Wahrheit  Anarchien 
sind,  denen  jeder  b<>wufst  leitende  Wille  mangelt.  Man  kamt 
daher  —  auch  bei  höheren  Tieren  —  nur  von  Tieigesellschaften 
mit  Fng  und  Recht  sprechen:  es  gibt  untermenschlicbe  Sofiial- 
verhältnisae,  aber  keinen  untermenschlichen  Staat*). 

Vermöge  seines  menschlichen  Elementes  ist  der  Staat  eine 
sociale  Massenerscheinnng  und  setxt  daher  eine  Vielheit 
von  Menschen  voraus,  in  der  alle  natürlichen  Unterschiede  unter 
den  Menschen  euthalten  sind.  Er  ist  mit  auf;L,'eb.iut  auf  die 
natürlichen  Unterschiede  von  Mann  und  Weib,  von  Krwachseueii 
und  KinderD,  da  er  eine  dauernde ,  nicht  auf  eine  Generation, 
beschränkte  Institution  i^t.  Eine  Kolonie  männlicher  Deportierter, 
auf  einer  Insel  ihrem  Schicksale  tiberlassen,  würde  höchsten« 
einen  Verein,  aber  keinen  Staat  darstellen.  Oer  Umfang  der 
dem  Staate  nötigen  Menschenmasse  kann  aber  ins  unendliche 
variiereui  —  von  wenigen  Tausenden,  ja  Hunderten  bis  su  Tielen 
Millionen.  Die  Staatslehre  hat  seit  Aristoteles  oft  den  ftlr  den 
entwickelteren  »Staat  höherer  Kulturstufen  zweifellosen  Satz  betont, 
dafs  der  blaat  über  den  Umfang  einer  Fanülie  hinaus^elieu  mUsse^ 
dabei  an  ein  zeitlicheb  Vriu»  der  Familie  denkend  Neuere 

*)  Vgl.  Wnndt,  VorlosuDgen  fiber  Menschen-  und  Tierseele, 
3.  Anfl. ,  S.  471  fiP.;  Espinas,  Des  soci^t^s  animalei«,  2.  6d.  1878, 
p.  527  tV.;  H.  E.  Ziegler,  Die  Naturwissenschaft  und  die  sozialdemo- 
kratische Theori«*,  1^598,  S,  182  ft".:  Bethe,  Dürfen  wir  den  Ameisen 
und  Hienen  {K-<y<l»isehe  l^iialitateu  zus«'hreiben?  Pflüprerf*  Archiv  für 
•Ii.'  ^t  satiitr  rhysi<»l(»}^i»-,  To.  Hd..  IS'JS.  S.  15  tV.  Geyen  Bethe  Wafs- 
Miann.  Dif  psyehisclit-n  Fähigkeiten  <l«-r  Aini'i-:eii,  ls!»9.  An-  <i<'r 
ueucött  n  i.iteiatur  G  irod  -  M  arshal  1,  Tierstaaten.  1901,  S.  b'»  ti'..  l'!»)  tl". 

Allerdings  nicht  immer.  Noch  Ha  Her  hat  die  tbeoiogit>ch- 
spekulative  Lehre  von  Adam  als  erster  Sonrerin  vertreten.  Dahl* 
mann,  S.  8,  behauptet:  INe  Urfainilie  ist  der  Urstaat;  jede  Ftoiilie 
unabh&ngig  dargestellt,  ist  Staat  Ähnlich  Br.  Schmidt,  S.  57.  Bei 
der  dynamischen  Natur  des  Staates  kann  man  auch  bei  primitiven  Vcr- 
hftltnisäen  von  Naturv<>lkern  der  G<>^enwart  in  der  Familie  bereits  einen 
Staat  erblicken.  So  erzfiidt  R  a  t  z  <•  1 ,  Folitisehe  Geographie,  8w  71 
N.  12,  V(»n  Familien  al>  politischen  Kinlieit«'n  bei  Melanesiern  und 
Mikroiiesiei  11.  Data u t'  LMÜ Ilde t  Kehn).  Staatslehre,  S.  'SH  ,  die  Existenz 
\  on  Faniilienstaaten.  K-^  iie;;t  al>er  ein  Fall  /.ii  weit  gehemler  Induktion 
(Vl'I.  oben  S.  "2'*)  xo\\  wenn  man  die  Ktdtur.staaten  mit  jt-iuMi  j>rimiti\  en 
Vcibiinilen  zu  einer  Einheit  zu.saninaulal'ßt.  Namentlich  für  die  rec-ht- 
licbe  Erfassung  des  Staates  ist  solche  zu  weit  getriebene  Vergleicbuug 
wertlos.  Rehm  selbst  wird  doch  einer  melanesischen  Familie  nicht 
völkerrechtliche  Persönlichkeit  für  ihn  das  wesentliche  Staats* 
merkmal  —  zuschreiben  wollen. 
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uj^eschichtliche  Hypothesen  stellen  die  llorde  als  den  onprUnif- 
Itchen  menschlichen  Verband  hin.  Beide  Theorien  stimmen  aber 
darin  tiberein,  dab  der  Staat  nicht  blols  auf  den  Bestand  einer 
Genemtion  gestellt  sein  dttrfe. 

Nicht  nnr  die  Natnranlage  des  Volkes,  sondern  auch  Zahl 
und  Art  seiner  Bewohner  bestimmen  den  gansen  Lebensprosefs 
des  Staates.  Dlinne  oder  dichte,  zu  geringe  oder  zu  grolse  Be- 
▼tflkemng,  Verteiliui^^  der  Lebensalter  und  der  Gresehlechter, 
Lebensdauer ,  Bterblichkeit  sind  Tatsachen ,  die  anf  der  Staaten 
Schicksale  KinHufs  haben.  Diese  Tat-^ai  lieu  sind  zwar  biologischer 
Art,  jedoch  Überwiegend  das  Resultat  der  gesamten  Kultur  eines 
Volkes.  Die  sieh  mit  ihnen  be^.i  liät'tigt'ndt'  Wis>enschart .  die 
Bevölkerungslehre,  gehört  daher,  wenn  auch  unterstützt 
Ton  Biologie  und  Anthropologie,  zu  den  Sozialwissenschaften 
Sie  ist  gleich  der  gesamten  sozialen  Statistik  eine  Hilfs* 
wiseensehaft  aller  Gesellschaftswissenschaften  und  daher  anch  der 
Staatslehre. 

Da  der  Staat  eine  gesellschaftliche  Erscheinung  ist,  so  mufs 
die  Stellung  des  Staates  in  und  an  der  Gesellschaft  untersucht 
werden,  um  eine  Tollendete  Anschauung  von  ihm  su  gewinnen. 

Vorerst  jedoch  muXs  das  Wesen  der  Gesellschaft  dargelegt 
werden 

b.  Der  Begriff  der  Gesellschaft. 

Wie  alle  Begriffe,  die  nicht  nur  in  der  Wissenschaft,  sondern 
auch  im  tJlglichen  Leben  ihre  Stelle  haben,  ist  der  der  Gesell- 
BchAft  vieldeutig.  Von  der  vorübergehenden  zuftiUigen  Vereinigung 


*)  Vgl.  0.  Bftmelin,  in  SchOnbeigs  Handbuch  der  politischen 

Ökonomie,  2.  Aufl.,  IT,  S.  884. 

')  Umfassendere  Untcrsuchunpren  über  die  Gesamtheit  der  termi- 
noloj^isch  unter  doin  Wort  ,.Gt'-'*<'n'*<'liaft"  /usammengefarstcii  Vor- 
stellungen Ihm  J  he  ring.  Der  Zweck  im  Keclit ,  'J.  Aufl..  T,  S.  SU  tl.. 
309  0".:  G.  Rüinelin,  in^M-  den  Begriff"  der  Gesellschaft  und  fincr 
GeselUchaftsbUire,  licden  und  Aufsätze,  III,  IMH,  8.  248  tf.;  Tönnies, 
Gemeinschaft  und  Gesellschaft,  1Ö87»  S.  4  11'.;  Wundt,  Logik,  II«, 
8.  588 ff.;  Stammler,  a.  a.  0.  8.  83 ff.;  Simmel,  SchmoUers  Jahr- 
buch, ZX,  1896,  8.  575  ff.;  Kistiakowski,  Gesellschaft  und  Einzel- 
wesen, 1899,  S.  81  ff.;  Gothein,  Gesellschaft  und  Gesellschaftswissen- 
schaft, im  HWB.  der  Staatswissenschaften,  2.  Aufl.,  IV.,  8.  201  ff.;  0. 
Spaun,  Untersuchungen  über  den  GeseUschaftsbegriff,  Tübinger  Zeit- 
schrift f.  d.  g.  Staats w.,  LIX,  S.  574  ff. 

Jellinek,  Du  Recht  d«a  modernen  StAates.  I.  2.  Aull.  6 
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mehrerer  Personen  bis  sam  Staate  hinauf,  ja  Uber  den  Staat 
hinaus  auf  die  ganze  menschliche  Gemeinschaft  wird  das  Wort 

„GeBellschaft*'  angewendet.    Staat  und  Gesellschaft  sind  ebenso 

hUulig  idcntilizif'rt  als  in  Ge^onsatz  zueinander  gestellt  worden. 
Bis  in  die  neuere  Zeit  allcrdinj^s  wurde  der  Terminus  „Gesell- 
schaft" im  Sinne  des  weiteren  H('»,nitVs  -gebraucht,  dem  sich  der 
Ötaatsbegrirt'  als  engerer  unterzuordnen  hat.  Historisch  ist  dies 
dadurch  begründet,  dafb  Aristoteles  den  Staat  zuerst  als  eine 
Art  der  nuoivtavia  bezeichnet  und  Cicero  den  Begriff  der  societas 
als  alle  organisierten  menschlichen  Gremeinverhältnisse  umfassend 
aufgestellt  hat 

Sj[»Xter  war  es  das  Naturrecht ,  das  mit  dem  G^ellsehaftB- 
begrilF  operierte.  Ihm  ftült  unter  dem  Einfiufs  des  aristotelischen 
Gedankenkreises  der  Staat  mit  der  societas  civilis  susammen,  die 

als  andere  Art  derflelben  Gattung  neben  sich  nur  die  societas 
domestica  kennt.  Es  ist  aber  auch  im  Xaturrccht  eine  leichte 
DitTcreiiz  zwischen  Staat  und  bürgerlicher  Gesellscliaft,  trotz  der 
( •leichsctzun^'^  beider,  wahrzunehmen.  Namentlich  seit  Hobbes 
wird  nämlich  der  Staat  von  der  naturrechtlichen  Theorie  als 
Person  aufgefafst^  in  der  die  Gesellschaft  ihre  Vollendung  erreicht. 
Aber  sie  selbst  ist  bereits  frUher  vorhanden.  Seit  Pufendorf 
wird  es  in  der  schulgerechten  naturrechtlichen  Theorie  ttblich, 
dem  Staate  eine  Reihe  yon  Verträgen  zugrunde  zu  legen,  so  dafs 
er  nicht  sofort,  sondern  erst  als  Produkt  sämtlicher  Verträge  er> 
scheint.  In  dieser  Beihe  tou  Verträgen  tritt  zuerst  der  Unions- 
▼ertrag  auf,  durch  den  allein  schon  eine,  wenn  auch  der  Ver- 
fassung und  leitenden  Gewalt  entbehrende  Gesellschaft  entsteht. 
In  der  zweiten  Hälfte  des  18.  ,Jalji  liuinh  rts  wird  der  Gedanke 
der  dem  Staate  vorangehenden  ( Jesellschaft  nalirr  \<'rl<)lgt.  Zuerst 
vertritt  der  Schott«»  F  e  r  u  s  <»  ii  fin»'  ]j»'lire,  welche  den  Staat  zu 
bereits  früher  vorhandenen  menschlichen  Gemeinschaftsverhältnissen 
geschichtlich  hinzutreten  läfst  Sodann  hat  in  scharfer  und 
klarer  Weise  Schlözer  die  logische  Konsequenz  der  Natnr- 


An  essay  on  the  history  of  civil  sodety,  1766  (deutseh  Leipzig 

1768),  i)art  I,  sort.  I  -IV,  part  III.  scct.  I -III.  Diese.«»  Buch,  das  in 
Deutscldand  sehr  hoch  gewertot  wird,  siehe  Tweston.  Preufsische 
Jahrbücher,  IV,  ISf)*»,  S.  liOf).  Wa.iiti::,  .\ugust  Comte  und  aeine  Be- 
deutung für  die  Entwickhuig  <l<'r  Sozial  Wissenschaft .  1894,  S.  27  ff., 
wird  in  England  anffalleiul  f^t-ring  gtsehät/t;  vgl.  Leslie  Stephen, 
Eiigli.sh  thuught  in  the  eighteenth  Century,  2.  ed.  1881,  I,  p.  214,  215. 
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reehtslehre  geiogen  und  als  der  erste  deutsche  Schriftsteller  Staat 
and  Gesellschaft  sn  nnterseheiden  getrachtet  Die  bttigerliche 
GeseUschaft,  fttr  die  er  einmal  den  Namen  ^Gemeinde''  vorschlügt, 
beaeichnet  er  als  eine  dem  Staate  vorhergehende  Vereinigung 
ohne  Imperium.  Sie  sei  fbr  viele  Stflmme  die  höchste  Form  des 
ire^elligfii  Daseins,  iiiul  dor  Staateribuiul  der  dreizohu  Schweizer 
Kanton»'  ist  ihm  ein  Beispif  1  eiiKM'  societas  siut'  imperio  mitten 
im  zivilisierten  Europa,  (»osellscliaft  ist  also  fUr  Schlözer  eine 
greisere  anarchische  menschliche  Vereinigung.  In  dieser  Ver- 
einigung entstehen  aber  bereits  Kechtsregeln ,  deren  Bt'folgung 
allerdings  „von  der  Ehrlichkeit  eines  jeden'*  abhftngt,  da  Richter 
und  Strafe  in  der  G^esellschaft  noch  nicht  existieren;  femer  ent- 
stehen auf  Grund  des  Eigentums  und  der  ökonomischen  Berufe 
sociale  Klassen,  ein  Adelstand  hebt  sich  ttber  die  anderen  empor, 
die  Begriffe  von  Ehre  und  Vaterland  entwickeln  sich.  Der  Staat 
tritt  daher  mit  seinem  Imperium  zu  der  bereits  reich  {^gegliederten 
Gesellschaft  erst  s])ater  hinzu,  um  hw  zu  scliiit/cn  und  zu  hdten*). 
Der  Staat  erhebt  sich  also  nicht  Uber  eine  unterschiedslose  Masse 
einzelner  Individaen|  sondern  findet  bereits  ein  durch  verschi(Ml(>n- 
artige  dkonomische  und  geistige  Elemente  reich  gegliedertes 
Volk  vor. 

Auf  anderem  Wege  und  in  folgenreicherer  Weise  als  Schlöser, 
der  vorläufig  ohne  Anhinger  blieb,  hat  sich  ein  selbstltndiger 
Gesellsehaftsbegriff  in  Frankreich  aasgebildet.  Auch  er  reicht  in 
seinen  Wurzeln  auf  das  Naturrecht  surllck.    Es  war  suerst 

Rousseau,  der  Staat  und  Oesellsehftft  in  Gegensatz  gestellt  hat, 
wenn  er  auch  zwischen  beiden  keine  terminologische  Scheidung 
vornimmt.  Dieser  letztere  Umstand  trägt  wohl  hauptsHchiich  die 
Schuld  daran,  <lafs  selbst  die  gründlichsten  Kenner  der  Geschichte 
der  Staatslehre  die  P>edeutung  der  AusfuhruDgen  Rousscaus  gänzlich 
äbersehen  haben.  R.  v.  Mohl  behauptet  von  Rousseau,  dafs 
diesem  der  Gedanke  der  Gesellschaft  ganz  fremd  geblieben  sei 
Er  ahnte  bei  diesem  Satae  nicht,  dafs  sein  Begriff  der  Gesellschaft 
im  wesentlichen  schon  bei  Rousseau  zu  finden  ist. 

In  dem  oft  zitierten  und  sehr  selten  gelesenen  Discours  sur 
l  economie  politique,  den  Rousseau  fUr  die  Enzyklopädie  ge- 
schrieben hat,  findet  »ich  folgendes  ausgesprochen: 

'i  A.  a  O.  S.  r,3  ff. 
Geschichte  der  Lit.  der  titW.,  1,  S.  77. 
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„Jcdo  staatliche  Gesellsi-haft  ist  aus  aiultMen  kleinen  Ciesell- 
schaften  scusammengesetzt,  die  verschiedenen  (lattuDgcn  angehören, 
und  von  denen  jede  ihre  Interessen  und  Maximen  hat.  Aber 
diese  in  anerkannter  nnd  sichtbarer  Form  jedem  wahrnehmbaren 
Gesellschaften  sind  nicht  die  einzigen ,  die  im  Staate  existieren: 
alle  einzelnen,  die  ein  gemeinsames  Interesse  miteinander  ver- 
bindet, bilden  ebenso  viele  andere  dauernde  oder  vorttbeigehende, 
deren  Macht  nicht  weniger  reell  ist^  weil  man  sie  weniger  bemerkt, 
und  deren  verschiedene ,  wohlbeachtete  Verhältnisse  die  wahre 
Kenntnis  der  »Sitten  ausmachen.  Alle  diese  tormlichen  oder  still- 
schweigenden (iesellschaften  nioditizieren  auf  so  vielerlei  Art  die 
ÄufserUDgen  des  off'entlichen  Willens  durch  ihren  Einflufs"  * 
Das  partikulare  Gesellschaftsinteresse,  führt  Boasse  au  weiter 
ans,  sucht  sich  auf  Kosten  des  Gemeininteresses  sur  Geltung  zu 
bringen;  daher  wird  der  Oemeinwille  stets  Gefahr  laufen,  durch 
das  Vordringen  der  gesellschaftlichen  Interessen  getftuseht  zu 
werden. 

Diese  Ausfbhrungen  liegen  einer  berilhmten  Stelle  des  contrat 

social  zugrunde,  die  erst  durch  sie  von  Grund  aus  verstftndlicb 
wird.  Dort  stellt  uiimli«li  Rousseau  der  volonte  generale  die 
volonte  de  tous  ge^miiber.  Die  eine  ist  der  Wille  des  Staati'>, 
die  andere  der  durch  einander  widerstreitende  Interessen  jre- 
spaltenen  Gellschnft.  Die  „partiellen  Gesellschaften "  haben  auch 
einen  Gemeinwillen  ihren  Gliedern  gegenüber,  der  aber  im  Ver- 
hältnisBse  zum  Staatswillen  Partikularwille  ist.  In  einem  solchen 
Staatswesen  kann  man  sagen,  dab  nicht  die  einzelnen  Menschen, 
sondern  die  Gesellschaftsgruppen  ihre  Stimme  abgeben.  Das 
Ideal  eines  Staates  ist  daher  dasjenige ,  in  welchem  kein  parti- 
kulares Gesellsehaftsinteresse  zwischen  Individuum  und  Staat  sich 
einschiebt*). 

*)  pToute  soci6t4  politique  est  compos^e  d*autres  8oci(^t^s  plus 
petites  de  difförentes  esp^ccs,  dont  chacune  a  ses  int^rdts  et  ses 
maximcs:  mais  ces  soci^tt'^s,  que  cbaeun  aporvoit  parce  qu'elles  ont  une 
forme  oxtt'rieiire  et  autoris»'«-.  ne  soiit  pas  les  sculesi  (pii  existent  n^fUe- 
incnt  dans  l'Ktat;  tous  b's  partictiliers  qu'uu  intt-ret  comniun  reimit  en 
coniposcut  iiutant  d'autrcs,  pt'rmant'utes  ou  passag^Tcs,  doiit  la  force 
n'est  pas  moius  reelle  pour  etre  uioius  apparcute,  et  dont  les  divers 
ra[>port8  bicn  observ^B  font  la  v^ritable  connoissance  des  mcears.  Ce 
sont  toutes  ces  associations  tacites  ou  formelles  qui  modifient  de  taut 
de  maniÄres  les  apparences  de  la  volonte  publique  par  l'influence  de 
la  leur."  Rousseau,  (Envres  complites,  Paris  1865,  p.  281  882. 

*)  1.  II,  ch.  III:  8i  la  volonte  g^n^rale  peut  error. 
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Die  Aneftthnnigeii  Boasaeaiifl  waren  es  wohl,  die  Hegel  so 
seiner  Orandanffusnng  der  bttigerlichen  Oesellscliaft  anregten*). 
Denn  er  beseiehnet  sie  als  die  zwischen  Familie  nnd  Staat 
tretende  Bildung,  in  der  jeder  sich  Zweck  isti  der  aber  nicht 

ohne  Beziehang  auf  andere  erreicht  werden  kann.  Der  besondere 
Zweck  gibt  skli  duirh  die  Beziehung  iiuf  andere  die  F<»rni  dir 
Allprerneiuheit  und  befriedigt  sich,  indem  er  zugleich  das  Wohl 
der  anderen  mitbefriedigt.  So  willkürlicli  auch  die  näheren  Aus- 
führungen Hegels  sind,  so  haben  sie  doch  durch  die  scharfe 
dialektische  Gegenüberstellung  von  Staat  und  Gesellschaft  auf  die 
Anffasanng  der  deutschen  Staatswissenschaft  von  der  Gesellschaft 
mitbestimmend  eingewirkt*)«  Die  wesentlichste  Anregung  su 
ihren  Konstruktionen  kam  ihr  aber  direkt  von  den  franaösischen 
Sosialiaten. 

In  der  Zeit  tiefgreifender  Umwilsungen  und  aus  diesen  sieb 
entwickelnder  neuer  Gllrangcn  erlangt  der  Begriff  der  Gesell« 

Schaft  grofse  praktische  Bedeutung.  In  der  Tage.^presse  sowohl 
als  auch  in  der  Avissenschaftlichen  Literatur  wird  von  der  8oci/*tA 
als  einer  vom  Staate  verschiedtMien  Bildung  gesprochen,  ohne  dafs 
zunächst  der  Versuch  gemacht  würde,  sie  theoretisch  zu  definieren. 
Erst  Saint -  Simon  weist  energisch  den  Gegensatz  der  staatlichen 
Organisation  nnd  der  gesellschaftlichen  Verhältnisse  auf  und 
erklärt,  da£s  die  Gesellschaft  die  wirtschaftlichen  Klassen  seien, 
deren  Entwicklung  dahin  gehe,  die  wichtigste  unt«r  ihnen,  die 
industrielle,  sur  staatlich  herrschenden  su  machen*).  Noch  schftrfer 
hat  der  trots  aller  Gegnerschaft  wider  den  Sosialismus  unter  dem 
ISnfluCi  der  sosialbtischen  Gesellschaftslehre  stehende  Proudhon 
den  Staat  als  das  Unterdrückung  Übende  gonvemement  im  Gegen- 


')  Grundlinien  der  Philosophie  des  Rechts,  Werke.  VllI,  2.  Aufl., 
8.  240  ff.,  vgl.  auch  die  Auseinandersetzung  mit  Rousseau,  S.  :306  ff. 

t)  Kamentiich  durch  J^.  v.  Stein,  der  ganz  im  Banne  Hegels  stand* 
wenn  er  auch  den  Inhalt  seiner  Gesellschaftslehrc  von  den  fransOsl- 
sehen  Sosialisten  empfing.  Aber  auch  K.  Harz  dfirfte  von  dem  Grund« 
gedaaken  der  Hegeischen  Oesellschaftslehre  nicht  gans  unbeeinflulst 
gebli'  ben  sein. 

')  Vgl.  namentl.Saint-Simon,Cat«''ohi~mc  des  industriels.  1822—28. 
R.  Schmidt,  1,  S.  105,  behauptet  den  Eiiitlufs  Hegels  auf  Saint  Simon, 
was  gänzlich  unbegründet  ist.  Der  von  Schmidt  als  Zeii^^e  lieran- 
gezt.rjene  Ahrcn»,  a.  a.  0.  I,  S.  204  Anni,  2,  spricht  auch  gar  niclit 
Von  der  Lehre  Saint-Simons,  sondern  vom  Saint-Simonisnius,  zwei,  wie 
Ahrens  im  Test  richtig  hervorhebt,  gans  verschiedene  Doktrinen. 
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satz  cur  socidt^  bezeichnet').  Da  er  in  seinen  ersten  8chriften 
den  Staat  als  zu  beseitigend  erklärt  nnd  durch  eine  anarchische^ 
auf  freien  Verträgen  beruhende  Oesellschaft  ersetzen  will,  so  muTs 
er  natürlich  davon  aasgehen,  Staat  nnd  Gesellschaft  als  scharfe 
Gegenstttze  zn  betrachten.  In  wirksamster  Weise  aber  ist  der 
aus  Frankreicl»  stnmniende  sozialistische  Gosellschaftsbejjrirt"  aus- 
gebildet und  zur  (iiuiullag"e  einer  eigeutiluilichen  (ieschichts- 
auffassun^  ('rii«tb<M»  wnidcn  von  K.  Marx  und  Fr.  Engeld. 
Nach  diesjer  Geschichtspliilosrtjjliie  —  dem  materialistischen  Gegeu- 
stUck  der  n<  ;,'clscheu  Philosophie  der  Geschichte  —  ist  die  ganze 
Geschichte  in  ihrem  innersten  Kerne  nichts  als  eine  notwendige, 
▼om  bewnfsten  Willen  der  Individuen  unabhängige  Konsequenz 
der  ökonomischen  VerhiUtnisse.  Diese  führen  zur  Bildung  von 
Gesellschaftsklassen,  die  sich  in  ausbeutende  und  ausgebeutete 
scheiden.  Alle  gesellschaftlichen  Erscheinungen  bis  zu  den 
idealsten  hinauf  sind  durch  die  ökonomischen  Produktions- 
verhftltnisse  l)edin«;t,  sind  der  Überbati ,  der  sich  auf  der  jedes- 
mali«^en  ökonomischen  Struktur  der  (Icsi-iisciiait  erhebt.  Der 
»Staat  ist  nichts  anderes  als  dir  Oruanisation  der  jedesmaligen 
ausbeutenden  Klassen  zur  Aufrechterliaitung  ihrer  äufseren  Pro- 
duktionsbedingungen und  das  innerlich  notwendige  Ziel  der 
Geschichte  die  Erringung  der  Staatsgewalt  durch  die  Proletarier. 
In  dieser  Zuknnftsepoche  wird  der  Staat  die  gesamte  Produktion 
gemäfs  dem  Gemeininteresse  leiten.  Das  Ziel  der  Entwicklung 
wUrde  demnach  die  vtfllige  Einheit  von  Staat  nnd  Gesellschaft 
bedeuten.  Was  da«  Natnrrecht  zum  Ausgangspunkt  seiner  De- 
duktionen nahm,  wird  in  dieser  niateriali^lisclien  (leseliiclits- 
j>hiIos<»]ihie  Knd/.iei  1er  (Jeschiclite.  Damit  stellt  (]ie  su/inlistisehe 
Gesellsehaftslehre  auch  im  schUrt'steu  Gegensatz  zur  anarcliistischeu. 
Hier  Aufhebung  des  Staates  durch  die  Gesellschaft,  dort  der 
GescllKchart  durch  den  Staat'). 


*)  Uber  Prondlions  StaatH  und  Geaellsehatt^tlelire  vgl.  Diehl. 
Proudhon,  II,  18*JU,  S.  107  tf.  (Conrad,  Samml.  nationalök.  u.  Statist. 
Abb.,  yPi;  Michel,  a.  a.  0.  S.  895 if.;  Zenker,  Der  Anarchismus, 
1895,  S.  22  ff.;  Eitzbacher,  Der  Anarchismus,  1900,  S,  GH  ff. 

*)  Populär  ist  die  Marxistische  Lehre  dargestellt  nnd  ergftnzt 
worden  von  Engels,  Der  Ursprung  der  Familie,  des  Privateigentums 
und  des  Eigentum-«,  1S84,  ferner  ders.  in  dem  bereits  zitierten  Werke: 
Horm  Dührinpr^  Unn\  ülzunfr  der  Wifseiisi  liaft.  Vgl.  ans  der  grofsen 
Zahl  von  Schriften  über  diu  Man-Engelssche  Staats-  und  Gesellschafts- 
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Die  Betrachtung  der  sozialen  Bewegung  in  Frankreich  bat 
Lorenz  v.  Stein,  der,  wie  erwähnt,  gleich  den  deutschen  Ftthrem 
des  Soxialisrnns  in  der  Sehnle  der  Hegelsehen  Dialektik  grols 
geworden  war,  den  AnstoÜB  snr  Entwicklung  seines  Gesellschafts- 
begriffes gegeben').  Nach  Stein  besteht  die  Gesellschaft  wie  bei 
den  Sosialisten  ans  den  anf  den  erheblichen  wirtschaftlichen  Unter- 
schieden mhenden  Klassen,  und  die  Geschichte  des  Staates  ist 
nichts  als  ein  ununterhrociioner  Prozefs  des  Ringens  der  Klassen 
um  die  staatliche  Herrschaft.  Damit  wird  aber  der  Staat  als 
eine  über  der  (n'>ellsrliaft  stehende,  sie  ht  herrschende  und  ihren 
Zwiespalt  zur  Einheit  zusannnent'assende  Notwendigkeit  erkannt. 

Unter  der  Einwirkung  des  französinchen  Sozialismus  und 
dennoch  in  selbständiger  Weise  haben  der  Schüler  Krauses 
Ahrens')  und  sodann  B.  v.  Mohl  einen  Begriff'  der  G^esellschaft 
entwickelt.  Verbreitung  hat  namentlich  die  Ansicht  des  letzteren 
gefunden,  welche  die  Gesellschaft  als  eine  selbstKndige,  zwischen 
IndiTiduum,  Familie  und  Stamm  einerseits  und  dem  Staate  ander- 
seits mitten  drin  stehende  Bildung,  einen  Lebenskreis  betrachtet, 
der  durch  bedeutende,  dauernde  Interessen  der  Menschen  entsteht, 
welche  siinitllcljeii  lictt'ili^^ten  ein  gemeinschaftliches  Ziel  des 
Wollens  und  Hamltlns  gehen,  dadurch  aber  auch  gleiche  Sittein 
und  Lebensausichten ,  gemeinschaftliche  Hinrichtungen,  endlich 
mehr  oder  weniger  ausgebildete  und  bewufste  Organismen  erzeugen. 
Diese  Vielheit  der  so  entstehenden  Lebensgestaltnngen  bedarf  im 
Staate  einer  sie  zusammenfassenden,  begrensenden ,  snr  Einheit 
▼erBöhnenden  Organisation'). 

Unabhftngig  von  den  Versuchen  der  Sosialisten  und  der 
deutsehen  Staatswissenschaft,  einen  G^sellschaftsbegriff  su  ge- 
winnen, hat  die  in  Frankreich  durch  A.  Comte  geschaffene  und 
in  England  durch  H.  Spencer  in  eigentümlicher  Weise  aus- 
gebildete Soziologie,  die  heute  Uberall  zahlreiche  Anhänger  besitzt, 
eine  Lehre  vom  Wesen  der  Gesellschaft  autgestellt.    Der  sozio- 


Idire  namentlich  Masaryk,  Die  philosopluschen  und  sosiologischen 

Gmndla^ron  des  ISfarxismus,  1899,  S.  ;^87  tV. 

')  Ocschichtc  der  sozialen  HeweLrung  in  Frankreich,  l^."tU,  I, 
p.  XXIX  ff.,  System  der  Staatswissuniöcliaft,  11,  Die  (ieselUchaftälehre, 
I,  185n,  S.  22  ff. 

-)  a.  a.  O.  11,  S.  263  ff. 

^  Oesehichte  und  Literatur  der  StW.,  I,  8.  88ff^.,  EnzjklopSdie 
der  StW^  S.  27  ff*. 
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logische  Geäell8ch«ftabegrifF  umfafHt  ausnahmslos  aHe  menschlichen 
GemeinyerhtfltnisBe.  Die  Soziologie  ist  daher  die  Wissenschaft 
▼om  gesamten  menschlichen  Glemeinlehen.  Die  EntwkklnngB- 
und  Lebensgeeetse  der  Religion,  der  Sitten ,  des  Rechtes  und 
der  Sittlichkeit,  der  Wirtschaft  und  des  Staates  an  6nden,  ist 
die  Aufgabe  dieser  umfassenden  Dissiplin,  in  welche  alle  Uhrigen 
Wissenschaften  einmünden,  da  sie  alle  anderen  mit  der  Natur 
und  dem  Einzelmenscheu  sich  beschäftigenden  Lebren  zur  Voraus- 
netzuiig  hat.  In  dieser  soziologischen  Lehre  aber  werden  Gesell- 
schaft und  Staat  nicht  in  Gegensatz  gestellt,  wie  in  den  früher 
erwähnten  Theorien,  sondern  der  Staat  selbst  ist  nur  eine  der 
Gesellschaftsformen. 

So  wenig  volle  Klarheit  oder  gar  Übereinstimmung  über 
das  Wesen  der  Gesellschaft  herrscht,  so  stimmen  doch  die  ver* 
schiedenen,  sahireiche  Nuancen  anweisenden  Theorien  ttber  sie 
ttberein  in  einem  wichtigen  Punkte,  nämlich  der  Erkenntnis,  dals 
es  selbfltXndige  Gebilde  zwischen  Individuum  und  Staat  gebe. 
Dieses  Resultat  ist  nicht  nur  für  die  gesamte  Auttassung  vom 
Menschen,  sondern  auch  für  die  Staatslclire  von  der  tiefstgreifenden 
Bedeutung.  Dio  neuere  Staatslehre  halt»-  bis  in  unser  Jahrhundert 
hinein  den  Staat  aus  den  als  prinzipiell  gleich  gedachten  Individuen 
entstehen  lassen  und  höchstens  unter  antikem  Einflüsse  Familie 
und  Gemeinde  als  Zwischenbildnngen  anerkannt.  Die  Ableitung 
der  staatlichen  SnbordinationsverhiÜtnisse  aus  den  isolierten  Indi- 
viduen oder  dem  Familien-  und  Gemeindeverbande  war  aber  nur 
mittelst  metaphysischer  Spekulation  oder  juristischer  Fiktionen 
möglich.  Die  Gesellschaftslehre  hingegen  hat  den  antiken  Gedanken 
des  Menschen  als  des  ^iTjov  TToXttiKov  'ACti  'AOiviorr/jn'  dahin  ver- 
tieft, dafs  sie  das  Individiiiini  von  vornherein  als  in  einer  Fülle 
ihm  gegebener,  von  seinem  Individualwillcn  unabhängiger  Ge- 
meinschaftsverhältnisse stehend  aufweist.  Diese  zum  Teil  un- 
organisiert bleibenden  Vorhältnisse  ruhen  auf  der  vom  Naturrecht 
geleugneten  oder  doch  nicht  genUgeud  als  unanf  hebbar  beachteten 
Mannigfaltigkeit,  also  Ungleichheit  der  Individuen,  die  somit 
etwas  von  Natur  Gegebenes,  nichts  künstlich  Erzeugtes  ist.  Da- 
durch gestalten  sich  die  Gremeinschaftsverhltltnisse  in  Abhingigkeits- 
verhitltnisse  um,  die  auch  da  vorhanden  sind,  wo  ihnen  staatlicher 
Zwang  nicht  znr  Seite  steht.  Staatliche  HerrschaftsverhKltnisse 
sind  daher  präpariert  durch  die  sozialen  Abhängigkeitsverhältnisse, 
die  in  jeder  äozialeu  Gruppe,  nicht  etwa  nur  iu  Beziehungen 
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der  wirtseluifttieben  Klassen  ttatthaben.  Solehe  Abhftngigkeite- 
wblltmne  sind  «natnnrttehsig*,  d.  h.  gans  losgelöst  von  dem 
Willen  der  Jeweiligen  Oesellseliaftfiglieder,  daher  danem  sie  aneh 
im  Staate,  nnabhSngig  von  der  staatlichen  Herrschaft,  fort  Kein 

geselliger  Verein,  keine  wissenschaftliche  Schnle^  keine  künstle- 
rische Richtunf]^  usw.,  in  denen  es  nicht  Leitende  und  Abhängige 
jräb«'.  Die  formal  juristische  Möglichkeit,  sich  solcher  Leitung 
zo  entziehen ,  mindert  nicht  die  Tatsächlichkeit  und  Unentrinn- 
barkeit  solcher  Abhäigigkeitsverhältnisse.  Wer  nicht  die  geistige 
Kraft  hat,  sich  sn  emansipieren,  bleibt  notwendig  abhängig,  so- 
lange er  Uberhanpt  die  betreffende  Seite  seiner  IndiVidnalitSt 
p6egeii  nnd  bewähren  will.  Wäre  es  mOglieh,  den  Staat  aus  der 
Beihe  der  sosialen  Gkbilde  «nssosebeiden,  so  würden  die  socialen 
Abbängigkeitsverhältnisse  damit  keineswegs  aufgehoben  werden. 

Aber  nicht  nur  für  die  Einsicht  in  die  staatlichen  Grund- 
verhältnisse, auch  für  die  Erkenntnis  aller  ty[)ischen  und  iiuUvi- 
duellen  staatlichen  Erscheinungen  ist  die  Gesellschattslehre  von 
der  höchsten  Bedeutung.  Im  folgenden  ist  nun  zunächst  der 
Begriff  der  Gesellschaft  positiv  zu  entwickeln^)  and  sodann  das 
Verhältnis  der  Staatslehre  cur  Gesellschaftslehre  in  grofeen  Zttgen 
n  seiebnen. 

1*  Gesellschaft  im  weitesten  Sinne  beseichnet  die  Gesamtheit 
der  in  die  Aulsenwelt  tretenden  psychologischen  Zusammenhänge 
unter  den  Mensehen«  Sie  ist  also  ein  Sammelbegriff,  hervorgehend 

aas  der  ZnsammenlasBUng  sämtlicher  geselliger  Beziehungen  der 

Menschen  zu  einer  begrifflichen  Einheit.  In  diesem  Sinne  ist  sie 
identisch  mit  der  menschlichen  Gemeinschaft,  die  eben  aus  einer 
Fülle  einzelner,  dauernder  oder  vorübergehender  Beziehungen 
zwischen  den  Individuen  besteht.  Dieser  Begriff  ist  aber  so  weit, 
daÜB  er  eraprielslicher  wissenschaftlicher  Betrachtung  nicht  ohne 

Kritische  Erörterungen  der  bisher  aufgestellten  GeH(  llschafts- 
theoricn  würden  an  dieser  Stelle  zu  weit  führen.  Das  Unzulängliche 
de:»  neuesten  einp:ebenden  Versuchet«,  den  (  Jesellscliaftsbegriff  zu  fixieren, 
den  Stammler,  a.  a.  O.  S.  Ö3tf.,  unternimmt,  iat  schon  von  Simmel, 
Schmollers  Jahrb.,  XX,  1896,  S.  575  ff.,  treffend  dargetan.  Überdies  aber 
iehlielst  die -Stammlersehe  Definition  des  sosialen  Lebens  als  des 
iaiserlich  geregelten  Zusammenlebens  der  Mensehen  den  so  bedeut- 
Mmen  Saiat-Simon-Steinschen  Gesellschaftsbegriff,  den  Stammler  gar 
nicht  SU  kennen  scheint,  aus  der  Reibe  der  sozialen  Erscheinungen  aus, 
da  das  Leben  der  also  gefafsten  Gesellschaft  sich  grofsenteils  in  der 
Fenn  ungeregelten  Kampfes  vollsiebt. 
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weiteres  zugrunde  p:f']e{^t  werden  kann.  Eine  Kenntnis  der  so 
gestalteten  0(>se]lschat't  käme  der  vollendeten  Kenntnis  von  dem 
Wesen  und  den  Schicksalen  unterer  Gattung  gleich,  wÄre  also  nichts 
geringeres  als  die  Lösung  des  RHtsels  der  Sphinx.  Der  Orund, 
warum  die  sich  als  soziologisch  heseichnenden  Untersuchungen  so 
häufig  aller  inneren  Bestimmtheit  entbehren  und  sich  so  leicht 
in  utigemessene  Breite  yerlleren ,  liegt  nicht  zum  ^ringsten  Teil 
darin,  dafs  sie  von  diesem  allumfassenden  Gescllscliaf'tshe^'^iitr 
ausgelien,  der  der  Wisscnst  lmf't  alle  Begrenzung'-  und  damit  ;il]»*n 
gedeililiclK'ii ,  inctliodischen  .  auf  erreichbare  Ziele  gt'rit  hteten 
Fortgaug  nimmt.  Dah  Tatsacheumaterial,  das  die  moderne  Sozio- 
logie ihren  Siltzen  zugrunde  legen  will .  bildet  in  der  Regel  nur 
einen  den  Unkundigen  täuschenden  Wall,  hinter  dem  sich 
aprioristische  Konstruktionen,  gestützt  auf  unvollkommene  In- 
duktionen, SU  verbergen  pflegen. 

Immerhin  aber  hat  dieser  weiteste  Gesellschaftabegriff  für 
die  Staatslehre  die  grofse  Bedeutung  einer  Korrektur  falscher  und 
einseitiger  Theorien.  Wie  alles  Menschliche,  ist  auch  der  StMt 
nur  aus  dem  Ganzen  (b's  sicli  in  der  Gemeinsebaft  entfaltenden 
Wesens  d«'s  Menselun  von  (Jrund  aus  zu  begreiten.  Eine  un- 
übersehbare und  darum  nie  volUtäadig  zu  erfassende  Reihe 
•^o/iah  r  Tatsacheu  und  Ursachen  gestalten  das  konkrete  Leben 
des  Einzeistaates  und  damit  die  Institution  des  Staates  überhaupt 
aus.  Mit  dieser  Erkenntnis  sind  alle  jene  Lehren  abgewiesen, 
die  aus  dem  Bereiche  unzählbarer  sozialer  Ursachen  eine  oder 
einige  herausheben,  um  sie  als  die  alleinigen  treibenden  Kräfte 
der  staatlichen  Entwicklung  hinzustellen. 

Die  unendliche  Kompliziertheit  des  gesamten  sozialen  Ge- 
seliebens  erklärt  ferner  zwei  wieiili^e  wissenschaftliche  Phänomene. 
Ein  Hihhtiger  Blick,  in  die  Literatur  lehrt,  dafs  ein  un<l  diesellje 
Erscheinung  von  verschiedenen  Jiuf  einander  entgegengesetzte  und 
daher  aufhebende  Ursachen  zurückgeführt  wird.  So  ist  dem 
einen  unsere  moderne  Kultur  eine  christliclH» ,  also  ein  Produkt 
des  christlich  •  religiösen  Geistes,  während  der  andere  in  der 
Überwindung  der  religiösen  durch  die  naturwissenschaftlicbe  Welt- 
anschauung ,  ein  dritter  in  der  Ausbildung  der  Technik,  nament- 
lich der  'äes  Verkehrswesens,  die  wahre  Ursache  unserer  heutigen 
Zivilisation  sieht.  Der  eine  erblickt  in  der  Geschichte  das 
Resultat  der  Leistungen  tUhrender  Geister,  der  andere  nichts 
als   das    Ergebnis    ungeheurer   sozialer  MaHsenwirkungeu ;  der 
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eine  erklärt,  dafs  die  klimatihchen  Verlittltnisso,  der  andere,  dafs 
die  ethische  Ausstattung  eines  Volkes  den  Lauf  seiner  beschicke 
bestimmen;  demeinen  ist  Keclit  das  Produkt  sitfliclior  Ideen, 
dem  anderen  ansschlielslich  das  Ergebnis  von  Klassenkämpfen. 
Wissenaehaftliehe  Besonnenheit  wird  leicht  den  Fehler  solcher 
Betrachtungsweisen  erkennen.  Da  jede  soxiale  Erscheinung  nn- 
endlich  Tiele  Ursachen  hat,  so  ist  es  leicht,  aus  der  Reihe  der 
Ursachen  eine  oder  beliebig  viele  heraussugreifen  und  sie  als  die 
iiieinigen  hinzustellen.  Der  methodische  Fehler  liejrt  solchen- 
fillls  nicht   in   der  Behauptung;,   dafs   bei  einer  Wirkun|^  x,  die 

aus  den  Ursachen  ii,  b,  c,  d,  e  resultiert,  a  di«<  Urnache 

von  X  sei,  sonihrn  darin,  dafs  nur  a  die  Ursaclie  darstelle. 
Sehr  liäufi«^  tritt  es  in  der  Gesciiirhte  einer  Wis^ionschaft  ein, 
dafs  neue  Ansichten  im  Kampfe  mit  den  bibher  herrschenden 
sich  dadurch  den  Sieg  zn  verschaffen  suchen,  dafs  sie  die  von 
ihnen  anfgedeekten ,  bisher  unhekannten  oder  vemachläsaigten 
Unachen  als  die  ausschliefslichen  der  von  ihnen  zu  erklärenden 
Erscheinungen  aufstellen.  So  hat  man  z.  B.  die  Entstehung  der 
Religion  ansschliefslich  auf  mjrthiache  Personifizierung  von  Natur- 
kitfien  und  sodann  im  Kampfe  mit  dieser  Anschannng  aus- 
sebliefslich  auf  den  Ahnenkult  zurückfuhren  wollen.  Die  Ein- 
seitigkeit solchen  Vertahreus  wird  diirtli  den  steten  Ilinblitk  auf 
tlie  Mannijrfaltigkeit  des  sozialen  (Jcsi  helu'iis  \  erinieilon,  nament- 
lich wenn  man  sich  den  so  oft  vornachliissij^^ten  Krfahnui;,^s>atz 
vor  Augen  hält,  da£s  ein  und  derselbe  Effekt  durch  ganz  ver- 
schiedene Ursachen  erzeugt  werden  kann. 

Das  zweite  Phänomen,  das  aus  dem  Zusammenhang  der  viel- 
verschlungenen  sozialen  Verhältnisse  sich  ergibt,  besteht  darin, 
dmfg  jeder  soziale  Vorgang  gttnstige  und  schädliche  Wirkungen 
iuÜBert,  woran  keine  menschliche  Berechnung  etwas  zu  ändern 
vermag.  Die  Wirkungen  der  einzelnen  Geschehnisse  sind  so 
maunigfaltige ,  vielseitige,  verschlungene,  dafs  eutgi'gengenetzte 
Aussagen  Uber  sie  mit  gleichem  Rechte  abji^egeben  werden  können. 
Daher  findet  jedes  geschichtlich«'  Kr<'iirnis.  jede  soziale  WauiUung 
ihre  einander  widerstrcitt'udcii  !'<  iirtiMler,  S<»  wie  noch  keine 
geschichtliche  l'ersönlichkfit,  sei  sie  auch  die  j^röfste,  dem  Tad«d 
und  der  Verwerfung  entronnen  ist,  so  ist  noch  kein  Werk  der 
Literatur,  der  Kunst,  der  Wissenschaft,  der  Technik,  das  mit 
höchstem  Lob  gepriesen  wurde,  irgendwann  unt^itnstiger  Be- 
urteilung entgangen,  und  es  gibt  keine  geschichtliche  Tat,  keine 
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Wandlung  in  den  Sitten  und  Anschannngen ,  deren  Bedentong 
nnd  Wirkungen  nicht  yon  verschiedenen  verschieden  gewertet 
worden  wttren.  An  solchem  Gegensats  trigt  nicht  nnr  der  Unter- 
schied nnter  den  beurteilenden  PersQnlichkeiten  Schuld :  vielmehr 
kann  jeder  Beurteiler  aus  der  FttUe  des  sosialen  Materials  Be- 
weise für  seine  Behauptungen  schöpfen.  Daher  finden  Optimismus 
nnd  Pessimismus,  Verherrlichung  und  Verachtung  des  Menschlichen, 
Glaube  an  eine  fortschreitende  Entwicklun^r  und  Verneinung  des 
Fortschrittes  in  der  Geschichte  gleichermalscii  ihre  Stützen  an 
der  UDgohenren  Masse  sozialer  Tatsachen  und  ihrer  nachweis- 
baren Wirkungen.  Auch  diese  Erkenntnis  aber  birgt  ein  wohl- 
tittiges  Korrektiv  und  Schutamittel  in  sich,  das  Extreme  au  ver- 
meiden und  Einseitigkeit  erkennen  lehrt 

2.  Im  engeren  Sinne  bezeichnet  Gesellschaft  die  Gesamtheit 
menschlicher  Vereinigungen,  d.  h.  der  durch  irgendein  ver- 
bindendes Element  zusammengehaltenen  menschlichen  Grujjpen. 
Die  Mensclien  stehen  nicht  nur  nebeneinander,  sondern  bilden 
kraft  psychologischer  Notwendigkeit  Verbindungen  von  gröfserer 
oder  geringerer  Stärke  und  Ausdehnung.  Diese  Verbindungen 
können  bewubte,  organisierte  oder  unbewufste,  der  Einheit  er- 
mangelnde, bloCs  auf  der  Gemeinsamkeit  natttrlicher  Eigenscbaften 
oder  Qleichheit  der  Interessen  beruhende  sein.  Zahllos  ist  die 
Menge  solcher  Verbindungen,  welche  die  Analyse  der  mensch- 
lichen Gemeinverhttltnisse  darbietet.  Die  Familie,  die  Vereine, 
die  ficHieindeu,  die  Kirchen,  der  Staat  sind  organisierte  Ver- 
bindurigsfornien  denen  die  wirtschaftlichen  Klassen,  aber  auch 
die  Nationalitäten,  die  höheren  Berufsarten,  die  politischen  und 
kirchlichen  Parteien  bis  zu  den  vorübergehenden  geselligen  Zu- 
sammenkünften des  täglichen  Lebens ,  den  Volksversammlungen, 
den  zu  gemeinsamer  Tat  sich  plötalich  susammenballenden  Massen 
einer  Gro&stadt  als  unoiganisierte  Vereinigungen  gegenüberstehen. 
Wie  dieser  Gesellschaftsbegriff  den  Staat  unter  sich  begreift,  so 
bildet  für  ihn  auch  der  Staat  keine  Grenze.  Organisierte  und 
unorganisierte  Verbindungen  erstrecken  sieh  über  den  Einzelstaat 
hinaus,  ja  die  Staaten  sidbst  können  gesellschaftliche  Gruppen 
bilden.  Der  ins  Uu»  rniff^Iiclic  gcwailisene  int<'rnationale  Ver- 
kehr  und   das   internationale   liccht    sind   nur   möglich,  weil 


')  Hier  findet  also  auch  der  Sozietätsbogritl'  der  Jurisprudenz  als 
eine  der  möglichen  Gtesellschaftsformen  seine  Stelle. 
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die  OesellBcluift  eine  B«i1ie  internationaler  Elemente  in  sich 
birgt»). 

Der  Begrirt  der  Ciesellschaft  im  ongeren  Siime  ist  nur  in 
der  hier  pc^jebeiHMi  Dofinition  haltbar.  .leti«  AtisscheiJun^  be- 
stimmter Gruppen  aus  ihr,  wie  z.  B.  der  Familie,  ((der  gar  ihre 
Keduzieriin<^  auf  die  wirt8chaftliehen  Klassen  läfst  sich  wissen- 
flchaftlich  nicht  rechtfertigen.  In  jeder  solchen  Begrenzung  liegt 
bereits  ein  gutes  Stttck  aprioristischer  Konstniktion,  die  dM  Ter- 
naeklinigty  was  ihr  nicht  frommt. 

Darens  eigiht  sieh  aber,  dab  eine  strenge  Scheidung  nnd 
G^agenOberBtellnng  von  Staat  und  Gesellschaft  unmöglich  ist.  Der 
Staat  selbst  ist  vielmehr  eine  der  Oesellschaftsformen,  die  sowohl 
Voranssetsnng  als  anch  Produkt  der  anderen  ist.  Keine  Gesell- 
schaftHgruppe  iJifst  sich  aufserhalb  des  Staat«»s  oder  doch  ohne 
ihn  denken,  daher  der  ganze  Oesellsc  haltsltegrifi'  kritischen  Bt;- 
denken  begegnet  ist,  die  insofern  recht  haben,  als  ein  nicht  blof» 
be^ifl'licheä  Isolieren  von  Staat  und  Gesellschaft  unmöglich  ist. 
Vielmehr  werden  einerseits  alle  übrigen  Gesellschaftsgruppen 
direkt  oder  indirekt  vom  Staate  beeinilufst,  anderseits  wirkt  der 
Staat  selbst  gruppenbildend:  die  Bnreankratie,  das  Heer  sind 
nicht  nur  staatliche  Institutionen ,  sondern  auch  gesellschaftliche 
Gruppen,  die  wieder  unabhttngig  von  ihrem  Erzeuger  auf  dessen 
Gestaltung  und  Leben  surttckwirken.  Bei  der  inneren  Kohlrens 
aller  Elemente  der  menschlichen  Gemeinschaft  mufs  jedes  von 
ihnen  auf  alle  anderen  einen  mehr  oder  minder  meCsbaren  £in- 
flufs  haben. 

In  dieser  KohHrenz  der  GesellschaftHgrupp«'n  liegt  die  Be- 
deutung der  Gesellscliat\slehre  {\\r  die  Staatshdire.  l)araus  ergibt 
sich  zweierlei.  Einmal,  dafs  das  gesamte  Leben  des  Staates  nur 
aus  der  Totalität  des  gesellschattliehen  Lebens  begritVen  werden 
kann.  Sodann  aber  sowohl  die  Selbständigkeit  der  sozialen 
Staatslehre  als  einer  besonderen  Disziplin  der  Soaialwissen- 
schallen  als  auch  die  Erkenntnis,  da(s  jede  andere  sozial- 
wissenschaftliche  Lehre  ihre  notwendigen  Beziehungen  zur  Staats- 
lehre hat. 

3.  Üm  die  Beziehung  des  Staates  zur  Gesamtheit  der  ttbrigen 

sozialen  Bildungen  eingehend  zu  erörtern,  ist  der  Klarheit  halber 

')  Diesen  Ausfühningen  gibt  Ksmein.  S.  2«;.  finen  Sinn,  der 
ihnen,  trotz  seiner  weiteren  Bemerkung  S.  '60,  nicht  völlig  gerecht  wird. 
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ein  dritter,  engster  Begriff  der  GeseliRchaft  aafzuRteUen,  der  die 
Ge8elUclialtsgru|)j)t'n  mit  Ausnahme  des  Staates  umfafst. 

Der  ZnsamnH'ulia»^  des  Staates  mit  der  also  begrenzten  Ge- 
sellschaft ist  in  neuerer  Zeit  (iegeustaud  eingehender  Unter- 
Huehungen  geworden.  Selten  jedoch  wird  das  gesamte  komplizierte 
Wesen  der  Gesellsebaftsgruppen  solchen  Betrachtungen  zugrunde 
gelegt,  vielmehr  nnr  ein  Element  des  socialen  Lebens  hervor- 
gehoben. Folgender  Gedankengang  wird  hftofig  als  letites  Resultat 
sosialer  Erkenntnis  des  Staates  behauptet. 

Alle  menschlichen  Interessen  haben  die  notwendige  psycho- 
logische  Tendenz,  sich  durchzusetzen  und  su  behaupten.  Beides 
erfordert  aber  Mat  ht.    Daher  ist  in  jeder  dauernden  Gesellsehafts- 
*  is**'^'!'!*^' »  organisiert  oder  nicht,  ein  Streben  nacli  Macht- 

erwerb und  Machtbehaiiptung  voriianden.  Der  stiirkste  soziale 
Machtfaktor  ist  aber  der  Staat.  Auf  die  Dauer  kann  sich  nuii 
keine  sociale  Gruppe  behaupten,  wenn  Rte  nicht  vom  Staate 
unterstützt  oder  doch  anerkannt  wird.  Jede  soziale  Gruppe  strebt 
darum  nach  staatlicher  Anerkennung  und,  wenn  sie  diese  besitzt, 
nach  Durchsetzung  ihrer  Interessen  mit  staatlicher  Hilfe.  Daher 
haben  die  noch  nicht  zu  staatlicher  Macht  gelangten  Gesellsehafts- 
gruppcn  die  Tendenz,  Macht  durch  den  Staat,  die  stärksten 
sozialen  Interessen  aber  sogar  Macht  über  den  Staat  zu  gewinnen. 
Alle  sozialen  Gegensätze  sind  zugleich  S|)annungsverhUltnisse  ge- 
ßellschaftlicher  Machtfaktoreii.  Desiiaib  ist  im  Staate  auch  ein 
steter  Kampf  der  staatlich  herrschenden  Geseliscbaftsgruppea 
gegen  die  zur  Herrnchaft  strebenden  oder  von  der  Herrschaft  ab- 
gedrängteo  Gruppen  wahrzunehmen.  Manche  staatliche  Institn* 
tionen  sind  daher  Ergebnisse  von  Kompromissen  zwischen  den 
einander  widerstreitenden  Ansprachen  der  grofsen  sozialen 
Grupj)en ,  und  ein  Teil  des  Rechtes  bezeichnet  den  jeweiligen 
Gleichgewichtszustand  der  divergierenden  gesellschaftlichen  Inter- 
essen^). Auf  den  Zusammenhang  zwischen  Rechtsbildung  und 
der  Bewegung  in  der  (iesellscbaft  hingewiesen  zu  haben,  gehört 
zu  den  bleibenden  Verdiensten  der  Sozialisten  und  derer,  die 
von  ihnen  gelernt  haben. 

Am  popolftrsten  und  wirksamsten  hat  Lasalle  in  den  beiden 
Vorträgen  „Uber  Ver&ssungswesen'*  und  »Was  nun?*  den  Zusammen- 
hang  zwischen  sozialer  und  staatlicher  Macht  dargelegt  Unter  den 

Jnri-teu  hat  die  Kompromifsnatnr  des  Reclites  am  energischsten  betont 
Merkel,  Recht  und  Macht,  Schmoliers  Jahrbuch,  Y,  1881,  S.  439  ff., 
Juristische  Enzyklopädie,  ö.  23. 
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Allein,  wissenschaftliche  Überlegung  muCs  gegen  die  £iu- 
^itigkeit  solcher  Lehrsätze  protestieren,  insofern  sio  die  gesamten 
politischen  Probleme  erklären  wollen.  Schon  die  Unmöglichkeit 
itrenger  Scheidong  von  Staat  nnd  Oesellschaft  spricht  dagegen, 
fener  die  ErwXgnng,  dab  in  der  unendlichen  Abfolge  des 
Ustonseben  Geschehens  alles  sngleich  Ursache  nnd  Wirkung  ifit^ 
dsher,  wie  schon  angedeutet  und  spttter  nfther  aussufUhren, 
das  Leh<*u  der  Gesellschaft  vom  Staate  ebenso  beeiuflufst  wird 
wie  umgekehrt.  Nicht  minder  einseitig  und  schief  sind  aber 
auch  jene  Konstruktionen,  welche  den  StJiat  als  Uber  der  Gesell- 
schaft stehend  erklttreu  und  die  Monarchie  als  eine  Uber  den 
aosialen  Parttien  stellende  Institution  rechtfertigen  wollen*).  So 
wenig  als  ein  aolserstaatliches  läfst  sich  ein  gesellschaftsloses  Indi« 
Tiduun  finden,  und  alles  Streben,  Uber  den  Partelen  su  stehen, 
ksna  den  Monarchen  nicht  verhindern ,  bestimmten  soitalen 
Gruppen  nllher  su  steben  als  anderen.  Es  gibt  dynastische 
lateresseuy  die  partikular-sozialer,  nicht  allgemein  staatlicher  Art 
sind.  Der  Ober  der  Gesellschaft  stehende  Staat  gehört  dem 
idealen,  nicht  dem  Durchschnittstypus  des  Staates  an. 

Mit  dieser  Erkenntnis  steht  aber  der  wichtige,  später  näher 
daraulegende  Satz,  dafs  der  Staat  Vertreter  der  Gemein- 
intereseen seines  Volkes  sei,  durchaus  nicht  im  Wider- 
spruch. Man  darf  eben,  wie  es  so  häufig  geschiebt,  Volk  und 
Gesellschaft  nicht  identifizieren.  Das  StaatsYolk  fitllt  mit  dem 
üemwhaftBbereich  des  Staates  zusammen,  die  Gesellschaft  nicht. 
Ein  grolser  Teil  der  gesellschaftlichen  Interessen  erstreckt  sich 
wsit  über  die  Grenzen  eines  jeden  Einaelstaates  hinaus,  und 
damit  wird  auch  jedes  Volk  in  seiner  Gesamtheit  zu  einer  grofsen 
Gesellschaftsgruppe,  seine  Interessen  zu  partikularen  Interessen. 
Daher  wird  ein  und  dasselbe  gesellschaftiielie  Interesse  in  ver- 
schiedenen Staaten  verschieden  gewertet  werden.  Man  denke 
nur  an  die  Stellung  herrschender  Kirchen  und  konfessioaeller 
Miuderheiten  in  den  verschiedenen  Staaten,  um  zu  erkennen,  daCs 
dss  Gemeinintereese  Überall   staatlich  individualisiert  zur  £r- 


Die  Lehre  vom  sozialen  Königtum  ist  von  Saint-Simon 

begründet  und  Rodann  von  L.  v.  Stein  dialektisch  entwickelt  worden. 
Vgl.  hierüber  L.  Brentano  in  Schönberga  HF^.  d.  pol.  Ok.,  1.  Aufl., 
1,  9:i5  ft'.  Sie  bildet  ein  Fundament  «Irr  Stasitslehre  von  (in  eist. 
Vgl.  femer  O.  Mejer,  a.  a.  O.  S.  11  ff.;  Klöppel,  Staat  und  Qesell- 
Khaft,  1887,  S.  195  ff. 
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BcbeinuDg  gelangt.    Die  Gemeinmteremen  der  gesamten  Gesell* 

Schaft  festzustellen  und  in  staatlichen  Institutionen  zum  Ausdruck 
zu  bring:eii,  ist,  heute  wenigsteus,  dea  Ötaaten  nur  iunerhalb 
enger  Grenzen  möglich. 

Um  die  Wechselwirkung  von  Staat  und  G^sellachaft  in  be- 
friedigender Weise  wiBsenschaftltch  an  ergründen,  ist  es  notwendig, 
das  ungeheure  Gebiet  der  Soiialwissenschaften  in  Einaelnnter- 
snchnngen  an  zerlegen.  Nnr  durch  Spesialisiemng,  die  jede 
wichtige  sociale  Funktion  in  ihrer  Besiehung  sum  Staate  isoliert 
betrachtet,  ist  es  möglich,  zu  erspriefsHchen  Resultaten  zn  gelangen. 
Diese  Untersuchungen  gehören  aber,  wie  nochmals  betont  werden 
soll,  nicht  der  Staatslehre  selbst,  sondern  anderen,  gesonderten 
Disziplinen  der  Gesellschaftswissenschaften  an.  In  welchen  Rich- 
tungen sich  die  hauptsächlichsten  Untersuchungen  dieser  Art  zu 
bewegen  haben,  soll  im  folgenden  in  grofsen  Zttgen  angedeutet 
werden. 

c.  Die  soaialwissenschaftlicben  Spesialdisaiplinen 
in  ihrer  Bedeutung  fttr  die  Staatslehre. 

1.  Die  f Jesellsch.'ift  sowohl  in  der  Form  der  umfassenden 
menscldiilH'u  ( iciiieinschaft  als  aucli  in  ilirer  Gliederung  und 
Spaltung  in  ein  System  von  Gruppen  ist  die  Grundlage  der 
ethischen  Hetittigung  eines  Volkes.  Diese  faktische  sozial- 
ethische  Lebensttbung,  die  wohl  su  unterscheiden  ist  von 
den  abstrakten,  auf  Erreichung  eines  sittlichen  Ideales  sielenden 
ethischen  Normen,  ist  von  der  höchsten  Bedeutung  fttr  die  Ge- 
staltung aller  GemeinyerhXltnisse ,  also  auch  des  Staates^).  Die 
herrschenden  sittlichen  Anschauungen  und  ihre  Betätigung  in 
einer  bestimmten  Epoche  und  innerhalb  eines  bestimmten  Volkes 


')  Daher  nicht  mit  der  „Staatssittenlohre"  zu  verwechseln,  die 
Mob  1  als  besondere  staatswissenschaftUche  Disziplin  gefordert  hat,  die 
aber  nichts  als  ein  Element  einer  richtig  verstandenen  Politik  ist,  nam- 
lieh  Lehre  von  den  sittlichen  Schranken,  innerhalb  deren  die  politischen 
Zwecke  erreielit  werden  sollen,  sowie  den  i  tliisclien  Anforderungen  an 
ihre  j)03itive  Gestaltung  xiud  die  einzelnen,  insofern  sie  zu  ihr  bei- 
zutragen haben.  WaaMohl,  EnzykU>jta<lie  S.  004,  als  Ergebnisse  einer 
solchen  Lehre  bietet,  ist  übrigens  nichts  als  eine  Sammlung  von  Tri- 
vialitäten. Über  das  Verhfiltnis  der  Staatslehre  anr  Ethik  vgl  aus  der 
neuesten  Literatur  J.  Stern,  Die  allg.  Staatslehre  und  eine  positi- 
vistiscbe  Ethik,  Grünhuts  Zeitschrift  XXXI,  1903,  S.  87  ff. 
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sowie  bestimmter  socialer  Qrappen  dieses  Volkes  wirken  daher 
aneh  in  tiefgreifender  Weise  sowohl  anf  die  menschlichen  In- 
stitntionen  als  auch  anf  das  faktische  Leben  des  Staates  ein. 
Von  allen  Sätzen  Uber  das  VerhSltnis  der  G^esellscbaft  snm  Staate 

ist  dieser  am  frühesten  in  das  wissenschaftliche  Bewufstsein  ge- 
treten. Das  hellenische  Denken  erblickte  jj^einHfs  seiner  Auf- 
tHssiuij^  <l''s  Staates  in  der  sozialen  Tüchtigkeit  der  lillrger  die 
sicht'rste  Gewiiiir  staatlichen  (iedeihens,  ja  die  gesamte  Ethik  ist 
dem  Griechen  so  innig  mit  dem  Staate  verknüpft,  dafs  Aristoteles 
sie  ganz  einem  weiteren  Begriff  der  Politik  nntergeordnet  hat. 
Aoch  der  späteren  Staatswissenschaft  ist  der  Gedanke  ihrer  Ver- 
bindung mit  der  £thik  lebendig  geblieben  ^  nnd  namentlich  dem 
Verhältnis  der  Ethik  rar  Politik  im  modernen  Sinne  sind  ein- 
gebende Untersuehnngen  gewidmet  worden.  Befriedigende  Be- 
soltate  fUr  die  theoretische  Erkenntnis  des  Staates  werden  aber 
ntir  dnreh  sorgfliltige  Einxelnntersnchnngen  ra  erreichen  sein, 
welche  die  Verbindung  konkreter  sozialethischer  ZnstKnde  mit 
dem  Leben  bestimmter  Staaten  aufdecken.  Das  liedeutendste 
dieser  Art  ist  bisher  von  Historikern,  namentlich  Kulturhistorikern, 
geleistet  worden.  Statt  aller  s<'i  hier  nur  auf  die  lüldung  und 
Schicksale  der  Renaissancestaateu  Italiens  hingewiesen,  die  ohne 
gründliche  Erforschnng  der  sittlichen  Zustände  des  damaligen 
Italiens  ganz  unverständlich  bleiben. 

Wie  aber  einerseits  der  Staat  durch  den  stetigen  Wandel  der 
sesialethiBchen  Anschauungen  sich  fortwährend  ändert,  so  wirkt 
er  selbst  anderseits  durch  seine  Institutionen  nnd  politische  Lebens- 

betätignng  auf  den  sittlichen  Zustand  der  Gesellschaft  ein.  An 
sozialen  Schäden  und  Gehrechen  trügt  der  Staat  oft  einen  iiiclü 
'/eriiifjen  Teil  der  Schuld;  durch  Abwehr  und  F<>rderun^  kann 
er  aber  auch  seinen  Beitrag  zur  liebung  der  sozialen  Sittlichkeit 
liefern.  Diese  Sätze  sind  so  einleuchtend  .  dafs  si«'  näheren  ab- 
strakten Beweises  kaam  bedürftig  sind.  ^\<AA  aber  ist  es  wiederum 
Aufgabe  spezialisierter  Forschung,  an  bestimmten  Verhältnissen 
Art  und  Macht  des  staatlichen  Einflusses  anf  die  soziale  Sittlich- 
keit nachzuweisen. 

2.  Auch    die    anderen    der   Gesellschaft  entspringenden 

geistigen  Mächte  stehen  in  Herührung  und  Wechselwirkung 
mit  den  staatlichen.  Hierher  ziihlt  zunächst  die  soziale  Sitte, 
deren  Einflufs  auf  den  Ursprung  und  die  erst«'  Ausbildung  öffent- 

Jellinek,  Das  K«cht  deü  modernen  stAute».  I.   2.  Aull.  7 
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licher  Institutionen  oft  von  grofsem  Einflnfs  geworden  ist'),  aber 
ancli  heute  noch  fortdauert.  Wo  die  Sitte  staatliche  Einricbtungeii 
sttttEt,  ist  sie  die  stirkste  konservatiTe  Macht.  Ihre  Sanktionen  wirken 
viel  mächtiger  als  aller  staatliehe  Zwang.  Selbst  wo  sie  sich  nur  im 
SchaiFen  und  Festhalten  lulserer  Formen  bettltigt,  ist  sie  toh 
nicht  geringer  Kraft.  Das  den  Anschauungen  der  Verkehrssitte 
entstamnu'iiclt'  Zeremoniell  hat  auch  heute  seine  Bedeutung  für 
den  Staat  nicht  verlortMi  und  kann  namentlich  in  den  int»^r- 
nationalen  Hezi«'hun'r«'n  als  B«'standteil  der  comitas  p'utium  und 
Kriegsmanier  in  hervorragendem  Mafse  rechtsbildende  Kraft  be- 
währen. Von  der  grOfoten  Bedeutung  iHt  der  EinfltifH  der  tech* 
ni  sehen  Erfindungen  auf  die  Oestaltung  der  Staaten.  Die 
Erfindung  der  Feuerwaffen  hat  die  Lehnsmilis  beseitigt ,  die 
Soldnerheere  ermöglicht,  die  innere  Konsolidiernng  der  Staaten 
durch  Erhöhung  der  Stellung  des  aum  absoluten  Herrscher  anf- 
steigenden  Monarchen  befördert.  Erst  die  ungeahnte  Entwicklung 
des  modernen  Kommunikationswesens  hat  die  Zentralisierung  der 
groffien  Staaten  vollenden  geholfen.  Der  Telegraph  hat  den  diplo- 
matischen Dienst  von  (Jiniul  aus  uuig«'stahet  und  die  strikte  Unter- 
ordnung der  dij>Ioiiiatisi  lit  ii  Vertreter  unter  die  Befohle  der  heimischen 
Regioruii;r  erm<iglicht,  wäliroinl  tViiher  vermTige  der  Langsamkoit 
der  Korrespondenz  oft  ein  selbstHndiges  Handeln  der  Gesandten, 
das  Ton  bentimmendem  Einflnfs  auf  die  Politik  ihres  Staates  sein 
konnte,  nicht  zu  vermeiden  war.  Bechtspflege  und  Verwaltung 
haben  durch  die  Hilfsmittel  der  modernen  Technik  an  Sieker* 
heit  und  Schnelligkeit  unendlich  gewonnen.  Nicht  minder  wirken 
Wissenschaft,  Literatur  und  Kunst,  selbst  wenn  sie 
auch  keinerlei  politische  Zwecke  zu  verfolgen  seheinen,  auf  manche 
Seiten  des  Staatslebens  gana  energisch  ein.  Da  sie  einen  Teil 
der  Atmosphäre  bilden,  in  welcher  die  Organe  des  Staates  leben, 
äufsert  sich  ilir  Fortschritt  auch  in  dem  Wechsel  der  Anschau- 
ung»'n  ilic^cr.  Man  denke  nur  an  den  Einflnfs  der  Aufklärung 
des  18.  .lahrhunderls  auf  die  staatlichen  Reformen  jener  Zeit,  au 
die  Bedeutung  des  Einflusses,  den  jfolitische  und  ökonomische 
Schriftsteller  unserer  Zeit  auf  die  Gestaltung  herrschender  Parteien 
genommen  haben.    Die  Wirkung  des  Staates  auf  jene  geistigen 

«)  Vgl.  H.  Spencer,  a.  a.  0.  VII,  part.  IV;  Jhering,  a.a.O. II, 
3.  Aufl.  1899;  Wundt,  Ethik,  I,  S.  211  ff.,  Schmoller,  Grundrife, 
S.  48  ff. 
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Miekle  Aber  hat  in  der  G^egenwart  in  typischer  Weise  die  Geetalt 
des  grObten  dentsehen  Staatsmannes  geaeigt,  dessen  politisches 
Schallen  dem  Oebtesleben  der  deutschen  Nation  neue  Bichtuogea 
^e^eben  hat.    Alle  Erkenntnis  auf  diesem  Gebiete  ist  aber 

konkret-individuell;  irgendwelche  allgemciae  Regeln  lassen  sich 
üüis  ihr  niclit  ablt'iton. 

3.  Di«'   Gesamtln'it  der  sittliclieii  ,   relifjjiöseii ,  literarischen, 
wirtschaftlichen  Anschauungen  erzeii;j:t  die  öffentliche  Mei- 
nung  eines   kleineren   oder  grßfseren  Kreises        Sie  kann 
tehleehtfreg  als  die  Ansicht  der  Gesellschaft  ttber  Angelegenheiten 
ssnaler  nnd  politischer  Natnr  beseichnet  werden.  Sie  kann  ein- 
heittieber  Art  sein,  in  vielen  Fällen  aber  wird  sie  das  Resultat 
eines  Widerstreites  der  Ansichten  verschiedener  Gesellschafts- 
gruppen sein,  sei  es,  dafo  sie  entweder  anf  einem  Kompromifs 
beruht  oder  die  Ansicht  der  stUrksten  Gruppe  oder  Gruppen  dar- 
stellt.   Sie  hat  mannigfaltige  Formen,  in  dejjen  sie  sich  Uufsert: 
in   iii'u    geselligen  Zusammenkünften   des  täglichen   Lcl)ens,  in 
VcreinsbesclilUsäen ,  in  Versammlungen,  in  Petitionen,  vor  allem 
aber  in  der  Presse,  namentlich  der  Tagespresso,    ihrem  gesell- 
sehaftliehen  Charakter  entspricht  der  Maugel  einer  Organisation, 
der  sie  mn  sicherer  Einheit  snsammenfafst.    Ihre  Wirkung  auf 
den  Staat  ist  su  allen  Zeiten  vorhanden,  steigt  aber  mit  der  Zu- 
■ahme  der  Demokratisierung  der  Gesellschaft  und  der  Verbreitung 
der  Teilnahme  am  politischen  Leben  durch  die  Massen.    Sie  ist 
nicht  nur  ftlr  die  Politik,  sondern  auch  flir  das  Staatsrecht  von 
Bedeutung,  da  sie  in  vielen  FilUen  die  einzige  Garantie  tler  Be- 
folgunjr  ötltnitlich-rechtlicher  Nonnen  bildet.    Sie  reicht  ilber  den 
Einzelstaat  hinaus,  da  heute  eine  internationale  ütVentiiche  Mei- 
aung  existiert,  die  für  die  internationale  Politik  und  das  Volker- 
recht  von  nicht  minderer  Bedeutung  ist  wie  für  die  innerstaat- 
liche  Ordnung.     Die  Bildung,    Feststellung,    Bedeutung  der 


Gründliche  Untersncbuugen  über  diese  wichtige,  aber  sdiwer 
la  fassende  sosiale  Erscheinung  sind  selten.  Aus  der  deutschen 
Uteratnr  ist  namentlich  v.  Holtsendorff,  We^en  nnd  Wert  der 
Sflimtlichen  Meinung,  1879,  hervorsuhebeo.  Vgl.  auch  die  Bemerkungen 
ron  Schmoller,  Grundrifs,  I,  S.  14.  Eingehende  sozialpsjchologische 
Untftrsnchnng  der  einschhigigen  Phänomene  bei  Tartle,  1/opInion  et 
k  foule,  2Äme  ^d.  Paris  1904.  Zu  dem  Besten  zähh^n  die  Ausführungen 
vonJaniesBrjree,  The  American  Commonwealth,  3  ed.  18Ü5,  Ii,  part  1 V, 
p.  24dff. 

7* 


Digitized  by  Google 


100  EnteB  Buch.  £iiileitende  Untennchimgeii. 


öffentlichen  Meinung  im  Detail  zii  nnteranchen ,  gehört  zu  den 
interessanteBten  Problemen  der  SozialwissenBcbaft,  sngleich  aber 
anch  zn  den  schwierigsten ,  da  es  sich  hier  nm  massenpflycho- 
logische  Vorgünge  handelt,  deren  Objekt  mit  Hilfe  unserer  wissen- 
schaftlichen Methoden  schwer  su  beobachten  ist 

4.  Gesonderte  Untersnchnng  ist  femer  dem  Verhältnis  der 
Familie  snm  Staate  tu  widmen.  Hier  begegnen  wir  einem 
reich  entwickelten  Zweige  der  goziologischen  Spezialliteratur, 
dessen  Resultate  allerdings  vielfach  einen  zweifelhaften  Charakter 
an  sich  tragen,  \veni*jstens  sofern  sie  allgemeine  Entwicklungs- 
gesetze der  primitiven  mcuschlichen  GemeinverhUltnisse  auf- 
stellen \).  Streng  zu  sondern  ist  daher,  wa»  Ergebnis  ruhiger 
geschiclitliclier  ForBchim?:,  von  dem,  was  Resultat  der  Hypothese 
und  Spekalation  anf  dem  Gebiete  der  ethnologischen  und  prä- 
historischen Untersuchung  ist,  welche,  die  unendliche  Variabilitit 
der  menschlichen  Verhältnisse  auber  acht  lassend,  häufig  einen 
einzigen  Urtypus  für  die  Familie  oder  den  der  Familie  Torher- 
gehenden  Zustand  aufstellt^).  Doch  ist  das,  was  immerhin  an 
gesicherten  Ergebnissen  bereits  vorliegt,  von  grofsem  Wert  für 
das  Verständnis  des  Ursprungs,  d<'s  Wandels  und  der  Umbildung 
der  primitiven  sozialen  Einriclitnngrn,  deren  wechselnde  Gestaltung 
von  gröfstcr  Hedeutung  fiir  den  Staat  geworden  ist.  Dafs  Vater- 
recht  und  Mutterrecht,  die  beide  als  nicht  weiter  ableitbare 
familienrechtliche  Urformen  uns  bei  verschiedenen  Völkern  ent- 
gegentreten^), Polygamie  und  Monogamie,  Stärke  und  Dauer  der 

'iCiofxen  die  einseiti^jen  Konstruktionen  von  Bachofen,  Das 
Mutterrecht,  iöGl,  MacLennan,  Primitive  Marriape,  18üö.  (iiraud- 
Teulon,  Lea  origines  du  mariage  et  de  la  famille,  1884,  Morgan, 
Andent  Society,  1877,  vgl.  Starcke,  Die  primitive  Familie,  1888,  und 
Westermarck,  The  Histoiy  of  Human  Harriage,  1891;  L.  Bren- 
tano,  Zeitschrift  för  Sosial-  und  Wirtschaftsgeschichte,  I,  S.  101  iF.; 
Grosse,  Die  Formen  der  Familie  und  die  Formen  der  Wirtschaft,  1896; 
H.  Schurtz,  Alternklassen  und  M&nnerbunde,  1002.  Zur  Vorsicht 
nüilmten  schon  die  Ausfuhrun^rrn  vonCh.  Darwin.  Die  Abstammung 
d«'.s  Mensclien.  Aus  dem  Knglischen  von  Carus,  Ii,  20.  Kap^  i^l.  aacb 
Zicfrler,  a.  a.  ().  S.  50  IV. 

-)  So  ncuerdin^'s,  namentlich  im  Ansohlufs  an  Morgan,  Schmoller, 
Die  Urgescliichte  der  Familie:  Mutterrecht  und  Geutil Verfassung.  Jahr- 
buch für  Gesetzgebung,  XXllI,  S.  1  ft'. 

*)  Darfiber,  dafs  den  Ariern  das  Mutterrecht  yöUig  unbekannt 
war.  Tgl.  Schröder,  Deutsche  Rechtsgeschichte,  4.  Aufl.,  8.  64,  und 
die  daselbst  Note  26  zitierte  Literatur. 
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väterlichen  Gewalt  den  ursprünglichen  rndimentHron  Bau  des 
Staates  mitbestimmt  haben,  ist  auf  den  ernten  Hlick  klar.  Auch 
die  Familie  entwickelterer  KultursUifen  in  ihrer  Glestaltmig  alt 
Hacbtverband  Bowohl  wie  als  WirtBchaftagenoseenflehaft  ist  ▼on 
tie%reifender  politiaeher  Bedeatatig:  man  denke  nur  an  Er> 
scheinnogen  wie  die  HaoMklaTerei,  an  die  Herrsehemtellnng  dee 
«rieehen  Hansvatere,  an  die  geDOgsenBchaftlieke  Gestaltnug  der 
germanischen  Geschlechter.  Durch  natürliche  oder  soziale  Vor» 
giiiige  erweiterte  einzelne  Familien  .  namentlich  a])er  die  Sijuien, 
(ientes,  Phylen,  Clans  usw.,  können  sich  unter  Umstunden  lu•reit^ 
als  unabhängige  Maehtverbände  und  damit  als  beginurnde  Staaten 
darstellen.  Auch  die  Fixierung  und  Umbildung  der  Familie 
durch  den  Staat,  die  auf  höherer  Kulturstufe  vorgenommen  wird^^ 
ist  in  einer  Bosiologischen  SpeaialdiBziplin  dieser  Art  eingehend 
n  ontersneben. 

5.  Eine  weiteres  Gebiet  der  GeBellschaftslehre  ist  das  Oe- 
noBBenachaftswesen,  das  in  innigen  Beziehungen  zum  Staate 
steht.  Verbände  der  yerscbiedensten  Arten  lOsen  soziale  Aufgaben 
derart,  dafs  sie  die  rechtliche  Form  abgeben,  durch  welche  gesell- 
schaftliche  Gruppen  sich  in  gröfserem  oder  geringerem  Umfange 
organisieren  köimcn.  In  Zeiten  geringer  staatlicher  Entwicklung 
haben  sie  den  Staat  selbst  ersetzt  oder  sind  dem  Staate  voran- 
g^angeoj  der  sich  erst  später  ihre  Tätigkeit  zu  eigen  machte. 
Das  grpüsartige  Genossenschaftswesen  des  Mittelalters  namentlich 
hat  gezeigt,  wie  manche  uns  heute  wosentlicli  dllnkende  Seite 
der  staatlichen  Verwaltung  Jahrhunderte  hindurch  ihm  nicht  zu' 
gebtfrte.  Auch  die  Gemeinden  zeigen  in  ihrer  Geschichte 
Epochen,  in  denen  sie  noch  nicht  in  gleicher  Weise  als  not* 
wendige  und  unabhängige  Glieder  des  Staates  existieren  wie  heute. 
Wenn  so  oft  behauptet  wurde,  dab  die  Gemeinde  älter  als  der 
Staat  und  in  ihrem  Wesen  dem  Staate  gegenüber  selbBtändig  sei, 
so  ist  daran  so  viel  richtig,  dafs  nachbarliche  Interessen  und  die 
daraus  sich  ergebende  gesellschaftliche  Grup[)i('ning  entweder  gar 
nicht  oder  nur  zum  geringen  Teile  Scliüjjfung  des  Staates  sind. 
In  dem  Bildungsprozefs  der  antiken  Staaten  hat  der  Zusammen- 
schlufs  von  Dorfschaften  zu  einem  gröfseren  politischen  Ganzen 
gewils  eine  grofse  Rolle  gespielt.  Auf  Kolonistenboden  gehen 
zerstreute  lokale  Ansiedlungen  der  Entstehung  eines  grOCseren 
territorialen  Gänsen  auch  heute  noch  yoran.  Amerikanische 
Territorien  werden  zu  Staaten,  indem  sich  zunächst  lokale  An- 
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sicidlungtMi  bildeu ,  aus  (h'n'u  Znsnninienschlufs  mit  lliltf  der 
Unionsregierung  eine  gemeinsame  Organisation  gebildet  wird,  die 
Fpitterliin  »ich  zu  einem  (iliede  der  Vereinigten  »Staaten  erweitert. 
Im  Mittelalter  ging  die  fiildung  der  Gemeinden  Tielfach  ohne 
staatliche  Initiative  vor  sich,  wenn  auch  der  Staat  ttberail  die 
Städte  mit  Rechten  nnd  Privilegien  ausstattete.  Der  Wirkungs- 
kreis der  Gremeinde  war  aber  keineswegs  vom  Staate  fest  um- 
schrieben, daher  denn  auch  in  den  Städten  selbständig  Bebtfrden 
und  Verwaltunpszwi  i;:f  entstanden,  die  dem  Staate  fUr  seine 
Organisatlun  und  Funktionen  VorltiliU-r  lieferten. 

Allein,  die  Gemeinde  tritt  früh  in  innige  Beziehungen  zum 
ätaate  und  gliedert  sich  enger  als  jede  andere  gesellschaftliche 
Gruppe  dem  Staate  ein,  so  dafs  im  Staate  der  Neuzeit  sowohl 
die  Stellung  der  Gemeinde  zu  ihren  Aufgaben  wie  die  Art  ihrer 
Organisation  ganz  vom  Staate  abhängt  Auch  Verbände  anderer 
Art  schafft  der  Staat,  stattet  sie  mit  relativer  Selbständigkeit  ans 
und  verwendet  sie  zu  seinen  Zwecken.  Aber  daneben  steht  ein 
sehr  entwickeltes  Vereinswesen,  das  der  Staat  zwar  reguliert, 
aber  inhaltlich  nicht  bestimmt,  dessen  Zweck  in  der  Versorgung 
sozialer  Intere.ssen  besteht,  die  individuell«*  Tätigkeit  ergUnzend, 
die  staatliclic  unterstfitzend  (»dvr  vorbereitend,  so  dafs  man  ohne 
Kenntnis  (lr>  Vereinswes<'ns  kein  völligem  Hild  von  der  Be- 
friedigung der  Kollektivinteressen  eines  bestimmten  Voikcb  erhält. 
Daher  läfst  es  sich  begreifen,  wenn  der  Versuch  gemacht  wurde, 
wie  es  Gierke  getan  hat,  ein  zwischen  Privat-  und  Staats- 
recht mitten  innestehendes  Sozialrecht  zu  konstruieren,  und  dafs 
L.  V.  Stein  das  Vereinswesen  als  integrierenden  Bestandteil  des 
Verwaltungsrechtes  aufgestellt')  hat  Fttr  die  juristische  Be- 
trachtung lätst  sich  das  zwar,  wie  wir  sehen  werden,  nicht  rechte 
fertigen,  allein  eine  soziale  Betrachtungsweise  des  Staates,  welche 
die  notwendig«'  Krgllnzung  seiner  juristischen  Erkenntnis  bildet, 
wird  eine  grünt! liehe  Lehre  vom  \'ereins\vesen  nicht  entbehren 
können.  Auch  das  jtolitische  Leben  des  Staates  kann  durch 
Vereine  tiefgeln-nd  liecintluf'^t  werden  —  man  denke  an  die  Ligue, 
den  .Takobinerkluh .  die  Chartisten.  Wenn  irgendwo,  so  kann 
das  Schlagwort  von  dem  Kampfe  der  Gesellschaft  mit  dem  Staate 

M  l)ie  L<'hre  von  der  vollziehenden  (lewult,  2.  Aufl.,  lU,  Das 
Sjstem  des  Vereiiisweäeus  und  des  Vcreinsrechtes. 
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bei  den  VcroiQeii  Walirheit  gewinneu,  weil  hier  Organibatiou 
gegen  Organisation  steht. 

6.  DaCs  die  auf  £rzetigung^,  Umlaut'  und  Verbrauch  von 
Sachgütern  gerichtete  mensehliehe  Tätigkeit,  die  Wirtschaft, 
ind  die  durch  sie  hervoigerafene  Ghrappierang  der  Geflellschaft 
aDe  meneeUichen  und  daher  auch  die  staatlichen  Verhältnisae 
anf  das  tiefrte  beeinflulst,  gehört  heute  sa  den  trivial  gewordenen 
Wahrheiten,  so  dafe  wiyensehaftliche  Besonnenheit  fiut  mehr 
anf  die  Kinschränkungeu  aLs  die  Bestätigungen  dieses  Satzes  hin- 
xaweisen  liat. 

Der  ZusamiTienbang  z\vi>rli('ii  Wirtschaft  und  Staat  erweist 
sich  vor  allem  darin,  daTs  diese  entwickeltste  Form  des  Gemein- 
wesens erst  auf  bestimmter  Wirtschaftsstufe  möglich  ist.  Nur  in 
dem  weiteren  Sinne  eines  perslinlichen  Machtverhandes  kann  bei 
Nomaden,  bei  jMger-  and  Hirtenvölkern  von  einem  Staate  ge- 
sprochen werden.  Erst  bei  den  Ackerbauern  beginnt  der  voll- 
endete Staat,  der  mit  einem  festen  Territorium  ausgerüstet  bt 
Priveleigentam  an  Orand  und  Boden  entsteht,  der  nunmehr  ver- 
wickeitere Produktion.sprozefs  scheid<;t  Herufe.  erzeugt  Verhältnisse 
der  Unfreiheit,  und  damit  bildet  sich  eine  komplizierte  Rechts- 
ordnung, die  einer  stetigen  schutzenden  Macht  bedarf.  Nach 
anüsen  nötigt  da»  Interesse  der  Sicherang  der  wirtschattlichen 
Güter  vor  Feinden  zur  Ausbildung  einer  Wehrverfassnng.  Von 
der  Art  der  Wirtscliaft  hingt  sodann  die  Ausgestaltung  einer 
greisen  Zahl  staatlicher  Institutionen  ab.  Der  auf  den  Krieg 
und  kriegerischen  Baub  angewiesene  Staat  wird  seine  Krllfte  viel 
straffer  konsentrieren ,  das  Individuum  in  höherem  MaCse  in  den 
Dienst  der  Gesamtheit  stellen,  strengere  Über-  und  Unterordnungs- 
verhilltnisse  ausbilden  als  ein  von  Nachbarn  wenig  bedrohter, 
durch  Naturalwirtschaft  den  Bedarf  seines  Volkes  deckemler 
Ackerbaustaat.  Nicht  minder  wirken  auf  hölierer  Kulturstufe 
Geld*  und  Kredit  Wirtschaft,  der  internationale  Kandel  in  seinen 
ver!w;biedenen  Formen  auf  die  (lestaltung  der  wichtigsten  staat- 
lichen Institutionen  ein.  Die  grolsen  Weltbegebenheiten,  vor 
allem  Kriege  und  innere  Umwttlsungeuy  sind  mitbedingt  von 
wirtsehalUichen  Ursachen  und  haben ,  abgesehen  von  denen,  die 
anssehliefslieh  Ökonomische  Ziele  verfolgen,  neben  ihrem  Haupt- 
noch  wirtsehaitiiche  Nebensweeke.  Allgemeine  geschicbtsphilo- 
Bophische  oder  soziologische  Sätze  über  diese  Zusammenhrtnge 
aa&astelleU|  ist  in  den  meisten  Fällen  wenig  erspriefslich,  da  es 
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-sich  in  der  Regel  um  streng  individualisierte  Kansalreilieu  handelt. 
Desto  lehrreicher  ist  es,  die  konkreten  Htaatlichen  Bildungen  auf 
die  sie  auHgestaltendcD  ökonomischen  Kräfte  zu  prüfen. 

Auch  die  VerlaMOngsentwicklaiig  ist  durchgehend  von  wirt- 
schaftlichen Momenten  mitbestimnit.  In  vielen  Fällen  liegt  das 
klar  sntage.  So  hat  s.  B.  die  Notwendigkeit,  in  einer  Zeit  der 
Naturalwirtschaft  die  Grafen  mit  Grundbesita  aussustatten,  in 
Verbindung  mit  der  ebenfidls  durchs  ökonomische  VerbKltnisae 
bedingten  eigentümlichen  Ausgestaltung  der  Wehnrerfassnng  im 
Frankenreiche  den  Grund  zur  sjiHteren  Feudalisierung  der  Ämter 
gelegt  und  damit  <len  ganzen  Lauf  der  mittelalterlichen  (ieschichte 
des  öffentlichen  Kechu»  in  eigentümlicher  Weise  ausgestaltet.  Aus 
der  Finanznot  der  Fürsten  und  den  ständischen  Steuerbewilligungen 
sind  manche  Institutionen  des  konstitutionellen  Staates  hervor- 
gegangen. Die  technischen  Erfindungen  der  neuesten  Zeit  haben 
die  Organisation  und  Tätigkeit  der  staatlichen  Verwaltung  in  tief- 
gehender Weise  umgestaltet.  Armut  und  Heichtnm  eines  Volkes 
entscheiden  ttber  das  Mafo  der  Kulturleistungen  seines  Staates. 
Kraft  der  Tiefe  und  Breite  ihrer  Gesamtwirknngen  sind  die 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Gesellschaft  staatsgestalteude 
Mächte. 

Von  besondereui  Interesse  ist  es,  die  Wirkung  der  aus  den 
Unterschieden  des  Besitzes,  d.  h.  sowohl  des  ökonomischen  als 
des  Machtbesitzes,  sich  bildenden  gesellschaftlichen  Gruppen,  der 
Klassen,  auf  die  Gestaltung  des  Staates  im  Laufe  der  Geschichte 
zu  verfolgen*).  Eine  Geschichte  der  Klassen  und  Feststellung 
der  ihre  Entstehung  und  ihre  Wirkungen  beherrschenden  Gesetae 
ist,  wie  erwähnt  y  mit  Unrecht  von  den  Sosialisten  als  einziger 
Inhalt  der  Gesellschaftslehre  behauptet  worden.  Auf  Ihr  richtiges 
Mafs  reduziert,  ist  aber  eine  spezielle  soziidogische  Disziplin  von 
den  li  k  o  n  o  m  i  s  (•  h  e  n  Klassen  von  grofser  Bedeutung  für  das 
Verständnis  des  Staates.  Ihr  hoher  Wert  liegt  vor  allem  darin, 
dafg  di«'  so  hejrrenzte  Gesellschaft  Kumeist  das  Gebiet  ist .  auf 
dem  die  Ungleichheit  der  Individuen  am  greifbarsten  hervortritt. 
Da.  diese  Ungleichheit  eine  der  wichtigsten  Ursachen  aller  sosialer 
Abhängigkeits-  und  rechtlichen  Herrschaftsverhältnisse  ist ,  so  steht 
gerade  dieser  Teil  der  Gesellschaftslehre  in  innigsten  Beziehungen 

Vgl.  aus  der  neuesten  Literatur  Fr.  v.  Wieser,  Über  die  ge- 
sellschaftlichen GewBltrn.  Kektoratsrede,  Prag  1901,  ferner  Schmoller 
<  irundrifs,  II,  1904,  S.  49ö  ff. 
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zur  Staatslehre,  Um  aber  hier  zu  sicheren  Resultaten  zu  gelangen, 
die  nicht  mit  dem  Stempel  agitatorischer  Parteitätigkeit  geprägt 
sind,  Ut  Tür  allem  sorgsamste  Detailforschung  notwendig.  Die 
gnbea  geschichtlichen  Konstruktionen,  die  sich  in  der  heutigen 
litmtttr  80  hreit  machen ,  müssen  rarflckgestellt  und  es  mntk 
smichat  an  ehiselnen,  tfrUieh  nnd  seitlich  begrenzten  VerhXltnissen 
nachgewiesen  werden,  welchen  Einflnfs  die  (fkonomische  Un- 
gleichheit sowie  die  durch  Sitte,  Bildung  und  Bemf  bedingten 
Vorzüge  einzelner  rechtlich  fixierter  Süinde  oder  loser  Gruppen 
auf  die  konkrete  flestaltun^^  staatlicher  Institutionen  und  staat- 
licheu  Lübens  gehabt  haben.  Wer  wissenschaftlich  und  daher 
leidenschaftslos  vorgeht,  wird  die  Identifizierung  des  Menschen 
out  dem  Wirtschaftssubjekte  ablehnen.  Denn  alle  Erscheinungen 
des  gesellschaftlichen  Lebens  sind  massenpsychologischer  Art 
Alle  MasseDpsyehologie  aber  hat  die  Individnalpsychologie  su 
ihrer  VoransBetsung.  Dieselben  Kräfte,  die  in  der  G^dlschaft 
walten,  mtlssen  an  dem  Indiridnnm  wahrnehmbar  sein.  Denn 
wenn  man  selbst  zugibt,  dafs  soziale  Ursachen  mächtiger  sind 
als  Wille  und  Einsicht  des  Individuums  und  dieses  sojj^ar  wider 
dessen  Willen  brcinHussen  und  gestalten,  so  mufs  dennoch  die 
Art  dieses  Einflusses  psychologisch  vermittelt  und  daher  fest- 
zustellen sein.  Die  Lehre  von  sozialen  Milchten ,  die  dem  Indi* 
vidnnm  in  psychologisch  nicht  nachweisbarer  Art  Richtong  nnd 
Inhalt  seines  Denkens  geben,  ist  nichts  anderes  als  die  Anpassung 
der  alten,  snletst  in  Hegelschem  Gewände  erschienenen  Ideen- 
lehre an  die  nene  Gtesellschaftslehre.  Dort  war  das  Individnnm 
Werkseng  höherer  Ideen,  ist  sich  daher  des  wahren  Wesens 
seines  Denkens  nnd  Handelns  nicht  bewnfst.  Diese  Mftchte  sind 
in  der  in  ihren  ersten  Anfängen  bis  Sa  int- Simon  znrttck. 
reichenden  Marx-Engelsschen  Geschichtsphilosophie  vom  Logischen 
ins  Unlogische  übertragen;  an  Stelle  der  geheimnisvollen  Wirkung 
geistiger  ist  jetzt  die  nicht  minder  unverständliche  Wirkung 
>tofi'l icher  Mächte  getreten.  Der  Dogmatismus,  auf  unbeweisbaren 
Behauptungen  aufgebaut^  ist  derselbe  geblieben;  nen  ist  nur  der 
der  Mode  entsprechende  materialistische  Anstrich. 

Psychologische  Zergliederung  des  Individuums,  die  durchaus 
nicht  susammenftllt  mit  dem,  was  ein  Individnum  „sich  selbst 
dttnkt" ergibt  aber  sweifellos,  daCs  es  von  anderen  als  tfkono- 

>)  K.  Marx,  Zur  Kritik  der  politischen  Ökonomie,  1850,  S.  VI, 
vgl  Das  Kapital,  2.  Aufl.,  I,  1972,  8.  6  f. 
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mischen  Interessen  aufs  tiefste  bewegt  werden,  daher  auch  die 
von  ilmi  geschaftencn  „ideologischen  Formen"  nicht  nu^schIie^slich 
auK  den  ökouoiutscben  Produktiousbediugungen  erklärt  werden 
dürfen 

Es  ist  übrigens  eine  sich  stets  wiederholende  Erscheinung, 
da(s  in  den  grofsen  sosialen  Partoikämpfen  immer  ein  Element 
deB  MeDBcben  mit  dem  ganaen  Mensehen  identifiziert  wird.  So 
ist  in  dem  Zeitalter  der  Glanbenskriege  der  Menseh  weaentUoh 
als  religiöses  Geschöpf  betrachtet  worden;  die  BeTclution  nnd 
das  sie  vorbereitende  Natnrrecht  haben  in  der  Freiheit  das  Wesen 
des  Menschen  gesucht.  Der  Mensch  ist  ein  seiner  Xatur  nach 
freies  Wesen,  ist  die  GrunJthese  des  contrat  social  Die  neuere 
Nationaiitäteulehre  betrachtet  den  Menschen  als  ein  wesentlich 
einer  begrenzten  Kulturgemeinschaft,  die  neueste  Rassentheorie  als 
ein  einer  konstanten  Blutgemeinschaft  zagehöriges  Individnom,  das 
Ton  andersgearteten  streng  zn  trennen  nnd  mit  ihnen  nm  den 
geistigen  und  wirtschafUichen  Si^  an  ringen  bestimmt  ist  Der 
moderne  Sozialismus  hmgegen  erfabt  den  Menschen  als  ein  ans- 
schliefslich  yon  seinen  wirtschaftlichen  Interessen  beherrschtes 
Subjekt  nnd  betrachtet  alle  anderen  Erscheinungen  des  Gemein- 
lebens als  Nebenprodukte  der  einen  grofsen  Gmndkraft. 

Wie  auf  andc^ren  sozialen  (Jebieten  so  auch  auf  (Umii  der 
Wirtschaft  ist  der  Staat  nicht  nur  Wirkung,  sondern  auch  Urt>ache^). 
Zwar  ist  er  nicht  imstande,  in  sozialistischer  Weise  die  ganne 
Volkswirtschaft  zu  leiten.  Nur  vereinaelte,  keineswegs  muster- 
gültige Organisationen  dieser  Art,  wie  das  Inkareieh  in  Peru  nnd 
den  Jesnitenstaat  in  Paraguay ,  hat  die  Geschichte  anzuweisen. 

')  späterhin  hat  Engels  die  von  Marx  anfangs  schroffsr  als 
später  aus^gcsproehene  Lehre  immer  mehr  dngesehrftnkt,  so  daCb  sehliefs- 
lieh  von  dem  ganzen  historischen  Materialismus  nichts  mehr  übrig  bldbt 
als  die  unbestreitbare  Tatsache,  dafs  ökonomische  Faktoren  den  Gang 
der  Geschichte  mitbestimmen.  Vgl.  die  Zitate  und  Ausführungen  bei 
Ed.  Bernstein,  Die  Voraussetzungen  dos  Sozialismus  und  die  Auf-> 
gaben  der  Sozialdemokratie,  1890,  8.  6  ff.;  ferner  Masarjk,  S.  92  ff. 

-)  ..Kononcer  ii  sa  libertö,  c'est  renoncer  4  sa  qualit^  d'homme." 
Du  contrat  social,  I,  4. 

")  VV'l.  A.  Wa^'ncr,  a.  a.  ().  1-,  Buch  V'I.  Der  Staat  volks- 
wirtscliaftlich  bt  traclit^^t .  und  die  daselbst  S.  870  11".  angegebene  Lite- 
ratur; ferner  v.  P h i  1  i pp o v i ch ,  Grundrifs  der  politischen  Ökonomie, 
I,  5.  Aufl.  1904,  S.  93  ff.;  L.  Felix,  Entwicklungsgesch.  d.  Eigent, 
IV I,  1896,  IV  in,  1899. 
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Aber  die  staatliche  Hechtsordnun;::,  unter  deren  »Scliutz  sich  das 
Wirtsfhaftsh'lu'u  voUzu-ht ,  fördert  —  oder  hindert  —  es  nach 
«leii  ver8chie(ien>teu  Richtungen.  Mobilisierun<2^  des  rundbesit/es, 
Freiteilbarkeit  von  Grund  und  BodeU)  FHniilicntideikotnnii.sse  und 
StammglUer,  Anerbeurecht,  Testierfreiheit,  UandelsgesellschaOen, 
Wecbael  und  Schecks,  Freihandel  und  Schutzzoll  und  hundert 
andere  rechtliche  Einrichtnuc^  und  staatliche  Vorkehmogen 
regulieren  die  gesamte  Volkswirtschaft  derart ,  dafs  der  Staat  m 
den  wichtigsten  Faktoren  der  konkreten  Produktion  nnd  Yer- 
teÜnng  der  wirtschaftlichen  Güter  sllhlt.  Zudem  haben  sämtliche 
Staatsleistnngen ,  wie  schon  ein  flüchtiger  Blick  in  einen  Staats- 
etat lehrt,  ihre  ökonomische  Seite,  so  dafs  eine  allseitige  An- 
schauung^ vom  Staate  ihn  auch  eiugeheud  unter  okonomi»chem 
Gesichtspunkt  betrachten  muls. 

Aber  aucij  tXir  die  s|)t  /,i(  Ile  1-^rkenntnin  der  rechtlichen  Seite 
des  Staates  ist  die  ökonomische  H<>trachtung8weise  von  der  höchsten 
Bedeutung.  Da  stets  wirtnchaftliche  Momente  die  jeweilige  Aus- 
gestaltung des  Staates  bedingen,  so  ist  eine  gründliche  £rkeimtni8 
des  rechtlich  Gewordenen  und  Seienden  ohne  Ökonomische  Grund- 
lage nicht  müglich.  Namentlich  für  die  Geschichte  des  Oflent- 
Itehen  Rechtes  ist  dies  lu  behersigen.  Von  der  Geschichte  des 
PriTatreebts  ist  es  heute  bereits  von  allen  neueren  Forschem 
anerkannt,  dafs  sie  yon  der  Wirtschaftsgeschichte  nicht  su 
trennen  ist;  sind  doch  die  Kechtsbistoriker  selbst  deren  be- 
rufenste Förderer  geworden. 

Eine  der  wichtigsten  Tatsaciien  für  die  ( f esamterkenntnis 
des  Staates  ist  die,  dafs  er  selbst  W  i  r  tsc  h  a  f  t  s  s  u  bj  e  k  t  ist. 
Damit  erscheint  er  als  höchstes  Organ  der  Gemeinwirtschaft  eines 
Volkes,  anderseits  aber,  namentlich  in  Beziehung  auf  andere 
Staaten,  als  besondere  gesellschafUicbe  Bildung.  Sein  Handeln 
auf  diesem  Gebiete  wird  nur  durch  genaue  Kenntnis  der  Volks- 
wiitsehaftslehre  Terständlieh.  Mit  ihm  beschäftigt  sich  die  be- 
sondere Dissiplin  der  Staats  wir  tschaftsi  ehre  oder  Finans- 
wlssenscliaft,  die  aus  Lehrsätzen  besteht,  welche  der  poli- 
tischen Ökonomie,  dem  (^fifentliehen  nnd  Privatrecht  und  der 
Finanzpolitik  angehören.  Dadurch  erlangt  diese  Lehre  eine 
Doppelstellung,  indem  sie  zugleich  den  Staats-  und  den  Gesell- 
schaftswissenschaften zu/.u/ähleu  ist.  Jede  Isolieruiifr  der  in  ihr 
vereinigten  verschiedenen  Elemente  würde  nur  zur  Unklarheit 
oder  inhaltsleere  fuhren.    Ein  selbständiges  Finanzrecbt  z.  B., 
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das  nur  den  streng  rechtlichen  Inhalt  der  so  Tenrickelten  staata- 
wirtschaftlirhen  Institute  darstellte,  niiifste,  sofern  es  nicht  einfach 
die  bestehenden  Gesetze  kommentieren  w(dlte,  den  gröfsten  Teil 
des  «geistigen  Gehaltes  jener  Institute  sorgfHltig  hinausdestillieren, 
um  seinen  ausschlielslicben  Zweck  zu  erflillen.  Ähnliches  gilt 
Uhrigens  von  der  ganaen  Lehre  der  einaelaen  ▼erwaltongarecht- 
licben  Einrichtungen. 

7.  Die  Entwicklnng  der  ana  dem  religitfaen  Leben 
sieh  ergebenden  geaeUaehaftlicben  BUdnngen  aowie  deren  Einflnla 
auf  die  Gestaltong  der  politischen  Verhiltaisse  eingehend  an 
nntersnchen,  ist  die  Aufgabe  einer  weiteren  sosialwiaaenscbaft- 
liehen  Spesialdisaiplin.  Das  hier  an  bewältigende  Material  ist 
ein  nngeheures.  Viele  Einzeluntersuchungen,  doch  keine  zn- 
samraenfassende  Darstellung,  namentlich  für  die  neuere  Zeit,  hat 
die  Wissenschaft  bisher  aufzuweisen.  Alle  gesellschattlichen  In- 
stitutionen stehen  ursprünglich  in  innigstem  Zusammenhang  mit 
den  religiösen,  und  die  Geschichte  des  modernen  Staates  ist  zu- 
gleich ein  Proaeüs  fortlaufender  Sonderung  des  staatlichen  und 
religiösen  Gebietes,  die  aber  trotadem  dauernd  in  Wechselwirkung 
miteinander  stehen.  Die  Auffassung  ganaer  Epochen  Tom  Staate 
nnd  der  Stellung  seiner  herrschenden  und  untergeordneten  Teile 
ist  nur  aus  den  religiösen  Vorstellungen  jener  Zeiten  gttnslieh  au  be- 
greifeuy  und  auch  in  der  Gegenwart  kann  der  Einflnla  der  religiöeeii 
Anschauungen  auf  die  politischen  ftlr  weite  Kreise  des  Volkes  nicht 
gering  angeschlagen  werden  Welchen  Kinflufs  antikes  Heiden- 
funi  und  nnüelalterliihes  Christentum,  die  Reformation  und  die 
von  ihr  ausgehenden  besonderen  Konfessionen  auf  Umfang  und 
Inhalt  der  staatlichen  Institutionen  gehabt  haben,  gehört  gegen- 
wärtig mit  zu  den  Hauptaufgaben  historisch-politischer  Forschung. 
Anderseits  ist  aber  auch  die  Wirkung  des  Staates  auf  die  reli- 
giösen Verbältnisse  Gegenstand  wissenschaftlicher  Untersuchung. 
So  wenig  auch  heute  Glaubensawang  als  Au%abe  des  Staates 
anerkannt  wird,  so  sehr  hat  er  ihn  doch  Jahrhunderte  hinduroh 
ausgeübt,  hat  die  Gestaltung  der  Kirchen  und  ihr  inneres  Leben 
mSchtig  heeinflufst  Auch  heute  bestimmt  durch  Priyilegiemng 
und  ZurOcksetaung  einseluer  Kirchen  oder  durch  völlig  geseta- 
liebe  Freiheit  der  religiösen  Genossenschaften  der  Staat  das  reli- 


')  Sehr  beachtenswert  für  das  Verstfinduis  der  Probleme  der  iregen' 
wart  E.  Tröitsch,  Folitische  Ethik  und  Christentum,  1904. 
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giSse  Leben  in  nicht  geriugedi  Grade,  wie  eine  VergleichiiDg 
fenchiedener  Staaten  mit  verschiedenen  kirchenpolitiachen  Prin- 
itpien  lehrt. 

8.  Ein  weiteres  Gebiet  der  Gcsellschaftelehre  bieten  die  poli- 
tischen rartei«*n  <larM.  Sie  können  unter  nianni^^f"acln'n 
Gtf'siclit'-juinkten  betraclitet  werden:  so  z.  unter  psycliolofrjschen, 
ethischen,  statistischen,  historischen,  und  weisen  daher  wissen- 
schaftlicher Untersuchung  eine  Fülle  von  Erscheinungen  auf*). 
Ihre  praktische  Bedeutung  für  das  Staatsleben  zu  erörtern,  gehört 
n  den  Aufgaben  der  Politik.  Eine  vollendete  Einsicht  in  ihr 
Wesen  ist  aber  nur  möglich,  wenn  man  sie  auch  als  gesellschaft- 
liche Bilduigen  begreift ,  die  als  solche  nicht  Gegenstand  der 
Staatslehre  selbst  sind.  Schon  Knfserlich  charakterisieren  sie  sich 
ik  iostale  Gebilde.  Ihre  Organisationen  haben  keinen  staatlichen 
Charakter,  aucii  sind  sie  keine  aV»;;esclilf»ssenen  Gebilde,  da  Zu- 
gehörigkeit zu  einer  Partei  nicht  von  dem  ausdrücklich  erklärten 


')  An  dieser  Stelle  mufs  ich  mich  mit  den  kurzen  Andeutungen 
im  Teit  über  eine  sozialwissenschaftlichc  I?»>liandlniifr  der  Parteienlehre 
^gTirirrrii.  Die  bisherigen  unifassendcron  Htarboitiingen  des  Gegen- 
standes voJi  Rolimer,  Die  vier  l'arttirn,  l-sti,  Hluntschli,  Politik, 
bTö,  Stahl,  Die  gegenwärtigen  Parteien  in  Staat  und  Kirche,  18G3, 
C.  Frantz,  Kritik  aller  Parteien,  18t;4,  v.  Treitsehke,  Hist.-polit. 
Aa&aue«  Parteien  v.  Fraktionen,  III,  4.  Anfl.  1871,  $.  427 ff.,  werden 
•iBtlieh  dem  sosiaten  Wesen  der  Parteien  nicht  oder  doch  nicht  yöllig 
gerecht,  da  sie  haapt^hlich  andere  Seiten  des  Parteiwesens  erdrtem. 
Eine  Fülle  feiner,  aber  aach  überwiegend  historisch -politischer  Be- 
tnehtangcn  bei  Merkel,  Fragmente  zur  Sosialwissenschaft,  1899, 
&  82—340.  Im  Anschlnfs  an  den  Letztgenannten  eingehende  Erörte- 
rungen über  die  Parteien  als  gesellschaftliche  Mächte  der  Staatsbildung 
bni  R.  Schmidt.  I.  S.  2:i8  tf . :  <lie  soziale  Seite  des  Parteilebens  auch 
hfnorfjchoben  von  Paiil.-*eii,  l'arteipolitik  und  Moral,  VMK),  S.  14  ff. 
Djt*  ge!«anite  moderne  eiiropäinche  l'arteiwrsen  behandelt  vom  histori- 
whpn  St-indpunkt  aus  mit  einer  bisher  an  Umfang  nicht  erreichten 
Sto^uUe  Seignobos,  Histoire  politique  de  TEurope  contemporaine. 
EvdotMn  des  partis  et  des  fbnnes  politiqaes  1814-1896,  Paris 
1899.  Von  den  Parteien  der  Gegenwart  handeln  femer  in  umfassender 
WeiM  Lawrence  Lowell,  Government  and  Parties  in  Continental 
Esiope,  2  ▼ol.,  Boston  and  New  York  1896,  Ostrogorski,  La  d^ 
■oemti«  et  roiganisation  des  parties  politiqaes,  2  vol.,  Paris  1903. 

Das  Parteilehen,  wie  alles  Leben,  weist  allerdings  so  viele 
vonderliche,  unberechenbare  Elemente  auf,  daf«  vieles  an  ihm  wissen- 
ichafUicher  Behandlung  vom  höheren  Standpunkt  aus  überhaupt 
i^ottet 
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Beitritt  su  einer  Partciorganiäation  abhUngig  gemacht  werden 
kann^  ansonst  die  r.-irt*>ien  in  ihrer  Werbekraft  g^genttber  den 
Pablikiim  bedeutend  eingeschrlliiki  werden  würden.  Zudem 
äolaert  sich  Parteigeamnung  bei  Wahlen,  Sammlangen  nnd  anderen 
AnlKsaen  in  zahllosen  FMllen  gans  nnabhttngig  von  der  Mitglied- 
schaft an  Parteiverbänden.  Auf  der  Möglichkeit,  fortwährend 
fluktuierende  Elemente  in  sich  anfEtmehmen ,  ruht  nicht  Kum 
gerin^'sten  Teil  die  H(»H'nung  der  Parteien  auf  Sieg  im  politischen 
Kampfe.  In  der  r.taatliclK'ii  Ordnung  aber  hat  der  liegriff  der 
Parteien  als  solcher  keine  Stelle:  s«dbst  wenn  Parteien  r'in  Eintlnfs 
auf  jene  gewährt  werden  soll,  können  sie  nur  als  Majoritäten 
nnd  Minoritäten  in  Betracht  kommen. 

Die  Aufgabe  einer  sosialwissensehaftlichen  Behandlang  der 
Parteienlehre  wird  klar,  wenn  man  erwägt,  dafs  das  tiefere 
Wesen  der  grofsen,  trotz  der  wechselnden  momentanen  Ziele  and 
Beseichnungen  im  ganzen  unverändert  bleibenden  Parteien  oder 
vielmehr  Parteiengruppen  Uberhaupt  nur  im  ZuHammenhang  mit 
dem  ganzen  Leben  der  Gesellschaft  /u  begreifen  ist.  Politische 
Parteien  siiul  ihrein  Kern  nach  Grupj)en,  die,  durch  gemeinsame 
auf  bestimmte  staatliche  Ziele  gerichtete  Uberzeugungen  geeinigt^ 
diese  Ziele  zu  verwirklichen  trachten.  Überblickt  man  diese 
Gruppen  in  ihrem  Verhältnisse  zur  sozialen  Vorherrschaft  und 
staatlichen  Herrschaft,  so  findet  man  ehemals  herrschende  Gruppen, 
gegenwärtig  herrschende  Gruppen,  Gruppen,  die  noch  nicht  ge- 
herrscht haben.  Nun  ist  es  das  natttrliche  Streben  einer  jeden 
politischen  Partei,  zur  Herrschaft  zu  gelangen  oder  sie  za  be^ 
haupten.  Die  ehemals  herrschenden,  durch  die  Änderung  der 
gesellschaftlichen  Machtverhältnisse  von  der  sozialen  Vorherrschaft 
und  der  staatlichen  Herrschaft  abgedritngten  Gruppen  bilden  die 
Grundlage  der  reaktionären  Parteien ,  die  Gruppen ,  bei  denen 
staatliche  und  soziale  Ucrrschaft  sich  decken,  sind  die  konser- 
vativen Parteien,  die  noch  nicht  herrschenden,  je  nachdem  sie 
näher  oder  weiter  von  der  Herrschaft  entfernt  sind,  die  fori* 
schrittlichen  und  die  radikalen  Parteien.  Daraus  eigibt  sich  auch 
die  Tatsache,  dafs  dort,  wo  staatlich  herrschende  Parteien  zu- 
gleich die  soziale  Vorherrschaft  haben,  sie  der  Stabilität  der  ge- 
gebenen staatlichen  Herrschaft  günstig  sind ,  während  nach  der 
staatlirhen  Herrschaft  strebende  Parteien  diese  nur  durch  Aniiernug 
der  vorhandenen  Ordnung  erreichen  und  behaupten  können. 
Daher  sind  extreme,  von  der  sozialen  Vorherrschaft  entfernte 
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Pnteien  jeder  Art  der  bestehenden  Ofdnnng  feindlich  gesinnt  und 
der  Entfesselung  gebundener  individueller  Eiüfte  geneigt. 

Je  susgegliehener  die  socialen  Gegensätze  innerhalb  eines 

Volkes  sind  ,  desto  weniger  schroft'  wird  der  I'arteikainpf ,  desto 
einfacher  die  Parteigliederung  sein.  Wenn  die  angelsäclisisehen 
Staaten  vor  der  Parteizersplitterung  des  europäischen  Koutinentes 
bewahrt  sind ,  so  ist  das  nicht  zum  geringsten  der  gröfseren 
Gieicbartigkoit  ihrer  OeBolUchaft  zu  danken.  Eine  vfdiig  homo' 
gene  Gesellschaft  wlre  nicht  mehr  imstande ,  dauernde  Partei- 
gvgensItBe  In  sieh  xu  beigen. 

Neben  diesen  grofsen,  hat  kannte  man  sagen:  notwendigen 
Parteien  gibt  es  auch  suflUlige,  mit  yorttbe^ehenden  Tendensen, 
ferner  unechte  Parteien,  d.  h.  solche,  die  nicht  in  den  allgemeinen 
Verhältnissen    eines   jeden    Volkslebens,    also    namentlich  der 
Kla>s«Mi-,  Standes-  und  Herufsschichtung ,  somleni  in  den  eigen- 
tümlichen   Verhältnissen   des   Einzelstaates    ihren  Grund  haben. 
Zufällige  Parteien  sind  solche ,  welche  in  Wahrheit  keine  Ziele 
der  Staatsordnung  selbst,  sondern  individuelle  Interessen  ver- 
folgen, so  s.  B.  wenn  zwei  Thronprätendenten  Anhänger  in  allen 
Volksschichten  finden ,  die  monarchische  Staatsordnung  selbst 
daher  und  die  anderen  bestehenden  Institutionen  aufser  Frage 
stehen.  Zur  tweiten  Art  sXhlen  nationale  und  religitfse  Parteien. 
9ie  sind  unechte  Parteien,  weil  jede  echte  Partei  ein  bestimmtes 
amfassendes   Programm    für  die   Gestaltung   des  Staates  haben 
mufs,  was  weder  vom  Standpunkte  einer  bestimmten  NationalitHt 
nrich  von  dem  einer  bestimmten  Religion  aus  möglich  ist.  Frag- 
mentarische Parteien  verdienen  die  genannt  zu  werden,  die  nur 
sine  Einxelfrage  lösen  wollen,  aber  durch  keine  Anschauung  Uber 
die  gesamte  staatliche  Politik  zusammengehalten  werden.  Sie 
pflegen  am  häufigsten  in  Staaten  mit  grofser  Parteisersplitterung 
solsntretent  namentlich  dort,  wo  ein  Volk  von  einseitiger  Interessen- 
politik beherrscht  wird.  Solcher  Art  sind  s.  B.  Freihändler  und 
A^rier.    Im  grofsen  und  ganzen  werden  aber  auch  die^e  frag- 
ineutariscben  Parteien,    trotzdem  sie  häufig  disparate  lOliinente 
enthalten,  einer  oder  der  andt'ren  der  oben  gezeiclineteii  grofsen 
Ornj.pen    zugezählt    werden    können.      Diese    Gruppen,  wehhe 
Wandlungen   sie   immer   durchmachen,   sind  das  Bleibende  im 
Parteileben,  während  alle  zufälligen  und  fragmentarischen  Parteien 
begrenzte  Lebensdauer  haben« 

Das  politische  Parteileben  ist  somit,  vom  Standpunkte  der 
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Gesellsehaftsleliie  betrachtet,  der  Kampf  der  Gesellschaft  um  die 
staatliche  tlerrschaft.  Das  erklärt  auch  Bchliefslich  die  merk* 
irttrdi^  Erscheinung,  dals  die  notirendigen  Parteien  in  den  ver- 
schiedenen  Staaten  sieh  dieselben  Namen  oder  doch  Beinamen 
(konservativ,  liberal,  demokratisch,  radikal  ns«r.,  die  Beseichnnng 
reaktionttr  wird  allerdings  vermieden)  geben,  trotzdem  die  Ziele 
der  gleichbenannten  Parteien  in  den  einzelnen  Staaten  sich  so 
differenzieren ,  wie  diese  Staaten  selbst  in  ihrer  geftcbichtlichen, 
aationah'U,  kirc  hlichen.  okonomiscluMi  Gestaltung  unterschieden  sind. 

9.  Von  hoher  liedeutung  für  die  8taatenbildung  und  den 
Aufbau  sowie  die  Schicksale  der  Staaten  sind  die  nationalen 
Unterschiede,  die  zu  geseilscbaftlicber  Gruppenbildung  fuhreu, 
teils  innerhalb  des  Staates,  wenn  ein  Gebiet  mit  mehreren 
Nationen  oder  Teilen  von  Nationen  besetzt  ist,  teils  Uber  den 
Einzelstaat  hinansgreifend,  wenn  eine  Nation  in  mehreren  Staaten 
lebt  Die  Frage  nach  Wesen  und  Bildung  der  Nationen  ist 
wiederum  Gegenstand  besonderer  Untersuchung^).  Die  Bedeu- 
tung der  Nation  fftr  den  Staat  allseitig  festzustellen,  ist  eine 
wichtige  Aufgabe  der  Gesellschaftslehre,  die  namentlich  für 
wichtige  Stttze  der  Politik  die  Grundlage  zu  liefern  hat.  Ist 
doch  der  Gegensat/  von  National-  und  Nationalif äteiistaateu  einer 
der  politisch  bedeutsamsten  der  Gegenwart  gt'\vnr<len. 

Auszugehen  bei  dieser  Untersuchung  ist  von  der  heute  bereits 
als  gesichert  zu  bezeichne uden  Erkenntnis,  dafs  Nationen  nicht 
natürliche,  sondern  gesc  h  i  c  h  1 1  i  c  h  •  so ziale  Bildungen  sind. 
Das  W(>sen  einer  Nation  festzustellen,  geh(frt,  wie  alles  Fixieren 
von  Erscheinungen,  die  in  den  ununterbrochenen  Flnls  des  geschicht- 
lichen Geschehens  gestellt  sind,  zu  den  schwierigsten  wissenschaft- 
lichen Aufgaben.  Es  Iftfst  sich  nKmlich  kein  feststehendes,  für  alle 

*)  Die  grQndlichste  und  umfassendste  Erörterung  des  Wesens  der 
Nation  bei  Fr.  J.  Neumann,  Volk  und  Nation,  1888,  wo  auch  die 
ganze  frühere  Literatur  angegeben  und  benutzt  ist.  Aus  neuester  Zeit 
vgl.  Lindner,  a.  a.  O.  S.  75  ff.  Anders  geartet  als  der  soziale  und 
politische  Hogritl'  der  Nation  oder  Nationalität  (ganz  scharf  wird  sich 
der  UnterBchie«!  heider  Bezeichnungen  nie  fixierten  Ia.sscn)  ist  der  in 
Nationalitätr  nstaaton  bedciitsainc  reclitlicho  HcgritT,  wo  er.  mit  Sprach- 
gcincinsciiatt  identisch,  ciii<'  (hirauf  j,M'bautc  Kigenscliaft  des  Indivi- 
duums, der  Verbände,  öil'enliiclier  Aiiiitalten  und  Behörden  bezeichnet. 
Vgl.  neuestens  dar&ber  v,  Herrnritt,  Nationalität  und  Hecht,  dar- 
gestellt nach  der  österreichischen  und  ansl&ndischen  Gesetsgebung, 
1899,  S.  16  E 
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Xationen  pa^isendes  Merkmal   angeben.     Nicht  die  natürliche 
St  am  m  e  s  jj:  t' ni  e  in  s  c  h  a  f  t ,  du  alle  niodcrnen  Nationen  aus  ver- 
>cliiedeuen  ,    ethnologisch  oft  weit  auseiuauderliegenden  Stämmen 
lasamniengesetzt  sind.    So  st-ammen  die  heutigen  Italiener  ab 
TOD  Etraskern,  Bömero,  Kelten,  Griechen,  Gennaaen,  Sarasenen; 
die  Fransoeen  von  Bttmern,  Oalliern,  Briten ,  Germanen;  so 
sind  die  Baasen  ans  sahlreichen  slawischen  und  nichtslawischen 
Sttnunen  gemischt.    Vor  allem  aber  zeigen  die  Amerikaner,  in 
denen  Blut  fast  aller  Bassen  sn  finden  ist,  dafs  eine  dnrch  Bassen- 
gemeinschaft  geeinte  Vielheit  nicht  identisch   ist  mit  Nation. 
Anch  wenn  eine  Nation  au.suahmsweise  ungemischtes  Blut  bewahrt, 
ist  es  nicht  dies<'S,  sond«'rn  die  nemoinsnmkeit  historischer  Schick- 
sale und    bestimmter  Kulturel«'m('nte ,    d  w  das  einigende  Band 
abgibt.    Selbst  wo  die  Stammesgemeiuscbaft  unmittelbar  national 
sn  wirken  scheint,  ist  es  nicht  diese  natürliche  Einheit  selbst, 
sondern  das  Wissen  am  sie,  bestimmte  Gefühle  und  Vorstellongen« 
die  sich  an  das  Bewnlstsein  dieser  Tatsache  knüpfen,  die  national 
ehügend    wirken.    Aach  die  Sprache  bietet  kein  sicheres 
Uoterscheldnngsmerkmal  der  Nationen.    £b  gibt  mehrere  Na- 
tionen, welche  dieselbe  Sprache  reden  (EnglSnder-die  englisch- 
sprechenden     Iren  -  Amerikaner  ;     Spanier  -  die  amerikanischen 
Nationen  spanischer  Zunge;  Portu;.nesen-Brasilianer :  DUnen-Nor- 
weger  usw.),  so  wie  anderseits  kleine  Sprachgemeinschaften  oder 
Bruchstücke  verschiedener  Spraehstämme  vorhanden   sind,  die 
lieb  mit   anderssprachigen   nicht   nur  als  politische,  sondern 
aneh  als  nationale  Einheit  betrachten,  also  Basken •  Spanier, 
Qretonen-Franiosen,  WalÜser-EnglKnder,  Bhätoromanen-  andere 
Sekweiser.  Aach  innerhalb  einer  Nation  mit  einheitlicher  Schrift- 
tpriehe  kQnnen  groÜBe,  nicht  nnr  als  mandartlich  an  charakteri- 
flierende  Unterschiede  der  Volkssprache  yorhanden  sein.  Man 
denke  an   den  Gegensatz    von  Hochdeutsch   und  Niederdeutsch, 
von  Fraiizosi>ch    und  Provencalisch.    Die  Religion    ist  heute 
nicht  mehr  Nationalreligion  ;  ein  und  dieselhe  Nati<in  kann  An- 
gehörige verschiedener  Beligionen   haben.    Doch  kann  auch  sie, 
gleich  der  Sprache,  eines  der  die  Nation  konstituierenden  Elemente 
nhu   So  sprechen  Kroaten  und  Serben  dieselbe  Sprache,  jene 
aber  gehören  der  römischen,  diese  der  griechischen  Kirche  an, 
vesbalb  sie  sich  als  getrennte  Nationen  fühlen.    Der  Staat  ist 
ebsafalls  kein  notwendiges  Element  der  Nation,  da  nicht  alle 
Kationen  staatlich  geeint  sind  and  mehrere  Nationen  oder  Teile 

J*llin«k«  IhM  Bacht  de«  modernen  Staate«.  I.  8.  Aufl.  8 
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von  Nationen  in  rinem  Staate  leben  können.  Anderseits  bat 
gemeiuöame  staatliche  Beherrschung  aiil'  Grund  räumlicher  Gemein- 
schaft') ia  li<)cb8teiii  Grade  zur  Auabildaiig  der  Nationen  bei- 
getragen. 

Ist  es  demnaeii  nnmöglich,  ein  einsiges  sicheres,  objektives 
Kriterium  der  Nation  anzugeben,  so  kann  ein  solches  auch  nicht 
durch  eine  feststehende  Kombination  mehrerer  Elemente  gefunden 
werden.   Daraus  ergibt  sich,  dab  die  Nation  nichts  Objektives 

im  Sinne  des  üusserlich  Existierenden  ist.  Sie  gehört  vielmehr 
zu  der  fj^rnfsen  Klasse  sozialer  Erschoiniinj;en ,  die  mit  Uufsereii 
MafsstUben  überhaupt  uiiht  <;oiii<*sscn  werden  können.  Nation  ist 
vielmehr  etwas  wesentlicli  Subjektives,  d.  h.  das  Merkmal  eines 
bestimmten  BewufHtseiusiahalte».  Eine  Vielheit  von  Menschen, 
die  durch  eine  Vielheit  gemeinsamer,  eigentümlicher  EiUtur- 
eloQaente  und  eine  gemeinsame  geschichtiiche  Vergangenheit  sich 
geein^  und  dadurch  tou  anderen  unterschieden  weiss,  bildet 
eine  Nation*).  Die  objektive,  durch  gemeinsame  Abstammung 
begründete  Gemeinsamkeit  einer  Vielheit,  die  Bassen-  oder 
Stammeseinheit  ist  so  alt,  wie  die  historische  Erinnerung  zurück- 
reicht,  und  weit  darüber  hinaus.  Die  subjektive  Einheit  der 
Nation  !iing('<r«'ii  i^t  ihrer  Natur  nach  ein  l'rodukt  iKlIierer  Kultur 
und  tritt  daher,  obwohl  schon  bln<2:st  im  Keime  vorhanden,  in 
voller  Stärke  erst  in  neuester  Zeit  auf.  Solange  sie  gar  nicht 
oder  nur  in  schwachen  Anfängen  da  ist,  gibt  es  keine  auf  irgend- 
welche innere  Qualitäten  des  Volkes  au%ebaute  politische  Theorie. 
Dafe  innerlich  zusammenhängende  und  daher  im  Glegensats  zu 
anderen,  auf  gleiche  Weise  geeinten  sich  fehlende  Vtflkerschaften 
sich  auch  nach  aufsen  hin  als  besondere  Staaten  darstellen  sollen, 
wird  weder  von  der  antiken  noch  von  der  mittelalterlichen  Politik 

Den  geographischen  Raum  als  Grundlage  der  Entstehung  der 
Nationen  hebt  hervor  A.  Kirchhoff,  Was  ist  national?  1902,  8.  Uff. 
Vgl.  auch  K.  Schmidt,  1,  S.  132  ff. 

*)  E.  Renan,  Qu'est  ce  qu'une  nation,  1882:  „üne  nation  est  une 
äme,  un  principe  spirituel,"  p.  'J6.   „I/homme  n'est  csolave  ni  de  sa 

raoo,  ni  do  f<n  lanpue.  ni  r('!if:;ion,  ni  du  conrs  des  flouves,  ni  de  Ia 

direotion  des  chaincs  dt*  Jaonta^Mics.  Tnc  gründe  agr^fjation  d'hommes. 
saino  d'esprit  et  chaudo  de  co  iir,  vr^v  iiiic  conscicnco  moralo  qui 
s'apptdle  unt!  nation,"  p.  '29.  Nation  im  rigeiitliclion  Siniio  ist:  „eine 
grüfsere  lit!VÖlkerun|;,  die  infolgt'  hol)er,  eigenartiger  Kulturleistungen 
ein  eigeoartiges  gemeinsames  Wesen  gewonnen  bat,  das  sich  auf  weiten 
Gebieten  von  Generation  sn  Generation  fibertrftgt*.  Neu  mann,  S.  132. 
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gefordert.  Auch  in  der  neueren  Zeit  geht  zunächst  die  natar- 
reehtiiehe  Staatslehre  von  dem  abstrakten  mensehlichen  IndiYidnnm 
ans;  daher  kennt  sie  nnr  den  juristischen  Gedanken  des  Staats- 
volkes,  von  der  Nation  als  dem  Volk  im  Koltarsinne  ist  in  ihr 
nirgends  die  Bede.  Noeh  im  18.  Jahrhundert  weiÜB  Montesquieu, 
der  alle  den  Staat  bestimmenden  Elemente  des  Volkslebens  sn 
Dntersnchen  trachtet  und  zuerst  den  Zusammenhang  zwischen 
Kocht  und  Nation  ahut  von  dem  staatHbil{lend<'n  Kiiiriiifs  der 
Nationen  nichts.  Dieser  KinHufs  isi  t  lx-ii  he(lni;::t  durcli  die 
StÜrke  der  nationalen  OtitllhU'.  Was  sich  als  Einheit  fühlt,  will 
auch  diese  Einheit  stärken  und  pflegen;  solche  Pflege  ist  aber 
nur  durch  eine  kräftige  Organisation  möglich,  die  nur  in  einem 
Staate  sn  finden  ist.  Daher  ist  die  Politik  noch  der  letzt- 
vergangenen  Jahrhunderte,  die  Staaten  ohne  iigendwelche  Bück- 
sieht  anf  die  nationalen  Eigensehaften  der  Bewohner  vergrOlserte, 
in  der  neuesten  Zeit  in  europRischen  L&ndem  entweder  unmöglich 
oder  gefthrlieh  geworden. 

Das  Wesen  der  Nation  ist  dynamischer  Natur.  Ein' 
Volk  kann  in  gröfserem  oder  geringerem  Grade  Nation  sein, 
tl.  h.  je  geringer  das  (refiihl  der  kulturellen  Zusammengehori^^keit 
ist.  desto  weniger  ist  die  Nation  aus^^^j'prägt ;  je  gnifser  di«'  Zahl 
und  je  b('d<'Utungsvoller  die  Art  der  einigenden  Kultiirclcincnte , 
desto  sUlrker  und  inniger  wird  das  Bewufstsein  der  Zusainmen- 
gehj>rigkeit  in  einer  nationalen  Gruppe.  Daher  kann  auch  der 
einselne  in  höherem  oder  minderem  Grade  sich  als  Glied  einer 
Nation  betrachten  gemlUs  dem  Umfang  und  der  Intensität  der 
nationalen  KnUurelemente,  die  anf  ihn  eingewirkt  haben.  Je 
hVher  die  eigenartige  Kulfair  eines  Volkes  steigt,  je  reicher  die 
seine  Glieder  verbindenden  geschichtlichen  Vorgange  sind,  desto 
entwickelter  auch  die  Nation ,  die  deshalb  auf  niederer  Kultur- 
stufe keinen  I*latz  findet.  Uni  das  Nationalgefilhl  zu  erzeugen, 
iiiufs  auch  noch  der  (Gegensatz  gegen  andere  Natiitnen  hinzu- 
kommen. Deslialb  haben  die  llelleiien  zwar  ein  Iuk  iu-ntwii  keltes 
>tammesgefUhl,  aber  kein  volles  Nationalgefühl  in  unserem  JSinne 
im  Verhältnis  zu  den  Barbaren  gehabt,  da  sie  diese  als  eigen- 
artige Kulturträger  nicht  anerkannten,  wie  denn  auch  den  Kömem 
das  Gefühl  des  Gegensatzes  zu  den  von  ihnen  unterjochten 
Völkern  als  gleichartigen  Kulturgemeinschaften  mangelte.  Ähn- 


1)  De  l'esprit  des  lois  1.  XIX. 
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liebe  Erscheinungen  zeigen  sich  noch  heute  im  Veihültnis  der 
zivilisierten  Nationen  zu  halb-  oder  tinririlisierten  Stilramen, 
Sofern  nicht  nnmittelbare  politische  Interessen  des  Heimatsstaates 
in  Betracht  kommen ,  ftahlt  sich  der  mit  ihnen  in  Bertthrnng 
Tretende  nicht  als  Deutscher)  Franzose,  Italiener  usw.,  sondern 
als  Europtter  oder,  den  Farbigen  gegenüber,  als  WeiÜMr. 

10.  Die  Gesamtheit  der  internationalen  Gesellscbafts- 
verhitltnisse  mnfs  ebenfalls  Gegenstand  spezieller  Forschung 
bilden,  um  zu  Kiolicren  Kcsultaten  Uber  ihre  Bedeutung  für  das 
Leben  des  Einzelstaatcs  zu  {j^elangcn.  Ein  Teil  dieser  Verhältnisse 
gehört  bereits  zu  den  im  voran<<i'henden  erwähnten  Materien. 
Kirehen  und  andere  religiöse  Genossenschat'ten ,  ( iesellsclmfts- 
klassen ,  Nationen  sind  häufig  nicht  in  das  Gebiet  eines  Staates 
gebannt.  Namentlich  die  grnfsen  Kirchen,  vor  allem  die  eiu- 
heitlich  organisierte  katholische  Kirche,  und  die  wirtschaftlichen 
Klassen  bilden  internationale  Gemeinschaften  von  grOfserer  oder 
geringerer  Intensität.  Das  gesamte  geistige  nnd  wirtschaftliche 
Leben  der  Kulturvölker  ist  kein  national  abgeschlossenes,  woraus 
sich  eine  Fülle  sozialer  Konseqnenzen  ergibt.  Weltausstellungen 
und  internationale  Kongresse  aller  Art  sind  die  sichtbaren,  jShrlich 
wiederkehrenden  Folgen  des  internationalen  Gesellschaftslebens. 
Aber  auch  die  souveränen  Staateji  als  Mitglieder  der  Völker- 
reohtsgenieinschaf't  bilden  die  niclit  organisierte  oder  doch  nur 
in  Geiegcnheitsorganisationen  sich  äufsernde  Staatengesellschaft, 
innnerhalb  welcher  die  politischen  Interessen  wechselnde,  oft 
einander  entgegengesetzte  Gruppen  bilden,  die  in  ihren  gegen- 
seitigen Beziehungen  den  Tvpus  der  den  Staaten  eingeordneten 
Gesellschaftsgmppen  wiederholen.  £Hne  dankenswerte  Aufgabe 
wäre  es,  den  besonderen  Einflufs  zu  bestimmen,  den  die  inter- 
nationalen Gesellschaftsverhältnisse  auf  die  einzelstaatliche  Rechts- 
ordnung austtben.  Der  ganze  Verfassungsbau  der  modernen 
Staaten  ist  durch  sie  mitbedingt.  Die  bei  allen  individuellen 
Unterschieden  doch  in  vielen  Stücken  auflkllende  Gleichartigkeit 
der  Struktur  der  modernen  Staaten  beruht  trotz  der  Kiuwirkuiitr 
der  «'Ugli>clieu  und  l"raii/.<'>i.>t  li('u  Institutionen  auf  die  der  übrigen 
Staaten  keineswegs  auf  (b  in  liIolsi*u  Hezi])ieren  eines  äufserlicli 
nachg<'ahuiteu  fremden  Hiclit.  s.  sondern  vielmehr  auf  der  Gleicli- 
artigkeit  der  geselisi-haftlnii.'H  Vi-rhältnisse.  Diese  haben  auch 
die  Wirkung  gehabt,  da£s  die  Grundziige  der  modernen  Ver- 
waltungsorganisation, und  zwar  nach  französischem  Muster,  im 
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iMfe  des  19.  Jahrhunderts  in  den  europäischen  Staaten  wesentlich 
die  gleichen  geworden  sind.  Ebenso  greifen  in  der  Gegenwart 
Juaft  der  Gleichartigkeit  der  aosialcn  Verhältnisse  •ozialpolitische 
Beformen,  die  in  einem  Staate  Toigenommen  werden,  sofort  Uber 
diesen  Staat  hinaos,  wie  die  Geschichte  des  Arbelterschutses  nnd 
der  Arbeiterrersichemag  beweist. 

11.   In  den  vorstehenden  Erffrternngen  ist  schon  darauf  hin- 
irewiesen .   dafs  der  Staat   nicht  mir   von  deu   anderen  gesell- 
««chattlichen    \'erliiiltnissen    beeinfiufst    wird,    sondern    auch  auf 
üie    selbst    bestimmend  einwirkt.     Die    Art  dieser  Einwirkung 
niB^    Gegenstand    besonderer    wissenschaftlicher  Untersuchung 
sein.    Von    dieser  Art  sei  hier  noch  einiges  Wichtige  hervor- 
gehoben.   Zu  scheiden  ist  Tor  allem  die  bewufste,  beabsichtigte 
TOD  der  nnbewnlaten ,  anbeabsichtigten  Wirkung.   Die  letstere 
nimlichy  die  in  der  Theorie  häufig  ttbersehen  wird,  ist  in  der 
Begel  viel  stärker  als  die  erst«.   Auf  Bildung  und  Bestand  der 
Nationen ,  auf  Ausbreitung  und  Rückgang  von  Religionen ,  auf 
Hervorl)riii;j:un;i    und    Ausgleiclmng    sozialer    Unterschiede  sind 
-tantliflie  Institutionen,   selbst  wenn  .sie  unmittelbar  ganz  andere 
Zwecke    vertolgten,    von    bedeutendstem    Einflufs  gewesen.  Ein 
Uaaptbeispiel   dieser  Art   aus   der   neueren   Zeit   ist   die  Zer- 
reibung    der   feudalen    Gesellschaft    in   Frankreich    durch  das 
absolute  Königtum  gewesen,  das  keine  andere  Macht  im  Staate 
neben  sich  dulden  wollte.    Durch  die  konsequente  Politik  der 
R<(nige  wurde  aber  sugleich  die  Gesellschaft  nivelliert  und  der 
Demokratisierung  nähergebracht,   wodurch  der  Revolution  die 
Wege  gebahnt  wurden^  —  ein  Resultat,  das  ganz  aufserhalb  der 
Bereclmung  der  Monarchen   lag   und   lie;xen  mufste.    Sogar  auf 
>^)ir;iclie   und  Literatur  hat  der  Staat  oft  einen  bedeutenden  un- 
^»eabsichtigten  EinHufs  ^elüibt.    In  einem  Staate  mit  verschiedenen 
sprachen    und   Dialekten  ist  die  Sprache   des  Königs  und  der 
höchsten  Behörden  in  der  Regel  die  Schriftsprache  geworden 
iio  hat  nicht  zum  geringsten  die  Herrschaft  dor  nordfranzösischen 

*)  Von  dem  Einflnib  des  Staates  auf  die  Sprache  ist  merliwürdiger- 
weise  sowohl  in  der  Staats-  als  in  der  spiachwissenschaftlichen  Lite- 
ratur kaum  die  Rede.  Bei  Arnold,  Kultur-  und  Rechtaleben,  1865, 
8.  67,  finden  sich  einige  recht  allgemein  gehaltene  Andeutungen;  v<m 
fjrgtematischer  Untersuchung  dieses  interessanten  IMohlems  ist  mir 
nichts  bekannt.  Nenestens  einige  Bemerkungen  bei  LinUner,  a.  a.  O. 
b.  161 1 
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Könige  die  einst  so  blühende  provenc^alische  Sprache  schliefinlich 
aof  die  Bolle  eines  Dialektes  herahgedrttckt;  so  ist  die  kaetilisch« 
Sprache  gegenttber  der  katalanieehen  eeit  der  Einigung  Spaniens 
nnter  den  kastilisehen  Monarchen  die  alleinige  spanische  Schrift* 
spräche  geworden,  wie  denn  anch  die  hochdeutsche  Sprache  die 
der  Heichsbehörden  war.  Gesonderte  politische  Entwiekinng  hat 
mitgewirkt,  das  Holländische  von  einem  niederdeutschen  Dialekt 
7A\  einor  besonderen  Sprache  zu  erheben.  Die  internationale 
Binlcutun^  und  Ausbreitung  einer  Sprache  ist  mit  der  Staatsmacht 
aufs  innigste  vcrknüptt.  Selbst  auf  die  eigentümliche  Ausbihluug 
des  Volkscharakte rs  ist  die  Art  des  Staates  von  gröfstem  Einilufs. 
Grewtfhnnng  an  Befehlen  und  Gehorchen,  Möglichkeit  eines  siel- 
bewnfsten  Handelns  gemäCs  den  gegebenen  politischen  Ver- 
hlUtnissen,  Vertrauen  in  die  Einsicht  nnd  Oerechtigkeit  der  Re- 
gierung, auf  die  Stetigkeit  der  staatlichen  Entwicklung,  und  was 
die  mannigfaltigen  staatlichen  Verhxltnisse  sonst  sein  m(Sgen, 
wirken  auf  die  ganze  Denk-  und  Handlungsweise  der  Menschen 
in  höchstem  Mafse  ein.  Mit  tiefdriiigeiKleni  Blicke  hat  das  zuerst 
Plato  erkannnt,  indem  er  den  verschiedenen  Staatsfonnen  ver- 
schiedene Charaktere  entsprechen  lufst  M.  In  dem  Durchschnitts* 
Charakter  des  Deutschen,  des  Österreichers,  des  Russen  usw.  ist 
der  Einflnfs  der  spezifischen  Ausgestaltung  ihrer  Staaten  deutlich 
SU  erkennen. 

Aus  diesem  Zusammenhan?  wird  auch  der  Geftlhlswert  des 
Staates  und  der  staatlichen  Institutionen  su  erklären*  sein.  Zu 
den  nicht  su  berechnenden  Wirkungen  des  Staates  gehört  nicht 

Bum  geringsten  die  Erzeugung  politischer  Gemeingeftlhle  seiner 
Glieder,  die  für  seine  Scliicksale  von  der  höchsten  Bedentuii';  ^ind. 
Vaterlandslit'be  und  Staatsj^elühl  sind  die  mächtigsten  iii<»ralisehen 
Garantien  des  Bestandes  und  Wachstums  der  Staaten.  Grund- 
legende Institutionen,  wie  die  des  Königturas,  nehmen  ihre  Kraft 
viel  weniger  aus  dem  Buchstaben  der  Gesetze  als  aus  gefUhls* 
mäfsigen,  durch  uraltes  Herkommen  gefestigten  Überlieferungen. 
In  den  Beziehungen  su  den  anderen  Staaten  entsteht  ein  das 
Volk  beherrschendes  politisches  Ehi^fÜhl,  das,  von  aller  Beflexion 
unabhängig,  ein  den  Gang  der  Geschichte  in  gewaltiger  Weise 
mitbestimmender  Faktor  ist.  Selbst  bei  Staaten,  die  ans  einander 
widerstrebenden   Elementen   zusammengesetzt  sind,    zeigen  sich 


»)  Rep.  Vill,  M4  tt. 
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diese  Eneheiniuigeii,  nicht  minder  in  Staaten,  die  ohne  Blicksicht 
tnf  eine  nationale  Basis  gBbildet  worden  sind.  In  den  am  Anfang 
des  19.  Jahrhunderts  ans  einem  bunten  Gewirre  von  Territorien 
trad  StSdten  des  alten  Reiches  gebildeten  sttddentscben  Staaten  ist 

binnen  kurzem  ein  im  neuen  Reiche  fortdauerndes  partikula- 
ristisches  Staatsgefühl  entstanden,  das  selbst  die  Erinnerung'  an 
die  früheren  pdlitischen  Verhultnisse  giinzlicli  ausgeh'ischt  hat.  Der- 
artige Wirkungen  können  aus  den  mit  Bewufsteiii  geschafl'eneu 
Einrichtungen  der  Staaten  nicht  erklärt  werden. 

Nur  diese  beabsichtigte  Wirkung  des  Staates  auf  die  (t<>soI1- 
Bcbaft  hat  man  im  Auge,  wenn  man  ihm  nur  geringen  Einflufs 
auf  die  socialen  Verhältnisse  suschreibt.  Denn  das  spesifische 
Maebtmittel  des  Staates^  die  Herrschaft ,  ist  wie  alles  von  aulsen 
Kommende  nicht  geeignet,  tiefgreifende  Umgestaltungen  an  ver- 
anlassen,  die  sich  teils  im  Innern  der  Menschen  yollsiehen,  teils 
auch  da,  wo  sie  in  die  iufsere  Erscheinung  treten,  jeder  Nnfeeren 
Gewalt  spotten.  Die  Interessengemeinschaft  z.  H.  zwischen  den 
Mitgliedern  einer  wirtschat'tlicht  ii  Klasse  zu  zerstön'n ,  ist  keine 
Zwangsgewalt  imstande.  W«»  Staatsgewalt  aber  gebraiiclit  wird, 
um  ein  bestimmtes  soziales  Kesultat  herbeizuführen,  da  liegt  der 
^hliefsliche  Effekt  ganz  aolserh&lb  der  Berechnung.  Die  Bauern* 
befreiung,  die  Anerkennung  der  wirtschaftlichen  Freiheitsrechte, 
die  Mobilisierung  des  Grundbesitzes  haben  im  hdclisten  Grade 
auf  die  Umgestaltung  der  modernen  Gesellschaft  eingewirkt,  aber 
Mals  und  Art  dieser  Einwirkung  ist  nur  sum  geringen  Teile  im 
BewuCBtoein  der  Urheber  dieser  Maßregeln  gewesen,  die  zudem 
grofisentails  snerst  in  der  Form  gesellBchaftticber  Anforderungen 
an  den  Staat  aufgetreten  sind.  Ausnahmsweise  allerdings  kann 
durch  Anwendung  brutaler  Macht  der  Stuat  ein  festes,  wenn  auch 
nur  negatives  soziales  Resultat  erzeugen,  wie  z.  B.  Gegen- 
reformation und  franzfisische  KonventsherrMliai't  gezeigt  haben. 
Aber  auch  solche  Kesultate  sind  begrenzt  und  nicht  von  Dauer, 
wie  durch  die  Anerkennung  der  ('laubensfreiheit  in  den  katho- 
lischen Staaten  und  die  französische  Restauration  bewiesen  wurde. 

Darum  zeigt  die  Gesellschaftslehre  die  Grenzen  des  staat- 
lichen Könnens.  Die  fortschreitende  Änderung,  Entwicklung 
und  Rückbildung  der  gesamten  Gesellschaft  kann  der  Staat  seinen 
Absichten  gemtb  nur  innerhalb  enger  Grenzen  regeln.  Zwar 
kann  er  den  Strom  der  sozialen  Verhältnisse  durch  seine  be« 
Wulste  Tat  um  einige  Fufs  breit  ablenken  oder  die  Gesehwindig- 
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keit  seines  Falles  um  einiges  mebren  oder  mindern ,  des  ihm 
unbekannte  Ziel  jenes  Stromes  jedoch  yermag  er  nicht  zu  be- 
stimmen und  nicht  sn  verrtlcken. 

Damit  stellt  sieb  die  soziale  Betrachtungsweise  des  Staates 

als  notwendiges  Korrektiv  der  juristischen  dar.  Die  Rechtslehre 
behauptet,  dafs  der  souverÄne  Staat  jeder  anderen  organisierten 
Gewalt  überlegen,  kein«'r  Untertan  soi.  Aber  den  ;,M'waltigen 
Mächten  des  sozialen  Lebens,  die  nicht  in  der  Form  bewufster 
Willensmacht  wirkr'u  ,  ist  der  Herrscher  selbst  Untertan.  Möge 
der  Jurist  sich  daher  httten,  seine  Nnrmenwelt,  die  das  Staats- 
leben behenrschen  soll,  mit  diesem  Leben  selbst  au  verwechseln. 
All  die  formal-juristischen  Vorstellungen  von  Staatsallmacht,  die, 
hypothetisch  aufgestellt,  ihre  gute  Berechtigung  haben,  ver- 
schwinden, wenn  man  von  der  Welt  der  juristischen  Möglichkeiten 
in  die  Wirklichkeit  der  Gesellschaft  blickt.  Da  wogen  die  histo- 
risclu'ii  Kräfte,  die  das  An-sich  der  Staaten  bilden  und  zerstören, 
das  jenseits  alh'r  juristischen  Konstruktion  besteht.  Von  diesem 
An-sich  gilt,  was  mit  genialem  Worte  der  vielvorlästerte  deutsche 
Denker^)  ausgesprochen  hat:  Für  Werden,  Sein  und  Vergehen 
der  Staaten  gibt  es  kein  anderes  Forum  als  die  Weltgeschichte, 
die  das  Weltgericht  bildet.  Seine  Normen  sind  aber  sicherlich 
nicht  die  des  Juristen. 

0  Vgl.  Hegel,  a.  a.  O.  S.  423  ff. 
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Der  Name  des  Staates. 


•  Die  Gescbichte  der  Tenqjinologie  einer  WisseoBchaft  ist  eng 

Terknttpft  mit  der  Geschichte  der  Wissenschaft  seihst.  Es  be- 
steht eine  ununterbroolicne  Wechselwirkung'  zwischen  Wort  und 
Sinn.  Das  Wort  hat  lülutijr  fler  ganzen  Wissenscliaft  eiuet*  Volkes 
oder  einer  Epoche  dt  ii  Wcf^  «gewiesen. 

Den  Griechen  hiel's  der  Staat  /r(>/.ic,*,  war  dalier  identisch 
mit  der  Stadt,  einer  der  Hauptgründe,  weshalli  die  griechische 
i^tantswis.><enschart  sich  auf  dem  Boden  des  Stadtstaates  bew^g^e^ 
den  Land-  oder  Fläcbenstaat  jedoch  niemals  an  erfassen  ver- 
mochte.  Wird  Ton  solchen  Staaten  gesprochen,  so  werden  sie  nnr 
als  Inbegriff  der  Bewohner  bezeichnet  (oi  u^Xyvmoi,  of  lUfjoai) ; 
iigendeine  Beseicbnnng  je4och,  welche  die  fiesiehung  der  Be« 
wohner  xnm  Territorinm  snm  Ansdmck  brächte,  hat  niemals 
gröbere  Bedentnng  gewinnen  kOnnen  Anch  yon  der  noXtg  ist 
oft  in  gleicher  Weise  die  Rede ;  die  Athener,  'i'hebaner,  Korinther 
werden  mit  ihren  (Jemeinwesen  völlig  identifiziert.  Ubjcktiv.  als 
Inbegriff  des  einem  Volke  Gemeinsamen,  wird  der  Staat  als 
TO  xoij'o»'  bezeichnet,  lo  all  diesen  Vorstellungen  tritt  das  ding^ 
liehe  Element  weit  hinter  das  personale  zurUck.  Die  Bürger- 
jsrpmeinde  ist  identisch  mit  dem  Staate.  Daher  wird  auch  die 
öffentliche  Kechtsstellnng  der  Individuen  niemals  bedingt  durch 
Zugehörigkeit  zum  liande»  sondern  stets  nur  durch  Mitgliedschaft 
m  der  Baigergemeinde  oder  durch  ein  SchutsTerhflltuis  zu  ihr. 


Wohl  findet  sieh  ^tu^a  als  synonym  mit  nohq  oder  beseichnet 
das  Landgebiet  des  Staates  im  Gegensats  snr  Stadt;  vgl.  die  Stellen 
bd  Stephanus,  Thesanms  graecae  lingoae  h.  v.,  hat  dann  aber  fiber- 
wiegend die  Bedentnng  von  regio»  nicht  von  civitas. 
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Aucli  die  römische  ijolitische  Terminologie  weist  denselben 
Typus  auf.  Der  Staat  ist  die  civitns,  die  Gemeinde  der  Voli- 
bttiger  oder  die  res  publica,  das  der  Volksgemeinde  GemeiuMine. 
dem  griechischen  Ausdruck  to  xmpov  entsprechend.  Italien  and 
die  ProTinsen  sind  sunttchst  nur  Bundesgenossen  und  abhüngige 
Landschaften  der  einen  Stadt  Volles  Bargerrecht  wird  nur  dem 
in  der  Stadtgemeinde  Aufgenommenen  suteil;  der  eivis  Bomanus 
ist  und  bleibt  rftmischer  Stadtbtirger.  Aber  aus  der  Stadt  Rom 
wächst  (\vr  gewaltigste  Fliu  henstaat  des  Altertums  hervor.  Diesen 
Übergang  vormag  die  römisch«*  Terminologie  mir  unvollkommen 
mitzumachen,  indem  sie  die  liefehlsgewalt  der  Regierung  mit  dem 
römischen  Staate  identifiziert  utkI  so  die  res  publica  in  das 
Imperium  wandelt.  Damit  wird  das  wesentlichste  Element  des 
Staates  Ton  den  Staatsgenossen  in  die  Staatsgewalt  gel^;  die 
res  populi  wird  gleichsam  cur  res  imperantis. 

Neben  diesen  Beseichnungen  wird  wie  im  Griechischen  der 
Name  der  Völkerschaft  für  den  Staat  gebraucht ,  wie  denn  aach 
abstrakt  popnius  und  gens  den  Staat  bedeuten 

Den  Wechsel  der  staatlichen  Verhältnisse  in  der  ger- 
manischen Welt  spiegelt  die  Sprache  getreulicii  wider.  Das 
deutsche  „Reich",  dem  lateinischen  regnum  entsprechend,  aus 
d<'m  regne,  regno,  reign  entstanden,  bedeutet  zuvörderst  die 
Uerrschaft,  und  zwar  die  fUrstliche       Dasselbe  ist  mit  den  dem 

')  Im  späteren  Latein  liiidet  sieh  ntatt  respuliiica  das  a])straktere 
Status  reipublicuu,  so  vor  ulicin  bei  Ulpian  1.  1  §  2  1>.  de  iust.  et  iure 
1,  1.  Sogar  Status  Romanus  in  der  Bedeutung  von  rGmischem  Staat 
findet  sich  schon  bei  Aurelius  Victor,  de  Caesaribas  (geschrieben 
im  Jahre  S60)  cap.  24  §  9:  „Romannm  statum  quasi  abrupto  praecipita- 
vere"  (nämlich  die  Nachfolger  des  Alezander  Seyerus),  ferner  bd  Am> 
Biianus  20,  8  §  11  sum  Jahre  860  in  mnem  Briefe  des  Caesar  Julian 
an  Constantiiis  Augnstus:  „baoc  statu!  Romano  prodesse"  und  auch  bei 
Orosius,  ed.  Zangemeister,  II,  o,  9:  „trecenti  Fabii,  vere  clarissima 
Komani  status  hnniim'*,  (^assiofior  ed.  Mommseii,  p.  422,  5:  „Romanum 
•itatiun  in  coniinio  geiitium  f^iil)  tranqnillitate  regio  in  media  urbe  con- 
fundi.'*  In  diesen  und  anderen  SteUen .  auf  di»'  mich  Karl  Zange- 
meister aufmerk.«?am  gemacht  liatte,  wird  aber  trotzdem  Status  niemals 
absolut  als  Staat  schlechthin  bezeichnet.  Die  Vermutung  von  H.  A. 
Zaehariae,  I,  S.  4P  (vgl.  auch  Bluntschli,  Lehre  vom  modernen 
Staat,  1,8.  24,H.  Schulse,  Einleitung  8.124),  dafs  „Staat"  aus  jener 
Ulpianschen  Stelle  subintdligiert  worden  sei,  entbehrt  daher  der  Be- 
gründung. 

«)  fber  die  Vieldeutigkeit  dieses  Wortes  vgL  Gierke,  Das  Ge- 
nossenschaftsreoht,  II,  S.  670  ff. 
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lateiniHcheu  ^imperinm"  entstammenden  AuBdrUcken  imperio, 
eapire  der  Fall.  £iae  allgemeine ,  Monarchien  wie  Republiken 
tmfiissende  Bezeichnung  ist  nicht  vorhandeu,  zumal  eine  der 
Lendesapraelien  sich  bedienende  Staatswiasenschaft  erst  im 
16.  Jahrhundert  hervortritt  Aulserdem  haben  die  erwähnten 
Beieichnni)«!:('n  nur  auf  gröfsere  Staaten  Anwendung.  In  der 
lateinischen  Lil.'ratur  werden  auch  die  altiöinischen  Teiinini  ge- 
braucht, jedoch  wird  mit  civitas  iu  der  Kegel  ein  städtische» 
Gemeinwesen  bezeichnet*). 

Im  schUrf'sten  Gegensatz  zur  antiken  Auffassung  steht  die 
Bezeichnung  des  Staates  als  Land,  terre,  terra,  die  der  mittel" 
aharUchen  Terminologie  geläufig  ist.  Indem  sie  den  Schwerpunkt 
des  Staates  in  dessen  territoriales  Element  legt,  entspricht  sie 
dem  historischen  Tatbestände  der  nunmehr  weitaus  überwiegenden 
Ftichenstaaten  und  der  Bedeutung,  die  Grund  und  Boden  ftlr  die 
Eotfaltntigr  politiseher  Macht  hatten').  Obwohl  ftor  grofse  und 
kleine  Staaten  anwendbar,  fehlt  diesem  Terminus  die  volle  13e- 
ftimmtluMt  und  Abf^renzung,  weil  er  einerseits  Stadtstaaten  nicht 
mituuifarst  und  anderseits  auch  nichtstaatliche  Bildungen,  J^and- 
i^haften  und  Provinzen,  mit  ihm  bezeichnet  wurden.  Trotzdem 
hat  dieser  Terminus  nicht  alle  Bedeutunjj:  verloren.  In  Deutsch- 
land Ist  offiziell  von  Landesgesetaen  die  Rede,  und  in  der  Wissen- 
schsft  bat  sich  der  Ausdruck  „Landesstaatsrecht"  fttr  das  Becht  der 
Gliedstaaten  eingebtirgort.  In  der  Bezeichnung  „Landtag^  für  die 
Kammern  ist  noch  immer  die  Erinnerung  an  das  alte  Territorial- 
staatsrecht lebendig.  Auch  Ungarn  bezeichnete  bis  1887  die  offizielle 
deutsche  Ausg^abe  seiner  Gesetze  als  Landesgesetzsammlung. 

Dem  Hediirthis  nach  einem  allgemeinen,  sämtliche  staatliche 
Bildungen  umfassenden  modernen  Worte  wurde  zuerst  in  Italien 
entsprochen.  Für  die  maauigfaltigen  itaiieuischeu  Staaten  waren 
weder  die  Bezeir Inningen  regno,  imperio,  terra  passend,  noch  war 
cittfc  vermögend,  den  staatlichen  Charakter  von  Venedig,  Florenz, 

')  V-l.  aurli  Gicrke,  Genossenaclmftsreiht,  III,  S.  356, 
-)  Für  die  mittelalterliche  Auffa-ssung  im  Gegensatz  zur  antiken 
ist  es  bedeutsam,  dafs  „Stadt",  „Burg"  oder  „Wik"  territoriale,  nicht 
persoDsle  Bezeichnungen  der  kommunalen  Gemeinwesen  rind,  so  dafs 
sodi  das  lateinische  civitas  im  Hittelalter  zu  einem  lokalen  Begriff 
wild,  aus  dem  erst  oivis  abgeleitet  wird,  daher  auch  dtoyen,  citadin, 
eitt&dino,  Citizen;  Gierke,  Genossenschaftsrecht,  II,  S.  579  ff.  Doch  ist 
deagegenftber  auch  daran  zu  erinnern,  dafs  für  den  Griechen  ebenfalls 
viiti  der  primAre,  noJJtiie  der  abgeleitete  Begriff  war. 
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Genua,  Pisa  zu  bezeichnen.  Da  wird  denn  aus  dem  vieldeutigen 
Wort  State,  das  zuerst  mit  dem  Namen  einer  Stadt  verbunden 
wird  (etato  di  Firense  usw.),  ein  gans  farbloser  Terminus  g^- 
flchaffen,  der  auf  jeden  Staat,  ob  Monarchie  oder  Bapnblik,  ob 
grofis  oder  klein,  ob  Stadt-  oder  FUlehenstaat,  anwendbar  ist. 
Jakob  Bnrckhardt  meint,  dafs  die  Herrschenden  und  ihr  An- 
han<;  zusammen  1o  stato  hiefsen  nnd  dieser  Name  dann  die  Be- 
deutung des  gesamten  Daseins  eiiu*s  Territoriums  usurpieren 
durfte*).  \Valirs(ln'inlirIi(T  aber  hcdcutct  es,  dem  antiken  Sinn 
von  Status  entsprechend,  die  Verfassung,  die  Ordnung.  Sehon  zu 
Beginn  des  15.  Jahrhunderts  in  diesem  Sinne  nachweisbar*),  ist 
stato  am  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  bereits  die  allgemein  an- 
erkannte Bezeichnung  flUr  jeden  Staat.  Mit  dem  Auftauchen  der 
modernen  Staatsidee  ist  auch  das  entsprechende  Wort  gefonden. 
Das  lehrt  in  angenfiüliger  Weise  der  Satt,  mit  welchem  Machia- 
▼  ei Ii  seinen  Principe  beginnt:  Tntti  gli  statt,  tutti  i  dominj  che 
hanno  a^nto  ed  hanno  imperio  sopra  gli  nomini,  sono  stati  e 
sono  o  repubbliche  o  principati 

Tm  Laufe  des  16.  und  17.  Jaiirliunderts  dringt  sodann  das 
Wort  in  die  französische,  englische  und  deutsche  Sjuaclie  ein. 
In  Frankreich  hat  noch  Bodin  (1576)  die  Bezeicliuung  repu- 
blique  für  den  Staat,  während  estat  ihm  eine  bestimmte  Staats- 
form  heifst,  daher  er  vom  estat  aristocratique  nnd  estat  popnlaire  *) 
spricht.    Wenige  Dezennien  später  wendet  jedoch  Loy  se an*) 

<)  Die  Kultur  der  Renaissance  in  Italien,  1860,  S.  2,  Note.  Nach 

Bfimelin,  Statistik,  in  Schonbergs  HB.,  2.  Aufl.,  IIT,  S.  700,  hätU  stato 
zuerst  in  Gesandtenberichten  dazu  gedient,  die  in  jedem  Gemeinwesen 
festen  und  ständigen  Gewalten  und  Amter  und  dann  die  Herrschafts- 
gebiete selbst  7.U  bezeichnen.  Zur  Geschichte  des  Worten  stato,  6tat, 
Staat  vgl.  iiuninelir  aucli  Nys,  l.'Ktat  et  la  nation  de  rKtat,  Kevue 
de  droit  international,  li^ul,  p.  420  ti'.,  und  Ed.  Loening,  a.  a.  O. 
S.  907  ff. 

^  Ganz  Vereinselt  kommt  Status  »  Staat  schon  in  England  im 
14.  Jahriiundert  vor.  Dncaage-Uenschel,  Glossartnm  mediae  et 
infimae  latinitatis  s.  y.  Status. 

*J  Hachiayelli  darf  daher  mit  vollem  Beeht  ab  derjenige  be- 
seichnet  werden,  welcher  das  Wort  ,,8taat"  in  die  wissenschaftliche 
Literatur  eingeführt  hat. 

*)  Six  livres  de  la  rdpublique  II,  ch.  Vi,  VII.  Doch  wird  bereits 
um  diese  Zeit  in  der  amtlichen  Sprache  6tat  im  Sinne  von  Staat  ge- 
braucht,    l.oeniiifr,  a.  a.  ().  8.  908. 

^)  Traite  des  Seigneuries.   Paris  160Ö,  p.  25. 


Digitized  by  Google 


Fünftes  i^apifcei.  Der  Nwne  des  Staates. 


127 


efttt  bereits  in  demselben  umfassenden  Sinu  an  wie  Macbiavelli 
du  entsprechende  italienische  Wort.  In  England  wird  stat«  ale 
tadmiscLo  Bezeichnung  des  Staates  bereits  häufig  von  Shakespeare 
gsbrancht^).  In  I>eat8ehlaiid  sehwankt  die  Bedentang  von  statna 
kage  Zeil.  Anfimg  des  17.  Jahrhunderts  ist  snerst  vom  statns 
reipnUieae  die  Bede,  der  abgekttrzt  als  der  „ganae  Status*  im 
Oigensats  znm  Hof-,  Kriegs-,  Kammerstaat  den  „gesamten  Zu- 
stand der  allgemeinen  Angelegenheiten  des  Landes"  bezeichnet^). 
.Späterhin  wird  auch  wohl  vom  Status  publicus  gesprochen.  Lange 
aber  ist  die  Terminologie  noch  sehr  unsiclier,  und  es  wird  mit 
demselben  Wort  der  Hof  oder  <lie  Kammer  des  Fürsten  be- 
leiehnet^).  £r8t  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  konsolidiert 
rieh,  wohl  unter  dem  Einflüsse  der  staatswissenschafUichen 
Literatur,  der  Ausdruck  in  der  Weise,  da(s  er  ohne  jeden  Beisats 
das  gesamte  politische  Gemeinwesen  beaeiehnet.  Erst  in  den 
totsten  Decennien  des  18.  Jahrhunderts  ist  dieser  Proiels  be- 
endigt, entsprechend  der  im  allgemeinen  Bewuistsetn  sich  voU- 
liehenden  Umwandlung  der  Territorien  in  Staaten.  Noch  aber 
haftet  dem  Worte  „Staat"  ein  Doppelsinn  an,  dessen  Spuren  sich 
bis  in  die  Gegenwart  verfolgen  lassen.  Staat  heilst  niliiilirh 
auch  Provinz  oder  Landschaft  mit  besonderer  Verfassung"*),  in 
diesem  Sinne  wird  offiziell  von  den  königlichen  preufsischen  Staaten 
gesprochen,  als  Ländern  eines  Fürsten,  der  zugleich  König  von 
Prsuisen  war.  Noch  heute  werden  die  preuIiBischen  G^esetse  in 
der  .Qeseta-Sammlung  fllr  die  Königlichen  Preufsischen  Staaten** 
Teikllndigt*). 

Ebenso  aber  ist  in  Osterreich  in  dem  Patent  vom  11.  August 
1804,  durch  welches  Franz  II.  den  Titel  eines  erblichen  öster- 
reichischen Kaisers  annimmt,  von  dem  „unzertrennlichen  Besitze 
Unserer  unabhängigen  Königreiche  und  Staaten"  sowie  von 
R  Unseren  Königreichen  imd  andern  Staaten die  Kede,  was  in  der 


0  VgL  die  ZusarnmensteUung  bei  AI.  Schmidt,  Shakespeare- 
Leiikon,  8.  ed^  II,        p.  llia 

*)  Stölsel,  Brandenbuig-PreufrenB  Reehtsverwaltung  uodBeehts- 
rsrlassang,  I,  1888,  S.  19. 

•)  Schulze,  a.  a.  O.  S.  21  ff. 

*)  Vgl.  Adelung,  Vorsuch  eines  vollst.  grammat,-krit.  WörtOT- 
baehes  der  hochdeutschen  Mundart,  s.  v.  „Stfiat". 

*)  Vgl.  dazu  H.  Scbulxe,  Preufsisches  Staatsrecht,  2.  Aufl.,  I, 
1888,  S.  139,  Note  2. 
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heutigen  offiziellen  Spraclie  nichts  anderes  als  „Königreiche  und 
Länder"  bedeutet,  wie  klar  aus  der  weiteren  Bezeichnung  der 
damals  noch  im  Verbände  des  Deutschen  Reiches  stehenden 
deutBchen  Erblaude  als  „£rb -Staaten**  ^)  benroiig;dht.  £b  ist  der- 
selbe Sprachf^brauch  wie  in  Preofsen,  der  sich  an  dieser  Stelle 
geltendmacht.  Deshalb  enthttlt  auch  die  Stelle  des  Patentes, 
die  vom  „vereinigten  Oesterreichischen  Staaten-Körper*  sprieht, 
mit  nichten  die  Anerkennung  der  Österreichischen  Lftnder  als 
Staaten.  Das  lehrt  auch  die  Abdikationsnrkunde  Franz'  II. 
vom  G.  August  1806,  in  welcher  der  Kaiser  erklärt,  dafs  er 
seine  deutschen  ^Provinzen  und  Reichsländer^  „in  ihrer  Ver- 
eini^'un^-^  mit  dem  ganzen  österreichischen  Staatskorper**  fortan 
als  Kaiser  von  Österreich  regieren  werde.  Selbst  in  kleineren 
Staaten  findet  man  in  dieser  Zeit  denselben  unklaren  Sprach- 
gebranch. Ktfnig  Friedrich  von  Wllrttembeig  spricht  gelegent- 
lich der  Schöpfung  des  Königreichs  ans  Alt-  und  Neuwttrttembeig 
in  seinem  Oiganisationsmanifest  vom  18.  Mllrs  1806  von  seinen 
,,zu  einem  Ganzen  vereinigten  alten  und  neuen  Staaten" 
Noch  1820  sprechen  die  badischen  Bevollmächtigten  zu  den 
Wiener  Ministerialkont'erenzen  von  den  Staatini  des  Orof'-lierzojrs 
von  Baden '^).  Irgend  welche  staatsrechtliche  Deduktion  aus  all 
diesen  Bezeichnungen  ist  ganz  unzulässig.  Bezeichnend  aber  ist 
es  namentlich,  dafs  selbst  die  beiden  deutschen  Grofsmächte  bis 
zur  Auflösung  des  Reiches  den  si^harf  abgegrenzten  Begriäf  des 
Staates  in  ihrer  offiziellen  Terminologie  nicht  gekannt  haben 

Neben  „Staat*  sind  auch  heute  noch  andere  Bezeichnungen 
fttr  das  politische  Gemeinwesen  gebrXuchlich.  Der  nach  auCsen 
gewendete  Staat  helfet  Macht,  pnissance,  potenza^  power,  welche 


*)„....  80  ist  solches  ....  dann  von  denjenijicen  Unserer  Erb- 
Staaten  zu  verstehen,  welche  bisher  mit  dem  Römisch-Deutscheu  l^eiche 
in  unmittelbarem  Verbände  gestanden  sind,  und  auch  in  Zukunft  die 
nftmlichen  Yerliftltniase  mit  demselben  ....  beibehalten  sollen." 

*)  Rejscher,  Sammlung  der  württ  Gesetze,  III,  8.  247. 

*)  Aegidi,  Die  SchluflMkte  der  Wiener  Ministerialkonfereasen, 
ß.  182. 

*)  Eüx  die  Geschichte  des  deutschen  Wortes  „Staat''  im  Verhältnis 

zu  seinem  romanisclien  Ursprung  ist  es  interessant,  dafs  einerseits  die 
niederländischen  Stände  Genoralstaaten  ,  also  Staat  —  Stand,  be- 
zeichnet wurden,  anderseits  die  Schweizer  Kantone  noch  heute  oftizicU 
Stände  (man  sj)richt  z.  B.  von  dem  Stiipderat,  den  Standesstimmeu) 
genannt  werden,  also  Stand  —  Staat. 
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AnsdrUckc  der  diplomatischen  S])rachc  geläufig  sind,  Klxnso 
wird  auch  Volk,  nation,  nazioue,  in  ^lachwirkung  antiker  Auh- 
droekaweise  —  namentlich  durch  ins  gentium  vermittelt  —  für 
den  Staat  gebraucht').  Unser  „Völkerrecht"  und  der  von 
Bentham  eifbndene  Terminns  „interDatioualea  Recht"  meinen 
daa  Beeht  zwischen  den  Staaten.  Besonders  die  letztere  Be- 
aeichnnng  aber  ist  vieldentig  vnd  daher  verwirrend.  Besser  wär« 
es,  statt  Ton  ins  inter  gentes  oder  nationes  von  swischenstaat* 
lichem  Recht  zn  sprechen.  Die  Terminologie  folgt  jedoch  nicht 
immer  der  Logik.  Wissenschaftlich  ißt  aber  kein  Terminus  so 
brauchbar  wie  der  des  Staates,  der  schliefslich  so  abg('blaf>t  ist, 
daf>  sirh  k«»ine  Nebeiivi)r^t»'lluiig  mit  ihm  mt'hr  verbiudet,  die 
eine  ätöreude  Zweideutigkeit  Uervorrufeu  küuute 

1)  Vgl.  auch  Neumann»  a.  a.  0.  S.  lu8  ft\ 

*)  Vgl.  Bluntschliinder  oben  S.  124,      1  ssitierteu  Stelle. 


J«iliDek,  Dan  K«cht  Ueü  uiocl«rnt)ii  Staat«s.  I.   2.  Aull. 
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Das  Wesen  des  Staates. 

J.  Die  Erkeuntnisarten  des  Staates. 

EShe  an  die  Lösung  des  wiehtigsten  und  schwierigsten  Grand- 
Problems  der  Staatslehre,  der  Erkenntnis  der  Natnr  des  Staates* 
gegangen  wird,  mttsseu  suvor  die  möglichen  Standpunkte  anf- 
gesacht  werden,  von  denen  ans  eine  Erkenntnis  des  Staates  vor- 
genommen  werden  kann. 

Der  Staat  findet  erstens  seine  Stelle  in  der  Gesamtheit  des 
Gesehelit'iis,  er  tritt  uns  enterogen  als  ein  Teil  des  Wcltlaut's  uuii 
damit  (U's  Real«'ii  im  8inne  tles  ( »bjrktivcti .  auf^cr  uns  liefind- 
lielifii  Er  ist  «'int'  Virllicit  von  V(»r;:;in;;('n,  <lie  in  Raum  uutl 
Zeit  sicli  abspielen.  Difs«*  Vorgiluge  mUlüte  aucli  der  wahr- 
nehmen können ,  der  nichts  Nilhere«  tlber  den  Menschen  und 
sein«'  Zu«'(  ke  wdfste,  denn  das  aufser  uns  seiende  Reale  ist  als 
solches  ohne  jede  Innerlichkeit.  So  sehen  nnd  erkennen  wir  in 
nntermenschlichen  Verhältnissen  die  sozialen  Handlungen  gewisser 
Tiergattnngen.  Die  Vorgänge  im  Bienenstock,  im  Ameisenhaufen 
nehmen  wir  wahr,  ohne  sie  deshalb  auch  richtig  deuten  sa 
können.  Noch  heute  ist  die  Wissenschaft  lange  nicht  im  klaren, 
auf  welchen  organischen  oder  psychologischen  Kräften  die  diese 
Tiergesellschaften  ins  Dasein  rufenden  Instinkte  beruhen,  d.  h. 
nur  die  Uufsrren  sich  hier  absj)i«'Iend«'n  Vor^^iinge  sind  uns  g^enau 
bekannt,  niclit  abi-r  die  von  inM«'n  heraus,  in  jiMlcin  (iiimi  der 
Oeseilsciiatt  wirkenden  Miiilite.  Wir  «leuten  sie  unwillkürlich 
durch  Analogie  mit  tniserer  Inut'rlichkeit.  Wäre  uns  die  nicht 
gegeben,  so  wUrden  wir  Uberhaupt  nur  ein  bunten  uud  sinnlose« 

')  Die  letzte  erkenntnistlieorctische  Frage  nacii  der  irau.^zendenten 
Bedeutung  dieses  Objektiven  bleibt  hier  aufser  Spiel. 
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l>iurcheioander  in  solchen  Gesellschaften  nicbt^menschlicher  Orga- 
ntsmen  sehen. 

Eine  solche  den  Staat  ausscUiefslieh  von  anben  betrachtende 
Weise  aber,  die  objektivOi  wie  wir  sie  nennen  wollen,  gibt 
aar  ein  llalserst  ktlnimerliches  nnd  wissenschaftlich  glnslich  nn- 
braachbares  Bild  vom  Staate.  Alle  gesellschaftlichen  Vorginge 
kfinnen  nnr  erschlossen  werden,  wenn  man  die  sie  Temrsachenden 
nnd  begleitenden  psychischen  Akte  kcrnnt.  Denn  alles  ttufsere 
Geschehen  in  der  Gesellschaft  ist,  wie  alle  von  Menschen  aus- 
gehende Veränderung,  durch  den  Willen  bedingt,  dessen  Richtung 
nnd  Inhalt  durch  das  ganze  psychische  Sein  und  Wirken  des 
Menschen  gegeben  ist  Mit  dieser  Erkenntnis  wird  der  Staat 
von  der  Welt  der  Objekte  in  die  der  Subjekte  verlegt.  Aus  der 
ungeheuren,  unabsehbaren  Zahl  der  menschlichen  gesellschaft- 
Uehen  Handlungen  wird  ein  Teil  ausgeschieden  nnd  anf  Grund 
bestimmter,  eine  Synthese  fordernder  Erscheinungen  in  einer 
Einheit  in  dem  fiewulstsein  sowohl  des  staatlich  Handelnden  als 
aaeh  des  Forschers  und  Beurteilers  ausammengefafst.  Alle  Hand- 
lungen können  aber  nur  gedeutet  werden  vermittelst  unserer 
inneren  Erfahmng.  Die  Mittel  der  Naturforschung :  wHgen, 
messen,  zaiilen,  versagen  ilinen  gegenüber.  Statistische  Luter- 
suchiing  kann  nur  das  äufsere  objektiv«'  Material  liefern  ,  djui 
erst  durch  psychologische  Deutung  seinen  Wert  erhält.  Die  so 
gekennzeichnete  Art  wissenschaftlicher  Krforschung  des  Staates 
lei  die  subjektive  genannt. 

Diese  subjektive  Betrachtungsweise  des  Staates  ist  der  ob- 
jektiven keinesw^  entgegengesetsi,  sondern  tritt  ergSnsend  und 
erklXrend  su  ihr'  hinsu.  Sie  bestimmt  die  Realititt  des  Staates 
nlher  als  eine  nicht  nur  physische,  sondern  als  eine  flberwiegend 
pqrchische,  auf  innermenschlichen  Beziehungen  beruhende.  Für 
sie  sind  swei  verschiedene  Arten  möglich,  die  streng  voneinander 
gesondert  werden  mttssen. 

Die  erste  hat  zum  Gegenstand  den  Staat  als  soziale  Kr 
»cheinung.  Sie  wendet  sich  den  realen,  subjektiven  und  (»b- 
jektiven  Vorgängen  zu,  aus  denen  das  konkrete  Leben  der  Staaten 
Ix'steht.  Mau  pflegt  diese  Betrachtungsweise  des  Staates  die 
kigtorisch-politische  zu  nennen.  Sie  liegt  zugrunde  der  Staaten- 
gssehichte,  der  Lehre  von  Entstehung,  Umbildung  und  dem  Ver^ 
gehen  der  Staaten,  der  ü^rforschung  der  gesellschaftlichen  Voraus- 
Mbnmgen  nnd  Wirkungen  des  Staates  sowie  seiner  einzelnen 


Digitized  by  Google 


182 


Zweites  Buch.  Allgemeine  SosiaUehre  des  Staates. 


Elemente  und  ihres  inneren  Zusammen  hange«.  Das  Sein  und 
Wirken  des  Staates  in  der  Hufseren  und  inneren  Welt  wollen  die 
faierhergehtfrlgen  Disaiplinen  erfassen. 

Die  tweite  hat  anm  Gegenstand  die  rechtliche  Seite  des 
Staates.  Das  Recht  Aihrt  ein  Doppelleben.  Einmal  als  tatsKeh- 
Hche  Rechtsttbnng,  als  welche  es  eine  der  sosialen  MMchte  i»t, 
die  das  konkrete  Knltnrleben  eines  Volkes  ausgestalten.  Sodann 
aber  als  ein  Iiibc^ritl  von  NornuMi,  der  bestimmt  ist,  in  Handlungen 
umgesetzt  zu  wcnicn.  Das  Kecht  in  diesem  letzteren  Sinne  {gehört 
nicht  in  das  (icbij't  des  Seit-ndcu,  bondcrn  des  Seinsnllcndeii,  es 
besteht  aus  BegriÖ'en  und  Sutzeu,  die  nicht  der  Erkenntnis  des 
Gegebenen,  sondern  der  Beurteilung  der  Wirklichkeit  dienen. 
Durch  juristische  Normen  wird  daher  kein  reales  Sein  erkannt 
Ea  ist  nicht  die  Aufgabe  der  Jurtsprndens,  das  An^sich  des 
Staates  au  bestimmen ,  sondern  vielmehr,  das  Gegebene  sa  be- 
stimmten Zwecken  unter  üsste  Gesichtspunkte  an  ordnen  und  es 
«iner  Beurteilung  gemftfs  den  abstrakten  Normen  des  Becbts  sa 
unterziehen.  Die  Rechtswissenschaft  ist  daher  eine  Xormwissen» 
Schaft,  ilhnlich  wie  die  Logik,  die  uns  nicht  lehrt,  was  die  Dinare 
sind,  sondern  wie  sie  gedacht  werden  müssen,  um  eine  in  sich 
widerspruchslose  Krkeuntnis  hervorzuruten.  Wenn  auch  die 
W^irklicbkeit  die  Voraussetzung  des  Kecbtes  und  der  Boden  ist, 
auf  dem  es  sicli  fortwährend  zu  erproben  hat,  so  ist  es  selbst 
doch  rein  idealer  Natur;  der  Bechtssata  als  solcher  fUhrt  stets 
nur  eine  gedankliche  Existenz.  Die  auf  Grund  von  Rechtssitaea 
gewonnenen  Urteile  gewähren  daher  nicht  die  Erkenntnis  einer 
Substans,  sondern  einer  Relation,  sie  lehren  uns  das  Verhältnis 
des  Seienden  zur  Norm  erkennen.  Recht  und  Unrecht  sind 
niemals  den  Dingen  selbst  anhaftende  Prädikate,  sie  sind  nicht 
Kigenschatteri ,  sondi'rn  Beziehungen.  Daher  ist  die  juristische 
Erkenntnis  eines  Ubjektcs  grundverschieden  von  der  der  realeu 
^  Vorgänge,  die  an  und  in  ihm  statttiuden.  Die  juristische  Kr- 
keuntnis des  Staates  liat  zum  Gegenstand  die  Erkenntnis  der 
vom  Staat  ausgehenden,  seine  Institutionen  und  Funktionen  tu 
\  beherrschen  bestimmten  Rechtsnormen  und  das  Verhältnis  der 
I  realen  staatlichen  Vorgänge  zu  jenen  rechtlichen  Benrteilungs- 
normen.  Die  juristische  Erkenntnisweise  des  Staates  hat  die  soziale 
daher  zu  ergänzen,  ist  aber  in  keiner  Weise  mit  ihr  zu  vermengen 

*)  Neuestous  behauptet  Edgar  Loening,  a.  a.  0.  S.  909,  dafs  es 
nur  einen  Kecbtsbegritf  des  Staates  geben  könne,  dabei  den  normativctt 
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Ilm  Methode  ist  ansscbliefslich  die  juristische.  Die  Ver- 
knimg  nnd  Venrischnng  des  hier  dargelegten  Unterschiedes 
Ht  Unacha  der  Terhlngnisvollsten  Irrtttmer  bis  anf  die  Gegenwart 
henh  geworden.  Die  jnristlsche  Natnr  des  Staates  nnd  seiner 
iMÜtationen  wird  fortwährend  mit  seiner  socialen  Bealitllt  yer-  . 
mischt.  Ja.  dafs  es  mehrere  Erkenntnisweisen  des  Staates 
^bc,  ist  überhaupt  noch  nicht  zu  klarem  Bewufstseiu  durch- 
gedrungen ^ ). 

Zur  detinitiven  KlHrung  der  Ansichten  Uber  dan  iStaat  ist 
Torerst  ein  kritischer  Überblick  der  bisher  aofgesteliten  Staata- 
theorien  unter  Zugrundelegung  der  hier  gewonnenen  methodo. 
higiichen  Resultat»  notwendig.  Die  verschiedenen  Theorien  sollen 
saeb  den  Teiachiedenen  Erkenntnisarten  des  Staates  geordnet 
ud  geprüft  werden.  Viele  dieser  Theorien  sind  Verelnigungs- 
terien,  in  welchen,  meist  in  unklarer  Weise,  Elemente  ver- 
lehiedener  Kategorien  nebeneinandergestellt  oder  in  regelloser 
Weise  mitfi  uaiidtT  vcrbuuden  werden.  Bei  solcher  VermiHchuiif^ 
rird  es  aber  nutwendig  sein,  die  verschiedenen  Theorien  auf 
ihre  t  intachen  Filernente  zu  reduzieren  und  diese  gomäfs  der  hier 
gefundenen  dinteilung  zu  betrachten. 

Charakter  der  Kechtsbegrifte  übersehend,  die  zur  Erfassung  des  realen 
Sub?trateB  der  Normen  unzulänglieh  sind.  Loening  selbst  kann  denn 
•nch  diesen  Staudjiunkt  nicht  festhalten:  er  spricht  (S.  923)  von  dem 
ftsat  sIs  historisch-politischer  Einheit  und  bemerkt  (8.  917),  dafs  Staat 
tai  Recht  Wechselbegriffe  seien  nnd  daher  aneh  das  Recht  den  Staat 
TWSBSwtse,  damit  selbst  anerkemieDd,  dab  der  Staat  nicht  völlig  aus 
den  Rechte  abgeleitet  werden  könne.  Der  Scheidung  des  Staates  als 
wnsler  Erscheinung  und  als  Ret  htsbegriffes  hat  rieh  hingegen  ange- 
•eUoBsen  Seidler,  a.  a.  0.  S.  17  ff. 

')  Auf  Grund  meiner  bereits  in  früheren  Werken  vorpenommeiien 
Trtnnung  der  beiden  Aiiffasaungsweisen  des  Staates  sind  sie  nunmehr 
in  vortretf lieber  Weise  auHeinandergehalten  und  einfrehend  untersucht 
^oii  K i s t  i  a k ()  w  sk  i ,  a.  a.  (>.  S,  67  W.  Die  Mr)gh\'hkeit  verselufdener 
Eri^enntnisarten  desaelben  Objektes  sueiit  ßierling.  Juristische  l*rin- 
npuafrage,  I,  1894,  S.  226,  N.  1,  zu  bestreiten.  gebe  wohl  zahl- 
nkkt  unvollstftndige  und  unrichtige  Antworten  auf  rin  und  dieselbe 
hag«^  aber  nur  eine  yollstindige  uod  richtige.  För  ein  ens  perfectissi- 
■iBi  gilt  das  gewUs,  nicht  aber  Ittr  uns,  deren  empirische  Erkenntnis 
■ieoiab  vollkommen  ist.  Daher  ist  das  Znsammenfassen  aller  Erkenntnis 
^UMs  Dinges  in  eine  vollständige  Antwort  auf  die  Frage  nach  seinem 
We«en  eine  ideale  Forderung,  deren  Erfüllung  für  uns  nicht  Sache  der 
positiven  Wissensehaft,  sondern  der  stets  nur  subjektive  ÜberseugungS- 
knit  besitsenden  Spekulation  ist. 
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Au8geschlo88eii  aber  bleiben  jene  Mblreichen  Lehren,  die 
Überhaupt  nicht  den  gegebenen  Staat  zum  Inhalt  haben,  aondeni 
Ideal ^pen  des  Staates  jedweder  Form^).  Weder  Utopien  noch 
politische  Ideale  irgendwelcher  Art  sind  Gegenstand  theore- 
tischer Staatswissenschaft.  Sie  kAnnen  nach  anderer  Richtong 
hin,  ftlr  Geschichte,  Ethik  nnd  Politik,  Bedeutung  gewinnen. 
Solche  Idealtypen  geben  sich  zwar  auch  als  Beurteilungsnormen 
des  Vorhandenen,  unterscheiden  sich  aber  sehr  wesentlich  von 
Kechtsnorinen.  Denn  das  Kecht  ist  stets  positiv,  d.  h.  ein  all- 
g<»mein  anerkannter  Mafsstab  des  liestelienden ,  wMhrend  der 
Idealtypus  des  Staates  nach  Anerkennung  ringt,  ohne  sie  jemals 
erreichen  zu  können.  Zu  den  bleibenden  Unterschieden ,  welche 
die  Menschen  trennen,  gehören  vor  allem  die  politischen  Ideale. 

II.  Die  elnielneii  StMislkeeriei. 

A.   Theorien  vom  Uberwiegenden  objektiven  Sein 
f  desStaates. 

Eine  konsequent  durchgeftllirte  Theorie  vom  objektiven  Sein 
des  Staates  ohne  jede  Berllcksichtigung  subjektiver  £lemente 
ist  wissenschaftlich  unmöglich.  Nichtsdestoweniger  hat  es  viele 
Theorien  gegeben,  welche  der  Meinung  waren,  ein  gKnilich 
aufserhalb  der  menschlichen  Innerlichkeit  sich  abspielendes  Sein 
des  Staates  tu  erkennen.  Wir  wollen  diese  Lehren  ab  Theorien 
vom  Uberwiegenden  objektiven  Sein  des  Staates  bezeichnen. 

1.  Der  Staat  als  Tatsache. 

Der  Staat  ist  etwas  tatsMchlich  Gegebenes,  d.  h.  keine  Ab- 
straktion ,  kein  blofses  Gedankending.  Diese  Behauptung  kehrt 
in  der    neuereu   Literatur  öfters    wieder '^^j.     Irgendein  klarer 

')  Die  unter  dem  Eioflofs  der  spekulativen  Philosophie  lange  Zsit 
übliche  Unterscheidung  des  idealen  nnd  empirischen  Staatsbegriffes  ist 
von  den  meisten  Staatstheoretikem  heute  aufgegeben.  Doch  behauptet 
noch  s.  B.  Brie,  Theorie  d.  Staatenverbindnngen,  1886,  8.  2,  jenes 
Doppelwesen  des  Staatebegriffes,  wie  denn  auch  Rehm,  Staatslehre, 
8.  11.  von  einem  ])liilo!sophi8chen  Staatsbejjjriff  spricht. 

^1  Z.  W.  Jordan,  Versuche  über  das  allgemeine  Staatarecht,  1828, 
S.  15  ft'.j  K.  S.  Zachariae,  a.  a,  <  K  1.  S.  51 :  „Es  versteht  sich  von  selbst, 

dafs  der  Staat   das  ist  und  bleibt,  was  er  seiurrn  Gattungs- 

begritl"  nach   sein  und  mufs  —  liie  'Jatsaelie  oder  das  faktische 

Verhältnis,  dafs  die  Mensclion  ,  alli'  oder  mehrere,  einer  lieehts£;ewalt 
Unterworten  «ind";  Züpll,  a.  a.  U.  l,  8.  1:  „Die  Tataache,  dafs  an- 
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Gedanke  p6egt  mit  ihr  aber  nicht  Terbanden  an  werden«  Mit. 
der  Lehre  ron  der  Bealität  des  Staates  bt  noch  gar  nicht  gesagt, 
wekher  Art  die  Tatsachen  sind,  die  man  als  Staaten  beseichnet, 
ob  sie  psychischer  oder  psychologischer  Art  oder  beides  sind 

D'ich  ob  man  unter  dem  Staat  eine  Substanz  oder  oiu  Gescheher 
!>ich  vorzustellen  habe.  Kine  Abart  dieser  Lehre  ist  die  vom 
N'aturdasein  des  Staates'),  die  insofern  bereits  ein  wenij^ 
mehr  Klarheit  in  sich  bir<;t,  als  sie  die  juristische  Seite  de» 
Staates  seinem  natürlichen  Dasein  gegenüberstellt.  Dieses  Natur- 
dsaein  wird  aber  in  der  Regel  als  ein  objektives,  nur  in  der  Welt 
der  ioiseren  Dinge,  nicht  in  der  Innerlichlceit  menschlicher 
Individnen  sich  abspielendes  voigestellt  und  teilt  damit  die  Un- 
klarheit nnd  Oberflächlichkeit,  welche  der  Tatsachentheorie  an- 
bsften.  Hierher  gehören  endlich  noch  alle  Theorien,  welche  das 
vshre  Wesen  des  Staates  in  sozialen  Tatsachen^  in  den  gesell- 
üchatiliehen  Machtverhiiltnissen  oder  dergleichen  suchen.  Sie 
pöptjfii  es  sich  an  ihren  Sehlagworten  genügen  zu  lassen  nnd 
vermengen,  selbst  wenn  man  sich  auf  ihren  Standpunkt  stellt,  die 
Ursache  des  Staates  mit  diesem  selbst.  Zudem  wird  in  solcher 
Üetrachtuug  ein  Staatsrecht  für  das  folg(>richtige  Denken  un- 
nO^ich,  da  das  Faktum  Ton  ihnen  dem  Recht  gleichgesetzt  wird 

siseige  Familien   in  vßl  kerschat'tl  i  clier  EiiiIfj:iuiLr  ant"  einem  be- 
ifimmten  Landesbezir  ko  bestehen,  wird  Staat  «miaiint" ;  Seydel, 
Grundzüge  der  allgemeinen  Staatslehre,  8.2:  „Für  unsere  Wisscnschait 
ilt  der  Staat  einfach  eine  Tatsache";  Bornhak,  Preufsisches  Staats- 
rseht»  1888, 1,  S.  65  ff.;  Re  hm,  Staatslehre,  S.  11.  Eine  andere  Wendung  1 
denelben  Gedankens  bei  Rotteck,  a.  a.  0.  H,  S.  45:  „Der  Staat  als  •! 
Enehcinung  ist  uns  gegeben.**  Dngnit,  a.  a.  O.  I,  p.  15:  „L'iltat,  ^  ^ 
«'est  la  force  materielle,  qu*elle  qpie  soit  son  origine;  eile  est  et  reste  *  ( 
BS  simple  fait."  , 

')  Z.  B.  S c h  1  ei  erm acher,  a.  a.  O.  S.  2,  Note:  „Wir  wollen  den 
Staat  rein  als  Nat>irerzou|;nip  betrachten  {tfvnt()^;  C.  Frantz,  Xatui*- 
l'Mjre  des  Staates,  S.  10  fi.;  über  ihn  und  den  ihm  verwandten  Planta 
vgl.  van  Krieken,  Uber  die  sojLjenannte  or^ranisclu»  Staatstlieorie.  1875, 
S.  75  ff.    Neuerdings  Bruno  Schmidt,  Der  Staat,  S.  1,  2:  „geradezu 
gegenständ  liehe  Faktizität,  Eigcnexiatenz  als  objektiv  gegebener 
KatarkljTper  mnfs  l&r  den  Staat  in  Anspruch  genommen  weiden*'. 
DicKr  KOrper  wird  durch  ebe  natfirlicb-reale  >^üraft,  den  Assosiations«>^ 
trieb,  susammengehalten.  Solche  AufEusung  b^bt  auf  der  Identifi-  ' 
lionnig  des  Qegensatses  von  physiseher  nnd  psychischer  Bealitftt  und  ' 
gehört  in  das  Gebiet  einer  realtstisehen  Metaphysik. 

^}  In  Frankreich  huldigt  solcher  Auflaasung  Duguit,  I,  p.  9.  Den 
Stast  erklärt  er  für  „na  groupement  bumain,  ßzi  sur  un  territoire  de*"  * 
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2.  Der  Staat  als  Zustand. 

Schon  die  Etymologie  des  Worten  ^Staat"  weist  auf  diese 
Lehrt*  hin,  die  sirh  zuerst  im  Naturrecht  in  verschiedener  Form 
zeigt.  Der  Staat  wird  vom  Xaturrecht  als  statu«  civilis  im  Gegen- 
satz zum  Status  naturalis  betrachtet,  oder  vielmehr  zunächst  die 
Qualität  der  einzelnen ,  die  sich  im  Staate  befinden.  Dadurch 
wird  der  Staat  selbst  zu  einem  Zustand,  und  zwar,  nfther  be- 
zeichnet, zu  einem  Zustand  der  Beberrschnng^).  Als  eine  Variation 
dieser  Lehre  erscheint  diejenige,  welche  den  Staat  als  das  Ver- 
hftltuis  der  Beherrschung  auffafst'). 

Die  Znstandstheorie  hat  zwei  Abarten,  sie  kehrt  nämlich 
unter  den  juristischni  Theorien  wieder.  Hier  ist  sie  nur  als 
Lehre  vom  objekfiviMi  Sein  des  .Staates  zu  j)rUten.  Der  Zu- 
stand oder  dati  Verhältnis  der  Beherrschung  soll  das  wahrhaft 

termin^,  oü  les  plus  fort?  imjtosont  leur  volonte  aux  plus  faiblea"  — 
wonach  bereits  eine  feindliche  Invasion  im  Kriege  dm  Bild  ein(>s 
Staates  hote.  (Dafs  diese  Lehre  in  die  Horrschertheorie  t  irimundet,  v^l. 
weiter  initt  n.i  An  Dtigiiit.  dessen  (irundideen  sonst  in  Frankreich 
abgt'W'hnt  wcult  ii,  hat  sich  .It  ze.  Les  prinnpes  g6neraux  du  droit  ad- 
ministratif,  Paris-Nancy  1U04,  p.  15 ff.»  angeschlossen.  Hauriou,  Precis 
de  droit  admiuistratif  et  de  droit  public  g^ni^ral,  5^>n«  6d.  Paris  190:^ 
hht  den  Staat  dnalistiseh  als  „organisme  pnblie"  und  als  ^milien  de 
▼ie*'  auf.  Ebenso  scheiden  Polier  et  de  Mar  ans  (Schüler  Hanrions)^ 
Esquisae  d*une  th^rie  des  itats  compos^s,  Toulouse  1902,  p.  84,  den 
Etat-Personne  oder  Iltat-Puissance  vom  £tat-MiUeu.  Worin  aber  dieses 
nilieu,  in  dem  das  soziale  Wesen  des  Staates  zu  suchen  ist,  näher  be* 
steht,  erfahrt  man  nicht. 

')  Z.  H.  Kant,  Motapliysischo  Ant'anfrsprniide  der  Recht«»lehre^ 
§  43:  .,Dieser  Zustand  der  cinzf'lnen  im  Volke  im  Verhältnis  unter- 
einander heifst  der  bü  rjjo  r  1  i  c  h  e  (status  civilis)  und  das  (lanze  d«'S- 
selben,  in  Beziehung  auf  seine  ci^-onon  Glieder,  der  Stjwit  (civitas).** 
Auch  Haller  mit  seiner  der  naturreehtlichen  entgegengesetzten  Lehre 
gehört  hierher,  wenn  er,  Restauration  der  Staatswissenschaften,  2.  Aufl., 
I,  S.  463,  den  Staat  als  „die  höchste  Gradation  natOilicher  Dienst-  und 
Sosietitsverhftltnisse'*  bezeichnet  Femer  Z9pfl,  a.  a.  O.  I,  S.  17: 
Staat  =  Znstand  der  Beherrschung;  H.  Bischof,  a.  a.  O.  S.  81: 
Ktaat  der  einer  Gesamtheit  von  soxialen,  auf  eiuera  bestinimten  Ge- 
biete ansässigen  Elementen  eigentfimliehe  Zustand  der  UntenreHung 
aller  Willen  unter  einen  Willen. 

«)  II.  A.  Zaehariae,  a.  a.  O.  I,  S.  4:^:  Staat  objektiv  Zustand 
(Statut  im  en^^eron  Sinne),  ein  Rechtsverhältnis  zwischen  dem  tianzen 
und  seinen  Gliedern:  K.  Lingg,  a.  a.  O.  S.  6:  Staat  -^  Verhältnis  der 
Beherrschung  eines  Volkes  innerhalb  eines  gewissen  Gebietes. 


Digitized  by  Google 


Seehstes  Kapitel.  Das  Wtun  dm  Staates. 


187 


Seiende  darstellen  ^  das  den  Vorstellnngen  vom  Staate  zu- 
gniode  liegt 

Diese  Lehre  Terkennt,  dab  jener  Znstand  in  Wabrbeit  stets 

eine  nnbe^renzte  Vielheit  von  Willeiisverhältnissen  ist,  die  niemals 
etwa-s  blofs  Objektives  sind,  dafs  er  kein  Konkretum,  sondern  eine 
Abstraktinn  aus  zahllosen  individualisierten  Willeusverhältnissen 
ist.  Weder  die  Einheit  des  Ötaates  noch  seine  Kontinuität  können 
TOD  diesem  angeblich  realistischen  Standpunkt  aus  begriffen  werden. 
Vielmehr  löst  diese  Lehre ,  konsequent  eu  Ende  gedacht,  den 
Staat  auf  in  eine  nnttbersehbare  Vielheit  nebeneinander  bestehender 
md  einander  folgender  HerrsebsftsTerbftltnisse :  so  viele  beherrschte 
Mensehea,  so  viele  Znstlnde  der  fiehemchnng ;  Ja  das  Yerhllltnts 
eines  herrschenden  zu  einem  beherrschten  Individnnm  besteht, 
lAber  besehen,  in  einer  Reihe  einzelner  Beherrschungsakte.  Alle 
Einheit  dieser  Verhältnisse  ist  nicht  real  aufser  uns,  sondern 
entsteht  in  uns  durch  sinnende  Betrachtung,  durch  Synthese,  die 
sich  im  Innern  der  Subjekte  vollzieht,  wie  denn  auch  das  einzelne 
Herrschai'taverhäitnis  nie  etwas  rein  Objektives  ist,  da  es  sich  stets 
im  binem  der  Subjekte  mit  abspielt.  Die  Frage  nach  dem 
eiaigenden  Band,  das  die  Vielheit  der  Willensverhältnisse  mit- 
emsnder  Terknttpft^  wird  Ton  den  Vertreteni  dieser  Theorie  nicht 
euimal  aufgeworfen. 

Die  alte  naturrechtliche  Zustandstheorie  tritt  niemals 
ftr  sieh  anf|  sondern  ist  stets  mit  einer  anderen  verbunden. 

3.  Der  Staat  als  identisch  mit  einem  seiner 

Elemente. 

üm  juristischen  Fiktionen  zu  entgehen  und  das  vor  aller 
Jnrisprudens  existierende  natfirliche  Dasein  des  Staates  su  er- 
kennen, liegt  es  nahe,  das  objektive  Wesen  des  Staates  in  einem 
leioer  ihn  konstituierenden,  scheinbar  real  daseienden  Elemente 

in  suchen.  Diese  Elemente  sind  Land,  Volk  und  Herrscher. 
Ansätze  zu  einer  Lehre,  die  Land  und  Staat  identifiziert .  sind 
in  der  patrinionialen  Staatstheorie  vorhanden;  eingehende  Durch- 
bildung jedoch  liat  sie  nicht  erfahren.  Wohl  aber  sind  die  beiden 
«Dderen  konstituierenden  Elemente  des  Staates  häufig  als  das 
Enentiale  des  Staates  selbst  hingestellt  worden. 


Dies  daisutuD,  ist  das  Bestreben  Linggs  in  dem  sitierten 

Recke. 
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a)  Der  Stnnt  als  Volk.  Dafs  der  Staat  identisch  mit 
den  ihn  bildenden  Menschen  sei ,  erscheint  auf  den  ersten  Blick 
geradeta  als  selbstveratindlich,  daher  die  Gleiehsetiung  von  Volk 
und  Staat  m  den  ältesten  Theorien  Tom  Staate  läblt.  Sie  li^ 
den  popnliren  Anschannngen  der  antiken  Völker  togronde,  sie 
spielt  in  der  mittelalterliehen  Staatslehre  «ine  grobe  Rolle,  indem 
das  Volk  häufig  als  Quelle  aller  staatlichen  Organisation  an- 
gesehen wird.  Anf  ihr  beruhen  sodann  die  neueren  Lehren  Ton 
der  Volkssnuverttnitilt.  Sie  wirkt  noch  in  neuester  Zeit  fort  in 
der  Lehre  vom  ponvoir  constitiiant ,  der  zufol;re  die  Verteilung 
der  staatlichen  Machtbefugnisse  immer  nur  vom  Volke  ausgehen 
kann,  in  dem  hereiU)  alle  Funktionen  der  Ötaatagewalt  virtuell 
enthalten  sind 

Der  Fehler  dieser  Theorie  ist  unschwer  zu  entdecken.  Sie 
verwechselt  die  nebeneinander  stehenden  Individuen  mit  dem  als 
Einheit  an  denkenden  Volke.  Zum  Volke  wird  eine  Vielheit  nnr 
dnrch  eine  sie  einigende  Oiganisation*).  Eine  Organisation  ist 
aber  nnr  mOglich  krafit  anerkannter  SMtse  ttber  die  rechtliche 
WillensbUdang  einer  Vielheit,  wodurch  diese  eben  sur  Einheit 
ansaniniengefaift  wird.  Das  Volk,  scheinbar  eine  selbstverständ- 
liche Realität,  wird  also  bei  näherer  Betrachtung  zu  einem 
juristischen  BegrilV,  dessen  Objekt  mit  nichten  mit  allen  einzelnen 
zusammenfällt.  Es  ist  unabliiin^ig  von  den  gerade  gegenwärtig 
Lebenden,  denn  es  bleibt  im  Wechsel  der  Individuen  bestehen. 
Sein  Wille  ist  unsterblich,  daher  die  Beschlüsse  einer  vergangenen 
Generation  Gegenwart  und  Zukunft  binden,  bis  ein  entgegen- 
gesetzter Willensakt  ihnen  die  vei bituUiche  Kraft  nimmt.  Der 
Volkawille  selbst  ist  nicht  physischer  Wille  einer  Einheit,  sondern 

>)  Das  ist  am  anschaulichsten  ansgedrflckt  in  den  Präambeln  der 

Vorfi-sungen  der  Einzclstaaten  der  amerikanischen  Union,  die  stets  mit 
der  Pa-klärung  beginnen  :  We  the  people  of . . .  •  do  ordain  and  Cf^tablish 
this  Constitution:  ebenso  bi-f^innt  die  Unionsverfassung  mit  den  Worten: 
W«*  tht'  people  ot  tlie  l'nited  State-*  .  .  .  .  do  ordain  and  establisb  this 
Constitution  tor  tlu*  United  States  <»t  America. 

-)  Die  uaturrceht liehe  Staatslehre  hatte  unter  dem  lanj^e  wirkenden 
und  tiefgreifenden  EinfluHi  von  Pufendorf  das  blofä  dun  h  das  pactum 
unionis  geeinte  unorganisierte  Volk,  also  noch  ehe  es  einen  Besdilub 
fiber  die  Verfassung  gcfafst,  bereits  als  herrschendes  Subjekt  angesehen. 
Das  sei^'t  sich  noch  bei  Rousseau  (Cmitr.  soc  I,  5),  der  vor  Kbi> 
setsung  aller  Regierung  das  Volk  im  Gesellschaflsvertrag  das  MajoritAts- 
prinsip  beschliefsen  läfat. 
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ein  auf  Grand  von  Rechtssätzen  aos  physischen  Willensakten  ge- 
UUeter  juristischer  WiUe;  denn  ans  dem  Willen  vieler  wird 
ptjehologisch  niemab  ein  einheitlicher  Wille ,  am  allerwenigsteii 
ibiTi  wenn  einer  Majoritftt  eine  dissentierende  lÜnorttät  gegentther- 
fteht  Willensakte  verschiedener  Menschen  können  nicht  in  der 
Weise  addiert  und  sabtrahiert  werden,  dafs  solchen  Rechen- 
operationen auch  ein  realer  Vorgang  entspräche.  Vielmehr  niufs 
ein  bereits  feststehender  Keclitssatz  anordnen,  dafs  r(^lative, 
absolute,  Zweidrittel-,  Dreiviertel-  usw.  Majorität  als  GcHHUitheits. 
viile  m  gelten  habe.  Denn  derartiges  versteht  sich  niemals  von 
lelbst,  wie  denn  auch  geschichtlich  das  Majoritätsprinzip  sich  nnr 
laagsam  entwickelt  nnd  in  vielen  Fällen  Überhaupt  nicht  gegolten 
hst  Die  anf  den  ersten  Blick  so  realistisch  aassehende  Lehre 
TOB  Staat  =  Volk  erweist  sieh  daher  bei  näherer  XJntersnchnng 
ab  eme  unklar  gedachte  juristische  Lehre. 

b)  Der  Staat  als  Herrscher  oder  Obrigkeit.  Auch 
dieise  Lehre  wurzelt  in  einer  populären  Vorstellung,  flie  den  Staat 
flut  der  Regierung  identifiziert.  Die  sinnlich  wabrnebmbareu 
obrigkeitlichen  Personen  sind  zu  allen  Zeiten  von  vielen  als  die 
Verkörperung  und  darum  als  die  wahre  Realität  des  Staates  be- 
tiaehtet  worden.  In  der  christlichen  Welt  hat  diese  Anschauung 
duth  die  Ausdrucksweise  des  Neuen  Testamentes,  das  vom  Staate 
anr  die  Obrigkeit  betont,  eine  bedeutsame  Sttttse  erhalten In 
die  Wissenschaft  dringt  sie  ein  durch  die  absolutistische  Theorie, 
der  Volk  und  Land  nur  als  Objekte  der  fürstlichen  Tätigkeit 
erscheinen,  während  die  ganze  Wirksamkeit  des  Staates  in  ihr 
allein  enthalten  ist.  Am  schärfsten  liat  diese  Wendung  sich  voll-  • 
Z'iifcn  in  Hobbes,  der  durch  den  staatsgrUndenden  Vertrag  das 
•lurch  diesen  geeinte  Volk  dem  Fürsten  oder  dem  herrschenden 
K.olleginm  unterwirft,  wodurch  der  Gemeinwille  auf  den  Herrscher 
flbertragen  wird.  Trotadem  llobbes  den  Staat  für  eine  Kollektiv- 
person erklärt,  so  ist  dieses  KoUektivum  doch  nnr  der  äubere 
Gegenstand,  an  dem  sich  die  Herrschergewalt  betätigen  kann. 
Alle  staatliche  Macht  und  alles  öffentliche  Recht  aber  sind  aus- 

>)  BOm.  1^  1—7,  Tit.  3,  1,  Petr.  I;  2«  18-17.  Stsatsordnnng  « 
Oidmmg  des  Kwsers ,  Act.  Ap.  XVII ,  7.  Wenn  Jesus  gleichnisweise 

VWi  ejaem  irdischen  Reiche  spricht ,  so  bezeichnet  er  es  als  ,^itai).n'fi, 
tlao  perAonliehe  Herrschaft  eines  Fürsten,  Matth.  XII,  25,  Mark.  III, 
24,  25.  Luk.  XI,  17,  wie  denn  auch  das  lieich  Gottes  als  Königreich 
g«^<iacbt  ist. 
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schliefslich  in  die  Obrigkeit  verlegt^).  Die  francösische  Theorie 
des  AbsolatismitBy  wie  sie  von  Bossaet  formuliert  wird,  sprieht 
ee  vimmwimdeii  aus,  daCs  der  ganxe  Staat  im  Fttrsten  enthalten 
sei,  hebt  damit  die  Volksgesamtheit  im  Fttrsten  anf  nnd  macht 
diesen  dadnreh  sn  einem  ttberirdiscben  Wesen').  Im  19.  Jahr- 
hundert hat  zuerst  K.  L.  v.  Haller  diese  Lelire  in  neuem  (Tewande 
vorgetragen,  imh'ni  er  den  Fürsten  sogar  als  dem  8taate  zeitlich 
vorangehend  und  das  Volk,  für  eine  Schöpfung  des  FUreten  er- 
klärt^). In  neuester  Zeit  aber  ist  die  alte  üerrschertheorie  hervor- 
geholt worden  ,  um  die  realistische  Ansicht  Tom  Staate  endgültig 
m  b^grttnden,  Ihr  bekanntester  Vertreter  ist  Max  Seydel^), 
dem  sieh  namentlich  Bornhak*)  angeschlossen  hat  Sejdel 
glaubt  allen  Fiktionen  nnd  falschen  Bildern  in  der  Staatslehre 
ein  Ende  gemacht  an  haben,  wenn  er  das  Reale  im  Staate  in 
Land  und  lauten  als  dem  Objekte  der  Herrschertätigkeit  erblickt, 
die  ganze  aktive  Seite  des  Staates  aber  ausscliliefslich  in  den 
Uber  Recht  und  Oesetz  erhabenen  Herrscher  verlegt,  der  sich  zum 
Staate  verhült  wie  das  Subjekt  zum  Objekt.  Den  in  dieser  Lehre 
enthaltenen  Dualismus  von  Staat  und  Herrschaft  hat  Born  hak 
glücklich  überwunden,  indem  er  schlankweg  den  Herrscher  fOr 
den  Staat  erklärt^).  Fragt  man,  wodurch  der  Herrscher  nnd  die 
Herrschaft  entstehen,  so  wird  man  auf  die  Tatsache  der  bestehenden 
HerrschaftsverhSltnisse  verwiesen 


*j  Elementa  philosophira  de  cive  VI,  Lcviathan,  XN'IH. 

*)  Uossuet,  Pülitique  tir6e  des  propres  paroleö  de  l'£critare> 
Sainte,  III,  2,  1:  Les  Prinees  agissent  done  comme  ministrss  de  Dien, 

et  ses  lieatenaots  sur  la  terre  Cest  pour  cela  que  nous  avons 

vu  qne  le  tr6ae  Boyal  n*est  pas  le  trdne  d*un  homme,  mais  le  trOne 
de  Dien  mdme;  VI,  1,  1:  nons  avons  vu  que  tont  TEtat  est  en  la  per- 
sonne du  Prinee. 

•)  Rfstauratlon  der  Staatswissenschaften,  I,  2.  Aufl.  1820,  S.  511. 

*}  Namentlich  Grundzüge  einer  allgemeinen  Staatslolirc,  S.  1  ff. 

f-)  Preuffisohes  Staatsrecht.  I,  1888,  S.  63  f.;  AUg.  äUatslehre,  S.  13. 

«)  I'r.'ufsisclies  Staatsrecht.  I,  S.  (55. 

')  In  neuer  Forin.  nur  viel  unklarer  als  bei  den  Genannten  tritt 
die  Jlerrscliertheorie  aut  bei  Uuguit,  I,  p.  19:  „L'Etat  pour  nous, 
c'cst  rhomme,  le  groupe  d'hoinines,  qui  en  lait,  dans  une  soci^te,  sout 
mat^riellement  plus  forts  que  les  antres."  Dem  Beehte  entsprechend 
soll  dieser  Wille  des  Starken  nur  dann  sein,  wenn  er  der  sosialen 
Solidaritftt  Ausdruck  gibt,  wobei  jedes  sichere  objektive  Kriterium  yer^ 
mifst  wird,  an  dem  man  im  einseinen  Falle  erkennen  kann,  ob  ein 
Rechtssats  Torliegt  oder  nicht. 
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£a  bedarf  keiner  tiefgreifenden  SnrHgiingen,  um  den  Grund- 
fehler dieser  Theorie  etntnsehen.  Ihr  scheinbar  so  emphrisch- 
realistisch  anssehender  Herrseher  ist  nlbnlich  nichts  als  eine 
jnrifittsehe  Abstraktion.  Denn  nnr,  indem  sie  die  von  dem  Wechselt 
der  sie  Tersehenden  Individuen  nnbertthrte  Institution  dee  Herr4 
Sehers  aIb  solchen  meint,  kann  sie  der  von  ihr  nicht  beabsichtigten' 
Konsequenz  entgehen,  dafs  mit  dem  Tod«*  des  jeweilifj^en  Herr- 
schers auch  der  Staat  zu  existieren  aut'h<»rt;  wird  der  IlerrscluT 
als  physische  IVrson  aufgefafst,  so  ist  damit  jcdf  Kontinuität  des 
Staatslebens  zerstört.  FUr  die  Anhänger  der  Herrschertheorie  in 
der  naturrechtlichen  Form  war  es  ein  leichtes,  die  Mängel  der 
Lehre  mit  ihren  aprioristischen  Konstruktionen  su  verdecken^  — 
ruhte  doch  ihr  ganses  Gebäude  auf  solcher  Konstruktion.  Die 
neuesten  Bealisten  jedoch  geraten  mit  ihrer  Methode  in  unlösbaren 
Widerspruch.  Sie  verwerfen  die  juristischen  Fiktionen  und 
fingieren  doch  selbst  einen  von  seinem  physischen  Substrat  los- 
gelösten Menschen,  der  Uberdies  durch  eine  staatsrechtliche 
generatio  aequivoca,  dem  Thronfolgegesetz,  das  der  Herrscher 
gibt,  uud  kraft  dessen  er  Herrscher  wird,  erzeugt  wird. 

Wer  eine  Keilie  koexistierender  Menschen  als  Einheit  erf'afst/ 
der  irrt  nach  der  Herrschertheorie,  wer  aber  eine  Vielheit  nach- 
einander lebender  Individuen  als  ein  Individuum  betrachtet,  steht 
auf  dem  Boden  der  Kcalität!  Überdies  will  die  Herrschertheorie 
auch  das  Volk  als  is«inheit  behandeln  —  nur  weifs  sie  nicht  zu 
ssgen,  woher  diese  stammt  Wie  schon  bei  Besprechung  der  Zu- 
Standstheorie  erwähnt  wurde:  wenn  hunderttausend  von  einem 
beherrscht  werden,  so  ble}ben  die  hunderttausend  dennoch  ebenso 
viele  voneinander  geschiedene  Individuen,  deren  Einheit  vom 
realistischen  Standpunkt  stets  „fingiert**  ist.  Im  Grunde  ist  der 
Realismus  und  Empirismus  dieser  Lehre  nichts  anderes  als  das 
populäre,  von  di  u  modernen  logisclicn,  psycliulu^iix  lun  und 
erktMintnistlu'oretistluMi  Forschungen  uii licriilirt«'  Denkt  ii.  wrlclicni 
das  sinnlich  Wahrnehmbar»*  als  «las  cin/Jg  wahrhaft  K\i>nrii'nde 
erscheint,  und  das  diesen  »Standpunkt,  wie  nicht  anders  möglich, 
konsequent  festzuhalten  nicht  in  der  Lage  ist^). 

4.  Der  Staat  als  natürlicher  Organismus.  Unter 
den  zahlreichen  Nuancen  der  organischen  Staatslehre  ist  an  dieser 
Stelle  diejenige  zu  erwähnen,  die  den  Staat  als  ein  organisches 

>)  Vgl.  auch  Jelliuek,  System  der  suhj.  »ff.  Rechte,  S.  25  f. 

Digitized  by  Google 


X42         Zweites  Buch.   Allgemeine  ^ziallehre  des  Staates. 

Gebilde  in  physischem  8inne  betrachtet,  das  unabhiinpi^  von  den 
Individuen  sein  eifjenos  von  Naturges<'t/.tMi  beherrschtes  Dasein 
ftihrt').  üierher  zu  zAhlen  sind  auch  die  Lehreo,  welche  zwar 
«lie  geistig^aittiiche  Natur  des  Staates  betonen,  ihm  jedoch  auch 
eine  ttnfsere  G^estalt  geben ,  die  einem  Natnrorgaaismiis  gleicht. 
Namentlich  die  «nthropomorphiBierenden  Theorien,  die  aach 
Piatos  Voigang  den  Staat  als  Mennehen  im  grofaen  betraehtea, 
gehören  hierher Die  Ezaesse,  die  der  organischen  Staatslehre 
voigeworfen  werden,  entspringen  tllmtlicb  dieser  grob  sinnliehen 
Auffassung  des  Organismus.  Sie  ist  nicht  gesondert,  sondern  im 
Zusammenhang  mit  der  gesamten  organischen  Staatslehre  kritiscli 
zu  unteräuchen. 

B.  Theorien  vom   U  b e  r  w i e (  n  d  e  u   subjektiven  Öeiu 

des  Staates. 

1.  Der  Staat  als  geistig>sittlicher  Organismus. 
Dafs  der  Staat  ein  Organismus  sei,  hat  die  Staatsvissenschaft 
aller  Zeiten  behauptet.  Im  Altertum  hat  Plate  den  Staat  als 
greisen  Menschen  auch  nach  der  Richtung  aufgefafst,  dafe  er  in 
ihm  dieselben  psjchtschen  Elemente  wiederfindet,  die  er  am 
Individuum  erkennt.  Der  mittelalterlichen  Lehre  ist  die  Analogie 
des  Staates  mit  dem  itn usihlicht'n  <)r«;anismus  srit  Johann 
von  Salisbury')  um  so  mtdir  verständlich,  als  das  r4t';,r,.j,stllck 
des  Staates,  die  Kirciie,  als  die  Einheit  aller  Gläubigen  im  L<Mbe 
Christi  erscheint,  wie  denn  Uberhaupt  der  paulinische  Sats,  dafs 
wir  alle  eines  Leibes  Glieder  sind*),  fttr  die  organische  Auf- 
fkssung  der  Gemeinscbaftsverhältnisse  von  grofser  Bedeutung  ge- 
worden ist^).  Im  scharfen  Gegensatz  su  diesen  Anschauungen 
stand  aber  die  natnrrechtliche  Staatslehre  |  die  in  ihren  Tor- 
schiedensten  Nuancen  von  der  Prioritttt  des  abstrakten  Indivi* 
duums  ausgeht,  dieses  als  staatliches  Atom  betrachtet  und  den 

')  Vgl.  oben  S.         Note  1. 

7,.  B.  Blunttjchli,  Psychologische  Studien  über  Staat  und 
Kirchi-,  H44.  Zahlreiche  andere  Autoren  bei  van  Krieken,  a.  a.  0. 
8.  81  ff. 

*)  Vgl.  Gierke,  Genossensehaften,  III,  8.  549  ff. 

*)  Rom.  12,  4—6;  Korinth.  I,  12,  12— Sl. 

Über  den  Einflufs  der  Vorstellung  vom  corpus  mysticum  Christi 
auf  die  mittelalterliche  Staats-  und  ( iosellschaftslchre  vgl.  Gierke, 
Genossenscbaffesrechtv  Iii,  S.  517     54t>  ff. 
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8tsat  daher  aU  eine  g^ofge,  künstliche,  von  den  IndiTidnen  frei 
naaaiBeDgeeetirte  Gesellsehaft  betrachtet  Wenn  daher  in  diesen 
Lehren  aach  gelegentlich,  wie  bei  Hob b es,  oiganische  Bilder 
vorkommen,  so  ist  ihnen  doch  in  Wahrheit  der  Staat  ein  kom- 
plisierter  Mecbanismos  meneehlicher  Erfindung.  Mit  dem  Rttck- 
sehlag  gegen  das  Natnrrecht  tritt  die  organische  Theorie  Ton 
neaem  in  neuer  Form  hervor.  Entg^egen  der  Lehre  vom  nrsprüng- 
lirhen  Naturzustände  wird  drr  arintoteliKche  Satz  von  der  Priorität 
des  Staates  wiederum  derart  belebt,  dafs  der  Staat  als  uranfUng-  \ 
liehe  und  daher  vom  reflektierenden  Bewurstsein  der  Individuen  i 
luiabhängigc  Institution  erklärt  wird.  Auch  Wachstum,  Blühen 
sad  Vergehen  der  Staaten  werden  als  W^irkungen  selbständiger, 
von  menschlicher  Willkür  unabhängiger  Kräfte  betrachtet.  Wesent- 
lich gefördert  wird  diese  Anschauung  sodann  von  der  historisclien 
HeehtsBchnle «  deren  Gründer  den  Prozefs  der  Rechtsbildnng  auf 
den  instinktiv  wirkenden  Volksgeist  surflckftihrten. 

Die  neuere  organische  Theorie  tritt  in  verschiedenen  Formen 
saf.  Einmal  kehrt,  wie  bereits  erwähnt,  die  alte  Lehre  wieder, 
der  raiblge  ein  Staat  ein  natttriicher,  namentlich  dem  Menschen 
analoger  Organismus  sei,  und  gibt  zu  den  willkürlichsten  und 
pliautiististhsten  Behauptungen  Aulafs.  Sodann  wird  aber  von 
Einsichtigeren  fUr  die  Staaten  eine  besondere  Gattung  von  Orga- 
nismen postuliert:  geistige,  sittliche  KoUektivorganismen ,  (Orga- 
nismen höherer  Ordnung.  Die  zweite  Art  von  Lehren  hat 
bis  in  die  Gegenwart  Anhänger  von  hohem  Ansehen  gefunden. 
Aach  Männer  von  reichem  naturwissenschaftlichem  Wissen  haben 
iieh  ihnen  angeeeklossen,  so  in  Deutschland  W.  Wundt^). 
Bechtsphilosopben,  Staatsrechtslehrer  und  Nationalökonomen  sählen 
mh  heute  noch  su  ihren  Vertretern'). 

*)  System  der  Philosophie,  2.  Aufl.  1897,  S.  616  ff. 

*)  Ober  die  ältere  Literatur  vgL  van  K riehen»  a.  a.  O.  8.  101  ff. 

Von  Neueren  gehören  hi<M-her  namentlich  Lasson,  a.  a.  O.  S.  289  ff.; 
'^ierke,  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissensclinft.  XXX,  S  170  ff., 
in  den  Werken  über  OenosMenschaftsreclit  sowie  Deutsches  Privatrei-lit, 
S.  1;;T  ff. ,  fV-nier  in  der  Rektoriitsrcdo :  Das  Wesen  der  tncnsehliehen 
\erban(le,  1*JU"J;  PreupM,  (Jenieinde,  Staat.  lieit'h  als  (iehiet-kinper- 
«cliaften,  1881»,  Uber  Organperaönliolikeit,  Scinnollei-s  Jahrbuch,  XXV'II, 
S.  567  ff.,  Stellvertretung  oder  Organschaft,  Iheringa  dogmatische  Jahr- 
ltdeher, 1902,  8.  429  ff,  Das  städtische  Amtsrecht  in  Prenfsen,  1902; 
Hch&ffle,  n,  S.  4d4,  der  aber  den  organologischen  Erscheinungen 
inr  des  Wert  von  Analogien  suerkennt. 
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Um  diese  Theorie  eingehend  würdigen  zu  können ^  ist  xn 
beachten,  dafs  der  Staat  nicht  die  einzige  soziale  Erscheinung  ist, 
die  für  einen  Ofganiimnt  erklArt  wird.  Das  Recht,  die  Wirt- 
schaft, die  einzelnen  Volker,  Ja  die  ganae  Gesellscbaft  und  sogar 
die  Menschheit  sollen  Organismen  darstellen.  Neben  die  oigaaisebe 
Staatstheorie  tritt  die  organische  Rechts»,  die  organische  Wirtschnfts-, 
die  organische  Gesellsehaftslehre  ^). 

Gemeinsam  ist  allen  diesen  organinclifn  Auffassungeu  die 
Negation  der  entgegenstehendtMi  Lrhre,  wonach  die  sozialen  Ge- 
bilde Aggregate  darstelh'n ,  die  ausschliefslich  aus  dem  Wesen 
der  sie  bildenden  letzten  Elemente,  den  Individuen,  zu  erklären 
sind.  Gemeinsam  ist  ihnen  daher  die  Erfassung  der  menschlichen 
Gemeinschaft  als  einer  ursprünglichen  Einheit,  sn  der  die  ein- 
aelnen  sich  derart  als  Glieder  verhalten,  data  sie  nur  ans  dem 
Wesen  des  Gänsen  herans  Tffllig  begriffen  werden  kdnnen.  IMe 
organische  Theorie  stellt  sich  so  als  GegcnstOck  der  indivi- 
dualistischen  Lehre  von  der  menschlichen  Gemeinschaft  dar.  In 
allen  ihren  Formen  aber  leidet  sie  an  «  hk m  schwerwiegenden 
F<dder.  Sie  ojjcriert  nämlich  mit  einem  Bejrriff,  den  sie  nicht 
definieren  kann.  Eine  wissenschaftlich  befriedigende  ErklUrung 
des  Wesens  des  Organismus  existiert  nicht.  Alle  Definitionen,  die 
den  Organismus  als  objektive,  d.  h.  von  unserer  Jäetrachtungs- 
weise  unabhftngige  Erscheinung  voraussetsen,  kommen  nicht  über 
Umschreibungen,  Tautologien  oder  im  besten  Falle  ttber  un- 
sutreffende  Allgemeinheiten  hinaus.  Namentlich  ist  es  kaum  m<lglich, 
ein  sicheres  Unterscheidungsmerkmal  swischen  Organismus  und 
Mechanismus  aufzustellen.  Das  letztere  beweist  auch  die  neueste 
Definition ,  die  W  u  u  d  t  gegeben  hat  -),    Eine  einigermafbeu  be- 


')  rbcr  die  ortranische  Oo.-i«>llschatUlchre  vgl.  Barth,  a.  a.  0. 
J>.  i^O  -  1G6 ;  K  i .« t  i  a  k  o  w  s  k  i  .  S.  1«> 

-)  Fiitor  (it'samt()rg:iiii>ritu>  vfr>tfht  W  ii  ii  d  t .  Systen»,  S.  616, 
„jede  zusaininciigcsrtztc  Einheit,  wchhe  au^*  Teihn  bestellt,  die  selbst 
einfachere  Einheiten  von  ähnUehen  Eigenschatten ,  zugleich  dienende 
Glieder  oder  Organe  des  Gkinzen  sind**,  mufs  aber  selbst  angeben, 
dafs  diese  Definition  auch  auf  leblose  Körper  angewendet  werden  und 
„auch  eine  Maschine,  ein  Kunstwerk,  ein  Werk  der  Wissenschaft  ein 
Organismus  genannt  werden*  kann.  Über  die  anfserordentlicbe  Schwierig- 
keit, Organismus  und  Mechanismus  au  scheiden,  vgl.  Brficlte,  Yo^ 
lesungen  Über  Physiologie,  1,  l^Tt.  S.  i  f . .  der  den  Unterschied  dm 
ersteren  von  letzterem  aussehliefälich  in  die  Filiiigkeit  setzt,  sieb 
fremde  ätoü'e  zu  assimilieren,  ferner  Bütschli,  Mechanismus  und  Vita- 
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friedi^ende    Erkliiiung   des    Urgauisnius    ist    nur   untt*r  Zuhilfe- 
Dahme  des  Zwcckbt'grirtes  möglich;  das  W«'sen  des  Organ i>inu-> 
ist  durchaus  teleologi(»cher  Natur*).   Alle  organischen  Funkti«»ueu 
haben  einen  Zwock  auf  das  Ganze,  und  das  Ganze  hat  hinwieder 
fortwährende  Zweckbeziehung  auf  neiae  Teile.    Einen  objektiven 
Zweck  sn  begreifen,  ttbenteigt  aber  nnaer  Erkenntnisvermögen. 
Für  die  empiriscbe  Natorerkenntaii  k((anen  die  organischen  Vor- 
C^taige  nor  bSehst  verwickelte  mechanische  sein.    Das  Ziel  der 
Natnrwissenschaft,  dem  sie  nach  der  Ansicht  der  grofsen  Mehrsahl 
der  Natiuforseher  snsustreben  hat,  ist  die  Reduktion  der  an- 
scheinend  organisoh-teleologischen    Vorgänge    anf  meehanisch- 
atomistisclie '-).    .lene  neuere  Kii  htimg  in  der  Biologie  hingegen, 
welche  «lieses  Zi»'l  i'nr  uiierreiclibar  erklärt  und  die  Erscheinung 
des  Lebens  für  unableitbar  und  von  einem  bes«»uderen ,  mecha- 
nistischer  Foracbungsweiae    unzugänglichen   Prinzip  beherrscht 
ansieht,    kann    uns    Uber    die    organisierende    Kraft  keinen 
Aufschlois  geben:  aie  steht  vor  einem  Rätsel,  das  sie  mit  den 
Metiiodea  exakter  Natnrerklämng  nicht  sn  Itfsen  vermag. 

So  ist  denn  der  Begriff  des  Organismus  das  Resultat  einer 
bestimmten  Anschauungsweise.  Eine  bestimmte  Gattung  Aufserer, 
rtUunlich  und  seitlich  kontinuierlicher  Erscheinungen  und  Vorgänge 
weiden  in  unserem  Bewnfstiiein  durch  teleologische  Betrachtung 
«o  einer  Einheit  zusammengefafst,  ohne  dafs  wir  mit  zareichenden 
Gründen  behaupten  können,  dieser  Synthese  in  unserem  Innern 


timoa,  1901,  8.  TJff,  Mach,  Die  Analyse  der  Empfindungen,  4.  Aufl. 
H«)3.  S.  81  £  Wir  ..berflfublich  im  Vergleich  mit  solchen  fachmännischen 
Ausfülinmgcn  .-iu«l  z.  B.  die  von  Preufs,  a.a.O.  S.  140.  d.r  nunmehr 
(t'berOrganpersr.ulirhkeit,  a.  a.  0.  8.  121,  •')"*))  sich  mit  dein  Unvi  rnir>gen 
der  Wi8.-*<  ns(  h;itt  zur  befriedigenden  Krkläruni/  de:^  <  )r}:::inisinus  tröstet, 
ein  Bekenntnis,  das  dem  nicht  Organisuuisgläubigen  trostlos  er- 
scheinen miif-i. 

„Ein  organisiertes  Produkt  der  Natur  ist  das,  in  welchem  alles 
Zweck  and  wechseUeitig  auch  Mittel  ist."  Kant,  Kritik  der  Urteils- 
kraft, §  75.  Über  den  Zusammenhang  des  Begriffs  des  Organismus  mit 
<ier  ZweckvorstelluDg  vgl.  die  vorsflglichcn  und  tiefdringeudeu  Aus- 
fahnui^.n  von  S  ig  wart,  a.  a  O.  II,  S.  428  ff.,  namentlich  264  f.; 
femer  Wundt,  System,  S.  815  fr.,  5:38  ff. 

*)  Vgl.  unter  den  Physiologen  der  (tegennart  z.  B.  L.  Herttiann. 
U'hrbuch  der  Phy^iolo^nc ,   10.  Aufl.  l^'.tJ.  S.  »i;   Land  eis,  Lchrbucli 
der  Phy.-iologi.'  de.-*  MeuHchen,   2.  Aufl.  l^^I.  S,  14,  l"»;  J.  Steiner, 
Grandiifs  d.  Physiologie  d.  Menschen,  4.  Aull.  1898,  S.  2  f. 
J«Ilin«k,  Dm  Reeht  dm  modOTnen  StMte».  I.  2.  Aufl.  10 
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entspräche  eine  analoge  objektive  Einheit  anfser  uns  Wir  be- 
finden ans  bereits  anf  dem  Boden  der  Metaphysik ,  wenn  wir 
solehe  objektive  Einheit  ins  Seiende  veriegen.  Dafs  der  Oiga- 
nismns  als  solcher  aafserhalb  unseres  urteilenden  BewuTstseins 

existieref  hat  denselben  Wahrheitswert  wie  etwa  die  Anschauung, 

dafs  es  unabhHngig  von  unserer  Empfindung  eine  objektive  Welt 
der  Farben  und  Töne  gebe. 

Dieser  Einwand  kehrt  aber  verdoppelt  bei  der  Lelire  von 
den  sozialen  Organittmen  wieder.  Dafs  wir  fortwährend  die  Viel- 
heiten, welche  die  sosiaieu  Vorgänge  in  verwirrender  Fülle  dar- 
bieten, als  Einheiten  manrngüsitigster  Art  aaffassen,  hat  seinen 
guten  Orund.  Ohne  die  Fähigkeit,  subjektive  Synthesen  au 
bilden,  gäbe  es  für  uns  keine  Welt  des  Fählens,  des  Erkennens, 
des  Handelns.  Allein  diesen  Synthesen  objektive  Wahrheit  beiau- 
legen,  bedeutet  einen  Sprung  vom  Empirischen  ins  Metaphysische. 
Wenn  wir  auf  (iruiid  der  orp:anischen  Hypothese  den  Staat  als 
eine  innere  Einheit  aufTassen,  so  ist  es  unter  allen  Umständen 
eine  metaphysische  Behauptung,  wenn  wir  die  objektive,  von 
unserer  Erkenntnis  unabhängige  Existenz  dieser  Einheit  be- 
haupten« Denn  mag  man  es  anstellen^  wie  man  will,  die  organische 
Lehre  mufs  in  dem  Oiganismus  stets  ein  Wesen,  d.  h.  eine 
Substanx,  einen  Träger  der  von  ihm  ausgehenden  Funktionen 
sehen.  Die  Annahme  einer  realen  Substanz  aber,  die  als  Staat 
oder  Gesellschaft  zu  bezeichnen  ist,  gehört  in  das  Reich  meta- 
physischen Glaubens,  ob  diese  Substanz  nun  grobsinnlich  oder 
als  ideale  Existenz  gedacht  wird  '^),    Der  sittliche  oder  geistige 

*)  Die  Biologie  in  ihren  Anfängen  operiert  mit  dem  Begriff  der 
Lebenskraft  als  des  objektiven  organisierenden  Momentes.  Die  neuere 
Biologie  hat  dieses  organisierende  Prinzip  längst  in  das  Gebiet  der 
Phantasie  verwiesen.  Vgl.  Hermann,  a.  a.  O.  8.  5  f.  Seihst  dea 
neovitalifttischen  Versuchen  der  Gegenwart  lie^'^t  es  fern,  den  ganzen 
Organismus  von  neuem  auf  der  Lebenskraft  aufzubauen.  lir.  Schmidt 
In'ngegen  S.  2,  vgl.  au«li  S.  III,  116,  liifst  noch  die  tierischen  und 
ptianzlichen  Orp  «insmt'M  und  si  hliffslii  h  auch  den  Staat  auf  dieser  von 
der  \Viss('ii-'<'liat  t  \  crwoilVn.'n  aii^n-ldiithcn  Kraft  beruhen. 

*)  Mi'iu  (Jt  -riisatz  /ur  organisclifii  Lehre  ist  der  der  Erkenntnis- 
kritik zur  Dogmutik.  Die,  weiiu  auch  unausgesprochen,  gegen  mich 
gerichteten  neuesten  Ausführungen  von  Gierkc,  Das  Wesen  der 
menschliehen  Verb&nde,  190;^,  beweisen  nicht  etwa  die  Möglichkeit  der 
objektiven  Existenz  eines  sozialen  Organismus,  sondern  lehren  wiederum 
nur  em  Glaubensbekenntnis  und  gehen  daher  der  ganzen  erkenntnis- 
theoretischen Frage  aus  dem  Wege.    Auch  Preufs,  Ober  Organ- 
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Oiganisnivs,  die  oigaaische  Persllntiehkeit  werden,  sobald  man 
M  nwt  als  Hilfsmittel  aar  Synthese  der  Eraeheranngiin  ver- 
«sadet^  an  myatisclien  Wesenheiten,  wie  es  a.  B.  auch  der  Volks- 
gebt  und  die  Volksseele  sind,  die  als  wahre  Spukgestalten 
eneheinen,  wenn  man  vergrifst,  dafs  ihr  Wert  nur  darin  liegen 
kaiiu,  daf.s  nie  Abkürzungen  höchst  verwickelter  und  in  ihren 
Details  gar  nicht  zu  entziffernder  psychologischer  Massenprozpsse 
«nd.  Die  organische  Theorie  ist  daher,  erkenntnis-theoretisch * 
betrachtet,  keine  Lehre  vom  blufsen  objektiven  Dasein  des 
Staates,  sondern  vom  Staate,  wie  er  sich  auf  Gmnd  unserer  snb- 
jflktivea,  teleologisehen  Betrachtungsweise  darbietet,  deren 
transaendente  Bedeutung  wir  nicht  au  erkennen  vermögen. 

Eine  auf  dem  Boden  des  Gegebenen  stehende  wissenschaft- 
Kdie  Kritik  hat  demnach  Ton  der  Hypothese  der  sozialen  Ge- 
bilde als  real  existierender  Organismen,  die  transzendenter  Art 
sindf  völlig  abzusehen.  Nur  die  ZulUssigkeit  der  organologischen 
Hypothese  als  einer  Form  der  Synthese  der  aufser  uns  sich  ab- 
tpteleoden  sozialen  Vorgänge  ist  von  ihr  zu  prtkfen. 

Da  eigibt  sich  zunächst ,  daÜB  am  wenigsten  gerechtfertigt 
die  Übertragung  der  Organismusvoratellung  auf  die  Gesellschaft 
ist*).  Denn  der  Gesellschaft  fehlt  vor  allem  die  Geschlossenheit^ 
die  Abgrenaung  nach  auisen,  welche  der  Organismus  aufweist. 
Ba  soiialer  Körper  existiert  nicht  einmal  in  der  Abstraktion,  da 
die  Gesellschaft  über  die  staatlichen  Grenzen  hinausreicht,  ohne 
dafs  man  sagen  könnte,  wo  sie  ihr  Ende  findet.  Der  Gesell- 
schaft fehlt  ferner  die  innere  Einheit ,  deren  Aufweisung  und 
Erfassung  einer  der  wesentlichsten  Zwecke  der  organischen 
Theorie  ist;  es  mangelt  ihr  selbst  in  unserer  Vorstellung  jegliche 
SabstanaialitKt. 

Anders  steht  es  mit  dem  Staate  und  dem  in  seinem  Ver- 

penOnlidikeit,  a.  a.  0.  S.  575,  erklärt  das  Leben  als  ein  grofses  X, 
meint  aber,  man  müsse  die  Tatsat-he  des  begrifflichen  Wei^ensanter- 
achiedes  zwischen  lebendigem  Organismus  und  totem  Mechanismus  als 
gi'geben  hinnehmen,  und  zeigt  sich  damit  ebenfalls  als  unkritischer 
Metapliy  nker.  der  dnreh  eiti  Dogma  die  Forschung  da  enden  läfst,  wo 
djisi  wulirt'  wissensohaftlielie  Problem  erst  be^Mimt.  Vgl.  aueh  die  vor- 
xüglit'hen  Ausführungen  von  Max  Weber,  Schmollers  Jalirbm  h,  XXVII, 
fl  35,  der  sehr  treffend  darauf  hinweist,  liufs  Gierke  Gefühlsinhalte 
liTpostasiert 

^  Hierflber  treffimde  Bemerkungen  bei  Rflmelin,  Beden  und 
Asbitie,  m,  8.  268  f. 

10* 
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bände  begriffenen  Volke.  Der  Staat  erscheint  nns  als  innere, 
▼on  einem  Willen  gelenkte  Einheit  seines  Volkes.  Gewisse  Ver^ 
hültnisse  und  Merkmale  der  natflrliehen  Oiganismen  flbertrigt 
nun  die  organologische  Hypothese  anf  Staat  nnd  Volk,  ver- 
meinend, dadurch  diese  sowohl  verständlicher  zu  machen  als  aneh 
eine  liölicre  Form  der  Synthese  für  natürlitlie  und  politische 
Ersclieiniiii{;en  gefunden  zu  haben.  Solcher  Art  ist  die  Einheit 
in  der  Vielheit,  die  den  Staat  und  sein  Volk  im  Wechsel  ihrer 
Glieder  als  stets  dieselben  erscheinen  Ittfst,  sodaun  die  lang- 
same Umbildung  beider  im  Laufe  der  Geschichte,  femer  die 
Wechselwirkung,  in  der  die  Glieder  des  Gänsen  und  seine  ein* 
seinen  Funktionen  aneinander  derart  stehen,  daXs  das  Ganse 
um  der  einseinen  willen,  diese  hinwieder  aber  um  des  Gänsen 
willen  dazusein  scheinen,  sowie  das  durchgttngige  gegenseitige 
Sichbestimmen  der  untereinander  in  Beziehung  tretenden  Ver- 
bandsmitglieder. Endlich  die  unreHektierte ,  sogenannte  natur- 
wüchsige Bildung  und  Ausbildung  der  staatlichen  Institutionen, 
die  es  zu  verbieten  x-heineii,  sie  aus  dem  bewufsten,  Überlegenden 
Willen  der  Individuen  herzuleiten,  sondern  sie  vielmehr  als  über- 
ragende Mächte  erscheinen  lassen,  an  denen  menschliche  Willkür 
nur  geringfügige  Änderungen,  sollen  diese  Bestand  haben,  vor- 
zunehmen vermag. 

Allein  diese  Momente  bieten  nichts  als  Analogien  dar,  denen 
tiefgreifende  Unterschiede  gegenüberstehen.  Neben  die  unreHek- 
tierte Bildung  sozialer  Institutionen  tritt,  tilglich  wahrnehnil)ar, 
die  bewufste.  Der  Bau  ganzer  Staaten  kann  phitzlich  die  ge- 
waltigste Umbildung  erfahren.  Staaten  wachsen  und  vergehen 
nicht  nach  organischem  Vorbilde,  sie  unterliegen  nicht  notwendig 
den  Gesetzen  der  Entwicklung  und  Rückbildung*).  Femer  fehlt 
ihnen,  was  nur  dem  Organischen  eigentümlich,  zum  Kernpunkt 
alles  Lebens  zählt,  die  Erneuerung  im  Wechsel  der  Generationen : 

')  Man  denke  doch  nur  an  di»»  Staatf;go?!clnchto  des  deutschen 
Volkes,  um  einzuseln  ii.  dafs  Warhstum,  Blüte  und  Verfall  des  Staates 
mit  i»rganiseii«'n  Natur«  rsi  hcinungen  nichts  gemein  haben.  Waini  hat 
der  deutsthe  Staat  geblüht?  Unt<T  den  hohenstautlsehen  oder  unter 
den  hobenzollernschen  Kaisem?  Und  bedeutete  das  luterregnum,  der 
Dreifsigjälirige  Krieg  oder  der  Frieden  von  Lun^ville  den  Niedergang? 
Ist  der  deutsche  Btaatsorganismus  1806  gestorben?  Bejaht  man  die 
letzte  Frage,  dann  müfste  die  organische  Theorie  su  einer  allerdings 
jeder  biologischen  Analogie  spottenden  Auferstehungslehie  gelangen ! 


Digitized  by  Google 


Sechstes  Kapitel.  Das  Wesen  des  Staates. 


149 


sie  können  sich  nicht  fortpflanzen.  Die  Entstehung  neuer  Staaten 
ab  Fortpflanzungsprosesse  irgendwelcher  Art  darzustellen,  ist 
nur  einem  mit  den  vagsten  Analogien  arbeitenden  Kopfe  mög^lieh. 
Das  Dentache  Beicb  und  Italien,  die  Staaten '  der  Balkanhalbinsel 
ond  Knliay  nm  nur  der  jttngaten  Zeit  zn  gedenken,  haben  dem 
Sehwerte,  einem  Bieherlich  nicht  organiachen  Zeugungsmittel;  ihr 
Daaein  an  verdanken.  Höchstens  in  der  Koloniaation  —  die  aber 
mit  Besiedlung  der  ganzen  Erde  in  absehbarer  Zeit  ein  Ende 
linden  niufs  —  könnte  eine  Üppige  Phantasie  eine  Art  organischen 
Zeugungsprozesses  erblicken.  Anhänger  der  organischen  Lehre 
pflegen  die  von  ihnen  verworfenen  staatlichen  Institutionen  und 
Neneningen  als  nnorganiach  zu  bezeichnen,  welcher  Terminus 
allein  schon  die  Negiernng  der  ganzen  organischen  Lehre  enthält. 
Denn  im  Leben  eines  Oiganiamna  kann  es  nichts  Unoiganiscbes 
{eben.  Krankheit,  Verkrttpplung,  Mangel  an  Leistungsfähig- 
keit nsw.  sind  sftmflich  oiganische  Prozesse.  DalSs  nur  der 
^tseb  vollendete  Organismus  Existenzberechtigung  habe,  dafs  es 
überhaujit  ein  Sollen  für  den  Organismus  gebe,  ist  eine  will- 
kürliche, unwissenschaftliche  Behauplung. 

Die  organische  Lehre  pflegt  aber  eng  mit  der  Aufstellung 
eines  Normalorganismns  verknüpft  zu  sein,  wodurch  sie  zu  einer 
politischen  Theorie  wird.  Sie  zeichnet  einen  Idealtypus  des 
Staates  zum  Zweck  der  Beurteilung  gegebener  staatlicher  Zu- 
itinde').  In  der  Zeichnung  dieses  Typus  wird  häufig  mit  der 
grtCsten  Willkür  verfahren.  Da  eine  klare  Definition  des  Or- 
gaaischen  nicht  gegeben  werden  kann,  so  stellt  sich  in  den  Einzel- 
ausfuhningen  dieses  Wort  übt'rall  dort  ein,  wo  Begrifte  fehlen. 
Daher  auch  die  bedenkliebe  Ersclu'inun;r  in  der  organologischen 
Literatur:  statt  schrittweisen  wissenschaftlichen  Fortgang  anzu- 
bahnen, schneidet  die  organische  Lehre  oft  hochmütig  die  Dis- 
kussion durch  einen  Machtspruch  ab ;  statt  zn  erklären,  läfst  sie 
•ieh  an  einem  Bilde  genOgen.  Daher  hat  keine  Lehre  so  wilde 
Exzesse  der  subjektivsten  Phantasie  aufzugeben  wie  diese.  Zu- 
dem fehlt  den  Organologen  jede  klare  Einsicht  in  das  Wesen 
methodischer  Forschung,  die  sie  mit  der  Anwendung  von  Analogien 
imd  Bildern  identifizieren.   In  neuester  Zeit  pflegen  sie  Anleihen 

Das  gesehieht  auch  von  naturwissenschaftlicher  Seite.  So  kommt 
Aber  die  vagsten  Analogien  des  Staates  mit  dem  Normalorganismus 
nicht  hinaus  H  e  r  t  w  i  g ,  Die  Lehre  vom  Organismus  und  ihre  Beziehung 
sar  Sfiaalwisaensehaft,  1899,  S.  18  ff. 
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bei  dov  iiaturwissenschafUichen  Methode  zu  machen^  indem  sie 
den  tiefen  Unterschied  iwischen  natürlichem  und  soiialem  Ge- 
schehen Übersehen  und  von  der  bereit«  früher  gerttgten  Ver- 
weehslung  tob  „n'atnnnssensebaftlich^  mit  „empiriseh**  oder 
«exakt*  beherrscht  sind*). 

Da  nun  die  oiganisehe  Theorie,  als  wesentlieh  mit  Analogien 
arbeitendi  reale  Erkenntnis  nicht  su  gewinnen  Termag,  so  ist  es 
besser,  sie  gftnzlich  abzuweisen,  weil  die  Gefahr  der  falschen 
Analogie  viel  gröfser  ist  als  der  Vorteil  der  richtigen.  Zudem 
libersi<'}it  sie  die  Notwendigkeit  ununterbrochener  reflektierter, 
zweckbewufster  Tätigkeit  für  den  Staat,  ohne  welche  er  nicht 
einen  Augenblick  su  existieren  vermag,  oder  sie  kann  wenigstens 
diese  Tntigkeit  von  ihren  Prinzipien  aus  nicht  erklUren.  Am 
energischsten  abzulehnen  aber  ist  die  Lehre,  die  eine  Mehrheit 
sozialer  Organismen  nebeneinander  existierend  behanptet,  die 
alle  dieselben  IndiTiduen  als  Glieder  nmfaaseD  sollen,  sJso  Staat, 
Kirche,  Genossenschaften,  weil  das  selbst  der  biologischen  Analogie 
widerstreitet,  die  ein  Glied  immer  nnr  als  einem  einzigen  Qanaen 
zugehörig  betrachten  kann.  Anch  die  einen  derartigen  Fehler 
vermeidende  Theorie  eines  Gesamtorganismus,  der  verschiedene 
Teilorgauismeu  in  sich  schliesst,  wäre  auf  die  sozialen  Verhältnisse 


>)  Wie  die  organische  Lehre  selbst,  so  lebt  anch  ihre  Forsdinngs- 
weise  von  einem  falschen  Monismus.  Denn  die  mit  dem  Experiment, 

mit  sinnlicher  Beobachtung,  Mafs,  Oowicht  und  Instrument  arbeitende 
Naturforschung  ist  durch  Objekt  und  Erkenntnismittel  ein  f&r  ailenuU 
von  den  Sozialwissenscliafton  getrennt,  und  alles,  was  man  der  angeb- 
lichen naturwissenschaftlichen  Methode  in  den  Sozialwissenschaften 
verdankt,  sind  haltlose  Hypotlu-sen,  die  der  eine  Tag  schafft  und  der 
andere  zerstiirt.  Nicht  ein  einziger  feststehender  Satz  —  ich  wage  diese 
Behauptung  apodiktisch  aufzustellen  —  ist  der  Sozialwissenschaft  durch 
die  j^exahte"  Forschungsweisc  gewonnen  worden.  Dafs  Beobachtung 
nnd  Feststellung  des  Gegebenen  der  Ausgangspunkt  aller  sosialwissen- 
scbaftlicher  Dissiplinen  ist,  hat  nicht  erst  die  neueste  naturwissenschaft- 
liche Erkenntnis  cum  •Bewnfstsein  gebracht,  sondern  dieses  Axiom 
entstammt  der  AufiSsssung  der  Glesamtheit  des  Seienden  als  eines 
empirisch  Gegebenen,  die  aller  menschlichen  Wissenschaft  zugrunde 
zu  legen  isf.  Die  liegrfindung  der  empirisolien  Methoden  im  (iegensatz 
zu  den  spekulativr'n  ist  nicht  zum  ircriii^^sten  das  Werk  der  nujdernen 
Philosophie  gewesen:  Bacon ,  Locke,  iierkeley  und  llunie,  Descartes, 
Spinoza  und  ivant  haben  die  allgemeinen  Prinzipien  der  Erfahrungs- 
wissenschaft in  der  für  alle  ihre  Disziplinen  bedeutungsvollen  Weise 
entwiclcelt. 
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manweiidbar ,  weil  ein  soleher  höchster  socialer  Organismtis  nn- 
auffindbar  ist  So  kaan  man  die  Kirehe  niemals  blols  als  Glied 
des  Staates,  noch  weniger  den  Staat  als  Glied  der  Kirche  anf- 
fsssen.  Setst  man  aber  die  Henaehheit  als  Jenen  höchsten 
Organiffmns,  so  wKre  man  damit  gllleklieh  bei  einer  Hypostasierung 
der  Gattung  angelangt,  die  selbst  den  scholastischen  Kealismus 
überbieten  würde. 

Auch  die  Geschichte  der  organischen  Lehre  beweist  klar 
ihren  geringen  wissenschaftlichen  Wert,  da  d<'r  Hegriff  des 
(hganismns  ans  dem  Mechanismus,  d.  h.  der  menschlichen  zweck- 
mlbigen  Einriehtang»  hervoigegangen  ist,  und  da  Organ  ursprOnglich 
nichts  anderes  bedeutet  als  Werkaeug.  Der  Begriff  des  Organismus 
ist  seinem  Ursprung  naek  ein  anthropomorphischer,  indem  der 
Mensch  selbst  snnHehst  als  ein  mit  «weckmsrsigen  Einrichtungen 
▼ersehenes  Individuum  aufgefafst  wird Schrittweise  gelangt 
erst  Hie  neuere  Wissenschaft  dazu,  jedes  lebende  Wesen  flir  einen 
Organismus  zu  erklären  und  in  der  rätselhaften  Erscheinung 
des  Lebens  das  unterscheidende  Merkmal  des  Organismus  vom 
Mechanismus  zu  finden.  Die  Erkenntnis  der  immanenten  Teleo* 
logie,  die  der  Oi^anismus  darbietet,  und  die  ein  so  wichtiges 
henristisebes  Prinsip  der  Biologie  ist,  ist  uns  vermittelt  worden 
doreh  eine  unserem  zweekbewufsten  Handeln  entnommene  Analogie, 
denn  der  Zweck  ist  ein  uns  ansschlielslich  durch  die  Vorgänge 
anseres  Bewnfstseins  ▼ermitteltes  Prinzip.  Menschliche  Ver- 
h&ltnisse  aber  durch  Vergleichung  mit  Gebilden  und  Funktionen 
erkennen  wollen,  die  uns  erst  durch  Übertragung  unserer  Vor- 
stellungen auf  anfser  uns  Seiendes  verständlich  gemacht  werden, 
heilst  zum  mindesten  einen  UbeiflUssigen  Umweg  nclimcn. 

Aus  alledem  geht  hervor,  dafs  wissenschaftliches  Denken  flir 
den  Staat  eine  andere  Kat^rie  als  die  des  Organismus  heischt : 
eioe  Kategorie,  die  selbetftndig  und  von  allen  Analogien  un- 
abhtngig  ist. 

'j  Vgl.  darüber  meine  näheren  Ausführungen,  System  der  subj. 
öff.  Rechte,  S.  M  ff.  Eine  Geschichte  der  Ausdrucke  und  BegritFe 
„mechanisch-organisch"  nunmehr  bei  Eucken,  Geistige  Strömungen 
dn*  (iegenwart ,  1904,  S.  125  rt.;  intere»sant  ist  namentlich  der  Nach- 
wpi?,  dafs  bis  ins  19.  Jahrhundert  hinein  organiscli  und  medianisili 
nicht  als  Gegensätze  gedacht  wurden.  Wenn  Preufs,  Über 
Organpers.,  a.  a.  0.  S.  558  erklärt,  Organe  kann  nur  ein  Organismus 
habsn,  so  bemht  dieser  Sats  auf  gänslicher  Ignorierung  der  Entwicklung 
im  (hganb^griffes. 
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2.  Der  Staat  als  Kollektiv-  oder  Verbandseiuheit 

DaPs  der  Staat  einen  dauernden ,  einheitliehen  Verband  von 
Menschen  darstelle,  dalier  ein  G  e  ui  c  i  n  w  c  s  e  n  sei,  ist  von  alters 
her  behatiptet  worden.  Die  diese  Vorstidlung  verniitti*ln«ien 
Kategorien  der  /.üinnift,  der  societas,  der  rcspuhlica,  des  eoetiis 
entstammen  sHnitlich  dem  antiken  Gedankenkreise.  Im  Altertum 
wendet  sich  jedoch  die  Uutersuchuog  wesentlich  den  Yerbands- 
zwecken  zu;  wofern  nicht  mit  organologischen  Bildern  optiert 
wird,  bleibt  die  Frage  nach  der  Stmktar  des  Verbandes  gans  im 
Hintergründe.  Die  mittelalterliehe  Korporationslehre  and  das 
neuere  Naturreeht  gehen  in  ihren  Staatskonstruktionen  iwar 
dnrchweg  von  dem  Gedanken  des  gesellschafUichen  Verbandes 
aus,  den  sie  aber  ausschliefslich  juristtsch  fassen,  während  die 
Frage  nach  dem  historisch-sozialen  Substrat  des  Staates  im  Recht8- 
sinne  ihnen  cntwinler  nicht  oder  doch  nicht  klar  znm  Bewufstsein 
kommt.  Immerhin  denkt  sich  das  Naturrecht  die  Mensrhen  im 
Staate  eine  ^.nnio"*,  d.  h.  eine  Zusammenfassung  der  vielen  xu 
einer  Einheit  bildend  M. 

Der  Gedanke  der  Kollektiveinheit  liegt,  mehr  oder  minder 
klar  ausgedrackt,  den  Anschauungen  der  meisten  neueren  Staats- 
rechtslehrer ttber  das  aosiale  Wesen  des  Staates  sugrunde  Ein- 
gehend ausgebildet  ist  aber  diese  Theorie  von  Gierke.  Wenn 

')  iiei  Althusius,  Politica  V,  1  tritt  der  Begriff  der  consociatio 
publica,  lioi  (irotiijs  jener  dos  oootiif»  fcivitas  -  coetns  liberornm 
hominum  iuris  frucndi  et  communis  utilitatis  causa  confociatus)  hervor. 
Letztert-n  habrn  manche  Spätere  (so  z.  Ii.  Boehmer,  1.  c.  S.  184) 
akzeptiert.  Seit  Hubbes  beginnt  die  Betonung  der  im  Staate  voll- 
sogenen  Union  der  einzelnen,  die  spiter  namentlich  bei  Rousseau 
seharf  hervortritt  Durch  den  contrat  social  wird  eine  in  der  Union 
der  Mitglieder  bestehende  associatlon  geschaffen  (I,  6).  Derselbe  Ge- 
danke kehrt  wieder  in  der  berAhmten  Kant  sehen  Staatsdefintfion 
(Staat  Vereinigung  einer  Menge  Menschen  unter  Rechtsgesetaen, 
a.  a.  O.  §  45).  Ebenso  meinen  die  zahlreichen  Publizisten,  die  v  ui 
einer  Staatsgesollschaft  sprechen ,  die  Zui^ammenfassnng  der  Vielheit 
zur  Fiidicit  iu  Form  der  Vereinigung.  Das  erjjibt  sich  daraus,  dafs 
jr»'rad('  düs  Naturrecht  die  juristisehe  I'ers<)rdichkeit  des  Staates  enerjxisch 
betont  und  daher  bei  klarer  Scheiduri;;  des  ItechtsbegritVes  des  Staates 
von  seinem  sozialen  Substrat  auch  dieses  hätte  notwendig  als  Einheit 
denken  müssen. 

*)  Als  Gemeinwesen  bezeichnen  den  Staat  s.  B.  Albreeht, 
a.  a.  0.  S.  1491;  H.  A.  Zachariae,  I,  8.  41;  H.  Schnlse,  Einleitnog, 
8.  121;  G.  Meyer»  S  8C;  Brie,  a.  a.  O.  &  H. 
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er  selbst  aacb  nicht  genügend  die  Verbandstheorie  von  der 
Mganisehen  scheidet,  vielmehr  sich  seihst  als  Oiganologen  gibt, 
Vena  femer  der  Gegensata  der  beiden  Erkenntnisarten  des  Staates 

bei  ihm  nicht  ganz  klar  vorhanden  ist,  so  bergen  doch  seine 
bedeatsameu  AusfUhrung^en  über  die  Gcnossensc-huft  eine  aus- 
gebildete Theorie  von  dem  vorjuristischeii  Dasein  des  Staates  in 
sich.  la  ihr  erscheint  der  Staat  als  ein  durcli  eine  feste  Organi- 
sation and  dauernde  Zwecke  geeinigter  Verband,  als  eine  von 
den  einzelnen  nnterschiedene  £inheit,  die  trotzdem  nur  durch 
die  Vielheit  nnd  in  der  Vielheit  der  Individuen  besteht^).  In 
Uirer  Form  hat  sodann  Bernatsik  Gemeinwesen  nnd  jnristische 
Person  gesdiieden  nnd  jene  als  das  mögliche  Substrat  dieser 
erkannt').  Femer  hat  Haenel  den  Staat  als  korporativen  Ver- 
band vom  Staate  als  juristischer  PersfJnlichkeit  geschieden '^),  Die 
Einheit  des  korporativen  Verbandes  ist  ihm  besonderer  Art,  ^Sie 
besteht  nur  darin,  dafs  eine  Vielheit  menschlicher  Individneu 
geistig  auf  einen  Gesamtsweck  bezogen  ist,  und  dafs  diese  geistige 
Bssogenheity  die  an  sich  nur  die  Aussage  eines  identischen  Willens- 

1)  Vgl.  namentlich  s^e  tiefdringenden  Ansf&hmagen :  Die  Genossen- 
sebsftstlieorie  und  die  deutsche  Rechtssprechung,  ferner  Deutsches 
PHvstreeht,  1,  1895,  S.  456  fr.  Gemäfs  seiner  organologischen  Grund- 
ansdiannng  fafst  Gicrke  das  soziale  Substrat  des  Staates  als  reale 
Gesamtpersönlichkeit  oder  Verbandsporson  auf.  Da  er  aber  (vgl.  Privat- 
recht.  S.  471)  die  juristische  Fcraiinliehkeit  der  Verbandsperson,  wie 
beim  Intlividuum,  erst  durch  Recbtssatz  eiitst<'hen  läfst,  *lah<'r  das 
Recht  xolclien  \'erl)änden  Persönlichkeit  beliebig  gewähren  und  ver- 
sagen kann,  so  kommt  man  nach  Gierke  dazu,  den  Staat  für  cimt 
doppelte  Person  zu  erklären,  eine  reale  Gesamtpcrson  und  eine 
jariilitdie  Person.  Diese  anf  Rechnung  der  organischen  Lehre  zu 
stelleDde  ünUarheit  wird  vennieden,  wenn  man  den  erkenntnis- 
thesNtisch  einsig  sulftssigen  Begriff  der  Verbandseinheit  an  Stelle  Jener 
Yerbandsperson  seist.  Mit  Gierke  gmnds&tsüch  fibereinstimmend 
Regelsberger,  Pandekten,  I.  1893,  S.  289  ff.,  der  aber  S.  808  das 
soziale  Substrat  der  Korperscbaft  klarer  als  Personenverein  bezeichnet. 
Auch  Rehm,  Staatslehre,  S.  169  ff.,  vertritt  die  Lehre  von  der  Doppel- 
persfmlichkeit  des  Staates. 

-)  Vgl.  die  vorzüglichen  Ausfuhrungen :  Kritisclw  Studien  über 
den  Hegritf  der  juristischen  Person,  Arcli.  f.  öff.  R«'i'ht,  V.  S.  242  ff. 
Aach  hat  Bernatzik,  S.  275  11'.,  in  trert'licher  Weise  nachgcw  itscn, 
dafs  alle  haltbaren  Elemente  der  organisclicu  Theorie  in  der  Lehre  vom 
Ctameinwesen  enthalten  sind. 

*)  A.  a.  O.  I,  8.  81  ff.  Der  Ausdruck  „korporativ^  statt  kollektiv 
ftr  das  nichtjuristische  Substrat  des  Staates  ist  allerdings  ineleitend. 
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Inhaltes  der  Beteiligten  ist,  ihre  KealitAt  gewinnt  dunh  die 
WillenHmacht  leitender  Orf^ane  und  sich  einfUgender  Mitglieder". 
•  dodann  hat  U  a  e  n  e  1 ,  indem  er  die  reale  Einheit  des  korporatlv«D 
Verbwidea,  seine  Eigenschaft  als  eines  realen  Oiganismnsi  vnier* 
sucht,  erkannt,  dafs  jenes  Ganse  nnd  jener  Organismos  ans- 
schliefslieh  in  der  SphMre  geistiger,  ethisch  bestimmter  Potenseo, 
nämlich  menschlicher  Individuen,  besteht,  die  immer  nnr  psycho- 
logisch aufeinander  einwirken  und  sich  znsamnienschliersen  können. 
Diese  eigentümliche,  durch  biologisch  -  physiologische  Analogien 
nicht  zu  erklärende  Verbindungsweise  sei  nicht  minder  real  als 
die  biologisch-physiologische').  Ebenso  wird  von  Flaenel,  der 
die  erkenntnistheoretische  8eite  der  JiVage  unter  den  hier  in  Be- 
tracht kommenden  Schriftstellern  am  eingehendsten  erörtert,  der 
Versuch,  die  reale  Einheit  auf  einen  Gemeingeist  oder  eine 
ähnliche  Abstraktion  sn  grttnden,  als  unser  Erkenntnisvermögen 
tlbersteigend,  snrttckgewiesen.« 

Von  allen  Anhängern  dieser  Gemeinwesentheorie  wird,  wie 
nicht  anders  möglich,  der  Staat  als  ein  Wesen  aufgefaist.  Wir 
müssen  nämlich  jede  reale  Einheit  denknotwendig  substanziieren. 
Solche  Substanziierung  vermittelt  auch  richtige  Erkenntnis,  woferu 
wir  uns  nur  hüten,  ein  sinnliches  Objekt  an  Stelle  des  Sub- 
strates zu  setzen,  das  wir  als  (irundlage  der  Beziehungen  der 
einzelnen  Hlieder  ein«*r  sozialen  Einheit  postulieren.  Indem  wir 
fllr  die  Verbaudseinheit  einen  einheitlichen  Trilger,  ein  Individunm 
fordern,  nehmen  wir  keine  Fiktion,  ja  nicht  einmal  eine  Ab* 
straktion  aus  tatsächlich  Gegebenem  vor,  sondern  wir  wenden 
eine  snr  Synthese  der  Erscheinungen  denknotwendige  Kategorie 
an,  die  erkenntnistheoretische  Berechtigung  hat,  solange  wir 
dem  durch  sie  Erkannten  keine  transsendente  Realität  an- 
schreibenDiese  als  Wesen  su  denkenden  Einheiten  gehören 
ebenso  unserer  subjektiven  Welt  an  wie  Farben  und  Töne. 
Unserer  Welt  des  Handelns  aber,  in  welcher  der  Staat  seine 
Stelle  hat,  können  wir  nur  die  subjektiven  Tatbestlinde  unseres 
Bewufstseins  zugrunde  legen,  nicht  die  uns  nur  innerhalb  enger 

')  A.  a.  u  S.  101,  102.  Um  so  erstaunlicher  ist  es.  diifs  Haenel 
in  der  I^ohre  von  dfr  juristischen  Persfinliehkeit  des  i!>taate8  in  die 
alte  Fiktionstlieorie  zurUckfällt:  vgl.  S.  106  f. 

*)  Uber  den  DingbegritJ'  als  Form  der  Synthese  vgl.  Sigwart, 
a.  a.  0*  II,  S.  113  if.;  über  die  Anwendung  des  Dingbegriffet»  auf 
Kollektive  gute  Ausf&hrangen  bei  Kistiakowski,  a.  a.  O.  8.  126C 
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Schranken  erkennbare  objektive  Realität  der  Dinge.  Wissen- 
schafUiehe  Besonnenheit  hat  die  Au%abey  die  BelativitMt  dieeer 
Betftchtmgtweise  mm  Bewnistsein  sn  bringen*),  nicht  aber 
sie  absnweisen;  es  würde  damit  ein&eh  Unmögliches  gefordert 
werden* 

Die  Theorie  von  der  KollektiT-  oder  Verbandseinbeit  erkiftrt 

die  Einheit  des  Staates  in  der  Vielheit  seiner  Glieder,  die 
StellunfT  seiner  Organe  zum  Ganzen  und  zu  den  Teilen,  die 
Kontinuität  des  staatlichen  Daseins  im  Wechsel  der  Generationen. 
Sowohl  uaturvrUchsiges  Entstehen  und  Umbildung  des  Staates  als 
dessen  willkttrliche  Fortbildung  nnd  Umwälzung  können  von  ihr 
aes  widerspmchslos  begriffen  werden.  Sie  ist  Iceine  politische, 
sondern  eine  rein  wissenschaftliche  Theorie,  die,  entsprechend 
foramliert,  die  Fehler  der  übrigen  Theorien  yenneidet.  Sie  gibt 
aber  nnr  den  Oberbegriff,  nnter  den  der  Staat  in  subsumieren 
ist  Denn  Verbandseinheiten  sind  nicht  nur  die  Staaten,  sondern 
sthlreiche  soziale  Gebilde  im  Staate.  Worin  das  eigentümliche 
Wesen  des  staatlichen  Verbandes  besteht,  ist  in  anderem  Zu- 
sammenhange als  hier  zu  erörtern ,  wo  wir  zuvörderst  nur  einen 
Überblick  tlber  die  verschiedenen  Grundkategorien  gewinnen 
wollten,  anf  welche  der  Staat  surttckgeftthrt  wurde. 

(X  Die  juristischen  Lehren  vom  Staate.   Der  Staat 

als  Bechtsbegriff. 

Da  das  Recht  dem  Staate  wesentlich  ist,  so  ist  eine  Tollendete 

Erkenntnis  des  Staates  ohne  Kenntnis  seiner  rechtlichen  Natur 
nicht  möojlich.  Der  Staat,  geordnet  durch  dan  Recht,  liewahrer 
und  Fortbilder  des  Rechtis,  mufn  notwendig  im  Rechte  selbst  seine 
Stellung  haben,  es  mufs  einen  Kec h ts  b egri ff  des  Staates 
geben*).  Den  Rechtsbegriffen  dienen  die  objektiven  und  inner- 
lialb  der  Subjekte  sich  abspielenden  sosialen  Voigänge  zwar  als 
Sabstrat,  das  Recht  mnb  stets  von  realen  Tatbestitnden  ausgehen, 
weil  es,  wie  immer  es  beschaffen  sein  mag,  stets  den  Zweck  haty 
aaf  reale  TatbestXnde  angewendet  zu  werden.  Allein  die  realen 
Tstbsftlnde  sind  nicht  die  Rechtsbegriffe  selbst   Die  sind  viel- 

>)  Treffend  bemerkt  Kistiakowski  S.  144:  „Die  gesellschaftliche 
Snbstaas  besteht  in  den  einseinen  und  ihrem  gemeinsamen  Seelenleben. 
Iigeadwelche  andere  gesellschaftliche  Substans  und  Seele  ansunehmen, 
hsben  wir  keinen  Grand." 

')  Die  nihere  Begrfindnng  dieses  Satses  folgt  im  Kap.  XI. 
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mehr  Abstraktionen,  die  aus  den  gegebeneu  Rechtsregeln  ge- 
woDuen  werden  und  den  Zweck  haben,  die  Vielheit  der  Regeln 
unter  einheitliche  Gesichtspunkte  zu  ordnen.  Daher  wird,  wie 
bereits  erwähnt, durch Bechtabegriffe  niemals  ein  reales  Sein  erkannt, 
sondern  immer  nichts  anderes  als  Normen,  die  durch  menschliebe 
Tat  yerwirUicht  sn  werden  bestimmt  sind.  Den  Bechtsbegrifieii 
als  solchen  entspricht  keine  Realität  aniser  nns.  Anlser  nns  gibt 
es  materielle  Ktfrper,  aber  keine  Sachen  im  Rechtssinne,  kein 
Eigentum  y  keinen  Besitz.  Die  Sachen  im  Rechtssinne  entstehen 
durch  Abstraktionen  aus  den  vom  Rechte  geregelten  Beziehungen 
von  Mensi-ht'u  zu  Dingen  der  Aufsenwelt  und  ziu'inander.  Der 
BegritY  dos  Eigentums  und  der  des  Besitzes  werden  abgezogen 
aus  den  die  Relation  der  Menschen  zu  den  Sachen  regelnden 
Normen.  Eigentum  und  Besitz  sind  aber,  entgegen  den  populären 
Vorstellungen,  niemals  greif-  oder  sichtbare  Dinge,  sondern  aat> 
BchlieCslich  Beziehongen  solcher  Dinge  auf  Normen,  die  sie  sn 
beherrschen  bestimmt  sind.  Wenn  wir  daher  von  Rechten  als 
Wesenheiten  sprechen,  so  sind  das  nnr  Abkttrznngen  Air  einen 
hdchst  komplizierten  Prozefs,  dessen  man  zwar,  nm  Verinmiigen 
zu  Termeiden,  sich  stets  bewnfst  sein  mnfs,  der  aber  im  einzdnen 
vom  Juristen  gar  nicht  verfolgt  zu  werden  braucht,  so  wenig  es 
der  Maler  nötig  liat.  zum  Zwecke  der  Ausübung  seiner  Kunst  seine 
Farben  auf  Ather.scliwiugung(Mi  zu  reduzieren.  Diese  juristischeu 
Begriffe  sind  jedoch  nicht  etwa  Fiktionen,  sondern  sie  ruhen  auf  dem 
festen  Boden  der  gegebenen  Welt,  der  Welt  der  Rechtsnormen. 
Die  Fiktion  ist  ein  in  enge  Grenzen  gebanntes  Hilfsmittel  der 
Konstruktion,  dag  bestimmt  ist,  Rechtsnormen  Uber  ihren  nrsprtlng- 
liehen  Zweck  hinaus  auszudehnen,  die  Härten  des  strengen  Rechtee 
zn  mildem,  den  prozessualen  Beweis  zu  erleichtem.  Nur  wenn 
man  das  Gredachte  zum  Unterschiede  von  der  materiellen  Welt 
als  fMktion  bezeichnete,  dürfte  man  Abstraktion  nnd  Fiktion 
einander  gleichstellen,  —  dann  aber  wäre  die  ganze  Wissenschaft 
nichts  als  eine  Summe  von  Fiktionen. 

Die  juristische  Erkenntnis  des  Staates  will  daher  nicht  sein 
reales  Wesen  erfassen  ,  sondern  den  Staat  juristisch  denkbar 
machen,  d.  h.  einen  Begriff  auftinden ,  in  dem  alle  rechtlichen 
Eigenschaften  des  Staates  widerspruchslos  zu  denken  sind.  Die 
Erkenntnis  des  realen  Daseins  des  Staates  mufs  diesem  UegrifT 
des  Staates  zugrande  gelegt,  darf  ihm  aber  nicht  gleichgestellt 
werden.    Die  Gegner  der  „Fiktionen**  in  der  staatsrechtlichen 
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Wissenschaft  haben  ventucht,  das,  was  sie  als  reales  Dasein  des 
Staates  bebanptciD,  zugleich  als  daa  joristiflcbe  Wesen  des  Staates 
sa  koBstniieren.  Nähere  Betraehtniig  Aber  ei^^bt,  dab  stets  ein 
in  ihrem  Sinne  jnrlstiseh  ufingiertes"  ESeipMit  in  diese  realistiseb- 
empirisebe  Anffbssnng  des  Staates  bineingelegt  war.  Das  ist  der 
Fall  mit  den  Tbeorien  Tom  Staate  als  Zustand,  als  Volk,  als 
Herrseber,  welcbe  die  Einheit  des  Znstandes,  des  Volkes,  des 
Herrschers  im  Wechsel  der  Individuen  aus  der  Erfahrung:  nicht 
frewiuneii  konnten.  Jeder  juristist*he  Hegriff  mufs  aber  vor  allem 
die  von  ihm  /u  ordnenden  juristischen  Tatsachen  als  Einheiten 
auffassen,  da  er  nichts  anderes  als  die  Form  der  Synthese  dieser 
Tatsachen  ist.  Das  Eigentum ,  das  Pfandrecht,  die  Obligation 
sind  hegriffliche  Einheiten ,  die  nnr  ans  dem  gegebenen  Stoffe 
der  jnristiscben  Tatsachen  gewonnen  werden,  ans  denen  sieb 
wiedemm  sKmtllebe  sie  bildenden  jnristiscben  Tatsacben  dednktiT 
als  Konseqnensen  ergeben  müssen.  Daber  ist  es  von  Tomberein 
ein  SLriterinm  der  richtigen  jnristiecben  Lebre  vom  Staate,  dafs 
sie  die  Eänbeit  des  Staates  an  erklüren  Terroag. 

Wenn  im  folgenden  die  einzelnen  juristischen  Theorien  vom 
Staate  eWJrtert  werden ,  so  kann  das  selbstverständlicli  nur  vom 
Standpunkte  unserer  heutigen  entwickelten  publizistischen  Wissen- 
schaft geschehen.  Jede  Epoche  hat  ihre  besonderen  Kechts- 
begriffe,  die^  an  dem  Marsstab  anderer  Zeiten  gemessen,  die 
Probe  nicht  besteben  können.  Bei  aller  Anerkennung  bistoriscber 
Bedingtheit  unseres  jnristiscben  Denkens  kann  aber  fllr  eine  be- 
stimmte Epocbe  nnr  eine  Art  der  recbtlicben  Auffassung  einer 
Erscheinung  als  gültig  erkannt  weiden.  Zudem  lohnt  es  sieb  kaum, 
entsebwundene  Beebtsrorstell'ungen  nicbt  nur  au  konstatieren, 
sondern  sie  auch  aaf  Grund  des  ganzen  Recbtssystems ,  dem 
sie  entsprossen,  eingehender  dogmatischer  Erörterung  zu  unter- 
ziehen. 

Es  sind  nun  difi  M<»<.rliohkeiten  für  die  juristische  Krfa>sung 
des  Staates  gegeben.  Entweder  ist  der  6taat  Kechtt<objekt,  oder 
Heehtsverhftltuis,  oder  Rechtssubjekt. 

1.  Den  Staat  als  Objekt  aufzufassen,  ist  konsequenterweise 
nicht  möglich.  Denn  jedes  Hechtsobjekt  setzt  ein  Subjekt  voraus. 
Dieses  Subjekt  können  aber  nur  die  den  Staat  lenkenden  Menseben 
sein.  Die  Lebre  vom  Staate  als  Objekt  entsteht  also  dadurch, 
dab  der  Staat  lerrissen  und  eines  seiner  wesentlichen  Elemente 
ihm  selbst  gegenübergesisllt  wird^  Folgerichtig  kann  diese  Lebre 
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schon  deshalb  nicht  durchgebildet  werden ,  weil  von  ihr  aus  die 
Anerkennnng  der  Untertanen  als  Rechtssnbjekte  durch  den  Staat 
nur  doxoh  TmgBcUttsse  herbeigeAlhrt  werden  kann.  Ist  das 
Volk  nnd  damit  jedes  Volksglied  Air  den  Staat  nor  Objekt,  so 
kann  es  nicht  mgleich  ftlr  ihn  Subjekt  sein.  Eine  im  Eägentnm 
des  Herrn  stehende  Sklavenherde  kann  also  konstruiert  werden, 
nicht  aber  ein  Gemeinwesen.  Es  hat  Zeiten  gegeben ,  wo  die 
Menschen  den  Staat  derart  auffassen  zu  können  glaubten;  hat 
dies  doch  die  absolutistische  und  patrimouiale  Staatslehre  in  ihn-n 
Ausschreitungen  bis  in  unser  Jahrhundert  hinein  <rctau.  Allein 
selbst  eine  noch  so  weit  der  Sachherrschaft  ähnelnde  Staat«- 
herrschaft  hat  doch  niemals  die  Vorstellung  von  dem  Charakter 
dee  Staates  als  eines  Oeweinwesens  gtaslich  erstieken  kttnnen, 
du  es  Überall  eine  Herrschende  und  Beherrschte  Terbindeiide 
Beehtsordnung  gab  und  solche  mit  der  Idee  des  Objektstaates 
unvereinbar  ist  Den  Staat  als  Objekt  stellt  die  Herrschertheorie 
in  der  Seydelscheu  Fassung  auf),  die  ja  zugh'ich  das  reale 
und  das  juristische  Wesen  des  StJiates  erklären  will.  Sii'  lüfst 
aus  der  tatsächlichen  Herischat^t  das  Recht  entstehen,  oHiio  zu 
erklären,  wieso  eine  objektive  Tatsache  unmittelbar  aus  sich  heraus 
eine  geistige  Macht,  als  welche  das  Hecht  ist,  zu  erzeugen  Termag. 
Hierher  gehört  auch  die  übrigens  unentwickelte  Lehre  vom  Staate 
als  Anstalt'),  da  bei  der  Anstalt  der  sie  versoigende  Wille  nicht 

Grandzügc  einer  allg.  Staatslehre,  8.  4,  Bayer.  Staatsrecht,  I, 

H.  170. 

•)  Botteck,  a.  a.  0.  II,  S.  56,  erklärt,  der  Staat  sei  zugleich  An- 
stalt  und  Oesellschaft.  Ebenso  fafst  Stahl,  U*,  S.  liO,  den  Staat  auf 
als  Anstalt  und  Gemeinwesen;  ferner  H.  A.  Zacharias,  I,  8.  43,  als 

moralische  Person,  Zustand,  Rechtsverhältnis  zwischen  dem  Gänsen 
and  seinen  Gliedern  und  überdies  noch  als  eine  sittliche  Anstalt.  Was 
Anstalt  3ei,  wird  aber  von  keinem  dieser  Schriftsteller  gesagt,  wie 
denn  überhaupt  vor  (iicrkos  aufklärenden,  aber  dennoch  nicht  ab- 
8chli«'rs('nden  I'ntorsucliungcn  der  AnstaltsbegrUf  zu  den  verworrensten 
der  ganzen  .lurisjirudenz  gehörte.  Auch  heute  aber  noch  verschweigen 
uns  namhafte  Juristen,  was  sie  unter  Anstalten  verstehen.  8o  hundelt 
z.  B.  Dcrnburg,  Pandekten,  I,  4.  Aull  l^<y4,  §  ü2,  von  den  Anstalten, 
ohne  den  geringsten  Versucli  su  machen,  sie  su  definieren,  während  er 
sie  neuestens  (Das  bürgerliche  Becht  des  Deutsehen  Reichs  und  Pieulsens, 

I,  1902,  S.  166)  rein  negativ  als  juristische  Personen  beseiehnet,  die 
nicht  Korporationen  sind.  Creme,  System  des  bflrg.  fiechts,  I,  1900, 
S.  23«%  negiert  sogar  den  selbständigen  Begriff  der  Anstalt  fiberhaupt, 
teilt  yielmebr  die  juristischen  Personen  aussohliefslich  in  Korporationen 
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ans  ihr  selbst  hervofgeht,  sie  Yielmehr  G^egwistaod  eines  ihr  von 
sofsen  angebildeten  Willens  ist*). 

Jede  derartige  Theorie  könnte  als  reehtliehe  Erklärung  des 
Staates  nnr  dann  befriedigen,  wenn  es  gelinge,  eine  aberstaatliche 
Rechtsordnung  nachsnweisen ,  von  der  der  Herrscher  sein  Reeht 
%nr  Herrschaft  Uber  das  staatliche  Objekt  erhXit.  Eine  Kolche 
überstaatliche  Ordnung  behauptete  die  Lehre  vom  ^'^)ttIit Immi  K«'iht 
der  Könige,  nicht  minder  lag  sie  der  patrimonialen  Staatslehre 
zugrunde,  indem  die  Eigentumsordnung  als  vor-  oder  llberstaat- 
liehe  Ordnung  aufgefafst  worde,  deren  letzte  Sanktion  scbliefslich 
doch  anch  in  dem  Willen  einer  tthematttrÜcben  Macht  gesacht 
werden  mnCste. 


and  Stiftangen  ein.  Selbst  bei  Regelsberger,  I,  S.  291  iL,  der  sich 
im  wesentlichen  in  seinen  ausAhrlichen  Erörterongen  an  Gierke  an- 

sehliellBC,  vermirst  man  eine  völlig  klare  Definition  der  Anstalt.  Ober 
die  vcrsfhioiJ(Mien  Theorien  d»'r  Anstalt  im  heutigen  deutschen  Zivil- 
recht vgl.  Endemann,  Lehrbuch  des  bürg.  Rechts,  1,  9.  Aufl.  VM*, 
S.  17H  X.  4.  —  Gierke,  Deut.-^ches  Privatreclit ,  I,  S.  474  ff.,  spricht 
von  den  Wurzeln  des  deutschen  Territoriaistaatrs  im  Anstaltsbejrritle, 
früher  (Geiiu>senschaftsrecht,  II,  .S.  «tili  nennt  er  den  obrigkeitlichen 
Laudesstaat  sogar  schlechthin  Anstaltspersou,  ohne  lades  diesen  Ge« 
danken  eingehend  an  yerfolgen.  Welcher  Art  Rechte  nndPfliehteo  der 
Angehdrigen  von  Anstaltsstaaten  im  Vergleich  diit  denen  der  KOrper* 
sehaftastaaten  sind,  wie  fiberhanpt  die  Mitgliedschaft  am  Anstaltsstaat 
so  denken  bt,  das  sind  noch  gar  nicht  erörterte  Fragen.  Auf  Grund 
unserer  heutigen  Erkenntnis  kann  man  wohl  mit  (iierke  im  Staate 
oder  in  seinen  Teilen  einzelne  anstaltliche  Elemente  finden,  nicht  aber 
onen  ganzen  Staat  der  Kategorie  der  Anstalt  unterordnen. 

MKehm,  der  dem  souveränen  Staat  auHiialun>l«»s  Körperschafts- 
charakter zuerkennt,  will  aufsi  rilftn  unter  den  iiichrs<Mi\er!UH'n  Staaten 
auch  noch  Objekt-  und  Anstaltstaaten  uuterscheiiien  (Staatslehre, 
S.  ibi  ff.).  Allein  die  Einwände  gegen  die  juristische  Konstruktion, 
die  solcher  Staatsanf^Msnug  sugrunde  liegt,  richten  sich  yom  Stand- 
ponkte  unserer  modernen  Rechtsbegriffe  gegen  jeden  Versuch,  einen 
Staat  auter  Kategorien  an  beugen,  dÜe,  wie  der  Objektstaat,  den  Ergeb- 
nissen fortgeschrittener  wissenschaftlicher  Erkenntnis  widerstreiten  oder, 
wie  der  Anstaltstaat,  unklar  und  nicht  au  Ende  gedacht  sind.  An 
Kehms  Staatsdefinition  (a.  a.  O.  8.  38)  gemessen,  sind  diese  Objekt- 
und  .Vnstaltstaaten  eben  etwas  anderes  als  Staa(«'n;  einen  höheren 
Hegriti',  der  seine  drei  Staat -^i^attungen  in  sich  wit|i  rs[»ruclisIos  ver- 
einigt, vtrinag  er  nicht  aufzustel Ifu.  Wie  aber  die  von  ihm  gejL^ebenen 
Beispiele  lehren,  sind  seine  nicht  körperschaftlichen  Charakter  besitzenden 
Staaten  (Schutzgebiete,  Elsafs-Lothringcn,  Protektoratsländer  usw.)  in 
Wahihsit  Niehtstaaten. 
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2.  Den  Staat  als  RechtsTerhültnis  zu  begreifen,  scheint 
auf  den  ersten  Blick  das  Riclitijn^e  zu  sein.  Wir  sehen  im  Staate 
Herrschende  nnd  ßeherrsehte.  und  in  iliren  f^ej^enseitigen  Ver- 
hältnissen scheint  sich  das,  was  wir  als  Staat  erkennen ,  zu  er- 
schöpfen^). Manche  Gegner  der  juristischen  Fiktionen  glauben 
in  diesem  den  landläufigen  Vorstellungen  vom  Staate  sngmnde 
liegenden  Sachverhalt  den  juristisch  richtigen  Begriff  de«  Staates 
gefunden  sn  haben.  Alle  diese  Lehren  vermögen  aber  nicbt  die 
Einheit  des  Staates,  das  Bleibende  im  Wechsel  der  Personen  su 
erkliren.  Es  gilt  hier,  was  bereits  oben  näher  ausgeftihrt  wurde. 
Fafst  man  den  Staat  als  Herrschaftsverhältnis  auf"),  so  bedeutet 
die  Beliauptung  der  Einheit  und  Kontinuierlichkeit  dieses  Ver- 
hUltnisses  bereits  eine  Ahwcicliun«;  von  der  empirischen  Basis. 
Nicht  ein,  sondern  zahllose  üerrschaftsverhältuisse  weist  der  Staat 
auf.  So  viel  Beherrschte,  so  viel  Herrschaftsverhältnisse.  Jeder 
neue  Herrscher  setst  ein  neues  Glied  in  die  Proportion  ein.  Jeder 
Wandel  in  der  Beherrschungsform  mttCste  den  Staat  sersttfren 
und  einen  neuen  an  die  Stelle  setsen.  Derselbe  Einwand  triift 
auch  die  Versuche,  alle  rechtlichen  Verhältnisse  des  Staates  in 
individuelle  Beziehungen  staatlicher  Organe  zueinander  und  zu 
.    den  eiuzeluen  aufzulösen^).    Keiue  dieser  Theorien  vermag  zu 

1)  Diese  Ansehaunng  ist  suent  in  der  englischen  Lehre  vom  Staate 
herrorgetreten,  die  den  Gedanken  der  Körperschaft  nicht  voll  an  ent- 
wickeln vennochte.  Blacketone,  Commcntaries,  I,  2  (S.  146  der 
ersten  Ausgabe  a.  1765)  unterscheidet  öft'entliche  ond  private  Rechts- 
verhältnisse. Das  ganxe  Staatsrecht  wird  von  ihm  nur  als  Verhältnisse 
awischen  Obripkeit  und  \o\k  abgehandelt.  Vom  Staat  selbst  als  be- 
rechtigtem nnd  verptlielitetcm  Subjekt,  wie  er  bereits  in  der  gleich- 
zeitigen deut.silien  JJferatur  liervortritt,  ist  bei  ihm  nirgends  die  Rede. 
Bis  auf  den  heutigen  Tag  ist  in  lOngland  die  mittelalterliche  Aufta-isnng 
von  einer  Spaltung  des  Staates  in  rex  und  regnum  nicht  überwunden, 
die  beide  einander  als  berechtigte  Subjekte  eutgegcnstellte,  da  sie  beide 
nicht  an  einer  Einheit  susaoimenÜMsen  konnte.  Vgl.  nunmehr  auch 
Hatschek,  Englisches  Staatsrecht  im  Handbuch  des  Off.  Rechts,  I, 
1905,  8.  81,  249. 

*)  Hierher  gehdrt  die  oben  8.  186  erwähnte  Zastands-  oder  Vei^ 
hältnistheorie  ihrer  jaristischcn  Seite  nach.    Vgl.  aaeh  Sjstem  des 

subj.  ötf.  H.,  s.  m. 

^)  Vgl.  Bierling,  Zur  Kritik  der  juristischen  Grund  begriffe ,  II, 
S.  215  ff.-  Juristische  Prinzipienlehre,  I,  1,^94.  S.  809  ff.,  II,  1898,  S.  ff., 
und  llaenel,  Staafsr.,  I.  S.  9»»  ff.,  die  den  Staat  als  ein  —  von  jedem 
der  beiden  in  vers(  liiedt'ner  Form  konstruiertes  —  Gesamtverhältnis 
auffasäcn.    Auch  Br.  Schmidt,  a.  a.  O.  S.  ^  ff.,  sucht  das  öffentUcbe 


Digitized  by  Google 


SeebifceB  KapiteL  Dm  Wesen  des  Staates, 


161 


erUlren,  woher  der  den  Staat  leitende  Wille  stammt,  wi««<Jo  der 
Staat  rechtlich  nicht  ein  smammenhangsloses  Neben-  und  Nach- 
einander von  Handinngen  bedeutet  ^  sondern  als  eine  handelnde 
Einheit  im  juristischen  Sinne  erscheint.  Von  ihrem  Auqgangs- 
punkte  aus  ktfnnen  diese  Lehren  eine  solche  Erscheinung  ent- 
weder gar  nicht  erklftren,  oder  sie  mttssen  in  Widerspruch  an 
ihren  AbHichten  zu  Fiktionen  ihre  Znflncht  nehmen ,  die  aber 
üiemHls  den  letzten  Krklilruugs;jrrnnd  juristischer  Tatsachen  hihh'n 
können.  Den  Eiulicitswillcn  des  Staates  nN  juristische  Fiktion 
be/fichncn  heifst  nichts  anderes  als  eingebteheu,  da£»  mau  ihn 
juristisch  nicht  zu  erfisssen  vermag. 

Der  am  schwersten  wiegende  Fehler  dieser  Lehre  besteht 
aber  darin,  dafs  sie  nicht  su  sagen  vermag,  woher  denn  das 
staatliche  Bechtsverhiütnis  stammt.  Jedes  BechtsTerhMltnis  bedarf 
der  Normen,  die  es  regeln,  und  diese  Normen  mttssen  die  Glieder 
des  Reehts^erhiltnissc^s  miteinander  verbinden,  setaen  also  eine 
Uber  den  Gliedern  stehende  Macht  voraus,  von  welcher  diese  Normen 
ausgehen.  Da  dies  nun  aber  natürlich  nicht  der  Staat  sein  kann, 
80  lenkt  die  Lehre  vom  »Staate  als  Rechtsverhilltnis  in  die  vor- 
erwälmte  ein:  sie  verlangt  eine  Uberstaatliche  Kechtsorduung,  um 
folgerichtig  durch^etührt  werden  /ai  können. 

Auch  praktisch  versagt  diese  Theorie  nut'  Schritt  und  Tritt, 
da  sie  den  nach  aufsen  handelnden  Staat  nicht  zu  erkiHren 
vermag.  Die  völkerrechtlichen  fieaiehungen  können  nicht  in  Be* 
siehungen  von  Rechtsverhältnissen  an%elöst  werden.  Bechts- 

Recht  in  Bechtsverh&ltnisse  zwischen  Individuen  aufzulösen.  Die  also 
verloren  gehende  rechtliche  Einheit  de^i  Staates  wird  von  den  An- 
hängern dieser  Lehre  entweder  in  dein  sozialen  Substrat  des  Staates 
(korporativer  Verband  Haenels,  Willensor^anisiniis  Selimidts)  gesucht, 
also  durch  Kontundierun;j:  des  sozialen  und  juristischen  Wesens  des 
Staates,  was  Verdunkelung,  nicht  Lösung  des  Problems  bedeutet,  oder 
es  wird,  wie  es  Bierling,  Jur.  Prinsipienlehre,  I,  S.  811  Note,  tut, 
aaf  eine  umfassende  Untersuchung  des  Staatsbegriffes  verzichtet,  ja 
das  Suchen  nach  der  Staatsdefinition  Ar  mfifsig  erkUrt.  Diese  negative 
Haltung  Bierlings  gegenüber  der  Grundfrage  der  Staatslehre  vermag 
ich  nur  als  Folge  der  ihm  vielleicht  nicht  gans  sum  Bewurstsein  kom* 
menden  Unmöglichkeit  zu  deuten,  von  seinem  Standpunkte  aus  xn 
klarer  Erforschung  der  staatliciien  Grundjtrobleme  zu  fr<'lan{ren.  Der 
neueste  eingehende  Versuch,  deu  Staat  als  Keeht^*verhiiltni■<  zu  berjreifeu, 
bei  Ed.  Loenin<r,  a.  a,  <).  S.  92'^  ft\  N'j.''-  darüher  auch  die  tretVeiiden 
Bemerkun;;en  von  An  schütz,  Enzykl.  S.  457  und  Preufs,  Uber 
Organ pcrü.,  a.  a.  0.  S.  560  f. 

J«lli]a«k,  Da«  Beeht  des  modernen  SUetea.  I.  3.  Aull.  11 
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verhHltnisse  köiint  n  nicht  Rechte  und  l*flichtei\  haben.  Kcchrs- 
verhältnisse  können  nicht  Krieg  erklären  und  können  nicht 
Verträge  schlieCBen.  Ein  Bnndesstaatsrecht  wird  nach  der  Ver- 
hältnislehre  Bom  Wideninn.  Der  Bundesrat  ist  gemäTs  Art.  76 
der  deatschen  Reiehsrerfassimg  snr  Erledigung  tob  Streitigkeiteii 
des  dffentllcben  Rechtes  swischen  den  Einseistaaten  auf  deren 
Anrufen  anständig.  Wie  kann  ein  Rechts^erhlltnis  mit  einem 
anderen  in  Streit  geraten  und  wie  kann  ein  drittes  Rechte- 
Verhältnis  über  beide  zu  Gericht  sitzen?  Dieselbe  Frage  wieder- 
holt sich,  wenn  im  Innern  des  Staates  Körperschaften  tiber  ihre 
gegenseitigen  Rechte  streiten. 

3.  Es  bleibt  somit  nur  die  dritte  Möglichkeit  für  eine  be- 
friedigende juristische  Erklärung  des  Staates  Übrig:  die  Auf* 
fassung  des  Staates  als  eines  Rechtssabjektes'). 

')  Sie  i>t  f:t'<ronw&rtig  die  herrschende.  I^egründet  durch  das 
Naturrecht,  durch  GrotiuB  nnd  namentlich  durch  die  englische 
Staatslehre  deu  17.  Jahrhunderts,  vor  allem  durrh  Ilobbes  (Klementa 
philohjophica  de  cive,  \',  10),  xxlann  aher  durcli  Lot-ke  (Two  treatises 
011  govermnent,  II,  ^'1II,  *X>  tlV),  sowie  in  Deutschland  durch  l*ufentlorf 
zum  Ausgangspunkt  der  rechtliehen  Konstruktion  des  Staates  erhoben, 
«  in  Frankreich  von  Rousseau  als  Resultat  des  contrat  social  (vgl.  1.  I. 
ch.  VI)  behauptet ,  ist  sie  gegenüber  spekulativen  Uoklarbeiten  snersft 
von  Albrecht,  a.  a.  O.  8.  1491,  nnd  spftter  von  Gerber  in  der 
«weiten  Auflage  seiner  Grandsfttse  des  deutschen  Staatsrechts,  8. 219  ffl, 
als  unverrückbarer  Ausgangspunkt  der  juristischen  Erkenntnis  des 
Staates  aufgestellt  worden.  Ihr  huldigen  alle,  die  nicht,  in  dem  alten 
Irrtum  von  der  persona  fictn  liefangen  ,  ein  anderes  Substrat  für  den 
juristischen  Staatsbegriff  \  enneinen  auffinden  zu  können.  Sie  ist  heute 
in  der  pultH/.istif^chen  Literatur  aller  Nationen,  soweit  diese  sich  mit 
den  ( Jrnndbe^ritVen  beschäftigt,  von  hervorragenden  Forschern  ver- 
treten. Sie  herrscht  in  Fraakrcich,  statt  aller  sei  hier  nur  genannt 
Esmein,  p.  1  ff.,  Ar  Italien  sei  hingewiesen  auf  Orlando,  a.  a.  O. 
p.  16,  für  England  auf  Holland,  The  Elements  of  Jnrisprudence, 
8.  ed.  Oxford  18h6,  p.  105  ff.,  299,  815  f.  In  Amerika  pflegt  der  Staat 
als  hody  politic  definiert  zu  werden  (so  s.  B.  Story,  Commentaries  on 
the  Constitution  of  the  United  States?,  §  207,  Cooley,  Constitutional 
Ltimitations ,  6.  ed.,  p.  *}).  Dort  zwinpen  schon  die  Re<"ht«verhältni9se 
zwischen  Union  und  Einzelstnat  den  Staat  als  Recht^subjekt  zu  er- 
fassen. Das  ( )ber}rericht  der  Union  erklärte:  „A  State  is  a  hody  of 
free  persons,  unitecj  to;retiier  for  tlie  common  benetit,  to  enjoy  j)eace- 
ably  what  is  their  own,  and  to  do  justice  to  others**  (vgl.  Holland, 
p.  40).  Vor  allem  aber  ist  es  die  gesamte  völkerrechtlidie  Literatur, 
die  widerspruchslos  den  Staat  als  Rechtssubjekt  beseichnet  und  ihn 
daher  als  Person  definiert.  Ober  die  Entwicklung  der  Persönlichkeits- 
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Der  liegriff  des  Rechtssubjektes  ist  a'in  reiu  juristisi  lier  Be- 
f^Kj  bezeichnet  daher  keine  dem  Menschen  anhaftende  reale 
(Qualität,  sondern  ist,  wie  alle  Rechtsbegriffe,  seinem  Wesen  nach 
eine  BelaUon.  Der  Menach  ist  Becbtssnl^ekt,  heilst ,  dnCi  er  in 
bestimmten,  vom  Rechte  normierten  oder  anerkannten  Besiehnngen 
nr  Baehtsordnung  steht  Subjekt  im  Beehtssiune  ist  daher  kein 
Wesen,  keine  Snbstans,  sondern  eine  verliehene,  durch  den  Willen 
der  Rechtsordnung  geschaffene  Fihigkeit.  Voranssetsung  der  Bechts- 
fthigkeit  ist  zwar  stets  der  Mensch,  da  allee  Recht  Beziehung 
«wischen  Menschen  ist.  Allein  mit  uichten  ist  es  irgendwie 
durch  die  Logik  gefonlert,  dafs  nur  dem  Eir./.i'lnicnsihen  diese 
Qualität  /ugesflirieben  werde,  dagegen  jede  Subjektivierung  einer 
Menscbengesamtheit,  eines  KoUektivunis  in  das  (Gebiet  der  l'iktionen 
gehöre.  Hier  hat  viehnehr  die  juristische  Erkenntnis  anzuknüpfen 
an  die  Ergebnisse  der  Erkenntnis  des  Staates  als  realer  Er* 
•eheinung.  Ist  der  Staat  ein  Verband  mit  kollektiver  Einheit, 
ist  diese  Einheit  keine  Fiktion,  sondern  eine  unserem  BewuCstsein 
notwendige  Form  der  Synthese,  die  wie  alle  Tatsachen  unseres 
Bewnlstseins  unseren  Institutionen  zugrunde  an  legen  ist,  dann 
sind  solche  Kollektiveinheiten  nicht  minder  der  Recht^subjektivität 
f^ihig  als  die  menschlichen  Individuen.  Durch  Krhebuug  einer 
Kollektiveiulieit  /.um  Hechtssubjekt  geht  daher  keine  Fingierung 
einer  nicht  existierenden  Substanz  vor  sich,  di<^  nunmehr  als  daa 
Wesen  proklamiert  wird ,  an  das  die  Rechtsordnung  anknüpft. 
Vielmehr  existieren  alle  Einheiten,  die  das  Recht  zu  Subjekten 
erhebt,  In  eben  derselben  Weise.  Dem  naiven  Denken  scheint 
daa  menschliche  Individuum  selbstverständlich  eine  substansielle, 
mit  sieb  stets  identische  Einheit  zu  sein.  In  Wahrheit  aber  ist 
der  Mensch  in  seinem  Lebenslaufe  vom  Kinde  bis  zum  Grreise 
in  unausgesetster  körperlicher  und  psychischer  Wandlung  be* 
griffen.  Das  mensebliehe  Individuum  bietet  der  objektiven  wissen- 
schaftlichen  Betrachtung  eine  ununterbrochene  Reihenfolge  innerer 
und  Hufserer  Zustände  dar.  Die  Zustände  werden  durch  eine 
in  uns  sich  vollziehende  Synthese  zu  einer  Einln'it,  der  des 
Individuums,  zusammengefafst,  ohne  dafs  wir  behaupteu  können, 
daÜB  sie  in  gleicher  Weise  auch  real,  d.  h.  aufs«  !-  uns  existiere. 
Denn  ein  den  wechselnden  Akten  subsistierendes  Ich,  einen  Träger 
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der  psychischen  Vcränderuugen  und  Zustände  sIh  ein  reales 
Wesen  hinstellen,  heifst  bereits  eine  meUphysischey  wiesenscbaftlich 
niemals  streng  beweisbare  Idee  aussprechen.  Man  kann  sich  Air 
jene  Realität  auch  nicht  anf  die  Einheit  des  BewnÜBtseins  be- 
rufen, welche  die  inneren  Erlebnisse  des  Individnums  als  konstantes 
ESement  im  Wechsel  seiner  seelischen  Vorgänge  miteinander  Ter- 
knüpft,  weil  diese  Einheit  nicht  durchaus  vorhanden  ist.  Daf» 
es  seine  Kindlicit  durciilrbt  hat,  weifs  das  Individuum  aus  frag- 
luentarisclien  Kriunerun^^cn  und  Aiialot^ioschliissen ;  ein  grofser 
Teil  seiner  Erlebnisse  füllt  aus  seiner  Erinnerung  und  damit  aus 
seinem  BewufHtsein  Überhaupt  heraus.  Die  moderne  Psychologie 
weiÜB  daher  sehr  gut,  daXs  sie,  wenn  sie  von  der  Seele  spricht,  damit 
nur  eine  anr  subjektiven  Sjmthese  der  psychischen  Akte  notwendige 
Anwendung  der  Kategorie  der  SubsUni  Tollsieht,  ohne  damit 
irgendwie  dieser  Synthese  ohjeklive  Existens  znsuschreiben.  DaCs 
das  Individuum  körperlich  wie  jeder  Organismus  in  stetem  Flusse 
begriffen,  dafs  es  ein  Kollektivum  stets  wechselnder  zellularer 
Gebilde  ist,  braucht  nicht  näher  ausgeflilirt  zu  werden.  Für  den 
Naturforstln'r  ist  das  Individuum  ebenfalls  eine  Kollektiveinheit, 
und  auch  f'Ur  ihn  ist  diese  Einlieit  die  Form  der  Synthese  fUr 
die  Gesamtheit  der  somatischen  Lebenserscheinungen  des  Menschen. 
Das  Individuum  ist  körperlich  und  geistig  teleologische  Einheit 
und  damit  subjektive  Einheit,  Einheit  für  unser  BewuCstsein, 
deren  objektiver  Wert  unerkennbar  bt,  weil  wir  nicht  imstande 
sind,  objektive  Zwecke  au  erkennen^). 

1)  Diesen  Sata  bekftmpft  Ed.  Loeaing,  a.a.O.  8.916,  nachdem  er 
sich  gerade  S.911  f.  auf  die  berfihmte  Darlegung  Kuits  vom  teleologischen 
Wesen  des  Organismus  berufen  hat.  Die  geistige  Einheit  sei  vielmehr 
eine  GnuKltatsaclie  unseres  Seelenlebens.  Damit  ist  doch  aber  über 
den  Charakter  dieser  Einheit  nielit  das  geringste  ausgesagt,  vielmehr 
eben  erst  die  wissenselinttliihe  Fraire  njieh  dem  für  sie  mafspebenden 
principiuui  individuatinuis  licrvorm  ruten.  Her  Ht'jxritf  der  Einheit  ist, 
wie  (iargi'le^'t,  vii  Kleutig.  Eine  Einlieit  si  hKeliti»in  li'iht  es  nii'ht; 
Avek'lier  Gattunir  von  lanlieiteii  ist  nun  die  des  Jiewufstseins  nnterzu- 
orduen,  wenn  nicht  der  eng  mit  dci  Vorstellung  des  Organismus  ver- 
knüpften teleologischen?  Dafs  fibrigens  die  Bechtsordnung  das  Indivi- 
duum als  Einheit  wertet,  hat  mit  der  letsten  erkenntnistheoretischen 
Anschauung  gar  nichts  su  tun.  Das  praktische  Leben  kann  nicht  auf 
den  letsten  Zusammenhang  der  Dinge  aufgebaut  werden,  sondern  nur 
auf  die  Durdtschnittfianschauungen  einer  Zeit,  was  ich  doch  so  energisch 
hervorirelioben  habe  (System  der  subj.  ötV.  Rechte,  S.  15 f.),  dafs  über 
meine  Ansicht  ein  Irrtum  kaum  möglich  ist.   Daher  muft  auch  die 
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Den  Staat  als  Rechtssnbjekt  an  erfassen,  geschieht  clalier  mit 
nicht  minderem  wissenschaftfiehem  Rechte  als  die  Anffassnng 
des  Menschen  als  Rechtssubjektes.  Nnr  von  dieser  Lehre  ans 
kann  die  Einheit  des  Staates,  die  Einheitlichkeit  seiner  Organi- 
sation und  des  durch  sie  erzengten  Willens  dem  Juristischeu  Ver- 
ständnis entgegengefahrt  werden 


Püiemik  von  Hold  v.  Ferneck,  Die  Rechtswidrigkeit,  1,  1908,  S.  253, 
als  unzutreffend  zurückgewiesen  werden. 

Zu  erwähnen  wäre  noch,  dah  in  neuester  Zeit  auch  versucht 
wurde,  mehroro  der  jnristiHilien  Lehren  vom  Staat  miteinander  zw 
komhiTiieren.  So  erklärt  EltzbfU'her.  S.  2<S  rt",,  den  Staat  ab  ein 
iinfifi williges  Rechtsverliiiltnis«  und  zugleich  als  juristische  l'erson, 
ohne  zu  verraten,  woher  das  Zwangsreeht  stanunt,  welches  jeufs  Ver- 
hältnis begründet  und  wodurch  die  Vielheit  de»  Verhältnisses  zur  Ein- 
heit der  Person  wird.  Femer  hat  Rebm,  Modernes  Ffirstenrecht, 
1904,  8.  58  ff.  von  dem  heutigen  deutschen  monarchischen  Gliedstaat 
behauptet,  dafs  er  sur  Hälfte  Patrimonial-,  also  Ohjektstaat,  snr  Hälfte 
kAipersehaftltcheri  Staat  sei.  In  Wahrheit  ist  er  aber  nach  dieser 
Lehre  reiner  Patrimoniabtaat ,  was  daraus  hervoirgeht,  dafs  Rchm  in 
hestimmten  Fällen,  so  namentlich  bei  Erbverbriidentngen  (S.  49  ff.)  von 
Rechts  wegen  Teilung  des  Staates  v<>rlangt.  Ein  Staat  jedoch ,  dessen 
Angeliorige  irgendwann  nach  dem  für  sie  «xoltenden  Rochte  gleich  einer 
Horde  aufgeteilt  werden  kuunew,  ist  sein.  in  inneren  Wesen  nach  <  »bjekt, 
niclit  Subjekt.  Mit  der  Staatsteilung  würde  natürlich  auch  di('  ganze 
episiiUische  Staatsverfassung  verschwinden  und  die  nur  durch  das 
Reicbsrecht  gemäfsigten  nenen  Ffirsten  könnten  ihre  Patrimonien  als 
onbeachränkte  Herren  r^eren.  Emstlich  ist  diese  Lehre  allerdings, 
die,  sich  historisch  geberdend,  in  Wahrheit  durchaus  nngeschichtUche 
Phantasie  ist,  nicht  su  nehmen.  Sie  übersieht  völlig,  dafs  das  selb- 
ständige Hecht  der  Djmastien  in  dem  alten  Reichsrecht  wurzelte  und 
▼on  diesem  frescliützt  war,  dafs  es  mit  Auf  iJisung  des  Reiches  wie  alles 
noch  aus  der  alteji  ( »rdnung  stammende  IJccht  den  nunmehr  souverän 
gewordenen  Stuafcn  unterstellt  wurde  und  d:di<  r  \s  ie  je»les  andere 
Recht  nunniehr  vom  Staate  stanunt  und  wie  jedes  andere  Recht  der 
Disposition  des  Stiuites  unterliegt,  dafs  es  ein  neben  dem  staatlichen 
Recht  in  der  Luft  hängendes  Fürstenrecht  nicht  mehr  geben  konnte, 
mag  das  den  Dynastien  xnm  BewuTstsein  gekommen  sein  oder  nicht. 
Diese  Lehre  weifs  femer  nichts  von  der  zermalmenden  Kraft  eines 
ganzen  Jahrhunderts,  das  für  die  politische  Möglichkeit  und  Wirklich- 
keit, die,  wie  oben  ansgefthrt,  stets  die  Grenzen  juristischer  Spekulation 
bilden  müssen,  noch  ganz  andere  Dinge  vernichtet  hat.  als  die  1^- 
timistischen  Velleitäten  Rehms.  Eine  wahrhaft  historische  Auffassung 
der  Rechtsverhältnisse  der  deutschmi  Dynastien  müfste  in  jedem  ein- 
zelnen Staate  die  Apnatenrechte  in  ihrer  Eigenart  untersuchen  und  sie, 
soweit  sie  auf  die  Staatsordnung  sich  beziehen,  als  staatliche  Kom- 
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Die  ntthere  BegrOndnng  dieser  reehüichen  Anffassimg  des 
Staates  aber,  die  LOsong  des  Problems  der  Ezistens  eines  Staats- 
rechtes, ist  an  anderer  Stelle  za  erörtern. 


Überblickt  man  scliliefslich  die  Gesamtheit  der  StaatstheorieDy 
so  eigibt  sich  folgendes.  Alle  Versochei  den  Staat  zu  erklttren, 
sind  entweder  individualistisch  oder  kollektivistisch 
geartet.  Jene  sich  realistisch  oder  empirisch  dttnkenden  Lehren 
sind  nichts  anderes  als  die  Konsequenzen  der  Anschauung,  die 
das  Individuum  für  die  einzige,  reale,  unabhängig  von  unserer 
subjektiven  SyntheHe  existiereiide  (iiöfse  hHlt.  Alle  Versuche 
aber,  den  Staat  von  rein  individualistisriien  Anscliauun'ien  aus 
zu  erklären,  sind  mi(tfluugen  und  müssen  mifslingen,  weil  sie  die 
Kinheit  des  St^iates  nicht  zu  erfassen  vermögen.  Sie  scheitern 
definitiv  an  der  Erkenntnis,  dafs  das  Individuum  selbst  biologisch 
als  Kollektiveinheit  sich  darstellt.  Die  koUektivistisdie  Bünheit 
hingegen,  welche  Einheit  des  Granzen  mit  Selbstftndigkeit  der 
Glieder  verbindet,  liegt  der  organischen  Staatslehre,  der  Theorie 
der  Verbandseinheit  nnd  der  juristischen  Lehre  vom  Staate 
als  RechtssuV)jekt  /.iij;runde.  Den  letzten  Erkonntniswert  der 
nniversalistisrlu'n  'rii<'<»rien  vernnigeu  wir  allerdings  nicht  an- 
zugeben, weil  die  Znrückführnng  der  sozialen  Welt  auf  ihre  letzten 
Elemente  ein  uiemalH  zu  realisierendes  Postulat  unseres  Intellekts 
ist  nnd  das  von  ihm  unabhängige  objektive  Wesen  menschlicher 
Dinge  zn  erkennen,  unser  Erkenntnisvermögen  Übersteigt. 

Für  die  gesamte  Staatswissenschaft  ist  von  hoher  Bedeutung 
das  Ergebnis,  dafs  der  Gegensatz  in  den  prinzipiellen  An- 
schauungen vom  Staate  znrttckznftlhren  ist  auf  den  Gegensats 
der  beiden  grofsen  Weltanschauungen :  der  individualistisch-atO' 
mistiücheu  und  der  kollektivistisch-uuiveri>alititischen. 

11 L  EntwickliiDg  des  Staatsbegriffies. 

Trotzdem  anf  dem  Wege  der  Kritik  bereits  die  wichtigsten 

Resultate  gowonnon  sind ,  niufs  nnnmolir  nochmals  })ositiv  das 
Wesen  des  bUuites  uliseitig  und  von  Grund  aus  bestimmt  werden  *j. 

peteuzi'u  bfliandt'hi  (vgl.  System  der  subj.  Ott".  R.,  S.  178).    Vgl.  im 
übrigen  gegen  Rehm  die  vortreH'licbe Kritik  von  Auächütz  zu  G.  Meyer, 
Staatsrecht,  8.  257  f.*  278  N.  1,  der  durchaus  zuzastinmen  ist 
')  YgL  zum  folgenden  auch  Jellinek,  System,  S.  26  C 
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1.  Der  sossiale  Staatsbegriff. 

Um  (loii  sozialeu  Staatsbegriff  zu  erkennen ,  xnuf.s  zunUtimt 
auf  die  letzten  Dachweisbaren  Tatbestände  des  staatlichen  Lebens 
mraekgegitiigen  werden. 

Als  letste  objektive  Elemente  des  Staates  ei^ben  sich  eine 
Samme  bestimmter  in  Tätigkeiten  sich  Mufsemder  sozialer  Be- 
aehnngen  swischen  Menschen  oder,  noch  genauer  gesprochen, 
da  der  Begriff  der  Summe  bereits  eine  F\irra  snbjektiver  Synthese 
bedeutet,  ein  Neben-  und  Nacheinander  b«!8timmter,  in  Beziehungen 
von  Menschen  zu  Menschen  sich  Uufseruder  Tiitigkeiteu.  Er  ist 
somit  nach  keiner  Richtung  hin  Substanz,  sondern  ausschlierBlich 
Funktion.  Die  dieser  Fanktion  zugrunde  liegende  Sabstans  sind 
and  bleiben  die  Menschen. 

Diese  Funktion  ist  aber  ausschlielslich  psychischer  Art,  und 
wenn  sie  auch  pliysiache  Wirkungen  hervorruft,  so  sind  diese 
doch  stets  pgychisch  vermittelt.  Damit  reiht  sieh  die  staatliche 
Funktion  den  psycliixlien  Massenerscheinungen  (un. 

Es  bedarf  geringer  Überlegung,  um  einzuselien,  dafs  es  mit 
allen  anderen  sozialen  Erscheinungen  dieselbe  Bewandtnis  hat. 
Zunächst  mit  der  Sprache,  die  aufser  dem  gesprochenen  und 
geschriebenen  Wort,  das  stets  nur  in  iigend  einer  menschlichen 
Iimerlichkeit  reale  Existenz  gewinnen  kann,  kein  Dasein  besitzt. 
Denn  daa  nicht  gelesene  oder  sonst  einem  Bewufstsein  vermittelte 
Wort  hat  keine  selbständige  Existenz.  Die  Sprache  ist  durch 
Laut-  und  Schriftzeichen  vermittelte  psychische  Funktion.  Auch 
ihre  Substanz  sind  und  bleiben  die  Menschm.  Ein  von  Menschen 
losgelöstes  und  zur  Selbstäudigkeit  verdichtetes  Dasein  der 
Sprache  gibt  es  nicht. 

Sodann  mit  der  Keligion.  Auch  sie  ist  reine  Funktion, 
keine  Substanz.  Auch  sie  bezeichnet  einen  bestimmten  Bewufst- 
leinsinhalt  menschlicher  Individuen  und  die  darauf  sich  gründenden 
menschlichen  Belationeo.  Der  Buddhismus ^  das  Judentum,  das 
Christentum  sind  menschliche  VoTstellungenf  Beziehungen,  Aktionen. 
Die  Geschichte  einer  Religion  ist  identisch  mit  der  Geschichte 
rehgiöser  Vorstelhiiigcu  und  deren  Wirkungt-n.  Die  Religion 
steht  nicht  uebeii|  sondern  sie  steckt  in  den  Menschen. 

Nicht  anders  verhält  es  sich  mit  Kunst  und  Wissenschaft, 
mit  Recht  und  Wirtschaft  Die  Substantive  dürfen  uns  nicht 
Teileiteni  in  ihnen  objektive  reale  Mächte  zu  sehen,  wenn  sie 
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auch  dem  einzelnen  als  solche  entgej^enzutreten  »scheinen.  Sie 
sind  insgesamt  £rscheinungeu  menschlicher  Innerlichkeit ,  die 
zwar  Veränderangen  in  der  Welt  der  Objekte  wirken,  primSr 
jedoch  in  einer  Reihe  psychischer  Akte  bestehen.  Auch  sie  sind 
Fnnktion,  nicht  Substanz. 

Diese  Einsicht  ist  von  grnfster  Bedeutung  für  die  Erkenntnis 
des  Wesens  aller  Sosialwissenschaften.  Es  sind  Wissenschaften 
von  menschlichen  Relationen  nnd  deren  ftufseren  Wirkungen. 
Der  fTosanite  Hewufstscinsinlialt  der  Mcnsclien  wird  von  ihnen 
aufj^eteilt  und  der  Arbeit  besonderer  l)iszi}dineu  unterzogen.  Sie 
sind  sämtlich  Wissenschaften  bestimmter,  durch  ihr  Objekt  zu- 
sammengehaltener  psychischer  Funktionen. 

Mit  diesem  aliein  richtigen  Ausgangspunkt)  der  AufTassung 
des  Staates  als  einer  Funktion  der  menschlichen  Gemeinschaft, 
ist  die  Falschheit  einer  ganzen  Reihe  staatswissenschaftlicher 
Grundlehren  dargetan.  Vor  allem  derjenigen ,  welche  den  Staat 
als  ein  neben  oder  Uber  den  Menschen  stehendes  natttrliehea 
Gebilde  autt'af  t.  Die  Beobaclitung  Jiiiinlit  h ,  dafs  die  konkreten 
staatliiheu  Zustände  zum  nicht  geringen  Teil  nicht  von  der 
Gegenwart  erzeugt,  sondern  von  der  Vergangenheit  Uberlief«'rt, 
dafs  also  die  politischen  institationen  nicht  durchaus  willkürliche 
Schöpfungen  sind,  hat  unklares  Denken  liäufig  verleitet,  den 
Staat  als  eine  von  den  Menschen  losgelöste,  menschlicher  WillkOr 
entrückte  Macht  zu  betrachten.  Aber  alle  Tradition,  so  mVchtig 
sie  sein  mag,  so  sehr  alles  soziale  Geschehen  von  ihr  durch- 
drungen ist,  wirkt  nicht  als  von  aufsen  kommende  Macht,  sondern 
kraft  der  inneren  Neuschrtpfung.  die  sie  in  jeder  Generation  er- 
f^Chrt.  Nicht  dunkle,  uubcwufst  wirkende  Krttfte  gestalten  in 
mystischer  Weise  die  Kontinuität  alier  nicust  hliclu'u  Verliäitnissr. 
Vicdmehr  raufs  das  ganze  Wissen  und  Können  der  Vergangenheit 
durch  inneres  Erleben  eines  jeden  neuen  Geschlechts,  durch 
Lernen  und  Erfahrung  von  neuem  erzeugt  werden,  nnd  diese 
Prozesse  fallen  überwiegend  in  die  Sphäre  des  BewubtseinB. 
Wir  halten  uns  selten  die  unbestreitbare  Tatsache  vor  ^QgeQy 
dafs  die  Existenz  der  Individuen  fortdauernd  nicht  blofs  die 
Wirkung  nnbewufst  schaffender  natUrlicher  Krtfte,  sondern  auch 
bewufster,  vernunftiger  Willensaktionen  ist.  Hunger  und  Ge- 
schlechtstrieb sind  natürliche  Mächte,  aber  ihre  Befriedigung  be- 
ruht auf  Willeusakten.  XairH'ntlich  die  Fortpflanzung  und  Heran- 
bildung einer  neuen  Generation  kann  nicht  blofs  auf  die  Wirkung 
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blinder  natttrlielier  Triebe  znrttckgefuhrt  worden ,  wie  die  Er- 
seheinongen  der  Aekeee,  der  kttnitliehen  Beselirftnkangen  der  Ver* 
mehmng,  der  Ttftnngy  KUiihandhing  oder  VemachlMssigang  der 
Kinder  bei  vielen  NetonrOlkem,  die  siekerlich  maneben  Stamm 
beben  aussterben  lassen,  beweisen.  Kiebts  aber,  was  fortdauernd 
auf  menschlichem  Willen  beruht,  kann  alw  blofse  Xaturgcwalt, 
als  rein  natürliches  (lebilde  bezeichnet  werden,  es  sei  denn,  dafs 
mau  alle  Unterschiede  zwischen  üufserem  mechanisdien  und 
innerem  psychologischen  Geschehen  gäoalicb  leugnet  und  sieb 
damit  auf  metaphysischen  Boden  stellt. 

Näher  bestimmt  besteht  der  Staat  in  Wi Ileus verbältnissen 
einer  Mebrbeit  von  Menscben.  Menseben,  die  befeblen,  und  solche, 
die  diesen  Befehlen  Geborsam  aollen,  bilden  das  Snbstrmt  des  Staates. 
Allerdings  besitst  der  Staat  aneh  ein  (Gebiet  Geht  man  aber  der 
Saehe  anf  den  Gmnd,  so  gelangt  man  zu  der  Erkenntnis,  dafiii 
aneh  das  Gebiet  ein  dem  Hensehen  anklebendes  Element  ist.  Sefs- 
haftigkeit  ist  eine  Eigenschaft,  ein  Znstand  der  im  Staate  belhnl- 
lichen  Menschen,  und  alle  juristischen  Wirkungen  des  Gebietes,  wie 
später  eingehend  dargelegt  werden  wird,  nehmen  ihren  Weg  durch 
die  menschliche  Innerlichkeit.  Von  menschlichen  Subjekten  ganz 
losgelöst  gibt  es  kein  Gebiet,  sondern  nur  Teile  der  ErdoberÜäcbe. 

Als  letzte  objektive  Bestandteile  der  Staaten  ergaben  sich 
daher  Willensverhältnisse  Herrschender  und  Beherrschter,  die 
beide  in  leitliehery  in  der  Begel  anch  (bei  snsammenhSngendem 
Staatsgebiete)  in  ränmlieher  KontinnitSt  stehen.  Theoretische 
Betrachtung  ergibt  fortwahrenden  Wechsel  in  den  herrschenden 
und  beherrschten  Individuen,  ja  imgrunde  sind  so  viele  Be- 
berrschungsverhältuisso  vorhanden,  als  es  Individuen  gibt.  Diese 
Verhältnisse  sind  aber,  wenn  man  sie  isoliert  und  nur  die  Be- 
ziehung von  Willen  zu  Willen  in  H«'tracht  zielit,  v«)!!!^'  identisch, 
so  dafs  sie  unter  höhere  Begriffe  geordnet  werden  können. 

Die  erste  Aufgabe  wissenschaftlicher  Betrachtung  ist  es,  die 
Vielheit  der  Erscheinungen  zu  ordnen.  Dieses  Ordnen  erfolgt 
durch  Zusammenfassen  der  voneinander  getrennten  Elemente  des 
Gegebenen  su  Einheiten.  Jeder  Einheit  mufs  aber  ein  Einigungs- 
primip  Bugmnde  liegen.  Zuvttrderst  ist  daher  das  Einigungs* 
prinsip  fttr  die  Willensverhltltnisse  an  suchen,  deren  Gesamtheit 
sich  uns  als  Staat  darstellt*). 

')  Die  Frage  nach  den  Einheitsprinzipien  hat  zuerst  die  Stoa  ein- 
gebend beschäftigt.  Vgh  die  eingebende  Darstellung  von  Göppert, 
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Es  ^ibt  räiimliclK'  und  zeitliche  Einluiton.  Was  in 
Raum  und  Zeit  uns  gegen  ein  ;in<lt'ie>  ahge^nenzt  erscheint, 
fassen  wir  als  eine  Einheit  auf.  Solche  äufserliche,  mechanische 
Einheit  reicht  für  den  Staat  nicht  aus.  Eine  gegen  andere  durch 
ein  Gebiet  abgegrenste  Mensehen masse  ist  noch  kein  SüuU.  En 
gibt  ferner  kansale  Einheiten.  Alles,  was  auf  eine  gemeinsame 
Ursache  Burttcksofllhren  ist,  stellt  sich  nns  als  Einheit  dar. 
Solche  kansale  einigende  Elemente  sind  zwar  im  Staate  ror- 
handen^  genügen  aber  nicht,  nm  ihn  als  eine  durchgängige  Ein- 
heit erscheinen  zu  lassen.  Das  Volk  erscheint  uns  als  eine  stete 
Einheit,  weil  es  auch  durch  den  kausalen  Vorgang  der  Ab- 
staiiiimni^r  von  Volksijcnosscn  knustituicrt  wird:  bei  staatlichen 
NeugrUndungcii  aber  <»der  VcrgröPserunpMi  des  Staates  fallt 
dieser  kausale  Vorgang  entweder  fort  oder  seine  Bedeutung  wird 
gemindert,  wie  letzteres  in  geringerem  Malse  auch  im  normalen 
Laufe  der  Dinge  durch  Ein-  und  Auswanderung  geschieht.  Die 
dritte  Gattung  der  Einheiten  sind  die  formalen.  Bei  be- 
harrender Form  erscheint  nns  eine  Vielheit  selbst  bei  dem 
Wechsel  und  Wandel  ihrer  Teile  als  ein  und  dasselbe  Objekt 
Anch  derartige  beharrliche  formale  Elemente  bietet  der  Staat 
dar.  Die  staatlichen  Institutionen  weisen  in  der  Kegel  lange 
Zeiträume  hindurch  gewisse  gleichbleibende  Formen  auf.  durch 
weldie  die  Voistellmi^'  ihrer  Einheit  im  Zeitenwechs(d  hervor- 
gerufen wird.  Die  Kauinu  ru  .  die  Ministerien,  die  Armee  usw. 
fassen  wir  kraft  konstanter  oder  nur  allmählich  sich  umbildender 
Formen  als  Einheiten  in  ihren  historischen  Wandlungen  auf.  So 
feiern  Universitttten ,  Schulen,  Begimenter  ihre  mehrhundert- 
jährigen JubilSen,  weil  gewisse  formale  Elemente  in  ihnen  in 
dem  Wechsel  ihrer  Organisation,  Bestimmung,  Znsaromense tsung 
ausgeprägt  bleiben.  Aber  die  Kategorie  der  formalen  Einheit 
genügt  fttr  sich  noch  nicht,  um  die  Mannigfaltigkeit  der  staat- 
lichen Verhältnisse  zu  ordnen. 


Über  cinheitlirlic,  zu^amiiifnj.'^i'-ftztf'  und  (Tesamt-Sachcn.  1871,  S.  10  ff. 
Auch  die  neuere  Staatslehre  hat  alsbald  nach  dem  Eiuheit.sprinzi}>  für 
Volk  und  Staat  gesucht,  so  vor  allem  Grotius,  II,  9,  3  ff.,  sodann 
Pufendorf,  VIII,  12.  Die  gründlichste  und  systematisehste  Unter- 
suchung dieser  erkenntnistheoretiscben  Qrundfrage  bei  Sigwart,  U, 
8.  82  ff.,  S.  117  ffn  8. 244  ff.  Über  das  Relative  im  Begrifie  der  Einheit 
aus  der  neuesten  Literatur  8immel,  Gesehichtsphilosophie,  8.  96ff.$ 
vgl.  auch  Jellinek,  Sjstem,  8.  20 ff. 
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Eb  gibt  endlieb  teleologiscbe  Einbeiten.  Eine  durcb 
daaemde  Zweeke  miteinander  verbundene  Vielheit  ersrbeint  nns 

notwendig  als  Einheit,  und  zwar  ist  die  Einheit  ftlr  unser  Be- 
wnfstseiu  um  so  schärftT  ausireprii^'t .  je  zahl i  t  it  hör  und  stUrker 
wirkfud  die  eini^^enden  Zwecke  sind.  Auf  tele«dof,nst]ier  Kinlieit 
in  der  Natur  heruht  flir  unser  Denken  die  (it^^anitheit  der 
biologischen  Prozesse,  die  wir  unter  dein  Namen  des  Organismus 
zusammenfassen.  Auf  teleologischer  Einheit  in  der  sozialen  Welt 
ruhen  für  nns  Ordnung  und  Beurteilung  unserer  Handlungen,  der 
geistige  und  wiriscbaftliebe  Verkehr,  die  Individualisierung  der 
von  uns  gescbaffenen  und  für  uns  bestimmten  Sachen  derart, 
dafs  der  Zweck  als  das  principium  individuationis  ftlr  alle 
menscbliehen  Dinge  betrachtet  werden  kann.  Durch  Anwendung 
der  Zweckkategorie  beben  wir  wertvolle  Handlungen  von  gleich- 
gültigen  ab,  verbinden  eine  Zahl  einzelner  Akte  zu  einer  Ein- 
heit: Hci  htsj^est'hiiftf  und  Delikte  w<'rden  so  durch  teh'<»hiw;i>(  he 
i3€trachtung  zu  Einheiten  verdichtet;  durch  den  Zweck  verbinden, 
wir  selbst  eine  Vielheit  räumlich  getn'nnter  Dinge  zur  Einheit 
der  Sache  im  Bechtssinne;  durch  den  Zweck  teilen  wir  die 
flieCsende  Beihe  unserer  Beschäftigungen,  die  ununterbrochene 
Folge  unserer  Taten  in  mannigfaltige  Einbeiten  ab,  die  unter 
rein  psjebologiscben  Gesichtspunkten  eine  Vielheit  geistiger  Akte 
bedeuten. 

Auch  die  Einbeit  des  Staates  ist  wesentlich  teleologische 

Einheit.  Eine  Vielheit  von  Menseben  wird  für  unser  Bewufstsein 
geeinigt,  wenn  sie  durch  konstante,  innerlich  kohKrente  Zwecke 
miteinander  verbunden  sind.  Je  intensiver  diese  Zwecke  sind, 
desto  stärker  ist  die  Einheit  ausge})rägt.  Diese  Einheit  kommt 
aber  auch  nach  auisen  zum  Ausdruck  durch  eine  Organisation, 
d.  h.  durch  Personen,  die  berufen  sind,  die  einigenden  Zweck- 
momente durch  ihre  Handlungen  zu  versorgen.  Solche  organisierte, 
aus  Menseben  bestehende  Zweckeinheiten  beifiMin  menschliche 
Kollektiv-  oder  Verbandseinbeiten.  Die  teleologische  Einbeit  des 
Staates  ist  also  näher  bestimmt  Verbandseinheit. 

In  de^  Verbandseinbeit  sind  Einbeit  des  Ganzen  und  Viel- 
heit der  (Tlieder  notwendig  miteinander  verknüpft.  Die  Einbeit 
ist  nämlich  aussi  hliefslich  auf  die  Verbandszwecke  beschränkt, 
dem^emSfs  das  Indiviihnnn  eine  doppelte  Stellung  erhält:  als 
Verbandsgiied  und  als  verhandsfreie  Individualität.  Dit'  Intensität 
des  Verbaudes  ist  eine  verschiedene  uach  Stärke  und  Bedeutung 
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der  den  Verbaml  konstituierenden  Zwecke.  Sie  ist  minimal  hei 
den  privaten  Verbänden ,  sie  steigert  sich  bei  den  öffentlichea 
Verbänden,  sie  erreicht  ihren  höchsten  Grad  im  Staate ,  da  der 
Staat  nnter  allen  Verbänden  die  grttfste  Fttlle  konstanter  Zwecke 
und  die  ansgebiidetste  nnd  um£usendste  Organisation  besitst.  Der 
Staat  iat  die  alle  anderen  einschlietsende  und  sugleich  die  not- 
wendigste Verbandseinheit.  Jedem  anderen  Verbände  kann  man 
Btcb  im  modernen  Staate  entliehen,  alle  Zwangsverbände  im 
Staate  haben  Zwangsgewalt  yom  Staate  selbst,  so  dab  staatliclier 
Zwang  allein  im  Verband  festzuhalten  vermag.  Dem  Staate 
selbst  vermag  sich  aber  niemand  zu  entziehen,  der  Aus- 
wanderer, der  Hcimatslose  bleibt  einer  Staatsgewalt  unter- 
worfen, er  kann  den  Staat  wechseln,  aber  nicht  der  staatlichen 
Institution  selbst  dauernd  entfliehen,  zumal  der  staatsleere  Baum 
auf  dem  Erdboden  sich  immer  mehr  verengt. 

Die  staatliche  Verbandseinheit  ruht  auf  der  änlseren  Grund- 
lage eines  abgegreniten  Teiles  der  Erdoberfllche.  Sie  hat  ein 
Oebiet,  d.  h.  einen  räumlich  abgegrentten ,  ausachUetkliehen 
Herrschaftsbereich.  Sie  ist  demnach  näher  als  Verbands- 
einheit sefshafter  Menschen  zu  bestimmen.  Zu  der  Ver- 
bandseinheit zlüileii  zwar  auch  die  aufserhalb  der  Staatsgrenzen 
weiK  iiden  Staatsangehörigen,  wenn  sie  auch  nicht  in  gleichem 
Mafse  wie  die  auf  dem  (Jebiete  bi'tindlichen  dem  eigenen  Staate 
unterworfen  sind,  doch  ist  das  Dasein  von  Inländern  im  Auslande 
keine  dem  Staate  wesentliche  Erscheinung. 

Die  zur  Verbandseinheit  zusammengefafsten  staatlichen  Willens- 
verhältnisse  sind  wesentlicl\  H  er  r  schaf  tSTerhältnisae. 
Nicht  dafs  im  Herrschen  das  Wesen  des  Staates  sich  eraehOpft. 
Aber  das  Vorhandensein  von  HerrschaftsTorhältnissen  iat  dem 
Staate  derart  notwendig,  dafs  ohne  Herrschaftsverhältniase  ein 
Staat  nicht  gedacht  werden  kann.  Der  Staat  hat  Herrschergewalt. 
Herrschen  heifst  aber  die  Fähigkeit  haben,  seinen  Willen  anderen 
Willen  unbedingt  zur  Hrfiiiltmi:  auferlegen,  gegen  andern  Willen 
unbedingt  durchsetzen  zu  können.  Diese  Macht  unbedingter 
Durchsetzung  des  eigenen  Willens  gegen  anderen  Willen  hat  nur 
der  Staat.  Er  ist  der  einaige  kraft  ihm  innewohnender  ursprüng- 
licher, rechtlich  von  keiner  anderen  Macht  abgeleiteter  Macht 
herrschende  Verband. 

Aus  diesem  Grunde  geht  es  nicht  an,  den  Staat  einer 
höheren  Kategorie  politischer  Gemeinwesen  als  Unterbegriff  ein- 
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laordnen  Politisches  Gemeinveben  ist  entweder  der  Staat  oder 
die  Tom  Staate  'mit  Herrschermacht  ausgestatteten  Verbinde, 
apolitisch*^  heilst  „staatlich* ;  im  Begriff  des  Politischen  hat  man 
bereits  den  Begriff  des  Staates  gedacht.   Alle  Herrschermacht 

im  Staate  kann  nur  vom  Staate  stilbst  aasgehen.  Ein  Gomeiu- 
wesen,  das  ii;u  Ii  irgend  einer  Richtun^^  hin  selbstitn<li};e ,  un- 
abgeleitete HeiTSchcrinacht  besitzt,  ist  n.'uh  dieser  Kiihtun^'  hin 
selbst  Staat.  Wohl  kann  man  »-s  uiiht  venneideu,  von  politischen 
Verbänden.  Gemeinwesen,  Gebilden  zu  sprechen  als  einem  vor- 
iKufigen  üüfsbegriflr,  solange  es  nttmlich  unentschieden  ist,  ob  ein 
Verband  nrsprflngliche  oder  abgeleitete  Herrscbermacht  besitst, 
sllein  ein  hdheror  Erkenntniswert  kommt  einer  solchen  EUlib- 
Tontellung  nicht  an*). 

Es  ergibt  sich  somit  folgendes:  Der  Staat  ist  die  mit 
arsprttn glicher  Herrsehermacht  ausgertlstete  Ver- 
band s  e  i  n  h  e  i  t  s  e  f  s  h  a  f  t  e  r  Menschen'). 

Kraft  der  Synthese,  die  wir  durch  das  Ineinsfasscn  <l*'r  zuhl- 
losea  Willensverhältnisse  vornehmen,  erlangen  diese  Verhältnisse 

G.  Meyer,  S.  2  t  Als  politisches  Gemeinwesen  beseichnet  er 
dss  Gemeinwesen  mit  sachlich  nnlM^prenatem,  auf  alle  Seiten  des  mensch- 
Uehai  Lebens  sich  erstreckendem  Wirkungskreis.  Den  aber  hat  nur 
der  Staat;  ihn  besitzen,  wie  Mejer  selbst  8.  42  u.  47  ausfahrt,  weder 
Kommunal  verbände  noch  jene  Arten  der  StaatenTerbindungen,  die  er 
SU  den  politischen  Gemeinwesen  zahlt. 

^  Dies  jzcgen  den  Einwand  (i.  Meyers,  S.      Note  2. 

^)  Die  folgenden  Untersuchungen  werdon  diesen  Satz  noch  näher 
begründi-n  und  gegen  Einwände  verteidigen.  Hier  s»'i  nur  erwähnt, 
dafs  die  Bemerkungen  von  Kehm,  Staatslehre  S.  114,  gegt  n  die  Not- 
weadii^kdt  ursprünglicher  Heirschemiaeht  auf  einer  unrichtigen,  später 
eingehend  aurficksuweisenden  Lehre  von  der  Entstehung  des  Staates 
beruhen.  Em  Staat  kann  geschichtlich  durch  einen  anderen  ge- 
bildet werden,  rechtlich  hat  er  seine  Gewalt  immer  nur  durch  sich 
selbst.  Bulgariens  Staatsgewalt  ist  nicht  abgeleitete  tfirkischCf  sondern 
originär  bulgarische  Hewalt;  seine  Gewalt  ist  gar  nicht  mehr  potentiell 
in  der  türkischen  tiewalt  enthalten,  wie  es  mit  den  eigenen,  aber  deri- 
vativen Rechten  der  Gemeinde  hinsichtliili  der  sie  beherrschenden 
Staatsf^ewalt  der  Fall  ist.  Die  von  R  e  Ii  ni  angezogene  Sprache  der 
diplouiatiseh(in  Urkunden  ist  für  die  Entscheidung  solcher  Eundamental- 
firageu  gänzlich  belanglos ;  was  sich  die  Kedaktoren  der  Berliner 
Kongrefsakte  unter  der  Erhebung  Bulgariens  zum  Staate  gedacht 
haben,  ist  fär  die  Wissenschaft  ohne  Interesse.  Die  Tfirkei  aber 
konnte  nicht  ihre  Frovins  „staatsrechtlich  in  einen  Staat  umwandeln', 
weil  anch  nach  tfirkischem  Staatsrecht  ein  Staat  nicht  den  anderen 
schaffen  kann. 
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seihst  eine  doppelte  Qnalitikation.  Die  natürlichen,  in  den  Indi- 
vidu«'n  siel«  abspielenden  WillensvorgHnge  werden  nämlich  von 
unserem  Denken  zugleich  auf  die  Verbandseinheit  selbst  bezogen. 
Unter  dem  Gesichtspunkte  der  Einheit  werden  die  diese  Einheit 
zum  Ausdruck  bringenden,  von  ihr  ausgehenden  individuellen 
Akte  der  Verbandaeinheit  sagerechnet.  Die  den  herrschenden 
Willen  erzeugenden  Personen  werden,  sofern  sie  diesen  Willen 
bilden,  Willenswerkseuge ,  d.  h.  Organe  des  Gänsen').  Ist  die 
Synthese  der  menschlichen  Vielheit  snr  Zweckeinheit  logisch 
notwendig,  so  ist  nicht  minder  die  Besiehnng  des  Organwillens 
auf  die  Verbandscinheit,  die  Zurechenbarkeit  jenes  zu  dieser 
logisch  geboten. 

So  sind  wir  denn  von  dvn  letzten  wahrnehmbaren  Tat- 
beständen des  staatlich«  !!  Lebens  bis  zur  höchsten  Form  der 
Synthese  dieser  Tatbestände  aufgestiegen.  Ob  diese  Synthese  eine 
der  Welt  unserer  inneren  Erfahrung  transzendierende  Bedeutung 
besitzt,  ob  ihr  in  der  objektiven  Natur  der  Dinge  etwas  entspricht, 
ob  die  Einheiten,  die  wir  denknotwendig  durch  Anwendung  des 
Zweckbegriffes  bilden,  auch  unabhängig  von  unserem  Denken  in 
irgend  einer  Form  existieren,  wissen  wir  nicht  und  können  wir 
mit  den  Hilfsmitteln  wissenschaftlicher  Forschung  nicht  feststellen'). 

')  Dafs  mit  der  Verwendung  dos  ()rp:anhcgriffea  keineswegs  in  die 
Bahn  der  organischen  Staatslehre  einjjelenkt  wird,  vgl.  auch  .1  ellinek, 
System,  S.  f.  luid  oben  S.  151.  Das  ist  aucli  pänzlicli  verkannt  von 
Zorn  in  der  Besprechung  dieses  Werkes,  Deutsche  Literaturzeitnng, 
1904,  S.  ,^.^0. 

E.  Eoening,  a.  n.  O.  S.  916.  wendet  sich  in  liinf^erer  Polemik 
scheinbar  gegen  meine  obigen  Ausführungen,  in  Wahrheit  aber  gegen 
deren  gerades  Gegenteil.  Wo  hätte  ich  jemals  den  Sats  auf- 
gestellt,  dafs  unseren  Abstraktionen  anfserhalb  unseres  Bewufstseins 
irgendeine  Ezistens  zukommt?  Tielmehr  habe  ich  die  Behauptung 
einer  solchen  Existenz  stets  In  einer  jeden  Zweifel  ausschliefsenden 
Weise  dem  unkritischen  Dogmatismus  überlassen.  Einem  solchen  huldigt 
auch  Eopuing,  für  don  es  eine  sicher  zu  erschliefsende  objektive  Welt 
gibt,  von  (Irr  wir  «»Ime  weiteres  durch  Sen)stl)esinnung  das  trennen 
köiiiien,  was  nur  j»s\  clioloi^isch,  ohne  zwingende  lnj^i^^clje  Notwendigkeit 
in  un.s  durili  zu  bestim!uten  ZwtM-ken  fj^eübte  Absti'uktion  entsteht. 
Daher  meint  er  auch,  dafs  Rechtsbcgriti'e  nur  in  uns,  Rocht^^verhältnisse 
aber  real  aufser  uns  existieren.  In  seinen  Ausführungen  aber  befolgt 
er  genau  die  von  ihm  abgelehnte  Methode.  Die  von  mir  aufgeworfene 
Frage  nach  der  Art  der  Einheit  des  Staates  beantwortet  er  (S.  917) 
dahin,  dafs  wir  nur  in  unserer  Vorstellung  die  Vielheit  der  Rechts- 
yerhältnisse  zu  einer  Einheit  zusammenfassen,  bebandelt  diese  subjektlyu 
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An  diesem  Punkte  bat  unser  sicheren  Wissen  ein  Ende  und  die 
metaphyRische  Spekulation  ihren  Anfang.  Diese  Grenze  ioU  hier 
nicht  ttberachritten  werden. 

2.  Der  juristische  Staatsbegriff. 

An  diesen  hier  entwickelten  Begriff  vom  Staate  hat  die 
juristische  Erkenntnis  des  Staatsbegriffes  sieh  anensehliefsen.  Ob 

und  in  wie  weit  der  Staat  selbst  als  Gebilde  des  Rechts  bezeichnet 
werden  kann,  ist  an  anden-r  Stelle  zu  erörtern.  Die  Mdjj^lichkeit 
rechtlicher  S»'ll»tl)t  >chr}inkun;_'  do>  Staates,  durch  die  er  sich 
unter  d>is  Recht  stellt,  Trilger  von  Kechteu  und  Pflichten  wird, 
muls  an  dieser  Stelle  als  begründet  vorausgesetzt  werden. 

Seiner  juristischen  Seite  nach  kann  der  Staat  nach  den 
▼oransgogangenen  kritischen  Erörterungen  nur  als  Rechts- 
Subjekt  gefafst  werden,  und  awar  ist  es  nKher  der  Begriff  der 
Körperschaft,  unter  den  er  bu  . subsumieren  ist.  Das  Substrat 
der  Körperschaft  sind  stets  Menschen,  die  eine  Verbandseinheit 
bilden ,  deren  leitender  Wille  durch  Mitglieder  des  Verbandes 
«<'lbst  versnrjrt  wird.  Der  BegrifT  der  Körperschaft  aber  ist  ein 
rein  juristischer  Begriff,  dem,  wie  allen  Reclitslte^'riffen ,  in  der 
Welt  der  Tatsachen  nichts  objektiv  WahriU'htnl)an'S  entspricht; 
er  ist  eine  Form  d«*r  juristischen  Synthese,  um  die  rechtlichen 
Besiehnngen  der  Verbaudseinheit,  ihr  Verhältnis  zur  Recht^c 
Ordnung  auszudrücken.  Schreibt  man  daher  dem  Staate  wie  der 
KSrperschaft  ttberfaaupt  juristische  Persönlichkeit  su,  so  hat  man 

Einheit  aber  durchaus,  wie  wenn  sie  eine  reale  Substanz  wan«.  Er 
(»pricht  von  der  Identität  dos  Staates  als*  eim-r  von  den  einzflnen  IJc.  lits- 
vtfrhiiltnissen  unabliäiigipen  objektiven  Tatsadir,  er  schreibt  dem  Staate 
AufjL'aheii  zu,  läfst  den  Staat  in  die  Zukunft  \virk<  n,  er  untcrHiiclit  dif 
Funktionen  des  Staates,  lauter  Denkoperationen,  die  «Icn  Staat  unter, 
der  Kategorie  der  Substanz  betrachten.  Er  bestätigt  damit,  dafs  nicht 
die  nnsihligen  Willensverh&ltnisse ,  die  fllr  uns  die  letzten  Elemente 
des  Staates  sind,  zu  denen  wir  vordringen  können,  sondern  nur  die  Be- 
griffe, die  wir  aus  den  Erscheinungen  gemftfs  den  Bedürfnissen  unseres 
sjnthetischen  Denkens  bilden,  einer  gedeihlichen  Erkenntnis  dessen, 
was  wir  vom  Staate  wissen  können  und  zu  wis.xen  verlangen,  zugrunde 
gdegt  werden  müssen.  Alle  Versuche,  jene  letzten  erkennbaren  £Ue- 
mente  der  sozialen  und  insbesondere  der  reehtHehen  Vorji^änire  un- 
mittelbar einer  Erklärung  der  iiiundlieli  kompliziert  in  Krschcintintrtij 
de«  Lehrns  zugrunde  zu  Irgcn,  kioinen  iiiu  li-iH  us  zu  nntrnclitljarcr 
Scholastik  tithreu.  Ein  schlagendes  lieifpiel  liiertür  bei  Hold  v.Ferueck  , 
1,  8.  267  ff. 
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nach  keiner  Kichtuug  hin  eine  llypostasierung  oder  Fiktion  vor- 
genommen, depn  PeraÖDlichkeit  ist  Dichts  anderes  als  KechUsubjekt 
und  bedeutet  daher,  wie  oben  ausgeführt,  eine  Relation  eioer 
Etnael-  oder  KoUektiTmdividaalitKt  zur  Bechtoordnung,  Ein 
grolser  Teil  der  Irrtttmer  in  der  Lehre  von  der  jaristisehen 
Person  rtthrt  von  der  naiven  Identifisiernng  der  Person  mit  dem 
Menschen  her,  trotsdem  jedem  Juristen  schon  der  fluchtigste  Blick 
in  die  Geschichte  der  Unfreiheit  lehrt,  dafs  heide  Begriffe  sich 
mit  niclitcn  decken. 

Als  Rechtsbegrifl' ist  der  »Staat  demnach  die  mit  ii  r  s  p  rii  ii  g- 
licher  H  errscherniacht  ausgerüstete  Körperschaft 
eincH  Kefs haften  VolkcB  oder,  um  einen  neneidinga  ga- 
brftuchlich  gewordenen  Terminus  anzuwenden ,  die  mit  nr- 
Bprttnglicher  Herrschermaeht  ausgestattete  Gebiets- 
körperschaft. 

Eine  Beihe  von  Einseluntersuchnngen  wird  den  hier  ge- 
wonnenen Begriff  des  Staates  tiefer  su  begrttnden  und  im  ergllDsen 
haben.  Die  Fragen  nach  der  Rechtfertigung  des  Staates,  nach 
Wesen  und  Umfang  der  Staatszwecke ,  die  für  den  Staatsbegriff 
konstituierend  sind,  sowie  die  Lehre  von  der  öouveränetät  sind 
besonderen  Kapiteln  vorbehalten. 
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I.  Das  Problem. 

Menseblielie  Institationen  seheiden  sich  von  Datttrlichen  Vor- 
gängen ^undsätzlteli  dadnrcli,  dafs  sie  stetigen  Willensprosesseii 

ihren  L'r.^pruug  und  F(»rtgang  verdanken.  Menschlicher  WiHe 
wirkt  aber  niemals  blofs  nach  Art  einer  Naturkraft,  deren  Effekt, 
sofern  nicht  andere  Kräfte  ihn  aufheben ,  ein  ununterbrochener 
ist  Vielmehr  ist  die  Fortdauer  von  WiliensaktloDen  »tets  von 
Temiinftigen  Erwngnngen  abhUngig.  Dem  Einzelbewufstsein  stellt 
sich  das  soziale  Handeln  und  Leiden  niemals  blols  nnter  der 
Kategorie  desHttssens^  sondern  stets  aucb  nnter  der  des  Sollens  dar. 

Damm  li^  es  im  Wesen  unseres  Denkens  begrOndet,  daÜB 
vir  allen  soaialen  Institutionen  gegenüber  die  kritische  Frage  er- 
beben: Warum  sind  sie  da?  Diese  Frage  ist  keineswegs,  wie  so 
oft  irrtiuulich  angenmiimen  wurde,  auf  die  historisch»'  Kntstt  iiung 
dt'T  Institutionen  gerichtet.  Nicht  geschiclitliclies  Wissen,  sondern 
Grundsätze  für  das  Handeln  sollen  die  Antworten  auf  die  be- 
rührte kritische  Frage  ans  lehren.  Wie  immer  die  Institutionen 
entstanden  sein  mögen,  sie  müssen  sich,  um  fortzubestehen,  vor 
den  Bewuistsein  einer  jeden  Generation  als  yemUnftig  recht- 
fertigen kttnnen.  • 

Das  gilt  In  erster  Linie  vom  Staate.  Jedes  Geschlecht  tritt 
mit  psychologischer  Notwendigkeit  dem  Staate  entgegen  mit  der 
Frage:  Warum  überhaupt  der  Staat  mit  seiner  Zwangsgewalt? 
Warum  mufs  sich  das  Individuum  die  Heugung  seines  Willens 
durch  ein<'n  anderen  gefallen  lassen,  warum  und  in  welchem 
Umfan^re  mafs  es  der  Oesamtheit  Opfer  bringen?  Die  Antworten 
auf  diese  Fragen  wollen  den  einzelnen  lehren,  warum  er  den 
i  •lliDftk,  Dm  B«cht  das  modernen  Stoatoe.  1.  2.  AuH.  12 
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Staat  anerkennen  mnfs.  Sio  bewegen  sich  nicht  auf  dem 
JBoden  des  Seienden,  sondern  des  Scinnollenden :  nie  sind  nicht 
theoretischer,  sondern  praktischer  Natur  Sie  bilden  daher  eine 
Omndlage  politischer  Betrachtang  des  Staates,  da  sie  den  klaren 
Zweck  verfolgen,  die  vorhandene  Staatsordnung  zu  sttttsen  oder 
m  yerändem.  Sie  bezeichnen  aber  eine  jener  Stellen,  wo  die 
Staatslehre,  zif  ihrer  Vollendung  der  Ergänzung  durch  politische 
Untcrsiu  lniujj;  hrdart  ,  aiixuist  ihre  Kesultate  den  sicheren  lioden 
verlieren.  Das  zeigen  deutlich  die  grofseii  gei>tigen  Kämpfe  der 
Gegenwart.  So/ialismus  und  Anarchismus  stellen  die  Berechtigung 
des  Staates  Überhaupt  in  Abrede  und  behaupten  die  Möglichkeit 
einer  staatslosen  Gesellschaft.  Der  Nachweis,  dals  der  Staat  eine 
notwendige  und  daher  anznerkennende  Institution  ist,  lehrt  sein 
Wesen  selbst  tiefer  erfassen,  als  wenn  man  die  M(fglichkeit  nicht 
abwiese,  dab  er  nur  eine  Episode,  eine  ESntwicklungskrankbeit 
in  der  Geschichte  der  Menschheit  dantellt. 

Zur  Heantwortiiii^  der  hier  aufgeworfenen  Fragen  kann  man 
einen  di»ppelten  Standpunkt  einnehmen.  Man  kann  den  Staat 
betrachten  als  eine  in  mannigfaltigen  F(»rnien  sich  auslebende, 
aber  trotzdem  stets  gewisse  typische  Funktionen  versehende  ge- 
schichtliche Erscheinung  oder  ihn  als  Glied  einer  Kette  tran- 
szendenter Elemente  auffassen,  die  als  wahres,  metaphysisches 
Sein  der  Erscheinungswelt  subsistieren.  Unter  dem  Einflüsse 
einer  spekulativen  Philosophie  war  bis  in  die  zweite  Hälfte  des 
19.  Jahrhunderts  dieser  zweite  Standpunkt  der  herrschende.  Mit 
dem  Fall  der  Herrschaft  dieser  Philosophie  wendet  sich  die 

^  Das  ist  in  der  gprofsen  Literatur  Ober  diese  Fragen  häufig  nicht 
klar  erkannt  worden,  so  dafs  das  Problem  der  Rechtfertigung  dos  Staat«« 
mit  dem  seiner  historifich-  n  Entstehung  vermischt  wurde.  Solche  Ver- 
mischung z.  H.  deutlich  und  h.  wufst  bei  Stahl,  III»,  S.  1<><)  ff.  Noch 
Mohl,  Enzyklopädie,  S.  y<i  tf.,  und  Hlunt.schli,  Dir  l>chre  vom 
niodirni'u  Staat.  I,  S.  21)8  tf. ,  fassen  geschichtliche  nnd  spekulativ»' 
Theorien  von  der  Kntstt  lning  di'.<  Staates  zu  koordinierten  r;Ho<h'ni 
einer  Einheit  zu>unnnen  und  trcnnt'u  beide  Kategorien  niclil  immer 
scharf  genug.  Die  volle  Bedeutung  der  Frage  im  Hinblick  auf  die 
Lehre  vom  Staatsvertrag  hat  zuerst  erfiftTst  J.  G.  Fichte,  Beitrftge 
zur  Berichtigung  der  Urteile  Aber  die  französische  Revolution.  S&mt- 
liehe  Werke,  I,  8.  80  ff.  Den  richtigen  Standpunkt  haben  später  auch 
V.  EötvÖs,  Der  Einflufs  der  herrschenden  Ideen  des  19.  Jahrhunderts 
auf  den  Staat,  II,  1854,  S.58ff.,  sowie  H.  Schulze,  Einleitung,  ß.lS9, 
eingenommen. 
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positive  Wissenschaft  in  der  Meintingy  dsfs  es  sich  nur  am  ein 
spekalativas  Problem  handle,  von  der  ganxen  Frage  ab^).  Die 
staatsrechtlichen  Systeme  der  letsten  dreilsig  Jahre  erirtthnen  sie 
nicht  y  da  ihnen  das  geschichtliche  Dasein  den  Staat  ToUanf  an 
rechtfertigen  scheint.  Erst  die  sozialistische  Kritik  im  Verein 
mit  den  Aufstellungen  des  Anarchismus  haben  die  Gegenwart  die 
hohe  Bedeutung  de»  Problems  von  neuem  kennen  gelehrt. 

Unter  dctn  Eiuflusse  naturn-chtlicher  An>chaiiuiigtni  hat  man 
bisher  d'w  hierher  gehörigen  Lehren  als  die  vom  Kechts- 
gruude  des  Staates  bezeichnei.  Diese  Bezeichnung  ist  unklar 
und  anrichtig,  da  »>ie  juristische  und  ethische  Rechtfertigung  mit- 
einander Termengt.  K'ine  rein  juristische  Rechtfertigung  ist,  wie 
geseigt  werden  wird,  für  den  Staat  unmöglich.  Vielmehr  handelt 
08  sieh  hier  um  die  in  letzter  Instans  rein  ethische  Frage,  ob 
der  Staat  auf  Grund  einer  Aber  dem  einseinen  und  dem  Staate 
und  seinem  Bechte  stehenden  Notwendigkeit  aninerkennen  sei 
oder  nicht. 

Zahllos  sind  die  ethischen  Theorien  and  mit  ihnen  die  Ver- 
buche, den  Staat  zu  rechtfertigen.  Doch  lassen  sich  all  diese 
Lehren  aut  bestimmte  Grundgedanken  reduziereu,  ia  eine  geringe 
Zahl  von  allgemeinen  Kategorien  bringen, 

Fituf  von  Grund  aus  verschiedene  Wege  sind  es  nttmlich| 
mit  denen  die  Notwendigkeit  des  Staates  erwiesen  werden  kann. 
Diese  Wege  sind:  Begründung  des  Staates  durch  eine  religiöse, 
durch  eine  physische,  durch  eine  rechtlichei  durch  eine 
sittliche,  durch  eine  psychologische  Notwendigkeit.  Sie 
aeien  zunXchst  im  folgenden  dafgestellt  und  geprüft. 

II.  Die  eiiuelnen  Theorien. 

1.   Die  religiös-theologische  Begründung  des 

Staates. 

Der  Staat  ist  kraft  göttlicher  Stiftung  oder  göttlicher  Fügung 
da,  daher  jeder  nach  göttlichem  Gebot  verpflichtet  ist,  ihn  an- 
zuerkennen und  sich  seiner  Ordnung  zu  unterwerfen.  Diese  Lehre 


In  der  Regel  wurden  nämlich  die  hier  zu  behandelnden  Lehren 
aut  den  idealen,  die  Frage  nach  der  historischen  Entstehung  auf  den 
emptriseben  Staat  bezogen.  So  vor  allem  Hegel,  a.  a.  O.  §  258; 
femer  H.  A.  Zachartae,  I,  8.  67;  H.  Scbulse,  Einleitung,  S.  189; 
Trendelenburg,  a.  a.  O.  S.  944  ff.;  Lassen,  a.  a.  O.  S.  298  ff.  u.  a. 
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18t  die  älteste  und  Terbreitetste,  notwendig  geltend  bei  den 
Völkern,  denen  Staats-  nnd  Beligionsgemeinseliaft  in  weiterer 
oder  geringerer  Ansdebnnng  ausammenfieleni  daher  bereits  in 
den  altorientalisclien  Staaten  an  Hanse ,  sowie  aueh  in  Hellas 
nnd  Bon.  Die  Worte  des  Bemostbenes,  die  in  die  Digesten 
aufgenommen  worden  sind,  dafs  dem  Gesetz  Gehorsam  zu  zollen 
sei,  weil  es  Kifmdun;::  tmd  Gesolienk  (4(>ttes  ist*),  drücken  in 
prägnanter  Form  die  ))Ojtul}ire  Überzeugung^  der  antiken  Völker 
von  der  göttlichen  Sanktion  der  staatlichen  Ordnung  aus. 

Ganz  anders  als  in  der  alten  Welt  entwickelt  »ich  diese  Lehre 
in  der  christlichen.  Das  Christentum  steht  dem  Staate  anfUnglicb 
mindestens  gleichgültig  gegenllber').  Da  es  dem  Christentum 
aber  notwendig  wird,  sich  mit  dem  rtfmischen  Staate  auseinander- 
Eusetsen,  so  lehrt  es  Anerkennung  der  staatlichen  Autorität  nnd 
Unterwerfung  unter  sie,  dadurch  gewits  auch  dem  Verdacht  der 
Staatsfeindschaft  vorenbengen  yersnchend.  Das  Hndert  sich  indes 
mit  dem  Siege  des  Christentums  Durch  Chrysostomus') 
und  in  foljjen  reich  er  Weise  durch  Auj^ustinus  wird  eine  be- 
deutsame Wendunf,'  vollzogen.  Indem  Augustinus  der  civitas 
d«'i  die  civitas  terrena  gegenllberstellt ,  welche  zwar  nicht  mit 
dem  geschichtlich  gegebenen  »Staate  identisch  ist,  aber  doch  un- 
verkennbar dessen  Züge  trMgt^),  nnd  diesen  irdischen  Staat  für 
eine  notwendige  Folge  des  SUndenfalles  erklärt,  erscheint  der 
Staat  als  ein  Werk  des  BOsen,  das  auch  dereinst  am  Ende  aller 
Tage  den  Lohn  der  SOnde  empfangen  werde.  Nicht  göttlich, 
sondern  teuflisch  ist  dieser  irdische  Staat,  nnd  damit  scheint  die 

0  L.  2  D,  de  legibus  1,8:  Srt  nät  iotl  vofiof  tigitifitt  (Jthr  m) 
iÜQOV  Gfnv. 

*)  „At  cniin  nobis  ab  omni  gloriae  et  (li}_'iiitatis  ardore  frigentibu» 
nulla  est  lui  essitas  cot  tus,  iirc  ulla  ma^Ms  res  aliena,  quam  publica," 
T  e  r  t  u  1 1  i a  n  u  s,  Ajiolo^zi  ticus  c.  XXX^'11I. 

*)  Der  Staat  ist  auch  ihm  ein  durch  die  Sünde  notwendig  ge- 
wordenes Obel.  YgL  H.  V.  Eicken,  Geschichte  und  System  der 
mittelalterlichen  Weltanschauung,  1887,  S.  122. 

*y  Ober  die  mystische  Konstruktion  der  beiden  Staaten  in  Augustinus 
de  civitate  dci  vgl.  Reuter,  Augustinische  Studien,  1887,  8.  128  ff.; 
Rehm,  Geschichte,  8.  166.  Wenn  Augustinus  selbst  in  erster  Linie 
die  Verteidigung  des  rihristentum^<  f_'f  u'en  das  Heidentum  bezweckt  und 
bei  ihm  keineswrtr-^  ficlmn  dor  dfutlicli«-  Gegensatz  von  Staat  und  Kirche 
vorliand«'n  ist  (Koiitrr,  S.  löl  f.),  so  ist  dodi  seine  I^chre  8])ät«'r  als 
auf  di«'M«'in  ( jcgcnsatz  fu fsi  iul  autgetalst  worden  und  liat  dadurch  auf 
die  politischen  Anschauungen  des  Mittelalters  gewirkt. 
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jLehre  von  der  gfittlichen  Einsetzung  der  Obrigkeit  in  ihr  Gegen* 
teil  Terkehrt.  Aliein  wie  die  Sttnde  ist  auch  er  dureb  Gottes 
Znlaesiuig  da  und  insofern  nocb  immer  ein  Bestandteil  des  gOtt- 
iBchen  Weltplans.  Wie  alles,  was  der  Sttnde  entspringt,  dient 
auch  er  dasn,  die  gtfttlicbe  Gnade,  die  dem  Anserwtthlten  £r- 
lOsang  Terheifst,  in  das  bellste  Lieht  an  stellen.  Sie  wird 
triumphieren^  wenn  der  Gottesstaat  den  irdischen  für  immer  über- 
wunden haben  und  die  Zeit  von  der  Kwi>jrk«'it  vorschlun^'-on  sein 
Nvird.  Nur  der  sieh  in  den  Dienst  des  Goltc-rtli  li"'^  sttdionde 
Staat  hat  relative  liorrchtigung ,  obwohl  auch  er  dem  Irdischen 
und  der  Vergänglichkeit  augehört'). 

Dieser  augustin isclie  Gedanke  zieht  sich  durch  die  ganie 
kurcbliche  Lehre  des  Mittelalters  hindurch^);  er  liegt  auch  liente 
noch  der  katholischen  Staatslehre  sngmnde,  wurde  aber  nicht 
minder  von  der  deutschen  Reformation  reaipiert  und  ist  bis  auf 
die  Gegenwart  herab  von  der  protestantischen  Orthodoxie  ver* 
fochten  worden*).  Die  praktische  Tendern  dieser  Lehre  war  auf 
die  Unterordnung  des  Staates  unter  die  Kirche  gerichtet,  die 
bereits  kurze  Zeit  nach  der  ('hristianisierunj^  d«'s  nimischen 
Reiches  gefordfit  wurde.  Aus  der  AugustinischiMi  Theorie  nimmt 
Gregor  VII.  seint*  schUrfsten  Warten  im  Kampfe  mit  dem 
Kaiser**),  nicht  minder  aber  alle,  die  auf  Seiten  der  geistlichen 
Grewalt  in  diesem  Kampfe  stehen. 

Diese  schroffe  Haltung  der  Kirche  gegenüber  dem  Staate 
liels  sich  jedoch  anf  die  Daner  nicht  konsequent  festhalten,  und 

<)  Vgl.  über  den  letzten  Punkt  Gierke,  Genossenschaf tsrecht, 

lU,  S.  1-J»;,  127. 

*)  Vgl.  V.  Eicken,  a.  a.  O.  S.  ff. 

*)  Vgl.  Stahl,  Philoj^nphio  ih'^i  R.-clit.s  II',  S.  153  ff.  NV.  nn  Stahl 
selbst  auch  von  Augustinus  erklärt,  dafs  or  weit  über  die  Grenze  g«*lie, 
so  steht  er,  trotz  der  Behauptung,  dafs  der  Staat  eine  göttliche  Institution 
sei,  dennoch  der  Grundanschauung  des  Augustinus,  wie  auch  aus  seinen 
AnsfUirungen  a.  a.  O.  S.  48  ff.  u.  II*,  S.  179  ff.  hervorgeht,  keineswegs 
schroff  gegenfiber.  Die  irdische  Ordnung  ruht  auf  der  Sünde,  der 
Beruf  des  Staates  aber  auf  dem  Dienste  Gtottes,  —  das  entspricht  ganz 
jener  altchristlichen  Lehre.  Mit  weniger  Umschweifen  als  Stahl  hat 
lieh  Müh  1er,  Grundlagen  einer  Philosophie  iler  Staat.s-  u.  Rechts- 
lehre nach  evangelischen  Frinsipien,  1873,  S.  126  Ö'.,  zur  Augustinischeu 
Theorie  bekannt. 

*)  Namentlich  in  dem  berühmten  Schreiben  an  den  Bischof  Her- 
mann von  Met/.,  1081.  Mon,  Germ.  SS.  VII,  p.  HöT.  Die  bezeichnendsten 
Stellen  angeführt  von  Gierke,  Genossenschaftsr.,  III,  S.  524  N.  IG. 
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es  entstellt  daher  eine ,  in  ihren  Anfängen  weit  sarttck- 
reichende^),  VermittluDgstheorie ,  welche  den  Staat  zwar  auch 
fernerhin  noch  anffafst  als  dnreh  die  Sünde  entstanden^  aber  als 
eingesetzt  zum  Zwecke  des  Scbnties  gegen  die  Folgen  der  Sflnde: 
Gewalttat  des  Starken  gegen  den  Schwachen.  Namentlich  durch 
den  Bchntz  der  Kirche  kann  der  Staat  den  Makel  seines  Ursprungs 
tilgen -  |.  Ihren  bekanntesten  Ausdruck  eiliUlt  diese  Lehre  in  der 
l)eriilnnt<'n  Zweiscliwertertheorie.  Nach  der  mystischen  Ausl»*g:ung 
einer  ötelle  des  Jiukasevangeliums^)  hat  Gott  zwei  8chwerter 
zum  Srhnt/.e  der  Christenheit  eingesetzt,  das  geistliche  und  das 
weltliche  Schwert.  Nach  klerikaler  Anschauung  sind  beide 
Schwerter  von  Gott,  der  gleichsam  als  oberster  Lehnsherr  der 
Welt  erscheinty  dem  Papste  gegeben,  der  das  geistliche  Schwert 
selbst  ftlhrt,  das  weltliche  dem  Kaiser  leiht  »Das  eine  ist  von 
der  Kirche,  das  andere  ftlr  die  Kirche  zu  fahren,"  wie  Boni- 
facius  VIII.  behauptete.  Die  Anbänger  des  Kaisers  hingegen 
la^si'u  ihn  unmittelbar  von  (^ott  mit  dem  weltlichen  Schwerte 
belehnt  werden.  Dieser  literarische  »Streit  um  die  Stellung  des 
Kaisers  zu  Gott  ist  die  theoretische  Begleitung  des  gewaltigen 
Kampfes  zwischen  Staat  und  Kirche. 

Nicht  minder  tritt  aber  in  der  neueren  Zeit  die  theologische 
Begründung  des  Staates  in  den  Kampf  der  GMster  ein,  und  es 
ist  ein  höchst  interessantes  Schauspiel,  zu  sehen,  wie  entgegen- 
gesetzte Parteien  ihre  Ansprüche  auf  den  göttlichen  Willen  zu 
projizieren  suchen,  um  dadurch  einen  unwiderleglichen  Kecht^grund 
flir  ihre  Ansjuiiche  zu  gewinnen.  Denn  niiht  nur  die  Institution 
deH  Staates  sclili'chf  hin,  sondern  auch  eine  bestimmte  ( Ifst.iltung 
des  Staates  wird  von  ihnen  als  mit  unmittelbarer  göttlicher 
Sanktion  umkleidet  hingestellt.  l)<>r  bleibende  Gewinn,  welchen 
diese  Erscheinung  gewährt,  besteht  in  der  gewichtigen  Lehre, 
dals  keine  wie  immer  geartete  strikte  politische  Folgerung  ans 
kirklichen  Lehren  gezogen  werden  könne ,  indem  jede  Zeit  und 
jede  religiös  gesinnte  Partei  die  ihr  günstigen  Prinzipien  mit  un- 
nmstöfslicher  Sicherheit  aus  theologischen  Prämissen  abgeleitet  hat 

*)  Vgl.  die  Nachweise  bei  A.  Teichmanu,  Eine  Rede  gegen  die 
Bisehöfe.  Altnorwegische  politische  Zeitschrift  ans  König  Sverres  Zeit 
Basler  Universitätsprogramm,  1899,  S.  17  und  22. 

•)▼.  Eicken,  a.  a.  0.6.864:  Mirbt,  Die  Publizistik  im  Zeitalter 
Gregors  VIL,  1894,  8.  545  f. 
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So  haben  die  Aufotändischen  im  fianenikriege  ihre  Fordemngen 
anf  das  ETaDgelinm  gestlltst  und  Luther  sie  mit  dem  ETangelinm 
auf  das  ftufsersta  bekimpft.    Die  protestantischen  Monarchomaehen 
des  16.  Jahrhunderts  haben  nicht  minder  wie  die  spanischen 
Jesuiten  jener  Zeit  die  energische  BekXmpfnng  des  ihrer  Kirche 
feindlichen  Königs  als  ein  von  Gott  gebotenes  Werk  hing<?stellt. 
Jakob  I.   hat  das  göttlich»'  Ktu-ht   der  Stuarts  proklaiuit-rt ,  und 
die  Puritaner  haben  nnt«T  Ht'rufung  auf  göttliclies  (Jcbot  s<'in«'in 
Sohu    das   Haupt   abgeschlagen.     Sowohl   das  Commonwealth  ot* 
England  ab  die  republikanische  Staatenbildung  in  Neuengland 
gehen  vor  sich  unter  der  Einwirkung  der  Vorstellung,  dafs  nach 
gottlicher  Anordnung  die  höchste  kirchliche  wie  politische  Gewalt 
stets  in  der  Volksgemeinde  ruhen  mttsse.    Aber  auch  der  fUrst» 
liehe  Absolutismus  betrachtet  sich  als  von  Gattes  Gnaden  ein- 
gesetst;  Bossuet  beweist  aus  der  Heiligen  Schrift,  dafs  er  die 
beste,  gottgewollte  Staatsform  sei,  dab  die  Ktfnige  die  Stell- 
vertreter Gottes  und  ihr  Thron  in  Wahrheit  Gottes  Thron  sei, 
und  Ludwig  XIV.  ftufsert  sich  über  seine  Stellung  in  ähuliciier 
Weise.    In  der  auf  die  französische  Revolution  t"ol^»'iidcn  Eporho 
der  Keaktit»n   und   Restauration   bemächtigen   sich   die  AnliHnger 
der  Legitimitätslehre  und  die  Mitglieder  der  von  der  Revolution 
surttckgedrängten  Gesellschaftsschiehten   dieser  Ideen  und  be- 
haupten, da£s  nur  eine  geschichtlich  Überkommene,  ihren  An- 
sprüchen gttnstige  Verfassung  die  göttliche  Sanktion  besitse. 
Was  die  firanatfsischen  Legitimisten  begannen,  ist  sodann  zuerst 
von  deutschen  katholisierenden  Schriftstellern  aufgenommen  und 
sehlieCBlich  anf  protestantischer  Seite  von  Fr.  J.  Stahl  in  ein 
System  gebracht  worden.    Bei  ihm  erscheint  der  Staat  als  ein 
sittlich- intellektuelles  Reich,  das  auf  Gottes  Gebot   und  Ordnung 
ruhi.    Aber  nicht  nur  der  Staat  iilM'ihaujit  ist  göttliche  Institution, 
sondern  auch  die  bestimmte \'erfassuug  und  die  bestiiiiiiitcn  PersoutMi 
der  Obrigkeit  haben  Gottes  Sanktion ;  sie  sind  zwar  nicht  durch 
unmittelbare  göttliche  Tat,  aber  durch  Gottes  Fügung  da  Jedoch 
nur  die  auf  geschichtlicher  Grundlage  sich  erhebenden  Verfassungen 
ruhen  in  Gottes  Ordnung,  wShrend  die  revolutionNren  Prinaipien, 
d.  b.  die  den  Staat  auf  menschliche  Autorität  grttnden  wollen,  wider- 
gOttUeher  Art  sind.    Praktisch  laufen  seine  Ideen  darauf  hinaus, 
den  malten  theokratischen  Gedanken  im  Interesse  der  preufsischen 
KonsenratiTen  su  modernisieren« 

>)  a.  a.  O.  11%  S.  176  f. 
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Den  wi^seiisihaftliclK'ii  Wert  aller  Versuche,  eine  bestimmte 
Staatsform  auf  den  göttlichen  Willen  zu  stützen,  hat  Rousseau 
mit  schneidender  Ironie  kritisiert,  wenn  er  zwar  zugibt,  dafsjede 
Gewalt  von  Gott  komme,  aber  biosafUgt,  dafs  auch  jede  Krank- 
beit  vom  Höcbsten  gesendet  werde.  8oU  es  desbalb  verboten 
sein,  den  Ant  tu  Hilfe  sa  rufen  ?^) 

In  neuester  Zeit  ist  denn  die  tbeologiscbe  Staatslebre,  die  beute 
naroentlicb  in  ibrer  katboliseben  Abart  ein  umfassendes  praktiscbes 
Programm  aufstellt,  vorsichtiger  geworden.  Nicht  mehr  die 
Staatsform,  sondern  das  V<'rhUltnis  des  Staates  zur  Gesellschaft 
beschilftigt  sie  in  erster  Linie.  Sie  snclit  die  <  icsellscliaft  nach 
religiösen  Prinzipien  zu  organisieren ;  wie  ehedem  die  ganze 
Politik,  so  wird  nunmebr  Tomehmlich  die  moderne  kirchliche 
Sonalpolitik  scheinbar  aus  obersten  Prinzipien  gefolgert,  wftlirend 
in  Wabrbeit  ebenso  eine  Anpassung  dieser  Priniipien  an  die 
gegebenen  socialen  Verbiltnisse  im  kircblicben  Interesse  vorUegt, 
wie  es  frtiber  mit  den  wecbselnden  politiscben  Gestaltungen  der 
Fall  war«). 

Die  Exzesse  der  religiösen  Theiirie,  die  iieute  keiner  ernst- 
lichen Kritik  nndir  bedürfen,  haben  in  neuester  Zeit  die  Ver- 
breitung antireligiüber  (iesinnung  in  den  sozialistisch  gesinnten 
Massen  in  hohem  ^fafse  gefordert.  Die  in  der  sozialistischen 
Literatur  so  oft  wiederkehrende  Behauptung,  dal»  die  Keligion 
anssebliefslicb  die  soziale  Funktion  erfülle,  die  konkreten  Macht* 
und  Ausbeutungsverbältnisse  zu  festigen,  ist  der  unvenneidliebe 
Gegeuscblag  gegen  die  modernen  Versucbe,  Religion  und  Tages- 
politik miteinander  zn  verquicken.  Auf  der  anderen  Seite  bietet 
aber  die  theologische  Staatslehre  katholischer  Fassung  noch  imnier 
der  kici  ik.ilen  Part«  !  die  theoretisch«'  Grundlage  ihrer  staat«- 
l'eiiidlit'iien  Bestrebungen,  indem  sie  das  selbstHndige  Recht  des 
Staates  heute  wie  vor  .Talnhnnderten  negiert.  Somit  verfehlen 
diese  Lehren  das  praktische  Ziel  einer  Rechtfertigung  des  Staates. 
Sie  wirken  nicht  staatserbaltend,  sondern  staatssersttfrend. 

Wohl  zn  unterscheiden  von  diesen  Äufserungen  einer  mit 
transzendenten  Mitteln  kämpfenden  Parteipolitik  sind  diejenigen 

«Tonte  puisfiance  vient  de  Dien,  je  Tavoue;  mais  toute  maladie 
en  vient  aussi :  est-ce  k  dire  qu*il  seit  dtfendu  d*appe1er  le  ro^dedn?" 

Contr.  so»-.  I,  3. 

•)  Vgl.  /..  Ii.  Perin,  Christliche  I'olitik.  IHTH;  Pesch,  Liberalis- 
mus, Sozialismus  und  christliche  Gesellschaftsordnung,  2.  Aufl.  1901. 
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politischen  und  tbeologibchen  lehren ,  welche  sowohl  die  Kr* 
sebeinmig  des  Staates  als  die  Gtesamtheit  seiner  historischen  Ent* 
Adtung  auf  Gott  snrttckftahren.  Es  wird  dadnreh  ein  Doppeltes 
ansgedrttekt.  Einmal  die  Obenengnng  von  der  Vemttnftigkeit 
der  staatlichen  Ordnung,  sodann  der  Gedanke,  dals  der  Staat, 
wie  alles  Seiende,  ans  dem  Urgründe  der  Dinge  stamme.  Eine 
wissenschaftlich  befriedigende  Einsicht  ist  aber  damit  nicht  ge- 
wonnen, da  aus  der  Einheit  des  letzten  Grundes  eb»'n  allos  ab- 
zuleiten und  danut  das  einzelne  in  seiner  Eigenart  nicht  erklärt 
ist.  Nicht  minder  wird  der  veinunftgemäfse  Charakter  des  Staates 
durch  seine  Projizierang  auf  den  p^öttlichen  Willen  vorausgesetzt, 
aber  nicht  bewiesen,  wi(>  ein  Blick  auf  jene  theologischen  Lehren 
zeigt,  welche  von  der  Übersengnng  des  nngtfttlichen  Charakters 
des  Staates  durchdrangen  sind. 

Daher  bedarf  die  theologische  Theorie  in  dieser  Fassung 
stets  noch  eines  anderen  Rerhtfertiguogsgrandes  fikr  den  Staat. 
Bei  näherem  Zusehen  findet' man,  dafs  bei  ihren  Anfilngen  Gott 
die  causa  remota  des  Staates  ist,  wfthreud  desseu  causa  proxima 
in  einem  anderen  Priuzipe  gesucht  wird. 

2.    Die  M  a  e  h  1 1  h  e  o  r  i  e. 

Das  Wesen  dieser  Lehre  besteht  darin ,  dals  sie  den  Staat 
ab  Herrschaft  des  Starken  über  die  Schwachen  auffafst  und 
dieses  Herrschaftsverhältnis  als  durch  die  Natur  begründet  er- 
kliri.  Der  Staat  beruht  demnach  ihr  sufolge  auf  einem  Natur- 
gesetse,  das  menschliche  Willkttr  nicht  aufsuheben  vermag. 
Darum  soll  der  Staat  Ton  dem  einseinen  anerkannt  werden, 
d.  h.  das  IndiTidunm  mufs  sich  ihm  kraft  der  Einsicht  unter- 
werfen,  dafs  er  eine  unabwendbare  Naturgewalt  sei,  wie  Sonnen- 
witmie,  Erdbeben,  Ebbe  und  Flut  u.  djrl.  Die  MachttlK-diie  ist 
das  materialistische  Gegenstiiik  der  theoloj^ischen  Lehre.  Wie 
dort  Ergebung  in  den  göttlichen  Willen ,  so  wird  hier  Ergebung 
in  die  blind  wirkenden  Kräfte  des  sozialen  Geschehens  gefordert. 

Die  Machttheorie  llifst  sich  von  alters  her  vernehmen.  In 
▼ollster  Sch&rfe  und  Deutlichkeit  haben  die  jüngeren  Sophisten 
es  ausgesprochen,  dafs  der  Staat  nur  eine  sum  Vorteil  des 
Mlchtigen  bestehende  Institution,  die  Organisation  der  sozialen 
Ausbeutung  sei,  dals  das  Becht  menschlicher  Satzung  seinen 
Ursprung  verdanke  und  zur  Fesselung  der  Starken  durch  die 
Schwachen  bestimmt  sei,  dafs  aber  der  Starke,  wenn  er  dies 
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einmal  erkannt  habe,  diese  widernattlrliclien  Fesseln  zerreifse 
und  damit  die  Herrschaft  des  Naturgesetzes  herstelle  In 
epigranimatiBcher  KUrze  ist  die  Lehre  vom  Kecht  des  Stärkeren 
in  den  Worten  ausgesprocheii ,  die  Plutarch  dem  Brenniis 
in  den  Mund  legt'). 

In  der  neueren  Zeit  tritt  die  Machttheorie  snerst  im  Za« 
Mmmenhang  mit  dem  Elampfe  gegen  die  theologische  Welt- 
anschauung anf.  Hatte  Hohbes  bereits  für  das  Recht  des 
einsBelneu  im  Katnrsustande  keine  andere  Schranke  gekannt  als 
dessen  Macht  und  den  Machtstaat  neben  dem  Vertragsstaat  als 
ebenbiirti^^e ,  ihre  Mitglieder  nüt  gleicliein  Keclite  zwingende  Er- 
sclieiiuingen  des  Staates  behauptet,  so  ideiitihziert  Spinoza 
Recht  und  Macht  schlechthin.  Dieser  häufig  uursverstandeue  Satz 
besagt  aber  nur,  dafs  alles  in  der  mit  (iott  sich  deckenden  Katur 
mit  Notwendigkeit  geschieht  und  daher  Recht  ist,  dafs  wir 
darum  keinen  objektiven  MaTsstab  haben,  um  an  ihm  Recht  nnd 
Unrecht  des  unendlichen  Natnrgeschehens  messen  su  kOnnen*), 
und  dab  eine  machtlose  Rechtsordnung  sich  nicht  behaupten 
könne.  Daher  ist  nur  eine  relative,  positivrechtUche  Bestimmung 
eines  von  dem  Machtkreis  des  einseinen  unterschiedenen  Rechtes 
möglich.  Im  Kampfe  mit  der  naturreehtlichen  Vertragslehre  hat 
sodann  im  19.  Jahrhundert  C  L.  v.  II  aller  in  schroffer  Weise 
den  Satz  aufgestellt,  dal's  die  auf  der  Ungleicliheit  der  MeiiM  h»'n 
beruhende  staatliche  Herrschaft  auf  einem  unentrinnbaren  Natur- 
gesetze beruhe,  dafs  der  Naturstand,  in  dem  solches  statthabe^ 
nicht  zu  Ende  sei  und  niemals  zu  Ende  sein  könne In  der 
neuesten  Zeit  hat  die  soaialistische  Gesellschaftälehre,  welche  die 
konkrete  staatliche  Ordnung  als  den  Ausdruck  der  Machtverhält- 
nisse der  Gesellschaftsklassen  anfPalst,  dem  alten  sophistiaehen 
Oedanken  eine  neue  Form  gegeben.  Die  tatsXchlichen  Macht* 
Verhältnisse,  sagt  Lassalle,  die  in  einer  jeden  Oesellschaft  be- 
stehen^ sind  jene  tätig  wirkende  Kraft,  welche  alle  Oesetie  und 

')  V;rl.  Plato,  <;nrgias  -l^J,  K  ff,,  Rep.  T,  3;W  C  ff . 

-)  Vita»'  XI,  (  amilhis  X\  I1  ,      4.    Dafa  der  Stärlcere  herrsche, 
wird  ninnßi  inj o<i  luiv  vöiuor  genannt. 

„Per  Jus  itaque  naturao  iutelligo  ipsas  naturae  leges,  seu  r^pilas, 
secnndnm  qnas  omnia  fiunt,  hoc  est,  ipsam  natnrae  potentiam;  atque 
adeo  totius  natnrae  et  consequenter  nniuscujusque  individui  naturale 
Jus  eo  usque  ee  extendit,  quo  eins  potentia."  Tract  polit.  II,  4. 

*)  a.  a.  O.  I,  8  840. 
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rechtlicben  Einwirkungen  dipser  Gesellschaft  so  bestimmt,  dals 
sie  im  wesentlichen  gar  nicht  anders  sein  können,  ala  sie  eben 
und').  Und  Fr.  Engels  erklXrt  anf  Gmnd  der  Lehre  yon 
Marx:  «Die  Znsammenfassung  der  sivilisierten  G^ellschaft 
ist  der  Staat ,  der  in  allen  mnstergttltigen  Perioden  ansnahmsloa 
der  Staat  der  herrschenden  Klasse  ist  und  in  allen  Fftllen  wesent- 
lich Maschine  zur  Niederhaltung  der  unterdrückten,  ausgebeuteten 
Klasse,  bleiht"  «). 

Bezeichnend  für  die  Machttheorie  ist  es.  dafs  sie  selten  rein 
auftritt.  So  wird  sie  bei  Spinoza  durch  gewisse  Elemente  der 
Vertragslehre,  bei  Hall  er  durch  patrimonial  -  privatrechtliche 
Elenente  gemäCsigt.  Die  neueren  Sozialisten  endlich  erldären, 
dab  auf  dem  Wege  der  Evolution  die  erst  auf  einem  bestimmten 
Ponkta  der  Wirtschaftogeschichte  auftretende  brutale  Tatsache 
der  im  Kampfe  der  Gesellschaftsklassen  sich  bildenden  staatlichen 
Machtverhältnisse  dereinst  emporgehoben  werde  zu  einer  auf  dem 
Gedanken  der  Solidarität  aller  aufgebauten  Gesellschaft  Denn 
in  der  Menschenwelt  werde  einst  kraft  natllrlicher  Entwicklung 
der  Konkurrenakampf  enden  und  damit  das,  was  wir  heute  als 
8taat  bezeichnen.  Die  Tiesellschaft ,  welche  die  Produktion  auf 
Grandlage  freier  und  gleicher  Assoziation  der  Produsenten  neu 
oigaaisiert,  wird  die  ganse  Staatsmaschine  ins  Museum  der  Alter- 
tftner  versetaen,  neben  das  Spinnrad  und  die  bronzene  Axt*). 
So  wild  yon  den  Sosialisten  wenigstens  pro  futuro  die  Katur* 
BOtvendigkeit  des  Maehtstaates  geleugnet. 

Die  Machttheorie  hat  scheinbar  eine  starke  Stütze  an  den 
ges<lii(htlichen  Tatsachen,  da  im  historischen  Staatenbildungs- 
pr"zesse  es  nur  ausnahmsweise  ohne  Siej^  einer  Übermacht  zu- 
gegangen und  der  Krieg  der  Schöpfer  der  meisten  Staaten  ge- 
wesen ist,  sowie  an  der  unleugbaren  Wahrheit,  daCs  jeder  Staat 
seinem  Wesen  nach  eine  Macht-  oder  Herrschafksoiganisation  dar- 
stellt. Allein  auch  der  Zweck  der  Machttheorie  liegt  nicht  in  der 
ErklMrungy  sondern  in  der  Rechtfertigung  des  Gegebenen.  Diese 
Bechtfertigung  gilt  aber  Air  die  Zukunft,  nicht  fIXr  die  Vergangen- 
heit Allerdings  hat  auch ,  wie  an  anderer  Stelle  nSher  aus* 
geführt,  das  Faktische  in  menschlichen  Dingen  normative  Be- 


>)  Über  Ver&ssnngswesen,  6.  Aufl.  1877,  S.  7. 

^)  Der  Ur^rung  der  Familie,  S.  143. 

*)  Engels,  Ursprung  der  Familie,  S.  140. 
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dcutung.  Allein  ein  zweiter  Faktor  wirkt  der  Anerkennung  ddi 
FakÜHchen  als  des  Normativen  mit  elementarer  Gewalt  entgegen, 
nämlich  der  Trieb,  das  Gegebene  gemilCs  bestimmten  Zielen  am* 
sagestalten.  Daher  ist  die  Maeh^eorie  ttbeneogend  nar  für 
diejenigen,  die  fatalbtisch  das  Gegebene  als  anabwendbar  hin* 
nehmen,  nicht  ttberseagend  aber  für  die,  welche  das  Elzperiment 
wagen  woUen,  ob  es  nicht  auch  anders  sein  könne.  Denn  die 
Kenntnis  aller  Naturgesetze  beruht  ja  doch  ausschliefslich  auf  Er- 
fahnuig,  und  es  iiiufs  daher  lediglich  der  Empirie  gestattet  sein, 
die  Erfahrung  jederzeit  um  so  mehr  zu  überprüfen,  als  gründ- 
liclin-e  Erfahrung  schon  so  manches  augebliche  Naturgesetz  als 
irrig  uachgewiesen  hat. 

Zudem  wird  von  den  Anhängern  dieser  Lehre  durchaas  ver- 
kannt,  daÜB  herrschende  Gewalt  Überall  überwiegend  psycho- 
logischer, nicht  physischer  Natnr  ist,  was  ja  schon  daraas  erhellt^ 
da(s  in  der  Regel  eine  kleine  Minderheit  ttber  eine  Uehrheii 
herrscht.  Dieselbe  Macht ,  welche  die  britische  Hemchaft  in 
Indien  sichert,  wftre  nicht  imstande,  ein  kleines  germanisehes 
Volk,  das  vorübergehend  unterjocht  ist,  im  Zanme  zu  halten. 
Daher  sind  staatliche  und  soziale  Abhiingigkeitsverhältnisse  in 
erster  Linie  bedingt  durch  die  geistige  und  ethische  Austilattung 
der  Herrscher  und  der  Beherrschten. 

Die  praktischen  Konsequenzen  der  Machtlehre  bestehen 
nicht  in  der  Begründung,  sondern  in  der  Zerstörung  des  Staates. 
Wenn  der  Staat  nichts  als  brutale,  vemunftlose  Macht  ist,  wnrom 
sollte  der  von  solcher  Macht  Bedrückte  nicht  den  Versuch  wogen, 
ihn  absnschtttteln,  die  Machthaber  an  beseitigen  oder  gar  unsere 
ganze  vielgertthmte  Zivilisation  in  die  Lnft  au  sprengen,  samal 
solche  Handinngen,  wie  alles  Geschehen,  nicht  anfserhalb  der 
„natnrgesetzlichen"  Notwendigkeit  stehen?  Da  kein  sittliches 
Band  Herrscher  und  Beherrschte  miteinander  verknUptt,  fehlen 
bei  solcher  .Staatsauffassung  alle  (»thisciuMi  ^fotive,  welche  die 
Entstehung  und  Au>fii!nung  staatsvernichtendtM-  Leliren  verhindern 
könnten.  Derartige  anarchistische  Kousequenzcu  siud  ja  nament- 
lich in  der  neuesten  Zeit  ans  der  achtlehre  gezogen  worden, 
und  zwar  aus  dem  an  die  Spitze  der  Deduktionen  gestellten  Satz, 
dals  der  Staat  auf  Gewalt  und  Zwang  beruhe,  daher  jedes 
höheren  sittlichen  Gehaltes  ledig  sei.  Und  wie  einerseits  Ver- 
neinung, so  ergibt  sich  anderseits  der  Versuch  fundamentaler 
Umwälzung  alles  Bestehenden  als  durch  die  Machtlehre  gerecht- 
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fertigt  Denn  Natnigesetse  gelten  hAafig  nnr  innerhalb  bettinimter 
Grannen,  nnter  beettmmten  VoransMtinngen.  Die  Prttfnng  dieser 
Orensen  durch  die  Praxis  ist  gerade  Tom  Standpunkte  einer 
meebaniseh'enipirisclien  Natur-  und  OesehichtsaufTassung  gefordert 
Daher  üe^n  auch  die  radikalsten  sostaltstisehen  PlMne^  wenn 
nicht  in  der  log'isclion  ,  so  doch  in  der  j)sycholofi^is('h('n  Kon- 
se(|uc*nz  der  Maclitthi'orie.  Es  liegt  nun  einmal  im  Wesen  der 
menschlichen  Natur,  sich  nicht  blindlinpi  walireii  oder  anf^ehlicheu 
Katuigewalten  zu  uuterwert'en ,  sondern  vorerst  zu  versuchen,  ob 
sie  nicht  durch  menschliche  Tatkraft  zu  Uberwinden  seien.  Denn 
in  der  Überwindung  oder  Veigeistigung  der  Natur  besteht  doch 
schliefsUch  alle  Kultur. 

In  Wahrheit  verfehlt  also  die  Machtlehra  ihr  Ziel.  Sie  recht- 
fertigt den  Staat  nicht,  sondern  sie  yemichtet  ihn,  sie  ebnet  der 
permanenten  Bevolution  die  Wege.  Diese  Erkenntnis  entdeckt 
uns  eine  hohe  Ironie,  die  ja  so  oft  die  Oeschichte  der  ethischen 
und  politischen  Theorien  durchwaltet  hat.  Die  von  der  deutschen 
Reaktion  einst  so  bewunderte  „K<*staurati(»n  der  Staatswissen- 
schatten" hat  zwar  nicht  den  mittelalterlichen  Staat  wieder  her- 
zustellen vermocht,  wohl  aber  ist  ihr  Grundgedanke  der  Leitstern 
erneuter  lievolutionsbestrebungen  geworden. 

Aber  auch  Air  die  auf  dem  Boden  des  g^benen  Staates 
Stehenden  bedeutet  die  Machtlehra  die  Aufforderui^  au  dauernder 
Beklmpfbng  der  bestehenden  Ordnung.  Wenn  der  Staat  seinem 
Wesen  nach  nichts  anderes  ist  als  faktische  Herrschaft,  so  ergibt 
sich  daraus  psychologisch  das  Straben  des  Beherrschten,  mit  allen 
Mitteln  sur  Herrschaft  au  gelangen Ein  besseres  Recht  der 
im  Besitz  befindlichen  Machthaber  kann  diese  Theorie  den  nach 
dem  Besitze  Strebenden  zweifellos  nicht  als  Schranke  solchen 
Strebens  aufstellen.  Daher  ziehen  die  Sophisten  aus  ihren  I^rÄ- 
inissen  <lie  unwiderlegliche  Folgerung,  dafs  der  Uber  die  Natur 
des  Staates  Aufgeklärte  mit  allen  Mitteln  nach  der  Herrschaft 
Straben  solle,  und  die  Worte  des  Kallikles')  bedeuten  sicherlich 


>)  Das  hat  bereite  Rousseau  in  glänsender  Form  hervorgehoben: 
,f8itdt  qne  c*e8t  la  force  qui  fait  le  droit.  Telfet  change  avec  la  cause: 
toute  force  qui  surmonte  la  premi6rc  succ^de  k  son  droit.  Situt  qu'on 
peut  d^sobeir  impun/'tnent,  on  le  peut  l(^gitiniem»'nt;  et  |iuis(jue  le  pluR 
fort  k  toujour.s  raison ,  il  ne  s'agit  quo  de  faire  eu  aortc  qu'on  soit  le 
plus  fort.''    Contr.  soc.  I,  3. 

«)  Plate,  Gorg.  1.  c. 
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der  Weisheit  letzten  Schlufs.  Aber  auch  die  Weianiigen^  die 
liachiavelli  den  am  Ruder  Stehenden  erteilt,  am  sich  im 
Besitse  der  Herrsehaft  so  behaupten,  mttssen  die  AnhJtnger  der 
Machtlehre  als  nnwiderlegliche  politische  Wahrheit  gelten  lassen. 
Denn  Streit  Uber  sie  kann  hlfehstens  in  der  Hichtnng  geAlhrt 
werden,  ob  sie  klug,  nicht  aber,  ob  sie  znlXssig  sind. 

8.  Die  Rechtstheorien. 

Unter  Rc'chtstheorie  verstt'hc  irli  diejenige  Gruppf  von  Lehren, 
weicht'  den  »Staat  auf  einen  8atz  der  Kcclitsordnung  stützen,  iliu 
selbst  also  als  Produkt  des  Kechtefi  ausehen.  Sie  gehen  alle, 
ausdrücklich  oder  unausgesprochen,  von  der  Anschauung  ans, 
dafs  es  eine  dem  Staate  vorangebende  und  Uber  ihm  stehende 
Bechtsordnnng  gebe,  aus  der  er  selbst  absuleiten  sei.  Sie  treten 
geschichtlich  in  drei  Formen  auf.  EIntweder  wird  der  Staat  als 
ein  fam ilienrechtliehes ,  oder  als  ein  sachenrecht- 
liches, oder  als  ein  vertragsrechtliches  Institnt  auf- 
getafst.  Es  sind  «üe  Patriarohal-,  die  Patrimonial-  und  die  Ver- 
tragstheorie, die  hier  zur  Sprache  kommen. 

a)  Familienrechtliche  Begründung  des  Staates. 
Die  Patriarchaltheorie.  Dab  der  Staat  geschichtlich  ans 
der  Familie  hervorgegangen  sei,  sich  als  eine  erweiterte  Familie 
darstelle,  ist  eine  Anschauung,  die  in -den  geschichtlichen  Er- 
innerungen vieler  Völker  begründet  ist.  So  stellten  sich  die 
Griechen  denStaatenbildungsprozefs  wesentlich  als  eine  allmUhliehe 
Ausdehnung  der  Familie  und  als  eine  Zusammenschmelzuiif^ 
mehrerer  dergestalt  verji^röfserter  Familien  zu  einem  Gemeinwesen 
dar.  Nicht  minder  bewahrte  Rom  in  seiner  Organisation  tief- 
gehende Spuren  einer  ursprünglichen  Föderation  von  Familien. 
Namentlich  aber  zeigt  sich  der  israelitische  Staat  auf  Grund  der 
biblischen  Schriften  als  erwachsen  aus  den  Nachkommen  einer 
Familie.  Theologisch  gefärbtem  Denken  lag  es  daher  nahe,  sa 
einer  Zeit,  da  wissenschaftliche  Forschungen  Uber  die  Anfänge 
der  Zivilisation  nicht  existierten,  den  Staat  schlechthin  anf  die 
Familie  derart  zu  basieren,  dafs  die  göttlichem  und  mensch- 
lichem Recht  geniitfs  den  Eltern  zu  z<dlende  Verehrung  auch  auf 
die  Lenker  des  Staates,  als  die  Väter  der  erweiterten  Familie, 
zu  übertragen  sei.  Während  der  Kämpfe  Karls  I.  mit  dem 
englischen    Parlamente   wurde   diese  Lehre   von    Sir  Robert 
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FilraerM  eingehend  begründet,  indem  er  behauptete,  Adam  sei 
der  König  des  Mensehengeschlechts  gewesen,  die  Monarchen  seien 
die  Naehfo]g«r  Adams,  nnd  ihnen  stehe  es  demnach  zn,  die  von 
jedermann  ansnerkennende  Täterliche  Gewalt  Uber  ihre  Unter- 
tanen aossntlben.  Unter  Karl  II.  wurde  diese  Schrift  gedruckt 
and  von  den  Anhängern  der  Dynastie  als  eine  Art  Evangelium 
«n^g^estellt  ^  Grund  genug,  dafs  A.  Sidney')  und  Locke  in 
»ner^'i^cher  Weise  gegen  diese  törichte,  aber  bei  dem  (leiste  der 
Zeit  mächtige  Lehre  protestierten.  Dafs  sie  die  Sidney  sehen 
and  Lock  eschen  Untersuchungen  tlber  den  Staat  veraulafst  hat, 
ist  ihr  einziges  Verdienst.  Sie  zu  widerlegen,  ist  heute,  selbst 
wenn  man  solche  Art  der  Argumentation  ernst  nehmen  wollte, 
•ehon  deshalb,  weil  die  väterliche  Gewalt  als  Produkt  langer 
gasehiehtlieher  Entwicklung  erkannt  wurde,  fiberflttssig  geworden. 
In  Gründe  ist  sie  ein  NebensprUfoling  der  religiösen  Lehre,  und 
iwir  ein  sehr  unentwickelter.  Denn  nicht  den  Staat,  sondern 
eine  bestimmte  Unterart  des  Staates,  die  absolute  Monarehi»', 
»«acht  sie  zu  rechtfertigen;  \un  anderen  Staatsformen  weifs  sie 
nichts.  Indem  sie  die  Gesamtheit  der  Untertanen  für  ewig  un- 
nündig  erklärt,  hat  sie  auch  nur  den  Beifall  geistig  Unmündiger 
gaftmden. 

In  ganz  anderer  Weise  als  Graswinckel  und  Filmer 
hat  Hobbes  den  patriarchalischen  Staat  ab  eine  der  historisch 
aBglichen  Formen  des  natürlichen  oder  Gewaltstaates  entwickelt 
md  dessen  Staatsgewalt  dieselbe  absolute  Stellung  zugewiesen, 
die  sie  im  Vertiagsstaate  besitzt^).  Hobbes  führt  aber  die 
pairiarchalische  Herrschaft  nicht  auf  das  Elternrecht,  sondern 


')  Patriarcha  or  the  Natural  Power  of  the  Kings.  Die  selten  ge- 
weidene  Schrift  ist  neuerdings  abgedruckt  in  der  Ausgabe  von  Locke, 
Two  treatises  on  Civil  Government,  in  Morleys  Universal- Library, 
2.  ed. ,  LoiHlon  1SS7.  Den.selben  (ledanken,  wie  Fi  Im  er,  von  dem 
übrigen»  bpuren  viel  früher  zu  finden  sind,  hatte  der  Holländer  Gras- 
nimkcl,  I»c  iure  majestatis,  1642,  in  Bekäinpfun/^  der  Ansichten  der 
Jesuiten  Bell  arm  in  und  Suarez  entwickelt,  weUh  letzterer,  Tractatus 
<ie  legibus  de  Deo  legislutore,  lül9,  1.  III,  1,  den  Menschen  als  frei  von 
jeder  Aulorit&t  geboren  werden  läfst.  Vgl.  auch  Jellinek,  Adam  in 
der  Staatslehre,  1898,  S.  11  ff. 

*)  Algemon  Sidnej,  Discourses  concemiog  Gtovemment,  1698 
(ftnfsehn  Jahre  nach  des  Verfassers  Tod).  Über  seine  Lehre  suletst 
Liepmann,  Die  Rechtsphilosophie  des  J.  J.  Rousseau,  1898,  8. 50  ff. 

*)  De  eive  IX,  10,  Leviathan  XX. 
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auf  den  Konsens  zwischen  Vater  und  Kind  zurück  *  Somit 
mttndet  diese  Lehre  in  die  Theorie  vom  Vertrage  als  Grund  des 
Staaten  ein'). 

b)  Die  Patrimonialtheorie.   Die  Anschauung,  dafs  die 
Eigentamsordnang  der  Staatsordnung  aeitlicb  oder  doch  logisch 
vorangehe,  war  dem  Altertum  nicht  fremd.   Sie  findet  sieh  im 
sweiten  Buche  der  platonischen  BepuUik  angedeutet,  indem  dort 
die  Entstehung  des  Staates  auf  die  Verbindung  der  verschiedenen 
wirtschaftlichen  Beschäftigungen,   auf  die  durch  das  Bedürfnis 
hervorgerufene  Vr'reinigung  der  einzelnen  Gattungen  menschlicher 
Arbeit   zurückgeführt    wird.     Sie    wird    in    voller   Klarheit  von 
Cicero  ansgesjjrocheu ,  der  in  dem  Schutz   des  Eigentums  das 
Motiv  der  StaatenbihlnTi^r  findet').    In  der  neueren  naturrecht- 
lichen Literatur  bis  hinab  au  den  sozialistigchen  Theorien  der 
Gegenwart  ist  die  Eigentumsordnung  oftmals  als  wirkende  Ursache 
und  rechtlicher  Grund  der  Staatsordnung  au%estellt  worden. 
Allein  eine  direkte  Ableitung  des  Staates  aus  Sätsen  der  angeb- 
lich vorstaatlichen  tfkonomischen  Ordnung  ist  in  systematischer 
Weise  nirgends  unternommen  worden.   Die  germanische ,  durch 
das  Feudalsystem  gekrUftigte  Anschauung,  dafo  der  Kdnig  Ober- 
eigentUmer  alles  Hodens  sei ,   lufst  dem  mittelalterlichen  Denken 
die  Fuudierung  des  einzelnen  Staat<'s  auf  das  Grundeigentum  ge- 
rechtfertigt erscheinen.    In  Deutsililand  tritt  die  grofse  Ht^.ieutung 
des  Grundbesitzes  für  die  Inuehabung  und  Ausübung  staatlicher 
Hobeitsrechte  hinzu,  um  die  Landeshoheit  als  Zubehör  der  Grund- 
herrschaft erscheinen   üu   lassen.     Bis   gegen  Ende  des  alten 
Beiches  haben  Publisisten  eine  derartige  Lehre  vertreten^),  die 
aber  nicht  einmal  die  Grundlage  der  Beichsgewalt  an  erklttren 
vermochte,  da  wohl  die  Landeshoheit,  nicht  aber  die  kaiserliehe 

>)  Leviathan  L  c;  Hobbes,  English  Works,  ed.  hj  Moleswortb, 
III,  1839,  p.  186. 

^  Spuren  der  patriarchalischen  Lehre  bei  Ualler,  a.  a.  O.  I,  S.  515. 

^1  Hanc  enim  ob  causam  maxime,  ut  sna  tenerent,  res  publicae 
civitatesque  constitutae  snnt.    De  oft'.  II.  21,  78. 

*)  Noch  Iii  m  er.  De  luttura  et  indole  dominii  in  territoriis  Cier- 
nianiae,  ITSO,  4u  ti'. ,  erklärt  die  superiorita.s  territorialis  als  einen 
Bestandteil  des  Eigentums.  Die  Fürsten  werden  domini  terrae  genannt, 
ad  dominium  et  superioritatem  nati,  domini  hereditarii  et  naturalea, 
p.  46.  Über  die  patrimoniale  Staatslehre  in  den  letaten  Jahrsehntea 
des  alten  Reiches  vgl.  die  eingehende  Untersuchung  bei  Prenfs, 
Gemeinde,  S.  827  ff. 
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Gewalt  de  jtire  an  Territorialbesits  geknüpft  war.  Sonst  aber 
wird  der  Patrimonialstaat  (so  namentlich  von  Grotias)^)  nnr 
als  eine  der  möglichen  Erscheinungsformen  des  Staates  betrachtet. 

Erst  Hall  er  hat  der  Ton  ihm  so  energisch  vertretenen 
Machttheorie  eine  Wendnng  gegeben,  durch  welche  er  zugleich 
sls  schroffster  Vertreter  des  patrimonialen  Gedankens  erscheint. 
Die  M.uht.  welche  den  letzten  rirund  des  Staates  bildet,  niani- 
fffctirit  ^ich  als  Kigentiunsuiac  lit  ,  in  der  also  der  nUln'r<*  Grnnd 
der  Anerkennnnj:'  des  Staat»'s  liegt,  bihöjd'er  der  Staaten  sind 
fiir  Malier  begüterte,  mHfhtig«^  nnd  eben  dadnrcli  nuabhäugige 
Meuschen  (Fttrnten  oder  Korporationen),  und  sobald  mau  hin- 
reichend grofse,  durchaus  freie  Ländereien,  Reichtümer  und  die 
damit  Terbundene  Macht  erworben  hat,  so  tritt  man  damit  un- 
mittelbar in  die  Klasse  der  Fürsten  ein.  Die  Fürsten  und  republi- 
kanischen Kommunitäten  herrsehen  aus  eigenem  Recht,  d.  h.  kraft 
ihrer  Freiheit  und  ihres  Eigentums').  Daran  knüpft  sich  eine 
durchaus  privatrechtliche  Konstruktion  sämtlicher  staatlicher  Ver- 
hältnisse. Haller  sagt  uns  jedoch  nicht,  woher  denn  diese  deu 
^herrsch;illliehen  Dienstverband naineutlich  aber  jenes  eigene 
Recht  des  Eigentümers  schatlentle  Keclitsordnuug  stannne.  Da 
sie  nicht  in  der  Staatsordnung  begrüudet  ist,  so  kann  sie  nur 
▼orstaatlich  sein,  und  damit  befindet  sich  der  erbitterte  Gegner 
des  Xaturrechtes  ganz  auf  dem  Boden  dieser  von  ihm  sonst  so 
gründlich  bekämpften  Lehre*).  Darin  liegt  aber  auch  die  schärfste 
Kritik  der  ganzen  Patrimonialtheorie.  Sie  steht  und  ftlUt  mit 
Annahme  einer  vorstaatlichen  Eigentumsordnnng.  Sie  zeigt  klar, 
sn  welchen  Willkürlichkeiten  man  vom  Standpunkte  einer  solchen 
angeblichen  Rechtsordnung  gelangen  kann,  indem  ohne  nähere 
Begründung  das  t«'rritoriale  Element  des  Staates  als  die  Ilaujit- 
»ache,  die  Meuscheu  als  Nebeusache  behaudelt  werden.   Da  jeues 

>}  Grotius  unterschied  I,  8,  11-,  II,  0,  7,  12  zwiscbeu  Patri- 
monial-  und  Usufruktnarstaaten,  welche  Kategorien  von  vielen  Späteren, 
so  von  Pufendorf  und  Wulff,  akseptiert  wurden. 

*)  A.  a.  0.  I,  8.  478  ff.,  512; 

*)  Für  Ualler  „ist  es  gewifs,  dafs  das  Eigentum  vor  allen 
menschlichen  Gesetzen  bestanden  hur  ,  nml  es  besteht  noch  häufig 
ohne  dieselben.  Kein  Einziges  Gef*etzbucli  hat  je  das  Eigentum  ein- 
geführt oder  aiiL'f'firdnet  ...  So  ist  auch  das  Ei^'t-nfum  nicht  aus  den 
Staat»*n,  sondern  im  (  irgoutril  (Iii;  Staaten  od«  r  I  len  srhattm  .sind  aus 
«h  in  Eigentum  (dem  augeborenuu  und  dem  erworbenenj  hervorgegangen.** 
A.  a.  U,  II,  S.  57. 

J»llin«k,  Dm  K«eht  d«»  moderMn  StMtes.  I.  2.  Aufl.  13 
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▼ontaatlielie  Baeht  nirgends  in  einer  nicbt  ansnsweifelnden  Gestalt 
angewiesen  werden  kann,  so  ist  es  leicht,  es  dnreh  Macfatsprttclie 

seinen  politist heu  Neigungen  gemäfs  zn  formen  und  den  leerea 
Raum,  den  die  Wissenschaft  an  dieser  Stelle  erblickt,  mit  dea 
Gebilden  vcikelirtester  politischer  l'hantanie  zu  bevölkern. 

In  einem  Zeitalter  weitester  historischer  und  rechtsver- 
gleichender  Forschung  ist  die  Patrimonialtheorie  als  staatliche 
Recbtfertigungslelire  eingehender  Widerlegung  nicht  mehr  be- 
dürftig. Doch  sind  ihre  Wirkungen  in  manchen  staatlichen  Vor- 
stellungen und  Lehren^)  heute  noch  deutlich  zu  erkennen« 

c)  Die  Vertragstheorie.  Weitaus  die  bedeutendste  unter 
den  Rechtstheorien  ist  die  Lehre,  der  znfolge  ein  Vertrag  den 
Rechtsgnnui  des  Staates  bildet,  nicht  nur  vermöge  des  Ansehens 
der  MUnner,  die  sie  vertreten  haben,  sondern  auch  kraft  der  ge- 
waltigen Wirkung,  die  sie  auf  die  Gestaltung  des  modernen 
Staates  ausgeübt  hat. 

Auch  die  Wuneln  der  Vertragslehre  liegen  weit  lurllck. 
Die  Vorstellung,  dats  vertragsmiLfsige  Vereinigung  bisher  unver- 
bundener  Menschen  den  Ursprung  des  Staates  abgebe,  tritt  bereite 
im  Altertum  henror.  Protagoras  sieht  den  Ursprung  des  Staates 
in  einem  a^gotLiad^ai^),  einem  Sich^versammeln  der  Menschen, 
und  Plato  iKfst  die  Sophisten  den  Gedanken  entwickeln,  dafs 
durch  freiwillige  Übereinkunft  die  MenscluMi  sich  gegen  das 
Uurechttun  zu  sichern  beschlossen  luitten^).  Zu  solcher  Auf- 
fassung mufstcn  schlielslich  alle  die  gelangen,  welche  das  Ge- 
rechte als  Resultat  menschlicher  Satzung  ansahen,  da  ihnen  der 
i^fiog  nur  als  Efgebnis  einer  Vereinbarung  der  Volksgenossen 


')  Für  die  Fortdauer  alter,  überwundener  Theorien  im  Gef&ge 
moderner  Ideen  sei  hier  als  Bebpiel  nur  angeführt  eine  meikwQrdIge, 
vom  Staat sg Ute  handelnde  Bestimmung  der  bayerischen  Verfassung  vom 
6.  Juni  1818,  Tit.  III  §  1 :  „Der  gause  Umfang  des  Königreichs  Baiem 
bildet  eine  einzige  unteilbare  unverftufserliche  Gesammtmasse  aus  sftmmt- 
lichen  Bestandteilen  an  Landen,  Leuten,  Herrschaften,  Gütern,  Regalien 
und  Reiit»  n  mit  allem  Zubehör."  Gemeint  ist  mit  dieser  altfränkischen 
VVenduiijj:  der  sehr  moderne  Sat?  von  der  Unteilbarkeit  des  Staates. 
Die  Entsteliungf'gc.schichte  do^  aus  der  Domunialtidoikommifspragmatik 
von  1^04  heriU)er<r<'noiiimeni'ij  Satzes  lit  i  Seydol,  Hay«  r.  Staatsr. ,  I, 
S.  \'.V-<,  -V-y».  CIm  r  »lie  \Vie(lerontdecknn^  des  patriuionialeu  Staates  im 
heutigen  Dentsdiland  sielie  unten  lvaj>.  XX. 

Vgl.  darüber  Kehm,  a.  a.  0.  S.  l^j  ti'. 

•)  Protag.  822,  Rep.  II,  3Ö9  A. 
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enekeinen  konnte.  Namentlich  von  den  Epikurttern  wird  daraus 
die  n«>tvendige  Konseqnens  gesogen  Gem&fs  ihrer  meehaniseh- 
atomiatiflchen  GnmdanBchaaung  lassen  sie  den  Staat  entstehen 
liareh  Vertrag  der  sosialen  Atome,  der  ursprünglich  unverbundenen 
IndiTidnen,  sum  Zweck  der  Sicherung  vor  gegenseitigen  Be- 
tvcliUdigongen.  Aber  nicht  sowohl  die  griechischen  als  vielmehr 
die  jüdischen  und  römischen  V«>r.stolIungen  haben  auf  das  poli- 
tische Denken  des  Mittelalters  und  der  beginnenden  neueren  Zeit 
den  grö£äten  Eiaiiuik  gehabt^).  Der  ßimd,  den  Gott  mit  seinem 
Volke  geschlossen'),  wird  fUr  die  Lehre  yon  der  Entstehung  des 
Staates»  die  Yoigänge  bei  der  Einsetsung  Sauls  ab  Königs  der 
Bund  Davids  mit  den  Stftmmen  Israels  an  Hebron,  der  seiner 
Salbung  voranging*),  für  die  Enstehung  der  Herrschaft  im  Staate 
von  Torbildlieher  Bedeutung.  Noch  im  16.  und  17.  Jahrhundert 
werden  Ton  diesem  Fundamente  aus  die  weitestgehenden  und 
tiefstdringenden  I'olj^enmgen  gezogen*^).  In  den  religiösen  und 
politischen  Kämmten  dieser  Zeit  ist  die  Bibel  und  namentlich  das 

')  Vgl.  Hildenbrand,  a.  a.  0.  S.  515  ff.  Nicht  unwahrscheinlich 
'\*t  d.ifs  Epikur  aiu'li  diese  Gedanken  ans  Demokrit  geschöpft  habe» 
wie  (iomperz,  a.  a.  ().  I,  S.  416  f.,  v(!rmutet. 

^  So  z.  B.  für  die  ehedem  politisch  so  bedeutsame  Lehre  vom 
Tyrannenmord.  vgl.  Lossen,  Die  Lehre  vom  Tyrannenmord  in  der 
christlichen  Zeit,  lb94. 

^)  So  sind  u.  a.  der  Bund,  den  Josua  und  das  Volk  mit  Jahwe 
aehlieben,  2.  Beg.  XXIU,  1—8,  sowie  der  Bund,  den  Jojada  2.  Chron. 
XXni,  16  mit  dem  Könige  und  dem  Volke  abschließt,  dab  sie  des 
Herrn  Volk  sein  sollen,  f&r  die  Beehtsanschauungen  von  Bedeutung 
gswordeo. 

«)  1.  Sam.  IX— XL 

2  Sam.  V,  3;  vgl.  Giorke,  Genossenschaftsr.  III,  8.  570. 

•)  Interessant  für  die  Vermischung  von  Jurisprudenz  und  Theo- 
logie sind  z.B.  die  Ausfuhrungen  von  .Tuniu.s  Brutus  (nach  neueren 
Forschungen  nicht  Pseudonym  für  Hubert  r.,angu<'t,  sondern  für  Du 
Fl  e  >  i  <  -  M  o  r  n  ay .  vgl.  G.  Weill,  Les  theories  8ur  le  |)ouvoir  royal 
en  Kranct'  pendant  les  gucrres  ile  religiou,  Paris  1M91,  p.  109),  Vimlieiae 
contra  tyrunnos,  lOtiO,  über  die  Korrealobligatiou ,  die  Gott  eincräcits, 
der  König  und  das  Volk  anderseits  abgeschlossen  haben,  sowie  die 
Ableitung  des  KOnigsrechtes  aus  dem  Volkswillen  trota  der  göttlichen 
Einsetiong  des  Kdnigs  durch  Unterscheidung  von  electio  und  constitntio 
i^gis.  VgL  Treumann,  Die  Monarcbomachen  (Jellinek-Meyer, 
«Staats-  und  vdlkerrechtliche  Abhandlungen,  I,  1),  8.  56  f.,  8.  62  ff. 
Ober  Momaj  und  die  Vindiciae  handelt  nunmehr  in  gründlichster  Unter- 
snchuag  A.  Jßlkan,  Die  Publisistik  der  Barthoiom&osnacht,  1905. 

l.H* 
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Alte  Testament  eine  politische  Macht  von  unvergleichlicher  Be- 
dentnng  gewesen.   Im  Hittelalter  aber  ist  für  die  Grondlegong 
der  Vertragslehre  der  Einflnfs  des  rtfmischen  Rechts  nicht  minder 
stark  wie  der  biblische.    Aus  der  Stelle  des  Ulpian  über  die 
lex  regia,  dnrch  welche  das  Volk  dem  Kaiser  seine  Oewalt  fiber- 
trägt, wird  mit  dem  Attf  blühen  der  Jurisprudenz  eine  Stütse  der 
Lehre  vom  vertragsniHf^igon  Ui  s|innig  (l<'r  weltliclicu  Gewalt  *). 
Die  zahli<  i(lH'ii  gl'llo>^t•ll^^llat'tli^•llen  Bilcluiigfii  der  germanischen 
Welt,  die  ihre  Vt'rra>>ini<r  durch  MajoritUtsheschlUsse  rcirchi  und 
ihre  Organe  frei  bestellen,   die  privatrechtlichen  Anschauungen, 
die  das  politische  Denkfu  der  Zeit  den  Feu<lali8mu8  durchdringen, 
die   yertragsmä&ige   P^ut stehung   des  Lehensverhältnisses,  die 
häufige  Erscheinung  des  Wahlfürstentums)  namentlich  die  Be- 
stellung des  geistlichen  und  weltlichen  Hauptes  der  Christenheit 
durch  Wahl,  das  Verhältnis  der  Stände  zum  Fürsten,  das  als 
auf  einem  Pakt  beruhend  gedacht  wird  und  den  Charakter  fort- 
währenden Paktierens  an  sich  trHgt,  gewähren  der  Vertragslehre 
in  dem  Denken  vieler  Jahrlniiiilerte  eine  feste  Stütze. 

Von    ihrem    ersten    Aut treten    an    sind   es   aber  bestimmte 
politische  Zwecke,   die   durch  die  Vertragsielire  erreicht  werden 
sollen     Zuerst  finden  wir  die  Lehre  vom  vertragsmäfsigen  Ur- 
sprung der  Herrschaft  im  Zeitalter  Gregors  Vll.    Sowohl  die 
Gregorianer  behaupten  ihn,  um  den  ungöttlichen  Charakter  des 
Imperiums  darzutun ,  als  auch  die  Antigregorianer,  um  die  Un- 
abhängigkeit des  Kaisers  von  der  päpstlichen  Gewalt  nachzu- 
weisen *).    In  den  Kämpfen  der  Stände  gegen  die  Fürsten  wird 
fortdauernd  der  vertragsmäfsige  Charakter  des  Verhältnisses  beider 
betont,  welche  Anschauung  ja  noch  im  England  des  17.  Jahr- 
liunderts  und  darüber  hinaus  in  den  altstlindischen  Staaten  des 
Kontinentes  eine  Kolie   spielt.     Denn   nicht  den  Gruud  der  In- 
htitution    des    Staates   schlechthin,    sondern   den    der  konkreteu 
Staatbgewalt  will  diu  uittelalteriiche  Vertragslehre  nachweii»eu 

1)  Inst  I,  2  §  6,  pr.  D.  de  const  princ.  1,  4.  Vgl.  Gierke,  Gen.- 
Recht,  III,  S.  'Tt'  f.  Bezold,  Die  Lehre  von  der  Volkssouverftnität 
wahrend  des  Mittelalters,  Uistorisclio  Zeitschrift  :16.  S.  82:i,  lafst  die 
Wirkung  dieser  Stellen  bereits  im  11.  Jahrhundert  bei  Mauegold  von 
Liautenbuch  eintreten.    I  );iLr('<j:<'n  lieh  in,  a.  a.  ().  S.  IfiO. 

')  Hezold,  a.  a.  « ).  S.  '5^2  tV.:  Mirbt,  a.  a.  ().  S.  22G  ff. 
)  Diesem  Satze  steht  v.  l.tinayer,  a.a.O.  S.  49  N.TO,  zweifelnd 
gegenübe  r,  indem  er  di«"  mittelalterliche  Vertragstheorie  au  uuaerem 
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Weit  geft'hlt  wäirc  es  nämlich,  im  Mittelalter  eine  Lehre  zu 
suchen,  die  im  Vertrage  den  letzten  Kechtsgrund  des  Staates  er- 
kennen würde.  Zwei  gewichtige  Umstände  stehen  einer  pria- 
sipieUen  Durchbildnng  der  Vertragslehro  im  Mittelalter  entgegen. 
Einmal  die  kirchliche  Anschauung,  die  den  Grund  des  Staates  in 
einem  durch  die  Erbsttnde  bedingten  ttbennenBchlichen  Willens- 
akte erbUekti  daher  menschlichen  Willen  nicht  als  einzige  Basis 
des  Staates  ansuerkennen  vermag,  sodann  die  unbestrittene 
Autorität  des  Aristoteles,  dessen  Ansichten  vom  Ursprung  des 
Staates  die  scholastische  Literatur  zu  den  ihrigen  machte.  Nicht 
imr  Thomas  von  Aquino,  selbst  der  kühne  Marsilius  von 
Padua  ' )  stehen  ganz  aut  dem  Boden  der  theologisch-aristotelischen 
Lehre.  Die  V'ertragslehie  des  Mittelalters  ist  nicht  Lehre  von 
der  primftren  Schöpfung  des  Staates,  sondern  von  der  Einsetsnng 
des  Herrschers  im  Staate  Nicht  der  populus,  sondern  der  res 
entsteht  durch  Vertrag.  Die  mittelalterliche  Lehre  ist  daher 
fibenriegend  Lehre  vom  Subjektionsvertrag,  der  die  Ver- 
fittsung  des  Staates,  aber  nicht  den  Staat  selbst  schafft.  Wenn 
sieh  daher  anch  hier  und  da  Spuren  eines  Gesellsehafts- 
Vertrages  nachwei>eii  lassen"),  der  nicht  die  Gewalt  im  ge- 
gfbenni  Staate  ableiten,  sondern  den  Staat  selbst  konstituieren 
will,  so  kornnit  es  deunoch  nirgends  zu  einer  klaren  Darstellung 
dieses  Vertrages.  Selbst  da,  wo  Gott  als  die  causa  remota,  die 
Natur  als  die  causa  proxima  des  Staates  bezeichnet  und  überdies 
noch  ein  Vertrag  zu  dessen  Ghrttndnng  gefordert  wird,  hat  man 
sich  noch  nicht  von  der  Basis  der  aristotelischen  Lehre  entfernt, 
die  ja  die  ursprüngliche  Vereinzelung  der  Menschen  und  die  he- 
▼nfste  Schöpfung  des  Staates  als  historische  Tatsachen  behauptet 
hatte®).  Eine  konsequente  Durchführung  der  Idee  des  Sozial- 
vertrages hätte  notwendig  zur  Idee  des  souveränen  Individuums 
als  der  Quelle  aller  Organisation  und  üerrschaft  gelUhrt  und 

satwickelten  Staatsbegriff  mifst,  der  von  dem  durch  die  autoritären 
aristotelischen  und  ehristlichai  Lehren  gebandenen  Denken  jener  Zeit 
nicht  enengt  werden  konnte.  Um  die  mittelalterlichen  Theorien  an 
wördigen,  darf  man  aus  ihnen  nicht  Folgerungen  sieben,  die  erst  einer 
spftteien  Epoche  möglich  waren. 

*)  Vgl.  Defensor  pacis  I,  3—4,  6. 

*)  Vgl.  Gierke,  GeD.-Recht,  III,  S.  026  ft'. 

«)  Vgl.  oben  S.  47.  Die  bei  Gierke,  S.  629  N.  303,  zitierten 
SchriftPH  paraphrasieren  trotz  der  BetonuDg  des  Staates  als  Willenstat 
nur  die  aristotelische  Lehre. 
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dsram,  einmal  deutlich  ansgesprochen ,  sofort  als  ketzerisch  ver- 
worfen wArden  mttssen. 

DaCs  dieser  Gesellschaftsvertrag  in  der  Tat  ein  ketzerischer 
Oedanke  war,  hat  seine  in  neuester  Zeit  klar  erkannte  Geschichte 
gezeigt.  Er  ist  znr  vollen,  konsequenten  Ausbildung  erst  durch 
die  Koformation ,  und  zwar  in  der  reformierten  Kirche ,  gelangt, 
hl  Kiiglaiul  t'ührto  zur  lie^rriindmi;;  seiner  Kirt  lionlehre  Kirliarcl 
Hook  er  zuerst  die  Idee  des  Suy.ialvertra^es  als  (Iruiidla^'e  des 
iStnates  energisch  durch  Die  Koiigregationalisteu  und  lude- 
pendenten  sind  es,  die  hierauf  den  demokratischen  Gedanken, 
der  reformierten  Gemeindeverfassung  auf  den  Staat  Übertragen 
und  den  Gedanken  durchfahren,  daHs  er  das  Resultat  eines  Ver- 
trages der  ursprünglich  souverllnen  Individuen  sei,  die  in  dem 
Akt  des  Vertragsabschlusses  durch  freien  Willen  ein  göttliches 
Gebot  vollziehen.  Auf  englischem  Boden  erwIchst  diese  Lehre 
und  wird  dort  und  in  den  amerikanischen  Kolonien  zuerst 
praktisch  betiltigt"). 


')  The  L;nvs  of  Eeclesiastical  Polity.  book  I  —  IV,  zuerst  1594, 
wiederabgedruckt  in  Morleys  Universal  -  Library ,  1><>S,  namentlich 
I,  lU,  ji.  1*1  :  Two  tV)iiii(lations  there  are  whieh  bear  u|)  public  societie^, 
the  one,  a  natural  inclination,  wliereln'  all  men  desire  sociable  life 
and  ft'lloAvshiji;  the  other  an  order  expressiv  or  secretly  agreed  upon 
touching  the  manner  of  tbeir  union  in  liying  together.  p.  93:  To  take 
away  all  such  mntoal  grievances,  injuries  and  wrongs,  there  was  no 
waj  but  onlj  hy  growing  unto  oomposition  and  agreement  amongst 
themselves;  hy  ordalning  some  kind  of  govornment  public,  and  bj 
yielding  themselves  subject  tberennto;  that  unto  whom  thejr  granted 
authorily  to  rule  and  govem,  hy  tbem  the  peac<  .  tranquillily,  and 
hnppy  estate  of  the  rest  might  be  procured.  Hooker  war  sp&ter 
hohe  Autoritftt  für  Sidney  und  Locke  in  üirem  Kampfe  pegen 
F  i  l  ni  e  r.  Auf  ihn  beriefen  sich  die  Gemeinen  168Ö  bei  der  Absetzung 
Jakobs  IL 

')  Vpl.  W  e  i  n  i:a  rt  e  n  ,  Die  K<'Volutionskiri  ln'n  Kngland/»,  ISHs, 
S.  ff. ;  Bor^M-aud,  Pr<'miers  j)r(>j^Mammeö  de  la  d»''inoeratie  moderne, 
AunaleH  de  Tecole  libre  des  scienoes  politiques  V,  1890,  p,  818tf. ; 
JoUinek,  Die  Erklärung  der  Menschen-  und  Bürgerrechte,  2.  Aufl. 
1904,  S.  d5ff.;  Gooch,  English  democratie  ideas  in  the  seventeenth 
Century,  Cambridge  1898,  p.  34  ffl,  73  E  Eine  Geschichte  der  modernen 
Staatsvertragstheorie  hat  an  diese  schottisch  •englisch  •amerikanische 
Bewegung  anzuknüpfen*  Bisher  wurde  die  Entwicklung  dieser  so 
einflufsreiehen  politischen  Theorie  viel  zu  sehr  als  rein  literarische  be- 
trachtet. Die  GriM!  I  1  der  Vertragslehre  in  ihren  epoehemaeh enden, 
auf  die  aufserengliache  Literatur  tief  einwirkenden  Formen,  Hobbes 
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Auf  dem  KoiitiiuMit  jedoch  tritt  der  Gefiel Isdiaftsvertra^  zu- 
siehst iti  iinaiis^ebildt'ter  Form  auf.  i  i  i  e  r  k  (*  hat  dem  A  1 1  Ii  u  s  i  u  s 
die  Urheberschaft  nicht  des  (icdaiikens,  wohl  aber  dvr  modernen 
wissenschaftlichen  Theorie  vom  GeHellschaftsvertrag  viudizicren 
wollen Bei  diesem  Schiiftotcller  ist  aber  von  klarer  Unter- 
ntehniig  der  Art  dieses  Vertrages  und  der  Stellang  des  Individnams 
m  ihm  noch  keine  Bede.  Nicht  die  Individaen,  sondern  die 
Stldte  and  ProyinEen  sind  die  Konstituenten  dieses  Vertrages'). 
Auch  bei  Orotius,  der  lange  als  Schöpfer  der  Vertragslehre 
llberhanpt  betrachtet  wurde,  ist  von  durchgreifender  systematiHcher 
Erorteruug  des  Sozialvcrtrages  nicht  die  Rede^),  wie  .luch  bei 

und  Locke,  standen  hei  Au&tellung  ihrer  Gmndlehre  sicherlich  weitaus 
mdir  unter  dem  Einflüsse  der  von  ihnen  bekämpften  oder  angenommenen 
popoliren  englischen  Anschauungen  als  unter  dem  Banne  iigendweleher 
älterer  pelcbrter  Schrift.^toller. 

•)  Gierke,  J.  Althusiu.-*,  S.  7()  und  d<  r  Zusatz  S.  329  N.  10. 

«)  AltliiKins,  Politica  (ed.  IV,  Herborn  ir)25).  V,  p.  59  flf.  Die 
gewaltige  Wirkung  der  Mee  de.-»  Sozialvcrtrages  lag  durin,  dafs  der 
Staat  unmittelbar  aus  dem  Willen  des  Individuums  hervorgeliejul  ge- 
zeigt wurde;  bei  Althusiu.s  schieben  sich  aber  zwischen  Individuum 
und  Staat  mehrere  Zwischenglieder  derart  ein,  dafs  der  Zusammenhang 
zwischen  Individual willen  und  Existenz  des  Staates  ganz  verdunkelt 
wild.  Die  Lehre  des  Althusius  vom  Herrschaftsvertragi  XIX,  p.  '626  ft'., 
giebt  längst  vorhandene  Gedanken  in  schulgerechte  Formen  und 
hringC  sahireiche  dem  Zeitgeschmacke  entsprechende  Belege  ffir  die 
aufgestellten  Sätse.  Auch  die  Stellen  aus  des  Althusius  Dicaeo- 
logica,  I  (ed.  H.  Francoftirti  1649,  p.  283),  c.  81  nr.  4,  7,  auf  die  sich 
Gieribe  beruft,  bringen  die  Ableitung  des  Staate»  aus  dem  Indi- 
viduum keineswegs  zum  klaren  Bewufstf^ein.  Dafs  Althusius  aber 
direkt  atif  die  Lehren  der  Engländer  gewirkt  halte,  halte  ich 
für  unerwie->en.  Jedenfalls  hat  Hook  er  tlen  Gesellscli:itts\ertrag 
schon  vor  Althusius  in  England  populär  gemacht.  Das  wird 
auch  durch  die  neuerlichen  Bemerkungen  Gierkes,  Althusius,  S.  328 
N.  10,  nicht  wideilegt.  Ob  Hookers  Ausführungen  populär  und  ver- 
schwommen sind,  die  des  Althusius  hingegen  den  ersten  syste- 
matischen Ausbau  der  Lehre  vom  Gresellschaltsvertrage  bedeuten, 
ist  eine  rein  literarhistorische  Streitfrage,  die  an  der  geschicht- 
Kchen  TMaaehe  nicht  sn  rütteln  vermag,  dafo  die  grofiwin  Schriftsteller 
der  englischen  demolira tischen  Bewegung  sich  stets  nur  auf  Hooker 
und  niemab  auf  Althusius  berufen,  der  nur  in  untergeordneten  Qe- 
legenheitsschriften  jener  Zeit  genannt  wird;  vgl.  (iooch,  a.a.O.  p.  56. 
Welche  literarische  Wirkung  Althusius  sonst  gehabt  haben  mag,  ist 
•n  dieser  Stelle  nicht  zu  untersuchen. 

^  Nur  einige  kürzere  Sätze  sind  Proleg.  }^  15  der  Vertragsiehrc 
gewidmet. 
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anderen  Schriftstellern  dieser  Zeit  sich  nur  Andentungen,  aber 
keine  näheren  Auslltbmngen  über  den  staatsbegrUndenden  Vertrag 
finden.    Diese  Lehre  wnrde  Tielmchr  als  G-lted  eines  tiefdnreh- 

dachten  Gedankcusvstpnis  aufgestellt  von  einem  .Muiiiie,  der  in 
einer  vom  CM'danken  des  Sozialvt-rtrages  erfüllten  Aluiosphiire, 
in  dem  England  der  beiden  ersten  Stuarts,  grofs  geworden  war. 
Die  Theorie  des  Sozialvertrages  beginnt  ihre  epochemacheade 
wissen  sc]  laftliche  Laufbahn  mit  Thomas  Ilobbes. 

Hobbes  steht  auf  dem  Boden  einer  durch  die  beginnende 
moderne  Naturwissenschaft  und  die  sie  begleitenden  philosophischen 
(namentlich  epiknrttischen)  Lehren  begründeten  mechaniaehen 
Naturanschannngt  welche,  die  Teleologie  verwerfend,  ans  den 
Eigenschaften  der  natttrlichen  Elemente  des  Seienden  die  ganxe  * 
physische  und  moralische  Welt  konstruiert.  Damit  ist  auch  die 
Ableitung  aller  geselhchaftlichen  Verhältnisse  ans  Wesen  und 
Eigenschaften  des  Individmims  gesetzt.  Zwei  Gattungen  von 
Staaten  seheidet  II  o  b  b  e  s.  Die  eine  ist  der  natürliche,  historisch 
gebildete  ,  auf  Gewaltverhältnissen  beruhende  Staat.  Die  andere 
ist  der  eingesetzte,  rationale  Staat  (civitas  institutiva) ,  den  der 
Forscher  nicht  ans  der  Geschichte,  sondern  aus  der  menschlichen 
Katnr  ableitet').  Diesen  institntiven  Staat  Iftfst  er  genetisch, 
aber  nicht  etwa  historisch,  vor  unseren  Augen  aus  seinen  Ele- 
menten hervorgehen Zu  diesem  Zwecke  konstruiert  er  durch 

<)  Vgl.  De  dve  Y,  12,  Ler.  XVII,  p.  159.  Über  den  Zusammen- 
hang der  Staatslehre  des  Hobbes  mit  seinen  philosophischen  Omnd- 
anschanungen  vgl.  namentlich  Robertson,  Hobbes,  Edinburgh  and 
London  1886,  und  TOnnies,  Anmerkungen  über  die  Philosophie  des 
Hobbes,  Vierteljahrsschrift  f.  wissenschaftliche  Philosophie,  HI — V, 
IS'79— 81.  namentlich  IV.  4_'S  tf.,  n.V,  S.  IBHir  ;  ferner  <I.«rs.'lh.',  Thoraas 
Hobbes,  Deutsche  Kuiul<(  h:m,  1^89,  VH,  S.  m  tf.  und  Hobbes  Leben 
inid  Lclire,  l^?'t>,  S.  llty  ff.  Die  noucstt'  I )nrst<'llim<r  des  ^'(\«amten 
Systems  des  Hohh»«*  ist  das  posthume  Werk  von  Leslie  Stephen, 
Hobbes.  London  VM4. 

')  Das  hat  Hobbes  in  vollster  Klarheit  ausgesprochen  in  der 
Vorrede  an  seinem  Buche  De  dve:  „Sicut  ex  quibus  rebus  quaec^ue  res 
eonstituitur  ex  iisdem  etiam  optime  cognoscitur.  Sicnt  enim  in  Horologio 
antomato  aliave  machiua  paiüo  implicatiore,  quod  sit  cniusque  partis 
rotaeqne  officium,  nisi  dissolvatur,  partiumque  materia,  figura,  motus, 
Boorsum  insptciatnr,  sciri  non  potest:  Ita  in  iure  civitatis,  civiumque 
o^ciis  investigendis  opus  est,  non  quidem  ut  dissolvatur  civitas,  sed 
tarnen  ut  tanquam  dissoluta  c  o  n  .'^  i  d  e  r  e  t  u  r ,  it  est.  ut,  qualis 
sit  natura  humana,  quibus  rebus  ad  civitatem  compagiDandam  apta  Tel 
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hypothetische  Aufhebnn«r  des  Staaten  in  klarster  und  schroffster 
Weise  (darin  allerdings  auch  auf  dem  Boden  tlberlieferter  antiker 
ood  kirchlicher  Vorstellungeii  stehend)  einen  Naturzustand,  in 
valehem  anweblieCBlich  die  znm  Kriege  aller  gegen  alle  führende 
Sdbftmcht  des  Individnums  herrscht  nnd  die  Gebote  des  natdr- 
liehen  Rechtes  nnr  den  Wert  moralischer  Anforderungen  an  den 
Willen  ohne  jegliche  Garantie  ihrer  ErftÜlnng  haben.  Der  Gmnd- 
trieb  der  Selbstancbt  erzeugt  aber  die  Fnrcht,  nnd  diese  ISfst  im 
Mfübchen  die  Sehnsucht  nach  Frieden  entstehen.  Da  aber  die 
nattirlichen  Eigenschatten  des  Menschen  eine  bestandige  Einigung 
iwischen  ihnen  nicht  bewirken  können,  so  kann  dauernder  Friede 
aar  dann  gewonnen  werden,  wenn  alle  einen  Vereinigungsvertrag 
BchlieCwn ,  dessen  Inhalt  die  Unterwerfung  aller  unter .  einen 
WiQeo  ist^).  Durch  diesen  Vertrag  tritt  an  Stelle  des  status 
nitvralis  der  Status  civilis.  Dieser  Grundvertrag  ist  zugleich 
Geiellsehafts-  und  ünterwerfungsvertrag ')  und  setzt  an  Stelle  der 

iiif>pta  9\t,  et  quomodo  homines  inter  se  componi  debeant  qui  coalescere 
Tolunt,  recte  intelligatur."  In  der  Anwendung  dieser  analytischen 
mid  rationalen  Moihode  steht  Hobbes  olinc  jeden  Vorgänger  da. 

•)  Leviathan  XVII,  p.  156  tV. 

*)  Ihn  fonniiiicrt  Hobbes  Lev.  XVII,  p.  158,  folgciuh^rmafscn : 
,1  authorize  and  givc  up  niv  right  of  governing  m\  seif,  to  this  man  or 
to  this  assemblj  of  men,  on  this  conditiou ,  that  thou  giveth  up  thj 
right  to  bim  and  suthorizeth  all  lus  aetions  in  like  manner."  Das  ist 
aber  aar  so  zu  deuten,  als  ob  jeder  die  ▼erbindende  Formel  sprttehe, 
»s«  if  eveiy  man  shonld  saj  to  eyeiy  man" ;  keinesw^  denkt  daher 
Hobbes  an  einen  dereinst  historisch  abgesehloasenen  Vertrag.  Rehm, 
GeNhiehte,  8.'  242  (fthnlich  schon  früher  Bischof,  a.  a.  0.  S.  187  f.), 
nicht  nachzaweisen ,  dafs  Hobbes  nicht  durch  einen,  sondern  durch 
zwei  Vertrige  dem  Staat  entstehen  läfst,  nämlich  durk  h  einen  von  den 
Individuen  untereiDander  und  sodann  von  dem  Individuiun  mit  dem 
Jlm.*oher  abgeschlosstMU'n  Vertrag,  durch  wcK^hen  es  den)  Herrscher 
^fin  Recht  der  Selbstregit  riniu'  überträgt.  Allein  nach  >\i'u  cigcntüin- 
liihcn  Vorstellungen  des  —  nicht  juristisch,  am  allerwenigsten  aber 
roraanistisch  geschulten  —  Hobbes  wird  Uurcli  eine,  wenn  auch  von 
dem  auderen  akzeptierte  translatio  iuris  kein  Vertrag  begründet,  viel' 
nehr  Terstebt  er  unter  contractns  und  pactum  nnr  zweiseitige  VertrSge 
(De  ciye  II,  9,  10).  Entscheidend  aber  für  die  definitive  Auffassung  des 
Hobbes  smd  die  neun  Jahre  nach  dem  Buch  De  cive  folgenden  Aus- 
fshraagen  im  Leviathan,  XVIII,  p.  161,  wo  er  mit  der  höchsten  Energie 
gegen  jedes  Vertragsvcrhfiltnis  zwischen  Herrscher  und  Untertan  pro- 
testiert.  Hier  zieht  Hobbes  die  wichtigste  praktische  Folgerung  aus 
•einem  Svstem,  der  gegenüber  mannigfaltige  Unklarheiten  und  Wider- 
qnüche,  denen  ja  selbst  der  schärfste  Denker  nicht  entgeht,  zurück' 


Digitized  by  Google 


202 


Zweites  Buch.   Allgemeine  Soziailchre  des  Staatea. 


imverbuiulciHMi  einzelnen  die  jHTsona  civilis,  den  Staat.  Auf 
diese  Weise  bej^^rihidet  H  o  h  h  e  s  den  absoluten  Staat,  der  nur 
ein  herrscheudes  Or^au  (eiu  Individuum  oder  einen  coetos)  kennt, 
als  die  normale,  verntlnftige  und  daher  schlechthin  ansoerkennende 
Staatsform.  Seine  Lehre  steht  in  schroffem  Gegensatz  zu  jene&i 
welche  den  Herrscher  selbst  als  Vertragspartei  betrachten.  Nicht 
der  Herrscher,  sondem  nur  die  einzelnen  untereinander  schlieÜBen 
einen  Vertrag.  Wer  sich  gegen  den  Herrseher  empört,  bricht 
daher  den  mit  den  anderen  eingegangenen  Grnndvertrag,  den  der 
Herrseher  nicht  verletzen  kann,  weil  er  ihn  als  Herrscher  gar 
nicht  abgeschlossen  hat.  Auch  der  natürliche  Staat  wird  zn 
Recht  bestehend  nur  dadurcli,  dafs  der  rjewaltunterworfeiie  seine 
Zustimmung  zur  Herrschaft  über  ihn  gibt;  auch  diese  Art  des 
Ötaaten  wird  daher  durch  die  Vertragsidee  gerechtfertigt*). 

Wie  man  sieht,  ist  die  landläufige  Ansicht,  der  scharfsinnige 
Denker  habe  mit  seiner  Lehre  von  der  Staatengrttndung  den 
historischen  Werdegang  des  Staates  zeichnen  wollen,  durchaoa 
falsch').  Seine  Lehre  bedeutet  vielmehr  eine  Rationalisierung  dea 
Vorganges  der  Staatengrttndung,  der  an  keinen  Ort  und  an  keine 
Zeit  gebunden  ist').  Seinem  Geschlechte  wollte  er  UnterwerAmg 
unter  die  absolute  Gewalt  als  durch  das  Wesen  des  Staates  ge- 
fordert  und  daher  gerechtfertigt  lehren.  Es  fällt  ihm  nicht  ein, 
zu  behaupten,  dafs  die  (n't;enwart  durch  die  Vertrüge  einer  lUngst 
entschwundenen  Vergangenlieit  «refesselt  werdeu  solle.  Vielmehr 
ei^il)t  sich  aus  seinen  (Irundansichten ,  dafs  jeder  Mensch  da- 
durch, dafs  er  im  Staate  lebt,  stillschweigend  den  Unionavertrag 

treten  müssen.  Schon  Pufeudorf,  dein  doch  llobbes  gründlich  be- 
kannt war,  hat  (De  iure  naturae  et  gentium  VII,  2,  §  9),  seiner  Auf- 
fassung der  Hobbesschen  Lehre  die  erwfthnte  Stelle  ans  dem  Leviathan 
zugrunde  gelegt  und  demgemärs  den  staatsgrflndenden  Vertrag  des 
Hobbes  für  daen  einheitlichen  erklXrt. 
»)  Lev.  XX,  p.  185  ff. 

*)  Sie  findet  sich  neuesten^  noch  bei  Seelcy,  p.  55;  femer  bei 
Lndwig  Stein,  Soziale  Frage,  S.  307,  der  allerdings  meine  Ausfähmagen 
erwähnt,  ohne  zu  ihnen  Stellung  zu  nehmen. 

^)  \'gl.  Robertson,  p.  14":  neuerdings  auch  eingehend  L.Stephen, 
a.  a.  O.  ]).  192  ti*.;  Li  ep  mann,  a.  a,  O.  S.  44,  hat  richtig  erkannt,  daf?» 
die  Vertragsidee  bei  iiobbes  Beurteilungsnorm  der  zweckmaf:iigeii 
Einrichtung  des  Staates  ist  Wenn  er  aber  Hobbes  vorwirft,  daTa 
dieser  hierbei  in  einer  Halbheit  stecken  geblieben  sei,  so  hat  er  diesen 
Vorwurf  in  solcher  Schroffheit  kaum  gerechtflsrtigt.  In  dem  Gesamtban 
des  Hobbessehen  Systems  ist  er  jedenfalb  nicht  b^prfindet. 
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abfjchliefst.  Gerarle  England .  in  welcliom  in  den  letEten  Jahr- 
hunderten ein  so  häutiger  Wechsel  der  Djmastien  stattgefunden 
]iatte,  konnte  nicht  als  „natttrlicher'*  Staat  gelten,  und  deshalb 
war  ihm  als  dem  Anhftnger  der  Idee  einer  starken  Staatsgewahi 
die  allein  das  htfehste  Mafs  geistiger  Freiheit  sn  sichern  imstande 
war die  Aufgabe  gesetzt,  gegenttber  den  revolutionllren  Theorim 
einemeite,  den  platten  Lehren  vom  göttlichen  Recht  der  Könige  an- 
derseits ,  einen  festen  rationalen  Grund  fWr  da«  Kecht  des  Herr- 
schers zu  finden.  Dafs  «lies  der  Haujjtzwerk  der  Untersuchungen 
des  Ho  1)1)  «'S  fjewcscn,  hat  schon  P  u  f  c  ii  d  <>  r  f  !icr\  »»r<jehoben 

Seit  Hobbcs  bleibt  die  Lehre  vom  GcsellHchattsvertrn^^  die 
nnverlierbare  Grundlage  der  naturrechtlichen  Staatslehre.  Es 
findet  sich  aber  häufig  eine  Vermischung  rationaler  und  historischer 
Gefiichtspunkte.  Der  Ursprung  des  Staates  aus  einem  Vertrage 
ist  Tielen  Schriftstellern  eine  geschichtliche  Tatsache,  welche  der 
rationalen  Lehre  eine  unangreifbare  empirische  Sttttae  geben  soll. 
In  diesem  Punkte  steht  Locke  tief  unter  Hob  bes.  Fttr 
Locke  steht  es  anfser  allem  Zweifel^  dafs  der  historische  Anfang 
des  politischen  Lebens  in  staatsgründendeu  Vertrt^fen  gelegen 
habe®).  L'xke  hat  /.war  F  i  1  m  e  r  s  Lehre  vom  AdiUii  l)tkiiiiij)tt, 
aber  auch  ilirn  ist  Adam  der  j^eschiclitlielie  H<'^iuu  der  Mensch- 
heit. Kr  verwirft  die  liegrUndung  des  Staates  auf  die  Autorität 
Adams,  daher  kann  er  ihn  historisch  nur  aus  dem  freien  Konsens 
der  Adamssöhne  ableiten. 

Auf  dem  Kontinente  wurde  die  Lehre  des  Hobbes  vom 
Staatavertrag  in  schulgerechte  Formen  gebracht  durch  Pufen- 
dorf.  Den  einen,  den  Zwiespalt  in  sich  beigenden  Vertrag  des 
Hobbes  zerlegt  er  in  mehrere  Akte:  in  den  Unionsvertrag,  durch 
welchen  aus  den  einseinen  ein  Volk  wird,  das  decretum,  durch 
welches  das  Volk  die  Staatsform  festsetzt,  und  den  Sttbjektions- 
Tertrajr,  durch  welchen  dem  Herrscher  die  Ke^ieniii|.;>gewalt  über- 
trageu  wird*).  Dadurch  wird  der  Staat  vor  allem  vnii  der  Existenz 
der  jeweiligen  Dynastie  uuabhUngig.  D«'r  rationale  Charakter 
der  Lehre  wird  von  Pufendorf  behauptet,  teils,  indem  er  die 
Verträge  als  unausgesprochenen  Willensinhalt  der  ursprünglichen 

»)  Vgl.  Tn  11  nies,  Hobbes  Leben,  S.  207  f. 
«)  A.  a.  O.  VII,  2,  ?J  9. 

■)  Two  trealises  II.  eh.  8     Aiuli  Sidn«'}  ,  eh.  II,  scct.  \'.  fuhrt 
eine  Meuge  von  Heit«pieleu  angeblicher  staatsgrüudcnder  Vertrüge  an 
*)  VII,  2,      7.  8. 
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Konstituenten  des  Staates  erklilrt ,  teils,  indem  er  die  Nach- 
geboreueu  und  die  Fremden  siili  dem  Staate  stillscliwein^end 
unterwerfen  läfst.  Immerbin  ist  aber  fUr  P  u  f  e  n  d  o  r  f  die  vertrag»- 
m&fsige  Entstehung  des  Staates  auch  ein  historischer  Vorgang  *). 
Seine  Lehre  mit  venchiedeoen  Modifikaüoneii  wird  die  herrscheode 
dee  Natunrechts  bis  gegen  Ende  des  Torigen  Jahrhnnderts  nnd 
damit  auch  die  VermiBchnog  des  Historisclien  mit  dem  Rationalen. 

Einen  ganz  Jiiideren  Wog  nimmt  aber  die  Vertriighlehre  bei 
Kousseau'l.  Bei  ihm  unterliegt  es  t'tlr  den,  der  seinen  contrat 
social  wirklich  gelesen  hat,  keinem  Zweifel,  dafs  er  in  seinem 
welterscbtitternden  Werke  nicht  den  bestehenden  Staat  erklären, 
sondern  den  dem  Wesen  des  Menschen  entsprechenden  Staat  auf- 
■eigen  und  rechtfertigen  wollte').  Davon  ausgehend,  dab  der  als 
freies  Wesen  geborene  Mensch  ttbenül  in  Ketten  gesehlagen  sei, 
wUl  er  durchaus  nicht  die  historische  Frage  beantworten,  wo- 
durch sich  der  gegenwärtige  Zustand  herausgebildet  habe,  sondern 
vielmehr  das  Problem  lösen ,  wodurch  er  legitimiert  werden 
könne  ^j.    Nachdem  er  die  bisher  aufgestellten  Lehren  vom  Grunde 

')  1-  § 

*)  Über  ihn  ncuestens  in  breiten  »pologetischen  Ausführungen 
Haymann,  J.  J.  Uousseaus  Sozialphilosophie,  1898.  Wenn  hier  auch 
manche  der  hergebrachten  Irrtümer  ülx^r  die  Lehre  Ronsseaus  von 
neuem  witl(  rle;it  sind,  so  ist  doch  dieser  N'rrsiich,  durch  Widersprüche 
verdin  krnde  Intrrprt'tationskinist  Kousseau  zum  Schitpfer  t'inrs  originalen, 
in  sich  f'est^'cscldossrnon  GrdankensysftMiis  zu  steTnj)eln.  erfolglos. 

^)  Ahidicli  wir  Rousseau  —  vi'  llricht  von  ihm  becinflufst  —  ver- 
hält sich  liiackstone,  Commentarifs  I.  p.  .52,  zum  „original  contract 
of  Society".    Vgl.  auch  Hehm,  Staatsl.  hre,  S.  207. 

*)  „L'homme  est  ne  libre .  et  partout  il  est  daus  les  fers.  Tel  se 
croit  le  maitre  des  autres,  qui  ne  laisse  j)a.s  d'Otre  plus  esclave  qu'enx. 
Comment  ce  chaogement  s'est-il  fait?  Je  Tignore.  Qu'est-ce  qui 
pent  le  rendre  Hgitime?  Je  crois  pouvoir  r^soudre  cette  question." 
Contr.  soc  1.  Sehr  energisch  hatte  Rousseau  bereits  in  der  Ein- 
leitung xum  Oiscours  sur  l*in^galiti  parmi  les  honunes  allen  Historismus 
abgelehnt:  „Commen9ons  donc  par  ^carter  tous  les  £uts,  car  ils  ne 
touchent  point  k  la  question.  II  ne  faut  pas  prendre  les  reeherches 
dans  lesquelles  on  peut  entrer  sur  ce  .sujet  pour  des  verit^  historiqaes, 
mais  seulement  pour  des  raisonnements  hypoth^tiques  et  oonditionnels." 
Die  richtige  Auffassung  bereits  ener^jisch  vorgetragen  von  J.  G. 
Fichte,  Bt'iträgc,  W\V.  VI,  S.  80.  N^'uerdings  ist  sie  wieder  erkannt 
wordt'u  V(»n  Stammler.  Die  Theorie  des  Anarchismus,  1894,  S.  14; 
L  i  e  p  m  a  n  n ,  8.  9ü  Ü'.,  und  in  anderer,  der  Kousseau.schen  Lehre  mehr  ent- 
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des  Blutes  kritisiert  und  yerworfen  hat,  kommt  er  von  dem  vor 
ihm  bereits  energisch  durch  Locke  verfochtenen  Satse  ans,  dafs 
Freiheit  Tom  Wesen  des  Menschen  untrennbar  sei  und  auf  sie 
dsher  nicht  ▼enfchtet  werden  kOnne,  sn  der  Forderung,  dafs 

man  den  Staat  auf  einen  (IcsrllsilialtsviTtrag  gründen  müsse, 
durch  welchen  sich  die  Teilnehmer  des  Vertia^res  unter  die 
Leitung  des  von  der  Gesamtheit  zu  bildenden  Wilh'us  stellen. 
Da  im  allgemeiuen  Willen  der  Wille  des  einzelnen  mitenthalteu 
ist,  so  bleibt  jeder  im  derart  aufgebauten  Staate  nur  sich  s<  Ibst 
unterworfen,  es  ist  daher  auch  im  Staate  die  Freiheit  gewahrt^). 
Bousseaus  staatsgrttndender  Vertrag  ist  daher  scheinbar  reiner 
Gesellschaftsvertrag.  Bei  näherem  Zusehen  findet  man  jedoch, 
daGi  er  ganss  wie  der  Vertrag  desHobbes  auch  sugleich  Unter- 
werfungsvertrag  ist.  Denn  swei  QualitXten  hat  das  Individuum: 
tls  Teilhaber  am  Gremeinwillen  ist  es  Bürger ,  als  dem  Gemein- 
willen untergeben,  Untertan  Der  Subjektionsvertrag  ist  daher 
durch  den  eontrat  social  keineswegs  beseitigt. 

Aus  diest-m  rationalen  Tatbestan«!  zieht  Rousseau  eine  Heihe 
tiet'eüa«cbneidender  Konsequenzen,  die  dem  Bestehenden  durchaus 
entgegengesetst  waren.  Da  der  allgemeine  Wille  unvertretbar, 
imteilbar,  unverftufserlich  ist,  so  mufs  der  Gegenstand  des  Gemein« 
willens,  das  Oesetx,  notwendig  GesamtbeschluIiB  des  souverftnen 
Volkes  sein,  was  auch  immer  die  Form  der  Regierung  sein  mag, 
deren  Aufgabe  ja  nichts  anderes  als  Ausführung  des  Gesetaes  ist. 
Der  yemflnftige,  reehtmUfsige  Staat  ist  und  bleibt  unmittelbare 
Demokratie,  ein  Gedanke,  dessen  gewaltige  Wirkung  sich  bis  auf 
den  heutigen  Tag  herab  iu  den  Programmen  der  radikalen  l'ar- 
teieu  widerspiegelt, 

sprechender  Wendung  von  Uaymann,  a.a.O.  8.  570'.;  vgl.  auch 
Eehm,  Staatslehre,  S.  267,  und  Gier ke,  Althnsius,  8.  848  ff. 

')  Auf  weitgehende  Analogien  dieser  Lehre  des  liousseau  mit  Ge- 
dsnkeo  des  Spinosa  hat  Ad.  Mensel,  Wandlungen  in  der  Staats- 
lehre des  Spinosa,  189S,  S.  28  ff.,  aufmerksam  gemacht.  Die  Idee,  da(s 
ia  der  Demokratie  jeder  nur  seinem  Willen  unterworfen  bleibe,  weist 
auf  antike  Anschauungen  surfiek.  So  Aristoteles,  Pol.  VI,  2,  1317b, 
Uff. 

To  fiii  nQxfS9tti ,  fiahatn  ft^v  vnö  ftij^ivbsi  il  di  ft^  Marti  fi^QOf'  xul 
0vf4ßuii.tTttt  TavTij  7jno{  rrjr  tln  tttQ(uv  tjj»  arara  to  fffoi»." 

')  A  l'^gard  des  ast^ocies  ils  .  .  .  .  s^appellent  en  particuiier  ci- 
toyens,  comtne  participnnt  k  Tautoritd  souveraine,  et  sujets,  comme 
Mumis  aux  lois  de  l'Ktat,  1,  6. 
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Auf  Rousseau  bauend  uod  doch  wieder  in  wichtigen 
Punkten  selbständig  hat  sodann  Kant*),  dessen  grofse  Antoritftt 
die  Vertragstheorie  bis  tief  in  das  19.  Jahrhundert  sttttste'),  die 
ansschUefiBlich  rationale  Natnr  des  SoElalvertrages  ansdrUcklieli 
hervorgehoben»  indem  er  sagt:  „Der  Akt,  wodurch  sieh  daa  Volk 
selbst  in  einem  Staate  konstitniert,  eigentlich  aber  nur  die  Idee 
desselben,  nach  der  die  Rechtmärsigkeit  desselben  allein  gedacht 
werih'ii  kann,  ist  der  ursprüngliche  Kontrakt,  nach  wi  lchem  alle 
(omnes  et  hinguli)  im  V<»lk  ihre  Jlufsere  Frt'iheit  autgeben,  um 
sie  alH  Glieder  eines  gemeinen  Weyens,  d.  b.  des  Volkes  als 
Staat  betrachtet  (universi),  Hofort  wieder  aufzunehmen. ^) 

Die  Kritik  der  Yertragslehre  hat  sich  nur  mit  deren  ratio- 
naler Seite  SU  beschäftigen.  Die  Vertragstheorie  ab  Lehre  vom 
primären  geschichtlichen  Entatohungsgrund  des  Staates  ist  bei  dem 
ICangel  jeglicher  historischer  fiasis  vom  Standpunkte  heutiger 
Wissenschaft  nicht  ernst  au  nehmen.  Welche  Bewandtnis  es  mit 
den  geschichtlichen  Beispielen  angeblicher  Staatengrllndung  durch 


^)  Und  vor  ihm  Fichte  in  dem  bereite  zitierten  Jugendweik«  das 
1793,  fu^t  vier  Jahre  vor  der  Kantschen  Keciitslehre,  erschienen  war. 

'l  Die  /ahlr<'ichen  Nuancen  der  naclikantischen  Vertragslehre  zu 
erörtrni.  würde  au  die.^cr  Stolle  zu  weit  führen,  zumal  sie  keine  origi- 
nellen Ideen  eiitliält.  In  ihr  kehren  aber  auch  die  alten  Irrtümer 
wieder.  8o  erklärt  noch  Kotteck,  II,  S.  52,  den  Staatsvertrag  für 
wirklich  abgeschlossen,  also  zugleich  für  den  rationalen  und  historischen 
Grund  des  Staates. 

*)  Rechtslehre  §  47.  Ferner:  .Der  Geschichtsurknnde  dieses 
Mechanismns  nachsospQren,  ist  vergeblich,  d.  i.  man  kann  snm  Zeit* 
punkt  des  Anzings  der  bfirgerlichen  Gesellschaft  nicht  heranflangen 
(denn  die  Wilden  errichten  kein  Instrument  ihrer  Unterwerfung  unter 
das  Qesets,  uud  es  ist  auch  schon  aus  der  Natur  roher  Menschen  ab- 
sunehmcn,  dafs  sie  es  mit  der  Gewalt  angefangen  haben  werden^** 
Ebenda  §  52.  Doch  verdient  hervorgoljoben  zu  werden,  dafs  in  Deutsch- 
land vor  Kant  hcnrits  Svarez  bei  Abfassunjr  des  Allg.  Landrechts 
denselben  Gedaukt-n  vertrat.  Er  .::rüiidt  t  die  di  iii  Staatsoberliaupt 
zustehende  Ausübung  aller  dem  Staat,  i^n-ift  ri  Mitf^lieder  zustehenden 
Ue«  htc  auf  den  Grundsatz  des  Staat>iV«'rtrag.s  und  fahrt  fort:  „Diesen 
Grund-Satz  halte  ich  zwar  nicht  für  historisch  richtig,  weil  die  Ge- 
schichte, wenigstens  der  allerraeisten  älteren  und  neueren  Staaten  be- 
weifst, dafs  physische  und  mondische  Unterjochung  ihr  Ursprung  ge- 
wesen sej.  Es  ist  aber  doch  philosophisch  wahr,  und  wenigstens  eine 
sehr  bequeme  Hypothese,  um  daraus  die  Rechte  und  Pflichten  swischen 
Kegenten  und  Unterthanen  zu  erklären."  Vgl.  S  t  ö  1  z  e  1 ,  Carl  Gottlieb 
Svarez,  1885,  S.  384. 
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Vertng  bat,  wird  ao  anderer  Stelle  erörtert  werden.  Als 
historieehe  Lehre  war  die  Vertragstheorie  die  notwendige  Kon- 
leqnens  der  Bildung  einer  Epoche,  deren  Kenntnis  Tom  Uidasein 
des  MenseheDgeschlechtes  von  der  Vorstellung  eines  durch  autori- 
täre Urkunden  beglaubigten  Zustandes  der  Staatslosigkeit  ausging, 
tu.s  dt'iii  die  Menschen  auf"  (trund  rationeller  Eru-ä;u"'iugen ,  um 
bestimmte  klar  erkannte  Zwfike  zu  erreichen,  ausgetreten  waren. 

Die  grofse  Bedeutung  und  das  jahrhundertelange  Ansehen 
der  Vertragslehre  beruhen  auf  iiirem  rationalistischen  Grund- 
gedanken, dem  Individuum  den  Staat  als  vernttuftiges  Produkt 
seines  eigenen  Willens  anfznseigw.  Eine  tiefere  Bechtfertignng 
des  Staates  als  die,  welche  dem  Individuum  nachweist,  daCs  es 
selbst  den  Staat  als  notwendig  erkannt  und  deshalb  frei  und 
bewnfst  <:e  schaffen  habe,  dessen  Anerkennung  somit  nnr  die  Kon- 
seijuenz  seiner  eigenen  Tat  sei,  läfht  .sich  auf  den  trsten  Blick 
kaum  denken.  Diese  Lehre  ist  tlberdies  mit  jeder  anderen  An- 
sicht von  der  historischen  Kntstehuug  des  Staates  zu  vereinigen, 
indem  sie,  in  klarer  Weise  zu  Ende  gedacht,  nicht  den  ver- 
gangenen, sondern,  wie  jede  Rechtfcrtigungslehre,  ansschliefslich 
den  gegenwXrtigen  und  künftigen  Staat  auf  eine  rationale  Basis 
stellen  will').  Selbst  wenn  blinde  Naturkr&fte  den  Staat  in 
seiaer  gegenwirtigen  (Gestaltung  ausgewirkt  haben,  warum  sollte 
das  Obertieferte  nicht  unserem  gelttaterten  Wesen  gemäfs  aus- 
gestaltet werden,  wie  es  ja  mit  anderen  Institutionen,  der  Familie 
voran,  geschehen  ist?  Darum  hat  man  die  N't'rtra^^stheiuic^  mit 
mchtt-n  widerlegt,  wenn  man  sie  als  luihistoriscli  nachweist  — 
IIU  viele  das  in  mancherlei  Form  wiederkehreudi*  liauptargument 
gegen  sie.  So  ist  es  trotz  ihrer  ansdrlicklicheu  Abieimung  nichts 
anderes  als  die  naturrechtliche  Lohre  in  neuer  Form,  die 
H.  Spencer  vortrügt,  wenn  er,  den  Spuren  A.  Com t es 
folgend,  swei  Oesellschaftssustände  einander  gegenttherstellt,  den 
kriegerischen  auf  Gesetz  und  den  industriellen  auf  Vertrag  be- 
ruhend, und  dem  letzteren  die  Zukunft  vindiziert damit  an  das 
Ende  der  Geschichte  stellend,  was  die  Naturlehre  bereits  als 
deren  Anfang  ansah.  Audi  die  auf  k<»lIt'lvtivi>tiM  lur  l>a>is  auf- 
gebaute freie  Gesellschaft,   wie  sie  der  »Sozialismus  fordert  und 

>j  Unter  diesem  Gesichtspunkte  hftlt  Edtvös,  a.  a.  0.  II,  S.  61, 
an  der  Vertragslehre  fest,  die  er  klar  als  reine  ftechtfertigungstbeorie 
erkannt  hat. 

*)  A.  a.  O.  VIII,  ch.  17,  18. 
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träumty  ist  im  Grand«  nichts  anderes  als  der  Vertragsstaat,  dem 
der  an  nnerwünseliten  Zwang  mahnende  Namen  des  Staates  ans 

agitatorischen  GrUnden  aberkannt  wird.  Selbst  wenn  man 
jegliche  att»iiiistisch(*  Begründung  des  Staates  energiscli  zurlkk- 
weist  und  ilm  als  unmittelbares  Pr«>dukt  natürliclier  und  geistiger 
Kräfte,  als  Organismus  irgendwelcher  Art,  auff'afst ,  kann  man 
nicht  ohne  weiteres  den  Gedanken  ablehnen ,  dafs  das  objektiv 
Notwendige  als  TemUnftig  auch  gewollt  werden  könne,  nnd  dafs 
in  diesem  vernünftigen,  mit  dem  der  anderen  inhaltlich  ftberein- 
nnd  daher  snsammenstimmenden  Wollen  ftlr  das  Individuum  die 
Bechtfertignng  der  Forderung  liege,  sich  an  das  Ganse  hin- 
zugeben. Bewnfstes  Wollen  des  objektiv  Notwendigen  ist  ja  der 
Grundgedanke ,  der  tiefdnrchd achte  ethische  Systeme  durchzieht, 
wie  im  Altertum  das  der  Stoa,  in  der  neueren  Zeit  die  Lehre 
Spinozas.  Mau  mufs  sich  eben  vor  Augen  halten,  dafs  Sein 
und  Anerkennung  des  Seienden  zwei  ganz  verschictieue  Dinge 
sind.  Daher  ist  mit  Schlagwörtern  wie  Atomismns,  MechanisronSy 
Individualismus  hier  gar  nichts  widerlegt. 

Der  Fehler  der  Vertragstheorie  und  aller  Bechtstheorien  liegt 
vielmehr  ausschlielslich  in  ihrer  fklschen  Auffassung  vom  Wesen 
des  Rechtes.  In  allen  ihren  Nuancen  geht  sie  ans  von  einem 
Rechte,  das  ohne  alle  gesellschaftliche  Organisation  existiert.  Sie 
nimmt  einen  oder  mehrere  Siltze  einer  tcststchendeu  staatlichen 
Rechtsordnung,  um  aus  ihr  den  Staat  herzuleiten,  was  nichts 
anderes  als  ein  naives  lareQOt'  TiQoiEQOV  ist.  Wie  lange  Zeit 
hat  es  gedauert,  ehe  der  Satz  von  der  bindenden  Kraft  der  Ver- 
träge,  der  dem  Naturrecht  so  selbstverstftndlich  erscheint,  ttber^ 
haupt  gefunden  wurde!  Dafs  der  blolse  Konsens  absolut  ver- 
pflichtende Kraft  habe,  ist  überdies  auch  heute  ein  nirgends  in 
ausnahmsloser  Geltung  stehender  Sata.  Femer  ist  es  unmöglich, 
das  objektive  Recht  ftlr  Inhalt  und  Rechtsfolgen  des  Grund- 
Vertrages  aufzuweisen.  Daher  auch  die  lehrreiche  und  interessante 
Erscheinung,  wie  Naturrecht  und  Staatsvertrag  von  den  ver- 
scIiirtU'iHU  Schrit'tstt'llcrn  so  konstruiert  werden,  dafs  ihre  je- 
weiligen politischen  Forderungen  sich  scheinbar  deduktiv  aus 
allgemeinen  Prämissen  ergeben,  in  welche  doch  mit  offener  oder 
versteckter  Kunst  die  angebliche  Konseq^uena  bereits  hineingelegt 
war.  Der  gröfste  Mangel  der  naturrechtlichen  Begründung  des 
Vertrages  ist  aber  die  Unmöglichkeit,  die  absolute  Bindung  des 
Individuums  durch  den  einmal  abgegebenen  Konsens  su  erweisen* 
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Ist  der  Mensch  seinem  Wesen  nach  frei,  dann  igt  der  Satz 
Bouaseaus  unwiderleglich,  daia  die  Freiheit  unversichtbar  sei, 
dann  kann  aber  das  Individnnm  luralt  dieser  nnveraichtbaren 
Freiheit  auch  jedeneit  den  Vertrag  Ktoen.  Diese  leiste  logisehe 
Konsequenz  der  Natarreebtslehre  ist  in  voller  Klarheit  von 
J.  6.  Fichte  gesogen  worden.  Ändert  jemand  seinen  Willen, 
so  ist  er  von  diesem  Augenblick  an  nicht  mehr  im  Vertrage;  er 
bat  kein, Recht  mehr  anf  den  Staat ,  der  Staat  kein«  mehr  anf 
ihn*).  Kann  einer  ans  dem  Staate  treten,  s«  können  es  mehrere. 
Diese  stehen  nun  gejreneinander  und  g^op:on  den  Staat,  den  sie 
verliefsen ,  nnter  dem  blofsen  Naturrechte.  W(dlen  die,  welclie 
sich  abgesonilert  haben,  sieh  enger  untereinander  vereinigen  nnd 
einen  neuen  BUrgervertrag  auf  beliebige  liedingnugen  scbliefsen, 
so  haben  sie  vermöge  des  Natiirrechts,  in  dessen  Gebiet  sie  sich 
sorttekgesogen  haben,  dasn  das  vollkommene  Recht.  —  Es  ist  ein 
neuer  Staat  entstanden'). 

So  ist  denn  die  Vertragstheorie,  logisch  sn  Ende  gedacht^« 
nicht  staatsbegrttndend ,  sondern  staatsanf lösend.  Wenn  diese 
Folgerang  ans  ihr  nnr  Fichte  gezogen  hat,  so  hat  das  seinen 
Grund  darin,  dafs  die  anderen  entweder  kritiklos  den  Satz  von 
der  absolut  bindenden  Kraft  der  V'ertrSgo  als  nicht  weiter  an- 
zuzweifelndes Dogma  aufstellen  oder  dals  neben  dem  Vertrag 
noch  eine  andere  Macht  zur  Rechtfertigung  des  Staates  heran- 
gezogen wird.  Der  Vertrag  ist  bei  vielen  nur  causa  proxima 
des  Staates,  hinter  der  als  causa  remota,  sei  es  ein  Naturtrieb, 
sei  es  ein  höheres  sittliches  Gebot,  steht,  so  dafs  diese  Lebren 
in  die  Bahnen  der  psychologischen  und  ethischen  Theorien 
einmfinden. 

Hat  die  Vertragslehre  demnach  ihr  Ziel  verfehlt,  so  war  nnd 
ist  ihre  historische  Wirkung  geradezu  nnermelslich.  Der  ganze 
moderne  Staat  ist  in  seinem  Bau  und  seinen  Institutionen  von 

>>  A.  a.  O.  S.  115.  Die  Unverbindlichkeit  der  VertrSge  kraft  Natnr- 
rechts  hatte  früher  schon  Spinoza  hclmuptet,  daher  seine  Lehre  vom 
staatsfrründ enden  Vertrage  (Tract.  theologico-politiois  c.  XV Ij  nur  auf 
freie  Anerkennung  des  objektiv  notwendigen  menschlichen  Macht- 

Verbandes  durch  seine  Glieder  zielt. 

A.  a.  O.  148.  Fichte  führt  hioniuf  fort:  „Zu  jfder  K<'\ olution 
gehört  die  Lossagung  vom  ehemaligen  Vertrage  und  die  Vereinigung 
durch  einen  andern.  Beides  ist  reclitmäfsig,  mithin  auch  jede  Revo- 
latioii,  in  der  beides  auf  die  gesetsmftrsige  Art,  d.  i.  aus  freiem  Willen, 
geschieht" 

'•llin«k,  Dm  RmHA  des  modmnmn  Staates.  I.  2.  AuS.  14 
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ihr  auf  das  tiefste  beeinflufbt  worden.  An  dieser  ^Stelle  sei  nur 
kurz  erwttlint,  dafg  die  Idee  ausdrücklicher  Freiheitsrecbte,  die 
Forderung  der  Errichtung  des  Rechtsstaates  und  die  EriUUuiig 
dieser  -  Foidemng  durch  richterliche  G^antienuig  des  getarnten, 
also  auch  des  llflenüicheik  Rechtskreiset  der  Individaen  auf  sie 
lorttcksafllhren  ist.  Die  GntodsütM  der  liberalen  poUtiachen 
und  tfkonomisehen  Parteien  sind  unter  ihrem  tiefgreifonden  Ein* 
flufs  gebildet  worden.  Durch  die  enge  Verbindung,  in  welcher 
sie  mit  der  neueren  Lehre  von  der  Volkssouveränetät  steht,  liat 
sie  auch  das  Fundament  für  die  aus  deren  Prinzipien  abgeleiteten 
Folgerungen  gelegt.  In  der  französischen  Flebiszitslehre,  in  dem 
schweizerischen  und  amerikanischen  Verfassongsreferendum  lebt 
sie  ebenso  fort  wie  in  den  politischen  Fordemngen  der  dentochen 
Sosialdemokraten.  Im  Torigen  Jahrhundert  unbestritten  herr- 
schend, hat  sie  in  Europa  eine  alte  Welt  in  Trttmmer  geschlagen 
und  Jenseits  des  Ozeans  eine  neue  schaffen  helfen.  Denn  poli- 
tische Lehren,  bierin  den  religiösen  gleichend,  wirken  niekt 
durch  das  Mafs  abstrakter  Wahrheit,  das  ihnen  innewohnt,  sondern 
durch  die  Stilrke  und  Tiefe,  mit  der  sie  die  Geister  zu  beherr- 
schen imstande  sind. 

Der  Fehler,  sich  auf  eine  Torstaatliche  Kechtsordnung  an 
stutzen,  ist  allen  Kechtstheorien  gemeinsam.  Seit  dem  klaren 
Einblick  in  das  Wesen  des  Rechts,  den  die  Wissenschaft  der 
Gegenwart  gewonnen  hat,  gehören  sie  der  Yeigangenheit  an, 
mag  immerhin  ihre  Wirkung  tatsichlich  noch  bis  in  die  Zu- 
kunft dauern. 

4.  Die  ethische  Theorie. 

Den  Staat  als  eine  sittliche  Notwendigkeit  nachzuweisen  und 
dadurch  vor  dem  Individuum  zu  rechtfertigen,  liegt  bereits  in  der 
Konseijuenz  der  religiösen  Theorie ,  indem  der  den  Staat 
gründende  ^^rittlicbe  WiUensakt  sugleich  eine  sittliche  Forderung 
an  den  einzelnen  enthält,  ihn  anzuerkennen.  Aber  auch  un« 
abhängig  von  religiöser  Grundlage  tritt  die  ethische  Begründung 
des  Staates  seit  alter  Zeit  auf.  Fttr  die  antike  Philosophie  in 
ihrer  Vollendung  ist  ein  menschenwttrdigeB  Leben  aufserhalb  des 
Staates  undenkbar.  Bei  Plato  und  Aristoteles  wird  der 
Meuscij  erst  in  der  staatlich  geordneten  Gemeinschaft  zum 
Menschen  im  vollen  .Sinne,  da  nur  in  dieser  sich  die  ganze 
Menscheuuatur  entfalten  kann.    Aufserhalb  des  Staates  wäre  er 
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ein  (lott  oder  ein  Tier;  die  sittliche  Vollendung,  die  zu  erstreben 
Bt'stimmung   des   Menschen,    ist   nur  im  Staate  möglich.  Aber 
Auch  die  neuere  naturrechtliche  Lehre  behauptet,  wie  bereits  an- 
gedeotet,  häufig  ein  sittliches  Gebot  als  causa  remota  des  Staates. 
80  sehoD  Hob  bes.    Ihm  ist  es  die  mit  dem  Moralgesetie 
Ibereinstimmende  lex  iwtarae  fnndamentalis^  die  Frieden  sn 
MicheD  gebietet  y  der  daaemd  nar  im  Staate  zu  finden  ist^). 
Nach  den  Prinsipien  Chr.  Wolffa  folgt  ans  der  höchsten  mo- 
ralischen Pflicht  der  Vervollkommnung  die  Notwendigkeit  der 
Errichtung  des  Staates").    Das  Keclitsgesetz  erklärt  Kant  zu- 
gleich  für   einen   katejj^^orischen  Imperativ  und  damit  auch  die 
Begründung  der  mt  nschlichen  Vereinigung  unter  Kechtsgesetzen, 
als  welche  ihm  der  Staat  sich  darstellt^).    Noch  energischer  hat 
es  Fichte  ab  absolute  Gewissenspflicht  bezeichnet,  sich  mit 
anderen  zn  einem  Staate  zu  vereinigen,  dnreh  freien  Willen  den 
Vernnnftataat  zn  realisieren.    Das  Becht^gesetZ;  sagt  er  in 
seinem  letzten  Werke,  enthält  zugleich  ein  sittliches  Gebot  an 
jedermann,  es  zu  erkennen  und  sodann  es  zn  befördern.  Wer 
an  der  Autgabe,  schliefslieh  den  Veiiiunftstaat  zu  realisieren,  nicht 
mitarbeiten  will,  der  verletzt  des  anderen  Recht;  einen  solchen 
hätte  man  nicht  zu  dulden,   sondern  wie  eine  wilde  Katuimacht 
au  bändigen^).    In  anderer  Weise  aber  als  die  Naturrechtsb  lire 
hat,  auf  antiken  Anschauungen  fufsend,  Hegel  die  sittliche  Not- 
wendigkeit des  Staates  behauptet,  indem  er  den  Staat  als  höchste 
dialektische  Entwicklungsstufe  des  objektiven  Geistes  darstellt 
und  ihn  als  die  Wirklichkeit  der  sittlichen  Idee  bezeichnet.  Indem 
der  Staat  so  die  gegenstKndlich  gewordene  Sittlichkeit  ist,  ist  er 
an  sich  vemilnfttg,  und  damit  ist  es  höchste  Pflicht  des  einzelnen, 
Kitglied  des  Staates  zu  sein  '*).    Der  Gedanke  der  ethischen  Not- 
w«'ndigkeit,   den  Staat  anzuerkennen,  ist  sddann  in  der  spHtereu 
Literatur  bis  auf  unsere  Tage  hinab  mannigfach  variiert  worden  ^j. 

»)  De  dve  11,  2. 

•)  Jus  natnrne,  II,      78,  79.  YHI,  §  1. 
*)  A.  a.  0.  Einleitung  §  C,  §  45. 

^  Staatslehre  oder  Ober  das  Verhältnis  des  Urstaates  zum  Ver- 
mmftfeich  (1818)»  WW.  IV,  S.  484. 

Philosophie  des  Rechts,  §  258. 
•)Z.  B.  Schmitthenner,  Grundlinien  des  allg.  oder  idealen 
Staatsrechts,  1845,  8.  263;  H.A.  Zachariae,  I,  S.  63;  Zöpfl,  I,  S.  80; 
H.  Schulze,  Einleitung,  8.  153;  Ahrens,  1,  S.  271;  Trendelen- 
barg,  S.  m 

14* 


Digitized  by  Google 


212 


Zweites  Buch.  Allgemeine  Soziallehre  dea  Staates. 


Er  steht  iu  naher  Beziehuug  mit  der  folgenden  Theorie,  deren 
Darstellung  zunlichst  sich  hier  anzuschUe(seii  hat. 

5.  Die  psychologische  Theorie. 

Auf  dem  Boden  dieser  Lehre  steht  die  grofse  Zahl  derer, 
die  den  Staat  als  eine  historische  Notwendigkeit  betrachten,  ob- 
wohl dies  bei  der  grof>-en  Unklarheit,  die  so  häufig  in  der  poli- 
tischen Literatur  herrscht,  vielen  nicht  zum  Bewufstsein  ge- 
kommen ist.  Da  der  Staat  nicht  aufserhalb  der  Menschen 
existiert)  vielmehr  sein  Leben  fortwährend  dnreh  menschliche 
Aktionen  Tollzieht,  so  kann  die  behauptete  geschichtlicke  Not- 
wendigkeit, klar,  also  wissensehafUich  erkannt,  nnr  als  psycho- 
logische bezeichnet  werden.  Alle  daher,  die  den  Staat  ab  ein 
Gebilde  der  Natur,  als  ein  Produkt  des  Volksgelstes ,  als  eine 
geschichtliche  Tatsache  bezeichnen  und  dadurch  rechtfertigen,  ge- 
hören hierher.  Der  Ahnlierr  aller  dieser  Leinen  ist  Aristoteles 
in  seinen  berühmten  Ansfdlirungen  ilber  die  staatliche  Anlage  des 
Menschen  und  die  W  irkung  des  zu  höheren  sozialen  Bildungen 
hindrängenden  ErgAuzungsstrebeas.  Aach  mit  anderen  Theorien 
steht  die  psychologische  Lehre  in  engerem  oder  loserem  Zusammen* 
hang,  so  mit  der  naturrechtlichen,  insofern  sie  in  bestimmten 
menschlichen  Trieben  (Geselltgkeitstrieb ,  Ntttslichkeitsstreben» 
Furcht),  den  Motor  zur  Staatenbildung  erblickt  Namentlich  aber 
tritt  sie  in  neuerer  Zeit  im  Verein  mit  der  ethischen  Theorie 
auf,  indem  die  historisch  psychologische  Erscheinung  des  Staate» 
zugleich  als  vernünftig  behauptet  wird  *).  Das  geschichtlich  Ge- 
wordene trUgt  in  solcher  Auffassuii;^  die  biltliche  Anforderung  iu 
sich,  a>  als  «-in  Vernlinf'ti^^es  anzuerkennen.  Anderseits  aber  wird 
bei  der  Abwendung  von  der  Metajdiysik ,  die  heute  vorherrscht, 
die  Frage  nach  der  absoluten  Vernlinttigkeit  des  Staate«  in  der 
Begel  nicht  mehr  berührt  und  von  Philosophen^)  wie  Historikern 
eine  rein  psychologische  Rechtfertigung  des  Staates  aus  seinem 
in  der  menschlichen  Organisation  beruhenden,  historisch  not- 
wendigen Dasein  vorausgesetzt. 


')  Daher  küniieu  viele  Anhänger  der  ethiachen  Theorie  auch  hier 
genannt  werden.   Ferner  Las  so  u,  S.  298  tl*. 

*)  In  den  neuesten  Systemen  der  Ethik  von  Wundt,  Penisen, 
Hdffding,  die  doch  ex  professo  vom  Grunde  des  Staates  zu  handeln 
bitten,  wird  diese  Frage  nicht  erOrtert,  oder  doch  nur  gestreift. 
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Die  Kritik  der  in  den  beiden  zuletzt  dargestellten  Theoriea 
enthaltenen,  heute  hemchenden  Lehren  ist  mit  der  nun  folgenden 
ijatematiaclien  BrOrtemng  des  Problems  m  verbinden* 

in.  Systeaatisehe  EHtwieklaij^  4er  RMltfertiii^aiigsMre. 

Der  kritische  Überblick  der  bisher  aufgestellten  Theorien 
ergibt,  dafs  es  sich  i\lr  sie  alle  nicht  um  Begründung  der  staat- 
lichen Gemeinschaft  in  ihrem  gansen  Umfange  handelt,  sondoni 
nnr  nm  eines  ihrer  Elemente,  nämlich  des  Imperiums,  der 
Herrsehafts-  und  Zwangsgewalt.  Denn  sie  allein  bezeichnet  den 
Punkt,  wo  dem  Einselwillen  ein  anderer  mit  dem  Anspruch  ent- 
gegentritt, ihn  zu  bestimmen  und  nötigenfalls  zu  beugen,  ja  sogar 
zu  Temichten.  Daher  ist  es  die  Existenz  einer  Zwangsgewalt,  die 
notwendig  die  Frage  hervorruft:  Warum  soll  das  Individuum  sie 
sich  gefallen  lassen?  Wenn  die  psycholo«j:ische  'riicori«'  auf  die 
menschliche  Anlage  zum  Staate  hinweist,  so  liegt  darin  keine  be- 
friedigende Antwort.  Denn  nur  die  Gemeinschaft,  das  Leben  in 
der  Gesellschaft  kann  aus  der  geselligen  Natur  des  Menschen 
deduziert  werden,  nicht  aber  die  Zwangsorganisation  oder  Zwangs* 
gewalt  Aristoteles  erklärt  in  seiner  Lehre  Ton  der  Ent- 
stehung des  Staates  nur  die  Oesellschaft;  fehlt  doch  seiner  Staats- 
definition das  wesentliche  Merkmal  der  Staatsgewalt^).  Dafs 
jeder  Verband,  am  meisten  aber  der  höchste,  Autarkie  besitzende, 
mit  einer  die  Verbandszwecke  versorgenden,  den  Widerstand  der 
Glieder  brechenden  Gewalt  ausgerüstet  sein  müsse,  begründet  er 
nirgends,  setzt  es  vielmehr  als  selbstverständlich  und  daher 
keines  Beweises  bedürftig  voraus.  Ebensowenig  bt'triedigt  die  auf 
Grund  der  landlUufigeu  Auffassung  der  aristotelischen  An- 
sichten") in  der  Gegenwart  häufig  vorgetragene  Lehre  von  dem 
natürlichen,  organischen  Werden  des  Staates.  Denn  staatlicher 
Zwang  wird  jederzeit  tou  bewufst  üandelnden  gegen  bewufst 
Handelnde  gettbt;  nicht  um  unbewnfst-organische,  sondern  um 

^  d*  I»  nUtwttP  MWfttav  tmiMatta  tiJüioe  noXtt  f di},  nuans  l/ovott 
n/gas  r^f  adragxifas  cuf  ^noi  ttnm-,  yivoufv^  ftkv  ohv  tov  C^V  iVfXir, 

ovom  cf^  TOV  tv  ;P,v.   Polit  I,  2,  12.52b,  27  ff. 

-)  Aristoteles  spricht  1,2,  r258a,  :^0,  von  der  „opt/i;",  die  in  allen 
auf  Bildung  des  Staates  gerichtet  ist.  Das  ist  aber  nichts  anderes  als 
der  G  e  s  e  1 1  i  g  k  e  i  t  s  t  r  i  e  b ,  der  durch  die  höeliste  Form  tler  (  iesell- 
schaft  befriedigt  wird,  die  .Aristoteles  nur  durch  ihren  Zweck,  nicht 
aber  durch  ihre  Struktur  von  anderen  Gesellschaftsformen  scheidet. 
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bewiifst-willkttrliche  Vorgänge  handelt  es  sich  beim  Dasein  und 
Wirken  der  staatlichen  Zwangigewalt  Diese  Zwang^gewalt  gnr 
auf  einen  oiganisehen  Staatstrieb  rarttekinAlhren,  ist  ein  dnrchaos 
verkehrter  Gedanke;  einen  Trieb,  sieh  beherrschen  wa  lassen, 
dürfte  wohl  kein  Psjrehologe  anerkennen;  Aristoteles  be- 
hauptet das  nicht  einmal  vom  Sklaven.  In  Wahrheit  meinen 
aurh  die  Anhänger  des  „ Staatstriebes nichts  anderes  als  den 
Gesellschaft.strieb, 

Aber  anch  der  Hinweis  auf  die  ununterbrochene  historische 
Existenz  des  Staates  genUgt  für  die  Lösung  der  vorliegenden 
Frage  nicht,  denn  gar  manche  seit  undenkbaren  Zeiten  nachweis- 
bare Institution  hat  später  ihr  Wesen  gelindert  oder  sehlieblieli 
selbst  ihr  Dasein  verloren.  Anf  Grund  der  historischen  Er- 
fahrungen, die  Augustinns  su  Gebote  standen,  konnte  er  den 
Sats  aufstellen,  dafs  die  Sklaverei  so  lange  dauern  werde  als  der 
irdische  St^at.  Die  anaichi>tisihe  und  sozialistische  Geschichts- 
philosophie leugnen  nicht,  dafs  Vergangenheit  und  Gegenwart  den 
Zwangsstaat  als  notwendige  historische  Erscheinung  zeigen ,  und 
fordern  trotadem,  die  eine  Staatslosigkeit,  die  andere  einen  Staat 
ohne  Zwangsgewalt  fUr  die  durch  menschliche  Tat  zu  realisierende 
Zukunft.  Die  psychologisch-historische  Theorie  erklärt  mit  nickten 
die  Notwendigkeit  der  staatlichen  Zwangigewalt.  Von  ihr  ans 
ist  und  bleibt  der  Staat  eine  historische  Kategorie,  der  als  solcher 
niemals  der  Charakter  einer  Rechtfertigung  innewohnen  kann« 
Sie  erklärt  das  Sein,  aber  nicht  das  Seinsollen  des  Staates. 

Um  den  Staat  zu  rechtfertigen,  bedarf  diese  Lehre  demnach 
einer  Ergiinziin^.  Sie  wird  allerdings  nicht  darin  liegen  können, 
dafs  der  Philosoph  durch  einen  Machtspruch  den  Staat  fUr  ver- 
nunftnotwendig erklärt,  wie  es  bisher  von  den  meisten  Ver- 
tretern der  ethischen  Theorie  geschehen  ist,  die  das  historisch 
Gegebene  oder  zu  Erreichende  zu  Elementen  eines  metaphysischen 
Weltbildes  sublimierten.  Vielmehr  kann  der  Nachweis  der  Not- 
wendigkeit des  Staates  nur  durch  sorgfUltige  Betrachtung  der 
gegebenen  Welt  und  der  Personen,  für  welche  er  bestimmt  ist, 
gerulnt  werden.  Nicht  geführt  kann  er  werden  fUr  die,  welche 
grundsiitzliili  die  Welt  und  den  historischen  Prozefs  verwerfen, 
also  z.  P».  für  extreme  religiöse  Anarchisten  und  jene  Nihilisten, 
die  nur  zerstören  und  nicht  aufbauen  wollen  und  jede  Diskussion 
ihres  Beginnens  abweisen.  So  wenig  der  entschlossene  Selbst- 
mörder vom  Werte  des  Lebens  ^  so  wenig  werden  solche  vom 
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Werte  des  Staates  Uberzeugt  werden  können.  Gericbtet  wirden 
kann  die  Rechtfertigung  des  Staates  anr  an  diejonigen,  welcbe 
grundsätzlich  die  Koltor  and  daher  anch  deren  Bedingimgeii  be* 
jalien«  Für  diese,  miJge  ihr  Standpunkt  sonst  aneh  noek  so 
extrem  und  staatsfeindlick  sein,  eigibt  aber  wissensckafUieke 
Untersoeknng  folgende  nnverrUekbare  Besoltate. 

AUee  erspriefslicke  menseklicke  Wirken  ist  nor  mdglick  nnter 
der  Vbranssetsang  des  Bestehens  von  Organisationen,  d.  h.  von 
festen,  konstanten  Verbin<liin^<*n  einer  Mehrheit  menschlicher 
Willen.  Sowohl  zu  geineinsamer  Abwehr  von  St^>run«^«'n  als  auch 
zu  fromeinsamer  schafteuder  Arbeit  liaben  stets  Orj^anisationen 
der  mannigfaltigsten  Art  und  von  den  verschiedensten  Werten 
bestanden  und  bilden  sich  fort  and  fort  innerhalb  des  staatlichen 
Verbandes.  Schon  diese,  Überwiegend  durch  freien  Willen  ihrer 
Glieder  gesckaffenen  VerblUide  bedtlrfen  einer  mit  Macktmittehi 
atu^gerllstetett  Oiganisation,  um  an  existieren  nod  ikre  Zwecke 
xa  erfklllen.  Ohne  das  Dasein  einer,  wenn  auch  noch  so  leichten 
Disiiplinaigewalt  Termag  kein,  noch  so  locker  gestalteter  Verein 
und  keine  geordnete  Versammlung  ungestört  ihre  Tätigkeit  aus- 
zuüben. 

Ist  nun  schon  die  Erroichunj:r  pai tikularer  Lebenszwecke  aus- 
schliefslich  durch  den  isolierten  Menschen  unmöglich,  so  ist  das 
in  noch  höherem  Grade  der  Fall  mit  der  Gesamtheit  der  Lebens- 
xwecke.  Diese  können  vom  Individuum  nur  verfolgt  und  erreicht 
werden  unter  der  Voraussetzung  des  Daseins  einer  Rechtsordnung, 
die  sowohl  jedem  die  Schranken  seines  Handelns  absteckt,  als 
anch  den  Einaelwillen  im  Oemeininteresse  in  voransbestimmte 
Bahnen  lenkt  Allerdings  wirkt  nicht  nur  das  Becht  schranken* 
ziehend  nnd  regulierend.  Allein  die  anderen  sozialen  Httchte, 
die  ebenfiüls  solche  Wirkung  haben,  sind  für  sich  allein  nicht 
hinreichend,  diese  Schranken  nnter  allen  Umständen  zu  sichern. 
Wer  das  leu^n«'t  und  meint,  dafs  ein  niutualistisclies  System  des 
wirLschaftlichen  Verkehrs  eine  natürliclie,  sich  stets  (lMr(  lisetzendo 
Harmonie  der  menschlichen  Interessen  hervorrufen  oder  dafs  ver- 
nünftige Selbstsucht  oder  irgendein  anderes  Element  unserer 
psychischen  Ausstattung  bewirken  werde,  dafs  Verkebrsnormen, 
die  sich  ohne  Rechtsswang  realisieren^),  als  Bedingungen  des 


Worin  der  Unterschied  beider  Gattungen  von  Regeln  besteht, 
wird  unten  Kap. XI  ei<(rtert  weiden.  Stammler,  Theorie  des  Anarcbis- 
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sozialen  LebenB  gonügeu,  der  hat,  wie  alle  Utopisten,  eine  falsche 
und  einseitige  Grundansicht  vom  Wesen  des  Menschen,  indem  er 
in  unklarem  Optimismus  den  Menschen   für  sozial  vollkommen 
hält  und  die  Schwächen  der  meDschlichen  Natur  nicht  ihr,  Kondem 
den  äufseren  Verhältnissen  Eoschreibt.   Diese  modernen,  die  Not- 
wendigkeit des  Staatsswanges  negierenden  anarchistischen  Lehren 
beseichnen  die  letste  logische  und  praktische  Konseqaena  der 
naturrechtlichen  Reohtslehre,  die  den  Bechtsswang  nicht,  wie  sie 
beabsichtigte,  ans  dem  Willen  des  Individnums,  sondern  aas  einer 
anderen  causa  remota  absuleiten  geswungen  war.   Hackt  man 
aber  Emst  mit  der  Lehre,  dafs  individueller  vernünftiger  Wille 
letzter  Grund  der  sozialen  Institute  sein  müsse,  so  er<;ibt  sich  der 
Kechtszwang  als  unmöglich;  er  ist  und  bleibt  nackte  Gewalt*). 
Bei  näherem  Zusehen   findet   man  bald ,   dafs   der  Mensch  der 
anarchistischen  Theorie  das  naturrechtliche  blutleere  Schemen  des 
auSBchliefslich  durch  verstUndige  Motive  bestimmten,  von  Hause 
aus  geistig  reifen  Menschen  ist,  des  alten  biblischen  Adam,  der 
bei  ihr  seine  letste  sichere  Zufluehtsstitte  gefunden  hat.  Nur 
wird  dieser  Adam  von  keiner  Erbsttnde  berührt  und  kann  daher 
sein  rationalistisches  Dasein  in  seinen  Kindern  in  Form  einer 
staatslosen  Oesellschaffc  ruhig  fortsetzen.    Aber  auch  die  soiia- 
listische  Wendung  des  anarchistischen  Gedankens,  die  den  Staat 


nnis,  S.  24,  und  Wirtseliaft  und  Hecht,  S.  125  ff.,  4sl  ff.,  st.-llt  der  Rechts- 
regel die  Konvontionalrept'l  tref^enüber,  die  ilim  ;^ufolp»'  niu"  kraft  Ein- 
wilH^rmiLT  der  ihr  ITntnstel Itcn  gölten  soll,  eine  sehit-ft'  AiiffassmifT  c^er 
niehtjuri^tischcn  sozialen  Nonnen,  die  überdies  das  ganze  di^positive 
Recht  des  Rechtscharakters  beraubt  und  sur  „Konveutioualregel" 
stempelt.  Aus  der  Tatsache,  dafs  ich  mich  einer  sozialen  Norm  ent- 
siehen  kann,  folgt  keineswegs  auch,  dafs  sie  nur  yennOge  meiner  Ein« 
willigung  gelte.  Die  Geltung  solcher  wie  aller  Normen  beruht  auf  innerer 
Erfahrung,  die  von  der  dunkeln  Empfindung  bis  zur  klaren  Oberzeugung 
gehen  kann,  dafs  man  durch  die  Norm  verpflichtet  sei,  nicht  auf  der 
Mötjliclikeit,  ihre  Ueltimg  zu  verneinen,  Stanimh  r  operiert  mit  dem 
Be<XiifV  (ii-^^  (IclteiKs.  ohne  ihn  iiirendwif  zu  erklären,  l'ml  doch  ninfj»ten 
l'nteiHUchunj^en  wie  die  seinen  zuerst  die  kritische  Frage  enirtern: 
Was  heifst  eine  gültige  Regel,  und  wie  ist  ein  Geilen  für  den  Willen 
möglich  ? 

>)  Das  einzige  dieser  so  mannigfaltige  Nuancen  aufweisenden 
anarchistichen  Lehren  gemeinsame  Element.  Vgl.  Eltsbacher,  a.  a.  0. 
S.  262. 

*)  Das  ist  treffend  hervorgehoben  von  Bernatzik,  Der  Anarchis- 
mus,  in  SchmoUers  Jahrbuch  XIX,  1895,  8.  15  f. 
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als  eine  historiRche  Episode  betrachtet,  leidet  an  demselben 
rationalistischen  Optimisniis,  der  eine  in  nng— Mhlten  Exemplaren 
Toriiandene,  fleischlose  Poppe  mit  denselben,  stets  gleichbleibenden 
etlrisdien  Nonnalgehalt  als  die  Grandlage  der  GeseUschafl  an- 
siebt: den  in  Freiheit  dressierten ,  immer  arbeitslastigen  and 
kolMrtiTistiseh  gestimmten  Menschen.  Kraft  der  dnreh  keine 
Theorie  zu  beseitigenden  ethischen  Minderwertigkeiten  wtlrde 
indes  auch  diti  Hozialistische  Zukunftsgesellschaft  die  Erscheinuij^ 
des  Verbrechens  kennen.  Wäre  das  Privateigentum  an  Produktions- 
mitteln in  Kolioktiveigentum  verwandelt ,  so  gäbe  es  noch  eine 
FttUe  yerbrecherischer  Angriffe  auf  Person  und  Freiheit,  vor 
allem  aber  eine  Defraudation  an  der  gesellschaftlichen  Arbeit. 
Sodann  kannte  eine  sosialistische  Gesellschaft  nicht  ohne  eine 
mit  unbedingter  Befehlsgewalt  ansgerttstete  Leitang  der  0konomi- 
sehen  Produktion  existieren,  deren  Zwangsmaeht  g^n  Wider- 
strebende wegen  des  gesteigerten  socialen  Wertes  der  individnellen 
Titigkeit  viel  gröfser  sein  mtlfste,  als  die  des  heutigen  Staates. 
FUr  die  tansendfllltigen  sozialen  Interessen,  die  einer  nmsichtigen 
Zentralisation  bedürfen,  wie  vor  allem  das  Verkehrswesen,  niüfsten 
beruflich  gel)ildete  und  dauernd  angestellte  Beamte  vorhanden 
sein.  Daher  sind  alle  Phrasen  von  freier  (iesellschaft  und  Auf- 
hebung des  Staates,  die  mit  so  groüser  Energie  in  der  neueren 
sozialistischen  Literatur  vorgetragen  werden,  eitel,  den  wahren 
Sachreriialt  nur  dem  Unkundigen  verhüllend'). 

Aber  auch  wenn  wir  die  Möglichkeit  einer  materiell  auf 
reiner  Interessenbarmonie ,  formell  nur  auf  nich^uristischen 
Verkebrsregeln  beruhenden  Organisation  des  Gemeinlebens  als 
reale  Möglichkeit  zugäben,  so  wtlrde  doch  der  Zwang  des  freien 
Verbandes  gegen  das  Individuum  nur  andere,  grausamere  Formen 
annehmen   als  der  staatliche  Kechtszwang       Ein  dauernd  nur 

1)  Vgl.  von  sosialistisoher  Seite  die  sutreffenden  kritischen  Aus- 
f&hmngen  yon  Ed.  Bernstein,  Zur  Geschichte  und  Theorie  des 
Sotialismus,  1901,  S.  197  ff. 

Stammler,  Theorie  des  Anarebismus,  S.  42 f.,  grfindet  gemäfs 
seiner  Lehre  von  der  Konventionalregel  die  Berechtigung  der  Hechts- 
Ordnung  auf  ein  ganz  untergeordnetes  Moment:  dafs  son.st  Handlungs- 
nnß.hi«rp  ans  dfr  Gemeinschaft  ausgeschlossen  lili»')H'n.  Hat  man  aber 
••rkainit .  dafs  die  Geltung  nichtjuristisrher  sozialer  Ke<reln  iiii-ht  not- 
wendig von  der  P^imvilligung  der  Ge.sells(  }iat"t>^lifder  ahliaiii^t ,  so 
schwindet  dieses  Ari»iiment.  Elternliel»e ,  humane  Über/eu^Mingen, 
praktische    Erwägungen  bilden  die  nichtjuristische  und  auch  nicht 
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auf  freiem  Willen  der  Mitglieder  beruhender  Verband  würde  nie- 
mand den  Anspruch  auf  Aufnahme  iu  eioen  solchen  VerkMwd 
geben,  es  könnten  daher  viele  rU  den  anderen  eng  irgend* 
welehem  Gmnde  nnsympathisch  gänalich  isoliert  bleiben  and  damit 
dem  Untergang  geweiht  sein.  Sodann  mlllste  nieht  nnr  jedem 
der  Austritt  ans  dem  freien  Verbände  freistehen,  sondern  aneh 
den  anderen,  die  den  Verkehr  mit  einer  bestimmten  Person  ans 
irgendwelchem  Gmncle  nieht  fortsetien  wollen,  ein  Ansstofsvngs- 
recht  gegeben  sein:  wie  einer  mit  allen  so  könnten  alle  mit 
einem  jederzeit  den  Verband  Uisen.  Sie  würden  es  zweifellos 
tun.  wenn  der  eine  konstant  gegen  die  Zwecke  des  ganzen 
handelte.  Daher  würde  auch  ein  ohne  Herrpchergewalt  kon- 
stituierter, auf  nichtjuristischen  Verkehrsregeln  ruhender  Verband 
die  Strafe  kennen,  nnd  zwar  die  Ausstofsangsstrafe,  die  Friedlos- 
legnng,  die  Exkommunikation,  die  viel  hftrter  träfe,  als  heute 
die  schwersten  staatlichen  Strafen.  Die  Ausstofsungsstrafe  würde 
aber  die  Sanktion  für  die  freiwillige  Unterwerfhng  unter  andere, 
yom  Verbände  fttr  das  Verbleiben  in  ihm  aufgestellte  Begeln 
bilden  Daher  hätte  auch  ein  solcher  Verband  sein  Beeht  und 
seinen  Zwang.  Höbe  man  irgendwo  durch  Gesamtbeschlnb  den 
Staat  auf,  um  eine  freie  Gesellschaft  in  irgendwelcher  Form  an 
dessen  Stelle  zu  setzen,  so  würden  Hecht  und  Zwang  und  mit 
ihnen  das  Imperium  sofort  wieder  in  anderer  Form  zurückkehren"). 

In  Wahrheit  aber  ist  es  nur  die  Hechtsordnung,  möge  sie  im 
konkreten  Falle  noch  so  mangelhaft  sein  und  die  einen  Uber 
Gebühr  erhöheui  die  anderen  an  tief  hinabdrttcken,  dem  Mächtigen 

konventidiK'llt'  Rcjrel  aus,  dafs  für  die  HjindlungsunlVihigen  zu  sorpen 
sei.  Von  Stammlers  Standpunkt  aus  liefse  sich  daher  „das  Recht 
des  Rechtes''  überhaupt  nicht  erweisen.  In  Wirtschaft  nnd  Recht, 
8.  551  ff.|  rechtfertigt  er  allerdings  das  Recht  anders  und  sutreffiBnder 
als  notwendiges  Mittel  su  einer  allgemein  gfiltigen  Gesetsmälsigkeit  des 
sozialen  Lebens  der  Mensdien  (namentlich  8.  557). 

')  Wie  für«  htbar  die  Vereinsgewalt  dem  einzelnen  Mitgliede  auf 
dem  Boden  der  heutigen  gesetzlichen  Vercinsfreiheit  werden  kann,  be- 
weisen die  hinlist  lehrreichen  Daten  und  Ausführungen  von  A.  Leist. 
Untersuchuugea  zum  inneren  Vcreinsrecbt,  11K)4,  namentlich  ä.  3  ff. 
und  t^". 

-)  Eine  vorzügliche  Kritik  der  a'u  h  in  den  Einzelheiten  so  sehr 
widersprechenden  anarchistischen  Lehren  bei  A.  Menget,  Neue  Staats- 
lehre, S.  7  ff.,  wo  namentlich  auch  dargelegt  wird,  dafo  swisehen  den 
verschiedenen  anarchistischen  Gruppen  notwendig  Streit  entstehen  mfisse 
und  jedes  Mittel  der  friedlichen  Streitentscheidnng  fehlen  wfirde. 
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hold  sein,  dem  Sehwachen  kärglichen  Schate  erteilen^  welche  die 
Möglichkeit  eines  geaeUsehaftlichen  Lebens  garantiert.  Ihr  gUn»- 
fiebfls  Fehlen  liefiBe  die  natttrlicben  Maehtverhiltnisse  in  noeh 
gns  anderer  Weise  walten,  als  es  selbst  die  nnbilligste  Rechts- 
Ordnung  sncngeben  imstande  tst^).  Wenn  irgendein  Sats  riehtig 
tstf  80  der,  dafs  das  bellum  omniiim  contra  omnes  die  notwendige 
Folge  des  Fehlens  von  Staat  und  Recht  wäre.  In  solchem  all- 
gemeinen Kriege  würden  «ich  aber  sofort  tatsächliche  Macht-  und 
Abhängigkeitsverhältnisse  bilden.  Das  lehrt  uns  die  Zeit  anvoll- 
kommenstea  Rechtsschutzes,  die  das  Mittelalter  so  häufig ,  am 
•ürksten  in  der  Zeit  des  Interregnums,  aufweist  Die  Unter- 
•ddede  iwisehen  dem  Starken  nnd  dem  Schwachen,  dem  Rück* 
oehtslosen  nnd  dem  Mitleidigen,  dem  Gütigen  nnd  dem  Schurken 
safraheben,  ist  keine  Maeht  der  Welt  imstande,  nnd  darum  ist 
€§  nicht  zweifelhaft,  welchem  von  diesen  Typen  in  der  recht- 
losen und  entrechteten  Gesellschaft  der  Sieg  bestimmt  wiiio, 

I)azu  kommt  noch,  dafs  alle  Berechnung  der  Zukunft  als 
notwendiger  Bedingung  sozialen  Handelns  nur  auf  Grund  des 
Rechtes  möglich  ist.  Die  Wirkung  egoistischer  oder  altruistischer 
Motive  auf  andere  Individuen  auch  nur  einigerma(sen  sicher  au 
beieehnen,  bt  TermOge  der  unendlichen  ethischen  Mannigfaltig- 
keit der  Individuen,  die  nur  dem  Doktrinär  unbekannt  ist,  un- 
aBgUeh«  Nur  das  Reebt  und  die  es  garantierende  Herrscher- 
gewslt  kennen  jene  Mannigfaltigkeit  derart  einengen ,  dafs  man 
im  Verkehre  mit  einer  gewissen  Sicherheit  auf  den  gesellschaft- 
lichen Charakter  der  Handlungen  anderer  zu  bauen  vermag.  Die 
von  dem  Xaturrecht  behauptete  ursprüngliche  rechtliclie  Gleich- 
heit der  Menschen  findet  in  Wahrheit  erst  in  der  staatlichen 
Bechtsgemeinschaft  in  der  Richtung  statt,  daÜB  jeder  voranssetst, 
jeder  andere  werde  durch  Rechtsnorm  und  Rechtsswang  in  gleicher 
Weile  bestimmt. 

Wer  also  nicht  des  Glanbens  lebt,  dals  blindwirkende  In- 
itinkte  oder  allgemeine  sittliche  Vollendung  das  Neben-  und 
Miteinanderexistieren  der  Menschen  besser  garantieren  würden  als 
das  Recht,  mufs  dieses  als  notwendig  anerkennen.  Tier  oder 
Gott,  die  alte  aristotelische  Alternative,  gilt  in  alle  Ewigkeit 
fiir  das  von  Natur  staatsiose  Geschöpf. 

>)  Tortrefflieh  hat  Merkel,  Jurist  Enzyklopädie,  S.  21,  hervor- 
gehoben, da6  das  konkrete  Recht  stets  mit  einem  gewissen  Mafse  von 
ÜDgerechtigkeit  behaftet  ist. 
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80  fUllt  denn  die  Frage  nach  dem  Grunde  des  Staates 
wesentlich  zusammen  mit  der  nach  dem  Grande  des  Rechtes 
Diese  alte  and  ewig  nene  Frage  bat  bereits  vor  Jahrtansendea 
die  richtige  Antwort  gefnnden.  Noch  ist  keine  bessere  LSsaBg 
des  Problems  enfgestellt  worden  als  die,  welche  ihr  Aristoteles 
hat  snteil  werden  lassen  in  jener  Stelle  der  Politik,  die  n 
den  ttefiiten  Einsichten  slthlt,  welche  der  Mensch  von  seinem 
Wesen  gewannen  hat:  „Wie  der  Menscli,  wenn  er  im  Staat  seine 
VoUeudung  findet,  das  beste  unter  allen  Geschöpfen  ist,  su  ist 
er  losgelöst  von  Gesetz  und  Kecht  das  allerschlimnibte.  Ist  ja 
gerüstetes  Unrecht  das  geftüirlichste.  Und  der  Mensch  ist  ge* 
schaffen  mit  einer  Rüstung  zn  Einsicht  und  Tugend,  kann  die- 
selbe jedoch  gar  leicht  zum  Gegenteil  gebrauchen ;  deshalb  ist  er 
auch  ohne  Tugend  das  wildeste  und  ruchloseste  Geschöpf, 
schlimmer  als  alle  anderen  in  Unsucht  und  Völlerei.  Die 
rechtigkeit  nun  aber  (der  Gegensats  su  jenem  gefährlichen  Un- 
recht) ist  an  den  Staat  f^ebunden ;  denn  das  Recht  ist  nichts  als 
die  Ordnung  der  staatlichen  Gemeinschaft,  und  es  bestimmt  seine 
Entsclieidung  nach  dem  Hegritl  der  (iereclitigkeit" 

Wenn  so  eine  wissenscbaflliche  Begründung  des  Staates 
möglich  ist,  so  wäre  es  weit  «refehlt,  daraus  xu  schliefsen,  da£i 
sich  irgendeine  bestimmte  Form  des  Staates,  eine  Verteilung 
der  Herrschaftsbeftignisse  in  ihm,  iifpendwie  aus  einem  allgemeinen 
Principe  als  allein  gerechtfertigt  ableiten  Heise.  Gerade  weil 
2U  allen  Zeiten  politische  und  sosiale  Parteien  und  ihre  theore- 
tischen Partisane  in  derartige  Lehren  zu  verfallen  geneigt  sind, 
inufs  die  ernste  Wissenschaft  soh'hes  Heginnen  von  sich  abweisen. 
Einen  alltrt'mein  gUlti«ren  Idealtypus  des  Staates  k<>mite  man  nur 
auf  Grund  nieta])h\ sischer  Prinzipien  behaupten,  über  welche 
Übereinstimmung  niemals  stattfinden  wird.  Jeder  Einzelstaat 
aber  in  seiner  konkreten  Ausgestaltung  ist  das  Werk  geschicht- 
licher MXchte,  deren  Wirkung  sich  swar  begreifen,  aber  niemals 
als  absolut  vemttnftig  und  daher  schechthin  anzuerkennend  dar- 
stellen läfst.  Der  praktischen  Politik  und  den  Wünschen  der 
Parteien  bleibt  ihr  Becht,  das  Gegebene  zu  Terttudem,  gewahrt^ 

*)  Wenn  auch  nicht  nur  im  Staate  Recht  sich  bildet,  so  bedarf 
doch  alle  Rechtsbilduug  zu  aller  Zeit  eines  höchsten  Macht-  und 
Rechtsverbandes.  Man  erinnere  sich,  was  fräfaer  Ober  die  djnamiache 
Natur  des  Staatsbegriffes  gesagt  wurde. 

s)  Pol.  I,  2,  1253  a,  31  S. 
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wiiKiiscliafUiehe  politiiche  UntersuchuDg  kann  nnd  soll  Yer- 
benenuigeii  aiifa«linen.  Eine  Wissensehaft  aber^  die  Partei- 
•uptttchen  absolute  Geltung  nnterlegt  und  irgendeinen  empirisehen 
Staatstypos  rationalisiert  und  für  den  allgemein  gültigen  erklKrt^ 
verfeMt  ilir  Ziel.  Sie  flhensengt  nieht  die  noch  nicht  Überzeugten 
und  erzeugt  statt  gehofFter  Zustimmung  unerwünschte  Opposition, 
wie  jeder  erkennt,  der  die  innere  Verkettung  der  politischen 
Theorien  iu  ihrer  geschichtlichen  Abfolge  erforscht  und  dadurch 
die  Einsicht  erlangt  hat,  dafs  jede  Apotheose  irgendwelcher  staa^ 
heber  Zustände  sofort  die  schärfste  Kritik  und  die  Bationalisierung 
aalgegengeeetzter  Verbllltnisse  henrorgemfen  hat. 

Daher  kann  auch  die  Beehtfertignng  des  Staates  immer  nur 
den  gegenwirtigen  und  künftigen  Staat  ^or  Augen  haben.  Die 
Vergangenheit  steht  als  historische  Tatsache  hinter  uns;  sie  als 
ein  Anzuerkennendes  nachzuweisen,  ist  vergebliche  Mühe.  Meta- 
physische Konstruktion  mag  das  Gewesene  als  vernünftig  oder 
als  naturnotwendig  erklären,  das  Individuum  kann  nur  vom 
Standpunkt  seines  sittlichen  Bewufstseins  aus  urteilen ,  dem  das 
millionenfache  Weh  und  lüend,  das  die  sozialen  Verhititaisse  der 
Veigangenheit,  sweifellos  auch  unter  gewaltiger  Mithilfe  mensch- 
Heber  Schuld,  geaeitigt  haben,  niemals  als  unabltnderliches  Schicksal 
begreiflich  ist.  Beseichnend  ist  es,  da(s  die  Marx-Engels  sehe 
Gsschiehtsphilosophiei  die  den  Staat  für  die  Zukunft  verwirft,  ihn 
Bich  rückwärts  zu  rechtfertigen  unternimmt  und  damit  einerseits 
jedes  Werturteil  über  die  Vergangenheit  abschneidet  und  anderseits 
dennoch  das  nach  rückwUrts  Anzuerkennend«'  als  «las  zu  Über- 
windende erklärt.  Die  wahre  Konsef^uenz  einer  solchen  Lehre 
wäre  aber  die  Verwerfung  jeder  praktischen  Anforderung  an  den 
Willen  auch  für  die  Zukunft.  Denn  wenn  die  Geschichte  von 
emer  von  allen  individuellen  Entschlüssen  unabhängigen,  jenseits 
▼on  Gut  und  Böse  stehenden  ehernen  Notwendigkeit  durchwaltet 
ist,  dann  setst  sieh  das  Notwendige  von  selbst  durch  und  bedarf 
keiner  Anerkennung  von  seiten  des  Indtvidunms. 

Aber  mit  solcher  Anschauung  stehen  wir  auf  dem  Boden 
alter,  wohlbekannter  metaphysischer  Theorien,  die  in  der  Hegel- 
schen  Dialektik  ihren  Gipfelpunkt  erreicht  haben.  Wer  das 
iodi  viduum  aus  dem  geschichtlichen  Prozesse  ausschaltet^  der  hat 
eM  leicht,  die  hier  behandelte  Frage  gänzlich  zu  verwerfen,  da 
die  Sabetaas,  der  Weltgeisty  die  Materie,  oder  wie  sonst  das 
giolse  X  heifsen  mag,  Ober  den  Köpfen  und  durch  die  Köpfe  der 
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Individuen  ihr  Werk  yerrichten.  Wenn  aber  trotzdem  auch  alle 
derartigen  Systeme  eine  melir  oder  minder  klare  Rechtfertignnge- 
lehre  der  geseHschaftliehen  Institutionen  entbalten,  so  ist  das  der 
sicherste  Beweis  dafttr,  dafs  unsere  Frage  nicht  in  umgehen  und 
durch  keine  Klügelei  aus  der  Welt  in  sehalfen  ist 

Wenn  der  Staat  für  Gegenwart  und  Zukunft  gerechtfertigt 
ist,  HO  li<'|:;t  darin  zugleich  die  Aufforderung  an  ihn.  sein  Dasein 
mit  einem  materiell  gerechtfertigten  Inhalt  zu  erfüllen.  Der 
Staat  in  seiner  konkreten  Ausgestaltung,  in  der  Fülle  seines  ge- 
schichtlichen  Daseins  wird  aber  nur  gerechtfertigt  durch  die 
Zwecke,  die  er  vollbringt.  80  leitet  die  Lehre  von  der  Be- 
gründung des  Staates  zu  ihrer  notwendigen  Ergtninng  hinflber: 
der  Lehre  von  den  Staatssweeken, 
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Die  Lehren  Yom  Zweck  des  Staates. 


L  Das  Pr^Uem. 

Die  Lohren  vom  Staatszwecke  haben  älmliclu-s  Schicksal 
gehabt  wie  div  von  der  Kechtfertiguug  des  Staates,  mit  denen 
sie  innig  verknüpft  sind.  Lange  Zeit  standen  sie  im  Mittelpunkt 
der  staatswissenschaftlichen  Diskussion ,  namentlich  iu  der  ersten 
Hilfte  des  19.  Jahrhunderts,  wo  sogar  die  Behauptung  aufgestellt 
wurde  y  da£s  die  ganze  Erkenntnis  des  Staates  von  der  richtigen 
Erkenntnis  seiner  Zwecke  abhSnge  In  der  neuesten  Zeit  aber 
bat  man  die  Frage  nach  dem  Zwecke  des  Staates  entweder  nicht 
mehr  selhstXndig  untersucht  oder  gänzlich  ignoriert  oder  endlich 
die  Frage  selbst  als  eine  mUfsige  und  daher  gar  nicht  zu  erhebende 
erklart.  Zwar  hat  noch  Holtzendorff  seine  Politik  ganz  auf 
die  Leiire  vom  Staatszweck  aufgebaut,  allein  sein  Vorgang  ist  in 
der  neuesten  Literatur  vereinzelt  geblieben. 

Um  sich  über  Wesen  und  Bedeutung  der  hier  zu  erörternden 
Probleme  Klarheit  zu  verschaffen ,  ist  es  notwendig,  genau  fest- 
zostellen,  um  was  es  sich  bei  ihnen  handelt,  zumal  die  Verwirrung 
io  den  Ansichten  hierüber  grenzenlos  ist  Unter  dem  Zweck  des 
Staates  kOnnen  n&mlich  drei  gUnzlich  verschiedene  Probleme  zu- 
sammengefafst  werden.  Es  kann  gefragt  werden,  welcher  Zweck 
der  Institution  des  Staates  in  der  Ökonomie  des  historischen  (Je- 
schehens  im  Hinblick  auf  die  letzte  Bestimmung  der  ^lenschheit 
zukomme,  ferner  welchen  Zweck  ein  individuell  bestimmter  Staat 
im  geschichtlichen  Zusammenhang  gehabt  habe  oder  habe,  und 
endlich,  welchen  Zweck  die  Institution  des  Staates  in  einem  ge> 

')  Vgl  über  diese  Theorien  Murhard,  Der  Zweck  des  Staates, 
lS3si,8.  3ff. 
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gebenen  Zeitpunkt  für  die  ihr  Eingegliederten  und  damit  für  die 
Gesamtheit  besitze.  V).  Von  diesen  drei  niöglichen  Fragen  ist  die 
erste  und  zweite  mit  den  Mitteln  empirischer  Forschung  nicht  zu 
beantworten.  Mit  der  Fragestellung  selbst  hat  man  sich  in  das 
Gebiet  metaphysiseber  Spekul«tion|  mebtens  aber  in  das  Beich 
willkttrlicher  nnd  haltloser  EUnftlle  begeben;  daher  ist  ftlr  den, 
der  den  Boden  der  empirlsehen  Forsehnng  nicht  verlassen  will, 
die  ganse  Fragestellung  eine  mUCnge.  Ich  will  diese  beiden 
Fragen  als  die  nach  dem  objektiven  Zweck  des  Staates  be- 
zeichnen ,  und  zwar  die  erste  als  die  nach  dem  universalen, 
die  zweite  als  die  nach  dem  partikularen  objektiven  Staats- 
zweck. 

Im  Zusammenhang  der  philosophischen  Systeme  ist  seit 
P  1  a  t  o  die  Frage  nach  dem  universalen  objektiven  Staatszweck 
häufig  aufgeworfen  und  beantwortet  worden.  Sie  steht  im  Mittel- 
pankte  der  politischen  Spekulation  des  theologischen  Denkens, 
dem  von  Angnstinns  die  Wege  gewiesen  wurden.  Die  christ- 
liche Theologie  moTste  schon  kraft  des  eschatologischen  Problem» 
die  Frage  nach  dem  letzten  Ziel  des  staatliehen  Lebens  scharf 
ins  Auge  fassen.  Von  bleibender  Bedeutung  sind  diese  theo- 
logischen Lehren  dadurch  geworden,  dafs  sie  zuerst  die  geschicht- 
lichen Krsclieiuungen  nicht  als  eine  jeder  Ordnung  entbehrende 
Abfolge  menschlicher  Erlebnisse,  sondern  als  eine  einem  be- 
stimmten Ziele  zusteuernde  Entfaltung  auffassen.  Dadurch  haben 
sie  mit  den  Anstofs  zu  der  inodcrnen  Idee  der  Entwicklung  ge- 
geben ^  welche  zuerst  auf  die  Geschichte  angewendet,  sodann  in 
neuester  Zeit  auf  die  gesamte  Natur  übertragen  wurde'). 

')  Diese  Unterscheidung  in;>glich<"r  Gosichtspunkte  für  das  Zweck- 
probleiii  ist  bisher  nirgiMuls  unternoinnit'n  worden. 

-)  Der  moderne  Eutwicklungsbegriif  im  Sinne  des  Fortschrittes 
oder  der  Wertsteigemng  geht  auf  Leibnia  xurQck,  dessen  Lehre  sieh 
unter  dem  mitbestimmenden  Einflufs  religiöser  Anschauungen,  gebildet 
bat.  In  voller  Scbftrfe  hat  er  als  der  erste  den  Sats  ausgesprochen: 
„In  cumulum  etiam  pnlchritudinis  perfeetionlsque  universalis  operam 
divinomm,  progressus  qutdem  perpetuus  liberrimusque  totius  universi 
est  agnoscendus,  ita  ut  ad  maiorem  seraper  cultum  procedat."  De  rerum 
oiiginatiniio.  Opera  philosophica,  t'd.  Erdmann,  1840,  p.  150.  Die 
Tiiodrrn«'  n;iturwiss<Misch:ift[iclie  Wi'ltanschauung  sucht  den  durchaus 
rationalen  und  tt  lculugischen  licgritV  der  Entwicklung  dieses  seines 
ursprünglichen  Charakters  zu  entkleiden.  Uber  die  Geschichte  des 
Gedankens  und  Problems  der  Entwicklung  vgl.  namentlich  die  ein- 
gehende Untersuchung  von  Euchen,  a.  a.  O.  S.  185 ff. 


Digii,^uü  uy  Google 


Achtea  Kapitel.  Die  Lehren  vom  Zweck  de«  Staates.  225 


Diese  Frage  nach  dem  objektiven  nniverRslen  Staatszweck 
ist  al»er  gerade  in  der  Zeit,  wo  der  Entwicklungegedanke  als 
allgemeines  Prinsip  von  der  pbUosopliisclien  Spekulation  auf- 
gestellt  wurde,  als  unberechtigt  negiert  worden.  Vor  allem  die  mo- 
derne organische  Staatslehre  silhU  AnbMnger^  welche  die  Zweck* 
losigkeit  des  Staates  behaupten*).    Mit  vollem  logischen  Rechte, 
wenn  man  mit  der  naturwissenschaftlichen  Analogie  Ernst  macht. 
Denn    die   Fragre .    ob   ein   Orj^anismus    irgendeinen   Zwock  ftlr 
etwas  aafser  ihm   Liegendes   habcy    ist  unter  empirisch-natur- 
wissenschaftlichem Gesichtspunkte  nnznlJtssig.    Gewöhnlich  erklärt 
die  Olganische  Theorie,  dals  der  Staat  Hieb  selbst  Zweck  sei,  den 
Zweck  seines  Seins  in  sich  trage'),  was  eben  nur  ein  anderer 
Ausdruck  Air  die  Negation  des  objektiven  Zweckes  ist  Noch 
energischer  als  die  organische  wird  eine  mechanisch-materialistische 
Welt-  und  Geschichtsauffassung  zur  Lehre  von  der  absoluten 
Zweoklosi<irkeit   des  Staates  fretrieben.    Eine  teleologische  Welt- 
an>chauung    wird    hingegen    dem   Staate  einen  über  sein  blofses 
Dasein  hinausreichendea  Wert  zuschreiben ,  indem  sie  den  Sinn 
der  Greschichte  zu  erraten  traclitet^).    £s  httngt  daher  ganz  von 
den  geschichtsphilosophischen  Anschauungen  ab,  die  als  Bestand- 
teil eines  Weltbildes  erscheinen,  welche  objektive  Wertgröfse  der 
Institution  des  Staates  sugeschrieben  wird.   Solche  Philosophie 
der  Geschichte  wird  swar  niemals  gans  aus  dem  Bereiche  der 
Spekulation  verschwinden,  da  alle  Einsicht  in  die  Grenzen  unserer 
Erkenntnis   das   Streben   nach   Totalität   des  Wissens  nicht  zu 
unterdrücken  vermag.    Aber  wenn  aurli  zug'egeben  wird,  dafs  liier 
wie   auf  jedem    Wissensj;ebiete    die   Er^ränzun^  d«'s  Erforschten 
durch  Lugewulstes  und  Unwifsbares  ein  nicht  zu  unterdrückendes 
Bedürfnis  unserer  geistigen  Organisation  ist,  so  entbehren  doch 
tlle  Antworten  auf  die  letzten  Fragen  der  allgemein  tiberzeugenden 
Kraft  und  sind  ttberdies  unvermttgend,  die  realen  Probleme  der 
Gegenwart  befriedigend  zu  lösen.  Ans  dem  Allgemeinsten,  das  sie 


')  So  unter  den  neueren  Freufs,  GeaK-indo.  Staat,  Kcich.  S.  2>^1. 

•)  Zuerst  Sclielling,  Vorl«'?*ungen  über  das  akademische  Studium, 
1806,  8.  235  f..  und  Adam  Müller,  Elemente  der  Staatakunst,  1809,  I, 
8.66f 

*)  Solche  Lehren  vom  universalen  objektiven  Stsatszweck  sind  die 
m  der  Bealisierung  des  Mensehheitszweckes  durch  den  Staat  (Literatur 
btSMurhard,  S.  806 IF.)  und  vom  Abbild  des  allgemeinen  Gottes- 
rdches  durch  den  Staat,  vgl.  Mohl,  finzyklopttdict  8.  84  f. 
'•lliii*k.  Dm  B«dit  dM  moderMii  Staates.  I.  2.  Aufl.  15 
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aufstellen,  kann  lüciuälM  daa  Koukrcte  mit  irgendwelcher  Sicher- 
heit gefolgert  werden. 

Ganz  willkürlich  ist  die  Theorie  vom  objektiven  partikularen 
Zwecke  des  Staates,  der  zufolge  jeder  Staat  seinen  besonderen, 
onr  ihm  zukommenden,  seine  ^schkhtliche  Stellung  and  Be> 
nrteilnng  bedingenden  Zweck  gehabt  habe  und  haben  werde 
Bei  der  Anfstellang  dieser  Zweeke  wird  gewöhnlich  iigendeiae 
der  numnigfaltigeii,  historisch  wechselnden  Tätigkeiten  dea  be- 
treffenden StMtes  henrasg^lta  .m'iid  als  sein  nur  ihm  weeent- 
lieh  eignender  Zweck  erUKrt.  So  wenn  b.  B.  Erobemncp  HUr 
Rom,  die  politische  Freiheit  fllr  England,  die  Wiederherstellong' der 
Glaubenseiuheit  für  das  Spanien  der  Habsburger,  die  Verkörperung 
eines  Reiches  der  Freiheit  fllr  Deutschland  (Fichte),  die  Koloni- 
sierung und  Zivilisierung  Nordasiens  als  der  spezifische  Zweck  für 
das  russische  Reich  bezeichnet  wird.  Im  populären  Hewufstsein 
aber  spielt  diese  Theorie  eine  gro(se  Rolle,  namentlich  wenn  es 
sich  um  internationale  Verhältnisse  handelt.  Wie  häufig  ist  da 
nicht  auch  in  der  Gegenwart  von  den  geschichtlichen  Aufgaben, 
▼on  der  historischen  Mission  des  einen  oder  dea  anderen  Staates 
die  Bede,  während  es  sich  in  Wahrheit  nicht  um  obJektiTe,  von 
einer  höheren ,  die  Gteschichte  dnrchwaltenden  Jlacht  geeetile 
Zwecke,  sondern  stets  nm  bestimmte  —  wirkliohe  oder  vermeint- 
liehe  —  durch  seine  ganae  geschichtliche  Lage  geschaffene  Interessen 
des  Kiuzelstaates  handelt^). 

In  scharfem  Gegensatz  zur  Frage  nach  dem  objektiven  steht 
die  nach  dem  subjektiven  Zwecke  des  Staates,  d.  h.  nach 
den  Beziehungen  des  Staates  zu  den  individuellen  Zwecken.  Diese 
Frage  rnnüs  angeworfen  und  beantwortet  werden,  und  nichts  als 

Die  erste  Spur  dieser  Lehre  bei  Montesquieu,  XI,  &  Als 
Typus  einer  solchen  Theorie  mag  der  Satz  Vollgraf fs  erwähnt 
werden,  dafa  der  griecliisclie  Staat  ein  menBchlich -gesellschaftlicher 
Verein  zur  V<'rherrru'luing  des  Mcnsdipn  in  der  Oattimg  gowo^en  sei, 
v^\.  Murhard.  S.  2'V  Am  LMof.sarti Josten  liat  Hegel  die  Lehre  \om 
uuivorsalen  objektiven  Zwick  uiit  der  vom  partikularen  verbunden, 
iiidem  er  die  btaateu  als  bewufatlose  Werkzeuge  des  Weltgeistea  auf- 
faCst,  deren  immanenter  Zweck  es  ist,  den  Weitgeist  auf  eine  höhere 
Entwicklungsstufe  su  heben.  £s  gibt  welthistorische  YOlker,  die  in 
einer  bestimmten  Epoche  Trftger  der  jeweiligen  höchsten  Entwkklnnge* 
stufe  des  Weltgeistes  sind,  um  sodann,  wenn  ihre  £|ioche  yorbei, 
nicht  mehr  in  der  Weltgeschichte  su  zählen.  Vgl.  Philosopliie  des 
Rechts,  S.  424  ff. 
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ankkre  VermengUDg  des  objektiven  mit  dem  subjektiven  Zwecke 
ist  es,  wenn  ihre  Nicbtberecbtigang  behauptet  wird.  Die  Not* 
we&digkeit  der  Frage  ei^g^bt  sich  ans  folgenden  JBrwägungen« 

Der  Staat  iet  eine  Zweckeinheit  Daher  mnls  die  sociale 
Stsaldehrei  die  von  solcher  StaataanfFasenng  ausgeht,  die  Zwecke 
aschweisen,  die  niie  die  im  Staate  Toreinigte  Vielheit  als  Einheit 
erseheioen  MKUttsL  Das  Dasein  solcher  Zwecke  erj^ibt  sich  ans  der 
unwidersprechlichen  psychologischen  Tatsache ,  dafs  das  Leben 
dei  Staates  in  einer  ununterbrochenen  Reihenfolge  menschlicher 
Handhmgen  besteht,  jede  Handlung  aber  notwendig  durch  ein 
Motiv,  also  durch  einen  Zweck  bestimmt  ist.  Die  Zwecklosigkeit 
des  Staates  in  dem  hier  angegebenen  Sinne  behaupten  hiefse  den 
Sliat  sn  einer  blinden  Natnrkraft  dogradieren ,  ihm  alle  Einheit 
tmd  Kontinnitftt  rauben,  was  doch  nur  Unklarheit  oder  Gedanken- 
Ungkeit  su  tun  yermag.  Jedes  G^esets,  jede  Verfügung,  jede 
Eraeonung,  jeder  StaatenTOrtrag  mnls  einen  Zweck  und  swar, 
gemäts  dem  Bewufstsein  ihrer  Urheber,  einen  vernünftigen  Zweck 
haben,  widrigenfalls  der  Staat  ein  grofses  Tollhaus  wäre. 

Mit  dem  Staate  steht  es  in  dieser  Hinsicht  nicht  anders  als 
mit  den  anderen  sozialen  Institutionen.  Deren  objektiven  Zweck 
(das  liX^gy  wie  Stahl  es  nennt)  zu  erforschen,  ist  Aufgabe  der 
Spekulation,  nicht  der  Wissenschaft,  zumal  hbtorische  Betrachtung 
«BS  alle  Institute  in  fortwKhreudem  Flusse  begriffen  leigt  und 
aebon  ans  diesem  Grunde  von  der  Aufstellung  eines  konstanten 
Zweckes  abgesehen  werden  mufis.  Wohl  aber  henutien  die  ein- 
tdnen  und  die  Gesamtheit  diese  Institutionen  zu  ihren  eigen- 
artigen Zwecken.  Daher  hat  auch  jede  Zeit  ihre  besondere 
AiitTavsung  Uber  den  Zweck  dieser  Institute,  was  die  Erscheinung 
deö  Zweckwaudels  hervorruft  und  erklärt. 

Hier  möchte  nun  der  hie  und  da  erhobene  Einwand  passen, 
dals  eben  jeder  St^iat  konkrete,  jeweilige  Zwecke  hat,  die  allein 
fon  Bedeutung  sind  und  sich  nicht  auf  einen  gemeinsamen  Nenner 
brinfen  lassen^).   Allein  so  yerschiedenartig  auch  menschliches 


0  Z  B.  Gerber,  &  81;  G.  Hey  er,  S.  14.  Alle  solche  nach  der 
geschichtlichen  Lage  und  den  YolkMnschaunngen  wechselnde  Einzel- 
iweAe  lassen  sieh  formal  den  subjektiven  Gesamtswecken  unterordnen. 
Kor  dadurch,  dafii  man  den  hbtorisch  wechselnden  Inhalt  dieser 
Osssmtsweeke  in  der  Begel  verkannte,  kam  man  auf  die  Idee,  neben 
don  idealen  Qesamtzweck  noch  den  partikularen  Zweck  zu  stellen  und 
«Uesen  fiberdies  zu  objektivieren. 
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Handeln  sein  kann  and  so  ▼erschiedenartige  Formen  daher  meuscb- 
Hche  Zwecke  annehmen  kOnnen,  so  werden  doeh  logisch  not- 
wendig die  mannigfaltigsteu  Zwecke  in  bestiiiirate  oberste,  letste 
Zwecke  ztisammeDgeikftt  Der  grOfiite  Teil  der  mensehHchen 
HandlBngen ,  ein  so  bantes  Bild  sie  aocb  gewäbren  mOgen,  und 
so  verwirrend  anch  die  Fttlle  der  nnmittelbar  dnreb  sie  an  er^ 
relebenden  näberen  Zwecke  ist,  ordnet  sieb  doch  dem  obersten 
Zwecke  der  Erbaltttnp^  der  individuellen  Existenz  und  des  indi- 
viduellen Wohlbefindens  unter.  Die  Mittel,  durch  welche  diese 
obersten  Zwecke  erreicht  werden,  sind  von  Grund  ans  verscliieden 
und  damit  anch  die  Mittelzwecke,  allein  die  Vielheit  der  Mittel- 
swecke strebt  doch  nur  wenigen  oder  schliefslich  einem  End« 
swecke  zu.  Daher  ist  es  ganz  richtig,  dafs  jeder  Staat  in  jedem 
Angenblick  seine  besonderen  Zwecke  für  sieb  nnd  seine  An- 
gebörigen  erstrebt;  das  bindert  aber  nicbt,  in  all  diesen  Einxel- 
swecken  einen  grofsen  Gesamtsweck  sn  erkennen. 

An  dieser  Stelle  konnte  aber  yielleicbt  ein  Zweifel  auftaueben 
darüber,  ob  es  nicht  genüge,  Staatsswecke  sn  konstatieren,  bin- 
gegen  die  Reduziernnj»  der  Mittelzwecke  auf  oberste  Zwecke  fllr 
pleiclitjiilti^'  zu  erklUien  Solcher  Zweifel  wird  durch  die  Kr- 
kenntnis  der  grofsen  theort'ti>'chen  und  praktischen  Bedeutung' 
der  obersten  Staatszwecke  ;ie|rtst.  <)line  Kenntnis  dieser  Zwecke 
ist  eine  vollendete  Wissenschalt  vom  Staate  nicht  möglich.  Eine 
rein  formale  Staatädetinition,  die  ^rans  vom  Staatszweck  absieht, 
kann  niemals  ein  vollkommenes  Bild  vom  Staate  nnd  damit  ein 
sicheres  Merkmal  abgeben,  das  den  Staat  Ton  anderen  Bildungen 
unterscheidet,  die  ihm  ebenbürtig  oder  Überlegen  sn  sein  be- 
haupten. Anf  die  mittelalterliche  Kirche  passen  alle  Merkmale 
einer  formalen  Staatsdefinition.  Sie  besafs  ein  Territorinm,  das 
sie  in  Provinzen  nnd  Diflsesen  einteilte;  sie  erhob  den  Anspruch, 
ihre  Herrschaft  auf  alle  in  ilirem  (rebiete  Weilenden  zu  erstrr'cken  ; 
sie  hatte  an  der  ( 'hristenheit  ihr  Volk  und  war  mit  einer  Gewalt 
ausgerllstet,  die  sich  von  jeder  irdischen  stacht  unabhflngig  fühlte, 
deren  SouverHuetÄt  der  des  Staates  weit  überlegen  war.  Sie  gab 
Gesetze,  richtete  und  strafte;  sie  hatte  eine  viel  umfangreichere 

')  So  Ii  e  r  n  a  t  z  i  k  .  Kritische  Studini,  S.  23().  der  aber  allordinL'- 
nur  von  der  Verwendun«;  des  ZweckbegrifFos  für  das  Rechtsli  bin  sprichr. 
Die  Hoziale  Staatslehre  hingegeu  mufs  dem  Zweckproblem  gegenüber 
eine  gans  andere  SteUmig  einnehmen,  als  die  nnmittelbar  praktische 
Interessen  verfolgende  Jnrispmdena. 
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yenraltiiug  als  der  gleichzeitige,  mit  ihr  veigUchen  radinieiitUre 
Staat  ^).  Wenn  sie  trotzdem  nicht  Staat  war,  sondern  Kircha 
blieb,  so  konnte  diese  Einsieht  nnr  ans  dem  Untersehied  ihrer 
Zweeke  von  denen  des  Staates  gewonnen  werden.  Wäre  dem 
nicht  so  gewesen  I  bitte  im  allgemeinen  Bewnlstsein  kein  Unter- 
sehied swischen  den  Zwecken  des  Staates  nnd  der  Kirche  be» 
standen ,  so  hätte  die  ganze  Kirche  fichliefslich  den  Staat  ab- 
sorbiert.  Aber  auch  heute  noch  ist  eine  siiliere  Abj^rcnzung 
zwischen  Staat  und  Kirche  ohne  Erkenntnis  der  Zwecke  beider 
nicht  möglich^). 

Die  praktische  Bedeutun^^  der  Erkenntnis  des  Staatszweckes 
besteht  aber  darin,  dafs  erst  durch  sie  die  psychologisch  und 
ethisch  notwendige  Becbtfertigung  des  Staates  ▼ollendet  wird.  Die 
Lehre  von  dem  Beehtfertignngsgmnde  des  Staates  konnte  nnr 
die  Institution  des  Staates  schlechthin  rechtfertigen,  nicht  aber 
den  Staat  in  seiner  individnellen  Ausgestaltung*  Hier  tritt  nun 
die  Lehre  vom  Staatssweeke  ein.  Dem  naiven  Bewufstsein  wie 
der  wissenschaftlichen  Überlegunj;  drängt  sich  notwendig  die 
1  ra<;e  auf,  warum  die  staatlichen  Institutionen ,  die  docli  nicht 
Itiintle  Naturgewalt«'n  siml ,  in  ilircn  tluri  li  laenschlicheu  Willen 
wandelbaren  und  tatsilchlich  steten  Veränderungen  ausgesetzten 
Formen  existieren,  wozu  die  Opfer  gefordert  werden,  die  der 
einzelne  nnd  die  Gesamtheit  unablässig  dem  Staate  darzubringen 
haben.  Mit  opportunistischer  Leugnung  allgemeiner  Prinsipien 
ftlr  das  staatliehe  Handeln  und  einem  resignierten  ,,es  geht  nun 
einmal  nicht  anders*  oder  mit  der  praktisch  auf  gleicher  Linie 
stehenden  Behauptung  von  dem  Staate  als  Selbstswecke  lassen 
sich  Wehr-,  Steuer-  und  Gtorichtspflicht,  und  wie  all  die  hundert 
Pflichten  heifsen,  die  der  Staat  auferlegt,  nicht  rechtfertigen. 
Daher  berühren  sich  an  diesem  Punkte  Staatslehre  und  praktische 
Politik.  .lede  Änderung  in  der  riesetzpr^'bunji-  nnd  Organisation 
des  Staates  niufs  durch  ilire  Zwcokniiifsigkeit  begründet  werden, 
jeder  Motivenbericht  einer  (iesetzesvorlage  mufd  sich  ausgesprochen 


')  Anhänger  und  Hegner  der  Kurie  behaupten  im  Mittelalter  den 
staatlichen  Charakter  der  Kirclie.  die  als  respublica,  regnuni ,  politia 
, bezeichnet  wird.  Vgl.  Gierke,  (ienossenschaftsrecht ,  III,  S.  540. 
N.  51;  ferner  v.  Eicken,  a.  a.  <).  S.  tf.  \'gl.  aui-li  Friedher;^, 
Lehrbuch  des  kathoUächeu  und  evaugeliöcheu  Kirchuurcchts,  4.  Auti. 
Ib95,  S.  45  ff. 

*)  Vgl  auch  Kehm,  Staatslehre,  S.  32  ft*. 
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oder  stillscbweigend  irgendwie  auf  die  Staatnwecke  sttttaen. 
Daber  kommt  aoeb  der  Gegensats  der  grofsen  politiscben  Parteieo 
snm  Ansdraek  in  den  entgegengesetsten  Ansiebten  Uber  idie 
Staatnwecke.  Liberal  nnd  konserratiy,  nitramontan  vnd  sozia- 
Ustiscb  bedeuten  grundsKtslicbe  Differenzen  Uber  die  Aufgaben 
des  Staates.  Politische  Prinzipion  haben,  heifst  nichts  anderes, 
als  bestimmte  Ansichten  Uber  das  Verhältnis  konkreter  Angelegen- 
heiten zu  den  Mittel-  oder  Endzwecken  des  Staates  haben.  Nur 
vom  Standpunkte  der  Staatszwecke  aus  läfst  sich  ein  Urteil  über 
Wert  und  Unwert  der  Politik  eines  Staates  fällen,  was  dem  Be- 
urteiler nicbt  immer  cur  Kenntnis  m  kommen  brancbt  Alle 
politiscben  Urteile  sind  teleologiscbe  Werturteile^). 

Diese  Anschauung  von  der  Bedeutung  des  Staatszweckes  hat 
sich  am  sichtbarsten  bei  den  bundesstaatlichen  Scliöpfungen  der 
neuesten  Zeit  gezeij^t.  Sowohl  die  Einleitung  der  Verfassung 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika^),  als  die  Verfassung  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft®)  und  der  Eingang  zur  Ver- 
fassung des  Deutseben  Reicbes  ^)  stellen  ausdrUcklicb  die  Zwecke 


Die  Ausführungen  im  Text  lehren  aufs  deutlichste,  dafs  die 
Frage  naeb  den  Staatsswecken  keine  juristiscbe,  sondern  dne  bistoriseb- 
politiscbe  ist,  daber  sie  ancb  in  der  Sosiallebre,  nicbt  in  der  Reebts- 
lebre  des  Staates  vorgetragen  werden.  Es  gibt  daher  kerne  „b«griflFlidi 
notwendigen",  sondern  nur  nacb  den  Ausebauungen  der  Gkacbiebts- 
epochcn  wechselnde  Staatszwecke,  und  die  Einzelheiten  der  politiscben 
Teleologie  dienen  nicht  der  juriistischen  Konstruktion  des  Staats begriffes. 
Daher  ist  die  Kritik,  welche  Preufs,  Über  Organpersönlichkeit, 
a.a.O.  S.  57'2  ff.,  gegen  die  hier  vorgetragene  Lohre  richtet,  methodisch 
gänzlich  verfehlt.  Mit  juristischer  Dialektik  kommt  man  auf  diesem 
Gebiete  nicht  vorwärts. 

8)  Da.H  Volk  errichtet  die  Verfassung  „in  order  to  form  a  more 
perfect  union,  estahlish  justice,  insure  doinestic  tranquillity,  provide  for 
the  commou  dcfence.  promote  the  general  wclfare,  and  secure  the 
blcssings  of  liborty  to  oursclves  and  our  posterity". 

^)  Hiindcsvcrfassunti  vom  29.  Mai  1S74,  Art.  2.  Der  Bund  hat 
zum  Zweck:  Briiaiijitung  der  Unabhängigkeit  des  Vaterlandes  gegen 
aufsen,  Handhabung  von  Ruhe  und  Ordnung  im  innem,  Schutz  der 
Freiheit  und  der  Beebte  der  Eidgenossen  und  Beftfdemng  ibrer  ge- 
mefaisamen  Woblfabrt. 

*)  Der  König  von  Preufsen  im  Namen  des  Norddeutschen  Bundes 
und  die  sftddentscben  Honareben  „scUiefsen  einen  ewigen  Bund  snm 
Scbntse  des  Bundesgebietes  und  des  inneibalb  desselben  gültigen 
Rechtes,  sowie  zur  Pflege  der  Woblfabrt  des  Deutseben  Volkes*. 
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des  rn  gründenden  Staate«  als  Motiv  der  politischen  Nen- 
bildong  auf  / 

So  bedenlaam  gerade  diese  letito  Tatsache  fhr  die  Erkenntnis 
der  im  Bewnlstsein  der  Fürsten  nnd  Völker  lebendigen  An« 
•ehannngen  «her  die  Staatssweeke  ist,  so  mnft  man  sieh  aber 
tnch  die  Grenzen  der  Bedeutung  dieser  politischen  Teleologie  vor 
Aujren  halten.  Die  früher  häufig  gehörte  Behauptung,  dafs  es 
die  wichtigste  Aufgabe  der  Staatslehre  sei,  die  Staat«zwocke  fest- 
zustellen ,  weil  sich  aus  ihnen  deduktiv  die  Gesamtheit  der 
Staatstätigkeiten  ergebe,  ist  iu  dieser  Fassung  unrichtig.  So  wenig 
blois  mittelst  logischer  Gesetze  Erkenntnis,  mittelst  ästhetischer 
Oeoetae  Kunstwerke  ersengt  werden  klinnen,  so  wenig  libt  sich 
durch  blolse  Deduktion  ans  dem  Staatsswecke  irgendeine  positive 
politische  An^be  lösen.  Setet  man  Verwirklichung  des  Rechtes 
als  Staatssweck,  so  sagt  uns  diese  Formel  niemals,  was  als  Recht 
so  gelten  habe,  weil  die  konkrete  Gestaltung  des  Rechtes  immer 
von  deu  jeweiligen  sozialen  Verlialtuissen  eines  bestimmten  Volkes 
abhängig  ist.  Da  derselbe  oberste  Zweck  durch  zahllose  Mittel 
erreicht  werden  kann,  so  belehrt  uns  die  Kenntnis  des  Zweckes 
keineswegs  Uber  die  ihn  verwirklichenden  Mittel.  Daher  zeigt 
such  die  Oesehiehte  der  politischen  Theorien  das  lehrreiche 
Schauspiel,  dals  nicht  selten  die  jeweiligen  Parteiansichten  des 
Anten  scheinbar  mit  logischer  Notwendigkeit  unmittelbar  aus 
dem  Staatszweck  deduaiert  werden.  Solchem  höchst  bedenklichen 
Beginnen  gegenüber  mufs  allerdings  konstatiert  werden,  dafs  der 
koükrete  Inhalt  der  StaatstÄtigkeit  imnin-  nur  empirisch,  und 
zwar  nur  für  den  jeweiligen  Einzelstaat  bestimmt  werden  kann. 

Der  Hinblick  auf  die  obersten  Staatszwecke  bleibt  aber  bei 
jedem  Staate  stets  der  Regulator  der  politischen  Tätigkeit. 
Sie  besagen  sunSchst  nicht  sowohl,  was  su  geschehen,  als  viel- 
mehr, was  zu  unterbleiben  habe,  und  diese  negative  Wirkung  ist 
geschichtlich  von  hohem  Wert  gewesen  und  wird  ihn  auch 


*)  Auch  sonst  haben  Verfassun/^'surkunden  sich  auf  den  Staats- 
zweck berufen.  So  spricht  die  Einleitung  zur  bayerischen  Vi-rfussung 
vom  26.  Mai  lölb  von  den  „allgemeinen  und  besonderen  Forderungen 
dfls  Btaatssweckes".  Am  ausf&hrlicbsten  und  phrasenr^ehsten  ist  der 
Staatssweek  in  der  Konstitution  der  aweiten  französischen  Republik 
vom  4  November  1848  definiert  worden;  vgl.  Daguit  et  Monnier, 
Les  Constitntions  et  les  prindpales  lois  politiques  de  la  France ,  1898» 
p.  238. 
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politisch  noch  in  alle  Zukunft  behalten.  Unsere  ganze  uioderDe 
Kultur  berulit  mit  auf  der  Ühcrzt-ugung ,  dafs  die  Staatsgewalt 
Grenzen  habe,  dafs  wir  nicht  einer  schrankenlosen  Allmacht  unter- 
worfene Staatssklaven  sind.  ]£ine  reiu  formal  -  juristische  Be- 
trachtung des  Staates  kann  niemals  sur  Erkeontais  materieller 
Bchraaken  der  Staatatätigkeit  gelangen,  sie  rennag  keine  anderen 
Sckranken  ansnerkennen  als  die»  welche  der  Staat  sich  selber 
setxty  ist  aber  anfserstande,  den  Inhalt  dieser  schrankensetsenden 
Titigkeit  irgendwie  an  bestimmen.  Die  Ezistens  solcher  Schranken 
ist  erst  durch  die  fortschreitende  Erkenntnis  der  Gebundenheit 
des  Staates  durch  seine  Zwecke  nach^je wiesen  \v(»rdeu.  Das 
grofsartigste  Beispiel  hierfür  bietet  die  heuti<re  Stellung  des 
Staates  zur  Keligion.  Dafs  es  nicht  Aufgabe  des  Staates  sein 
könne,  die  Gewissen  zu  beherrschen,  ist  in  erster  Linie  durch 
die  nach  langen  Kämpfen  errungene  Einsicht  in  die  Grenaen, 
die  dem  Staate  dnrch  sein  Wesen  nnd  daher  dnrch  seine  Zwecke 
gesetst  sind,  erkannt  worden.  Die  Erkenntnb  der  Bedentnng 
des  staatlichen  Rechtssweckes  hat  in  hohem  Grade  mitgearbeitet 
an  der  Überwindung  des  Polizeistaates,  die  Erkenntnis  des  Kultur- 
zweckes an  der  Aufhebung  genicinschädlicher  Institutionen,  Alle 
grofsen  Kevolutionen  der  neueren  Zeit  liaben  unt(M"  Berufung  auf 
den  Staatszweck  begonnen.  Diese  negative,  regulierende  Kraft, 
bewährt  die  Erkenntnis  der  Staatszwecke  aber  fortwUhrend  im 
tllgUchen  politischen  Leben,  indem  sie  einen  kritischen  Mafsstab 
für  die  bestehenden  Verhältnisse  abgeben  nnd  an  ihnen  gemessen 
das  Gegebene  als  ab-  oder  umanschaffend  behauptet  wird.  Aller- 
dings ist  hier  wieder  einer  jener  praktisch  nnvermeidliehen 
Punkte  geg(  b<Mi,  wo  das  Parteiinteresse  sich  an  Stelle  des  Staats* 
Interesses  zu  setzen  trachtrt  und  das  der  Partei  Unbe(j[ueme  als 
staatswidrig  zu  verwerfen  sucht 

11.  Überblick  Uber  die  einzelnen  Zwecktbeorien. 
Die  Geschichte  der  Lehren  vom  Staatsawecke  ist  so  alt  wie 
die  Geschichte  der  Staatswissenschaft.   Bei  Aristoteles  steht 
die  politische  Teleologie  gemäfs  der  ganzen  Anlage  seines  philo- 

>)  Unter  teleologischem  Gesichtspunkt  ergeben  sich  auch  dne  Meng«» 
möglicher  Staatsdefinitiouen  ohne  theoretischen  Erkenntniswert.  Was 
«.  B.  Rf'h  m,  Staatslehre,  S.  U  als  philosophischen,  politischen,  ethischen 
Staatsbegriff  bezeichnet,  sind  nichts  als  teleologische  Beurteilungs- 
mafsstäbe  für  wirkliche  oder  erdachte  Staaten. 
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sopkischen  Sjstems  am  Ausgangspunkt  seiner  Untersuchungen 
aber  den  Staat  Aueb  bei  den  Römern  begegnen  wir  scharf 
•o^prlgten  Auslohten  Uber  den  Staatsaweek,  die  von  be- 
iÜBinendeni  EinüttCs  aof  die  tpfttere  Literatur  waren.  In 
eneigiacher  Weise  tritt  die  Bedeutung  des  Staatsiweekes  In  der 
neueren  naturrecbtlichen  Literatur  hervor,  namentlich  in  Jenen 
Werken,  welche  die  Staatstiitigkeit  in  feste  Grenzen  bannen 
wollen.  Indem  das  Naturrecht  den  Staat  aus  dem  individuellen 
Willen  ableitet,  wird  ihm  der  Staat  zu  einer  iudividueller  Zwecke 
wegen  entstehenden  und  bestellenden  Institution.  Dieser  Zug  ist 
dem  Natorrecht  so  eigentümlich,  dalis  es  nicht  an  Stimmen  ge- 
fehlt hat,  die  das  ganie  Zweckproblem  als  mit  dem  Naturrecht 
überwunden  erklärten.  Mit  dem  Sl^ge  der  hbtorlschen  Schule 
der  Rechts-  und  Staatswissenschaft  mutste  auch  die  politische 
Teleologie  einer  Revision  unterzogen  wenlen,  die  su  einer  tief- 
greifenden Umwandlung  dor  ganzen  Lehre  geführt  hat.  WUhrond 
früher  in  der  Regel  ein  allgt'inciner  Staatszwcck  ohne  uälu're 
Untersuchung  seines  Wesenn  und  der  Art  seiner  Verwirklichung 
aufgestellt  wurde,  nötigt  der  Blick  auf  die  praktische  Realität  des 
Staatslebens,  die  Zuwendung  von  den  idealen  zu  den  empirischen 
Typen  des  Staates  zu  eingehender,  spesialisierender  Forschung, 
deren  Resultat  viel  kompllslerter  ist  als  die  allgemeinen  SKtse  der 
früheren  Staatslehre.  Beoelchnend  für  die  jüngste  Entwicklung 
ist  es,  dafs,  wllhrend  frtther  Rechtsphilosopben  und  Staatsrechts- 
lehrer die  Untersuchung  Uber  die  Staatszwecke  für  sich  in  An- 
."'Ifrucli  genommen  haben,  in  (b'r  (i egenwart  es  überwiegend  Ver- 
treter der  politischen  Ökonimiie  sind,  die  sich  mit  ihnen 
beschäftigen  oder  sich  doch  auf  sie  berufeu  Namentlich  der 
strenge  Formalismus  der  neueren  Staatsrechtslehre  glaubt  vom 
Inhalt  der  staatlichen  Funktionen  gttnzlich  absehen  au  können, 

')  Vgl,  den  einleitenden  Satz  des  erstes  Buches  der  Politik. 

*)  Vgl.  Sc  hfl  ff  le.  Das  gesellschaftliche  System  der  menschlichen 
Wirtschaft,  3.  AuH.  1h7.],  F.  S.  2h  tf.;  Hau  und  Lehen,  II,  S.  4:«-.  Ad. 
Waj;ner.  I'.  S.  88o  tf.;  v.  Philippovieh,  S.  66  tf.  Von  neueren 
Juristen  eingehender  nur  Haenel,  iStK.,  I,  8.  lüi>  tf.  Aus  der  neuesten 
deutschen  Literatur  vgl.  ferner  E.  Loeuing,  S.  *J18  ß'.  In  Amerika 
wsrde  «tte  Theorie  von  den  Staatszwecken  eingehender  Untersuchung 
utentogen  von  Willoughby,  p.  Eine  eigenartige  Lehre  bei 

A  Menger,  Neue  Staatslehre,  8.  201  fL  (die  Staatsswecke  als  Zwecke 
der  Ifsehthaber  auffassend,  eine  Lehre,  die  in  der  antiken  Theorie  des 
n'tttftxßtiaiig''  der  Staatsverfassungen  ihren  Vorläufer  hat). 
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der  für  alle,  die  das  gesamte  Leben  des  Staates  verstehen  wollen, 
an  Wichtigkeit  der  Kenntnis  der  rechtlichen  Formen  mindestens 
gleichkommt.  Da  aber  eine  strenge  Scheidung  von  Inhalt  irad 
Form  des  in  nngebrochener  Einheit  existierenden  Lebens  trots 
allem  BewnCstsein  ihrer  gegenseitigen  Grenien  nicht  konsequent 
dnfchgeführt  werden  kann,  so  operiert  anch  diese  Staatsreehte- 
lehre  mit  der  Vorstellung  des  Staatssweckes,  selbst  dann,  wenn 
sie  es  nicht  ansdrQcklich  eingesteht. 

Um  einen  kurzen  Überblick  ttber  die  bisher  anfgestellten 
Theorien  zu  «rewinnen.  haben  wir  zunächst  an  dieser  Stelle  noch- 
mals die  bereits  erwilhnte  Lehre  von  der  Zwecklosigkeit  des 
Staates  oder  dem  Staate  als  Selbstzweck  zu  erwähnen .  deren 
praktische  Hedeutung  darauf  hinausläuft,  die  Berechtigung  indivi- 
dueller Forderungen  an  die  Organisation  und  Leistungen  des 
Staates  zu  negieren.  Unter  der  UttUe  dieser  Theorie  verbirgt 
sich  in  der  Regel  eine  bestimmte  politische  Ansicht.  Die 
konservativ- reaktionäre  politische  Literatur  der  ersten  Desennien 
des  19.  Jahrhunderts  hat,  allen  voran  Hall-er^X  mit  der  Leug- 
nung des  StaatSBwecks  gearbeitet,  um  jede  unbequeme  Blritik 
gegen  das  Bestehende  abzuwehren.  Die  angebliche  Zwecklosig- 
keit  d»'s  Staates  löst  sich  bei  diesen  Schriftstellern  in  Wahrheit 
in  den  Gedanken  auf,  liafs  dit'  Unvcräuderiiclikeit  der  bestehen- 
den Gesellschaftsordnung,  die  Verhinderung  der  Verbreitung  und 
des  Sieges  revolutionärer  Ideen  Zweck  des  Staates  sei. 

Nur  scheinbar  gehört  hierher  eine  andere,  auf  dem  Boden  der 
organischen  Staatstheorie  erwachsene  Lehre,  welche  behauptet, 
was  man  die  Zwecke  des  Staates  nenne,  seien  in  Wahrheit  seine 
Funktionen  ') ;  ein  unklarer,  auf  falscher  Analogie  mit  dem  natür- 
lichen Organismus  beruhender  Gedanke,  denn  Funktion  des 
Staates  ist  Handlung  des  Staates,  jede  Handlung  mufs  aber  ein 
Motiv,  daher  einen  Zweck  haben:  hat  der  Staat  Funktionen,  so 
hat  er  deiiigeinäfs  auch  Zwecke.  Die  Funktionen  selbst  aber  ftlr 
die  Zw«'cke  nehmen,  hiefse  nichts  anderes  als  Mittel  und  Zwecke 
miteinander  verwechseln. 

Die  älteren,  einen  Staatszweck  gegenüber  den  Individuen 

A.  a.  ().  I,  S.  470  ff. 
'*')  So  Lasson,  a.  a.  0.  S.  31<)ff. ;  auch  Waitz,  wenn  er  a.  n.  0. 
S.  11  den  Staatszweck  vom  Standpunkt  der  organischen  Lehre  aus 
negiert ,  aber  S.  16  yerschiedene  Gebiete  der  Wirksamkeit  des  Staates 
unterscheidet. 
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und  der  Gesamiheit  anerkenneiideii  und  aufiitollenden  Lehren 
entoehmen  ihre  Sitae  regelmMbig  dem  Idealtjpns  des  Staates. 
Sie  kennen  daher  meist  nur  einen  ahstrakten  und  deshalb  der 
nlheren  Beetimmtlieit  entbehrenden  Zweck.   Wir  wollen  diese 

Theorien  als  Lehren  vom  a  b  s  o  1  u  t  e  n  Zweck  bezeichnen.  Diese 
absoluten  Zwecktheorien  wollen  einen  einzigen,  dem  Staate  für 
alle  Zeiten  und  in  all  seinen  Erscheinungsformen  stets  gleich- 
bleibenden Zweck  aufstellen,  der  in  sich  einheitlich  ist  und  alle 
anderen  in  sich  schlielst.  Da  diese  Theorien  nicht  von  dem  vor- 
handenen, sondern  von  dem  vollendeten  Staate  ausgehen,  so  ent- 
sprieht  die  Wirkiiclikeit  niemals  dem  teleologischen  Ideal.  Da 
aber  das  Ideal  der  Verwirklichnng  entgegengeführt  werden  soll,  so 
liegt  in  diesen  Lehren  ein  sterker  politisch-agitetorischer  Kern,  wie 
denn  llberhanpt  die  Yorstellnng  politischer  Ideale  an  allen  Zeiten 
eine  nicht  an  nntorschitsende  praktische  Rolle  gespielt  hat. 

Den  absolnten  Theorien  gegenflber  stehen  die  von  den  relativ- 
konkreten  Staatszwecken,  die  aus  den  historisch  wandelbaren 
Vorstellungen  von  den  Staatsaufgaben  und  den  konkreten  staat- 
lichen VerhUltnissen ,  sowie  durch  sorgfältige  Untersuchung  der 
natitrlichea  itegrenzung  der  ätaatstätigkeit  gewonnen  werden. 

Hier  sind  zunächst  eingehender  die  absoluten  Theorien  an 
erwihnen.  Sie  scheiden  sich  in  zwei  grofse  Kategorien.  Sie  be- 
günstigen entweder  die  schrankenlose  Ansdehnnng  der  Staatsgewalt 
oder  bannen  diese  in  feste  Grenxen.  Es  sind  die  Lehren  von  den 
expansiven  nnd  den  limitierenden  Staatsswecken ,  in 
welche  die  abeolnteii  Theorien  lerfidlen. 

1.  Die  Lehren  von  den  expansiven  Staatsswecken. 

a)  Die  e  u  d  il  m  o  n  i  s  t  i  s  e  h  -  u  t  i  1  i  t  a  r  i  s  c  h  e  T  h  e  o  r  i  e.  Sie 
ist  die  Älteste,  zuerst  spekulativ  ausgebildet  und  dem  naiven  lie- 
wulstsein  am  meisten  einleuchtend.  Dafs  Wohlfahrt  des  ein- 
zelnen und  der  Gesamtheit  höchstes  und  einsiges  Ziel  aller 
Öffentlichen  Einrichtungen  sei,  erscheint  auf  den  ersten  Blick 
geradem  als  selbstverstXndlich.  Die  ganse  antike  Staatslehre  ist 
mit  auf  dem  endftmonistisehen  Gedanken  aufgebaut,  der  ja  die 
Omndlage  der  hellenischen  Ethik  bildet,  wenn  auch  die  Eu- 
dXmonie  von  den  verschiedenen  Schulen  verschieden  formuliert 
wird.  Nicht  minder  aber  werden  die  modernen  ntilitariseben 
Moralsystenie  zu  der  Konseijuenz  grtricbcn ,  den  Staat  für  eine 
dem  gemeinen  Nutzen  dienende  Institution  zu  erklären. 
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Sowie   mau  aber  versucht,  diesen  Gedanken  in  die  Praxis 
umzusetzen,   ergeben  sich  sofort  die  grölsteu  Bedenken.  Der 
Begriff  des  Wohles  und  der  ihm  nahe  verwandte  de«  Nutzens 
sind  nämlich  so  vieldeutig,  so  unbestimmt,  so  stark  von  sub- 
jektiver Ansehannng  ubhingig,  dab  aus  ihnen  alles  mtfgliehe 
gefolgert  werden  kann  und  gefolgert  worden  ist.  Unter  Berufung 
auf  die  gemeine  Wohlfahrt  sind  su  allen  Zeiten  die  rtteksielits- 
losesten  Angriffe  auf  die  höchsten  und  wichti<jsten  individuellen 
Guter  vorgenommen   worden.     Daher  ward»*  die  Wohlfahrtslehre 
von  allen  angenommen,   <lie  das  'J'jitigkcitsgebiet  den  Staates  ins 
SchrankenluHe   zu   erweitern    trachteten.    Öie   ist  die  klassische 
Theorie  des  Staatsabsolutismus  und  des  Poliseistaates.  Darum 
ist  sie  am  gründlichsten  im  18.  Jahrhundert,  sur  Zeit  dea  auf- 
geklttrten  Absolutismus ,  um  ihn  in  sttttien ,  ungebildet  worden. 
Namentlich  die  Philosophie  Christian  Wolffs  hat  sie  gefiSrdert, 
indem  W  o  1  f  f  die  in  der  Vervollkommnung  bestehende  Glttck- 
Seligkeit  als  das  höchste  Ziel  des  Menschen  und  daher  auch 
aller  auf  die  Nebenmenschen  gerichteten  Handlungen  erblickt. 
Wolff  selbst  erkittii  viiar  suftitientia,  trancjiiillitas  et  securitas, 
von   dtMien   die   beiden   letzten    Bedingungen  zur  Erreichung  iler 
l'eiicitas  sind,  als   Zweck  des  Staates  M-    Soweit  diese  Zwecke 
es  erfordeni,   mufs  der  einzelne  sich  die  Beschränkung  seiner 
Freiheit  gefallen  lassen.     Dafs  diese  Beschränkung  in  fielen 
Fällen  einer  Vernichtung  gleichkomme,  haben  die  näheren  Aus* 
ftihrungen  in  seiner  Politik  gezeigt.   Unter  seinem  Einflüsse  be- 
gann seit  J  u  8 1  i sich  die  Theorie  des  Poliieistaates  auscubilden, 
die  jeden  Eingriff  in  die  individuelle  Bechtsspbäre  unter  Berufung 
auf  die  allgemeine  Wohlfahrt  fllr  gereclitfertigt  erklÄrte®),  wovon 
ja  das  Allgemeine  Landrcclit  ein  deutliche-,  legislatorisches  Zeugnis 
abgelegt  hat.    Aber  nicht  nur  der  inonarchisclie,  auch  der  demo- 
kratiscln^  Al)>olutismus   hat  die  eudiimoaißtische  Theorie  gepflegt, 
und   die   Jakobiner  haben   das  Gemeinwohl   offiziell  fllr  den 
obersten  Staatszweck  erklärt,  was  praktisch  die  Sanktionierung 
schrankenloser  Majoritätsherrschaft  bedeutete^).    Nicht  minder 

>)  Jus  tiaturne  VIII,  i;?;  4  ff . 

■-')  Grundsätze  der  Polizei  Wissenschaft,  1756. 

*)  Zahlreiche  Schriften  angefahrt  bei  Murbard,  S.  178ff.  Vgl 
die  vorzügliche  SchilderuDg  des  Poliseistaates  bei  O.  May  er,  Deutsches 
Verwaltnogsrecht,  I,  S.  88  ff. 

*)  Jakobinische  Verfassang  vom  24.  Juni  1798»  Art  I.  Le  but  de 
la  soei^t^  est  le  bonheur  commun. 
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haben  die  ersten  unter  den  modernen  Kommunisten ,  Babenf 
md  seine  Anhänger,  sich  >nr  Bechtfertigong  ihrer  wahnsinnigen, 
die  Oesellseliaft  in  ein  Znchthans  verwandelnden  Pläne  anf  das 
.boahenr  eommnn**  berufen  Unter  Berufting  anf  die  utilitarisehe 
Lehre  in  der  Beut  hanseben  Fassung,  die  als  einzigen  Zweck 
•Der  sozialen  Einrichtungen  dtis  gröfstmftgliche  Glück  der  gröfst- 
möglichen  Zahl  erklärt,  kann  die  Vernichtung  der  ihrer  Natur 
nach  nur  von  einer  Minderzahl  zu  pflegenden  höchsten  geistigen 
Interessen,  die  völlige  geistige  and  sittliche  Nivellierung  auf  das 
Maf^  der  Tiefstehenden,  da  zwar  der  Hochstehende  herab- 
gedrfickt,  nie  aber  umgekehrt  der  durchschnittlich  Veranlagte  sur 
Srifliten  Höhe  emporgehoben  werden  kann,  als  letste  Konsequens 
des  staatfiehen  Handelns  gefordert  werden').  Jeder  Fortschritt, 
jede  Verbesserung  des  Bestehenden ,  Jedes  Opfer  der  Gegenwart 
ftr  eine  fernere  Zukunft  kann  unter  dem  Gesichtspunkte  des 
Wohles  verworfen  werden.  Zudem  wird  das  Wohl  stets  partei- 
mafsig  oder  nach  den  subjektiven  Anschauungen  der  jeweiligen 
Gewalthaber  bestimmt. 

Es  fehlt  eben  der  reinen  Wohlfahrt«-  oder  Nutzlichkeits- 
theorie  jedes  Mafs,  Jede  innere  Begrenzung.  Das  ihr  inne- 
wohnende Wahrheitselement  kann  nur  durch  soigf^ltige  Zer* 
Gliederung  der  konkreten  Btaatsaufgaben  gewonnen  werden,  eine 
Aufgabe,  die  sich  die  Grttnder  und  Anhänger  dieser  abstrakten 
Theorie  niemals  klar  gemacht  haben. 

b)  Die  ethische  Theorie.  Nah  verwandt  mit  der 
▼origen  Theorie  ist  die  Lehre,  welclie  in  der  Verwirklichung  der 
Sittlichkeit  den  Zweck  des  Staates  erblickt,  indem  sie  das 
Wfihl  nilher  als  sittliches  Wohl  fafst.  Sie  ist  in  den  politischen 
Theorien  der  Hellenen  erzeugt  worden.  Plate  stellt  seinem 
Idealstaate  das  Ziel,  die  mit  der  gesamten  Tugend  zusammen- 
fallende Gerechtigkeit  su  Terwirklichen,  und  nach  Aristoteles 
besteht  der  um  des  blofsen  Iiebens  willen  entstandene  Staat  zur 
Erreichung  eines  guten,  d.  b.  eines  nicht  nur  physisch,  sondern 
auch  sittlich  Eudämonie  gewährenden  Lebens.  Eine  eigentttmliche 
Wiedergeburt  hat  die  antike  Lehre  bei  Hegel  gefuntien,  der  den 
Staat  für  die  höchste  Form  der  objektiven  Sittlichkeit  erklärt. 

>)  Vgl.  Lorens  Stein,  Geschichte  der  sozialen  Bewegung  in 
Phuikieich,  I,  6.  17«  ff. 

1)  Darfiber  rortreffliehe  Ausföhrungen  bei  Ed.  Hart  mann, 
Phioomenologie  des  sittlichen  Bewnfstseins,  1879,  S.  589  ff. 
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Allein  die  Uegelsclie  Lthr«*  ist  eine  Theorie  vom  inetapbysischeu 
StaatBzweck.  Die  Idee  hat  die  Macht,  sich  als  vemttiiftig  in  der 
politischen  Wirklichkeit  zur  Erscheinung  zu  bringen,  und  sie 
bedarf  hiem  nicht  des  bewalBten  individaellen  Haodeliis,  viel- 
mehr sind  die  Individuen  ihre  Werkaeqge,  die,  ihnen  onbewoJety 
die  Taten  der  dialektischen  Notwendigkeit  vollbringen. 

Eine  Abart  dieser  ethischen  Theorie  ist  die  Lehre  von 
dem  religiösen  Berufe  des  Staates,  wie  sie  der  Vermischung  des 
Geistlichen  und  Woltlichen  im  Mittelalter  entsprach  und  im 
19.  Jahrhundert  von  lu-uem  in  F<»rm  der  Forderung  auftaucht^ 
dafs  der  Staat  ein  christlicher  ätaat  sein  solle  und  derogemAlA 
die  Lehren  des  Christentums  zu  verwirklichen  habe.  Diese  von 
franittoischea  Legitimisten  und  Prieatem  erzeugte  Theorie  ist  am 
energischesten  von  Stahl  betont  worden,  der  dem  Staate  eine 
gtftüiche  Mission  anschreibt ,  kraft  deren  sein  Zweck  ist  „nickt 
blofo  eine  Erftlllung  sittlicher  Ordnungen,  sondern  auch  ein  Dienst 
und  Gehorsam  gegen  die  Person  Gottes  und  die  Aufrichtung  eines 
Keiches  zur  Ehre  Gottes" 

Von  dieser  Theorie  in  all  ihren  Abarten  gilt  dasselbe  wie 
von  der  eudamonistischeu.  Das  tjiltliclie  wird  ihr  zufolge  gemessen 
an  den  sittlichen  Üherzeugungen  der  Herrschenden,  die  nament- 
lich auf  dem  Gebiete  der  religiösen  Sittlichkeit  in  schroffem 
Gegensats  su  denen  der  Beherrschten  stehen  ktfnnen.  Zudem 
verkennt  diese  Theorie  die  Grensen  des  dem  Staate  Zuging^chen, 
da  Sittlichkeit  als  innerliches  Verhalten  und  Gesinnung  niemals 
durch  ttuIiBere  Machtmittel  ersielt  werden  kann.  Willkür  der 
Regierung  und  Vernichtung  der  geistigen  Freiheit  des  Individuums 
ist  das  praktische  Resultat  dieser  Lehren  in  jeder  Form.  Die 
Theorie  vom  christlichen  Staat  j^efährdet  überdies  auch  die 
Mission  der  Kirchen,  indem  sie  diese  anderen  als  den  ihnen 
immanenten  Zwecken  dienstbar  macht  fUr  den  katholischen 
Staat  bedeutet  sie  aber  erneuerte  Unterordnung  des  weltlichen 
Schwertes  unter  das  geistliche,  Herabsteigen  von  der  Stufe  der 
Souverttnetät  auf  die  des  Vasallen  der  römischen  Kurie. 

>)  II*,  S.  179.  Vgl.  auch  Stahl,  I>er  christliche  Staat,  2.  AuB.  1858. 

^  Vgl  die  treffliche  Kritik  dieser  Lehre  bei  H  i  n  s  c  h  i  u  s ,  AU* 
gemeine  Darst«  liun^  der  Verhältnisse  von  Staat  und  Kirche  in  Mar- 
quardsens  llaudbuch,  I,  1,  S.  240  ff.  Neuostens  ist  sie  eingehend 
bekämpft  worden  von  Jacobowski,  Der  christi.  Staat  u.  s.  Zu- 
kunft, mi. 
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Anch  bei  der  ethiscben  Theorie  zeigt  sich  der  Mangel 
spexialiäierter  Unteräuchuiig;  die  nachweist,  worin  das  sittliche 
Handeln  des  Staates  näher  zu  bestehen  habe.  Die  religiöse  Abart 
iu  ethuchen  Lehren  aber  ttbenieht  den  tiefen  Unteraebied 
nriMben  Staat  und  Kirche,  der  doch  eine  notwendige  Folge  der 
oifenelleny  ttber  der  staatlichen  Vielheit  bestehenden  christlichen 
Seligion  ist;  sie  wird  femer  der  Vielheit  der  christlichen  Kon- 
fenionen  nicht  gerecht,  die  der  moderne  Staat  in  sich  birgt,  deren 
Aun hauungen  von  den  Aufgaben  des  Staates  keineswegs  zu* 
^ammeu.stiulmen.  Dafs  aber  der  Staat  gleich  der  Kirche  Heils- 
anstalt sei,  widerspricht  der  christlichen  Lehre  von  Grund  aus 
nad  wäre  dennoch  die  letzte  logische  Konsequenz  der  Theorie 
vom  christlichen  Staate.  Der  praktisch  durchführbare  Inhalt 
diaier  Theorie  aber,  Sehnte  nnd  Förderung  der  sittlichen  und 
nKsiSsen  Volksinteressen,  ist  durch  die  Lehre  von  den  relatiren 
SiMtawecken  vollauf  gerechtfertigt. 

2.  Die  Lehren  von  den  limitierenden  Staatszwecken. 

Im  Gegensatz  zu  den  besprochenen  stehen  jene  Lehren, 
welche  dem  Staate  kraft  seines  Zweckes  feste  Schranken  gegen- 
Aber  dem  Individuum  su  setzen  bestrebt  sind.  Sie  treten 
nmentlich  in  drei  Formen  auf.  Entweder  ist  Sicherheit  oder 

Freiheit  oder  Recht  Zweck  des  Staates.  Im  Grunde  aber  fallen 
alle  drei  Formen  zusammen,  nur  dafs  die  Sii  herheit  die  Wirkung 
(lt•^  Kechts  ist,  die  Freiheitstheorie  das  subjektive,  die  Rechtstheorie 
las  objektive  Recht  in  den  Vordergrund  stellt.  Die  Freiheits- 
tlieohe  hat  wiederum  verschiedene  Abarten.  So  z.  B.  stellt  der 
eine  die  geistige  Freiheit  (Spinoza)  als  das  vornehmste,  der 
tidere  die  gesamte  Privatrechtssphäre  (Locke)  als  das  einzige 
6«t  hin,  dessen  Sehnte  und  Gewährung  der  Zweck  des  Staates 
ist.  Bedeutsamer  aber  ist  in  der  neueren  Zeit  die  Lehre  ge- 
worden, die  Aufttellung  nnd  Aufrechterhaltung  des  objektiven 
Becbtes,  der  Rechtsordnung  als  einzigen  Zweck  des  Staates  erklärt. 
Sie  ist  zuletzt  namentlich  an  die  grofse  Autorität  Kants  geknüpft 
worden,  unter  dessen  Eintlufs  zahlreiche  Schriftsteller  in  den 
letzten  Dezennien  des  18.  und  den  ersten  des  19.  Jahrhunderts 
stehen*), 

')  Das  Recht  als  einzigen  Staatazweck  stellt  aueli  die  Krause  ^che 
bcUule  auf  (vgl.  Ahrens,  a.  a.  0.  11,  8.  2öd  tf.),  alleiu  sie  fafat  den 
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DtS»  VerwirklicboDg  des  Beehtei  zu  den  Staatszwecken 
lililey  ist  in  der  Theorie  niemals  verkannt  worden.   Selbst  die 
AnhSnger  anderer  Lehren  fordern  sie;  indem  sie  aber  das  Beeht 
ihren  höchsten  Prinsipien  unterordnen,  kommt  es  bei  ihnen  so 
kurx,  d.  h.  es  nnfs  weichen,  wenn  der  höchste  Staatssweek  ein 
anderes  erfordert.    Ge^en  dieHe  VerkUnuneriin};  des  Rechtes  und 
die  mit  ihr  verknüpft«'  St  liutzIosig;keit  des  Individuums  «reg^eutiber 
der  Staatsgewalt  ist  die  Lehre  von  dem  ausschliefslichen  liecht«- 
zweck  'T'^ricbtet.  Sie  ist  geschichtlich  nur  als  energischer  Protest 
g^en  Lehre  nnd  Praxis  der  Staatsomnipoteuz  zu  verstehen.  Ihr 
ausgesprochenes  Ziel  ist  es^  eine  scharfe  Grenzlinie  swischen 
Staat  nnd  Indiyidnnm  sn  sieben.   0aher  tancht  sie  sogleich  mit 
der  modernen  natnrrechtlichen  Lehre  anf,  die  den  Staat  ans  dem 
Individnum  ableitet  nnd  damit  den  Staat  in  den  Dienst  indivi- 
dueller Interessen  stellt,  erhftlt  aber  ihre  erste  bedeutsame  Gestalt 
in    dem   Kampfe   des   englischen   Parlaments  mit  dem  Königtimi 
jure  diviiio,    Nadi  Vertreibung  der  Stuarts  und  der  Si  li-ipfung  der 
Bill  of  Rights  hat  Locke,  indem  er  Schutz  des  P^igentums,  das 
Leben  und  Freiheit  in  sich  fafst,  als  einzigen  Staatszweck  bezeichnet^ 
die   liberale  Staatstheoric  begründet,   welche  die  Beschränkung 
des  Individuums  durch  Bechtssats  und  Rechtszwang  als  die  Aus- 
nähme,  die  Freiheit  der  individuellen  Bewegung  als  die  Begel 
betrachtet.    Die  Lockesche  Lehre  wirkt  auf  den  Ökonomischen 
Liberalbmus  der  Physiokraten  und  das  Smith  sehe  Industrie- 
System'),  nnd  diese  ganze  Gcdnnkenrichtung  trllgt  auf  dem  Kon- 
tinente in  eintiufsreiolier  W^msc  ila/.u  bei,  den  Widerstand  gegen 
die  grenzenlose  Ausdehnung  der  Regierungstlitigkeit  licrvorzurut'eii. 
Als    Protest    gegen    den    herrschenden    Polizeistaat    hat  endlich 
Kant  und  die  Kantsdi«-  Schule  den  Satz  aufgestellt,  da£s  der 
Staat  nichts  als  „die  Vi*reinigiing  einer  Menge  von  Menschen 
unter  Recht^gesetzen**  sei,  das  Recht  aber  keine  andere  Funktion 
habe,  als  die  Koexistenz  des  Menschen  su  garantieren;  daher  habe 
der  Staat  nur  das  Recht  zu  verwirklichen,  jeder  Wohlfahrtspfl^ 


Kcchtsbegriö'  so  weit,  dafs  er  auch  die  flbrigen  Staatszwecke  in  sich 
aufnimmt. 

1)  Ober  den  Zusammenhang  der  französischen  und  englischen 
Ökonomisten  mit  Loclte  vgl.  Hasbach,  Die  allgemeinen  phito- 
sophiAchen  Grundlagen  der  von  Fr.  Quesnay  nnd  Adam  Smith  be- 
gründeten politigchen  Ökonomie  (Schmoll er,  Staate-  und  sozial- 
wissenschaftliche Forschungen,  X,  2),  1890,  S.  50  ff. 


Digitized  by  Google 


Achtes  Kapitel.  Die  Lehren  vom  Zweck  des  Staates.  241 


jedoch  ZQ  entsagen  Im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  wird  diese 
Lehre  iwar  in  weniger  sehrolbr  Fonn|  itber  in  ihrer  den  Staat 
aaf  das  mögliche  Minimum  ftlrsoigender  Ttttigkeit  einschränkenden 
Siehtung  zur  Qmndlage  der  Staatstheorie  des  Liberalismus  er- 
hoben. Typischen  Ausdruck  hat  sie  suletst  namentlieh  noch  in 
ED^rland  getuiuleii ,  als  Protest  gegen  die  fortschreitende  Aus- 
dehnung, welche  die  Verwaltungstätigkeit  des  Staates  auch  dort 
erfahren  hat-). 

Wenn  die  expansiven  Theorien  kein  inneres  Mais  fUr  die 
Begrensnng  der  Staatstätigkeiten  gefunden  haben,  so  kranken  die 
limitierenden  Lehren  in  allen  ihren  Aharten  an  zu  dttrftiger  Be- 
messung des  Staatszweckes.  Bei  jenen  wird  das  Individuum  dem 

Staate,  bei  diesen  der  Staat  dem  Individuum  geopfert.  Ihren  rein 
spekulativen  Charakter  beweisen  sie  dadurch  ,  dafs  ein  blofs  auf 
die  Funktion  <K'S  Itcelitsscliutzes  bcscliriinkti-r  Staat  niemals 
existiert  hat  und  niemals  existieren  kann.  Mindestens  auf  seine 
eigene  internationale  Sicherheit,  die  docli  nicht  immer  identisch 
mit  dem  Schutz  der  Bttrger  ist  und  daher  nicht  in  den  Begriff 
des  Rechtsschutzes  eingezwängt  werden  kann,  mufs  jeder  Staat 
bedacht  sein.  Planmäfiiige  Verteidigung  setzt  aber  eine  Reihe 
von  Verwaltungstätigkeiten  voraus,  wie  z.  B.  Sorge  für  die  Heer- 
straisen, die»  selbst  dem  mittelalterlichen  Staate  mit  seiner  rudi- 
mentären Verwaltung  bekannt,  nicht  unter  dem  Gesichtspunkt 
des  Rechtszweckes  gerechtfertigt  werden  könin'ii.  Die  reine 
Rechtsstaatstheorie  ist  praktisch  gleichbedeutend  mit  d<  r  Forderung 
der  Staatslosigkeit.  Dies  näher  auszuführen,  ist  UbcrÜüsäig,  da 
nor  oft  Gesagtes  wiederholt  werden  könnte. 

Wohl  zu  unterscheiden  von  diesen  limitierenden  Lehren  sind 
jene  Theorien,  welche  der  Staatsgewalt  insofern  Schranken  setzen, 
als  sie  flir  die  inhaltlich  mannigfaltige  Staatstätigkeit  das  Gesetz 
alt»  Bedingung  und  Schranke  fordern.  In  der  antiken  Staatslehre 


1)  Unter  den  Anhängern  Kants  haben  das  (zeitlich  Kant  voran- 
gehend und  konsequenter  als  er)  namentlich  energisch  betont  Fichte, 
Grundlage  des  Staatsrechts  na»- Ii  den  Prinzipien  der  Wissenschaftslebre 
(1796),  WW.  III,  S.  151  tf.,  l".t".  tf,  und  W.  v.  Humboldt,  Ideen  zu 
f'itM  jn  Vorsuche,  die  (Trenzen  der  Wirksamkeit  des  Ötaatea  zu  bestimmen. 
GtisJinnJieito  Werke,  \'1[. 

*)  Vgl.  nunientlich  J.  8t.  Mi  II,  On  liberty,  und  H.  «Spencer, 
Justice  und  The  man  versus  the  State. 

Jellinek,  1>»»  liecbt  des  luuiiernen  Staates.  I.  2.  AuH.  16 
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eutstanden ,  ist  diese  Lehre  selbst  bei  Hobbes  zu  finden')  und 
steht  im  Mittelpunkt  der  praktischen  Forderungen  Bousseaus, 
dessen  Oemeinwille  stets  das  allgemeine  Gesets  sum  Inhalt  hat, 
in  dessen  aussehlietsUcher  Herrschalt  die  Freiheit  des  Bürgers 
und  die  BechUnKbigkeit  der  Staatsgewalt  bestellt.  An  diese 
Theorie  hat  die  neuere  deutsche  Lehr«  vom  Rechtsstaat  an- 
geknüpft;  die  in  undeiem  Zu>aiiiinenliaii^^  zu  erwUhnen  ist. 

N»  ben  den  T^ehren  vom  einfachen  abs<duten  Staat.s/.wcck  gibt 
es  eine  grofse  Anzalil  von  Vereiuigungsversuchen.  Namentlich 
die  beiden  Zwecke  des  Wohles  oder  Nutzeus  und  des  Hechtes 
sind  seit  Cicero  häufig  lusammengestellt  worden.  Ober  das 
Verhältnis  beider  pflegt  nähere  Untersuchung  su  mangeln,  so 
dab  in  den  DetailausfUhrungen  der  eine  oder  andere  Zweck  als 
der  überwiegende,  den  anderen  surQekdrängende  auftritt'). 

Die  relativen  Theorien,  die  den  Staatssweck  aus  dem  je- 
weiligen Bewufstseinsinhalt  eines  Volkes  und  einer  Zeit  nehmen, 
gehören  der  neuesten,  von  historisclier  1  )enkungsweise  erfllllten 
Zeit  an.  l)ie  wichtigsten  dieser  Lehr«Mi  stimmen  darin  tibtTein, 
dafs  alle  Gemeinzweeke  in  den  Hereich  der  h>taatstHtigkeit  fallen 
Ihre  verschiedenen  Nuancen  kritisch  zu  untersuchen ,  hat  wenig 
Interesse,  da  es  bei  ihnen  in  erster  Linie  auf  den  als  richtig  xn 
bezeichnenden  Grundgedanken  ankommt.  Dieser  muüs  aber  näher 
untersucht  und  spezialisiert  sowie  die  Art  seiner  Verwirklichung 

0  De  cive  XIU,  15;  Leviathan  XXI,  namentlich  p.  206:  „In  easss 
where  the  sovereign  has  prescribed  no  rule,  tbere  the  snbjeet  hatb 
the  liberty  to  do,  or  forbear,  according  to  bis  own  discretion." 

*)  Auch  sie  treten  häufig  in  Verbindung  mit  den  absoluten  und 

den  Theorien  vom  objektiven  Zweck  auf,  was  sur  Verwirrung  in  der 
ganzen  Lehre  nicht  wenig  beigetragen  hat. 

•)  Stahl,  Philosophie  des  Kechts,  II  -,  S.  150:  Die  Wirksamkeit 
des  Staaten  umfafst  die  Totalität  des  menschlichen  ( J emeinlebenj-. 
Mohl,  Kiizvklojiiuii«',  S.  7:  .VufirMlM'  des  Staati'>  ist  es,  die  jeweiligen 
erlaubten  Li'hen.szw  •  rki'  »'inrs  bcstiiiinitcn  und  riiuuilicli  angeschlossenen 
Volkes  zu  fiirtlrni,  und  /.war  vom  einzelnen  bis  zur  Gesellschaft,  soweit 
von  den  Uetretleuden  dieselben  nicht  mit  eigenen  Kräften  befriedigt 
werden  kdnnen  und  sie  Gegenstand  eines  gemeinsamen  Bedfirfoisses 
sind.  Waitz,  a.  a.  0.  S.  5:  Der  Staat  ist  die  Institution  zur  Verwirk- 
lichung der  sittlichen  Lebensaufgaben  des  Menschen*  insofern  diese  ia 
dem  Zusammenleben  nach  VöUem  erfolgt.  Femer  H.A.  Zacharias, 
I,  8.  44;  Zöpfl,  I,  8.  5<i:  H.  Schulze,  Einleitung,  S.  i:3o  ff.;  Brie, 
S.  3  f.;  G.  M  eycr,  S.  13;  Haenel,  Staatsrecht,  I,  S.UO;  Br. Schmidt, 
S.  51  f.}  Kehm,  Staatslehre,  S.  199. 
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festgestellt  werden*).  Das  Allgemeioste,  was  es  enthält ,  genUgt 
dem  Jnruten,  der  aof  den  Staatssweck  blofo  snr  Vollendong 
seiner  Staatadefinition  hinsodenten  hat,  ihn  aber  nicht  sn  seinen 
einaelnen  Untersnchnngen  brancht').  Wer  aber  die  Totalität 
des  Staates  erkennen  will,  ninfs  solchen  jnristisehen  Standpunkt 
mit  einem  allgemeinen  vertauschen.  Im  fnlgi^nden  soll  nunmehr 
die  positive  Entwicklung  der  relativen  Staatszwecke  unter  Berllck- 
t^ichtigung  der  hisher  aufgestellten  eiuschlttgigen  Lehren  vor- 
genommen werden. 

III.  fiiiwiekluig  der  Theorie  der  relativen  Staatesweeke. 

Um  diese  festzustellen,  ist  ein  Dojipeltes  nötig.  Zuerst  Er- 
kenntnis der  dem  Staate  durch  sein  Wesen  i;esteckteu  Schranken 
«einer  Wirksamkeit,  sodann  Untersuclumg  der  in  den  heutigen 
staatlichen  Institutionen  und  Funktionen  ausgeprägten  Zweck- 
Torstellnngan.  Die  erste  Aufgabe  aller  r(  lativen  Theorien  ist  es 
Tor  allem,  den  Bereich  der  Staatsttttigkeit  durch  Untersuchung 
der  ihr  durch  ihre  Mittel  und  Wirkungsart  gezogenen  Grenzen 
abanstecken,  also  festzustellen,  was  der  Staat  Überhaupt  mit 
Erfolg  unternehmen  kann.  Daraus  ergeben  sich  in  anderer  Weise, 
als  es  speknlatiT  das  Natnrrecht  Tersuchte,  Schranken  der  staat- 
lichen Tätigkeit. 

1.  Einfache  psychohigi.sche  Überlegung  lehrt,  dafs  der  »Staat 
nichts  erzeugen  kann,  was  aussclilielVlich  tler  mensclilichen  Inner- 
lichkeit angehört.  Er  kann  ein  äufserliches  kirchliches  Ver- 
halten, aber  nicht  religiöse  Gesinnung  herbeiführen'*).  Sittlich- 
keit, Kunst,  Wissenschaft  ktfnnen  nie  direkt  vom  Staate  produziert 
werden,  weil  sie  durch  auCsere  Mittel,  als  welche  allein  dem 

s)  Darüber  richtige  Bemerkungen  bei  v.  Holtzendorff,  Politik, 

a  78. 

«)  Vgl.  darüber  Gerber,  S.  'iO  ff. 

•)  Gerade  an  diesem  «o  wiclitif^en  Punkte  läfst  sich  die  relative 
Art  d»T  ]>olitiHciien  Teleologie  khir  stiuiiercii.  Setzt  man  Wesen  uiul 
I?edentung  der  Relif^ion  in  ein  äufserliches  Bekennen  und  Handeln,  so 
kann  der  Staat  dieses  mit  seineu  liurrschaftsmitteln  sehr  wohl  henror- 
rofen  und  erhalten.  Jahrtausende  hindurch  haben  die  Staaten  in  Über* 
einsttnnnaDg  mit  den  Anschauungen  ihrer  Glieder  also  gehandelt  Ganz 
anders  aber,  wenn  Beligioo  als  in  erster  Linie  innermenschliche  Er- 
seheinung  anfgefafst  und  blofs  fln(serliches  Verhalten  ohne  religiöse 
Oesiasung  als  unwert  erkannt  wird.  Daher  sehwanken  hier  auch  heute 
noch  die  Forderungen  an  die  Stsatstfttigkeit  parteimftfsig. 

16  ♦ 
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Staate  zu  Gebote  stehen,  niemals  berroif erufen  werden  können« 
Der  Staat  kann  nnr  die  gttnstigen  Knfseren  Bedingnngen  setaen, 
unter  denen  sich  diese  von  ihm  inhaltlieh  ganz  nnabhingigen 
LebensbetiUägongen  entwickeln  ktfnnen.  Aber  auch  das  physiache 
Leben  kann  der  Staat  nicht  beherrschen.  Er  kann  Gesundheit, 
Lebensdaner,  Zahl  nnd  körperliche  Kraft  «eines  Volkes  nicht 
iinmitti'll)Hr  hervorbringen ,  sondern  nur  diirt  h  liygionisclu*  Mafs- 
regeln  positiv  und  negativ  (durch  Abwehr  schUdlicher  Einflüsse) 
fördern.  Endlich  kann  er  auch  die  wirtschaftlichen  Güter  nicht 
direkt  erzeugen,  auch  nicht  in  einem  Hozialistisch  konstmierten 
Staate,  sondern  nur  Hemmungen  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit 
hinwegräumen  und  anspornend  auf  sie  wirken  oder  in  eona- 
listischer  Art  die  individuellen  Kräfte  su  gemeinsamer  Produktion 
planmäbig  ordnen  und  zusammenschliefsen.  Übersehrettet  der 
Staat  diese  seine  natflrlichen  Grenzen,  so  kann  er  nur  hemmend 
oder  zerstffrend  wirken.  Die  wesentlichen  produzierenden  Ele- 
mente der  gesamten  Kultur  eines  Volkes  liegen  daher  über- 
wiefrend  in  den  hidividuen  und  der  nicht-staatlichen  Gchellschat't. 
Allerdings  hat  auch  der  Staat,  wie  «»ben  nHher  dargelegt^  un- 
mittelbar produktiv  soziale  Wirkungen,  die  aber  zum  nicht  ge- 
ringen Teil  unbeabsichtigt  sind,  also  aus  der  Sphäre  der  Zwecke 
als  bewulister  Wirkungen  herausfallen. 

Die  Verkennung  dieser  uns  heute  fast  als  selbstverständlich 
erscheinenden  Sätae  hat  fortdauernd  au  den  grtflsten  Milsgiifien 
im  Staatsleben  gefhhrt,  solange  eben  die  psychologischen  und 
physischen  Grenzen  der  StaatstÄtigkeit  nicht  erkannt  waren  und 
demgemäfs  dem  Staate  unerreichbare  Zwecke  g<*setzt  wurden. 
Die  regulierende  Wirkung  der  Erkenntnis  der  Staatszwfcke  ist 
nicht  /um  geringsten  auf  die  Einsicht  in  die  natu motwend igen 
•Schranken  des  »Staates  zurückzuführen. 

2.  Der  wesentliche  Bereich  des  Staates  kann  demnacb  nur 
liegen  auf  dem  Gebiete  des  ausschliefslich  durch  gemeinsame, 
also  nach  aufsen  wirkende,  menschliche  Tat  Erreichbaren.  In 
seinen  Wirkungskreis  fallen  nur  solidarische  mensch - 
liebe  Lebensäufserungen.  Alle  Solidarität  aber  kann  sich 
änfsern  entweder  durch  spontane  innere  Übereinstimmung  oder 
durch  iiufsere  planmäfsige  Anordnung.  Auch  die  erste  Eunu  der 
Solidaritiit,  die  unrell^-ktierte ,  bleibt  von  der  bewufsten  Zweck- 
tätigkeit des  Staates  ausgeschlossen.  Die  psychischen  Masseu- 
erscbeinungen ,  auf  deren  Dasein  und  Wirken  die  groCsen  ge- 
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schichÜichea  Änderungen  im  Gesamtznstand  der  Völker  beruhen, 
werden  zwar  vom  Staate  mittelbar  beeinfluTst,  aber  nicht  bewnXst 
geecha£Pen.   Religionen,  Nationalitäten,  soziale  Klassen  usw.  ent- 
stehen nnabhXngig  vom  Staate.   Der  Staat  kann  sie  sehüteen, 
pflegen,  ihre  Ansbieitang  oder  Wirksamkeit  begttnttigen,  aber 
nicht  erae Ilgen.   Hingegen  kann  er  wohl  rttckbildend  nnd  nnter- 
drllckend  auf  sie  wirken ,  obwohl  auch  das  nnr  innerhalb  be- 
stimmter rjiuinliclKT  nnd  zeitlicher  Grenzen.    .Schon  die  Vielheit 
der  Staaten  verhindert  es,  dafs  irgendeine  mttchtige ,   im  Leben 
der  Völker  auftauchende  Idee  vom  Staate  totgeschlagen  werde. 
Könnte  der  Staat  auf  die  Dauer  neue  Ideen  ausrotten ,  so  wttre 
der  Ban  der  antiken  und  der  mittelalterlichen  Welt  niemals  ge- 
sprengt worden.   Das  Christentum  und  die  Reformation  haben 
steh  trotz  gewaltigen  staatlichen  Widerstandee  den  W^g  ge- 
brochen.   Den  Karlsbader  Beschlüssen  ist  es  nicht  gelungen^ 
durch  Anwendung  ftutserster  staatlicher  Machtmittel  die  Aus* 
breit iing  liberaler  Ideen  in  Deutschland  zu  hemmen,  und  ebenso 
vermag  der  Staat  durclj   den   ihm   zu  Gebote  stelieiideu  Zwang 
nicht    die    sozialistische    Bewegung    der    (Te^renwart    zu  unter- 
drücken.   Aus  der  Gesellschaft  entstanden ,  können  neue  soziale 
Michte  nur  durch  die  Gesellschaft  selbst  wieder  tiberwunden 
werden. 

Die  Stellung  des  Staates  zu  den  sozialen  Mächten  kann  man 
vielleicht  am  besten  studieren  an  der  Bildnngsgeschichte  der 
modernen  Nationen.  Die  französische  Nation  z.  B.  wäre  ohne  den 
französischen  Staat  in  ihrem  heutigen  Bestände  nicht  denkbar. 

Trotzdem  ist  sie  nicht  vom  Staate  geschaften ,  sondern  nur  in 
ihrer  Ausdehnung  und  inneren  Festigung  getordert  wonlen.  Die 
wichtigste  Grundlage  der  französischen  Nation,  die  französische 
Sprache,  ist,  trotzdem  ihre  soziale  Herrschaft  vom  Staate  be- 
gtlnstigt  wurde,  selbstverstHndlich  nicht  staatliches  Produkt.  Der 
fiiaflaÜB  des  Staates  auf  die  Ausbildung  der  französischen  Nation 
war  überdies  zum  grofsen  Teile  unbeabsichtigte  Nebenwirkung 
der  zentralisierenden  Herrschaft  der  französischen  Könige.  Die 
zweekbewnfste  Einwirkung  des  Staates  auf  Bildung  und  Rttck- 
btldung  der  Nationen  ist  sehr  gering,  was  znr  Genüge  die  poli« 
tischen  Verhältnisse  der  von  mehreren  Nationen  bewohnten  Stauten 
zeigen.  Nationale  Minderheiten  k.(iiiueu  durch  adiDini^trative  Mafn- 
re<<eln  allein  von  der  Majorität  niclit  aufgesogen  werden.  Nicht 
eiamal  unentwickelte  Nationalitäten  sind  heute  der  berrscheuden 
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Nntion  gänzlich  zu  Assiniilieren^  wie  die  Iren,  die  Slowenen^  die 
Wenden  in  der  Lausits,  die  Letten  nsw.  beweisen. 

Es  sind  also  nur  die  planmillsigen  solidariselien  menscliliehea 
LebensKnlserangeDy  die  dem  Staate  eigentttmlicli  sind.  Bewahren, 
Ordnen,  Unterstlltsen  sind  die  drei  ^oliaen  Kategorien,  anf  die 
sie  sich  snrttekAlhren  lassen.  Je  gröfser  das  soHdarisehe  Interesse 
ist,  desto  molir  ist  der  »Staat  zu  seiner  Befriedigung  h«^rnf<'n;  je 
mehr  einheitlich«*  |ilanmHfsige  Organisation  zu  d^*>>rn  Wahrung 
notwendig  ist,  desto  ausschliefslichcr  ist  sie  Sache  des  Staates. 
Diese  Solidarität  ist  aber  eine  dynamische  Gröfse,  auf  allen  Ge- 
bieten des  menschlichen  Gemeindaseins  zu  verschiedenen  Zeiten 
und  bei  verschiedenen  Völkern  verschieden  ansgeprigt.  Daher 
empfingt  diese  Formel  ebenfalls  von  dem  jeweiligen  gesamten 
Knltnnnstande  eines  Volkes  ihren  positiven  Inhalt. 

Dem  die  geschichtliche  Entwicklung  Überblickenden  zeigt 
sich  jedoch  eine  sieh  immer  stärker  aasbreitende  Solidarität  der 
Volksiuteresscn  einerseits,  der  Gesamtinteressen  aller  Kulturvölker 
anderseits.  Kann  man  «loch  allen  Fortschritt  in  der  Kultur  zu- 
gleich als  Fortschritt  in  dem  Gedanken  der  menschheitlichen 
Solidarität  bea^ichneo.  Geschichtlich  beim  engsten  Kreise  be- 
ginnend ,  ei|preifen  die  solidarischen  Interessen  immer  weitere 
soziale  Gruppen  nnd  nehmen  nicht  nnr  an  Umfang,  sondern  auch 
an  StKrke  sn.  Scheinbar  steht  damit  im  Widersprach,  dafis  das 
Individaom  überall  eng  gebunden  ist  durch  das  Solidarintereese 
des  nXchsten  Verbandes,  dem  es  angehört;  sowie  dab  ESntwick- 
lung  der  Individualität  mit  ebensolchem  Rechte  wie  Steigerung 
der  Solidarität  als  Merkmal  li(dier  Kulturstufen  bezeichnet  werden 
kann.  Allein  der  Gegensatz  beider  IMiHnomene  ist  nur  ein  schein- 
barer, da  völlige  Fr«'ilieit  geistiger  Betätigung  des  Individuums 
nicht  nur  mit  der  höchsten  Ausbildung  der  Öolidaritätsgefilhie  and 
-Interessen  vereinbarlich  ist^  sondern  diese  sogar  jene  Freiheit  zur 
Voraussetzung  haben.  Je  geistig  höher  und  sozial  freier  ein 
Individuum  ist,  um  so  mehr  wird  es  sich  als  im  Dienste  der 
höchsten  Solidarinteressen  stehend  betrachten.  Ausbildung 
der  Individualität  ist  daher  selbst  eines  der  höchsten 
Solidarinteressen.  Die  Entwicklung  eines  Ganzen  ist  stets 
durch  die  Entwicklung  seiner  Glieder  bedingt. 

Aus  dem  Dargelegten  ergibt  sich,  dafs  im  Laufe  der  Zeiten 
das  gerechtfertigte  (ieViiet  staatlicher  TUtigkeit  stets  breiter  wird. 
Durch  richtige  Einsicht  der  ihm  durch  die  Natur  der  Yerhält- 
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nisse  gesteckten  Grenzen  hat  sich  der  Staat  von  Gebieten,  die  er 
als  ihm  nicht  gehörig  erkannt  hat,  znrtickgezogen y  sich  aber 
reichlieh  dafür  eDtschädigt  durch  Zuwachs  neuer  ihm  angemeBsener 
TItigkeit. 

Solehe  Festetelltmg  wehrt  aber  dennoch  nicht  der  Befürchtung, 
dafis  sehliefiBlieh  die  freie  Bewegung  des  IndividuumB  und  damit 
dieses  selbst  eine  stetig  abnehmende  Gröfse  sei,  denn  jener 
Rückzag  des  Staates  mufs  doch  schHefsIich  ein  Ende  haben. 

Und  doch  ist  dies  ein  Irrtum.  Nicht  nur  nicuscliliclu'  Solidarität, 
auch  nionschliclio  Freilieit  ist  im  stetigen  Wachstum  begriffen. 
Fa(st  man  den  vieldeutigen  Begriff  der  Freiheit  in  dem  tlUr  das 
moderne  Individuum  wichtigsten  Sinne  auf,  demzufolge  sie  vom 
Staate  nicht  nur  nicht  gehinderte,  sondern  sogar  geförderte  Be- 
tiUignng  menschlieher  Fähigkeiten  bedeutet,  so  ist  das  dem  Indi- 
▼idanm  anstehende  Mafs  solch  möglicher  Betätigung  in  raschem 
Fortschreiten  begriffen.  'Wachsende  SSivilisation  hat  für  den  ein- 
zelnen Wachstum  der  Möglichkeiten,  zu  handeln,  zur  Folge.  Eisen- 
bahnen und  Dampfschiffe  haben  die  freie  örtliche  Bewegung  des 
Individuums  in  ungeahnter  Weise  gesteigert.  Die  gewaltigen 
Bildungsniittel,  die  Staat  und  Verbände  aller  Art  dem  Menschen 
zum  freien  Gebrauch  anbieten ,  haben  das  Wissen  und  Können 
Ungezählter  begründet  und  gehoben.  So  eröffnen  sich  fortwährend 
aene  Gebiete  der  Freiheit  und  mit  ihnen  yerbunden  neue  Ge- 
biete der  Staatstätigkeit,  die  nicht  zum  geringsten  der  Begeluog 
und  dem  Schute  solcher  Freiheit  zugewendet  ist.  Wächst  also 
der  Bereich  des  Staates,  so  wächst  auch  das  Individuum,  und 
das  Ergebnis  der  Geschichte  ist  sowohl  fortschreitende  Bindung 
des  Menschen  als  auch  fortschreitende  Lösung  seiner  Banden. 

Um  nunmehr  die  einzelnen  staatliehen  Zwecke  festzustellen, 
bedarf  es  teleologischer  Untersuchung  der  ver^c  IihmIciich  staat- 
lichen Einrichtungen  und  Tätigkeiten.  In  ihnen  allein  können 
wir  die  Zweeke  ausgeprägt  finden ,  die  eine  bestimmte  £poche 
dem  Staate  setzt.  Wie  als  Becht  nur  das  zu  betrachten  ist, 
was  wirklich  gilt,  so  ist  konkreter  und  damit  relativer  Staats- 
zweek  nur  der  in  den  staatlichen  Institutionen  und  Funktionen 
ausgeprägte. 

Der  dem  Staate  zufallende  Tätigkeitsbereich  wird  sich  »o- 

Wühl  auf  Grund  der  historischen  Entwicklung  als  der  richtigen 
Einsicht  in  die  v<.ii  ihm  zu  versorfreiiden  Zwecke  in  zwei  grofse 
Abteilungen  bcheideu:  Tätigkeiten,  die  ihm  ausschlieltilich 


Digitized  by  Google 


248 


Zweites  Buch.  Allgemeine  SozialleUrc  des  Staates. 


zukommen,  und  soklie,  mit  \v<'lchen  <'r  nur  (»rdiieiid.  unterstützend, 
fördernd  odr  i  abwehrend  zu  individuellen  und  bozialeu  Lebeus- 
äufserungeu  hinzutritt. 

3.  AuBschliersIich  dem  Staate  zugehörig  ist  der  Schutz  der 
Gesamtheit  und  ihrer  Glieder,  damit  auch  des  eigen(»ii  Gebietes 
gegen  Xnlsere  Angriffe.  Diese  Tätigkeit  nnd  der  ihr  entsprechende 
Zweck  haben  dem  Staate  ntemalsi  anch  nicht  in  seiner  mdimen- 
tärsten  Form,  gemangelt.  Abwehr  gemeinsamer  Kniserer  Gefahr 
ist  TO  allen  Zeiten  das  wirksamste  Motir  TOr  Bildung  machtroller 
Verbände  prewesen.  Trotzdem  hat  es  Epochen  gegeben,  wo  diese 
Sc]iutzt:iti;;k('it  iiiilit  cxklusivf  Staatsaufgabe  war.  wo  neben  ilir 
Selbstliilf'e  in  Form  der  Fehde  ,  des  Privatkriefj^e.s  bestand, 
l^erui^r  ist  lange  Zeit  hindurch  nicht  nur  Verteidigung,  sondern 
auch  Vergröfsernng  des  Staates  durch  Eroberung-  oder  anders- 
geartete  Erweiterung  seiner  Maehtsphäre  durch  kriegerische 
Mittel  nach  den  Übenengnngen  der  Völker  einer  seiner  wesent- 
lichen Zwecke.  Trotadem  nun  hente  in  der  Theorie  dem 
Staate  im  Verhttltnis  au  anderen  nur  ein  defensiver  Zweck 
gesetzt  zu  werden  pflegt,  so  sind  doch  auch  in  der  G^^^nwart 
in  dem  Hewuf^tsein  der  Völker  mannigfache  auf  Vergröfsernng 
des  Staate^  oder  Herstellung  neuer  politisciier  Bildungen  ge- 
richtete Zweckvorstellungen  vorhanden,  und  man  wird  auf  Grund 
der  heuti^^en  politischen,  ökonomischen,  nationalen  Anschauungen 
ein  solches  offensives  Vorgehen  nicht  Uberali  als  dem  Staats* 
sweck  widersprechend  beaeichnen  können.  Die  Kämpfe  Prenüsens 
für  Deutschlands,  die  Sardiniens  flir  Italiens  Einheit,  die  Rats- 
lands fllr  die  christlichen  Staaten  der  Balkanhalbinsel  usw. 
werden  von  der  allgemeinen  Überzeugung  als  berechtigt  nnd 
damit  im  Btaatszweck  liegend  anerkannt,  und  ebenso  ist  das  der 
Fall  mit  der  der  (Jegenwart  am  meisten  entsprechenden  Form 
der  VergrölVerun^  des  Staates  oder  doch  der  Staatsmacht  dureh 
Kolonisation.  Bewahrung  und  Erhöhung  des  internationalen  An- 
sehens ,  unabhängig  von  der  Verteidigung,  wird  bei  jedem  un- 
abhängigen Staate  als  im  Staatsawecke  liegend  anerkannt  werden 
mttssen« 

Aber  nicht  nur  nach  aufsen,  auch  nach  innen  weiden 
Funktionen  gefordert  und  anerkannt  werden  mttssen,  deren  Zweck 
auf  die  Erhaltung  des  Staates  und  die  Integrität  seiner  Wirkungs- 
weise geht.  Die  Staatswirtschaft  dient  den  gesamten  Staats- 
zwecken, in  erster  Linie  aber  sichert  sie  die  Existenz  des  Staates. 
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Dio  Polizei-  und  Strafreclitspflege  HchUtzt  nicht  nur  individuelle 
und  soziale  Guter,  sondern  auch  den  Staat  selbst.  In  aller 
Staatstätigkeit  ist  ein  Element,  das  die  Erhaltung  und  Btärkmig 
des  StMtes  selbst  besweckt.  Erhaltoncp  und  Ftfrdeniug  der  eigenen 
Ezistenx  nnd  des  eigenen  Ansehens  ist  somit  einer  der  Zwecke, 
die  dem  Staate  gemttCs  seinen  von  unserem  Zweekbewnlstsein 
gebilligten  Funktionen  gesetst  sind.  Dieser  Zweck  ist  der  erste 
und  nMchste,  seine  Erfüllung  innerhalb  bestimmter  Schranken  die 
liediugun«^  gedeihlicher  staatlicher  Tätigkeit  überhaupt. 

4.  Ausschliefslich  dem  Staate  zugehörig  ist  ferner  bewufHte 
Fortbildung   und    Aufrechterhaltung   der   Rechtsordnung.  Auch 
diese  Tätigkeit  ist  dem  Staate  stets  eigentümlich  gewesen,  allein 
die  Ansschlieftlichkeit  dieses  Rechtszweckes  ist  erst  das  Produkt 
einer  langen  geschichtlichen  Entwicklung.  In  primitiven  Epochen 
gibt  es  eine  weitgehende  Autonomie  nnd  Selbstgerichtsbarkett 
der  Familie^  der  Sippe,  des  Stammes  innerhalb  des  Staates.  Das 
Strafreeht  eignet  dem  Staate  nicht  ursprünglich ,  sondern  wichst 
ihm  erst  später  zu;  aufserdem  bleibt  die  Selbsthilfe  in  ver- 
schiedenen  Formen    ein   anerkanntes   Retlitsinstitut.     Die  Ent- 
wickhing des  Staates   ist  aber  lU»erall   von   einem  Aufsaugungs- 
prozefs  der  selbständigen   Reclitsbildung  nnd  des  Rechtsschutzes 
in  sämtlichen  ihm  untergeordneten  Verbänden  begleitet ,  so  daCs 
schlieCBlich  der  Staat  allein  als  Quell  planmäfsiger  Fortbildung  des 
Bechtes  erscheint  und  ihm  allein  die  Verfügung  ttber  die  Mittel 
des  Rechtsswanges  gebührt    Heute  ist  alle  planmäßige ,  also 
nicht  auf  dem  Wege  der  Gewohnheit  erfolgende  Rechtsbildnng 
entweder   vom  Staate   selbst   ausgeübt  oder  ttbertragen  oder 
zugelassen,  so  dafs  ohne  Anerkennung  durch  den  Staat  niemand 
iti  ihm  ein  Recht  der  Rechtsbildung  besitzt.    Diese  Ivcchtshildung 
jedoch  übt  der  Staat  aus  nicht  nur  durch  Abgrenzung  der  indivi- 
duellen Sphären,  sondern  auch  durch  rechtliche  Ordnung  seiner 
eigenen  Organisation  und  Tätigkeit,  für  welche  das  Recht  MaCs 
und  Schranke  ist.    Einseitig  und  falsch  ist  daher  die  noch  von 
Holtsendorff  Tertretene  Ansicht welche  den  Staat  in  seiner 
dem  Beebte  gewidmeten  Tätigkeit  als  nur  dem  Individuum  zu- 
gewendet wähnt  Das  Becht  durchdringt  und  bestimmt  vielmehr 
alle  LebensäuCBerungen  des  Staates  und  bildet  gleichsam  die 
Bahnen,  in  denen  das  staatliche  Leben  pulsiert. 
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Die  Art  der  Verwirlilicliung:  des  Rrclitszweckes  ist  abt  r  in 
einem  jcdt  n  Staate  durcii  die  ganze  La^e  des  Volkes  und  durch 
seine  internationale  Stellung  gegeben.  Denn  selbstverständlich 
amfaCst  der  Rechtszweck  an  dieser  Stelle  nicht  nur  die  vorhandene, 
aondern  anch  die  künftige  Gesetigebangy  die  den  Anfordeningen  an 
entsprechen  hat,  die  eine  bestimmte  Geschichtsepoche  an  die  Rechts- 
ordnung in  stellen  berechtigt  ist.  Damit  Jedoch  greift  das  Becht 
hinttber  auf  ein  anderes  Gebiet  der  Btaatstfttigkeit.  Das  Becht 
ist  nicht  nur  ein  Mittel,  um  einen  gegen wUrtigen  Zustand  zu  be- 
wahren, sondern  aucli  um  an  der  HerbeitVihruiig  eiues  kunfligeu 
mitzuarbeiten.  Soweit  tlbcihaupt  durch  äufsere  Veranstaltung 
Kulturinten'>s«'n  gefordert  werden  können,  ist  auch  das  Hecht  ein 
bedeutsames  Mittel  dieser  Fitrderung,  wie  z.  Ii,  die  nenere 
Arbeiter>Schutz-  und  -Fttrsorgegesetzgebung  in  den  europäischen 
Staaten  beweist.  In  letater  Linie  sielt  allerdings  anch  diese 
fordernde  Tätigkeit  neuer  Bechtsinstitute  auf  umfassendere,  gleich- 
mätsigere  und  wirksamere  Erhaltung  der  wichtigsten  individuellen 
und  sosialen  Guter,  auf  Herstellung  allgemeiner  Bedingungen  ftor 
die  nn;^ehemmte  Entwicklung  des  Individuums  und  der  Gesamt- 
heit. Denn  das  Recht  ist  im  letzten  Grunde  nicht  .'iclir»j)rerisch, 
Mindern  bewahrend  und  ahwelirend.  Es  kann  nur  die  äufseien 
V«)raussetzungen  für  positive  menschliche  Tätigkeit  schatien,  deren 
Inhalt  stets  nur  durch  die  ganze  konkrete  historisch-soziale  £ut- 
Wicklung  gegeben  ist.  Zwar  hat  auch  die  Rechtsordnung  eine 
bestimmte  gesellschaftsformende  und  umgestaltende  Kraft,  die 
aber  nur  innerhalb  enger  Schranken  sich  planmäfsig  entfalten 
kann.  Das  Schöpferische  im  Becht  liegt  Überwiegend  nicht  in 
seiner  beabsichtigten  juristischen,  sondern  in  seiner  unbeabsichtigten 
sozialen  Bedeutung. 

5.  Mit  Machtbtdiauptung ,  Schutzgewährung  und  Rechts- 
bewahrung haben  lan^^'^e  Zeiträume  den  Zweck  des  Stiiates  in  der 
Hau]»tsache  als  ab{r<'S(hlnssen  betrailitet.  Eine  ho  künimerlichei 
den  iStaat  auf  einen  Schut%-  und  Trutzverband  nach  aufsen,  einen 
Gerichtsverbaud  nach  innen  reduzierende  Anschauung  findet  sowohl 
in  der  politischen  Wirklichkeit  als  in  dem  BewuÜBtsein  von  dieser 
Wirklichkeit  keine  Stfttte  mehr.  So  wie  Hachtbesitz  und  Bechts- 
genuls  nicht  höchste  Zwecke  des  Individuums  sein  können, 
sondern  nur  Bedingungen  f^r  Erringung  und  Besitz  anderer 
Guter  sind,  so  nffnen  sich  auch  Uberall  bei  steigender  Kultur  dem 
Staate  neue  Gebiete  höchster  Zwecke. 


Digitized  by  Google 


Achtes  KupiteL  Die  Lebreii  vom  Zweck  des  Staates.  251 


Schon  der  Macht-,  Sicherheits-  and  Rechtszweck  ntftigen  den 
Staat,  seine  Tätigkeit  Uber  die  onmittelhar  diesen  Zwecken 
dienenden  Funktionen  anszndehnen.  Er  mufs  vor  allem  auf  die 
Herbeiaeha£Enng  der  ökonomischen  Mittel  für  diese  seine  Lei- 
Stangen  hedaeht  sein.  Die  Or{f(se  dieser  Mittel  hängt  aber  von 
der  ganzen  ökonomischen  Lage  seines  Volkes  ab.  Daher  int 
Stärkung  der  ökonomischen  Produktion  bereits  indirekt  in  den 
erörterten  Staatszwecken  als  Mittelzweck  initinbefjritl'eu.  Die 
Geschichte  der  wirtschaftlichen  Verwaltun^stiltigkeit  des  Staates 
lehrt,  dafs  sie  aus  fiskalischen  und  niilitHrischen  Gründen  ent- 
standen ist.  Vor  allem  ist  das  Kommunikationswesen  mit  dem 
Heer-  und  Geriehtswesen ,  sodann  aber  mit  gedeihlicher  Staats- 
titigkeit  flberhaapt  innig  verbunden.  Daher  ist  Sorge  für  die 
Wege  bereits  im  frUhen  Mittelalter  als  Staatsaufgabe  anerkannt, 
und  heute  ntltsen  die  neueren  Institute  der  Post,  der  Telegraphen, 
der  Eisenbahnen  dem  Heerwesen  und  der  Kechtspfleg^e  in  hervor- 
ragender Weise.  Aber  auch  andere,  iiberwiepfend  erst  in  neuester 
Zeit  dem  Staate  zugewachsene  Verwaitungszwei^e  dienen  der 
besseren  Erreichung  der  exklusiven  Staatszwecke.  Das  Gesundheits- 
wesen erhält  und  ftJrdert  die  physische  Existenz  des  Volkes  und 
damit  die  Macht  des  Staates,  nicht  minder  die  Schutaeinrichtungen 
für  die  arbeitenden  Klassen.  Die  poliseiliche  Tätigkeit  im 
weitesten  Umfange  dient  dem  Kechtssehutze;  staatliche  Beurkun- 
dungen, Gewerbekonzessionen,  das  Pflegschaftswesen,  Regelung 
der  Lehrlingsverhilltnisse  usw.  sind  für  den  Rechtszweck  von 
hoher  Bedeutung.  Dafs  geistig  fortgeschrittene  Nationen  die 
zurückgebliebenen  im  internationalen  Wettbewerb  überflügeln, 
hat  die  Geschichte  so  hHufijr  bezeugt,  dafs  die  Pflege  der  geistigen 
Volksinteressen  heute  als  selbstverständlich  mit  dem  Machtzweck 
in  engster  Verbindung  stehend  angesehen  wird.  Die  Fortschritte 
der  Kriegskunst  sind  mit  denen  der  Wissenschaft  und  Technik 
au6  engste  verknttpft,  so  dafs  der  Staat  auch  ihnen  gegenüber 
schon  im  Interesse  seiner  Existenz  sich  nicht  gleichgültig  ver- 
halten darf.  So  erscheint  denn  bei  der  Wechselwirkung  mensch- 
licher Dinge  das  uns  natürlich  dünkende  VerhHitnis  znnäcbst 
umgekehrt,  indem  die  höheren  Kuiturzwecke  die  l\(»lie  von  Mitteln 
für  d»'n  Macht-,  Schutz-  und  Kechtszweck  übernelnnm. 

Die  Auxlelinung  derTUtigkeit  desJ>taates  über  weine  exklusiven 
Zwecke  hinaus  war  aber  auch  nach  anderer  Richtung  hin 
historisch  bedingt.    Neben  ihm  bestand  lange  Zeit  eine  Macht, 
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die  anfser  ihrem  Berufe  mit  Ausschhifs  des  Staates  bestimmte 
Aufgaben  pflegte,  die  den  durch  Uufsere  Mittel  zu  verfolgenden 
Solidariut«'iH'ss(Mi  angehören.  Im  Laufe  der  Auneinandersetznng' 
zwischen  iStaat  und  Kirche  sind  dem  ersteren  ursprünglich 
kirchliche  Angelegenheiten  sugewachaen  und  Yon  ihm  weit  Uber 
den  Zustand  hinanageführt  worden,  in  dem  er  sie  als  seine 
eigenen  empfing.  Namentlich  sind  geregelte  Armenfhnorge  und 
das  Bildnngawesen  Gebiete  solidarischer  Tätigkeit^  die  in  vollem 
Umfange  erst  seit  der  Reformation  in  die  Hand  des  Staates 
llbergegangen  sind.  Der  Staat  ist  aber  bei  dieser  Enteignung 
nicht  stehen  geblieben,  sondern  hat  sich  Recht  und  Pflicht  zu- 
gemessen unter  Berufung  auf  die  ihm  in  steigendem  Mafse  zum 
Bewulstsein  k(»mmende  Aufgabe  der  Kulturpflege,  alle  im  (Temeiu- 
interesse  erspriefslichen  Tätigkeiten  entweder  selbst  vorzunehmen 
oder  ihre  Vornahme  dem  Individuum  anzubefehlen.  An  diesem 
Punkte  hat  nun  die  Untersuchung  einzusetzen,  um  die  Grenilinie 
zwischen  staatlicher  und  nichtstaatlieher  Tätigkeit  zu  lieben. 

6.  Diese  Grenzlinie  wird  gemUTs  den  vorhergehenden  Erörte- 
rungen mit  Sicherheit  gezogen  werden  können.  Auf  Grund  der 
ganzen  geschichtlichen  Entwicklung  und  d^r  herrschenden  An> 
schannngen  ist  der  Staat  zweifellos  berufen,  zu  allen  menschlichen 
Solidariuteressen  in  Hezieliuug  zu  treten.  Allein,  sein  Verhältnis* 
zu  den  eiii/.t  lnen  Interessen  ist  durch  deren  Natur  V)edin^ct.  Nur 
Boweit  die  freie  individuelle  <mKm-  genossenschaftliclic  Tat  unver- 
mögend ist,  den  vorgesetzten  Zweck  zu  erreichen,  kann  und  mu£s 
ihn  der  Staat  Übernehmen;  soweit  reine  Individualinteressen 
vorliegen,  bleibt  ihre  Erringnng  auch  dem  Individuum  tlberlaasen. 
Die  Verwaltung  der  Solidarinteressen  durch  den  Staat  reicht  aber 
in  gedeihlicher  Weise  nur  so  weit,  als  planmJÜsige,  mit  änfseren 
Mitteln  arbeitende  Tätigkeit  gehen  kann.  Dazu  gehören  negativ 
Abwehr  von  Störungen  jeder  Art,  positiv  aber  Förderung, 
weKhe  gemiffs  der  Natur  des  zu  fördernden  Gutes  verschiedene 
Formen  uuzunf'luneii  vermag-,  Sie  kann  ausschliefslich  in  dem 
Setzen  der  äufsereu  Bedingungen  bestehen.  Gesundheit,  Wisseu- 
achaft,  Kunst.  Handel  usw.  kann  der  Staat  nicht  unmittelbar 
erzeugen/ d.  h.  er  ist  nicht  imstande,  die  hierzu  notwendige 
individuelle  Tätigkeit  sich  zuzueignen.  Die  spezifische  Tätigkeit 
des  staatlich  angestellten  Arztes,  des  Professors,  des  Lehrers,  des 
Regierungsbaumeisters  usw.  ist  und  bleibt  individuelle,  vom 
Staate  autorisierte  Tat,  sie  ist  niemals  Inhalt  staatlicher  Oigan- 
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Otigkeit,  weil  der  Staat  die  eigentttmliche  Art  dieser  Tätigkeiten 
ra  bestimmen  anlserstande  ist;  er  kann  nur  anordnen,  dafs  sie 
aaeh  bestimmter  Sichtang  wirken  ond  gewisse  Eiffekte  hervorrnfen 
solleoy  er  kann  das  Quantum,  aber  nicht  das  Qaale  der  Leistung 
aabefehlen.  Anf  anderen  Gebieten  jedoch  kann  er  weitergehen. 
Insofern  es  nkmlich  mrtp^lich  ist,  niolit  nur  Quantität,  sondern 
auch  Qualität  der  Leistung  durcli  liufsi'iv  Mittel  zu  bcherrsdien, 
wird  er  sie  selbst,  wenn  das  Öolidariuteresse  es  erfordert,  durch 
»eine  Organe  als  seine  Tat  vornehmen  lassen.  Wissenschaftliche 
Entdeckungen  machen  und  Kunstwerke  schaffen,  liegt  aufserhalb 
des  möglichen  staatlichen  Machtbereiches;  aber  Briefe  befitrdenii 
Bahnzage  yerkehren  laseeni  Versicherangsanstalton  errichten  usw., 
sind  Funktionen,  die  durch  solidarische  Tat  und  durch  Xnlsere 
Mittel  in  zweckmilfsigstor  Weise  versehen  werden  ktfnnen').  Je 

*)  Diese  Unterscheidung  ist  von  grofser  Bedeutung,  um  su  be- 
stunmen,  an  welchem  Punkte  die  Tätigkeit  staatlicher  Organe  aufhOrt, 
als  individuelles  Ton  gewertet  sn  werden  und  auf  den  Staat  als  dessen 
Tat  projisiert  wird.  Was  Laband,  I,  S.  407  N.  2,  gegen  diese  von 
mir  bereits  System,  S.  218^  angedeutete  Unteischeidung  einwendet,  ist 
nncutreffend,  indem  er  von  der  irrigen  Annahme  ausgeht,  als  ob  ich  in 
der  angeführten  Stelle  von  Aktionen  des  Staates  gesprochen  hätte,  die 
nicht  znplf^ich  Aktionen  von  Individuen  wären.  Laband  selbst  findet 
lioaiiif entiitijjrkf'it  innerlich  gleichartig.  Doch  ist  es  ein  grofser 
Unterschied,  ub  num  die  AuitHtätijrkeit  ihrem  ganzen  Inhalte  nach  als 
Staat.stätigkeit  bezeichnen  kaiui  oder  nicht.  Das  richterliche  Urteil  hat 
der  btaat  gefallt,  die  vom  Minister  ausgehende  Krnennung  der  Staat 
virflsogen  usw.  Aber  der  Universitätslehrer  trägt  nicht  königlich 
prenfinsche  Mathematik  oder  grorsherzoglich  badische  Psychologie  vor. 
Wer  diese  und  fthnliche  Unterschiede  f&r  unerheblich  erklärt,  der  ver- 
wischt wichtige,  folgenrdche  G^ensfttse  sugnnsten  eines  unerspriefs- 
liehen  Formalismus.  Dafs  Personen,  die  dem  Staate  gegenüber  ver- 
pflichtet sind,  ihre  besonderen  Kenntnisse  und  Fähigkeiten  frei  aussn- 
Iben,  Beamte  sind  gleich  den  mit  obrigJuitlichen  Funktionen  betrauten, 
hat  mit  der  in  Rede  stehenden  Frage  gar  nichts  zu  schatten.  Das 
innere  Wesen  der  staatlichen  Funktionen  zu  erkennen,  bietet  an  und  für 
sich,  oline  jede  Rücksicht  auf  das  Heanitonreeht,  g»'nug  theor«  ti>jches 
und  praktisches  Interesse.  In  jüngster  Zeit  hat  Preufs,  Das  stiultisclie 
Amisrecht,  S.  347  f.,  gegen  diese  Ausfülirungen  und  ähnliche  An- 
deutungen von  Gierke  in  Hoitzendortl's  Kechtslexikon ,  II,  s.  v.  Ge- 
meindebeamte, 8.  SO,  behauptet,  das  Gemeinwesen  baue  und  lehre,  wie 
es  richtet,  befiehlt  und  ernennt.  Die  politische  Konsequenz  einer 
solchen  Lehre  wftre  die  vOlUge  Vernichtung  jeder  geistigen  Freiheit 
derer,  die  im  staatlichen  Auftrag  höhere  intellektuelle  T&tigkeit  fiben : 
ein  Gemeinwesen,  das  lehrt  und  baut,  kann  auch  vorschreiben,  wie  su 
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mehr  durch  einheitliche ,  umfasseiide  Organisation,  d.  b.  dvreb 
Zentralisation,  das  in  Frag^o  stehende  Kulturinteresse  be- 
friedigt werden  kann,  desto  grOfser  ist  der  Ansprach  des  Staates 
und  an  den  Staat ,  es  ansscbliefsHcb  oder  dock  llbenriegend  an 
▼ersoigen.  Daraus  ei|^bt  sieh,  dais  der  Staat  auf  dem  Gebiete 
der  Kulturpflege  die  indiyidnelle  freie  TKtigkett  teils  zu  ersetaen, 
teils  SU  ergilnzen  bestimmt  ist.  Geschichtlich  ist  auf  diesen 
Gebieten  die  staatliche  Tätigkeit  überall  nach  der  privaten  ein- 
getreten, (h'rart,  tl;ifs  sich  die  Entwicklung  der  staatlichen  Knltnr- 
f(irderung  als  ein  tortlaufender  Kntci^nungsprozefs  gegenüber  der 
individuellen  Tätigkeit  darstellt.  Vielfach  sind  es  zunächst  Ver- 
bände nichtstaatlicher  Art,  welche  die  Ergänzung  des  Individuums 
yomebmen,  so  daCs  der  Staat  sebliefslick  in  Ergttnsnng  sowokl 
individueller  als  genossenscbaftlicker  Tat  auftritt.  Wie  weit  die 
blofs  ergänzende  Tätigkeit  an  geben  nnd  wo  die  ersetxende  wa 
beginnen  babe,  das  kann  nur  nach  der  ganaen  geschicbütchen 
nnd  sozialen  Lage  des  Einzelstaates  sowie  der  Natur  des  be- 
treffenden  Verwaltungszweiges  beurteilt  werden.  Die  Entwicklung 
der  neueren  Z<'it  wrist  zweifellns  einen  tortsclireiteinlen  Prozef^ 
zunUchst  der  Sozialisierung  und  sodann  der  Zentralisierung,  der 
^Verstaatliclnnig'*  ursprünglich  individueller  Tätigkeiten  auf. 
Welchen  Umfang  diese  »Sozialisicrung  und  Zentralisierung  annehmen 
werde,  welches  ihr  Endziel  sei,  lädst  sieb  auf  Grund  der  uns  be- 
kannten Weltlage  mit  Sicherheit  gar  nickt  bestimmen.  Jedenfalls 
sind  Anzeichen  dafär  vorbanden ,  daCs  die  einzeUtaatliebe  Zen- 
tralisation nicht  deren  h(fcbste  Form  ist,  da  eine  Reibe  von  Ver- 
waltungsgesebäften  bereits  beute  von  den  Etnselstaaten  im  inter- 
nationalen Interesse  nach  vereinbarten  Normen  verwaltet  wird. 
Die  auf  völkerrechtlichem  (nunde  ruhende  ..internationale  Ver- 
waltung" bestimmter  (ü-biete  durch  dl«'  Kinzelstaaten,  die  bereits 
ZU  organisierten  iiiternationalen  Verwaltungsvereinen  geführt  hat, 
bezeichnet  einen  bedeutsamen  Schritt  zu  einer  höheren  Form  der 
Zentralisation,  der  iuternationalen. 

Aber  auch  die  Begriffe  der  Ergänzung,  der  Fördernng,  der 
Organisation  und  Leitung  bedürfen  an  dieser  Stelle  noch  einer 
Durchbildung  nach  der  teleologischen  Seite.  Denn  alle  diese  Funk- 


Ichron  und  7A\  bauen,  wi«'  zu  malen  und  Tonktmst  zu  üben  sei.  Vor 
«volchor  ..oiganiscber^  Zukunft  möge  ein  gnädiges  Geschick  uns  immerdar 
bewahren : 
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tionen  können  zu  verschiedenen  Zwecken  venchieden  gestaltet 
werden,  und  daher  ist  fUr  die  antreffende  Oestaltnng  die  Aufsuchung 
eines  Prinzipes  notwendig.  Auch  hier  giht  der  vage  Oedanke 
der  Wohlfahrtafilrdemng  keine  Anfkllrung.  Die  Wohlfahrt,  nnd 
twar  aebr  intensiye  Wohlfiihrt  einer  groCsen  Zahl  kann  dnreh 
Konservierung  einer  Institution,  durch  Ahwehr  jeglicher  Nenemng 
ftlr  das  gerade  lebende  (Jeschleclit  im  höchsten  (irade  gt-tordert 
werden.  Wenn  wir  alior.  fast  inö(  lit<>  ich  sa^^'n  :  instinktiv, 
Hebung,  Ausbildung,  VervullkommuuQg  unserer  Kultur  von  allen 
aoaialeo  Institutionen  verlangen,  so  stehen  wir  nicht  mehr  auf 
eud}tmont8ti8ch*utilitarifichem  als  yielmehr  auf  evolutionistischem 

m 

Standpunkt.  Von  diesem  ans  kann  das  Wohlsein  der  Lohenden 
dem  Wohlsein  der  Kommenden  geopfert  nnd  seihst  staatliche  Tat 
gefordert  werden,  die  nnmittelbar  in  gröiserer  Ausdehnung  Un- 
Inst  nnd  Schldigung  hervorruft.    Wie  alle  (Gehurt,  so  ist  auch 

jeder  Fortschritt  untrennbar  mit  Schmerz  verbunden  ' ).  Fort- 
schreitende Knttaltiing  und  reichere  Ausbildung;  der  menschlichen 
Kräfte,  ungeachtet  der  Unlust,  von  der  >ie  begleitet  sein  mögen, 
ist  gemüfs  unserer  moderneOi  durch  die  gesamte  Wissenschaft 
beetimmten  Weltanschauung  der  notwendige  und  darum  an- 
snerkennende  Inhalt  der  Geschichte.  An  diesem  Punkte  berührt 
sich  swar  empirische  Geschichtsbetrachtung  mit  einer  Metaphysik 
der  Geschichte.  Ohne  eine  solche  kann  aber  eine  teleologische 
Untersuchung  der  soaialen  Phänomene  nie  grOndlich  vorgenommen 
werden,  well  die  lotsten  Zwecke  des  Menschlichen  rein  empirischer 
Forschung  unzugänglich  sind.  Auch  um  die  relativen,  subjektiven 
Zwecke  des  Staates  zu  konstatieren,  nülssen  wir  die  herrschende 
Geistesrichtung  befragen,  deren  metaphysische  bestaudteile  die 
sotial-teleologischen  Vorstellungen  mit  auswirken. 

Alle  staatliche  Tätigkeit  bat  unter  diesein  Oesichtspunkt  zum 
£ndsweck  die  Mitarbeit  an  der  fortschreitenden  Entwicklung 
lunSehst  der  ihm  Eingegliederten,  nicht  nur  der  gegenwärtigen, 
sondern  auch  der  sukOnftigen,  und  femer,  da  das  Solidaritäts- 
bewnlstsein  der  Völker  immer  mehr  Uber  den  Staat  hinausgreift, 
die  Mitarbeit  an  der  Entwicklung  der  Gattung.  Metaphysischer 
Betrachtung  bleibt  die  Frage  überlassen,  inwiefern  dieser  sub- 
jektiven  Anschauung   auch    objektive    Wahrheit   zukommt,  ob 


')  Vpl.  die  interessanten  Ausführungen  von  v  P  hi  1  i  ]>  p  o  v  i  ch, 
Wirtschaftlicher  Fortschritt  und  Kulturentwicklung,  1892,  8.  21  ff. 
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diesem  auf  der  Weltanschauung  der  Gegenwart  gegründeten 
ZweckbcwufHtKein  tranasendente  Werte  entsprechen. 

7.  Fassen  wir  nunmehr  die  einseinen  hier  erörterten  Zwecke 
sosammen,  so  ergibt  sich  folgendes.  Staatliehe  Selbstbehauptung 
Sicherheit  und  Machtentfaltung,  Beehtsetsung  und  Bechtsehuts, 
Kulturfbrderung  haben  sieh  uns  als  Staataaufgaben  ergeben.'  Der 
leitende  Gedanke  fllr  diese  Zweckbestimmun«:  liegt  in  der  Er- 
kenntnis,   dafs    planniäfsigc    Organisation    der    Versorgung  »ler 
solidarischen  Volksiuterossen ,   soweit  sie  einer  zentralen  Leituug 
bedlirfeu  und  durcli  Uufsere  Ven-uistaltung  befriedigt  zu  werden 
Termögen,  nur  durch  den  mit  den  gröfsten  Machtmitteln  aus- 
gestatteten sozialen  Faktor,  als  welcher  der  Staat  sich  darstellt, 
vorgenommen  werden  können.    Diese  Zwecke  teilen  sich  in 
exklusive,  nur  dem  Staate  ankommende,  und  in  konkur- 
rierende^  demsnfblge  auch  die  entsprechenden  Funktionen  ent- 
weder dem  Staate  ausschliefslicb  snkommen  oder  von  ihm  mit 
anderen  geteilt  werden.    Mafs  und   Art  der  Staatstätigkeit  hat 
sowohl   bestimmte,    in  der  Natur  menschlicher  Verhiiltnisse  be- 
gründete   allgemeintr    iSchranken    als   auch   eigentümliche,  durch 
die  Natur  der  einzelnen  Verwaltuogstätigkeit  bedingte  Greiusen. 
Nichtregulierte  individuelle  und  genossenschaftliche  Tat  soll  nor 
insoweit  surttcktreten  oder  ausgeschlossen  werden,  sofern  der 
Staat  mit  seinen  Mitteln  das  betreffende  Interesse  in  besserer 
Weise  an  fördern  vermag.    Das  höchste  Friniip  ftlr  die  ge- 
samte Staatstätigkeit  ist  aber  die  Förderung  der  fortschreitenden 
Entwicklung   der  Yolksgesamtheit  und  ihrer  Olieder.  Dieses 
Prinzip   hat   nach   drei  Richtungen  hin   Auwendung  zu  finden. 
Einmal    gegenüber    dem    Individuum,    dessen    Entwicklung  als 
Glied  des  (ianzen  zu  fordern  ist,   sodann  gegenUbt^r  dem  Volke 
als  der  Gesaintheit  der  gegenwärtigen  und  zukünftigen  Staats- 
glieder, endlich  gegenüber  der  menschlichen  Gattung,  als  deren 
Glied  das  Einzelvolk  erscheint.   Es  sind  demnach  drei  Gattungen 
von  Solldarinteressen  vom  Staate  su  versoigen:  individuelle, 
nationale,  menschheitliche.    Unter  dem   G^iehtspunkte  teleo- 
logischer Bechtfertigung   erscheint  uns  daher  heute  der  Staat 
als   der   durch    planmKfsige,    zentralisierende,  mit 
äiifseren       i  1 1  e  l  n   arbeitende  Tiltigkeit  die  indivi- 
duellen, n  a  t  i  o  n  a  1  e  n  u  n  d  m  e  n  s  c  h  h  e  i  1 1  i  c  h  e  u  S  o  1 1  d  a  r  - 
Interessen    in    d  c  r    Richtung    fortschreitender  (Je- 
samtentwickiuug   befriedigende,  herrschaftliche, 
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Rechtsperbüalichkeit    beäitzeude    Verband  eines 

Volkes'). 

Schlierslicb  sei  hier  nochmals  auf  den  inneren  Zusammen* 
Iiang  der  Fragen  nach  dem  Grunde  und  dem  Zwecke  des  Staates 
hiDgewieaen.  Die  Antwort  anf  die  erste  Frage  hat  das  Sein  des 
Staates  geraehtfertigti  die  anf  die  sweite  sein  Wirken.  Beide  an- 
•ammea  enthalten  erst  die  volle  Beehtfertigting  des  staatlichen 
Lebeosprozesses.  Ist  ohne  Staat  keine  Gesellschaft  nnd  keine 
Erfüllung  menschlicher  Gemeinawecke  möglich^  dann  ist  Air  jeden, 
der  sich  nicht  aufserhalb  der  Gesellschaft  stellen  will,  Hingabe 
an  den  Staat  sittliche  Notwendigkeit.  In  dieser  Einsicht  ver- 
eini{:en  sich  die  verschiedenen  epocliemachenden  Lehren  vom 
Staate,  die  scheinbar  unversöhnliche  Gegensätze  bilden.  Sie  lelirt 
einerseits  den  Staat  als  geschichtlich  notwendiges  Produkt  der 
sieh  stets  reicher  entfaltenden  Meoschennatar  erkennen  nnd 
fordert  anderseits  fireie  Anerkennung  des  historisch  Gregebenen 
als  eines  notwendigen  Durehgangspunktes  in  der  Entwicklung  der 
Gesamtheit.  Die  groisen  Gegensätze  der  Notwendigkeit  und 
Freiheit  finden  in  der  richtigen  Lösung  dieser  Probleme  ihre 
Versöhnung.  Das  geschichtlich  Notwendige  soll  frei,  nach  klar 
erkannten  Zwecken  gestaltet  werden. 

Jede  Rechtfertigung  des  Staates  trifft  jedfuh  nur  sein  in  die 
Sphäre  des  Bewufsten  und  Al)sithtlichen  fallendes  Wirken.  Dafs 
darin  die  geschichtliche  Bedeutung  eines  konkreten  Staates  nicht 
erschöpft  ist,  wurde  bereits  des  öfteren  hervorgehoben.  Daher 
wird  historische,  nach  rückwärts  gewendete  Beurteilung  eines 
Staates  ganz  anders  ausfallen  als  das  Ergebnis  politischer 
Messung  gegenwKrtiger  oder  auch  vergangener  Zustände  am  Mafs- 
stabe  der  Staatszwecke.  Nur  nach  der  Totalität  seiner  wirk- 
lichen Leistungen   kann   der  Staat   vom  Historiker  gewUrdigt 


')  Diese  Definition  enthfdt  selbstverständlich  einen  Wortnuifsstab, 
kein  Erkenntnisurteil,  wie  Preufs,  l'bor  ( »rp:anpersönlichkeit,  a.  n.O. 
S.  meint.  Ein  Staat,  der  diesem  auf  inisfren  heutifren  politischen 
Anschaumiircn  beruhenden  Mafsstab  nicht  entspricht,  lii.rt  danmi 
uatürlioli  nicht  auf,  Staat  zu  sein,  er  erscheint  uns  aber  als  uunder- 
wertiger  Staat.  Die  Formel  von  Preufs  hingegen,  wonach  der  Staat 
Selbstsweck  ist,  die  auf  alle  Staaten  von  Babylon  bis  zum  Deutschen 
Beieh  pafst,  ist  völlig  inhaltsleer  und  kann  mit  Fng  und  Recht  in 
den  Satz  verwandelt  werden:  Der  Staat  bt  eine  gänslich  wertlose 
lastitation. 

J«lliae1e,  Dm  Recht  des  modernen  Steates.  I.  2.  Aufl.  17 
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werden ,  mögen  sie  berechtigt  sein  r>der  nicht.  Trotzdem  bieten 
unsere  politischen  ZweckvorHtellungen  auch  einen  Wertmesser  für 
entschwundene  staatliche  Gebilde,  indem  wir  schlielfllich  eioen 
Staat  der  Vei^angenheit  beorteilen  nach  dem,  was  von  ihm  Itbrig- 
gebiieben  ist.  Das  kann  aber  nichts  anderes  sein  als  die  yon 
ihm  henroigerafenen  Knltnnrirknngen  Jeder  Art,  die  als  stetig 
fortaengende*  Elemente  der  gesehiehtliehen  Bewegong  allein  Uii* 
Sterblichkeit  besitaen. 
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Entsteliiuig  und  Untergang  des  Staates. 

Um  vom  Wesen  des  Staates  rine  vollendete  Vorntellun};  zu 
erhalten y  ist  es  notwendig,  den  Prozefs  seines  Entstehens  und 
Vetgeheiu  zu  betrachten.  Namentlich  für  die  Fragen  des  Becht«- 
charakten  de«  Sftftales  und  der  Natur  und  der  Orensen  des  öfTent- 
liehen  BeehCes  ist  die  klare  ErlLe&ntnb  der  etaatssehopfenden 
und  staatBTemichtenden  Voiginge  von  hoher  Bedentnng. 

1.  Die  fintsteliniig  des  Stsates. 

Hier  sind  swei  Fragen  scharf  sn  scheiden:  die  nach  dem 

geschichtlichen  Anfang  der  staatlichen  Institntion  Uberhaupt  und 

die  nach  der  Bildung  ncMier  Staaten  innerhalb  der  entwickelten 
Staatenwolt.  Wir  wollen  die  erste  Frage  als  die  nach  der  jiri- 
mären  ,  die  zweite  als  die  nach  der  sekundären  Staatenbildung 
beseichnen. 

Über  die  primKre  Staateubildung  siud  nur  Hypothesen  mög- 
lich, die  auch  in  grofser  Zahl  aufgestellt  worden  sind.  Um  sie 
zu  würdigen,  mufs  sweierlei  beachtet  werden.  ZnnMchst,  daTs  es 
nicht  so  einfach  ist,  den  Punkt  su  bestimmen,  von  dem  an- 
gefangen ein  ursprüngliches  Gemeinwesen  als  Staat  zu  betrachten 
sei.  Unsere  Staatsvorstellungen  sind  dem  entwickelten,  ttber  sefs- 
hatte  Menschen  herrschenden  Staate  entnommen.  Von  ihm  aus 
erscheinen  Organisationen  von  Noinadcnstiiiinnen  noch  niclit  als 
staatlicher  Art.  Anders  aber,  wenn  wir  die  primitiven  Verbünde 
unter  entwicklungsgeschichtlichem  ( Jesiclitspunkte  betrachten.  Da 
wird  jede  Organisationsform  herrschaftlichen  Charakters,  die  keine 
höhere  ttber  sich  hat,  bereits  als  Staat  anfznfassen  sein. 

Diese  Vorgeschichte  des  Staates  steht  aber  nur  in  losem 

Zusammenhang  mit  dem  späteren  entwickelten  Staate.  Oerade 

die  primitiTen  Organisationen  haben  die  Bedeutung  des  Zweck- 

17* 
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Wandels  am  gründlichsten  erfahren.  Völlige  Übereinstimmung 
Ober  diese  nrsprttnglichen  Ty]>en  wird  kaum  hergestellt  werden, 
zamal  aus  der  Konstruktion  des  sozialen  Anfangsznstandes  Kapital 

fUr  bestimmte  wirtschaftliche  und  jiolitische  Theorieu  geschlagen 
zn  werden  jiHeju't.  Doch  hat  unbefangene  Überlegung  schou  iu 
einem  wichtigen  Punkte  die  Klärung  angebahnt.  Es  mehren  sich 
weuigätensi  wie  schon  erwähnt,  die  Stimmen,  die  sich  gegen  die 
Annicht  erheben,  im  HetHrismus  die  älteste  Form  de^  Geschlechts- 
verkehrs zn  sehen,  vielmehr  die  Paarungsehe  als  den  Ausgangs- 
punkt des  Familienverbandes  behaupten.  Damit  ist  auch  die 
Lehre,  welche  in  der  Horde  die  notwendige  primitive  Form 
menschlicher  Verbände  erblickt,  wieder  zweifelhaft  geworden. 
Trotzdem  aber  ist  der  Kampf  um  jene  ursprünglichen  Ver- 
hältnisse, wie  auch  um  das  Muttcrrt'chl :  ob  es  eine  universelle, 
dem  Vatencclit  notwendig  zeitlich  vorangehende  Gestaltung 
bei  oder  ein  Verwandthchattssystem ,  dtm  sich  nur  auf  be- 
stimmte Völker  beschränkt,  noch  lange  nicht  endgültig  ent- 
schieden. Wichtig  sind  die  umfassenden  Forschungen  Uber  die 
Hausgemeinschaften  und  Oentilverbttnde,  die,  Uber  die  ganze 
Erde  und  bei  Völkern  der  verschiedensten  Kulturstufen  ver- 
breitet, die  ersten  uns  bekannten  Formen  einer  umfassenderen 
und  gegliederten  wirtschaftlichen  und  herrschaftlichen  Organi- 
sation darstellen.  Alle  Versuche  jedoch,  eingehend  die  Wand- 
lung der  Horden,  Stiiiiniio  und  Familien  in  Staaten  zu  bestimmen, 
müssen  silion  dcshalli  M-ln-ittMn.  wril  da>^clbe  Resultat  auf  den 
verschiedensten  Wegen  errtitht  werden  konnte  und  es  hiichst 
unwahrscheinlich  ist ,  dnfs  alltiberall  der  ÖtaateubildungsproseliB 
derselbe  gewesen  sei.  Nur  die  allgemeinsten  Typen  lassen  sich 
da  feststellen.  So,  dafs  gemeinsame  Gefahr  zu  gemeinsamer  Ab- 
wehr trieb,  auf  solche  Art  zunichst  Gelegenheitsoiganisationen 
hervorgerufen  wurden,  die  durch  Wiederholung  schlieÜBlich  einen 
ständigen  Charakter  annahmen.  Oder  dals  die  Notwendigkeit, 
neue  Jagd-  oder  Weidegrttnde  zu  suchen,  der  Trieb  benachbarter 
Stäm  me,  Eigentum  durch  Kaub  zu  erwerben,  zu  engerem  Zu- 
samm«'n>cldufs  fülirte.  Ferner  liifst  sii  li  t'e>tste]]en,  dafs  primitive 
religiöse  V<M>tellungen  an  dem  Aufbau  fester  Verbünde  mit- 
wirken, namentiicli  auch  nach  der  Kichtuug  hin,  dafs  sie  ent- 
stehende Autorituten  stützen.  ' 

Die  entwickelte  Form  des  Gemeinwesens  als  eines  höchsten 
und  umfassenden  Verbandes,  die  wir  heute  allein  als  Staat  be« 
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zeichnen ,  beginnt  mit  dem  Sefshaftwerden  der  Menschen ,  ein 
Prozefs  der  in  seinem  ersten  Ursprünge  noch  i^änzlich  unaiifg:eklKrt 
ist.  Er  hlingt  zwar  eng  zusammen  mit  <lem  Getr«*i(U  bau.  zu  (l*'s>on 
Ausbildung  unfremessene  Zeiträume  nötig  waren,  ist  aber  nicht 
allein  von  ihm  bedingt,  da  es  auch  ackerbauende  Xomaden  gibt. 
Mit  der  Okkupation  des  Landes  wird  eine  viel  verwickeitere 
Eigentnmsordnnng  notwendig  als  anf  früheren  Wirtsehaflsstnfen. 
Die  Grensen  xwiaclien  Gemein-  nnd  Sondeignt  müssen  streng  ge- 
sogen werden;  die  Familie  als  Wirtsebaftsverband  erfthrt  eine 
reielieTe  Gliederung  nnd  Dnrcbbfldnng;  die  Ansbentnng  roenseh- 
licher  Arbeitskraft  beginnt  mit  der  Institution  der  Haussklaverei, 
die  allein  schon  den  Krieg  zu  einer  daiu'niden  .  auf  f  Jewinnung 
von  unfreien  Arbeitern  gerichteten  Tätigkeit  des  Gemeinwesens 
gestaltet.  Die  Unterschiede  des  Besitzes  rufen  eine  Schichtung 
der  Gesellschaft  hervor;  dort  aber  namentlich |  wo  siegende 
Stimme  über  besiegte  ihre  Herrschaft  errichten,  entfiiltet  sich  der 
G^gensati  einer  herrschenden  nnd  beherrschten  Klasse,  der  der 
gansen  Organisation  des  Gemeinwesens  seinen  Charakter  anfpritgt. 

Alle  diese  VerhAltnisse  werden  gefestigt  durch  das  su  ihnen 
hinzutretende  GefObl  Ihrer  Normmlfsigkeit.  So  ist  denn  die 
Bildunj;  vou  Verbünden  auf  territorialer  Grundlage  innig  ver- 
knüpft mit  der  Durchbildung  einer  verwickelten  Rechtsordnung, 
die  als  solche  in  den  sozialen  Anschauungen  primitiver  Zeiten 
fest  g^^ttndet  ist  und  nicht  etwa  mit  dem  ISIafsstabe  höherer 
Zivilisation  gemessen  werden  darf,  um  sie  als  blofse  Organisation 
der  liacht  su  erklären.  Auflehnungen  gegen  die  bestehende 
Ordnung,  verbunden  mit  Versuchen,  ein  den  Wünschen  der  Un- 
sttfriadenen  angemessenes  Recht  herbeisuAihren,  werden  wohl 
bereits  anf  früher  Entwieklungsstufe  nicht  ausgeblieben  sein. 
Alle  Stabilität  der  ökonomischen  nnd  staatlichen  Verhältnisse 
kann  aber  nur  durch  die  Überzeugung  ihrer  Rechtmäfsigkeit 
auf  die  Dauer  gewahrt  werden. 

Es  ist  daher  der  primäre  iStaatenbildungsprozefs  zugleich  ein 
Prozefs  der  Rechtsbildung  gewesen,  so  dafs  auch  geschichtlich 
Staat  und  Recht  von  Anbeginn  miteinander  verknüpft  gewesen 
sind.  Vom  engsten  Verbände  —  wie  immer  er  nun  beschaffen 
gewesen  sein  mag:  ob  Familie  oder  Horde  —  aufwärts  steigend, 
ergreift  das  Recht  die  höheren,  sich  Uber  die  primären  erhebenden 
Verbände,  so  auch  den  httchsten,  den  Abschlufs  dieser  Kette 
bildenden  Verband  des  territorialen  Staatswesens.    Da  nun  der 
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höhere  Verbaod  etetn  auf  dem  Wege  des  Eiperiments,  der  Er- 
fahrung oder  auch  des  Zufalls  gnfanden  wird»  niemals  aber,  wie 
der  spXtere  Bationalismns  meinte,  bewnlster,  anf  klare  Zwecke 
gerichteter  Überlegung  sein  Dasein  verdankt,  so  ist  er  sunUchst 

immer  etwas  Faktisches  gewesen,  zu  dem,  als  er  sich  festigte, 
Gewöhnung  und  Kcclit  als  gewaltige,  das  TatsHchliche  auch  iu  ein 
Seinsollcndcs  uinschafiende  Faktoren  iiinzutiaten. 

Auch  der  Wechsel  in  den  bestehenden  Staaten,  der  sekundäre 
Staati-nbildungsprozefs,  wird  durch  Vorgänge  bewirkt,  die  gänzlich 
aufiierhallt  des  Rechtsgebiets  stehen.  Krieg  oder  in  anderer  Form 
geübter  Zwang  schaffen  neue  Staaten  und  yemichten  alte.  Dafs 
der  Krieg  zunttchst  völlige  Sechtlosigkeit  bedeutet,  wird  ver- 
stllndlich,  wenn  man  wiederum  erwigt,  dals  Recht  sich  immer 
Buemt  in  einem  engeren  Verbände  ausbildet  und  sodann  erst  den 
höheren,  melirere  engere  Verbände  in  sich  befassenden  ergreift. 
Ein«'  Reolit.sgenossenschat't  jedocli  zwischen  staatlich  getrennten 
Völkern  kann  sich  ungezUhlte  Jahrtausende  hindurch  nicht  aus- 
bilden, weil  die  Grundlagen  gemeinsanier  Kultur  fehlen,  die  eine 
rechtliche  GesamtUberseugung  hervorzurufen  imstande  üind.  Seihst 
dort  aber,  wo  vereinigende  -geistige  Elemente  vorhanden  sind, 
wie  in  dem  hellenischen  Staatensystem,  haben  sie  nicht  die 
Stärke,  auch  nur  innerhalb  dieses  engen  Kreises  die  Frage  nach 
rechtlichen  Schranken  der  staatsbildenden  Tätigkeit  entstehen  au 
lassen. 

Auf  ganz  anderem  Boden  als  das  Altertum  stand  das  Mittel« 
alter  der  Frage  nach  der  Entstehung  des  Staates  gegenüber.  Die 
antike  Lehre  betrachtet  den  Staat  als  ein  Produkt  natürlicher 
menschlicher  Aulagen,  nicht  als  Erzeu^'^nis  des  Hechte».  Öelbst 
diejenigen  Theorien ,  welche  die  soziale  Ordnung  anf  den  vofiog 
znrÜckAlhrten,  vert^tehen  unter  der  Satzung  keineswegs  die  recht- 
liche. Vielmehr  soll  dadurch  nur  die  menschliche  Willktlr  im 
Gegensatz  su  der  menschlichem  Willen  entrttckten  Naturordnung 
bezeichnet  werden^).    Von  dem  Gedanken  aber,  dafs  Staats- 

'J  Uber  den  Gegensatz  von  tfi-us  und  vo/xoi  vgl.  Windel  band, 
Geschichte  der  Philosophie,  S.  Aufl.  1903,  S.  58;  Gomperz,  I,  S.823ff.; 
R  e  h  m ,  Gesch.,  S.  12.  Dafs  der  Sichemngsvertrag,  den  die  Epikurier  dem 
Staate  zugrunde  legten,  ein  Vertrag  im  Rechtssinne  gewesen  sei,  wftre  ebe 
ganz  falsche  Auffassung.  Die  Epikuräer  erkennen  nSmlich  ein  Natur- 
recht  nur  insowat  an,  als  ein  Naturtrieb  den  Menschen  gebietet,  den 
SieheruDgsvertrag  zu  schliefsen.  Allein  der  dem  modernen  Naturreeht 
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bildende  Tatsachen  Rechtstataaehen  seien,  findet  sich  in  der 
hellenischen  Litoratnr  keine  Spur.  Nicht  minder  war  den  ROmem 
die  VonteilnDg  einer  rechlliehen  Entstehiing  ihres  Gtomeinweaens 
6remd^).  Das  Hittelalter  hingegen  kennt  weder  den  Begriff  des 
•ethstlndigen,  onabhXngigen  Staates  noch  die  gesonderte  Existeui 
des  öffentlichen  Rechtes.  Daher  kann  es  staatliche  Nenbildungen 
nur  als  VerÄnderangen  innerhalb  des  Reiches  auffassen,  die  nach 
dessen  Rechtsordnung  zu  brurtcilcn ,  von  den  höchsten  irdiM  lien 
Autoritäten  zu  billijreu  sind.  Sodann  aber  erscheint  der  Staat 
als  Vertragbverhäituis  zweier  Parteien,  des  \%)Ike8  und  des 
Herrschers,  das  gegenseitige  Rechte  nnd  Pflichten  feststellt.  Es 
ist  einer  der  merkwürdigsten  Zttge  des  germanisch -romanischen 
Mittelalters,  daCs  es  selbst,  Ton  nns  als  brutale  WiUkttr  empfundene, 
Yoigänge  des  Öffentlichen  Lebens  als  vom  Rechte  beherrscht  anf- 
snfiusen  versuchte.  Beispiele  hiervon  bieten  das  Fehderecht  und 
sogar  das  harte,  als  unmenschliche  Barbarei  erscheinende  Strand- 
recht. 

Diese  Tendenz  des  mittelalterlit-hen  Denkens  setzt  -.ic  h  im 
neueren  Naturrecht  fort,  das  Ja  bei  allen»  (M'<;«'nsatz  zu  der  theo- 
logtiich  -  scholastischen  Art  des  Mitti  lalters  viele  GrundzUge  mit 
dessen  Rechtslehre  gemeinsam  hat.  Dem  Xaturrecht  ist  die  Frage 
nach  der  Entstehung  des  Staates,  sowohl  der  primKren  als  der 
sekundären,  eine  Rechtsfrage.  Der  Vertragsstaat  in  erster  Linie, 
aber  anch  der  patriarchalische,  despotische  und  durch  Eroberung 
gebildete  Staat  werden  von  ihm  entweder  als  durch  Rechts- 
vorgänge gebildet  behauptet  oder,  wenn  die  Theorie  diese  letzteren 
Formen  ftir  nicht  gerechtf«'rtigt  erkennt,  als  rechtswidrig  verworfen. 

Mit  der  Erkenntnis  «ler  Uulialtbarkeit  der  naturreclitliclien 
Lehren  niufste  aber  auch  die  Uuhaltbarkeit  iiller  Versuche  klar 

zugrunde  liegende  Satz:  pacta  sunt  servanda,  ist  ihnen  scliNchtiiin 
unbekannt.  Ihr  Vertrag  ist  daher  <>in  auf  den  inhaltlich  zusammen- 
fallenden  Einzelintere.ssen  beruhender  Modus  vivendi. 

Pomponius  L.  2  §  1  D.  de  orig.  iuris  1,  2:  „Et  quidem  initio 
civitatis  nostrae  populos  sine  lege  certa,  sine  iure  certo  primum  agere 
institnit,  omniaque  manu  a  Regibns  gnbernabantur.*  Die  längere  Aus- 
Ahrung  von  Cicero,  pro  Sextio  c.  42,  schildert  nur  den  historischen 
Heigang  des  Staatengrflndungsprosesses,  erwähnt  aber  mit  keiner  Silbe 
eines  ihn  begleitenden  Rechtsaktes.  Die  Bunde,  welche  der  Sage  nach 
bei  Ghröndung  der  Stadt  abgeschlossen  wurden,  konnteu  bei  dem  .'<tr(Mi<;en 
Formalismus  des  alten  Rechtes  dem  populären  Denken  schwerlich  aU 
Rechtsakte  erscheinen. 
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werden  y  die  Kntstehimg  der  Staaten  jnristisch  zu  konstruieren. 
Vom  Standpunkte  seiner  Lehre  ansi  welche  den  Staat  als  die 
Wirklichkeit  der  sittlichen  Idee  fafrt,  mnCste  Hegel  entschieden 
gegen  die  Ableitung  des  Staates  ans  einem  vor-  oder  Oberstnat- 
liehen  Rechte  protestieren^),  Stahl  hat  sodann  jede  Ab- 
leitung eines  Staates  ans  dem  Willen  seiner  Olieder  energisch 
verworfen-).  Trotzdem  hat  sich  die  Lehre  von  der  rechtlichen 
Entstehung  der  Staaten  wie  so  manclie  andere  Theorie  vom 
Naturrecht  in  die  moderne  allgemeine  »Staatsrechtsh'hre  geHUchtet, 
die  bis  in  die  neueste  Zeit  herab  staatliche  Bildungsvorgänge 
aufzählte y  wie  wenn  sie  Bechtsvorgänge  wären').    Selbst  die 

•)  Philosophie  dvs  Rechts,  8.  301  ff.  Hegel  ist  es  nur  um  die 
Idee  des  Staates  zu  tun,  nicht  um  die  zufallige  historische  Erscheinung; 
aber  auch  von  diesar  sagt  er:  „in  Rficksicht  auf  die  Autorität  eines 
wirklichen  Staates,  insofen  sie  sieh  auf  Gründe  einlälst,  sind  diese  ans 
den  Fomen  des  in  ihm  gfiltigen  Beehts  genommen*  (ß.  807). 

*)  Staatslehre,  S.  169  ff. :  «Der  Staat  entsteht  nicht  durch  Zusammen- 
tritt von  Kräften,  sondern  durch  Entfaltung  von  innen,  nicht  durch 
menschliche  Absicht,  sondern  durch  göttliche  Fügung.**  „So  entsteht 
der  Staat  tatsächlich,  so  bindet  er  auch  rechtlich.  Sein  Ansehen  beruht 
auf  seiner  blofsen  Existenz  als  solcher.**  „Während  die  Nnturrechts- 
lehrer  <len  ganzen  Staat,  der  doch  historisch  immer  in  absichtsloser 
Ausbildunir  «'utstoht,  als  ein  Vertragsverhältnis  behandeln,  so  müssen 
vielmehr  nach  richtiger  Erkenntnis  selbst  jene  Teile  und  Bestimmungen 
seiner  Verfassung,  welche  wirklich  durch  Ubereinkunft  entstanden 
sind,  dennoch  angesehen  werden,  als  habe  eine  über  den  Beteiligten 
stehende  Autorität  sie  eingef&hrt'  Daher  weist  auch  Stahl  bereits 
die  sesessionistische  Lehre  von  der  Kflndbarkeit  der  amerikanischen 
Union  zurfick.  Zorn  (Deutsche  Literaturieitung,  1904,  8.  88^,  auf 
dessen  Ansichten  über  die  Entstehung  des  Bundesstaates  ich  älnrigens 
bereits  (Lehre  von  den  Staatenverhindimgon.  S.  262  N.  10)  hingewiesen 
habe,  irrt  sich  daher,  wenn  er  sich  für  den  Urheber  der  Lehre  von  der 
rechtlichen  Unableitbarkeit  des  Staates  hält. 

*)  So  sagt  noch  Mo  hl,  Enzyklopädie,  S.  99:  ^Mit  Recht  darf  die 
Keckhi'it  oder  Unwissenheit  scliiirf  frctadelt  werden,  welclu-  das  sogar 
häutii:»'  Vorkomnirn  von  Staatsbogründungon  mittels  Vertrages  ab- 
leugnen will.'*  Die  Frage,  ob  der  Absclilufs  eines  Vertrages  bei 
Gründung  des  Staates  auch  wirklich  die  causa  efficiens  des  Staates  sei, 
wird  von  Mohl  nicht  einmal  angeworfen.  Auch  Bluntschli,  Lehre 
vom  modernen  Staat,  I,  8.  386,  und  H.  Schulse,  Einleitung,  8.  151, 
N.  10,  erklftren  trots  heiftiger  Polemik  gegen  die  Vertragstheorie,  dtfs 
die  Geschichte  einselne  Fftlle  von  Staatsgrfindungen  durch  Vertrag 
kenne.  Rehm,  Staatslehre,  8.  278,  will  Staaten  ausnahmsweise  durch 
rechtlichen  „Gesamtakt"  von  Geschlechtern  oder  Individuen  entstehen 
lassen.  Dieser  Gesamtakt  (vgl.  unten  Kap.  XXi)  ist  aber  rein  natur- 


Digitized  by  Google 


NeiiiilM  Kapitel.  Eatetehmig  and  Untergaug  des  Staates.  265 


Tölkemehdielie  LIteratar,  die  enei|fiflch  den  rein  tatslcbliehen 

Charakter  des  StaateubildungsproKeBses  zn  betonen  pfl<'gt ,  bat 
sich  bis  in  die  Gegenwart  herab  von  der  Vorsteliunjj:  einer  rein 
jaristischen  Entstehung  des  Staates  nicht  freihalten  k<'»nnen. 
Wir  finden  in  völkerrechtlichen  Systemen  entweder  die  Auf- 
zählung historischer  GrUndungs vorginge  ohne  nähere  Untersuchung 
dartlber,  ob  sie  blofs  faktisch  oder  anch  rechtlicb  seien,  oder  neben 
fiÜLtiBcben  ansdrticklieb  Air  recbtlicb  erklärte  angeftlbrt  Nament- 


reebtiicber  Art  und  um  kein  Haar  besser  als  der  alte,  von  den  An> 
biogera  der  Gesamtaktstbeorie  verworfene  staatengrAndende  Gesell- 
scbnfksvertxag.  Er  gebSrt  docb  weder  dem  Prival-  noeb  dem  Staatsreebt 

noch  dem  Völkerrecht  an,  welch  letzteres  Individuen  als  staaten- 
grfindende  völkwrechtUehe  Subjekte  nicht  kennt;  er  kann  daher  über- 
haupt nicht  dem  positiven,  sondern  nur  einem  für  alle  Völker  und 
Zeiten  gleichbleibenden  und  daher  rationalen  Kocht«'  angehören;  alle 
solche  „Gesamtakte"  sind  in  Wahrheit  Tathandlungcn ,  nicht  Rechts- 
handlungen. —  Wenn  die  nach  Anierika  ziehenden  Puritaner  es  für 
nötig  fanden,  ihre  vielberufenen  l'flanzungsverträge  zu  schliefsen.  so 
ist  das  nur  aus  der  ganzen  geistigen  Atmosphäre  zu  verstehen,  in  der 
sie  lebten.  Sie  glaubten  einen  solcben  Yertiag  scblieben  an  mfissen, 
weil  sie  es  als  selbstverstftndlicb  annahmen,  daft  Jedes  Gemeinwesen 
auf  Vertrag  rube.  Die  reale  Ursaebe  ibrer  ScbOpfiingen  lag  aber  docb 
niebt  in  den  irrigen  Vorstellungen,  die  bei  ibrer  Gründung  mit  unter- 
liefen, sondern  in  der  faktischen  Herstellung  eines  geordneten  Gemein- 
wesens.   Zudem  wird  immer  fibersehen,  dafs  die  Kolonisten  sich  fort- 
während als  Engländer,  dem  englischen  Recht  unterworfen,  und  ihre 
Kolonien  als  Teile  des  englischen  Staates  betrachteten.    „We  .  .  .  th*» 
loyall  subjecta  of  our  dread  sovcreigne  King  James  .  .  .  havoing  nndrr- 
taken  for  the  ....  honour  ot  our  kinj;  and  countrie,  a  voyage  tu  plant 
the  tirst  colonie  in  the  Northerne  parts  of  \'ir|xinia"  heifst  es  zu  Ht^rinn 
des  berühmten  „Maiblumen-Vertrag'^.    Einen  8taat  im  Rechtäsinne 
beben  die  Kolonisten  sicberlicb  nicbt  gegründet,  sonst  bitten  sie  es 
nicbt  n9tig  gebebt,  1776  ihre  Kolonien  in  Staaten  su  verwandeln. 

So  betont,  um  nur  die  allemeueste  Litontur  su  nennen,  Bivier, 
Prindpes  du  droit  des  gens,  1S06,  I,  p.  54,  den  faktiscben  Charakter 
der  Staatsentstehung,  führt  aber  aus,  der  Staat  kOnne  entotehen  unter 
anderem  ,,en  suito  de  oonqu^te,  de  trait^,  de  succcssion,  de  r6- 
volutions  amen^e«  par  une  identit»'  plu.s  ou  moins  con.sciente  d'int^ret.s, 
par  dc^i  iispirations  nationales  ou  religieuses  communes";  ebenso  führt 
rilmanu,  Vi.ikerr.  (HB.  d.  öff.  R.),  S.  9:,,  an:  Unabhängig- 

keit s «' r  k  1  ä  r  u  n  jir  ,  gewaltsame  Ti ninuiif: ,  Aufh  hnunir  und  Krieg, 
Vertrag  unabhängiger  Staaten  zum  Zwet  k  der  Bildung  eines  Einheits- 
oder Bundesstaates,  Erbschaft;  v.  Liszt,  Das  Völkerrecht,  syste- 
mstiseb  dargestellt,  3.  Aufl.  1904^  8. 41  f.,  untersebeidet  trotz  grundsits- 
lidier  Zustimmung  zu  obiger  Lehre,  jedocb  meine  spftteren  AusfQhrungen 
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lieh  aber  die  Fra^e  nach  der  Entstehung  des  Bundesstaates  hat 
zahlreiche  Versuche  einer  rechtlichen  Konstraktion  der  Entatebnng 
*  dieser  Form  der  Staatenverbindongen  herroigemfen ,  die  an 
anderer  Stelle  noch  besonders  besprochen  werden  sollen. 

Die  Unklarheit  solcher  Anffassong  wird  leicht  erkannt,  wenn 
man  sich  das  Wesen  des  Volkerrechts  Tor  Augen  hllt.  Das 
Völkerrecht  bindet  die  bereits  bestehenden  Staaten  \enn«ige  der 
Anerkennung,  die  es  durch  diese  erfahrt,  nicht  aber  staat^hildnid«' 
Milchte,  die  als  s«»Iclie  nicht  Staaten  sind.  Es  kann  dalier  du- 
Bediuguogeu  festsetzen,  unter  welcher  die  anderen  Staaten  einem 
Oemeinwesen  Anerkennung  als  Staat  gewithren  oder  verweigern 
dürfen,  nicht  aber  die  Staatsschöpfnng  selbst  regeln.  Der  Staat 
ist  Staat  kraft  seines  inneren  Wesens.  In  die  Gemeinschaft  des 
Völkerrechts  aber  tritt  er  erst  vermöge  der  ihm  von  den  anderen 
Mitgliedern  dieser  Gemeinschaft  ausdrücklich  oder  stillschweigend 
zuteil  werdenden  Anerkennung  ein,  wie  jede  Individnalltlt  snr 
Person  durch  Anerkennung  von  seiten  einer  Rechtsgemeinschftft 
erhoben  wird.  1  )as  Vr>lkerreclit  kiillpfl  daher  an  das  Faktura  der 
staatlichen  Existenz  au,  vermag  dieses  Faktum  aber  nicht  zu 
schaffen 

Aber  auch  das  Staatsrecht  ist  unf)ihig,  den  Staatenbildungs« 
prosefe  EU  erklären.  Der  Staat  kann  nicht  Becht  für  seine  eigene 
Entstehung  festsetzen,  da  er  zuerst  dasein  mnXs,  um  Recht 
schaffen  zn  können.  Staatsschöpfnngsakte  können  allerdings  nach 
dem  Rechte  der  durch  sie  betroffenen  Staaten  gewertet  werden: 
tiie  können  gegen  die  Rechtsordnung  dieser  Staaten  sein  oder  ihr 

S.  271  nicht  in  Betracht  ziehend,  als  Ursachen  der  Entstehung  des 
Staates  natürliche  Handlungen,  Kechtsgeschftfte  (insbesondere  Ver- 
einbarung der  beteih'gten  Mächte  oder  dritter  Staaten)  oder  Waften- 
gewalt;  ßonfils,  Lehrbuch  des  Völkerreehts,  übers,  von  Groli.  19C»4, 
S.  IOC,  erklärt  ganz  richtig,  auf  die  Frage  nach  der  Kntf^tehung  de? 
Staates  habe  die  (ieschichte  nicht  das  Hecht,  zu  antworten,  .scheid«! 
aber  auch  nicht  schart  genug  die  reclitlichc  Vorgeschichte  staatlicher 
Entstehungsaktc  von  der  taktischen  Entstehung  .selbst  (z,  B.  wird  für 
Belgien  vertragsmiilsige  freiwillige  Trennung  von  den  Niederlanden 
iiU  Entstehungsgrund  angesehen,  was  überdies  geschichtlich  nicht 
zutrifft). 

*)  Haenel,  Staatsrecht,  I,  8.d6,  undAnschats,  Snzjkl.,  a460, 
behaupten  das  Dasein  völkerrechtlicher  Sitze  über  Staatengründiug; 
doch  ruht  ihre  Bewdsf&hrung  auf  einer  pctitio  priacipii:  weil  ihrer 
Ansicht  nach  das  Deut.sche  Reich  durch  Vereinbarung  entstand,  deshalb 
mufiB  ein  Staat  durch  Kechtsakt  entstehen  können. 
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gemifii  erfolgen.  Niemals  kann  aber  der  also  entstandene  Staat 
naeh  dem  Beehte  eines  anderen  beurteilt  werden,  denn  das  Reebt 
kann  nur  das  werten,  was  seiner  möglichen  Herrschaft  unterliegt. 

Der  tiefste  Grund  dieser  B^rscheinunp  Viofrt  in  der  Doppel- 
natur des  Staates.  Nur  wer  den  Staat  auss('hlief^lich  als  Reelits- 
institut  erfassen  zu  können  glaubt,  kann  die  Frage  nach  dem 
Kechtsgrunde  eines  konkreten  Staates  erheben.  Der  Staat  ist 
jedoch  suniehst  eine  historiseh-sosiale  Bildung,  an  welche  das  Kecht 
sieb  erst  anscbliefst^  die  es  aber  nicht  an  schaffen  vermag,  sondern 
die  vielmehr  die  Grundlage  seines  Daseins  ist.  Bechtliche  Tat- 
sachen gehen  der  Zeugung  menschlicher  Individuen  voran  und 
knüpfen  sich  an  sie  an.  Der  Zeugungsakt  selbst  aber  liegt 
gänzlich  aufserhalb  des  Rechtes  M* 

Aus  diesem  Grunde  kann  das  Dasein  eines  Staates  rechtlich 
nur  auf  seinem  eigeneu  Willen  ruhen.  Ein  Staat  kann  nie  von 
einem  anderen  rechtlich  geschaUen  werden,  welchen  Anteil  auch 
immer  ein  Staat  oder  mehrere  an  dem  historische n  Bildungs* 
prosesse  eines  anderen  Staates  haben  mögen.  Ein  Staat  ist 
nftmlich  Staat  nur  durch  das  Dasein  unmittelbarer,  staatliche 
Funktionen  versehender  Organe.  Die  müssen  aber  stets  diese 
Funktionen  firei  versehen  wollen.  Ein  Zwang  sur  Organisierung 
eines  Staates  ist  undenkbar,  und  ein  Zwang  für  höchste  Organe, 
verfassungsraäfsige  Funktionen  zu  versehen,  wUrde  diese  des 
Charakters  als  Staatsorgaue  berauben^).  Die  Bildung  des  König- 

')  Vfrl.  auch  Giorkc,  in  Schmollers  .Jahrbuch,  188H,  S.  5S  ff.,  wo 
er  im  Keru  mit  meinen  Ausführungen,  Lehre  von  dvu  Staatenverbin- 
dmigen,  S.  203  ff.,  übereinstimmt.  Auf  die  rein  soziale,  vorjuriätische 
Entstehung  der  Körperschaft  Oberhaupt  hat  Gierke  sodann  energisch 
Cknossensehaftstbeorie,  S.  28  ff.,  und  Deutsches  Privatreeht,  I,  S.  488  ff., 
hingewiesen.  Die  socialen  Grfindangsvorglnge  sind  ihm  allerdings  mit 
Reehtssitsen  verbunden.  Das  gilt  zweifellos  f&r  die  unter  einer  be- 
stehenden staatlichen  Rechtsordnung  sich  bildenden  Körperschaften, 
nicht  für  die  Staaten  selbst,  da  Vülkerrechtssätze,  die  solche  Gründungen 
regeln,  nicht  nachweisbar  sind.  Grundsätzlich  mir  zustimmend  Seidler, 
Jur.  Krit.,  S.  71  f. 

*)  Daher  liegt  es  auch  nicht  im  tVficn  r>«  lit  b<'ii  il»'r  Staatsgewalt, 
welehe  Verfasaun^  sie  einführen  will.  Kiu  hervorragemles  Heisj»iel 
hierfür  bieten  die  österreiehischeu  Verfas.«iuni:-käm|)te  ISfil  — 1"^67.  Die 
Verfassung  vom  26.  Februar  1861  hatte  einen  engeren  und  einen  weiteren 
Reiehsrat  in  Aussieht  genommen,  letzterer  auch  aus  den  Abgeordneten 
Ungarns  bestehend.  Er  kam  aber  niemals  völlig  anstände ,  weil  der 
uugarische  Landtag  sich  weigerte,  ihn  zu  beschicken. 
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reiches  Westfalen  wurde  durch  ein  Dekret  Napoleons  angeordnet^ 

in  d«m  er  die  Grtmdsage  der  Organisation  dieses  Staates  fest- 
stellte. Allein  nur  durch  den  freien  Willen  Jeromes  war  die 
DurclifUlirunfr  dieser  Vortassung  und  damit  die  Existenz  des 
neuen  Staates  möglicli,  der  jenes  Dekret  nunmehr  als  eigenes 
Gesetz  betrachtete.  Als  Ludwig  Bonaparte  nicht  mehr  die  brüder- 
liche Willkür  ertragen  wollte  und  die  Krone  Hollands  niedei^ 
logte,  was  die  Einverleibung  dieses  Staates  in  das  frannttsische 
Kaiserreich  sur  Folge  hatte,  seigte  es  sich  deutlieh ,  dafs  selbst 
Seheinstaaten,  wie  die  genannten  napoleonischen  Satrapien,  eines 
unerswingbaren  Willens  au  ihrem  Dasein  bedurften.' 

Selbst  da,  wo  ein  Staat  dnrcb  einen  oder  mehrere  andere 
sein  geschichtliches  Dasein  und  seine  Organisation  erhalt  ist  ein 
rechtlicher  Zusammenhang  zwischen  schaffendem  und  geschaffenem 
Staate  nicht  vorhanden.  Es  können  dem  neuen  Staate  völker- 
rechtliche Verpflichtungen  auferlegt  werden,  die  aber  bereits 
dessen  Existenz  voraussetzen ,  nicht  aus  dem  Scbdpfungsakte  ab- 
auleiten  sind«  Allein  die  Ordnung  des  neuen  Staates,  woher 
immer  sie  ihrem  Inhalte  nach  stammen  möge,  ruht  rechtlich  stets 
nur  auf  dessen  eigenem  Willen.  Bei  Wandlung  eines  Staats- 
gliedes in  einen  Staat  ist  es  mehrfach  vorgekommen,  dab  er  die 
aus  fttlherer  Zeit  stammende  Verfassung  beibehielt,  die  aber  trotz 
unveränderten  Wortlautes  nunmehr  als  Staatsverfassung  einen 
ganz  aiideron.  rechtlich  aus  ihrer  früheren  Art  nicht  ableitbaren 
Charakter  bekam  '-), 

Am  deutlichsten  und  lehrreichsten  kann  man  diesen  aufser- 
halb  des  Kechts  liegenden  Vorgang  der  Staatenbildung  bei  der 
Entstehung  neuer  Gliedstaaten  in  Bundesstaaten  studieren.  So 
Tor  allem  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika').  Die 
amerikanischen  Territorien  werden  nämlich  au  Staaten  erhoben, 
indem  ein  ErmNchtigungsgesetz  der  Union,  eine  „Enabliug  Act"*, 

1)  Wie  es  in  Europa  der  Fall  war  mit  Krakau,  den  Ionischen 

Inseln,  Bulgarien. 

V^'l.  unten  Kap.  XV. 

•■')  Vgl.  hiorüher  Jameson,  A  Treatise  on  Coii>5titutional  Con- 
vfMitions,  4<''  f'd.  Chicago.  1887,  p.  178  ff. ;  v.  Holst.  Das  Staatsr.'clit 
der  Ver'  iiii::t('ii  Staaten  von  Anierika  (in»  Handbuch  des  öff.  Kechts), 
S.  yöff. ;  Schlief,  Die  stai»t.«<rcchtliche  Stellung  der  Territorien,  im 
Arch.  für  öti".  Recht,  IV,  S.  314  ff.;  M.  Farrand,  The  Legislation  of 
Congreas  for  the  Ck>vemnent  of  the  Organised  Territorits  of  the  United 
States,  Newark  1896,  p.  58  ß. 
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des  Einwohnem  des  betreifendeii  Gebietes  gestattet,  sieh  als  .Staat 
la  ofganiaieren.  Auf  Ghrtind  diese«  Geseties  wird  in  dem  Terri- 
toriua  eine  konstitaierende  Yersammluig  zasammenbenifen,  die 
«oe  Veifassang  ausarbeitet.  Fttr  diese  Verfassungen  sind  in  den 

Unions^esetzen  gewisse  einschrJlnkende  Bedingun^^en  vorhanden 
(z.  B.  DurchlVihrung  vollstlindiger  Keligionsfreiheit  und  Vorbot 
kirchlicher  Kontrolle  für  die  »itVentlicheu  Schulen).  Die  demgemäfa 
beschlossene  Verfassung,  durch  welche  der  neue  Staat  konstituiert 
vird,  auf  deren  Grund  sofort  die  Organe  des  neuen  Gemeinwesens 
begtellt  werden  und  in  Wirksamkeit  treten,  ist  keineswegs  Unions-y 
•oadem  Staat^esets.  So  wurde  s.  B.  durch  die  Enabling  Act 
Tom  22.  Februar  1889  die  Teilung  des  Territoriums  Dakota  in 
iwei  Staaten,  Nord-  und  Sttd-Dakota,  beschlossen  und  das  Volk 
diewr  sukllnftigen  Staaten  ermüchtigt,  sich  eine  Verfassung  sn 
feben  *).  Die  Verfassung  beider  Staaten  ruht  aber  ausschliefslich 
auf  ihren  eigenen  Gesetzen.  So  beginnt  denn  auch  z.  B.  die 
Verfassung  von  Sud  -  Dakota  vom  1.  Oktober  1889  ausdrücklich 
mit  den  Worten:  We  the  people  of  South  Dakota  .  .  .  .  do 
ordain  and  establish  this  Constitution  for  the  State  of  South 
Dakota^).  In  ähnlicher  Weise  wird  in  den  anderen  amerikanischen 
Bundesstaaten  verfiüuren.  Am  umfiusendsten  ist  dieser  Prosels 
in  neuester  Zeit  in  Brasilien  yov  sich  gegangen,  das  sich  von 
vusm  Einheitsstaat  in  einen  Bundesstaat  dadurch  verwandelte, 
dift  die  Zentralgewalt  die  Verwandlung  der  ehemaligen  Provinzen 
ia  Staaten  zuliefs^j. 

Auch  in  diesen  Füllen  also,  du*  scheinbar  die  rechtliche 
KontinuiUit  klar  aufueiseu,  erfolgt  der  Akt  der  Staats.scli<ijifung 
*iurrh  einen  aufserhalb  des  Kechtsgebietes  fallenden  Vorgang.  Die 
Zeatralgewalt ,  welche  bisher  Uber  diese  Territorien  unbegrenzt 
^mehte^  sieht  sich  anrttck,  um  der  Bildung  von  Staaten  Kaum 
IQ  geben.  Sie  schafft  daher  diese  Staaten  nicht,  sondern  iKlst 
ikie  jBchtfpfung  zu.    Der  Kreationsakt  des  Staates  liegt  nicht 


')  V^'l.  Law8  passed  at  the  second  Ses-iion  of  the  Legisluture  of 
the  State  of  South  Dakota.    Pierre  lö91,  p.  III  ff. 
A,  a.  O.  p.  XVI. 

^  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von  Brasilien  vom  24.  Febr. 
IMl,  Art.  2:  Cfaacone  des  aadennee  provinces  fonnera  un  J^tat.  VgL 
••eh  Art  4  und  68  IT.  Diese  Verfassung  ist  in  französischer  Über- 
wttoag  abgedru4))Et  Im  Annnaire  de  Ugislation  ätrangöre  XXll,  1892, 
p.977£ 
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in  ihrem  I  sondern  in  dem  Willen  jener  konstituierenden  Ver- 
sammlung, deren  Handlungen  Tor  Errichtung  des  Staates  recht- 
lieh ttberhanpt  nicht  qnalifisiert  werden  klinnen,  weil  die  Hechts* 
Ordnung  mangelt,  an  der  sie  an  messen  wiren.  Erst  wenn  der 
Staat  gebildet  ist,  können  diese  BUdnngsTorglInge  nach  rHekwIrts 
rechtliche  Bedeutung  insofern  gewinnen,  als  sie  nunmehr  nach 
dem  Rechte  des  neuen  Staates  so  weit  beurteilt  werden,  als  sie 
fllr  (lifscs  rechtliche  Bedeutung  gewonnen  haben,  wobei  aber 
der  entsi-heidende  Kreationsakt  selbst  natürlich  stets  anüserhalb 
des  Rechtes  als  dessen  Voraussetzung  bleibt. 

Selbst  auf  dem  Wege  langsamer  historischer  Bildung  kann 
ferner  ein  Staat  entstehen«  Dies  war  der  Fall  mit  den  Terri- 
torialstaaten  des  alten  deutsehen  Beiches,  die  in  solcher  Eigen- 
schaft von  dem  Beiche  niemals  ansdrflcklich  aneikannt  waren* 
Auch  hier  war  aber  der  Staatenbildungsproaeb  nicht  rechtlich  lu 
messen.  Er  war  beendet,  der  Bchöpfungsakt  volliogen,  sobald 
die  Überseugung  von  der  rechtlichen  UrsprUnglichkeit  der  ge- 
schichtlich aus  der  Reichssphäre  stammenden  Staatsgewalt  zum 
Durchbruch  gekommen  war.  Die  deutschen  Landesherren  be- 
trachteten ihre  Laudeshoheit  als  ihnen  von  Gottes  Gnaden,  d.  h. 
rechtlich  ursprünglich  zustehend.  Wie  rechtliche  Vorstellungen 
mitwirkten,  um  solche  Auffassung  au  festigen,  wird  spllter  näher 
erffrtert  werden. 

Es  ist  auch  mOglich,  daC»  die  Wirkungen  staatsbildender 
Akte  den  also  Handelnden  gar  nicht  sum  klaren  Bewidalsein 
kommen.  Die  Heeres-  und  BehOrdenorgauisation  in  Brandenburg- 
Preufsen  seit  dem  Grofsen  Kurftirsten  hat  aus  den  ^  preufsischen 
Staaten'*  in  Wahrheit  nach  und  nach  ein  einheitliches  Staats- 
gehiide  geschaffen,  was  aber  doch  in  voller  rechtlicher  Klarheit 
erst  nach  der  Lösuug  des  Reichsverbaudes  hervortreten  konnte*). 
Niemand  kann  daher  genau  die  Geburtsstunde  des  preufsischen 
Einheitsstaates  bestimmen,  denn  es  läfst  sich  uicht  feststellen, 
in  welchem  Augenblick  die  Sonderart  der  Teile  gänilich  auf- 
hörte. Genau  dasselbe  gilt  von  der  Österreichischen  Monarchie, 
in  der  ebenfalls  eine  gemeinsame  Organisation  seit  Maria  Theresia 

*)  Vgl.  Born  hak,  Preursisehe  Staats-  und  Bechtsgesehichte,  1903, 
S.  146,  148.  Noch  1779  konnte  Schlözer  an  den  Minister  Zedliti 
schreiben:  „Die  preursische  Monarchie  ist  ein  Aggregat  TOn  gröfseren 
und  kleineren  Staaten.*"  Vgl.  Max  Lehmann,  Freiherr  vom  Stein,  U, 
1903,  8.  13. 
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die  deutschen  und  böhmischen  Erblande  umschlofs.  die  diese 
Territorien  zu  einer  staatlichen  Einheit  zusammenfügte^  ohne 
dnfs  die  ProviosiaUsieniiig  beider  LKndergmppen  jemab  aaa- 
drttcklich  atugesprochen  worden  wXre. 

Nur  dieser  SebOjiftiiigMkt  aber  li^  anÜMrhalb  des  Keehtes. 
Alle  ilun  voranigehendeii  und  naehlblgeiideo  Akte  lind  in  der 
lieotigeii  Staatenwelt  naeb  itigendeinem  Beebte  an  beurteilen. 
Die  staatengrtlndenden  PerBonen  sind  stets  einer  Beebteerdnung 
unterworfen,  an  der  gemessen  ihre  Handlungen,  ehe  die  Ortindung 
selbst  erfolgt  ist,  entweder  als  rechtswidrig  oder  als  rechtmftfsig 
erscheinen.  Darum  teilen  sich  die  GrUndungsvorgÄnge  in  solche, 
die  bestehende  Kechte  verletzen  oder  sie  achten^).  Das  hat  die 
wiebtige  Folge,  dafs  dort,  wo  die  Gründung  unter  Wahrnng  be> 
stabender  Beebtsordnungen  erfolgt  ist,  der  neu  entstandene  Staat 
Ton  den  dureb  ibn  in  ibrem  Beebtskreise  berübrten  Staaten 
keiner  besonderen  Anerkennung  bedarf,  diese  Tielmebr  ab  selbst- 
verstindlicb  gilt,  wibrend  in  ersteren  Falle  ein  besonderer  Akt 
der  Anerkennung  von  seiten  der  yerletiten  Staaten  notwendig 
ist,  mag  nun  eine  völkerrechtliche  Verpflichtung  zu  dieser  An- 
erkennung gegeben  sein  oder  nicht,  und  mag  sie  ausdrücklich 
oder  stillschweigend  erfolgen. 

Eine  staatliche  Neubildung  ist  dann  vollendet,  wenn  alle 
wesentlichen  Stücke  eines  Staates  im  gegebenen  Falle  nnzweifel- 
baft  faktisch  vorbanden  sind  und  sieb  das  so  gebildete  Gemein- 
wesen staatlieb  su  betitigen  in  der  Lage  ist  Das  bt  aber  der 
Fall,  wenn  seine  Oigane  tatsVeblieb  Herrsebaft  Üben,  ibnen  tatr 
sicblieb  Oeborsam  gesollt  wird.  An  dieses  Faktum  knüpft  aber 
sofort  wieder  das  Beebt  an.  Einmal  naeb  aufsen,  indem  der 
nengebildete  Staat  in  die  »Staatengemeinschaft  eintritt  und  damit, 
da  er  doch  mit  den  anderen  verkehren  niufs,  das  Völkerrecht 
in  der  Lage,  wie  es  sich  im  Augenblick  der  Staatsschöpfuug  be- 
lindet,  als  für  sieb  verbindlich  anerkennt.  Damit  nimmt  er  vor 
allem  sofort  die  aus  der  völkerrecbtlich  geordneten')  Staaten- 

Das  ist  sutreffend  bervorgeboben  von  Lab  and,  I,  S.  83. 
^  Oder  vielmehr  nieht  geordneten.  Wenige  Punkte  des  Völker- 
rechts durften  so  wraig  geklärt  sein  wie  die  Lehre  von  der  Staaten- 
«ukzogsion.    Über  die  verschiedenen  Theorien  vgl.  jetzt  Max  Huber, 

lUe  Staatf-nsukzossion,  1898,  S.  ti'.  Die  eigene  organnlo^rische  Lösung, 
die  Huber,  S.  27  ff.,  dem  Problem  gibt,  unterliegt  auch  wesentlichen 
Bedenken. 
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BnkaesBion  entspringenden  Pflichten  anf  sieh.  Sodann  aber  nach 
innen«  Hier  existiert  allerdings  kein  Bechtssats,  der  ihn  vei^ 
pflichtete,  bestehendes  Becht  aninerkennen,  denn  Völkerrecht 
ordnet  nicht  die  inneren  VerhlÜtnisse  der  Staaten,  und  ein  anderes 
Becht  gibt  es  nicht,  das  swel  Toneinander  greschiedene  staatltebe 
Ordnungen  mitoiuander  verbinden  konnte.  Formell  erscheint 
hier  zwar  der  Staat  <^anz  frei,  nach  seinem  Ermessen  die  iiexie 
Ordnung  zu  gestalten,  von  der  alten  das  herUber/unehmen  .  was 
ihm  beliebt.  Dieser  formellen  Freiheit  steht  aber  materielle  Ge- 
bundenheit gegenüber.  Der  neue  Staat  ist  nämlich  durch  seine 
Zwecke  determiniert.  GemäÜB  dem  ihm  nach  der  Übenengmig 
seiner  Glieder  ankommenden  Bechtsaweck  ist  er  materiell  ▼er- 
pflichtet, die  geringstmögliche  Ersehflttemng  des  bestehenden 
BechtszQstandea  Torsunehmen.  Daher  nimmt  er  alles  innerhalb 
der  Grenzen  des  untergegangenen  Staates  bisher  geltende  Recht  in 
seine  Rechtsordnung  auf,  insofern  es  nicht  notwendigerweise  dun- Ii 
die  neue  Ordnung  der  staatlichen  Verhältnisse  zerstört  ist  oder 
ein  ausdrücklicher  Akt  der  Aufhebung  ihm  die  Geltung  be> 
uommeu  hat^). 

Das  ist  nicht  etwa  ein  natnrrechtlicher  Satz,  sondern  ent- 
spricht  der  herrschenden  Praxis,  so  wie  auch  Abweichungen  Ton 
dieser  Begel  stets  nach  dem  Stande  der  modernen  Beehtsan* 
flchaunngen  als  Unbill  empfunden  werden.  Ist  der  Staat  daher 
auch  formell  frei  in  der  Anerkennung  des  von  ihm  yoi^fondenen 
Bechtes,  so  ergeht  doch  an  ihn  die  ethisch* politische  FoTdenm^, 
diese  Anerkennung  in  den  angegebenen  Schranken  vorzuni  hinen. 
Sie  erfolgt  in  der  Kegel  stillschweigi'ud.  Die  staatsbildenden 
Mäciite  sind  nUmlicli  von  den  herrschenden  Anschauungen  über 
da»|  wa^i  Kecht  sein  soll,  derart  «  rflült»  dals  aus  ihnen  unmitteU 
bar  der  präsumtive  Wille  folgt,  alles  nicht  im  Herrschaftsbereiche 
des  neuen  Staates  aufgehobene  frühere  Recht  als  Becht  fernerhin 
gelten  zu  lassen.  Anderenfalls  würde  ja,  bis  ein  ausdrücklicher 
gesetzgeberischer  Akt  vorlKge,  auf  den  betreffenden  Gebieten 
völlige  Rechtlosigkeit  herrschen ,  die  niemals  als  im  Willen  dea 
Staates  gelegen  yermntet  werden  darf.  Doch  geht  mit  diesem 
ttbemommenen  Rechte  eine  tiefgreifende  Wandlung  vor,  da  es 

>)  Bei  £inyerleibungen  wird  dieser  Vorgang  yermittelt  durch  die 
juristische  Tatsache,  dafs  die  Rechtsordnung  des  untergegangenen 

Staates  bisher  von  dem  einverleibenden  Staate  anerkannt  war,  daher 
die  Vermutung  für  die  Fortdauer  dieser  Anerkennung  streiteti 
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trots  aller  Kontinuität  und  materieller  Gleichheit  mit  den  früheren 
BaehtMfttaen  nunmehr  aus  einer  anderen  Quelle  stammt,  was  ftlr 
aeme  Bntwteklang  von  grofser  Bedeutung  ist 

Genau  dasselbe  gilt  aber  bei  Gebietsxessionen.  Völkerrecht- 
lieh  ist  Uber  das  auf  dem  abgetretenen  Gebiete  geltende  Recht  gar 
nichts  bestimmt,  es  sei  denn,  dafs  ausnahmsweise  der  Zessionar 
dem  Zedenten  darüber  Zusicherun^^en  ^emaclit  habe.  Sobald  ein 
Staat  ein  Gebiet  rechtlich  in  seiner  Gewalt  hat,  kann  dessen 
Rechtslage  gegenüber  diesem  Staate  nur  nach  dem  eigenen  Rechte 
des  letzteren  beurteilt  werden ,  das  durch  einen  höheren  als  des 
Staates  Willen  formal-rechtlich  nicht  gebunden  werden  kann^). 

Sehlieislich  ist  an  dieser  Stelle  noch  die  Frage  zu  erörtern^ 
wie  lange  ein  Staat  derselbe  bleibt.  Die  herrschende  Völker- 
reebtlicbe  Lehre  erklärt,  dafs  weder  tiefgreifende  Verfassnngs- 
weebsel  und  Bevolutionen  noch  Vergröfserungen  und  Ver- 
k!eiu«'niMgeu  des  Staatsgebietes  und  damit  des  Staat*<volk<'s  die 
Identität  des  Staate»  stören.    Dieser  allgemein  anerkannte  Satz 


')  Dipep  Frnjron  pflegen  in  den  völkerrcclitlithen  Systemen  be- 
handelt zu  werden,  so  zuletzt  von  Rivier,  Principe»  II,  p.  486  ff.; 
Ullmann.  S.  7»>f.    Kine  gründliche  Untersuchunf^  steht  aber  noch  aus. 
ri  Iniann,  a.  a.       führt  die  Fortdauer  der  bestehemien  Rechtsordnting 
darauf  zurück,  dafs  Objekt  der  Erwerbung  ein  organisierter  korporativr'r 
Verband  mit  eigener  Rechtsordnung  sei,  deren  Herrschaft  von  dem 
Erwerber  nur  durch  andere  rechtliche  Willensakte  abgeändert  werden 
könne.   In  welcher  Bechtsordnung  aber  hat  dieser  Sats  seinen  Ur- 
ifvong?  In  der  des  Völkerrechts  sicher  nicht  (da  es  an  einem  dem 
Erwerber  gegenüber  berechtigten  völkerrechtlichen  Subjekte  mangelt 
und  nur  indirekt,  sofem  Rechte  dritter  Staaten  in  Frage  kommen, 
solche  Fälle  eine  völkerrechtliche  Seite  erhalten),  also  könnte  er  nur 
Staatsrecht  Iii  1)  sein.    Wo  aber  ist  das  positive  Staatsrecht  zu  Huden, 
das  annektierten  Gebieten  ihr  Hecht  zusitdiert  ?    Der  Satz  Uli  man  us 
^^ehört  aber  in   Wahrheit  nicht  dem  ])(isiri\  (  n    Rechte ,  sondi  i  n  der 
nn htseliat^'enden   aefjiiitas  an.    Die   preulsiM  he  Praxis  von  \>'<\(\  .-tand 
jedenfalls  auf  dem  im  Text  angegebenen  Stand])unkt,  indem  sie  aus- 
drücklich das  bestehende  Recht  bestätigte.  So  hicfs  es  in  dem  Hannover 
betrefiSenden  EInyerleibangspatent:  »Wir  wollen  die  Gesetze  und  Ein- 
riebtangen  des  bisherigen  hannoverschen  Landes  erhalten,  soweit  sie 
der  Ausdruck  berechtigter  Eigentfimlichkeiten  sind  und  in  Kraft  bleiben 
fcöaaen,  ohne  den  durch  die  Einheit  des  Staats  und  seiner  Interessen 
bedingten  Anforderungen  Eintrag  su  tun*",  w'w  dmn  auch  ausdriu-klich 
Schutz  der  erworbenen  Reclite  zugesichert  wurde.    Vgl,  Preufsische 
Gesetzsammlung,  ISfif!,  S.  592.    Genau  in  derselben  Weise  wurde  bei 
den  übrigen  preufsischen  Einverleibungen  verfahren. 

Jallin«k,  Da«  Keoht  des  iuoderu«ii  Stuates.  I.  2.  AuH.  18 
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ist  aber  nur  möglich  vom  Standpunkte  der  Verbaudstlieorie  aus. 
Eine  Verbandseinheit  ist  unabhängig  von  der  Zahl  ihrw  Mit- 
glieder und  der  Ausdehnung  ihres  Herreehaftsberelches.  Ein 
Wechsel  in  seiner  Verfassung  Ändert  die  Form,  aber  nieht  das 
Sein  des  Verbandes.  Eine  Verbandseinheit  bleibt  yielmebr  die- 
selbe,  so  lange  die  Verbandselemente  in  ununterbrochener  seit- 
licher Kontinuität  stehen  und  die  konkreten  Vi'rbandszweckt* 
wenigstJMis  zum  gröfsten   Teil   uiuinterbioclien  besorgt  werden  M. 

Im  einzelnen  Falle  ist  e.s  aber  oft  nicht  leicht,  zu  entscheideu, 
ob  ein  neuer  Staat  eutHtauden  oder  nur  ein  bestehender  in  einem 
seiner  Elemente  eine  Änderung  erfahren  habe.  So  hat  es  den 
Anschein,  als  ob  1707  das  Königreich  England  su  existieren  auf- 
gehört habe  und  an  seine  Stelle  vermöge  der  Union  mit  Sehott- 
land das  Königreich  Grolsbritannien  getreten  sei.  In  Wahrheit 
aber  hat  England  durch  Aufnahme  Schottiands  eine  Vergröfserung 
erfahren,  da  die  Union  im  wesentlichen  nur  einige,  ▼erhällnismäfiBig 
wenig  bedeutende  Veränderungen  der  Zusammennetzung  des  eng- 
lischen l'arlaments  zur  Folge  hatte.  Genau  denselben  Erfolg 
hatte  1800  die  Vereinigung  Irlands  mit  (J rofsbritannien,  trotzdem 
sie  in  der  offiziellen  Sprache  wie  die  Bildung  eines  neuen  staat- 
lichen GemeinwesenF  aus  zwei  bisher  selbständigen  behandelt 
wurde.  Es  ist  daher  z.  B.  den  Engländern  gar  nicht  eingefallen, 
dafe  Wilhelm  IV.  als  König  von  Groüsbritannien  und  Irland  der 
erste  dieses  Namens  war,  so  dalis  nicht  einmal  in  der  Zählung  der 
Könige  die  Konsequenz  aus  der  swiefachen  Wandlung  gezogen 

>)  Diese  Einheit  bemifst  sieh  alleidings  nach  den  jeweilig  geltenden 
sozialen  Bcurteiinngsnonneo,  wie  bei  jedem  Wechsel  in  den  Elementen 

einer  als  einheitlich  ancresehcncn  sozialen  Gruppe.  Auf  den  bunten 
Wechsel  mittelalterlicher  Staatsbildungen  mit  gleichbleibender  sozialer 
Grundlage  !*ind  unsere  modernon  IdentitätsvorstellnnGron  nicht  ohne 
weiteres  anwendhar.  Dafs  di*'  Fragt'  naeh  (Ich  die  Identität  der  Staaten 
\<'rl)ürgenden  Klenioiiten  hrrcMts  im  Altert  mii  eingehend  diskutiert 
wurde,  beweisen  die  Ausführungen  des  Aristoteles,  Pol.  III,  1. 
ISeine  Lösung,  dafs  der  Staat  mit  dem  Wechsel  der  Verfassung  selbst 
sich  ändere,  entspringt  seiner  Gkundansehauung,  die  das  Wesen  der 
Dinge  in  die  Form  setzt  Sie  ist  seit  Qrotius  von  den  Völkerrechts* 
lehrem  abgelehnt  worden,  allein  mit  Argumenten,  die  denen  des  be- 
kämpften Gegners  keineswegs  ebenbfirtig  sind,  zumal  ja  Aristoteles 
selbst  die  praktische  Bedeutung  der  Frage:  Fortdauer  der  Verpflich- 
tungen  des  verwandelten  »Staates  gegen  andere  keineswegs  verkannte 
und  auch  von  seinem  Standpunkte  aus  eine  den  Yerkehrsbedurfnissen 
entapreehcude  LOsuug  für  möglich  erklärte. 
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wurde,  die  England  in  der  offiziellen  Terminologie  erfahren 
hatte. 

Ein  entgegengeeetztes  Beispiel  hietet  das  Kttnigreieh  Italien 
dar.  Es  ist  formell  duch  Einverleihung  der  italienischen  Pro- 
vinzen Österreichs  und  der  übrigen  Staaten  der  apenninischen 
Halbinsel  in  das  sardinische  Königreich  entstanden,  wie  denn 
auch  die  sardinische  Verfassung  ilire  Wirksamkeit  auf  ganz 
Italien  ausdehnte.  Offiziell  scheint  nur  der  Name  des  sardinischen 
Staates  sich  in  Italien  gewandelt  zu  haben ,  dieser  jedoch  mit 
Sardinien  dasselbe  Staats-  und  völkerrechtliche  Subjekt  aua- 
zumachen.  Dem  widerspriclit  aber  die  rein  provinzielle  Stellung^ 
die  das  ursprüngliche  Königreich  Sardinien  innerhalb  des  italie* 
nischeii  Staates  einnimmt:  die  Erhebung  Boms  zur  Hauptstadt, 
die  Oiganisation  des  ganzen  Staates,  die  Stellung  der  unmittel- 
baren Staatsorgane.  Diese  historisch-politischen  Fakten  lassen  im 
Gegensatze  zu  der  offiziellen  Theorie  nicht  Italien  als  ein  ver- 
gröfsertes  Sardinien ,  sondern  vielmehr  Sardinien  als  vom  neu- 
gebildeten  «Staate  Italien  aufgesogen  ansehen. 

Solchf  Bei.spiele  lehren  aber,  wie  nahe  Umbildung  und  Neu- 
bildung von  Staaten  sich  berühren  können.    Der  Hiatus  zweier 
Rechtsordnungen,  der  jeden  sekundUrcn  Staatenbüdungsprozcn} 
b^leitety  es  sei  denn,  dab  er  auf  bisher  staatslosem  Grebiete 
stattfindet,   kann  so  unmerklich  sein,  dafs  es  im  einzelnen 
Falle  oft  schwer  wird,  genau  die  Grenze  beider  festzustellen.  Im 
geschichtlichen   Prozesse  sind   Überall  unmerkliche  Übergänge 
möglich,  während  das  Recht,  weil  begrüTHcher  Natur,  stets  nach 
ftcharfen  Grenzen  strebt.    In  solchen  Fällen,  wo  die  Neubildung 
eines  Staates  erst  nachher  ei>chl()s.s<'u  werden  kann,  ist  die  An- 
erkennung  des    bisher    bestellenden,    durch   die   Wandlung  der 
politischen  Verhältnisse  nicht  vernichteten  Kiuhtes  durch  die  neue 
Staatsgewalt  vermöge  der  ununterbrochenen  historischen  Konti- 
nuität selbstverständlich. 

Es  ist  demnach  in  jedem  einzelnen  Falle,  wo  eine  staatliche 
Neubildung  in  Frage  steht,  ihr  Sein  oder  Nichtsein  gemäfs  der 
jeweiligen  konkreten  Sachlage  festzustellen.  Allgemeine  Sätze  ver- 
mögen zweifelhafte  Bildungen  von  unzweifelhaften  kaum  zu  unter- 
scheiden. 

UnverUudert  aber  bleibt  ein  Staat  in  solcher  Eigensclialt, 
wenn  er  vermöge  einer  capitis  deminutio  von  einem  souveränen 
sich  in  einen  nicht^ouveränen  verwandelt.   Durch  Eintritt  iu  einen 


Digitized  by  Google 


276 


Zweites  Buch.  Allgemeine  iSozi&lldira  des  Staates. 


Bundesstaat  verliort  die  Ciowalt  oines  Staates  das  Merkmal  der 
Sonveränetät,  behält  aber  alle  wesentlichen  Merkmale  des  Staates 
bei  V).  Die  süddeutschen  Staaten  z.  B.  sind  daher  nach  ihrem 
Eintritt  in  das  Deatache  £eich  dieselben  Gtomeimreeen  gablieben, 
die  sie  frtther  waren. 

2.  Der  l  uter^aug  der  Staaten. 

Der  Untergang  eines  Staates  kann  wie  seine  Entstehung  ein 
blofs  faktischer,  anfserhalb  des  Bereiches  einer  jeden  Rechts- 
ordnung sich  abspielender  Vorgang  sein.  Wenn  Naturereignisse 
das  Gebiet  eines  Staates  oder  sein  Volk  aersttfren,  so  hat  es  auch 
mit  dem  Staate  ein  Ende.  Auch  Aufhören  des  Daaelna  einer 
Staatsgewalt  durch  Wegfall  der  höchsten  Organe  oder  deren 
AVeif^erun}^,  ferner  zu  funktionieren,  kaiui  das  faktische  Ende  des 
Staates  durrli  Ij'isnng'  der  Verbandseinlieit  herbeiführen.  Das 
hervorragendste  Beis])iel  hierfUr  ist  die  Auflösung  des  römisch- 
deutschen  Keiehes  im  Jahre  180G.  Die  Niederlegung  der  Kaiser- 
krone durch  Franz  II.  war  mit  nichten  der  Kechtsgrund  der 
Aufltfsung  des  Beiches,  da  eine  rechtswirksame  Erklärung  „das 
reichsoberhanptliche  Amt  und  Wttrde  durch  die  Vereinigung  der 
konföderierten  rheinischen  Stände  als  erloschen  und  Uns  dadurch 
von  allen  ttbemommenen  Pflichten  gegen  das  Deutsche  Beich 
los^rezählt  zu  betrachten**,  gar  nicht  in  der  Zn8tändi<^^keit  des  Kaisers 
gelegen  war  und  die  faktische  Lo^reifsung  der  Kheinbundslaateu 
vom  Keiehe  dcbsen  Verl)iuul  für  die  Übrigen  ,  den  weitaus 
gröfseren  Teil  seines  Gebietes  umfassenden  Territorien  unaa- 
getastet  bestehen  liefs. 

Kein  faktischer  Art  ist  ferner  der  Untergang  eines  Staates 
durch  Gewaltakte  y  seien  sie  nun  kriegerischer  oder  nicht- 
kriegerischer Art,  wie  einseitige,  des  Bechtsgrundes  entbehrende 
Okkupationen  (Teilung  Polens)  oder  Bevolutionen  (mittel-  und 
suditalienische  Staaten  1860—1861). 

Aber  auch  in  allen  anderen  Fällen  ist  der  Untergang  eines 
Staates  stets  auch  ein  Faklum.  Durch  blofsen  Bcschlufs,  nicht 
mehr  Staat  sein  zu  wdllm,  sich  einem  anderen  Staate  einzu- 
gliedern, geht  der  Staat  nicht  unter.  Vielmehr  mufs  stets  das 
faktische  Aufhören  der  Funktionen  seiner  Staatsgewalt  hinzu» 

'(  Die  eilt -^i  irriifjosctzte  Ansicht  wurde  von  mir  früher,  Lehre  von 
den  Staatenverbincluugeu,  S.  '60  f.,  vertreten. 
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treten,  an  ihrer  Stelle  eine  andere  Staatsgewalt  ihre  TKtigkeit 
b^ionen« 

Diese  Ickten  sind  es,  die  ron  der  TOlkerreehtslehre  klassi« 
fixiert  zu  werden  pflegen.  Auseinanderfallen  in  seine  Teile,  Teilung 
durch  auswärtige  Mächte,  Eroberung,  freiwilliger  Eintritt  in  einen 
au  itM-en  St&at,  Zusammenfassung  einer  Mehrheit  von  Staaten  zu 
einer  Einheit  sind  steta  in  erster  Linie  faktischer  Natur:  Auf- 
lOeimg  bestehender  Staatsverbftnde. 

Mit  diesen  Fakten  können  aher  rechtliche  Vorgänge  in  ganz 
anderer  Weise  Terknflpft  sein  als  hei  der  Entstehung  eines 
Staates.  Die  Entstehung  eines  Staates  yollxieht  sich  anfserhalh 
des  Reehtes,  weil  die  Ordnung  mangelt  ^  an  der  die  Vorgünge 
staatlichen  Werdens  gemessen  werden  kOnnen.  Nicht  so  mufs  es 
sich  aber  beim  Untergang  der  Staaten  verhalten. 

Vor  allem  kann  der  Staat  gemJlfs  seiner  eigenen  Ordnung 
zu  existieren  aufhören,  d.  h.  die  Akte  legalisieren,  die  sein  Ende 
herbeizuführen  bestimmt  sind.  Die  hoheuzollernschen  Eürsteu- 
tfimer  und  das  Herzogtum  Lanenburg  sind  vermöge  des  in  den 
Terfassungsmälsigen  Formen  geAuIserten  legalen  Willens  dieser 
Staaten  dem  Königreiche  Prenfsen  einverleiht  worden.  Es  geht 
in  solchen  FKllen  dem  tatsMchlichen  Untergang  des  Staates  ein 
ihn  zu  seiner  Veniichtnng  Terpflichtender  SuhjektionsTertrag 
iroraus.  Ferner  aher  vermag  ein  bestehender  Staat  geroKfs  seiner 
eigenen ,  auch  die  RechtsgUltigkeit  von  Gebietsveränderungeu 
regelnden  Ordnung  seinen  Herrschaftsbereich  tiber  seineu  ursprüng- 
lichen Umfang  auszudehnen,  und  ebenso  erkennt  das  Völkerrecht 
diese  Ausdehnung  selbst  dann  als  zu  Hecht  bestehend  an ,  wenu 
sie,  wie  bei  der  Eroberung,  wider  deu  Willen  des  vernichteten 
Staates  erfolgt,  und  sogar ,  wenn  dieser  Zwang  von  Verletaung 
völkerrechtlicher  Normen  hegleitet  wurde.  Diese  Ausdehnung 
erfolgt  durch  den  Akt  der  Einverleibung.  Der  Akt  der  In- 
korporiemng  ist  stets  rechtlich  zu  werten.  Nur  besteht  ein  Unter- 
schied zwischen  beiderseitig  gewollter  und  einseitiger  Inkorporation 
darin ,  dafs  bei  der  ersteren  der  ganze  Verlauf  des  Aufhörens 
der  einen  und  des  An-die-Stelle-Tretens  der  anderen  Staatsgewalt 
zugleich  ein  rechtlicher  Vor^anjr  i>^t .  während  im  zweiten  Falle 
der  Akt  der  faktischen  Staatszerstiinm;^  dem  rechtlichen  Vorgange 
der  Einverleibung  vorangeht.  Es  ist  hier  immer  zuerst  ein  Zu- 
stand faktischer  Okkupation  vorhanden,  an  den  erst  der  Kechtsakt 
der  Einverleibung  sich  anschlielsen  kann.    Vollzogen  ist  diese 
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EiuTerleibung  in  dem  Augenblicke,  in  welchem  der  Inkorporiereude 
in  völkerrechtlich  genllgender  Weise  zn  erkennen  gibt,  dafo  er 
das  betreffende  Gebiet  als  sich  sngehörig  betrachtet.  Damit  ftllt 
aber  keineswegs  die  staatsrechtliche  Einverleibung  zQsamiieo. 
Beide  Akte  können  vielmehr  seitlich  weit  anseinanderfallen ,  ja. 
der  zweite  braucht  Überhaupt  nicht  einzutreten  ^  was  an  anderer 
Stelle  niiher  zu  oWirtcrn  ist. 

Genau  (lirsellH*ii  prinzipiellen  Frag-en  wio  beim  totalen 
Lintergang  der  Staaten  kommen  bei  der  Lostrennung  von  Staat»- 
teileu  ins  Spiel.  Auch  solche  Vorgänge  sind,  gleich  dem  Unter- 
gänge des  Besitzes  im  Privatrechte,  stets  in  erster  Linie  faktischer 
Natur.  Dieses  Faktum  kann,  wie  bei  Abtretungen  aller  Art,  sofort 
vom  Rechte  begleitet  und  im  Rechte  begründet  sein.  Allein 
solche  Trennungen  können  auch  durch  Oewalt  erfolgen.  Sie 
können  aber  auf  die  Dauer  diesen  blofs  fiiktischen  Charakter  nicht 
beibehalten,  da  die  Macht  der  internationalen  VerkehrsverhMltnisse 
selbst  den  verletzten  Staat  schliefslicli  zwingt,  die  geschehene 
Veränderung:  anzuerkennen,  wodurch  die  Trennung  und  Einver- 
leibung allseitige  Kechtsbeständigkeit  erhält.  In  diesen»  eineu 
Punkte  unterscheiden  sich  derartige  Vorgänge  vom  Untergänge 
ganzer  Staaten,  wo  niemand  surtlckbleibt,  dem  Recht  oder  Pflicht 
der  Anerkennung  des  neugeschaffenen  Zustandes  zukllme.  Ent* 
thronte  legitime  Herrscher  und  Prätendenten  aller  Art  haben  kein 
Recht,  eine  ihren  Ansprüchen  entgegenstehende  Ordnung,  die 
sich  behauptet  hat,  zu  bestreiten  oder  ansnerkennen.  Die  Hand- 
lungen derartiger  Personen  sind  unter  Ümstttnden  politisch  tod 
grofscr  Hedeutung,  rechtlich  kann  jede  Handlung  nur  an  einer 
bestehenden  Rechtsordnung  gemessen  werden,  wie  immer  die"<e 
entstanden  sein  mag.  Von  dieser  aus  sind  aber  solche  Präten- 
dentenakte entweder  rechtlich  gleichgültig  oder  rechtswidrig. 
Nur  wer  eine  lückenlose  Natnrrechtsordnung  über  dem  positiven 
Staats-  und  Völkerrecht  stehend  behauptet  und  damit  die  Be- 
deutung der  MachtverhKltnisse  Atr  das  Staatsleben  verkennt,  darf 
sich  sur  Lehre  von  dem  Legitimitätsprinsip  bekennen*). 

Auch  ein  Wiederaufleben  eines  nnteigeguigenen  Staates  ist 
möglich,  wofern  die  Verbandselemente  sich  von  neuem  snsammen- 
fflgen.  Dafs  der  wiederhergestellte  Staat  mit  dem  untergegangenen 
identisch  sei,  ist  wiederum  nur  durch  soziale,  nicht  durch  formal 

1)  Weiteres  Aber  diese  Frage  in  Kap.  XI. 
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juristische  Betrachtung  zu  erkennen.  Die  Kontinuität  und  Dis> 
koatinuitttt  der  durch  Abstorben  und  Wiedererstehen  eines  Staates 
herrotgenifenen  Bechtsverhältiiisse  kann  nur  gemäCs  einer  Uber 
dem  Bechte  stehenden  Billigkeit  gemessen  werden.  Gerade 
soleke  VerbMltnisae  lehren  deutlich ,  dafs  sozialer  tmd  rechtlicher 
Zusammenhang  staatlichen  Lebens  nicht  zusammenzufallen 
brauchen  * ). 

Wie  die  Kxistenz  eines  neuen  kann  aiicli  der  Untergang 
eines  bestehenden  Staates  zweitelliaft  sein.  Das  haben  bereits 
die  oben  erwähnten  iieispieh>  golelirt.  Zu  ihnen  treten  aber 
hinzu  jene ,  wo  ein  selbständiger  Staat  im  Laufe  der  geschieht- 
Heben  Entwicklung  in  einen  anderen  hinein-,  mit  einem  anderen 
zusammenwächst  Das  Tomehmste  Beispiel  hieAlr  bietet  die  Ge- 
schichte Österreichs.  Schon  vor  der  pragmatischen  Sanktion  war 
es  zweifelhaft,  ob  die  yerschiedenen  habsburgischen  Gebiete  nicht 
einen  Qesamtstaat  bildeten;  die  pragmatische  Sanktion  hat  die 
unl^taliche  Verbindung  dieser  Gebiete  geschaffen ,  aber  nicht  den 
Einheitsstaat  li<M-geste]lt.  Dafs  die  Bildung  des  (isterreichischen 
Staates  nicht  von  der  an,sdrUcklichen  Erklärung  der  Entstaat- 
lichung seiner  Teile  begleitet  war ,  ist  bereits  hervorgehoben 
worden.  In  welchem  Augenblick  die  böhmischen  Lilnder  den 
Staatseharakter  gftnzlich  verloren  haben,  läfst  sich  mit  voller 
Sicherheit  nicht  feststellen,  zumal  der  scharfe,  jeder  Unklarheit 
zu  beseitigen  strebende  Staatsbegriff  der  Gegenwart  noch  dem 
18.  Jahrhundert  fremd  ist.  Ebenso  ist  das  Basein  eines  selb- 
stlndigen  ungarischen  Staates  zwischen  1687  und  1867  mehrmals 
zweifelhaft  geworden  und  erst  durch  die  Gesetze  vom  letzt- 
genannten Jahre  gegen  jeden  Zweifel  sichergestellt. 

1)  Um  die  rechtliche  Kontinuität  in  solchen  F&llen  zu  erklären, 
hat  man  zu  der  rSmischen  Fiktion  des  Postliminiums  seine  Zuflucht  ge- 
nommen.  Über  die  vdUige  Halt-  und  Wertlosigkeit  dieser  Konstruktion, 
die  noch  immer  in  den  Systemen  des  Volkerrechts  ihren  Spuk  treibt, 
▼gl.  die  vortreffliehen  Aosf&hrungen  von  Brockhaus,  v.  Holtsen- 
dorffs  Reehtslezikoo,  Uf,     Aufl.,  s.  v.  Postlimininm,  S.  97  f. 
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Die  geHchichtlicheii  Haupttypen  des  Staates.  . 

Der  Staat  ist,  wie  jede  goscliicbtliclie  Ersclieinuufr ,  fort- 
währendem Wandel  seiner  Erscheinungsformen  unterworfen. 
Daher  spezialisiert  sich  innerhalb  des  allgemeinen  Typus,  den  wir 
gefnnden  haben,  der  Staat  in  mannigfaltiger  Weise.  Die  Memente 
des  Staatsbegriflfes  in  seinen  beiden  Formen,  der  sorialen  und 
der  juristisclien,  sind  in  Tersehiedenen  Koltarkreisen  verschieden- 
artig ausgeprXgt,  nnd  es  bMngt  von  der  gesamten  Beschaffenheit 
eines  Volkes  nnd  einer  Zeit  ab,  ob  nnd  wie  sie  ihr  xnm  Be- 
wufstsein  gelangen.  Damm  ist  es  höchst  lehrreich,  die  StHat.>- 
typen  zu  betrachten,  die  in  geschichtlichem  Zusammenhaute  mit 
dem  Staate  der  Gegenwart  stehen,  sei  es,  dafs  ihn  uumittelliare 
historische  Kontinuität  mit  jenen  verbindet,  sei  es,  dafs  das 
Wissen  um  sie  auf  ihn  nachweisbar  eingewirkt  hat.  Die  hier  zu 
betrachtenden  Typen  sind  die  des  altorientalischen  ^  namentlich 
des  israelitischen,  des  griechischen,  des  römischen,  des  mittel- 
alterlichen nnd  endlich  des  modernen  Staates. 

All  diese  Staatsbildnngen  sind  selbstrerstindlich,  wie  alles 
Geschichtliche,  in  fortwfthrendem  Flnsse  begriffbn,  so  dafs  Anfang 
und  KiuU'  einer  jeden  einen  ganz  verschiedenartifi:eii  Anblick 
darbietet.  Abi-r  in  aller  Entwicklun«r  und  Umbildung  lassen  sich 
doch  manche  teststehende  Merkmale  aut'finden,  die  durch  den 
Wandel  der  Zeiten  hindurch  einem  Staate  oder  einer  bestimmten 
Staatengruppe  einen  bestimmten  Typus  aufdrücken.  Durch  diese 
Tatsache  allein  sind  wir  davor  bewahrt,  in  der  politischen  Ge- 
schichte eines  Volkes  nichts  als  ein  Oewirre  von  nur  leitUch  m- 
sammenhäugenden,  innerlich  nnverbundenen  Notixen  in  erkennen. 

Von  den  frQheren  Staatsbildnngen  ist  aber  hier  nur  das  fllr 
die  Erkenntnis  des  modernen  Staates  Wesentliche  hervorzuheben. 
Kiiu'  allseitige  lietrachtuug  der  ^^'schichtlichen  Entwickluug  des 
Staates  ist  nicht  mehr  blofs  Saclie  der  Staatslehre,  sondern  der 
politischen  und  der  Kulturgeschichte,  sowie  der  Gesellschaftslehre 
in  allen  ihren  einzelnen  Disziplinen;  ja,  auch  nur  ausschlielslich 
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eloa  bestimmte  Seite  des  Staates  in  ihrem  gansen  geachiehtliehen 
Laufe  eraehtfpfend  darsnstellen ,  erfordert  die  ToUe  gesammelte 
Kraft  vieler  Forscher.   Die  Frage»  mm  welche  es  sieb  an  d*  *r 
Stelle  handelt,  ist  einiig  die  nach  der  Beschaffenheit  d't»  stnai 
lieben  Verbandes  nnd  der  Stellung,   die  das  Indi^tifnui.-.  . 
diesem   Verbände   einnimmt,    in    ihrem  Gegen^.tz    i  ier    i\  ivv 
L  bereinstimraung    mit    den    entsprechenden    .  "rluii        a  i 
modernen  Staates^). 

1.  Der  altorientr't Si.  .. 

Unsere  Kenutuls  von  dci  Ai:  '«"«^  ..  .i  l'.*>ti.uu<yueu  der 
«Itorieutalischen     :'.i*«n  »'^»      i  .  ..i  »- .»   •  itt       ;  -.{.a  Grund  der 

bisherigen  £rgehuic-<'  !.    •.-hJ.  .     ;:«>iu  sicheres  Urteil 

abangeben  ttber  /-.•  i:iidnng  so  nngehenrer 

fieiche  gefüllt  ..«•  it        Üiganisationi  die  Vor- 

stellangen.  ..j-'         sngrande  liegen')«  Mit 

aUgeni'''  Despotie  und  Theokratie  ist 

V  ,,as  einmal  die  despotische  Art  der 

i'i  Idaibeit  R  Schmidts  seigt  sieh  deutlich  in 

"1  a.  a.  0.       &  8S9  Note  gegen  die  folgenden 

*        .  ..1  isif.t.    Er  zieht  trotz  der  obigen,  jedes  Mifs- 

I  •  Ü  'T'  .-i'<ien  Zeilen  gar  nicht  in  Betracht,  dafs  es  sich 
»-  •«  ...»  *lv.tn  Sandelt,  die  den  ganzen  Staat  nach  allen  Seiten 
crt'  .»nt.-'u  niJj  die  Stellung  des  Individuums  zum  staatlichen 

Verb  •  P  I  j,  .  .  Eigenart  zeichnen  sollen.  So  werden  denn  von 
ihm  .•   M,    persischer  Staat,  die  athenischen  lUutsverbände  im 

V*  vjii'       .  .tiichen  Gemeinwesen,  die  römische  Dyarchie  von 

P       I  ^  -  .tf'  sowie  der  ständische  Staat  des  Mittelalters  unlösbar 

r  •  •:     r*i>  '«skt  nnd  jeder  wesentliche  Gegensats  in  diesen  angeb- 

II.  M^ii  Jlt'dungen,  die  durch  weite  Zeiträume  und  von  Grund 
V  .  . Im  0  Kulturart  roneinander  geschieden  sind,  geleugnet. 
.  .       « «nn  auch  der  Schlufs  zu  sieben,  dafs  das  Individuum  in 
*•    t*i  •  *  \..  zum  Staate  seit  den  Tagen  der  Pharaonen  irgendeine 

•  ..i.     .    I*    Veränderung  oder  Entwicklung  nicht  erfaliren  habe  I 

\  o  r  die  Anfänge  der  orientalischen  Geschichte  bem<'rkt  L 
I*.      iVeltireschichte,  4.  Aufl.,  1.  S.  86:  „Ihr  stellen  .sich  übcrhaupT 

♦  '  f  ^  .zht  grofse  Monarchien  dar,  sondern  kleine  Staniinesbezirke 
.  enähnliche  (ienossenschafteu ,  welche  eigenartig  und  unab- 

•  ineinander  herrschen."    Vgl.  auch  £d.  M  e^' er ,  Geschichte  des 

♦  '  I  ii»,  1,  1ÖÖ4,  S.  61Ö. 

>  Alle  Anaeieben  sprechen  dafür,  dafs  diese  Formen  der  Endpunkt 
.  taugen,  wecbselToUen  Geschichte  waren.  Die  israelitischen  Tra- 

•  t-en  der  york((niglichen  Zeit,  die  aristokratische  Organisation  der 
.isischen  Kolonien,  das  Volkskönigtum  der  Perser  (Ed.  Mojrer,  I, 
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orientalischen   Machthaber  betrifft,    so  ginjr  sie  doch  niemals  so 
weit,  Uberhaupt  das  Dasein  einer  Rechtsordnung  zu  verliindem. 
Es   gibt    ein    SgyptiBches,    persisches,   assyrisches,  indisches 
Becht  osw.  mit  scharf  ansgeprügten  Institattonen  und  einer 
geordneten  Rechtspflege  0*  Die  hochmütige  Ansieht  der  Helleoea 
von  dem  Sklaventum  der  orientalischen  Völker,  die  bis  in  die 
neneste  Zeit  nach  «gewirkt  hat,  ist  eine  arge  Übertreibung,  aof^ 
•robaut  auf  der  griechischen  Vorstellung  der  Identitftt  von  Freiheit 
und  Teilnahme  an  der  Herr.schaft.    Das  Wahre  an  der  Sache  l«t 
vielmehr,  dafs  dii^  Heelit  des  Individuums  dem  Herrscher  ge«ren- 
über  nicht  geltend  gemadjt  werden  kann  ,   wohl  aber  geirenilber 
dem  Nebengeordneten,    und   aa^,   wie.   in  jedem  Staatswesen, 
dessen  MachtfUlle  in  die  Hand  eitae«  Organes  ohne  jede  Be- 
schrilnkung  gelegt  ist,  Garantien  für  die  Aufrechterhaltung  der 
Bechtsordnung  nur  in  der  zufälligen  Natur  d«r  herrsehenden  Per- 
sonen liegen  können.    Im  Orient  hat  daher        Individuom  be- 
grenzte Privatrechtsf^higkeit;  femer  ist  ebenfk/la  eine  begrenzte 
«ffentliche  Rechtsftihigkeit  bei  einem  Teile  des  Vi^lkes  vorhanden, 
indem   Zugehörigkeit  zu  bestinnntcn  Stünden  oder  Kasten  publi- 
zistische   QualitikatioM    für    Amter    und   Würden    \  orleiht.  Da 
besiegte   Gemeinwesen   häutig  nur  zur  Tributzahlun^^  und  He^^r- 
folge    herangezogen    werden,    so   zeigen    grofse   St}**t<'n  auch 
eine  innere  Gliederung,  welche  die  Geschlossenheit  des  gesamtea 
Verbandes  viel  geringer  erscheinen  Iftfst  als  die  des  xpodemen 
zentralisierten  Einheitsstaates'). 

Theokratie  sodann,  ein  von  Josephus  geschaffenes  Ir^ort'), 
bezeichnet  eine  Mehrheit  politischer  Vorstellungen,  so  dafi*  nian 

S.  603)  zeugen  dafür,  dafs  der  Orient  nicht  minder  politisch  ma/>ni^ 
faltig  war  wie  der  Okzident. 

')  Namentlich  die  fortschn  ltende  Kenntnis  des  babylonischen  i"^^ 
des  ägyptischen  Rechtes  (über  das  letztere  vor  allem  Kevillout.  Coi^^** 
de  droit  egyptien,  I,  lss4.  und  Les  Obligation»  en  droit  (^g^-ptien,  18b 
Vgl,  auch  Mitteis,  Kcichsrecht  und  V'olksrecht  in  den  östlichen  Pn  ** 
vinsen  des  römischen  Kaiserreichs,  1891,  S.  11'.),  bat  die  Existenz- 
fester,  durchgebildeter  Rechtsinstitute  kennen  gelehrt,  die  mit  den  traditio- 
ndien Vorstellungen  von  orientalischer  Despotie  nicht  vereinbar  ist. 
Zahlreiche  Daten  fiber  altorientalisehes  Rechtswesen  bei  L.  Felix, 
a.  a.  0.,  IV  \  8.  152  ff. 

-)  So  vor  allem  im  persischen  Weltreiche,  vgl.  Ranke,  I« 

S.  150  t!'. 

^)  Contra  Aj-ion.,  2,  10;  vi:l.  Wellhausen,  Prolegomena  zur  Ge- 
schichte Israels,  4.  AuHg.  1895,  8.  417. 
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sich  in  jedem  einielnen  Falle  ihres  jeweiligen  Inhaltes  klar  he- 
imlet sein  mufs.  Gemeinsam  ist  all  diesen  Vorstellnngen  nur, 
dafii  sie  ein  bestimmtes  Verhältnis  der  staatlichen  Herrschaft  zu 
göttlichen  Machten  beseichnen.  Zwei  Gmndtypen  sind  da  sn 
nnteTScheiden.  Der  Herrscher  ist  Vertreter  der  göttlichen  Macht, 
sein  Wille  daher  «j^ottühnlich ,  n<ler  fr  ist  bescliränkt  durrii  ;r')tt- 
liche  Macht,  die  ihren  überstaatlichen  Willen  durch  andere 
Org'ane  änfsert.  So  sind  unwiderstehliche  Stiirke  und  iiufserste 
•SchwHche  der  Staatsgewalt  gleicherweise  als  Wirkungen  der 
Theokratie  nKii^lich.  Und  diese  Verhältnisse  modifizieren  sich  so- 
dann gemäfs  der  eigentttmliehen  Ausprägung  der  religiösen  Omnd* 
anschaiiungen ,  in  denen,  wie  bei  den  Ariern  und  Semiten, 
prinaipielle  Gegensätze  zutage  treten. 

Im  allgemeinen  läCit  sich  Ton  dem  ersten  Typus  nagen,  dab 
er  das  Recht  des  Individuums  im  geringsten  MaCse  anerkennt, 
der  Staat  selbst  den  Charakter  eines  Objektes  annimmt,  das  einer 
^hm  fremden,  über  ilim  stehenden  Maclit  unterworfen  ist.  Damit 
wird  <  in  eigentümlicher  Dualismus  ^M'>et/,t,  indem  der  Staat  einer 
transzendenten,  d.  h.  Ubermenschlicher  i!^rgänzung  bedarf^  durch 
die  er  überhaupt  LebensfUhigkeit  gewinnt. 

Der  zweite  Typus  hingegen  setzt  einen  inneren  Dualismus 
in  den  Staat,  der  zwei  Gewalten,  eine  menschliche  und  eine,  die 
zieh  llbermenschlichen  Ursprungs  rtlhmt,  aufzuweisen  hat.  In- 
wieweit die  zweite,  Ton  Priestern  gehandhabte  Macht  die  erste 
sieht  nur  beschränkt,  sondern  auch  zu  beherrschen  vermag  und 
dadurch  den  Dualismus  im  Sinne  des  ersten  Typ"^  umgestaltet, 
ist  an  jedem  einzelnen  Staatswesen  dieser  Art  besonders  testzustellen. 

Weitaus  am  wichtigsten  von  allen  diesen  Staaten  ist  der  dem 
zweiten  Typus  angehörende  is  ra e  1  i  t  i  (  h  e  Staat ').  Seine  In- 
stitutionen in  der  Form,  wie  sie  die  biblischen  Schriften  schildern, 
haben  nicht  nur  den  Bau  der  alten  Kirche  mitbestimmt,  sondern 
aueh  auf  die  politischen  Ideen  des  Mittelalters  bis  tief  in  die 
neue  Zeit  hinein  gewirkt 

Neuere  Forschungen  haben  ergeben,  daCs  die  Bezeichnung 
ab  Theokratie  erst  fUr  die  Zeit  der  Fremdherrschaft  filr  den 

Über  die  Torezilisehen  staatlichen  Verhältnisse  vgl.  Stade, 
Gesehielite  des  Volkes  Israel,  I,  1887,  nameutlich  S.  410  ff.;  Ed.  Hey  er, 
I,  S.  346ff..  566fir.;  Renan,  Histoire  du  peuple  d'Isimäl,  II,  lU,  1891 
bu  1898.  Über  die  Daehexilischen  aufser  den  Fortnetzungen  der  ge- 
nannten Werke  namentlich  Wellhausen,  a.  a.  0.  8.  435 £ 
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Staat  Israels,  also  für  Judäa,  völlig  zutreD'cnd  ist^).  Wie  dem 
auch  sein  mag,  so  ist  die  Vorstellang,  dafs  Jahwe«  Gebot  höher 
Bteht  als  Kölligsmacht,  und  dais  es  nicht  der  König  ist,  durch 
dessen  Mund  Jahwe  au  seinem  Volke  redet,  wohl  seit  den  ersten 
Zeiten  des  Königtums  lebendig  gewesen.  JedenfoUs  li^  dieser 
Tatbestand  den  historischen  Wirkungen  des  israelitischen  Staates 
srigTundo.  Damit  ist  aber  das  K«)niptum  von  vombereiu  al» 
eine  beschränkte,  an  das  Gesetz  Jahwes  gebundene,  es  zu  vor- 
wirklichen bestimmte  M;iclit  f^esetzt.  In  der  gesamten  Literatnr 
aller  Völker  durften  nicht  so  viele  herbe,  tadelnde,  strafende 
Urteile  Uber  Könige  sn  finden  sein  wie  in  der  Israels.  Von  der 
KonarcheuTergötternng  anderer  orientalischer  Völker  hat  sich  das 
israelitische  Volk  gtnslich  freigehalten.  Jener  kttnftige,  von  den 
Propheten  yerheiisene  messianische  Herrscher  war  Zukunfls- 
hoffiiung,  nicht  geschichtliche  Tatsache. 

Dazu  kommt  eine  stark  ausgeprägte  demokratische  Tendens 
der  israelitischen  Gesetzgebung,  die  in  der  Sorge  für  die  nicht- 
besitzenden,  minderberechtigten  und  abhängigen  Gesellschafts- 
klassen auf  viel  höherem  Standpunkte  stellt  als  die  d(  r  westlichen 
Völker  des  Altertums.  Nicht  nur  der  Volksgenosse,  auch  der 
Fremde  und  der  Sklave  waren  Glegenstand  der  Fürsorge  des 
Gesetses.  Das  Gesets  spricht  swar  nur  in  Imperativen ,  hinter 
denen  sich  aber,  gleich  den  in  diesem  Punkte  ihm  Ihneinden 
Zwölftafelgesetsen,  die  Anerkennung  subjektiver  Bechte  verbirgt 
Der  Israelit  hat  ausgeprägte  Persönlichkeit,  die  er  auch  dem 
Könige  gegenüber  geltend  machen  kann,  da  es  dessen  Aufgabe 
ißt,  Kechtsschutz  gemKfs  dem  ihn  bindenden  Gesetz  zu  gewähren. 
Nur  Jahwe  gegenüber  fllhlt  er  sich  vollkommen  rechtlos. 

Diese  Vorstellungen  verhindern  zwar  nicht  immer,  dafs  das 
Königtum  dem  Durchschnittscharakter  orientalischer  WillkUr- 
herrschaft  sich  anzunttheru  bestrebt  ist^),  allein  das  Bewufstsein 
von  den  Verpflichtungen  des  Königs  bleibt  dennoch  immer 
lebendig.  Hinzu  tritt  der  tiefgehende  demokratische  Gmndsug 
im  politischen  Charakter  Israels.  Erinnerungen  aus  der  vor- 
königlichen  Zeit  bleiben  lebendig,  die  die  Einsetauug  der  könig- 
lichen Herrschaft  auf  den  Volkswillen,  der  Rchliefslich  göttliche 
K>auktiou  erhält,  zurUckfUhreu ;  wie  denn  auch  die  transzendente 

\Vc  1 1  h  a  u  s  e  n  ,  a.  a.  0.  S.  444  ff. 
-)  „Die  hergebrachten  Begriffe  von  orientalischem  Despotismus 
leiden  auf  das  israelitische  Königtum  nur  beschränkte  Anwendung." 
W  c  U  h  a  u  8  e  u ,  Israelitische  und  jüdische  Geschichte,  2.  Ausg.  1895,  S.  86. 
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Herrschaft  Jahwes  nicht  eina  natflrliche  'I'atNache  ist,  Aondem 
auf  ausdrücklicher  Uoterwerfting  des  VoUtes  bemht,  die  in 
Vertragsform  Yollaogen  wird.  Von  welcher  Bedeutung  diese  An- 
sehaaniigen  für  die  UnterstUtinng  demokratiseher  Ansprüche 
splter  geworden  sind,  ist  bereits  oben  angedeutet  worden. 

Trotzdem  aber  weicht  die  Gestaltung  der  israelitischen 
Monarchie  keineswegs  von  dem  horkömmlichen  Typus  des  Orients 
ab.  Von  irgendeiner  gconliieteu  Teilnahme  des  Volkes  an  der 
Regierung  ist  keine  R»'de,  wenn  auch  manchmal  Kiiuig  und  Volk 
gegenseitig  bindende  Verptlichtuogeu  in  der  Form  von  Verein- 
barnngen  vor  Jahwe  eingingen. 

Die  gegensJitalichen  Elemente,  die  in  diesem  Staatswesen 
snm  Ausdruck  kommen,  offenbaren  sich  in  den  entgegengesetsten 
Wirkungen,  die  von  ihnen  ausgehen.  Dualistische  Gestaltung  der 
Herrachergewalt  und  deren  Zusammenfassung  in  einer  starken 
Hand,  Volksfreiheit,  die  das  EUlnigtum  verwirft  oder  es  sieh 
unterordnet,  absolute,  von  Gott  eingesetzte  Fürstenmacht,  die  zwar 
religiöse,  aber  nicht  rechtliche  Schranken  anerkennt,  -sie  haben 
sich  alle  zur  Unterstützung  ihrer  Ansprüche  auf  das  Alte  J'cstameut 
berufen,  das  dadurcli  eine  höchst  bedeutsame  Holle  in  der  Ge- 
schichte der  politischen  Theorien  gespielt  hat. 

2.   Der  hellenische  Staat. 

Die  Charakteristik  des  hellenischen  Staates,  der  lauge  von 
vielen  fälschlich  mit  dem  antiken  Staate  überhaupt  identifiziert 
wurde,  ab  wenn  dem  r^imischen  Staatswesen  durchweg  der  gleiche 
Tjpvis  zugrunde  gelegen  hätte  wie  dem  griechischen,  hat  in  der 
modernen  Literatur  einen  feststehenden  Inhalt  gewonnen.  Als 
hervorragendstes  Merkmal  des  griechischen  Staates  wird  angeführt 
seine  Omnipotene,  die  Rechtlosigkeit  des  Individuums  gegenflber 
dem  St^iate :  das  Individuum  gehe  im  Staate  auf,  sei  nur  des 
Staates  weg«'n  da.  Die  antike  Freiheit  bestelle  nur  darin,  dafs 
der  einzelne  äniterruliig  sei  und  Anteil  habe  an  der  liildung  des 
allmächtigen  Gesetzes,  welches  aber,  das  Individuum  allseitig  be- 
herrschend, diesem  keine  Sphäre  staatsfreier  Betätigung  gestatte, 
die  dem  modernen  Menschen  als  die  wichtigste  Seite  des  Freiheits- 
begriffes erscheint.  Demgemäfs  habe  der  sozialistische  Gedanke, 
für  den  der  einzelne  nur  als  Glied  eines  hftheren  Ganzen  in 
Betracht  kommt,  im  griechischen  Staate,  wenigstens  fUr  die  Voll- 
bttrger,  seinen  reinsten  und  höchsten  Ausdruck  gefunden.  Im 
Gegensatz  zu  ihm  habe  erst  der  moderne  Staat  das  Individuum 
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als  s^'lb.stben'tlitij^te  Maclit  anerkannt  und  sich  selbst  in  den 
Dienst  der  Kiil wickluiijLC  der  individuellen  Person  gestellt. 

Die  traditiüntdleu  Ansichten  vom  hellenischen  Staate  sind 
auf  zwei  von  Grund  aus  verschiedene  Quellen  zurückzuführen. 
Einmal  sind  sie  entstanden  unter  dem  dominierenden  £influ(s  der 
politischen  Ideen  des  Plate  und  des  Aristotelesi  die  beide 
dem  Gedanken  Ausdruck  gegeben  haben,  das  Indi?iduum  gehöre 
nicht  sich  an,  sondern  dem  Staate.  Dabei  wurden  aber  stets  die 
dieser  Anschauung  widersprechenden  Ausführungen  beider  Denker  ^) 
anfser  acht  gelassen.  Sodann  wird  auf  die  Übrige  politische  Literatur, 
die  den  Staat  und  sein  Verliältnis  zum  Individuum  '^unz  auders 
gezeichnet  hatte,  gar  keine  KUcksicht  genommen,  du*  so  wichtige 
historische  Tatsache,  dafs  der  moderne  Individualismus  seiner 
theoretischen  Seite  nach  ebenfalls  auf  antike  Lehren  zurückweist, 
entweder  einfach  ignoriert  oder  als  angebliche  Abweichung  von 
der  wahren  hellenischen  Staatsidee  beiseite  geschoben.  Nun  ist 
aber  die  individualistische  Richtung  der  antiken  Staatslehre  nicht 
minder  in  den  soaialen  und  politischen  Verhältnissen  begründet 
gewesen  wie  die  entgegengesetzte,  sowie  ja  auch  in  der  G^en- 
wart  widersprechende  Auffassungen  vom  Staate  aus  den  Gegen- 
sätzen in  der  Gesellscliaft  mit  gleicher  Notwendigkeit  und  Ein- 
seitigkeit emporwachsen.  Ferner  wird  übersehen,  dafs  die  beiden 
grofsen  Denker  Theorien  aufstellten,  die  auch  heute  noch  an  der 
Wirklichkeit  nachzuprüfen  sind.  Die  platonischen  und  aristo- 
telischen Lehren  für  den  adäquaten  Ausdruck  des  hellenischen 
Staatswesens  zu  halten,  steht  wissenschaftlich  auf  gleicher  Linie^ 
wie  wenn  man  den  deutschen  Staat  aus  den  Auslührungen  unserer 
Philosophen  Kant,  Fichte,  Hegel,  die  ja  eingehend  die 
Grundfragen  der  Staatslehre  erörtert  haben,  in  seiner  Eigenart 
erfassen  su  können  vermeint').  Endlich  ist  su  bedenken ,  dals 
eine  hohe  Gunst  des  Schicksals  gerade  die  Werke  der  beiden 

>)  Namentlich  bei  Beurteilung  der  Platonischen  Lehre  wird  regel- 
mäfsig  übersehen,  dafs  der  Philosoph  nur  am  guten  Staate  teilnehmen 

8oll(\  Im  realen,  niaiigelhaften  Staat  aber  weilt  nur  der  KTirpt^r,  nicht 
auch  der  Geist,  wie  Plate,  Tlieaet.  173,  auafuhrt,  l'ber  dvn  Gegen- 
satz der  tatsiichlicben  politischen  Verhiiltnisse  des  Griei  lientumf»  zu 
den  l'iatoiiisch*'!!  Kntwiirfpn  vtrl.  W  i  n  <l  c  1  b  a  ii  <i ,  IM.itou,  \\m,  S.  1G8. 

2)  rt)cr  tür  ti<'t'^t'liriiiit'ii  Miiii/^rl  drv  Stautsiiiiffassun^r  des  Ari- 
stoteles, der  wciIlt  Maat -iL-clitsli'hrcr  uuch  Historiker  war.  vgl. 
V.  W  i  1  am o  v\- i  t  z  -  M  o e  1 1  c  n  d o r  f  t ,  Aristoteles  und  Athen,  1,  lÖUo, 
S.  265  ft'. 
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grolseii  hellenischen  Denker  vor  dem  Untergänge  bewahrte^  der 
eine  reiche  politische  Literatur  anderer  Schulen  betroffen  hat. 

Der  aus  der  platoniacb'ariatotelischeii  Lehre  gesehtfpfte  Tjpus 
des  antiken  Staates  ist  ein  Idealtypos,  kein  empirischer  Typus. 

Die  sweite  Quelle  der  landläofigen  Ansichten  (Iber  den 
hellenischen  Staat  ist  der  moderne  Liberalismus,  dem  es  darum 
2U  tun  war,  seine  Lehre  vom  VerhHltnis  des  Staates  zum  Individuum 
durch  eiiir  in<i^lichst  scharte  Antithese  in  hellstes  Licht  zu  stellen; 
die  grofseii  Staatslehrer  des  und  17.  Jahrhunderts  liatten  un- 
bedenklich die  antiken  Tlieorieu  auf  die  n«'uere  Zeit  angewendet 
nnd  von  einem  grundstttaiichen  Unterschied  zwischen  dem  Staate 
der  Alten  und  dem  modernen  Staate  nichts  gewnfst').  Aber 
selbst  noch  Montesquieu  weifs  nichts  von  einem  Oegensatie 
antiker  nnd  modemer  Freiheit').  Bonsse  ans  Freiheitsgedanke 
ist  gans  dem  antiken  Denken  entlehnt:  die  demokratische  BOrger- 
i:emeinde  einer  griechischen  Stadt  hlltte  dem  Ro  n  sse  au  sehen - 
Staatsideal  voUstfindig  entsprochen  Die  Vorstellung  einer  ur- 
.•«prünglichen,  vom  Staate  zu  respektiiTendm  Freilieitssphäre  wird 
von  ilini  ausdrücklich  zurUckjre wiesen  Auch  die  deutsche 
Staatslehre  hat  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  keinen  klaren 
Begriff  eines  Qegensatses  griechischer  und  modemer  Freiheit*). 

*)  lIohh«*t^,  Lt'viathan  XXI,  p.  201  f.,  hckanipft  die  antike  Lohre, 
die  Freiheit  nur  in  der  Demokratie  verwirklicht  sah,  iuduai  er  ausführt, 
dafs  diese  Freiheit  nur  die  des  Staates»  nicht  die  des  Individuums  ge- 
wesen seL  Die  individuelle  Freiheit  jedoch  sei '  in  allen  Staatsfoimen 
^eieh  grols:  ,»Whether  a  Commonwealth  be  monarehical,  or  populär,  the 
freedom  is  still  the  same",  d.  h.  die  Unterwerfung  des  Individuums 
unter  den  Staat  ist  fiberall  gleich  unbegrenzt. 

•)  Montesquieu  entwickelt  im  Esprit  des  lois,  XI,  15,  den  Begriff 
der  politischen  Freiheit  als  des  individuellen  Hechtes,  alles  zu  tun,  was 
die  Gesetze  gestatten.  Das  sei  aber  nicht  dir  demokratij^che  Freiheit. 
^11  p^it  vrai  (jue  dans  les  d«''mociaties  le  peuj)le  )>aroit  faire  ce  qu'il 
veut;  mais  hi  liberte  politique  nc  consiste  p(»int  :"i  tair«;  ce  quo  l"on 
vent."  Die  pnlitischo  Freiheit  sei  nur  in  jiemiilViirten  l\egierun^;stVtrMien 
TO  finden.  Von  der  rnheihcit  des  antiken  Menschen  aber  spricht 
Montesquieu  nirgends. 

*)  Selbstverstlndlich  mit  Ausschlurs  der  Sklaven  und  Hetöken. 
*)  Vgl  Jellinek,  Die  £rklftrung  der  Menschen-  und  Bürger- 
rechte, 2.  Aufl.  1904,  S.  5  ff. 

Welcker,  Die  letaten  Grflnde  von  Recht,  Staat  und  Strafe, 
S.  H5i»,  erklftrt  den  hellenischen  Staat  auf  der  vollkommensten 
Freiheit  und  Persönlichkeit  des  einzelnen  aufgebaut.  Die  weitgehende 
Unterordnung  des  einzelnen  unter  das  Ganze  sei  eine  freiwillige  ge- 
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Nocli  Hc^el  erklärt  in  sciiu'ii  Vorlosnngen  Uber  die  Philosophio 
der  Geschichte:  „In  Athin  war  eine  lebendige  Freiheit  vor- 
handen und  eine  lobendige  Gleichheit  der  Sitte  und  der  geistig^en 
Bildung  ....  Neben  dieser  Gleichheit  und  innerhalb  dieser 
Freiheit  konnten  sieh  alle  Ungleiehheit  des  Charakters  nnd  des 
Talents  y  alle  Verschiedenheit  der  Individualität  aufe  freiesfe 
geltendmachen  und  aus  der  Umgebung  die  reichste  Anregung  sur 
Entwicklung  finden** 

Abgesehen  von  einer  gelegentlichen  Äufserun^^  Fergusons-) 
war  es  der  Wortführer  des  französischen  Liberalismus  zur  Zeit, 
als  dieser  den  gnifsti'n  europHischen  Kinflufs  gewann ,  Beujaniiii 
Constant,  der  zuerst  in  einer  glänzenden  Rede  die  scharfe 
Antithese  von  der  antiken  und  der  modernen  Freiheit  au%esteUt 
und  durchgeführt  hat*).  Antike  Freiheit  ist  Teilnahme  an  der 
Staatsgewalt ,  moderne  Freiheit  ist  Freiheit  von  der  Staatsgewalt, 
verbunden  mit  dem  Rechte,  swar  nicht  cu  herrschen,  aber  Einflofs 
zu  Üben  auf  die  Staatsgewalt  im  Interesse  des  Individaoms. 
„Chez  les  anciens,  rindividn,  souverain  presque  habituelleuient 
dans  les  affaires  pnbtiqnes,  est  esclave  dans  tous  ses  rapports 
privrs.  f'oinnn'  l  itoyt  n  il  decide  de  la  paix  et  de  la  guern  ; 
come  particulier  il  est  circonscrit,  obseive,  reprime  dans  tou!> 

wesen ;  dem  Griechen  sei  Teilnahme  am  Staate  als  das  Wertvollste  er* 
schienen.  „Diese  Art  der  Freiheit  nnd  des  Rechtes  erkannte  man  alt 
das  Höchste,  welchem  man  willig  das  Beste  und  selbst  Rechte  des  eia- 
aelnen  in  anderem  Siiine  sum  Opfer  brachte**  (S.  857).  Der  Lykurgische 
StMJit  i-t  ihm  die  vollkommenste  Verkörperung  der  griechischen  Staati- 
idee,  indem  er  die  vollste  Unabhängigkeit,  Einheit  und  Kraft  des  Ganzen 
mit  voller  Freiheit  und  gleicher  Selbständigkeit  der  einzelnen  zn  ver- 
binden gewnfst  habe.  S.  308  ff. 
»)  2.  Antl..  S.  Ii  17. 

2)  A.  a.  ().  I,  rd.  Basil,  1169,  p.  Mo:  „To  the  ;uu  ient  Greek.  or  * 
the  Koman ,  the  individual  was  nothing,  and  the  public  every  thing. 
To  the  modern,  in  too  many  nations  of  Enrope  the  indiridual  is  ereiy 
thing,  and  the  public  nothing.**  Den  Gegensats  vdn  politischer  und 
bfirgerlicher  Freiheit  hat  eingehend  suerst  Priestley,  An  essay  od 
the  first  prineiples  of  Government  and  of  the  natare  of  politiesl, 
civil,  and  religions  Liberty,  London  ITr^S,  p.  12  ff.,  hervorgehoben, 
ihn  aber  keineswegs  an  dem  Gegensatz  antiker  und  modemer  Staaten 
exemplifiziert. 

')  De  la  lihcrt«''  d»''^  aiK  icii-;  i oinpar/'e  a  cello  <les  modernes. 
Disi-our>  prouontt;  i  TAtli«  nee  royal  (!.•  Tari-  en  15S19.  Aljgodnickt  in 
Constant,  Cours  de  politiquc  constitutionelle,  ed.  Laboulaje  11,  lÖiU, 
p.  if. 
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see  moavements  .  .  •  Cbes  les  modernes,  au  contraire,  Tindividu^ 
ind^pendant  dans  Ba  yie  pri^^e,  n'est,  mdme  daos  les  Etats  les 
plui  libres,  toii?eram  qu'en  apparence.'**) 

In  Dentsehland  findet  sich  eine  ähnliche  Auffassung  snerst 
bei  Titlmann'),  dem  Cuenrnns')»  Platner^)  nnd  Voll- 
graf f^)  folgen;  godann  aber  stellt,  anf  Plate  nnd  den  sparta- 
nischen Staat  gestutzt,  Stahl")  die  Lehre  auf,  dafs  den  Griechen 
der  Gedanke  des  selbstbcrechtifjjteii  Individuums  gemangelt  habe. 
Eine  Uhnliche  Theorie  wird  von  K.  F.  Hermann  seintMi  Unter- 
suchungen Uber  den  griechischen  Staat  zugrunde  gelegt").  Sonst 
aber  weif»  von  ihr  die  deutsche  Staatslehre  noch  geraume  Zeit 
nichts.  Die  poHtlachen  Schriftsteller  der  drei£siger  nnd  vierziger 
Jahre',  wie  Schmitthenner^)  nnd  Dahlmann*),  zeichnen 
die  einaelnen  antiken  Staatoformen,  ohne  unserer  Frage  irgend- 
wie nahemtreten.  Erst  bei  dem  bedeutendsten  wissenschaftlichen 
Vertreter  des  neueren  deutschen  Liberalismus  finden  wir  die 
Antithese  wieder,  und  zwar  in  noch  schrofferer  Formulierung 
als  bei  Constant.  R.  v.  Mo  hl  'erklärt  nttmlich  in  seiner 
Enzyklo])ädie  der  Staatswissenscbaften :  ^Bei  den  Alten  dient 
der  einzelne  dem  Staate  und  findet  in  dessen  Woiil  mittelbar 
auch  die  Befriedigung  seiner  Zwecke:  bei  den  Neuen  ist  der 
Staat  für  alle  einzelnen  da,  nnd  er  findet  seinen  Ruhm  in  dem 


i)p.  842. 

*)  Dantelluog  der  griechischen  Staatsverfkssongen,  1822,  S.  15, 

noch  vorsichtif,':  ^In  den  neueren  Zeiten  hat  der  Staat  mehr  die  Sicher- 
heit des  einzelnen  zum  Zwecke,  als  der  Fall  war  bei  den  Griechen, 
deren  Streben  mehr  auf  die  Sicherung  des  Ganzen,  der  Verfassang,  der 

Gleichheit  ging." 

*)  Über  den  Staat  und  die  Gesetze  des  Alt.  rtunis,  1824.  S.  18. 
*)  Der  Prozefs  und  die  Klagen  bei  den  Attikern,  l,  1824,  S.  11  ff. 
»)  Antike  Politik,  1828,  S.  69  tf. 

•)  Zuerst  Philosophie  des  Rechtes,  I,  1.  Auti.  1830,  8.  4  '.  Ü.  Stuhl 
Iwgnet  auf  Grund  der  in  den  Mjthen  sich  Aafsernden  Volksanschauung 
and  der  Platonischen  Lehre,  dafs  den  Griechen  fiberbaupt  der  Begriff 
des  lobjektiren  Rechts  bekannt  gewesen  sei,  geht  also  viel  radikaler 
▼or  als  die  sich  eingehend  ez  professo  mit  den  griechischen  Staats- 
snd  Rccht.saltcrtümem  beschäftigenden  Schriftsteller  vor  ihm. 

^Griechische  Staatsaltertümer  (zuerst  18-1  Aufl.,  2.  Ausg., 
1884,  §  51,  S.  218  ff.,  ebeufalls  viel  vorsichtiger  als  Stahl. 

''j  Grundlinien  des  allgemeinen  oder  idealen  Staatsrechtes,  1845, 
S,  42  ff. 

»)  A.  a.  ( ).  S.  21  ff. 
Jeilinek,  Das  Kooht  tlan  iixxlorDon  ."jtttates.    I.       Aull.  19 
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Wohle  der  Bürger.  Dort  besteht  die  Freiheit  in  der  Teilnahme 
an  der  Regierung ,  hier  im  möglichst  wenig  Begiertwerden.  Im 
antiken  Staate  sind  die  Leistungen  des  BOigeis  ein  Ausleben 
seiner  Persönlichkeit,  im  neuieitliehen  eine  Bescbrinknng  der- 
selben**^). Erst  von  Mo  hl  datiert  in  Deutsehland  die  eommunis 
opinio  Uber  den  Unterschied  antiker  und  modemer  Freiheit,  die 
wiederum  in  den  sechzifirer  Jahren  durch  eingehende  Ausführungen 
Hilde  nbrands^)  sowie  L  a  b  o  u  1  ay  es*)  und  Fustels  de 
Coulanges*)  ihre  feste  Stütze  erhillt. 

Eine  kritische  Untersuchung  der  also  entstandeneu  Lehre 
ergibt  vor  allem,  wie  njifslich  es  ist,  einen  Zeitraum  von  vielen 
Jahrhunderten  mit  einigen  Schlagworten  charakterisieren  zu  wollen. 
Der  spartanische  Staat  sur  Zeit  der  messenischen  Krippe  und 
Athen  in* den  Tagen  des  Demosthenes  liegen  nicht  nur  leit- 
lieh,  sondern  auch  ihrer  gansen  politischen  Struktur  nach  weiter 
auseinander  wie  etwa  das  Venedig  des  14.  Jahrhunderts  und  das 
heutige  Italien.  Auch  der  antike  Staat  hat  sich  nicht  nur  in  den 
manni«;falti<r.sten  F(»rmen  ausgebildet,  sondern  auch  eine  innere 
Entwicklung  durchgemacht,  die  dem  Wandel  des  mitteialteriicheu 
zum  modernen  Staate  durchaus  gleichwertig  ist. 

Ferner  zeigt  sich,  dafs  die  typischen  Zeichnungen  des 
hellenischen  Staates  überwiegend  Konterfeie  des  spartanischen 
MiUtKrstaates  sind.  Das  hat  seinen  Grund  wohl  zunKchst  darin, 
dals  der  spartanische  Staat  in  der  Form,  wie  er  damak  beieits 
der  Vergangenheit  angehörte,  yon  Xenophon  und  Plate  dem 
einer  zügellosen  Demokratie  verfallenen  athenischen  Staat  als 
Muster  gegenübergestellt  wurde,  wie  denn  auch  Aristoteles 
in  seiner  Politik  von  dem  Eintlufs  spartanischer  Vorstellungen 
nicljt  »ran/  rreiy:ebli('ben  ist:  «lenn  manche  iak<mische  Eiurichtuuiren 
sind  es,  die  in  seinem  Staatsideal  Platz  finden.  Diese  Forderung 
starker  Ausprägung  des  kollektivistischen  Gedankens  in  den  staat- 
lichen Institutionen  war  daher  für  Athen,  das  doch  in  erster 


1)  Enzyklopädie,  1.  Aufl.  (1859),  S.  319.  Ähnlieh  schon  Gesch.  ond 
Literatur  der  Staatswissenschaften,  1  (1855),  S.  222.  Vor  Mohl  hatte 
Bluntschli,  AUgcm.  Staatsrecht,  I.  Aufl.  1852,  S.  29,  die  Ober-  und 
Allmacht  des  griechischen  Staates  in  ähnlicher  Weise  wie  Hermann 
betont. 

«)  A.  a.  O.  S.  2G  ff. 

»)  L't^at  et  ses  liniites,  180^,  p.  103  ff. 
«)  A.  a.  O.  p.  2Uo  ff. 
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Linie  hier  in  Betracht  lu  kommen  hat,  nicht  Reehtiwirkliehkeit^ 
Mndem  Entwurf  einer  Zakanfteverfaseong  anf  Grund  Ton  In- 
stitutionen einer  fremden  Vergangenheit  Dennoch  ruhen  auch 
sie  keineswegs  auf  dem  Gedanken  einer  ytflligen  Entrechtung 

des  Individuums  zufrunsten  der  Gesamtheit.  Mit  Recht  hat  Pöhl- 
maiin  darauf  hin^owiesen ,  dafs  Plato  die  GrUndung  Beines 
Idealstaates  vor  dem  individuellen  Interesse  motiviert,  indem  er 
diesem  nachzuweiseu  trachtet,  es  harmoniere  mit  dem  sozialen 
derart,  dafs  es  in  dem  von  ihm  geheischten  Staate  am  besten 
gewahrt  werde  Das  Individuum  im  Athen  des  vierten  Jahr- 
hunderts war  ehen  eine  so  groCse  und  so  anerkannte  Macht,  dab 
jeder  sosiale  Reformator  in  erster  Linie  mit  ihm  rechnen  mulste. 
Aristoteles  in  seiner  Kritik  der  Platonischen  Bepuhlik  hat 
trotadem  die  zu  weitgehende  Ignorierung  des  Wesens  der  Indi- 
vidualität als  den  Grundfehler  der  Platonischen  Staatslehre  hin- 
gestellt-). 

Ein  zweiter  Grund  fllr  die  Schätzung  des  lakedämonischen 
Staates  als  des  normalen  lag  wohl  in  dem  £«inHuf8,  den  Otfried 
Mull  er  durch  sein  Werk  über  die  Dorier  ausübte.  Unter  seiner 
Einwirkung  vornehmlich  dürfte  Hermann  su  dem  data  gelangt 
sein,  dals  die  spartanische  Verfassung  in  ihren  Grundsttgen  die 
allgemeine  griechische  Staatsidee  am  schärfsten  und  hewufstesten 
ausgeprägt  hat').  Wiederum,  wie  so  oft  in  der  Geschichte  der 
Staatslehre,  wird  ein  Idealtjpus  geschaffen,  von  dem  die  nicht  in 
ihn  passenden  geschichtlichen  Erscheinungen  als  Abweichungen 
von  der  Norm  abgewiesen  werden.  Der  neueren,  von  Kon- 
struktionen freiereu  Forschung  jedoc  h  ist  der  lykur^isehc  Kosmos, 
der  die  freie  Bewegung  des  einzelnen  auf  das  äufserste  be- 
schränkt und  ihn  völlig  in  der  Gremeinschaft  aufgehen  lälst,  ein 
Kunstprodukt,  entstanden  aus  der  Notwendigkeit  der  Zusammen- 
fiueimg  aller  Kräfte  sur  Behauptung  der  Herrschaft  im  eroherten 
Lande  und  aus  dem  G^gensats  swischen  Adel  und  Königtum, 
das  durch  die  Staatsordnung  gleichfalb  gebunden  wurde  ^).  Der 
lakedämonische  Staat  ist  daher,  gleich  den  anderen  dorischen 

')  Geschichte  des  antiken  Kommunismus  und  Sozialismus,  1,  1893, 
8.  388  ff. 

*)PoUt.  11,2,  1261  äff. 
*)  A.  a.  O.  a  2ia 
Vgl.  Httsolt,  Die  griechischen  Staats-  und  Rechtsaltertümer 
(im  HB.  d.  klass.  Altertumswissenscbaft)  2.  Aufl.  1892,  S.  95. 

19* 
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Staaten,  keineswegs  als  der  griechisch«'  Normalstaat  zu  betrachten. 
Vielmehr  ist  es,  vermöge  der  vou  ihm  heute  noch  ausgehenden 
Knltorwirkangen,  der  Staat  der  Athener,  den  eine  Entwieklungi- 
geschichte  des  abendlMndischen  Staates  in  erster  Linie  an  nnter- 
suchen  hat.  Im  folgenden  soll  nun  das  bisher  nicht  genügend 
Gewürdigte  der  Eigeutttmlicbkeit  des  hellenischen  Staates  in 
seiner  Bedeutung  fUr  die'  Erkenutuis  der  Gegenwart  hervor- 
gehoben werden. 

Der  jrrieclnsche  Staat  ist  Stadtstaat,  d.  Ii.  die  Polls,  ur- 
sprtiugiich  die  hochragende  Burg,  sodann  die  um  sie  heriungebaute 
Unterstadt,  bildet  den  Staat  oder  docli  den  Mittelpunkt  einer 
Staatsgemeinde  von  der  räumlichen  Gröfse  eines  Seh weiaerkantons 
Die  Bedeutung  der  Kleinheit  der  Polls  und  ihres  sttdtisehen 
Charakters  ftlr  die  gesamte  Kulturentwicklnng  von  Hellas  ist 
oftmals  dargelegt  worden.  Doch  sind  viele  der  also  festgestellten 
Zttge  nicht  blofs  dem  hellenischen,  sondern  auch  späteren  «tidtisehen 
oder  kantonalen  Gemeinwesen  staatlichen  Charakters  eigentümlich 
gewesen. 

Znr  Eigenart  des  griechischen  Staates  aber  gehört  es,  dafs 
er  iu  allen  seinen  Formen  als  erstes  und  wesentlichstes  Merkmal 
das  der  inneren  Einheit  zeigt.  Die  antike  Geschichte  be- 
ginnt mit  dem  ausgebildeten  Staate.  Soweit  die  klare  Krinnemng 
der  antiken  Völker  snrttckreicht,  seigt  sie  ihnen  den  Staat  als 
vollendete  Institution').  Was  man  irrigerweise  als  Merkmal 
des  antiken  Staates  überhaupt  beseichnet  hat,  seine  Allmacht, 
seine  alle  Seiten  des  individuellen  Lebens  beherrschende  Sphäre, 
das  gilt  nur  tdr  den  A  n  s  ga  n  g  s  p  n  n  k  t  der  antiken  Geschichte. 

Zahlreich  sind  die  Ursachen  dieser  merkwürdigen  Hrsclj«  inuug. 
Was  /uiiiichst  die  innere  Kinheit  anbelangt,  so  ist  sie  der  Volk 
um  so  angemessener,  als  den  Griechen  die  Monarchie  nach  deren 
frühem  Sturze  nur  mehr  dem  Namen  nach  bekannt*),  die 

')  Biisol  t,  S.  24. 

*)  Uber  die  Anfänge  der  griechischen  Staate« 'rdmiug  ist  uns  fast 
gar  nichts  Sicheres  bekannt;  darüber  Ed.  Meyer,  Qeseh.  d.  Altertums, 
II,  1893,  S.  79 ff.;  femer  über  die  primitiven  Formen  der  Geschlechter-« 
Stamm-  und  Gaustaaten,  8.  302  ff.,  sowie  Busolt,  S.  28f.,  über  die 
noch  znr  Zeit  des  Peloponnesischen  Krieges  bei  einigen  Stimmen  be- 
stehenden Gaugcno^senschaften.  Unzweifelhaft  haben  auch  sie  polltische 
und  Kulteinheiten  gebildet.  In  den  homerischen  Ges&ngen  b^pegnen 
wir  bereits  dem  anspeprflgten  Typus  des  Staates, 
^i^^)  Die  Unvollkommenheit  der  antiken  monarchischen  Ideen  hat 
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lyiannei  yerhatsty  die  Volksherrachaft  in  Tencbiedenen  Ab* 
stnfangen  die  ▼om  nationalen  Geiste  geforderte  Begierungsform 
war.  Die  dnalistiscbe  Gtostaltnng  des  mittelalterlieben  Staates  ist, 
wie  bald  ge/eigt  werden  wird,  nnr  dnreb  das  Königtum  mOglieb 
gewesen.  Sodann  sind  es  die  unentwickelten  internationalen  Ter- 
hältnisse,  die  Rechtlosigkeit  des  Besicp^teii ,  welche  die  Existenz 
der  Polis  aufs  innip<te  mit  der  eines  jeden  einzelnen  verknüpften. 
Daher  ist  aucli  seine  Gebundenheit  an  das  kleine  Gemeinwesen 
and  in  ihm  zu  erklären.  Anderseite  konnte  aber  auch  der 
Mangel  an  freier  Bew^^ng  wenigstens  dem  der  herrschenden 
Klasse  Angebtfrenden  gar  niebt  recbt  snm  Bewn&tsein  kommen, 
denn  was  das  Individuum  dnreb  den  Staat  einbfllfirte,  wurde  ibm 
reicblich  dnreb  seine  Teilnabme  am  Begiment  ersetxt.  Wird 
doch  in  dieser  Teilnabme  geradem  das  Wesen  des  BUrgers,  sein 
Unterscbied  vom  blofsen  Etnwobner  erblickt. 

Sodann  aber  war  die  Polin  nicht  nur  Staats-,  sondern  auch 
zugleich  Kultgemeinsiliaft .  di<'  sich  jedoch  wesentlich  von  orien- 
talischer Art  unterschied.  Vor  alN-m  dadurch,  dafs  keine  gött- 
lichen Gesetze  existierten,  welche  der  politischen  Entwicklung  feste 
Bahnen  Torscbrieben,  und  keine  staatliche  Autorität,  die  als  un- 
mittelbar Yon  den  Göttern  eingesetzt  galt.  Immerbin  rubt  aber, 
was  In  der  modernen  Welt  unter  swei  Gebilde:  Staat  und 
Kirche  verteilt  ist,  in  der  Polis  in  ungebrochener  Einheit  bei- 
sammen'). Daher  allein  schon  mufs  der  hellenische  Staat  von 
Hanse  aus  ein  gr(5fseres  Mafs  von  Anforderungen  an  seine 
Bürger  stellen. 

Diese  Verbindung  von  Staats-  und  Kultgemeinschaft  erklärt 
auch  ein  anderes  wichtiges  Phänomen.  Durch  sie  werden  nHmlich 
erst  die  in  den  AuBftthrungen  der  grofsen  griechischen  Denker 

■dion  Montesquieu,  XI,  8,  9,  herv^orgehoben.  Vgl.  jetzt  Kaerst, 
Studien  zur  Entwicklung  und  theoretischen  Begründung  der  Monarchie 
im  Altertum,  189ö.    Hist.  Bibliothek  VI,  2.  Kap.,  S.  12  tf. 

')  Wenn  Rehm,  Staatslehre.  8. -U,  hervorhobt,  tlafs  die  Griechen 
zwischen  Weltlichem  und  Keli^riüseni  als  Staat.s-  und  Kultgeinein- 
•chaft  geschieden  haben,  so  ist  das  nur  insoweit  richtig,  als  ihnen  der 
Gegensata  von  Menschlichem  and  Göttlichem  geläußg  war.  Eine  selb- 
sündige  Staatsgemeinde  aber  ohne  besonderen  Kult  war  Ihnen  unfafs- 
bar;  Stadtgrfindnng  war  in  erster  Linie  Errichtung  einer  neuen  Kult- 
stitte.  „La  eit6  6tait  la  r^union  de  ceux  qui  avaient  les  mdmes  dieux 
protectenrs  et  qui  aecomplissaient  Tacte  religieus  an  mdme  autel.** 
F.  ds  Coulanges,  p.  166. 
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f;ipfeln(leii  Fonleriingen  von  Grund  aus  verständlich,  welchen  Er- 
ziehung den  Bürgers  zur  Tugend  als  höchster  Staatszwei  k ,  sitt- 
liche 13etätigung  als  höchste  BUrgerpHicht  erschien.  Sie  liegen  in 
der  natürlichen  Konsequenz  einer  Staatsaiiffassiiiig,  die  in  ihren 
Wurzeln  zurückreicht  in  die  alte  Volksttberzengung,  die  im  Staate 
ein  Werk  der  Gdtter  erblickte,  ihn  aIb  danemde  Heimat  der 
Götter  ansah,  deren  Verehrung  erste  nnd  höchste  Bttigerpflieht 
war.  Der  antike  Staat  ist  auch  Kirche;  daher  soll  er  nicht  nur 
Becht,  sondern  anch  Zucht  Üben.  Er  umfafst  alles  t  was  dem 
Menschen  heilig  und  teuer  ist;  darum  soll  sich  der  Hellene  nicht 
aus  Furcht  vor  Hufsercni  Zwang,  sonileru  au>  innerster  Ciesimiuiii^ 
an  den  Staat  hingehen,  (iarantierte  ihm  doch  nur  sein  Staat  das 
Dasein  als  Bürger  und  damit  die  damals  allein  menschenwürdig«; 
Existenz. 

Seit  den  Perserkri^n  aber  hatte  der  griechische  Staat, 
Athen  allen  voran,  eine  gewaltige  Entwicklung  durchgemacht, 
die  sich  in  der  Bichtang  steigender  LoslOsnng  des  Individnons 
von  der  ursprünglichen  Gebundenheit  manifestierte.  Die  alte  naive 
Hing.-ihe  an  den  Staat  war  durch  sersetzende  Kritik  im  Innersten 
angegriffen  worden ;  die  Sophistik  hatte  schliefslich  die  Lehre  vom 
Keehtc  des  StUrkereii  aufgestellt^).  Was  den  Altvordern  als  Teil 
der  gitttlicheu  Weltordnnug  erschien,  war  in  den  Augen  der 
jungen  (ieueration  nur  durch  Meusehensatzung  da,  und  den  Zweck 
dieser  Satzung  erhlickteu  die  Kadikalsten  in  der  Ansheutuiig  Her 
Schwaclien  durch  die  Starken.  Ferner  löst  sich  Gedanke  und 
Gefühl  immer  mehr  los  von  der  Polls,  die  so  lange  den  Mittel* 
pnnkt  alles  Strebens  gebildet  hatte.  Schon  Demokrit  und 
Sokrates  beginnen  sieh  als  Weltbttiger  su  Alhlen;  im  Kjnismns 
wird  kosmopolitische  Vaterlandslosigkeit  Ersatz  Air  alle  politische 
Empfindung,  und  die  Stoa  setzt  endlich  das  die  ganze  Menschheit 
zu  uinfas.-,en  bestimmte  Weltreich  an  Stelle  des  Stadtstaates.  In 
beiden  Schulen  tritt  der  individualistisrlie  Freiheitsbegriff  bereits 
in  voller  Öchäri'e  hervor^).    Nicht  miuder  hatte  die  Literatur, 

>)  Dafs  diese  Lehren  nicht  nur  auf  die  engeren  Kreise  der  Sophisteu 
beschränkt  blieben,  wird  von  Pöblmann,  a.  a.  O.  S.  51,  N.  1,  nach- 
gewiesen. ^'gl.  auch  Dümmler,  Prolegomena  zu  Piatos  ätaat, 
Basler  l'rograuiin,  I^!H,  S.  30. 

*)  Vhi-v  den  kynisrli-stoi.<clieu  iJegritl"  der  ^a* tf^tpi'«  Kaer  st,  S.  28f., 
namentlich  die  bezeichnenden  Zitate  S.  29,  N.  1 ,  in  denen  die  Freiheit 
der  individuellen  Selbstbestimmung  gleichgesetzt  wird. 
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—  man  denke  nur  an  Euripides  —  an  den  Grundlagen  des  alt- 
lieUeiiiscIien  Staatslebens  gerüttelt.  Diesen  Bestrebungen  gegeu- 
ttber  erscheinen  die  politischen  Lehren  des  Plato  als  Versuche, 
entaehwondene  YerbältiiisBe  wieder  zu  beleben  and  die  Polis  auf 
konservativer  alth^leniseh- dorischer  Basis  im  aristokratischen 
Sinne  an  regenerieren*  Aber  anch  der  der  Wirklichkeit  zu- 
gewendete A  r  i  s  t  o  te  1  e  s  ist  Vertreter  konservativer  Anschaaungen, 
wie  namentlich  aus  seinem  Festhalten  an  dem  Typus  der  Polis 
in  dem  Bruchstücke  seines  Staatsideals  hervorgeht.  Der  vor 
seinen  Augen  sich  zum  Weltreicli  ausdehnende  makedonische 
Staat  hat  keinen  Einflufs  auf  sein  politisches  Era])tinden  gehabt 

Es  hatte  sich  also  allrofthlich  ein  energischer  Individualismus 
geltendgemacht,  der  an  StUrke  dem  modernen  keineswegs  nach- 
stand. Ist  doch  die  mechanische,  atomistische,  atilitarische  Staats- 
anffassnng,  wie  sie  später  namentlich  das  17.  und  18.  Jahr- 
hundert kennzeichnet,  als  theoretisches  Besnltat  dieser  Ent- 
wicklnngsreihe  in  vollster  Schärfe  in  den  Ijehren  der  Epiknräer 
hervorgetreten.  Politisch  aber  hatte  dieser  Individualismus  in  der 
athenischen  Demokratie  seit  P  er  i  kies  vollste  Befriedigung  ge- 
funden; hat  doch  Perikles  s<'ll)st  nicht  nur  die  Hin^'abo  des 
einzelnen  an  das  Ganze,  sondern  auch  die  überflüssiger  Schranken 
ledige  soziale  Freiheit  des  Atheners  gepriesen^).  Aber  auch  die 
Antithese  des  Freiheitsbegriffes :  Teilnahme  am  Staate  und  Freiheit 
vom  Staate,  war  bereits  klar  in  das  wissenschaftliche  Bewufstsein 

<)  Vgl.  V.  Wilamowits-Moellendorff,  a.a.O.  8. 856 ff.,  über 

den  besten  Staat  des  Aristoteles:  „Was  wir  hier  losen,  ist  der  plato- 
Dist'he  Staat,  der  in  Piatons  Gesetzen  schon  einmal  auf  das  unter  den 
gegebenen  Verhältnissen  Mögliche  herabgestimmt  war  und  hier  noch 
einmal  einer  solchen  Prozedur  unterzogen  wird/' 

*)  Thukyd.  II,  37.  Uber  das  grofse  Maf-*  taktischer  Freiheit,  das 
Jone  Epoche  dem  Individuum  (und  zwar  auch  dem  Nichtbürger)  gewülirte, 
vgl.  Beloeh,  Griechische  Geschichte,  I,  1893,  S.  474,  der  —  wohl 
übertreibend  —  behauptet :  „Befreiung  von  jedem  Zwange,  er  sei,  welcher 
er  sei,  ist  überhaupt  dss  Streben  dieses  Jahrhunderts,  nnd  vielleieht 
niemals  wieder  ist  dieses  Ideal  so  verwirklicht  worden  wie  in  dem 
dimaligen  Athen."  Über  den  heutigen  Stand  der  griechischen  Forsehnng, 
die  so  mancher  Übeilieferang  widerapricht,  vgl.  Ed.  Meyer,  Gesch. d. 
Altertums,  III,  1901,  S.  291,  der  auch  hervorhebt,  wie  wenig  deren  um- 
wälzende Ergebnisse  in  weitere  Gelehrtenkreise  g(  dningen  sind.  Auch 
die  Polemik  vonOicrkc,  Althusius,  S.  329,  und  v.  Lemayer,  a.  a.  O. 
S.  *«,  gegen  meine  Darlegungen  haben  noch  nicht  jene  Ergebnisse  be- 
rücksichtigt. 
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getreten.  Aristoteles  findet  beide  Gegensätze  in  den  populären 
Anächauungen  von  der  Demokratie  und  setzt  sie  mit  aller  wUnsclieos- 
werteu  Schärfe  auseinander  Auch  in  diesem  Punkte  haben 
die  Neueren  theoretigch  Dichte  gefunden ,  was  nicht  schon  den 
Alten  bekannt  gewesen,  wäre.  v 

Von  einer  bedingnngslosen  Hingmbe  des  Individnnms  an  den 
Staat  kann  in  dieser  Epoche  nicht  mehr  die  Bede  sein.  Zodem 
bt  die  Staatsgewalt  schwach,  die  Beamten  bestechlieh,  die  Ver- 
waltung kraft  der  Mifsbräuche  verÄchtlich.  Der  Staat  wird  ein 
Spielball  der  Parteien  und  ein  Mittel  zur  Befriedigung  un- 
gebändigter  Selbstsucht.  Ebenso  schlecht  oder  vielmehr  noch 
schlechter  war  es  mit  der  spartanischen  Oligarchie  bestellt,  die 
sich  Hchliefslich  durch  Periöken  verstärken  mufste^  ohne  dafs  der 
Staat  anch  nnr  im  entferntesten  seinen  früheren  Charakter  snrttck* 
gewann. 

Prüft  man  demgegenttber  die  Beweise  ftlr  die  staaüiehe 
Omnipotens  in  der  Bltttexeit  von  Hellas,  so  findet  man,  dals  sie 
überwiegend  dem  altdorischen  Staate  entnommen  sind.    So  die 

Kinderanssetzung,  der  fortwKbrende  Kriegsdienst,  die  Pflicht  2ur 
Khe  und  Kindererzeugung.  Sonst  werden  wohl  einzelne  Be- 
stiininungen  aus  den  Gesetzen  anderer  Staaten  angeführt,  die  indes 
nicht  viel  Überzeugendes  für  die  Hauptsache  bieten.  So  erwähnt 
F.  de  Coulanges  zum  Beweise  seines  Satzes,  dafs  die  Alten 
die  individuelle  Freiheit  nicht  gekannt  hätten,  daSa  in  Lokris  das 
G^sets  den  Männern  Wein  an  trinken  yerbot,  als  ob  es  heute 
keine  Temperensgesetze  gäbe,  dafs  Athen  den  Franen  untersagte, 
mehr  als  drei  Kleider  auf  die  Beise  mitzunehmen ,  als  ob  die 
neuere  Zeit  keine  Luxusbeschränknngen  gekannt  hätte,  daüs  es 
Pflicht  war,  in  der  Volksversammlung  zu  stimmen  und  Öffentliche 
Ämter  zu  bekleiden .  als  ob  den  modernen  Geraeindegesetzen 
und  sogar  Staatsverfassungen  Ahnliches  fremd  wäre,  dafs  da> 
Unterrichtswesen  staatlich  geordnet  und  die  Kinder  schulpflichtig 

„Jvo  yuQ  iotiv  Ott  V  f^fjuoxQttTlK  doxti  to^a&atj  ro  nliiov 
i7vM  »vftor  »ttl  il(vdf()tt}  TO  ^iii'  yt(Q  i(uttM9  9809  «foxfe  tiwM,  foor 
«Tor«  «r  io^fj  rf/i  nl^i^ti,  tovt  i7pm  »vgiov,  iUv9t^v  ifk  »al  toorrbSn 

4ttc  fiovltrat."  Pol.  y,  9, 1810a,  28  ff.  Femer:  Jp  ftiv  oüv  tn^iltv^teit 
of]f4fTov  roi;ro,  vv  rOttrat  navrfs  ol  Srifiottxoi  rqc  noUrt(ut  ogw  {irdi 
TO  Cijy  «ff  ßovlttat  Ti;,  tovto  }«(>  ro  r^f  (Xei9iQfus  t(tyov  ihal  ifaatv, 
ttneg  ror  t^ni  ).f,'oi  ro{  ro  C>"r  urj  o);  ßui'').fT ((i."^  VI,  2,  1817b,  11  ff.  (DCD 
Schlufs  der  Stelle  siebe  oben  S.  205,  2«iote  1.) 
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waren  I  als  ob  der  moderne  Staat  sich  um  die  Emiebnng  niebt 
kimmerte.  Zodem  ist  uns  in  der  B^l  gar  niebt  genau  bekannt, 
aas  welcber  Zeit  die  betreffenden  Oesetse  stammen,  ob  sie 
danemder  Natur  oder  nur  Gelegenbeitsgesetze  waren.  Zweifbllos 

über  sind  viele  dieser  Gesetze  durc  h  jahrhundertelang^e  Zeiträume 
voneiuandtT  getrennt,  so  dafs  allgemeine  Sittze  Uber  sie  ungefähr 
den!*elben  Wert  haben,  wie  wenn  man  das  deutsche  Strafrecht 
der  Tfogenwart  nach  der  Carolina  beurteilen  wollte. 

Auf  Grund  Ahnlicher  BeweisfÜbning,  wie  sie  Co u langes^) 
und  andere  «Iben,  kSnnte  ein  spiterer  Historiker  den  Staaten  des 
19.  Jahrhunderts  die  Anerkennung  einer  individuellen  Freiheits- 
tphire  ginslieb  absprechen.  Er  brauchte  nur  an  die  Gesetae 
gegen  die  Katholiken  in  England  bis  1829,  die  Vertreibung  der 
protestantischen  Zillertaler,  die  Demagogenverfolgungen  in  Deutsch- 
land im  zweiten  und  dritten  Dezennium  auf  Grund  der  Karls- 
bader Beschlüsse,  an  die  Mafsregelung  der  Göttinger  Sieben ,  an 
die  Absetzung  vun  Dozenten  wegen  atheistischer  Lehren  Anfang 
(\tT  fitnfziger  Jahre  zu  erinnern  —  ganz  zu  p^eschwcigen  von  den 
Polizeimafsregeln  des  imperialistischen  Frankreichs  und  des 
absoltttistiflcben  Österreichs  bis  zu  den  russischen  Verhältnissen 
der  Gegenwart. 

In  Wahrheit  ist  aber,  namentlich  in  Athen,  mit  steigender 
Koltur  ein  immer  grOfseres  Mafs  indiTidneller  Freiheit  faktis ch^  ^ 

vorhanden  gewesen.  Wie  wären  auch  sonst  die  unerreichten 
gei^tigen  Schöpfungen  jeuer  Zeit  eutstandt-n!  Eine  von  Staats 
weg«^n  reglementierte  Kunst  und  Wissenschaft  hätte  wahrlich  nur 
kümmerliche  Frticbte  getragen.  Die  von  Plate  vorgeschlagene 
Literaturpolizei  ist  niemals  yerwirklicht  worden;  die  Ehre  der 
EinfUlimng  der  Zensur  müssen  die  vom  Staate  gefesselten  Alten 
den  freien  Modemen  ttberlassenl  Wenn  die  Geschichte  yon 
mehreren  Prosessen  wegen  Un-  und  Inglaubens  zu  erallblen 
weifs^),  was  bedeuten  diese  wenigen,  sorgsam  registrierten  FKlle 

')  A.  a.  O.  p  263  f. 

Über  die  Asebieprozesse  vgl.  Meyer-Schomann-LipsittS, 
Der  attische  Prozef»,  188:^,  S.  366  ff.  Gegen  die  von  Grote  v.  rtretenc 
irriire  Auffassunjx  dieser  Prozesse  energisch  Pöhlniann,  Sokraten  u. 
sein  Volk,  Hist.  liibliothek,  VIII,  1899,  S.  122  ff.,  der  b.-haiii.tet ,  Uafs 
di«'  Anklage  wof^en  Asebie  inmit  r  auf  politischen  Motiven  beruhte. 
l>en  politischen  Charakter  der  Asebieprozesse  hat  schon  früher  L. 
Sehmidt,  Die£tblk  der  alten  Griechen,  II,  S.  25  f.,  behauptet.  Dieser 
Ansicht  ist  nunmehr  Ad.  Mensel,  Untersuchungen  zum  Sokrates- 
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gegeu  die  zahllosen  rechtlichen  und  sozialen  ZurUcksetsungen, 
welche  Menschen  wegen  ihres  Glaubens  oder  Unglaubens  noch 
im  gepriesenen  Zeitalter  der  gArantierten  Grandrechte  erfahren 
haben!  Wie  wire  der  bltthende  Handel  Athens,  seine  inter- 
nationale Stellung  möglich  gewesen  ohne  Anerkennnng  iodiTi* 
dneller  wirtschaftlicher  Freiheit?^)  Haben  doch  auch  die  Uber- 
Heferiinp^en  von  den  Eingriffen  des  Staates  in  die  Privatrocht«- 
Kjihiire  Analogien  in  der  neueren  Geschichte.  Der  Sclnil(len«TlalV 
war  doch  nur  eine  uuiVt  rordentliche  Mafsregel,  der  sich  die  — 
in  Deutschland  erst  seit  1879  verbotenen  —  Moratorien  der 
Tendenz  nach  an  die  Seite  stellen  lassen.  Neuere  Forschnii^en 
haben  dargetan,  dafs  das  griechische  Privatrecht  hoch  entwickelt 
war').  JDie  antike  Wirtschaft  ist  ihrem  Ursprünge  nach  Oiken- 
Wirtschaft  y  auf  der  Selbständigkeit  der  EinselwirtacliAft,  nicht 
etwa  auf  den  Prekarien  einer  kommunistischen  Staatswirtsebaft 
berahend.  Schon  dafs  den  Ghriechen  das,  namentlich  in  AÜien 
sehr  ausgebildete,  testamentarische  Erbrecht  bekannt  war,  ist  ein 
Beweis  für  das  Dasein  eines  holien  Grades  privatrechtlicher 
Freiheit.  Direkte  Stenern  f::alten  den  Athenern  als  Freiheits- 
beschränkung, komnien  daher  nur  in  AusnahmefUllen  vor,  was 
wiederum  auf  das  Bewufstsein  privatrechtlicher  Selbständigkeit 
hindeutet.  Die  oft  so  druckenden  Leiturgien  haben  allerdings 
reichlichen  Ersatz  der  direkten  Steuern  geboten,  allein  doch  nur 
fUr  die  Minderzahl  der  Vermögenden.  Die  zahlreichen  Eigentums- 
beschränkungen  in  der  Blütezeit  Athens  sind  auBschlielalich 
polizeilicher  Natur,  denen  das  moderne  Verwaltnngsreeht  anders- 

Prozessf,  SItzungsbi  riclitf  der  Kais.  Akademie  der  Wissensch.  in  Wien, 
Pbilo8.-hi8t.  Klasse  CXLV,  1902,  S.  18  ff.,  in  eingehender  Darlegung 
entgegengetreten;  aber  auch  er  kommt  zu  dem  Resultat,  dafs  den 
Asebieprozessen  keineswegs  Intoleranz  oder  Fanatismus  zugrunde  lag, 
vielmehr  habe  es  sieh  nicht  so  sehr  um  ein  religi«>s<s  als  um  i'in  poli- 
tisches Delikt  gehandelt.  Bei  der  Mangelliaftigkeit  unserer  Kenntnis 
des  AsebiebegritVes  ist  es  gar  nicht  gewifs,  ob  es  sich  bei  ihr  immer 
um  Bestrafung  eiues  kriminellen  Dehkts  oder  häufig  nur  um  Akte  der 
Sittenpolizei  handelte.  Seit  Sokrates  ist  in  Athen  niemand  wegen 
philosophischer  Lehren  verfolgt  worden;  die  Anklage  gegen  Aristoteles 
war  nur  ein  politischer  Vorwand.  Vgl.  Beloch,  a.  a.  0.,  H,  1897, 
8.  488. 

')  Die  trotzdem  bestehend«  !»  Handelsbeschränkungen  tragen  mer- 
kantilistischen  Charakter,  haben  daher  auch  nichts  spfzifisch  Antike:». 

^)  Über  die  Bedeutung  des  griechischen  Privatrechtes  vgl.  Mitteis» 
a.  a.  O.  S.  61  ff. 
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geartete^  aber  ebenso  weitgehende  gegenUberstellea  kaim  Die 
Getamtheit  der  poliseilichen  FreiheitsbesehHUikaiigeii  war  aber 
Tid  geringer  als  in  der  Gegenwart,  wo  das  {öffentliche  nnd 
PriTatleben  gans  dnrebdmngen  ist  ron  einem  System  polizeilicher 
Gebote  und  Verbote'). 

Zudem  war  im  hellenischen  Staate  stets  der  Gedanke 
herrschend,  cKifs  dem  iiuin  iduiiiu  nur  kraft  Gesetzes  Leistungt'n 
auferlegt  werden  konnten,  wenn  aucli  ausnahmsweise  Spezial- 
verfügungeu  durch  i''////a//a  und  Ostrakismos  ^)  vorkamen.  Der 
Gedanke  jedoch,  den  die  moderne  Bechtsstaatstbeorie  ftir  sich  in 
Ansprach  nimmt,  dnfs  alle  dem  einzelnen  zugewandte  Regierungs- 
titigkeit  nur  kraft  Gesetzes  nnd  innerhalb  der  Schranken  des 
Gesetaes  sich  yollsieben  solle,  war  in  Griechenland ,  Athen  allen 
voran,  in  voller  SJarheit  lebendig.  Im  Begriff  des  Gesetzes  liegt 
aber  die  Vorstellung  der  Besehrllnkuug  verbo  rgen.  Montesquieu 
bat  seine  berühmte  Definition  der  Freiheit^)  gewifs  aus  der  Be- 
trachtung des  antiken  Staates  geschöpft. 

•Sollte  nun  in  der  Tat  kein  Unterschied  zwischen  antikem 
und  modernem  Staate  in  der  Auffassung  ihrer  Stellung  zum 
ladividuum  vorhanden  sein?  Die  Antwort  lautet:  Doch,  trotzdem 
ans  den  Institutionen  ein  solcher  Gegensatz  nicht  deduziert  werden 
kann,  tritt  er  dennoch  in  bedeutsamer  Weise  hervor. 

')  Das  griechische  Eig»'ntuin  steht  dem  grrmMnisohcn  iiäher  als 
dem  römischen  (vgl.  Mitteis,  S.  70).  Die  geriiig«'re  Schätzung  des 
priechischen  Rechtes  ist  wolil  liauptsächlich  darauf  zurückzuführen, 
dalV  mau  es  immer  mit  dem  römischen  verglich.  Schon  seine  lokale 
ZerBpIittemng  aber  läfst  die  Parallele  mit  dem  mittelalterlichen  deutschen 
Becht  zulässiger  erscheinen.  Trotz  aller  sonstigen  Unterschiede  sind 
bdde  Rechte  von  der  formalen  VoUendnng  des  römischen  Rechts  gleich 
«atloot  80  wenig  aber  deshalb  heute  dem  einheimischen  deutschen 
Recht  ein  Kundiger  den  ausgeprftgten  Charakter  einer  eigenartigen, 
lelbständigen  Rechtsordnung  absprechen  wird,  so  wenig  darf  man  das 
griechische  Recht  als  unentwickeltes  Recht  bezeichnen. 

*)  Vgl.  darüber  namentlich  Freese,  Die  Freiheit  ih  <  einzelnen 
in  der  attischen  Demokratie,  i>tralsunder  Gymnasialprogramm,  lööd, 
8.  8  ff. 

^)  Eher  ein  Zeichen  der  Schwache  als  der  Stiirkc  des  athenischen 
Staates.  Vgl.  L.  Felix,  (bedanken  über  den  antiken  Staat.  Heilage 
m  Allg.  Zeitung,  1896,  Nr.  117,  S.  1. 

*)  „Dans  um  £tat,  c*est  k  dire  daas  une  sociit^  o&  il  7  a  des  lois, 
la  UbertA  ne  peut  coasister  qu'&  pouvoir  faire  ce  que  Ton  doit  youloir, 
et  4  n*ltre  point  eontraint  de  faire  ce  que  Ton  ne  doit  pas  vouloir." 
XI,  8. 


Digitized  by  Google 


300        Zweites  Buch.  Allgemeine  SosiaUehra  des  Staates. 

Dem  Individuum  war  im  antiken  Staate,  wie  im  modernen, 
eine  Sphäre  freier,  vom  Staate  unabhängiger  Betätigung  gegeben, 
aber  cum  Bewufsteein  des  rechtliehen  Charakters 
dieser  staatsfreien  Sphäre  ist  es  im  Altertum  nkht  gekommen. 
Das  Bewufstsein  Ton  dieser  individuellen  Freiheit  als  eines 
rechtlichen  Institutes  ist  bedingt  durch  das  Bewnfstsein  von 
einem  Gegensatz  des  Individuums  zum  Staate.  Das  aber  hat  dem 
hellenischen  Denken  notwendig  gemangelt,  und  als  der  Indivi- 
dnalismus  der  sj>ät('ren  Zeit  das  Gtiftlhl  dieses  Gegensatzes  hatte 
erwecken  kennen,  da  war  die  Selbständigkeit  der  griechischen 
Staaten  dahin.  Die  Behauptung  individueller  Freiheitsrechte  hat 
einen  doppelten  Gegensats  aur  Voraussetaung,  den  der  Kirche 
sum  Staate  und  den  des  Monarchen  cum  Volke.  Erst  tatB  den 
konfessionellen  Kämpfen  der  neueren  Zeit  und  ans  dem  Bingen 
■wischen  absoluter  Fttrstenmaeht  und  Tolksreeht  ist,  wie  später 
noch  eingehender  so  erifrtem,  die  Vorstellung  des  ursprünglich 
berechtigten,  daher  auch  dem  Staate  gegenüber  mit  einer  unan- 
tastbaren Freiheit^-sphäre  ausgerüsteten  Individuums  entsprungen. 
Keiner  von  diesen  GegensUtzen  ist  in  Hellas  vorhanden.  Weder 
wollte  der  einzelne  Freiheit  vom  religiösen  Zwange  —  etwas 
Ähnliches  wie  Glaubenswechsel  ist  dem  Zeitalter  poljtheistiseher 
Natnrreligion  gänslich  fremd  — ,  noch  stand  das  Volk  im  Gegen- 
sätze sum  Herrscher,  da  es  ja  selbst  dieser  Herrscher  war. 

Allein  das  Nichtwissen  um  die  individuelle  Berechtigung 
erstreckt  sich  nur  auf  diese  Freiheitssphäre.  Hingegen  ist  das 
Bewutstsein  lebendig,  dafs  der  Staat  im  Interesse  des  einzelnen 
Aufgaben  erfülle,  die  dieser  als  sein  Recht  zu  fordern  habe. 
Nicht  nur  unbeweisbar  ist  der  Satz,  den  zuletzt  noch  Gierke 
im  Aubchlufs  an  Stahl  uud  Hilde nbrand  ausgesprochen  hat, 
dafs  es  kein  selbständiges  Privatrecht  in  Hellas  gab^),  es  ist 
gerade  das  Gegenteil  davon  wahr.  Wieder  sind  es  Plato  und 
Aristoteles,  die  mit  der  griechischen  Wirklichkeit  identifisiert 
werden ;  weil  namentlich  der  orstere  vom  Privatrecht  nichts  weils, 
habe  es  auch  keins  gegeben ').    Aber  Haben  und  Begreifen  sind 

<)  „Ein  selbständiges  Privatreeht  gab  es  nicht;  auch  die  Privat- 
rech ts Verhältnisse  erschienen  den  Griechen  als  unmittelbarer  Ausflnis 
des^  staatlichen  Verbandes.**  Genossenschaflsrecht,  HI,  8.  11. 

*)  Auch  die  Behauptung  von  Bcrnatxik,  R^uUik  und  Monarchie» 

1892,  S.  14,  dafs  das  Individuum  in  Griechenland  dem  Staate  gerade  so 
gegenübergestanden  habe  wie  der  Sl^lave  seinem  Herrn,  basiert  ans- 
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iveierlei;  je  weiter  unsere  Kenntnia  dea  griechischen  Privat^ 
rechta  dringt,  deato  mehr  finden  wir,  dafa  der  Bechtaaehats  im 
Fri¥«tiatereaae  ausgebildet  war*).  Nicht  minder  waren  die  poli- 
tiaehen  Rechte  ala  indiridnelle  Rechte  anerkannt  und  ansgebildet. 

Die  rechtliche  Qualifikation  der  Person  als  Bürgers,  das  Bürgerrecht, 
i«t  Gegenstand  genauester  Festsetzung  gewesen ,  nicht  nur  durch 
iiiuerhtaatliche  Gesetze,  sondern  auch  dureli  .Staatsverträge.  Uie 
FonncD  der  hellenischen  Staatenverbindungen :  die  Isopoliti«'  und 
Sjmpolitiey  waren  wesentlich  auf  die  Ausgestaltung  dea  Bttrger- 
rechtea  in  dieaen  Verbänden  aufgebaut').  Ebenao  waren  die 
Fanktlonen  dieaea  Bttrgerreehtea :  Anapmch  auf  Leiatnngen  der 
Gerichte  und  Teilnahme  am  Staataleben,  in  ihrer  recJiUichen 
QualitMt  klar  erkannt  und  anerkannt.  Ja,  nicht  nur  dem  Voll- 
bUrger,  aoeh  dem  Sehntaverwandten  atand  ein  feat  zngemeaaener 

scblieralich  auf  Aristoteles,  nicht  auf  den  realen  rechtlichen  Inatitu- 
tionen  der  Hellenen. 

>)  Das  hat  schon  Freeae,  a.  a.  O.  8. 5ff.,  eneigiach  henrorgehoben. 
Die  Gründe  dea  Mangels  einer  attischen  Rechtswissenschaft  sind  mannig- 
fUtig;  nicht  anm  geringaten  mag  die  Charakteranlage  des  athenischen 
Volkf«  mitgewirkt  haben;  vgl.  Wuchsmuth,  Hellenische  Altertuins- 
konde,  il,  2.  Aufl.  184(5,  S.  160  ff.  Wer  wird  aber  heute  im  Zeitalter 
breitester  historischer  Kcchtsforschung  dem  hochmütigen  Ausspruch 
Cicero»,  De  orat.,  I,  44,  beitreten:  Incredibilc  est  enim,  quam  sit  omne 
ius  livilo  praetor  hoc  nostrum,  inconditum  at(|n(>  ridicnliini  ?  Diosen 
Standpunkt  liaben  allerdings  lange  die  Homanist»'n  gcgt  niiber  dender- 
manisiten  festgehalten ,  konnten  sie  doch  den  F.  hl^chlufs  von  dem 
Mangel  einer  liechtswissenschaft  auf  den  Mangel  eines  Hechtes  auf 
das  dentaehe  Bedit  dea  Hittelalteia  in  ähnlicher  Weise  anwenden,  wie 
die  herrschende  Lehre  aus  dem  Fehlen  einer  platonischen  und  aristote- 
fisehen  Jnnspmdens  auf  das  Nichtvorhandensein  der  selbständigen 
individnellen  Persönlichkeit  in  Hellae  schliefst.  Ans  neuerer  Zeit  lehrt 
ans  die  Gtoschiehte  der  englischen  Jurisprudenz,  wie  wenig  man  aus 
der  Literatur  eines  Volkes  sichere  Schlüsse  auf  des.-^en  Recht  ziehen 
kann.  Von  der  im  lä.  Jahrhundert  sich  ausbildenden  parlamentarisclien 
R«'giening  weifs  die  gleichzeitige  englisch»'  Rechtswissenschaft  nichts; 
«l.'i.'^  l)H-;oin  eines  Kabinetts  wird  Vf»ji  Hlackstone  mit  keiner  Silbe  er- 
wähnt. Aueh  später  verdanken  wir  kontinentalen  St  liritt<tellt  rn  be-^ere 
und  gründlichere  Darstellungen  des  ötVentlichen  Kechtes  Knglands  als 
Ueu  Engländern  selbst,  der  sicherste  Beweis  dafür,  dafs  dieses  Volk 
nicht  imstande  ist,  auch  geistig  zu  beherrschen,  was  es  geschichtlich 
geschaffen  hat. 

*)ygL  SchSmann,  Griechische  AltertOmer,  8.  Aufl.,  I,  1871, 
8.  875 IE;  Bnaolt,  a.  a.  O.  S.200ff.{  Saanto,  Das  griechische  Burger- 
leeht,  1892,  S.  67  ff.»  104  ff. 
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Anteil  von  Rechten  zu^  nicht  etwa  nur  eine  prekäre  Daldaag. 
Durch  die  eigentttmlichen  Institute  der  Piozenie  und  Eueigesie 
wurde  Bttrgera  ft«mder  Staaten  eine  ganse  Reihe  rechtlicher 
Ftthigkeiten  und  Privilegien  beigelegt  (Zutritt  zum  Bat  und  sor 
VolksTersammlnng,  Recht  cum  Erwerbe  Ton  Häusern  und  Grund- 
besitz. Sicherheit  gegen  Beschlagnahme  der  Person  und  des 
Kifj^cntunis ,  zuweilen  auch  HefVeiung  von  Abgaben  bei  KäufVu 
und  Nciklluten,  unbehinderte  Ein-  und  Ausfuhr,  endlich  ein 
Ehrenplatz  im  Theater)  Auch  wurde  den  Behörden  zur 
Pflicht  gemacht,  sich  des  Proxenos  anzunehmen^  wenn  er  etw&g 
bedürfen  sollte').  Enktesis,  Gerichtsiuständigkeit  und  Epidamie 
waren  Formen  der  Verleihung  privatrechtlicher  Fähigkeiten  aa 
Fremde,  die  ab  Teile  der  den  Volllittigem  sukommenden  Be- 
fugnisse sngleich  bewiesen,  wie  scharf  man  awiseben  blofiMr 
Privatrechtsfähigkeit  und  den  politischen  Rechten  zu  scheideo 
verstand 

GemKfs  der  gesetzlichen  Grundlage  aller  Leistungen  an  den 
Staat  waren  willkfnliehe  Schätzungen  ausgeschlossen,  ganz  wie 
im  Staate  der  Gegenwart.  Von  diesen  Leistungen  war  die  am 
weitesten  gehende  die  vom  18.  bis  60.  Jahre  währende  Wehi^ 
pflicht,  die  der  Theorie  vom  Aufgehen  des  einzelnen  im  Statte 
als  eines  der  bedeutendsten  Aignmente  erscheinti  heute  aber,  wo 
die  Landsturmpflicht  bis  lum  vollendeten  45.  Jahre  dauert,  niekt 
mehr  als  ttbermäfsige  Belastung  behauptet  werden  kann,  suasl 
die  Verpflichtung  zum  Felddienste  nur  auf  den  Kinasen  vom 
20.  bis  50,  Jahre  ruhte*). 

(Jeschützt  waren  diese  Rechte  durch  eine  wohlausgebildote 
GerichtNharkeit,  die,  ganz  wie  die  moderne,  nur  auf  Antrag  der 
lutereshenteu  tätig  werden  konnte ,  daher  im  Kichterspruch  nicht 
nur  eine  öffentliche  Pflicht  erfüllte,  sondern  auch  einem  sub- 
jektiven Rechtsansprüche  des  einzelnen  genügte.  Selbst  Analogien 
der  modernen  verwaltungsrechtlichen  Parteistreitigkeiten  kennt 
das  athenische  Finanzrecht*).   Wenn  sich  jemand,  der  fttr  eine 


>)  Busolt,  a.  a.  O.  S.  58,  M. 
•)  Busolt,  S.  54. 

*)  Über  die  juristisch  sehr  interessanten  Verhältnisse  8s ante, 
S.  27  f. 

*)  B  u  s  o  1 1 ,  S.  .S^S. 

^)  Wie  lebhaft  das  Gefähl  des  selbständigen  individuellen  Ver- 
mögenssubjektes auflgebildet  war,  geht  daraus  hervor,  dafs  indirekte 
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Leitnigie  designiert  war,  ttber  Pflicht  und  VermOgeii  belastet 
glaubte,  so  konnte  er  dagegen  In  der  Weise  reklamieren,  dafs 
er  einen  anderen  beieielinete ,  dem  die  Leistung  mit  gröÜMrem 
Beekte  snkltme*). 

Angesichts  dieser  Tatsachen  möge  die  namentlich  auK  dem 
dorischen  Idealtypus  und  Plato  zusammengestUmperte  Constant- 

5  t  a  h  1  -  M  o  h  1  sehe  Lehre  von  der  Nichtanerkennung  der  indivi- 
duellen Persönlichkeit  in  iieilas  endlich  aus  der  Literatur  ver- 
schwinden. Der  Grieche  war  Kechtssnbjekt  nicht  nur  um  des 
Staates,  sondern  auch  am  seinetwillen.  Die  Allmacht  des  Staates 
ging,  namentlich  in  Athen,  nie  so  weit,  dala  dem  Bttiger  nicht 
eine  nmfiuigreiche  faktische  Sphlre  freier  BetKtignng  geblieben 
wire.  Formal  jnnstiseh  war  sie  ttbrigens  der  heutigen  Freiheit 
völlig  gleichwertig,  da  diese  anch  nur  als  Freiheit  vom  Bechts- 
gebot  definiert  werden  kann.  Auch  die  Beschränkung  des  mo- 
dernen Staates  hinsichtlich  der  individuellen  Freiheit  ist  juristisch 
.Selbstbeschränkung,  die  in  verschiedeneu  Staaten  verschiedene 
Ausdehnung  hat.  Absolute  juristische  Schranken  für  den  Staat 
in  seinem  VerhIÜtnis  zum  Individuum  gibt  es  nicht  und  sind, 
wie  die  Erfahrung  gelehrt  hat,  auch  nicht  in  grundgesetiliehen 
£iBschribikungen  vorhanden,  denen  man  au  Zeiten  Constants 
noch  einen  ttbermilsigen  Wert  anschrieb.  Der  Unterschied 
jwisehen  der  Stellnng  des  antiken  und  modernen  Individuums 
sum  Staate  liegt  also  seiner  juristischen  Seite  nach  nur  darin, 
dati  die  Freiheit  des  letsteren  innerhalb  der  G^setse  vom  Staate 
ausdrücklich  anerkannt  ist,  während  sie  beim  ersteren  so  selbst- 
verständlich war,  dafs  sie  niemals  einen  gesetzgeberischen  Aus- 
druck fand. 

Schließlich  sei  noch  hervorgehoben,  dafs  die  angebliche 
Vorstellung  von  der  UnselbstUndigkeit  des  Individuums  gegenüber 
dem  Staate  in  den  hellenischen  Institutionen  so  wenig  ausgeprlgt 
ist,  dab  vielmehr  der  Staat  selbst  nur  als  eine  htfhere  Einheit 
der  Individuen  erschien,  die  in  dieser  Einheit  aber  als  Vielheit 
ibrtezistierten.  Das  ist  vor  allem  in  den  Namen  der  einzelnen 
hellenischen  Staaten  zum  Ausdruck  gekommen,  die  stets  durch 

Stenern  die  Regel  waren,  dhrekte  aber  als  Freiheitsbeschr&nkung  galten. 
VgUBeloch,  I,  8.  434. 

')  Über  diese  Prosesse  und  das  eigentfimliche  Institut  des  Ver- 
mogenstausches  Böckh,  Die  Staatshaushaltung  der  Athener,  I,  2.  Aufl., 

6  749£;  Busolt,  S.  299. 
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den  Piarai  des  BUrgeroHmens  bezeichnet  werden,  Athen  hei^^t 
ol  ^y^tflfoioi  nnd  Sparta  oi  yiax,edaifi6¥iOi,  Das  territoriale 
Element  dea  Staates  ist  in  seiner  Bedentnng  Ton  den  Alten  nicht 
erkannt  worden.  «Der  Begriff  des  Staates  haftet  blols  an  den 
Bürgern,  selbst  wenn  diese  ihre  Heimat  verlassen,  nicht  am 
Territorinm,  nnd  weil  daa  Bttrgerreeht  ein  gentilisisehes  ist, 
80  ist  der  Staat  an  das  BeHtehcu  der  Geschlechter  gebunden,  aber 
zunächst  nicht  an  das  Land,  das  sio  bewolmen ,  niclit  einmal  au 
die  heili^'-cn  Statten  iritionah'r  ( iötterverelirung."  Daher  setzen 
selbst  im  Exil  befindliche  Bürger  in  genügender  Zahl  das  vom 
Feinde  gestörte  Staatswesen  fort,  das  sofort  wieder  auflebt,  wenn 
Umwälzungen  zu  einer  Bestitntion  des  Staates  fuhren^). 

Will  man  den  grieehischen  Staat  kors  charakterisieren,  so 
kann  dies  nach  dem  Vorangehenden  auf  folgende  Weise  geschehen. 
Der  hellenische  Staat  ist  ein  in  sich  einheitlicher,  naahhängiger, 
auf  eigenen  Gesetsen  nnd  eigenen  Behörden  mheuder  Blliger- 
verband.  Dieser  Verband  ist  zugleich  staatlicher  nnd  religiöser 
Verband.  Als  oberstes  Prinzip  für  Verwaltung  und  Rechtspflege 
gilt  deren  (iesetzmüfsigkeit.  Infolgedessen  bat  der  liürger  einen 
festen,  anerkannten  Bechtskreis,  von  dem  die  Staatswissenschat't 
vorzugsweise  den  in  ihm  euthalteuen  Auteil  an  der  staatlichen 
Machtttbnng  ins  wissenschaftliche  Bewufstsein  erhoben  hat,  während 
der  Mangel  einer  selbständigen  Hechtswissenschaft  die  andsisn 
Elemente  nicht  snr  klaren  Erkenntnis  kommen  liels.  Vermage 
der  Einheit  von  staatlicher  nnd  religiöser  Organisation  wird  der 
Staatssweck  theoretisch  in  denkbar  nmfassendster  Weise  formolieit, 
so  dafs  die  ganze  Kulturpflege  in  ihm  einbegriffen  ist,  wson 
auih  in  der  AustÜhrtniir  dieser  Idee  der  antike  Staat  hinter  dem 
ihm  hierin  von  vielen  eut;;ef!:engesetzten  modernen  Staat  weit 
zurückbleibt.  Der  Ötaat ,  welcher  in  Wahrheit  alle  Seiten  des 
menschlichen  Gemeindaseins  in  seinen  Bereich  gezogen  hat,  ist 
der  mit  nnvergleichlich  gröfserer  realer  Macht  als  der  hellenische 
ausgestattete  Staat  der  Gegenwart. 

Der  bedeutsamste  Unterschied  zwischen  antikem  nnd  uk»- 
demem  Staat  liegt  in  der  Schtttsnng  der  menschlichen  Persönlich- 

Szanto,  S.  5.  Auch  Aristoteles  definiert  in  seiner  Untersuchoag 

über  (las  Wesen  des  Bürgers  die  Polls  als  eine  Menge  von  Bürgern: 


ri  ytto  n6i.is  nnlitwß  T*  nki,»6s  iotiv,  Pol.  1275a,  1.  VgL  auch 
Thukyd.  VII,  77. 

Sz  anto,  1.  c. 
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kett.  Zur  AnerkfinnnDg  des  Menschen  scUechtliin  als  Person  ist 
es  im  Altertain  nie  gekommen,  wenn  auch  die  Idee  des  Menschen 
Qttd  der  Menschheit  snerst  in  Hellas  ihre  philosophische  Ver^ 

tretnng  gefunden  hat,  und  wenn  auch  die  Sklaverei  in  Athen 
einen  viel   milderen  Charakter   an  sich  trug   als  in   Rom,  rhe 
stoische   Lehren   aucli  dort  sie  mHfsigten,    oder  als  die  Neger- 
Sklaverei  der  neueren  Zeit.    Auch  dem  Fremden  schlechthin  war 
nicht  Persönlichkeit  zuerkannt;  allerdings  ist  auch  hier  die  ur- 
tprttngUche  Bechtlosigkeit  des  Fremden  im  Fortschritte  der  Koltnr 
immer  mehr  eingesehrttnkt  worden.   In  dieser  MinderschXttnng 
der  menschlichen  Persönlichkeit  wird  man  aher  einen  entschiedenen 
G^gensats  anch  nnr  su  dem  Staate  der  Gegenwart  erkennen« 
Die  altgermanische  Rechtlosigkeit  des  Fremden  nnd  andere  frühen 
Kulturstufen  eigentümliche  Verhältnisse  der  germanischen  Völker, 
<üe  mannigfaltigen  AbhftngigkeitsverhUltnisse  d<*r  mittleren  und 
neueren  Zeit,  die  Nichtduldnng  Andersglttubiger  verbieten  es,  den 
antiken  8taat  auch  im  Punkte  der  Wertung  der  Persönlichkeit 
ohne  Einschränkung  tiefer  zu  stellen  als  die  spätere  Staatenwelt. 
Er8t  das  19.  Jahrhundert  hat  in  den  abendländischen  Staaten 
dem  Satie:  «Der  Mensch  ist  Person''  snm  allgemeinen  Siege 
verhelfen. 

3.  Der  rttmische  Staat. 

Was  Ton  dem  griechischen  Staate  gesagt  wnrde,  gilt  gmnd- 
litslich  anch  von  dem  rOmischen  ,  der  ja  anch  ans  einem  Stadt- 

itatt  hervorgewachsen  war  und  die  Spnren  seines  Ursprunges  bis 
in  die  späteste  Zeit  bewalirt  hat.    Aueli  der  nimische  »Staat  ist 
zugleicli   Kultgen»einschaft ,   d.is   ins   sacrornm   ein   Teil   des  ins 
publicum.    Der  Staat   ist   ferner   nach  der  Anschauung  seiner 
Mitglieder  identisch  mit  der  Bttrgerschalt,  er  ist  civitas,  d.  Ii.  <lie. 
^iS^igcoieinde,  oder  res  publica,  das  gemeine  Wesen,  die  Volks- 
gemeinde.  Im  Begriffe  des  fittigers  überwog  anch  in  Rom  das 
Moment  der  aktiven  Teilnahme  am  Staatsleben,  nm  so  mehr,  als 
Privatrechtsfllhigkeit  nnd  ins  snffragii  et  honomm  ganz  von- 
einender  getrennt  sein  konnten,  wie  der  mUndige  filins  familias 
ttnd  der  mit  commercium  begabte  Latiue  bewiesen.    Anch  der 
römische  Staat,   trotz  aller  Erinnerung  an  >«ein  Hervorgehen  ans 
verschiedenen  gentes,   erscheint  von  dem  Augenblicke  an.  da  er 
io  die  Geschichte  tritt^  als  vollendeter  Staat,  der  von  liause  aus 

alle  Kompetenzen  hat,  dem  sie  nicht  erst  durch  geschichtliche 
J«lliaek,  Dm  K«ohi  dM  modernen  Staute«.  I.  i.  Aufl.  20 
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und  ri'chtliclie  Vorgänge  irgend  welcher  Art  zuwachsen.  Dalier 
i»t  der  römische  Staat  von  Anfaug  an  eine  durchgängige  innere 
Einheit;  jede  Spaltung  des  Gemeinwesen»  in  mehrere  mit  gleich 
«rtprttiiglieher  Herrschaft  begabte  Teile  ist  und  bleibt  Tellig 
ausgesehloBsen.  Damm  ist  in  jeder  Epoche  der  Gedanke  lebendigi 
dals  bei  aller  YieUaeit  der  Oigane  doch  nur  in  einem  eiosigen 
die  MachtfÜlle  des  Staates,  das  Imperium,  die  roaiestas  Torhanden 
sei,  alle  anderen  aber  nur  abgeleitetes  Recht  besitzen.  Als  der 
Princeps  an  die  Spitze  des  Staates  tritt,  da  wird  seine  Macht- 
stellung vermittelt  durch  den  Gedanken,  dafs  ihm  durch  die  lex 
regia  des  Volkes  ursprüngliches  Recht  tibertragen  sei  und  er 
demnach  schliefslich  das  ganze  Volk  in  seiner  Person  repräsentiere. 
In  der  abendländischen  Welt  ist  Macht  und  Umfang  der  Staats* 
gewalt  sum  ersten  Male  im  rtfmisehen  Weltreiche  in  einer  Person 
derart  yerkttrpert  worden,  dals  alle  Konwntriemng  der  Pttrsten- 
gewalt  in  späterer  Zeit  von  dem  rtfmisehen  Urbilde  beeinflnlst 
worden  ist.  Wo  Immer  in  der  späteren  Zeit  Staaten  festgefügt 
wurden,  hat  <lie  niemals  ersterbende  römische  Idee  des  Imperiums 
an  der  Vollendung  des  Baues  mitgewirkt.  Römische  Vorstellungen 
sind  durch  die  Glossatoren  und  Legisten  schon  im  sj)äteren 
Mittelalter  wirkende  politische  Mächte  geworden,  und  die  Re- 
naissance hat  den  römischen  Stnatsgedanken  zum  Vorbild  fUr  den 
modernen  erhoben.  Nicht  in  der  Form  des  hellenischen,  sondern 
in  der  des  rifmisehen  Staates  hat  der  antike  Staat  unmittelbar 
politisch  auf  die  moderne  Staatenwelt  gewirkt. 

Ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  dem  griechischen  und 
Hämischen  Kniturkreis  lag  aber  in  der  Stellung  des  Hausvaters 
zu  seiner  Familie.  Die  römisclir  Familie  beruhte  auf  dem  Ge- 
danken strengster  herrschattlicluM-  nr;i;ini>ation.  Der  paterfamilia> 
hatte  lebenslUngliche  j>olitisclje  (lewalt  über  die  Seinen,  wjihrend 
die  griechische  Familiengewalt  gesetzlich  geregelt,  im  Interesse 
der  Gewaltunterworfenen  eingeschränkt  war  und  bei  den  S/5hneu 
mit  dem  Zeitpunkte  der  MOndigkeit  ihr  £nde  erreichte  Damit 
aber  ist  die  Stellung  des  römischen  Hansvaters  sur  Staatsgewalt 
▼ou  vornherein  eine  gans  andere  als  die  des  Griechen.  Der 
Römer  hat  selbständige,  vom  Staate  nicht  abgeleitete  und  nicht 
einmal  von  ihm  kontrollierte  Herrschergewalt,  die  einer  Staats- 
gewalt gleicht.    Von  einer  kleineu  Monarchie  unterschied  sich,  an 

»)  Busolt.  S.  Ii*  A\ 
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unseren  Begriffen  gemessen,  die  römische  Familie  nur  dadiirih, 
dafs  sie  kein  Gebiet  hatte,  sondern  reiner  Personenvrrband  war. 
Mit  solcher  Stellnog  des  Hausvaters  aber  ist  die  AneikenuuDg 
einer  selbstKodigeoi  vom  Staatsgebot  freien  individuellen  Per- 
flönliebkeity  wenigstens  fllr  den  homo  sni  inris,  bereits  in  den  an- 
ftoglieben  stiatUcben  Institutionen  begründet.   Hatte  sieb  doeh 
der  Staat  naeb  der  Erinnerung  des  Volkes  ans  einem  Bnnde  der 
SU  gentes  znsammengefafsten  Familien  entwickelt,  ho  dafs  die 
Familie  —  cjuasi   seminarinm   rei   piiblicae ,  wie  sie  Cicero*) 
nennt  —  als  in  der  Staatsverbiiidung  tortdaiicriHle,  ursprünglichste 
politische   Organisation    erscheint.    So   ist  denn   die  Scheidnng 
einer   öffentlichen   und   einer  privaten   flacht  und  der  darauf 
bssierte  Gegensatz  von  öffentlichem  und  Privatrecbt  bereits  in  dem 
gescbichtlieben  Auflian  des  rttmiseben  Staates  begründet.  Der 
Börner  ist  auch  dem  Staate  gegenüber  Person.   Es  ist  für  den 
fümiseben  Geist  beieicbnend,  dab  Scheidung  sowohl  als  Zu- 
sammenhang des  Öffentlichen  nnd  Privatreebtes  mit  dem  Angen- 
blick    ins  Bewufstsein   tritt,   von  dem  an  überhaupt  von  einer 
römisciien  Wissensciiaft  die  Rede  sein  kann.    So  wenip  lufst  der 
Römer  das  Individuum  im  Staate  aufgellen  ,  dafs  ihm  um};t*kelirt 
die  ganze  Staatsordnung  als  in  den  Dienst  des  Individuums  ge- 
stellt  erscheint.     Ganz  wie  beinahe  swei  Jahrtausende  später 
Locke  läfst  Cicero  die  Eigentnmsordnung  als  den  wichtigsten 
Gegenstand  des  gesamten  politischen  Lebens  erscheinen*).  Auch 
aa  dem  Streben  naeb  Weltberrsebaft  bat  der  auf  Privatvorteil 
bedachte  individuelle  Ejgoismus  einen  grofsen  Anteil  gehabt.  Die 
Unterordnung  des  Individuums  unter  das  Ganze  ist  ibm  reichlich 
gelohnt  wurden. 

Das  klare  rechtliolie  Hewufstsi'in  einer  ))oiitisiheu 
FreiheitsspliHre  hat  den  Rrunern  nie  den  (^riccIuMi,  und  zwar  aus 
gleichen  Gründen,  gemangelt,  obwohl  sich  deutlirhe  Spuren  der 
Vorstellung  nachweisen  lassen,  dafs  selbst  die  Macht  des  Gesetz- 
gebers gegenüber  dem  Individuum  Schranken  habe^). 

1)  De  off.  I,  17,  54. 

«)  Vgl.  oh.Mi  S.  10-2,  Note  X 

•)  "Vgl.  dl*'  b»'i  Jherinp,  Geist  dos  römischen  Recht-^,  2.  AuH., 
IP.  S.  5<;f.,  N.  44  n.  45  zitierten  Stolb-n  d.M  Cicero.  Di*'  >toi'*<  h- 
ciceroiiianischo  Lehrt»  vom  iiH  uaturac,  dif  sp  ift-r  von  der  Jnris|Mii<lciiz 
weiter  entwickelt  wurd«-.  triiirt  biMt  its  Koiino  der  Fordt  riiii;,^  einer  K»  - 
scbräukuug  der  gesetzgebenden  Gewalt  des  Staates  in  sicli,  die  mit  den 

20* 
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Der  (iedanke  aber,  nur  dem  Gesetze  und  damit  beschränkter 
Herrschaft  Untertan  zu  sein,  war  wie  in  Hellas,  so  auch  in  fiom 
lebendig.  Hingegen  ist  die  Qualität  des  Bttigers  als  des  Trlgen 
▼on  Ansprüchen  anf  Staatsleistnngen  und  auf  Teilnahme  am 
Staate  yon  dem  scharf  unterscheidenden  Jnristischen  Verstaade 
der  ROmer  in  voller  Klarheit  erfalst  worden.  Die  rechtliebs 
Natur  der  Zivität  ist  in  Rom  so  reich  als  möglich  entwickelt; 
ihre  verschiedenen  Abstut'un^;en  beweisen,  wie  *r»'iiaii  man  sich 
der  Fülle  des  in  ihr  enthaltenen  individuellen  Rechtskreises  be- 
wafst  war.  »Selbst  der  moderne  Begritl'  des  PassivbUrger«^ ,  «ies 
civis  <;ine  suffragio,  ist  der  Bepublik  nicht  fremd  gebliebeu'j^ 
und  damit  ist  der  Typus  des  antiken  Bttigers,  dessen  wesent- 
liches Merkmal  aktive  Teilnahme  am  Staate  ist,  durchbrochen. 
Die  beiden  Seiten  des  Freiheitsbegriffes  sind  den  Römern  wohl- 
bekannt. In  den  Digesten  ist  uns  sogar  nur  die  Definition  der 
bürgerlichen,  nicht  der  politischen  Freiheit  aufbewahrt').  Der 
Staat  tritt  allerdings  dem  Bürger  nicht  als  gleichwertijies  Rechts- 
subjekt gejrenüber,  eine  actio  gegen  den  populus  wird  dem 
Bürger  nicht  gegeben^):  darin  aber  stehen  viele  moderne 
Kechtsordnungeu,  allen  voran  die  anglo-amerikanische ,  der  rö* 
mischen  gleich. 

Die  dem  Staate  gegenüber  selbständige  Einzelpersönlichkeit 
ist  auch  in  Rom  in  vollem  Umfange  nur  im  Bttrger  vorhanden. 
Dem  Menschen  schlechthin  wird  Persönlichkeit  auch  dann  nicht 
zuerkannt,  als  das  Christentum  ausschlieÜBliche  Staatsreligion  ge- 
worden war.  Das  antike  christliche  Rom  hat  die  Basis  des  alten 
Staatswesens  keineswegs  aufgegeben.  Von  ihm  gilt  daher  das- 
selbe wie  von  dem  heidnischen  Horn.  Trotzdem  die  Kirche  ihre 
Selbständi^^keit  fordert,  bh'ibt  auch  in  der  christlichen  Zeit  der 
antike  Ötaat  Kuitgemeinschalt.    Bei  der  Ausschlielslichkeit  des 

iiiudt-rnru  n  iturrechtlichen  Anschauungen  dieser  Art  in  nachweisbarem 
Zusuuuiicnliaug  gteheu. 

Mommsen,  Abrifs  des  römischen  Staatsrechts,  1893,  S.  54 f- 

*)  Floren tinus  1.  4  pr.  D.  de  statu  hom.  1,  5.  Libertas  est  ns- 
turalis  fiicnltas  eins,  quod  cuique  facere  libet,  nisi  si  quid  vi,  ant  iure 
prohibetar.  Über  den  individualistischen  Freiheitsbegriff  der  Börner 
vgl.  Jhcring,  Geist  des  römischen  Rechts,  II*,  S.  128  ff. 

')  Wohl  aber  gibt  es  ein  Verwaltungsverüfthren,  wenn  Individuum 
und  populus  einander  ge^'^otiuhi  rstohon ,  wie  denn  anch  anderseits  der 
populus  durch  «'ino  ihn  vcrtreteude  Per^^on  gepfn  den  Privaten  klagen 
konnte.    Vgl.  Kar  Iowa,  Komische  Rechtsgedchichte,  I,  1885,  S.  172  ff. 
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Christentama  aber  im  Gegensatz  au  den  mannigfaltigen,  bis  dahin 
neben  der  Staatsreligion  angelassenen  heidnischen  Kulten  des 
Weltreiches  bildet  sich  der  nene  Gegensats  Ton  Glftnbigen, 
Ketzern  nnd  UnglMubigen,  von  denen  nnr  die  enteren  volle 
Ezifiteoaberecbtigong  haben.  Wenn  Prinsipat  nnd  Kaisertum  die 
?5ffentlichen  Rechte  der  Person  auf  ein  Minimum  reduziert  hatten, 
!»o  dafs  das  Wesen  des  Bürgers  schliefslich  beinahe  nur  in  der 
PrivHtrechtsfUhigkeit  ruhte,  so  wird  nun  die  bis  dahin  in  reli- 
giösen Dingen,  soweit  nicht  staatliche  Interessen  direkt  in  Frage 
kommen,  faktisch  bestehende  Freiheit^)  völlig  vernichtet.  Der 
römische  Staat  seit  Konstantin  nnd  das  byzantinische  Beioh 
sind  die  Bildungen,  auf  welche  einsig  und  allein  der  Satz  paCst, 
dafs  das  Individuum  als  selbstllndige  Existenz  dem  Staate  un- 
bekannt sei.  Niemals  hat  es  in  der  Geschichte  der  abendlandischen 
Volker  eine  Epoche  gegeben,  in  welcher  das  Individuum  mehr 
zerdrückt  worden  würe  als  in  dieser,  zumal  ihm  keine  geschicht- 
liche Möglichkeit  gegeben  war,  wie  dem  Menschen  der  spateren 
ab^olutistischen  Bildungen,  diesen  Druck  von  sieh  abzuwälzen. 
Nur  von  einer ,  überdies  kümmerlich  geschützten  Privatrechts- 
spkäre  umgeben,  genofs  der  einzelne  weder  Macht  noch  Freiheit 
vcm  der  Macht.  Tiefes  Dunkel,  das  erst  jetst  zu  weichen  beginnt, 
hat  sich  namentlieh  über  die  spätere  Zeit  Ostroms  gebreitet,  in 
welcher  der  Staatsabsolutismus  seine  höchsten  Triumphe  feierte. 

4.  Der  mittelalterliche  Staat. 

I>er  antike  Staat  ist  eine  durchgängige,  keine  innere  Spal- 
tang  duldende  Einheit.  Der  Gedanke  des  einheitlichen  Wesens 
des  Staates  durchdringt  die  ganze  politische  Entwicklung  und 
Wissenschaft  des  Altertums.    Eine  Zerreifsnng  des  Staates  in 

Herrschende  und  Beherrschte,  die  sich  nach  Art  kUmpfender  und 
Frieden  schliefsender  Parteien  gegenüberstehen,  ibt  ihm  immer 
fremd  geblieben. 

In  diesem  Punkte  liegt  nun  der  bedeutsamste  Gegensatz  zu 
der  Staatsentwicklung  des  >f ittelalter s,  namentlich  bei  den  ger- 
manischen Völkern.   Was  Hellas  nnd  Bom  ursprünglich  gegeben 


^)  l>ie  Indifferenz  der  ROmer  in  religiösen  Dingen,  die  Freiheit, 
die  sie  fremden  Kulten  derart  gewährten,  dab  das  Heidentum  in 
«Tbeokrasie*'  endete,  sind  allbekannt;  ebenso,  dafs  die  Juden-  und 
Christenverfolgungen  nicht  religiöser,  sondern  politischer  Natur  waren. 
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war,  maHste  von  den  neueren  Völkern  in  hartem  nnd  schwerem 
Kampfe  erst  errangen  werden. 

Die  mittelalterliche  Geschichte  beginnt  mit  höchst  mdimentlreo 
Staatsbildnngen ,  die  sich  erst  nach  und  nach  su  dem  steigern, 
was  uns  hente  als  Staat  im  Tolleti  Sinne  erscheint.  Und  iwar 
ist  es  die  antike  Idee  der  Staatsei niieit,  wclclu'  in  dii'sem  Siaaten- 
bildun^^sprozesse  nachwirkt;  das  nie  vcrrres.'jono  Vorhild  <le> 
römisciien  Keiches  mit  seiner  festen  Organisation  und  Zentralisation, 
mit  seiner  Konzentrierung  der  Staatsgewalt  beeinflufst  nachweisbar 
die  Entstehung  und  Durchbildung  der  grofsen  Reiche  der  mittel- 
alterlichen Welt'),  von  denen  die  meisten  sich  nur  knrse  Zeit 
behaupten  kOnnen,  um  sodann  entweder  in  Teile  su  zerfalleD 
oder  gttnzlich  sn  verschwinden.  Ausnahmsweise  haben  aorh 
morgenlSndische  Ideen  auf  die  Bildung  christlicher  Staaten  gv- 
wirkt,  namentlicli  auf  di«'  des  Xormannenreiches  in  Sizilien  in 
der  Form,  die  ihm  Kaiser  Friedricli  IT.  gegelien  hatte,  das  rint-r 
Mischung  von  sarazeniscliem  und  spKtnimischem  Staate  ^\W\u 
d.  h.  einer  durch  eine  despotische  Beamtenscbaft  zusammen* 
gefafsten  willenlosen  Horde  steuerpflichtiger,  in  ihrem  Privatlebeo 
fühlbar  kontrollierter  Untertanen  *),  Aber  auch  dieser  erste  Ve^ 
such,  einen  einheitlichen  Staat  mit  starkem,  unwiderstehlichem 
Imperium  zu  schaffen,  verschwindet  bald  spurlos. 

Die  Unfertigkeit  des  Staates  der  germanischen  Welt  am 
Beginne  ihrer  politischen  Geschichte  zeigt  sich  vor  allem  dario, 
dafs  ein  wichti<res  Element  des  vollendeten  Staates  sich  erst  nach 
nnd  nach  in  ihm  lierausbildet.  Der  germanische  Staat  ist  ur- 
>jirUn^lich  v<ilkerschattliclier  Verband,  dem  die  stetige  Beziehung 
ZU  einem  festen  Territorium  mangelt^).  Die  dauernde  Ver- 
knüpfung des  Gebietes  mit  der  Völkerschaft  hat  sich  erst  io 
historischer  Zeit  allmilhlieh  vollsogen.    In  der  Art  und  Weise 

')  Über  den  Eindruck  ,  den  der  Anblick  des  Rümerreichs  anf  die 
«'indrinyr«'nd<'n  Germanen  machte,  v^l.  Hrycf,  The  Holy  Konian  Em- 
pire, 11  ed..  L(»ndon  1SI»2,  p.  16  tt'.  Welche  Stellung  man  auch  zu  der 
Frage  nach  der  Einwirkung  römischer  In.<<titutionen  auf  die  Bildung 
des  Frankenreiches  einnehmen  möge  (vgl.  Brunner,  Deutsche  Recht!« 
geschiehte,  11,  1892,  S.  2  ff.),  so  wird  man  f&r  die  /lentralisatioB  der 
frftnklschen  Verwaltung  das  Vorbild  Roms  schwerlich  leugnen  ktanen. 
Vgl.  auch  Lamprecht,  Deutsche  Geschichte,  I,  1891,  S.  299 ff. 

*)  J.  Burckhardt,  a.  a.  O.  S.  3  f.;  Winkelmann,  Gesch.  Kaiser 
Friedrichs  d.  Zweiten,  1,  1863,  S.  127. 

*)  Schröder,  Rechtsgeschichte,  S.  15  ff. 
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dieser  Verknüpfung  ist  aber  da»  Geschick  des  modernen  Staate« 
im  voraus  bestimmt  worden.  Während  der  antike  Staat  bis  an 
sein  finde  die  Polis  sam  Mittelpunkt  hatte,  das  Territorinm  selbst 
des  rOmtsehen  Weltreiches  nnr  als  von  der  Stadt  abhängiges  Gebiet 
betrachtet  wird,  fehlt  den  gernianischep  Staaten  dieser  Mittel* 
pnnkt,  ja  der  Mittelpunkt  Überhaupt.  /Der  germanische  Staat  ist 
von  Haus  aus  Landstaat,  der  ein  persönliches,  aber  kein  ding- 
liches Zentrum  hat;  der  Sitz  des  Fürsten  ist  etwas  Zuftilligres, 
von  der  staatlichen  Organisation  gänzlich  ünabhHngiges  *  Damit 
ist  aber  von  vornherein  ein  Mangel  an  Zentralisation  gegeben. 
Straffe  Oiganisation  eines  anf  eine  weite  Fläche  ohne  bedentende 
Zentren  verteilten  Volkes  stolst  namentlich  in  einer  Zeit  un- 
entwickelten Kommnnikationswesens  und  ttberwiegender  Natnral- 
wirtsehaft  anf  die  grObten  Schwierigkeiten,  und  die  dahin  sielenden 
Versuche,  so  vor  allem  die  karolingische  Grafschaftsverfassung, 
bleiben  ohne  dauernden  Erfolg.  Gerade  die  grofsen  Schwierig- 
keiten aber,  die  sich  der  Auspräji^ung  der  Einheit  des  vttlker- 
schaftlichen  Lebens  entgeg^enstellen ,  erwecken  das  Streben,  die 
Zeutralgewalt  so  sehr  als  möglich  zu  stärken,  und  so  entsteht  mit 
dem  Sefshaftwerden  der  Stämme  das  in  seinen  Anfängen  nnr  ein 
der  Landsgomeinde  untergeordnetes  Amt  bezeichnende  ^)  Stammes- 
kdnigtnm,  ans  dem  aber  das  ganse  mittelalterliche  Ktfnigtnm  sich 
entwickelt.  Ohne  EHnlgtnm,  ohne  Znsammenfassen  der  geringen 
Kiifte  des  damaligen  Staates  in  einer  Hand,  wttren  die  ger- 
manischen Staaten  in  politisch  ohnmüchtige  Kantone  zersplittert 
worden.  Die  germanische  Welt  ist  daher  eine  monarcliische, 
und  damit  ist  ihre  ganze  staatliche  Entwicklung  bis  in  die 
Gegenwart  bestimmt. 

Das  germanische  Königtum  entwickelt  sich  später  dahin,  dafs 
es  sich  wesentlich  ans  xwei  Elementen  znsammensetxt,  der  persön- 
lichen Herrschergewalt  nnd  dem  Obereigentnm  an  allem  Grund 
nnd  Boden.  Beide  Rechte  sind  von  Hans  ans  nicht  nnbeschrSnkt. 
Neben  dem  Ktfnigsgericht  bleibt  das  Volksgericht  bestehen*).  Dem 
klloiglichen  Obereigentnm  steht  anf  mannigfache  Weise  be- 
gründetes Privateigentum  als  der  k^tniglichen  Verfügungsgewalt 
unantastbar  gegenüber.    Das  germanische  Königtum  wird  daher 

1)  Brnnner,  H,  1892;  6.  95. 

■)  Vg).  SekrOder»  S.  24 ft;  W.  Schficking,  Der  Regierungs- 
antritt, T,  1899,  S.  18  ff. 

*)  Vgl.  Brunner,  II,  8.  LS?  «. 
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als  eingeschränkte  Macht  geboren.  Damit  ist  aber  von  vorn- 
herein ein  Dualismus  zwischen  Königs  recht  und  Volks- 
recht  gesetzt,  den  das  Mittelalter  niemaltt  ttberwaudeu  hat.  Der 
mittelalterliche  Staat  ist  dualistisch  geartet,  während  der 
«ntike  Staat  seinem  innersten  Wesen  naeh  monistisch  war  and 
geblieben  ist. 

Dieser  Dualismus  aeigt  sich  vor  allem  darin,  dals  KOnjgs- 
recht  und  Yolksrecht  der  Anschauung  jener  Zeiten  als  gleich  ur- 
sprünglich erscheinen.  Dem  monistischen  politischen  Denken  der 
Riimer  war  die  Ableitung'  der  Gewalt  des  jirinceps  aus  einer 
Konzession  des  {xjpuhis  natürlich.  Jede  derartige  Konstruktion 
widerstrebt  aber  der  ursprünglichen  germanischen  Rechts- 
anschauung, der  das  Königsrecht  ebenso  wie  das  Privatrecht  des 
einzelnen  als  selbständig  erschien.  Erst  die  romanistisch^kano* 
nistische  Theorie  des  Mittelalters  hat  vennittelst  Oedanken ,  die 
dem  germanischen  Wesen  anfiUigUch  fremd  waren,  das  Volk  ent- 
weder in  die  es  reprisentierende  Person  des  Königs  verlegt 
oder  das  Köuigsrecht  als  ein  Eraeugnis  des  Volksrechtes  hin- 
gestellt. 

Der  bereits  in  der  ursprünglichen  Anlage  des  germanischeu 
Staates  be|L;ründet«'  Dualismus  kommt  aber  zu  immer  schärfer 
werdendem  Ausdruck  mit  der  fortschreitenden  Feudalisierung.  Der 
germanische  Staat  iat  niemals  Depositar  der  ganzen  öffentlichen 
Gewalt  gewesen^).  Das  Volksgericht  wird  selbst  späterhin  von 
der  sich  ausbreitenden  Staatsgewalt  zwar  beschränkt,  aber  nicht 
vernichtet.  Die  Hofgerichte  der  Gtrundherren  ruhen  auf  deren 
eigenem  Becht,  so  wie  die  kirchliche  Gerichtsbarkeit  vom  Staate 
zwar  anerkannt  oder  beschrllnkt^  aber  nicht  geschaflen  werden 
kann.  Durch  die  Feudalisierung  der  königlichen  Ämter  und  die 
spätere  Fortbildung  der  Immunitäten  entstehen  im  Staate  neue,  vom 
Staate  immer  mehr  unabhängig  werdende  Gewalten  «ittentlicher 
Art.  Soweit  die  nimische  Munizipalverfassung  reicht,  ist  auch  den 
Stiidten  von  Haus  aus  eine  weitgehende,  in  Italien  bis  zu  völliger 
Unabhängigkeit  reichende  politische  Selbständigkeit  zu  eigen. 
Zu  ihnen  treten  später  die  neugegrttndeten,  mit  königlichen 
Privilegien  ausgestatteten  Städte  in  Deutschland  und  EVankreteh, 
die  sich  zum  Teil  zu  herrschenden  Korporationen  erheben.  Da- 

V  Ge.LM'n  die  ii»'iieidings  wieder  ant>r('tamhten  übertriebeuou  Vor- 
stellungen von  dem  Abäolutiäuius  der  Mcruwiuger:  ßruuuer,  II,  S.  9 ff. 
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durch  bedeutet  die  ZwieBpälügkeit  des  staatlichen  Wesens  auch 
eine  Zenplittening  der  gesamten  öffentlichen  Gewalt,  und  die 
Gesdiichte  der  mittelalterlichen  Staaten  ist  sogleich  eine  Ge- 
schichte der  Verrache,  diese  Zersplittemng  za  ttberwinden  oder 
doch  Uire  Folgen  au  mindern. 

Die  Form,  in  der  dieser  Versnch  sich  Tollziehty  ist  die  des 
ständischen  Staates.  Zurückweisend  auf  die  altgermanische 
Iu>iitution ,  dalb  wichtige ,  die  ganze  Volksgemeinde  betretende 
Angelegenheiten  nicht  ohne  Zustimmung  des  Volksheeres  voi- 
{renommen  werden  sollen,  fafst  der  ständische  Staat  die  ver* 
ächiedenen  politischen  Untergewalteu  za  einer  Einheit  ansammen, 
die  dem  König-  oder  Fttrstentmn  geschlossen  gegenflbertritt.  Der 
stindiache  Staat  bt  der  tjrpische  Anadrack  der  dnalistisehen 
Gestaltung  des  germanischen  Staatswesens.  Da,  wo  kraft  der 
histonachen  Kontinuität  roraanistisclie  Gedanken  lebendig  ge- 
blieben waren,  wie  vor  allem  in  Italien  und  dem  byzantinischen 
Reiche,  ist  es  niemals  zu  ständischen  Institutionen  gekommen. 

Die  historischen  Gründe,  die  in  den  einzelnen  Staaten  zu 
riuer  Zusammenfassung  der  feudalen  und  munizipalen  Gewalten 
2a  üeichs-  und  Landständen  geführt  haben,  sind  sehr  maunig- 
faltig.  Äufser«  Politik ,  wie  Philipp  des  Schönen  Streit  mit  der 
Kirche,  Kriegsattge,  Thronstreitigkeiten ,  Wahrung  des  Land- 
friedens, Finansnot  der  Fürsten,  aber  auch  Behauptung  und  Er- 
weiterung der  Freiheiten  und  Bechte  der  Lehnsträger  und 
Gemeinden  gegenüber  dem  Fürsten  sind  Moti?e  gewesen,  die 
korporative  Gestaltung  der  Stände  bewirkt  haben.  Die  Stände 
stehen  überall  als  selbstMndige  Kilrperschaften  dem  Könige  oder 
Lan(le^her^n  gegenüber.  Dafs  sie  und  der  Fürst  beide  nur  Glieder 
eiueN  und  desselben  einheitlich  zu  denkenden  Staates  sind,  das 
wird  zwar  in  der  auf  antiken  Traditionen  beruhenden,  dem 
wirklichen  Leben  indes  abgewendeten  Theorie  behauptet,  hat  aber 
in  den  politischen  Überzeugungen  dieser  Zeit  keine  Stätte.  In 
ihoen  treten  rielmehr  res  und  regnum  als  swei  scharf  voneinander 
gssehiedene  Beehtssubjekte  herror,  von  denen  keines  die  Superi- 
orität  des  anderen  anerkennen  will.  Wie  ein  Doppelstaat  erscheint 
unterem  heutigen  Denken  der  sHIndische  Staat  In  seiner  extremsten 
Ausbildung,  in  dem  Fürsten  und  Stünde  ihre  b«'sonderen  JU-amten, 
Gerichtei  Kassen,  ja  selbst  Ueere  und  Gesandten  haben  Un- 

')  Vgl.  für  Deutschland  Gierke,  Genossenschaftsrecht,  I.  S.  5:^5 ftl, 
K  ach  fahl,  Die  Organisation  der  Oesamtstaatsverwaltong  Schlesiens, 
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säh]i<remal  wird,  gestutzt  auf  die  Autorität  des  Aristoteles, 
von  den  AnbMDgem  stMndtecher  Herrschaft  der  Sats  vom  rex 
singnlis  maior,  aniversis  minor  behauptet,  der  in  der  Sprache 
dieser  Epoche  nur  dem  gllnzHchen  Mangel  der  Vorstellung  eines 
sowohl  den  rex  als  das  regnnm  nmCusenden  gemeinsamen  Bandes 
Ausdmck  pab.  Hat  doch  in  Dentschland  sowohl  die  Gegenüber- 
Stellung  als  auch  die  ZuHaiiniienfassung  von  Kaisor  und  Reich 
bewiesen ,  dafs  man  beide  als  eine  Einheit  nicht  zu  denken 
vermochte. 

Der  durch  die  Grundlagen  «einer  politischen  EntwickloDg 
beschränkte  mittelalterliche  Staat  ist  aber  noch  dnrch  eine  andere, 
dem  antiken  Staatswesen  unbekannte  Macht  begrenit.  Seit  dem 
Falle  des  weströmischen  Beiches  steht  die  Einheit  der  Kirche 
der  Vielheit  der  sich  neubildenden  Staaten  gegenttber.  Wie 
immer  im  Laufe  der  Zeiten  das  Verhftltnis  von  Staat  und  Kirche 
sich  gestaltet  hatte,  stets  war  eine  aufserstaatliche,  Gehorsam 
heischende,  mit  sicher  wirkenden  Mitteln  ihn  sich  erzwingende 
Macht  vorhanden,  niif  welcher  der  Staat  zu  rechnen  hatte,  um  so 
mehr,  als  diese  Macht  in  allen  ihren  Schicksalen  den  Anspruch 
auf  Unterordnung  des  Staates  unter  ihre  AutoritHt  erhob.  Ob 
nun  die  Kirche  ihre  Superiorität  Uber  den  Staat  bewährte,  wie 
in  den  Kämpfen  mit  dem  Kaiser  vom  11.  bis  13.  Jahrhundert, 
oder  ob  sie  widerwillig  in  den  Dienst  des  Staates  geswungen 
wurde,  wie  in  Frankreich  im  14.  Jahrhundert,  unter  allen  üm- 
ständen  war  ein  breites  Oebiet  menschlichen  Gemeinlebens  vor* 
banden,  das  der  Herrschaft  und  dem  EinfluTs  des  Staates  gänslich 
entrückt  war. 

Welche  Versuche  auch  immer  später  «remacht  worden  sind, 
um  den  Dualismus  von  Staat  und  Kirche  zu  überwinden,  so  ist 
doch  selbst  bei  dem  ausgebildetsten  Staatskirchcntum  der  Unter- 
schied beider  Mächte  deutlich  ausgeprägt  und  daher  das  Bewnfst- 
sein  herrschend,  dafs  an  der  Lehre  und  Dissiplin  der  Kirche 
der  Staat  seine  feste  Sehranke  habe.  So  Terschiedenartig  auch 
das  Verhältnis  des  Staates  zu  den  religiösen  Interessen  des 
Volkes  gestaltet  sein  mag,  so  ist  doch  selbst  beim  Systeme  des 
Religionszwanges  der  Staat  durch  unverrückbare  Grenzen  ein- 
geengt.   Er  kann  zwar  Bekenntniszwaug  üben ,  das  Bekenntnis 

1^94,  8.  ISO  ff.,  ferner  die  vorzügliche  SchUderong  von  Below. 
Territorium  und  Staat,  1900,  S.  248  ff. 
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selbst  aber  nicht  nach  Gutdttnken  modifisieren.  Je  onabhingiger 
biog^geD  die  kirchliehe  Oiganisation  von  der  staatlichen  ist,  sv- 
meist  also  in  dem  Gebiete  der  abendlHndisehen  Kirche,  desto 
gröCser  nnd  sichtbarer  ist  der  Spielraum,  den  der  Staat  kraft  der 
Gestaltung  der  historiseheii  Verhltltntgse  einer  ihm  nclbstäudig 
gegentlberBtehenden  Macht  einrUumcn  iiuifs. 

Diese  BeschrUnkung  und  Spaltung  des  mittelalterlichen 
Staates  wird  aber  noch  gesteigert  dadurch,  dafs  in  den  meisten 
Fällen  die  grofse  Masse  des  Volkes  dem  Staate  Uberhaupt  ent- 
fremdet wird.  Das  gilt  nicht  etwa  nur  für  die  deutschen  Terri- 
torien,  in  welchen  der  Staatsgedanke  vorerst  noch  nicht  lebendig 
ist,  wo  schlielsiieh  nur  kümmerlichste  Reste  der  Unterordnung 
dea  einaelnen  unter  das  Reich  existieren,  sondern  selbst  da,  wo 
die  Stünde  sich  als  politische  Nation  ftlhlen,  was  eben  den  Ans* 
schlnfs  der  gröfsten  Zahl  der  Untertanen  vom  «ffentlichen  Leben 
bedeutet.  Dazu  kommen  die  Verhältnisse  der  Unfreiheit  in  ilireu 
zahlreichen  Abstufungen,  die.  mit  wonigen  Ausnahmen,  bewirken, 
dafs  die  aktive  Teilnahme  am  Staate  auf  einen  verbältnisrnüfsig 
viel  kleineren  Kreis  eingeschränkt  wird  als  in  den  antiken 
Staaten  mit  ihren  staatsfremden  Sklaven  und  Schntigenossen. 

Die  ersten  nachhaltigen  Versuche,  die  Staatseinheit  zu  ge- 
winnen, gehen  im  späteren  Mittelalter  von  staatsXhnlich  oi^ani- 
sierten  Stidten  ans.  Wiederum  wird,  in  anderer  Form  allerdin^ 
als  der  ursprünglichen,  der  Gedanke  der  Polis  lebendig.  In 
Ttal  ien  bat,  wie  erwÄhnt,  der  mittelalterliche  Onalismus  nie 
testen  Hoden  gefafst.  Die  italienischen  Stadtrejmbliken  (le<  Mittel- 
alters sind  inmitten  einer  dualistisch  gearteten  Staatenwelt  mo- 
nistisch gestaltet.  Die  italienische  Stadttyrannis  des  14,  und 
15.  Jahrhunderts  schaiTt  das  Bild  einheitlicher,  von  einem  macht- 
vollen und  rücksichtslosen  Willen  zusammengehaltener  Gemein- 
wesen Mit  der  Renaissance  wird  in  Italien  auf  historisch  dazu 
vorbereitetem  Boden  der  moderne  Staatsgedanke  geboren.  Der 
Staat,  wie  ihn  Machiavelli  sich  denkt,  trügt  zwar  viele  Züge 
des  antiken  Staates,  es  ist  aber  in  Wahrheit  der  neue  Staat,  der 
sich  als  schlechthin  erhabene  Macht  über  alle  seine  Glieder  er- 
weisen und  behaupten  will. 

Dauerndes  vorbildliches  Beispiel  eines  in  sich  einheitlichen 
Verbandes  bot  aber  allen  Staaten  des  Mittelalters  die  Kirche 

1)  Vgl.  die  glänzende  Schilderung  von  J.  Burckhardt,  a.  a.  0.,  I, 
K^ntel  1. 
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dar,  die,  in  sicli  keine  Spaltung  und  (iegensätze  duldend,  den 
Wert  monistischer  herrschaftlicher  Organisation  allen  deatiich 
offenbarte.  Auch  die  Kirche  hat  zwar  eine  Epoche  aafsaweisen, 
in  welcher  der  Gegensatz  von  Papst  und  Konzil  dea  Ton  KOnig 
und  fieich  su  wiederholen  schien,  allein  durch  die  gnnte  Tradition, 
welche  sie  beherrschte,  konnte  es  von  Anfiuig  an  nicht  sweifelhalt 
sein,  dafs  der  Sieg  einem  der  beiden  0|:gane  gehören  mnlste. 
Eine  dualistische  Gestaltung  der  Kirche  war  mit  ihrer  Idee 
unvereinbar. 


fi,  Der  nodeme  StoatTI 


Durch  Überwindung  des  zwiefachen  Dualismus  von  König 
und  Volk,  von  weltlicher  und  geistlicher  Gewalt  ist  der  moderne, 
als  Verbandseinheit  erscheinende,  verfiusnngsmäCBig  gegliederte 
Staat  entstanden.  Das  ist  in  jedem  einseinen  Staate,  wenn  anch 
unter  dem  Einflub  der  allgemeinen  politischen  Vechiltnisse,  wie 
nicht  anders  möglich,  in  eigenartiger,  nnwiederholter  Weise  ge- 
schehen. Jede  nähere  Ausführung  darüber  würde  die  Ökonomie 
dieses  Werkes  weit  Uberschreiten.  Vielmehr  niufs  die  wesentliche 
Kenntnis  der  inneren  Schicksale  der  neueren  Staaten  hier  vor- 
ausgesetzt werden :  ein  Lehrbuch  der  neueren  Geschichte  als 
Kpisode  Anzuflechten,  ist  nicht  meine  Aufgabe. 

So  verschieden  daher  Anlässe  und  Mittel  zur  Überwindung 
jenes  doppelten  Dualismus  in  den  einseinen  Staaten  waren,  ao 
sehr  hat  sich  in  den  Kämpfen  um  eine  neue  Gestaltung  der 
Verhältnisse  sunttchst  ein  wichtiges  Resultat  aufgeprägt ;  die 
Herstellung  des  einheitlichen  Staates  aus  dem  ^iderstreite|)winer 
Teile.  ^  " 

Der  Kampf  zwischen  Staat  und  Kirche  wird  durch  ilie  Kr- 
formation  zu<(iiiist(*n  des  Staate>  nicht  nur  in  den  pmtestantischeu 
Ländern  entschieden.  Dit  Interessen  der  reduzierten  katholischen 
Kirche,  die  Möglichkeit,  ihre  nie  aufgegebenen  Ansprtlche  auf 
Wiedergewinnung  der  von  ihr  abgefalle|ie]L.Glieder  dereinst  lu 
verwirklichen,  sind  so  sehr  von  der  vtlntersttttguna  der  katholischen 
Mächte  abhängig,  dafs  .  bei  allem  Gegensatz^  der  Konflikt  awischen 
Staat  und  Kirche  in  katholischen  Ländern  nunmehr  nie  die  Htfhe 
erreichen  kann  wie  im  Mittelalter. 

So  ist  es  denn  das  wichtigei^  Ziel  der  ersten  Jahrhunderte 
der  neueren  (beschichte,  den  ftirstlicii-stilndischen  Dualismus  «gänzlich 
zu   überwinden.    »Sobald  die  Gesamtheit  der  veränderten  wirt- 
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scimftlichen  nnd  militärischen  VerhSltnisse  eine  Konzentration  der 
ftjnftliclieii  Gewalt  ^äb^ oder  erfordert,  ist  das  Bestreben,  den 
Sehweipunkt  des  Staates  in  den  Fürsten  8ncgerlogen|>  von  selbst 
gegeben.  Damit  ist  die  innere  Geschiehte  der  modernen  Staaten 
lange  Zeit  von  Elftmpfen  nm  die  Stellung  der  fürstlichen  zur 
stindischen  Gewalt  erfüllt  In  diesem  Kampfe  werden  eine  Reihe 
von  Möjrliclikeiten  verwirklicht.  Das  stttndische  Corpus  gliedert 
sich  dem  Staate  ein,  wird  ein  aktives  Organ  des  einheitlichen 
Staates,  wie  in  England,  die  Stände  mediatisieren  das  Königtum 
nnd  ftUiren  damit  eine  aristokratische  Herrschaft  mit  einem 
Scheinraonarchenpan  der  Spitze  ein,  wie  im  Deutschen  Reiche,  in 
Polen  nnd  zeitweilig  in  Schweden,  oder  der  Monarchie  gelingt 
es,  die  Stiade  zu(^ügeh>,  zn  einem  wesenlosen  Schatten  herab- 
mdrflcken  oder  gttnziicn  zn  vernichten,  wie  in  Frankreich,  in 
Spanien,  in  Dänemark  nnd  nach  dem  Dreifsigjährigen  Kriege  in 
der  Mehrzahl  der  deutschen  Territorien,  oder  es  wird  endlieh  eine 
anerkannte  Vorherrschaft  der  Krone  über  die  Stände  begründet, 
wie  in  Ungarn  seit  1687.  yvC  ^ 

Von  grofser  Bedeutung  ist  iiamentlich  die  Löäung  im  ab- 
solatiatischen  Sinne  gewesen,  inoem  die  absolut  gewordene  Mo- 
narchie zuerst  unter  den  grofsen  westlichen  Staaten  der  nach- 
rOmischen  ^^eitdie  Idee  de|-^  Staatseinheit  ver^>yirklicht  hat.  Sie 
hat  ^oneiMn&ei^  iä^lrttn^ich^  imabf^gige  Ge^iet^zn  innerer 
Ebheit    verbanden ,    ein   einheitliches ,    von  dem  Zufall  der     .   ,^  ^ 

istren^ unabhängiges  HSerwesen^escbalfen ,  ein  staatliches  J  ^ 
nSniferrturn  hergestellt,  die  Jusriz  Tu  vollem  Umfange  d«'m  Staate  , 
gew(»nn«*u    oder  doch  die-  Kechte    feurlalt  r   ( J ericlitsgewalt  ujiter        i  ^ 
ihre    Aufsicht    gestellt,     die    s,täudi^che    V'crwaltuui:    von  ihrer 
koordinierten  zu  eiji.ftr  ati:^ge  untergeordneten  Stellung  herab- ^ 
gedrtickt.  /  Durch  <^erreibung^  derjßndalen  Gewalten  hat  sie  un-  v 
beabeiehtfet  den  greisen  ^ivelliemngsprozeis  vollzogen,  der  die 
vielfach  abgestufte  ständische  Gesellschaft  in  die  staatsbürgerliche, 
tof  dem  Boden  grundsätzlich  gleicher  Rechtsfithigkeit  stehende 
hinObeigefUhrt  hat.  In  Spanien  und  Frankreich  wie  in  Branden- 
boig-Preufsen  und  der  habsburgischen  Monarchie  ist  also  der^ 
Gedanke  (les(einh«'itlicheii,  keine  inneren  S{»altungeu  autweisenden,  "  '  » 
nnteilhareu j,Staates   von   den  absoluten   Herrschern   seiner  Ver- 
wirklicliung  zugeführt  worden,  y  Auch  das   in   so   vielen  Stücken 
hinter  dem  Westen  zurückstehende  Hufsland  hat  die  scharte  Aus- 
prigong  seiner  Staatseinheit  dem  Absolutismus  der  Romanows  zu 
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danken.  Wo  die  konzentrierte,  (iiach  absoluter  Gewalt  strebende^ 
Herrschaft  gar  nicht  vorhanden  war,  da  ist  auch  die  Staatseinbeit 
nicht  erreicht  worden ,  sondern  Zerfall  des  Staates  eingetreten, 
wie  in  Deutochland  und  Polen,  oder  an  Stelle  de^  Staats  verband  es 
nur  ein  BandeeTerhllltnis  entstanden,  wie  in  der  Schweis  und  den 
Niederlanden. 

«^^VoUendet  wird  dieser  Ausbau  des  modernen  Staatswesens 

durch  die  grofsen  Wandlungen,  die  sieh  infolge  revolutionftrer  Er- 

hchütterungen  innerhalb  der  Staaten,  des  Auseinanderfallens  früher 
zur  Einheit  verbundener  Völker  in  mehrere  Staaten  und  wiederum 
des  Zusammenschlusses  getrennter,  aber  zusammengehörender 
Staaten  zu  politischer  Einheit  vollzieht.  Die  englischen  Revolu- 
tionen des  17.,  die  amerikanische  und  französische  des  18.,  der 
Zusammenbruch  des  alten  Reiches  am  Beginn  des  19.  Jahr- 
hunderte, die  Bewegung  des  Jahres  1848,  die  Herstellung  der 
italienischen  und  der  deutsehen  Einheit,  um  nur  die  allergrttfsten 
Ereignisse  zu  nennen,  die  den  inneren  Bau  der  Staaten  um- 
gestaltet haben,  sie  alle  habon  neben  zahllosen  anderen  Wirkungen 
aui  li  die  der  klareren,  nnzweidcuti<xer('n  Ausgestaltung^  der  Staats- 
einheit in  allen  Institutionen  und  der  .schärferen,  jeden  Zweifel 
beseitigenden  Ausprftgung  des  körperschaftlichen  Charakters  des 
Staates  gehabt.  Das  letstere  ist  erst  durch  die  Herstellung  jener 
Einheit  möglich  geworden.  ESrst  durch  sie  ist  die  Ausbildung 
des  Staates  als  eines  gegliederten  Gemeinwesens  mtfglieh  ge- 
worden, das  seine  Funktionen  durch  eine  Mehrheit  yerfassungs- 
mllfsig  gegliederter  Organe  Torsieht  und  feste  Beehtsschranken 
zwischen  sich  und  seine  Angehörigen  errichtet.  Einheit  und 
verfassungsmJtfsige  Gliederung,  «gesetzliche  Selbstbeschränkung  des 
Staate>  •gegenüber  dem  einzelnen  sind  die  wesentlichen  Merkmale 
de>scn,  was  wir  als  modernen  Staat  bezeichnen,  und  was  ihn  in 
der  Gesamtheit  dieser  Merkmale  von  allen  Staatsbildungen  der 
Vergangenheit  trennt. 

So  steht  denn  der  einheitliche  Staat^gedanke  am  Sehlasse  einer 
grofsen  historischen  Entwicklung.  Der  moderne  Staat  hat  als  End- 
punkt erreicht,  was  (Ür  den  antiken  bereite  Ausgangspunkt  war. 
Der  moderne  Staat  schreibt  sich  daher,  wie  der  antike,  Ja  dem 
faktischen  Umfange  nach  noch  in  gröfserem  Mafte  als  dieser.  Recht 
und  M;i(ht  zu,  alle  Seiton  des  Gouieiulebens  zu  beherrschen;  er 
stellt  /war  bfdiMitsanic  Schranken  seines  Wirkungskreises  lest, 
allein  nur  stdche.  die  er  nich  selbst  in  Erkenntnis  seiner  Auf- 
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^aben  gesetzt  hat.  UiDgegen  erkennt  er  kein  aufserstaatlicheH 
Recht  irgendeines  seiner  Glieder  an,  das  ihm  eine  absolute 
Sehranke  bote.  Täte  er  es,  so  würde  damit  Ton  neuem  jener  in 
jahrhundertelangem  Kampfe  ttbermmdene  Dualismus  in  die  Er- 
sehmnung  treten. 

Auch  die  politisehen  Theorien  der  neueren  Zeit  enthalten 
alle  da»  mehr  oder  minder  ausgeprägte  Streben ,  den  Staat  als 
eine  Einheit  zu  erfassen.  Welche  Bedeutung  der  SouverftnetÄts- 
begriff  in  diesem  Gedanken [irozesso  hat,  wird  an  anderer  Stelle 
eingehend  erörtert  werden.  Hier  sei  nur  darauf  hingewiesen^  dafs 
das  erste  geschlossene  System  des  Naturrechts,  die  absolutistische 
Lehre  des  Uobbes,  den  Staat  als  einheitliehe  Persönlichkeit 
erfiidsty  der  Schranken  durch  keinen  ihr  gegentlherstehenden 
Willen  gesetst  werden  können.  Wenn  auch  das  Naturrecht  den 
.  Staat  aus  den  Individuen  ableitet,  so  iKfst  es  doch  den  einmal 
geschaffenen  Staat  sich  als  höhere  Macht  gegenüber  jeder  anderen 
bewahren;  in  diesem  Punkte  sind  alle  Naturreihtslehrer  einig, 
mögen  sie ,  wie  Locke,  natürliche  Grenzen  der  Staatsgewalt 
anerkennen  oder,  wie  Kousseau,  solche  Grenssen  nur  in  dem 
Belieben  des  souveränen  Gemeinwillens  finden.  Auch  den 
Dualismus  von  Staat  und  Kirche  wollen  diese  Lehren  über- 
winden« indem  der  Staat  ihnen  sufolge  auch  in  kirchlichen  Dingen 
die  höchste  Gewalt  hat.  Die  naturrechtliche  Forderung  einer 
Staatskirche,  die  in  der  Lehre  Bousseaus  von  der  religion 
cirile  gipfelt,  ist  die  letste  Konseqnena  des  Strehens,  den  in  sich 
einheitlichen  Staat  zu  konstruieren.  Die  moderne  juristische 
Theorie  vom  Staate  hat  diesen  Gedanken  dahin  fortgebildet,  dafs 
sie  dem  Staate  das  formelle  Recht  zuschreibt,  naeli  seinem  Er- 
messen die  Grenzen  seiner  Wirksamkeit  zu  bestimmen,  so  dafs 
prinaipieU  nichts  dem  menschlichen  Gemeinleben  Angehörige  seiner 
regulierenden  Macht  entrückt  ist. 

Der  einheitliche,  aUe  öffentlichen  Gewalten  in  sich  yereinigende 
und  alles  Recht  seiner  Glieder  bestimmende  Staat  der  neueren 
Zeit  hat  sich  uns  als  Eigebnis  langsamen  Wachstums  und  eines 
langen,  tieigehende  Spaltungen  überwindenden  Prozesses  dar- 
gestellt. Weit  gefehlt  aber  wäre  es,  daraus  den  Schlufs  zu 
ziehen,  der  m<»derne  Staat  halje  sieli  dem  antiken  nun  völlip^  an- 
genähert, so  'dafs  zwisehen  beiden  ein  ])rinzi]»i<  ller  (iej^ensatz 
nicht  mehr  besteht.  Vielmehr  hat  die  ganze  historische  Ent- 
wicklung dem  modernen  Staat   ein   charakteristisches  Gepräge 
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aufgedrückt,  das  ihn  von  allen  früheren  Staatsbildangen  wetent- 
lich  unterschridot.  Jener  Dualismus  ist  zwar  überwunden  worden, 
hat  aber  bleibende»  unTerwischbare  Sparen  im  Bau  der  heutigen 
Staaten  anrUckgelassen »  die  nns  erst  dnrch  die  Kenntnis  ihrer 
Gesehichte  von  Grand  ans  verständlieh  werden. 

Vor  allem  seigt  sich  das  in  der  Stellang  des  IndividnamH 
tum  Staate.    In  der  neueren  Geschichte  ist  der  einselne  oft  riel 
weitergehenden    Beschränkungen    durch    den    Staat  unterworfen 
gewesen   als  in  der  Blütezeit  des  antiken  Staates.     Im  Altertum 
aber  maugelt  durchaus  das  klare  Bewufstsein  eines  positiv-recht- 
lieben  Anspruches    auf    eine    Freiheitssphäre    gegenüber  dem 
Staate^).    Im  Staate  der  neueren  Zeit  hingegen   ist  selbst  in 
Epochen  schrankenlosen  Absolntismns  niemals  die  Übersengnng 
in  nnterdrtteken  gewesen,  dafe  das  Individnam  aach  dem  Staate 
gegentlber  eine  selbstherechtigte  nnd  daher  von  ihm  ansnerkennende  . 
sittliche  and  rechtliche  Gröfse  sei.   Diese  Überaeugung  ist  die 
Frucht  des  doppelten  Gegensatzes,  der  von  dem  modernen  Staate 
zu  überwinden  war  und  nus  den  Gedanken  der  Menschen  niemals 
gUiizlich  entscliwnnden  ist.     Der  Gegensatz  von  König  nnd  Volk 
wirkt  heute  noch  nach  in  der  Vorstellung,  dafs  die  Staatsgewalt 
dem   Volke   gegenüber   Grenzen    habe,    dafs   trotz  rechtlicher 
Souverttnetttt  dem  Staate  Schranken  gezogen  sind.    Die  mittel* 
alterlichen  Freiheiten  nnd  Privilegien  von  einseinen,  Körper- 
schaften, Ständen  stehen  in  nachweisbarer  geschichtlicher  Ver- 
knttpfang  mit  den   modernen  verfassangsmäfsigen  Freiheiten. 
Ebenso  hat  der  Gegensatz  von  Staat  nnd  Kirche  nach  langen 
Kämpfen  die  heute  in  den  Kulturstaaten  allgemein  herrschende 
l'lierzeugung  ausgewirkt,  dafs  an  dem  religiösen  Gewissen  seiner 
(ilied<'r   die    Staatsmacht   eine    unübeiNtfigliche   Schranke  liab«-. 
Der  potentiell   schrankenlose  Staat  der  juristischen  Theorie  hat 
sich  zwar  energisch  gegen  die  kirchlichen  Aumafsungen  zur  Wehr 
gesetzt,  die  ihm  ein  selbständiges,  von  ihm  unabhängiges  Xnfseres 
Herrschaftsgebiet  entgegenstellten,  ist  aber  dnrch  diese  Kämpfe 
aar  Überseognng  gelangt,  dafs  faktische  Grensen  des  Imperiums 
in  der  religiösen  Innerlichkeit  des  Individaams  und  deren  Be- 
tätigung liegen.  Diese  dnrch  die  in  der  Beformation  geschaffenen 
Gegensätze  vermittelte  Überzeugung  ist    in  erster  Linie  be- 


'   \hr  obenerwähnten  Spuren  oinor  modernen  Anschauung  ver- 
mögen die  Geltung  dieses  Satzes  nicht  zu  erschüttern. 
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stimmend  tlir  die  ganze  moderne  Gestaltong  des  Verhältnieees 
▼on  Staat  nnd  Individnum  geworden. 

Ohne  diesen  swiefachen  Dnalismus  des  mittelalterlichen 
Staates  wMre  es  schwerlich  snr  Erkenntnis  nnd  ansdrttcklicheii 
Anerkennung  des  Individnams  als  selhstberechtigtery  vom  Staate 
nicht  gSnslich  zn  absorbierender  gesellschaftlicher  Macht  gekommen. 
Diese  Anerkennnnpr  ist  wenigstens  keiner  anderen  Kulturepoche 
nnd  keiut'in  aiidfien  Knlttirkreise  mit  ausgebildetem  Staats- 
gedanken eigen.  Als  der  römische  Staat  schliefslicli  zum  starrsten 
Abtiolutismus  und  strengsten  Staat^kirc-hcntum  Uberging,  da 
erhob  sich  von  keiner  Seite  auch  nur  der  leiseste  Widerspruch, 
weil  er  auf  Grund  der  ▼oraufgegangenen  Geschichte  unmöglich 
gewesen  wftre.  Die  staatsfreie  Sphäre  des  antiken  Menschen  war 
eben  ein  Prekarium,  das  er  nach  seiner  ganzen  Welt-  und  Staats* 
anaehaunng  zu  verteidigen  und  in  ein  Recht  zu  verwandeln  nicht 
in  der  Lage  war.  Auch  spätere  Staatsbildungen,  die  den  Dualismus 
von  Ftirst  und  Volk  gar  nicht  und  den  von  Staat  nnd  Kirche 
nur  in  «reringem  Mafse  erlei>t  haben,  wie  das  byzantinische  Kelch 
und  emllicli  (b-r  russische  Staat,  sind  niemals  zu  ausdriicklii  licr  Au- 
eri^ennung  prinzipieller  Grenzen  zwischen  Staat  und  Individuum 
gelangt.  Der  Staat  des  Altertaros  kannte  keine  andere  Ver- 
wirklichung des  Freiheitsgedankens  als  die  demokratische  Staats- 
form; mit  vollem  Rechte,  da  im  monistisch  gebauten  Staate  die 
Teilnahme  aller  an  der  Herrschaft  die  einzig  mögliche  Gestaltung 
der  Freiheit  ist  —  wer  herrscht,  kann  nicht  zugleich  einem 
Despoten  Untertan  sein.  Die  Monarchie  in  solchem  Staate  hin- 
gegen  mufs  bei  dem  Mangel  eines  jeden  moralischen  Gegen- 
gewichtes zu  der.  wenn  auch  niemals  völlig  zu  realisierenden 
VorstellunjLT  scbrunkenloser  Unterwertung  des  Individuums  unter 
den  Herrscherwilien  führen. 

Von  hcdiem  Interesse  ist  es,  die  Konstruktion  des  Staates 
durch  die  uaturrechtUche  Schule  nochmals,  und  zwar  unter  diesem 
Gesichtspunkte,  zu  betrachten.  Die  natnrrechtliche  Lehre  sucht 
den  einheitlichen  Staat  zu  begreifen,  mit  diesem  aber  den  Ge- 
danken der  individuellen  Freiheit  dadurch  zu  versöhnen,  dafe  sie 
dem  einheitlichen  Staat  entweder  durch  seine  Zwecke  oder  durch 
rteine  Ableitung  aus  dem  individuellen  Willen  Schranken  setzt. 
Auch  ihr  lie^t  nämlich  der  Dualismns  zn^jnmdc.  der  der  leitende 
(iledanke  der  vorausgefrangonen  Entwiiklung  war,   ein  tiet^'ender 

Ueweis  dafür,   dafs  die  politischen  Theorien  stdbst  in  ihren  ab- 
•lellinek,  Dm  Becht  de»  modvruou  ^Staate8.  I.  *J.  Aull.  21 
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^tiaktt'stcu  Formulierunf^en  in  dem  Boden  der  gegebeneu  geschieht- 
litheu  Verhältnisse  wurzeln.  Ihr  Versuch,  den  I)ualismu.s  zu 
überwinden,  liegt  weseuüicli  darin,  dafs  sie  das  Recht  des 
einzelnen  als  vorstaatlich ,  das  des  Herrschers  als  staatlich  aut- 
faTst.  Dafs  dieser  Versuch  keine  Lösung  bedeatet,  ist  an  anderer 
Stelle  daigel^gt. 

Nun  ist  es  aber  besonders  lehrreich,  in  diesem  Punkt«  dss 
G^gensats  von  antiker  nnd  moderner  Staatslehre  sn  yerfolgea. 
Auch  die  antike  Staatslehre  steht  in  ihren  Theorien  von  dsr 
Staatsschöpfung  die  Eigenart  des  Individnams  in  Betracht;  sie 
geht  von  seinen  Nei^un^eu,  Trieben,  Leidenschatten  aus.  Allein 
niemals  behauptet  sie  ein  nrsprün«rliches  Recht  des  Individuums, 
das  sich  in  der  Staatsschöpfung  betUtigt.  Auch  die  Alten  haben 
ihre  Theorie  vom  Staats v e rtrag ,  allein  sie  sind  weit  davon  eot- 
femt|  ihn  sn  einer  juristischen  Konstruktion  des  Staates  tu  ▼e^ 
wenden,  derart,  dafs  er  ein  angeborenes  Becht  des  einaehMs 
▼oraussetxt  und  schiltst.  Der  epiknriische  Sosialkoatrakt  bt 
▼ielmehr  rein  utilitariseher  Art:  der  Staat  wird  sum  Nutaen  der 
Individuen  kraft  ihres  Ntttslichkeitsstrebens  gegründet;  der  Vertrig 
selbst  ist,  wie  oben  dargelegt,  ein  rein  faktischer,  rechtlich  gtr 
nicht  zu  i|ualitizierender,  da  alles  Hecht  gerade  nach  dieser  Lehre 
<'r>t  durch  Satzunj; ,  also  im  Staate  entsteht.  Auch  die  Körner 
verwenden  ihre  Lehre  vom  ins  naturale  niemals  dazu,  um  aus 
ihr  die  Entstehung  des  Staates  abzuleiten.  Der  antiken  Staats- 
lehre fehlte  eben  jeder  Grund,  dem  Individuum  eine  uranfilogUch 
dem  Staate  gegenüber  selbstberechtigte  Stellung  sn  geben.  Der 
Staat  erscheint  in  den  antiken  Theorien  als  allmMchtig,  weil 
jedes  Motiv  für  eine  rechtliche  Beschränkung  mangelt  und  in 
dem  streng  einheitlich  gebauten,  stets  nur  auf  einem  einsigeD 
priroXren,  unmittelbaren  Orjrane  ruhenden  Staate  jede  Möglichkeit 
konstitutioneller  Bescliriinkuii^  hin  wegfiel. 

Im  Staate  der  (ie;r»'nwart  zeigt  sich  die  Wirkun^r  <lf"* 
Dualismus  einmal  in  der  Formulierung  abstrakter  Freiheitsrechte, 
welche  die  Idee  der  begrenzten,  die  eigenberechtigte  Persönlich' 
keit  wahrenden  staatlichen  Uutertanschaft  des  Individuums  sa 
gesetsegeberischem  Ausdrucke  bringen  wollen.  Sie  zeigt  sich  aber 
sodann,  wie  später  eingehend  erörtert  wird,  auch  in  der  Auf- 
stellung von  Verfassungsurkunden,  die  die  Grundlagen  der  ge- 
samten Staatsordnung  in  sich  enthalten  sollen.  Der  Alten  Welt 
und  allen  von  europiiischer  Gesittung  unberilhrten  orientalischen 
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Kulturnationen  ist  die  VorsteUai^  der  geschriebenen  Verfassung 
schlechthin  unbekannt  geblieben.  Sie  beruht  eben  auf  dem  nur 
im  dnalistbtischen  Staate  entstehenden  Gedanken  der  Verbriefung 
der  Bechte  des  einen  Teiles  durch  den  anderen,  sie  ist  eine 
Art  Friedensvertrag,  dem  lauge  Kämpfe  vorangegangen  sind. 
Diese  geschichtliehen  Voraussetaungen  der  geschriebenen  Ver- 
fassungen sind  heute  zwar  nicht  mehr  im  allgemeiuen  Bewufst- 
seiii  h'bendig,  allein  immer  noch  wirkt  auch  luMite  im  Fordern 
und  Kntwert'en  einer  Verfasslingsurkunde  der  (Jedanke  nach,  dafs 
durch  genaue  Fixierung  der  Rechte  und  PHichten  der  Eegierung 
ihr  Wirkungskreis  g^gen  das  andere  Element  des  Staates,  das 
Volk^  fest  abgegrenzt  sein  solle.  Eh  ist  bezeichnend,  dafs  der 
Staat,  der  am  frühesten  und  gründlichsten  den  Dualismus  swischen 
res  und  regnum  in  sieh  Überwunden  hat,  der  englische,  gleich 
den  Staaten  des  Altertums,  keine  Verfassnngsurkunde  im  modernen 
Siaiie  besitzt  und  nichtsdestoweniger  in  diesem  Staate  die  Er- 
innerung an  die  Stellung  von  König  und  Parlament  als  pazis- 
zierender  Teile  sich  durch  die  grofsartige  historische  Kontinuität 
der  Entwicklung  von  der  Zeit,  da  die  Krone  mit  den  trotzigen 
Baronen  die  Magna  Charta  paktierte,  bis  zur  Parlamentsverfassung 
der  Gegenwart  lebendig  erhalten  hat. 

Am  tiefsten  wirkt  aber  der  Dualismus  in  der  ganzen  Aus- 
gestaltung des  konstitutionellen  Staates  nach.  Man  hat  in  dem 
Fehlen  der  Beprüsentationsidee  den  Hauptuntersehied  zwischen 
dem  antiken  und  dem  modernen  Staate  sehen  wollen.  Allein  der 
Mangel  einer  VolksreprSsentation  im  antiken  Staate  Ist  doch  nur 
ein  sekundäres  Moment.  Viel  bedeutsamer  ist  es.  dafs  der 
moderne  Staat  zwei  voneinander  unabhängige  unmittelbare  Oi^^^ane 
aufweist,  am  klarsten  in  der  konstitutionellen  Monarchie,  allein 
iu  noch  deutlich  erkennbarer  Weise  auch  in  den  grofsen 
repräsentativen  Demokratien.  Diese  Doppelung  des  unmittelbaren 
Oiganes  macht  den  modernen  Staat  fUr  die  juristische  Theorie 
so  schwer  begreifbar  und  birgt  praktisch  stets  die  Möglichkeit 
weitgehender  Konflikte  in  sich,  deren  Lösung  schlieCslich  immer 
auf  dem  jeweiligen  Machtverhältnis  beider  Organe  beruht.  In 
dem  Kebeneinander*,  Znsammen-  und  Entge<;en wirken  vom  Staats- 
haupt mit  seiner  Regierung  und  dem  Parl;iiu«'ute  ist  der  alte 
Gejrensatz  von  rex  und  regnum  auch  in  dem  einheitlich  gestaltcteu 
Staate  der  Gegenwart  aufbewahrt. 
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I.  Das  Problem  des  Reebtes. 

Um  das  Verhältnis  von  Staat  und  Becht  zu  bestimmeiiy 
mufH  zunächst  von  dem  nllsritig  so  schwer  EU  erfassenden  Wesen 
des  Rechtes  eine  klare  Vorstellung  fewonnen  werden.  Zu  dieMm 
Zwecke  kann  man  einen  doppelten  Weg  einschlagen.  Entweder* 
man  sucht  die  Natur  des  Rechtes  als  einer  vom  Menschen  un- 
abhängigen, in  dem  objektiven  Wesen  des  Seienden  gegründeten 
Macht  zu  erforschen,  oder  man  faf«t  es  als  subjektive,  d.  h.  inner- 
nuMisrlilk Iii-  Erst'lu'inun^  auf.  Ih'v  erste  Weg  ist  der  der  ineta- 
physischon  Spekulation.  I)iese  will  das  von  menschli('li<Mii  VV^illon 
unabliUngige  Dasein  des  Rechtes  erkennen,  jenes  Rechtes,  von 
dem  GrotiuH  aussagte,  dafs  es  selbst  dann  gelten  mUXate,  wenn 
es  keinen  Gott  gäbe,  etiamsi  daremuB.  quod  sine  summo  scelere 
dari  non  potest,  non  esse  Deum.  Allein  es  ist  nicht  unsere  Anf- 
gabe,  den  transsendenten  Wert  menschlicher  Institutionen  xu  er- 
kennen. Der  hier  befolgten  Methode  gemäCs  haben  wir  das  Recht 
nur  als  psychohigische,  d.  h.  inner  menschliche  Erscheinung  tu 
betrachten.  Das  Recht  ist  demnach  ein  Teil  der  menschlichen 
Vorstellungen,  es  existiert  in  unseren  Krtpten,  und  die  niihere 
Hestiinniung  des  Rci  iitcs  hat  dahin  zu  gelien,  welcher  Teil  UUbCres 
Bewufst«einsiuiialt«'s  als  Ivecht  zu  bezeichnen  ist. 

Kein  ötreit  herrscht  dariilxr.  dafs  das  Rocht  aus  einer 
Summe  von  Regeln  für  menschliches  Handeln  besteht.  Diesen 
Charakter  bcsitsen  aber  auch  die  Vorschriften  der  Religion,  der 
Sittlichkeit,  der  Sitte.  Worin  liegt  also  das  Charakteristische  der 
rechtlichen  Regeln  und  Vorschriften?  - 

Da  alle  Handlungen  auf  bestimmte  Zwecke  gehen,  so  liegt 
OB  nahe,  in  den  spezifischen  Zwecken  des  Rechtes  sein  Unter- 
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seheidmigamerkinal  von  anderen  norpigebenden  Miehten  sn  snclien. 
Über  diese  Zwecke  wird  sich  leicht  Übereinstimmung  herbei- 
ihhren  lassen.  Unwtdersprocben  bestehen  die  Zwecke  des  Rechtes 

in  dem  Schutz  und  der  Erhaltung  (in  engen  Grenzen  auch 
Förderung)  menschliclier  Gllter  oder  Interessen  durch  mensch- 
liches Tun  und  Unterlassen.  Selbst  wer  dem  Rechte  nui  li  w<'itere 
Zwecke  setzt,  mu(H  neben  diesen  doch  auch  jene  als  die  nächsten, 
unmittelbaren  Zwecke  gelten  lassen.  Allein  der  konsenrierende 
Zweck  ist  bis  zu  einem  gewissen  Grade  auch  den  anderen  auf 
den  Willen  wirkenden  grofisen  sozialen  MXchten  eigen,  so  dafs 
ans  ihm  ein  scharfos  Unterseheldnngsmerkmal  nicht  gewonnen 
werden  kann.  Ein  treifondes  Kriterium  kann  daher  nur  in  der 
Art  der  Normen  selbst  liegen.  Die  Bechtsnormen  weisen  nun 
folgende  wesentliche  Merkmale  auf: 

1.  Ks  siud  Normen  für  das  ttulsere  Verhalten  der  Menschen 
zueinander. 

2.  £s  sind  Normen,  die  von  einer  anerkannten  äufseren 
Antoritftt  ausgehen. 

3.  Es  sind  Normen,  deren  Verbindlichkeit  durch  äufsere 
MXchte  garantiert  ist 

Durch  diese  Merkmale  unterscheiden  sich  die  Rt  clitsnormen 
von  den  Normen  der  Religion,  der  Sittlichkeit  und  der  JSitte,  bei 
denen  eines  oder  das  andere  mangelt. 

Alles  Becht  hat  als  notwendiges  Merkmal  das  der  Gültig- 
keit. Ein  Bechtssats  ist  nur  dann  Bestandteil  der  Bechtsordnung, 
wenn  er  gilt;  ein  nicht  mehr  geltendes  Becht  oder  ein  Becht, 
das  erst  Geltung  gewinnen  soll,  ist  nicht  Becht  im  wahren  Yer- 
Stande  des  Wortes.  Eine  Norm  gilt  dann,  wenn  sie  die  Fithig- 
keit  hat,  motivierend  zu  wirken,  den  Willen  zu  bestimmen.  Diese 
Fähigkeit  entspringt  aber  aus  der  nicht  weiter  ableitbaren  l  ber- 
zeugung,  daXs  wir  verpflichtet  sind,  sie  zu  betolgen      Die  Positivität 

')  Selbstverständlich  ist  die  (iültit^keit  des  einzclm-n  liechtssatzes 
damit  keineswegs  subjektiver  Willkür  anhciiuf^^'irehen.  r)enn  <lie 
psychologische  Grundtatsache  dos  sich  Verptlichtetwissens  (iunli  eine 
Norm  ist  in  keiner  Weise  individuellem  Uelleben  überlatisen,  vielmehr 
tritt  die  Norm  audi  dem  ihr  Widerstrebenden  mit  dem  nicht  zu  bannen- 
den Anspruch  auf  Gfiltigkeit  entgegen.  Es  ist  ja  oft  hervoigehoben 
worden,  dals  der  Mörder  oder  Dieb  durchaus  nicht  die  Gfiltigkeit  der 
von  ihnen  fibertretenen  Normen  bestreiten,  daher  ihnen  die  strafe  wohl 
höchst  unerwfinseht,  aber  nicht  als  unrecht  erscheint.  Die  Überzeugung 
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des  Rechtes  ruht  daher  in  lotzt^r  Linie  immer  auf  der  Ch^-r- 
seugung  von  seiner  Gültigkeit.  Auf  dieses  reiu  subjektive 
Element  baut  sich  die  ganze  Rechtsordnung  auf.  Das  ergibt  sich 
als  notwendige  Folge  der  Erkenntnis,  daiis  das  Reeht  in  nns  steckt, 
eine  Fnnktion  der  roenschlichen  Gemeinschaft  ist  nnd  daher  auf 
rein  psychologischen  Elementen  mhen  mnfs*). 

Znr  Geltung  des  Rechtes  gehört  es  aber  weiter,  dafs  seine 
psychologische  Wirksamkeit  garantiert  ist.  Garantiert  ist  ein  Rf  cht 
aber  dann,  wenn  die  motivierende  Kraft  seiner  Vorschriften  durch 
sozialpsychologischo  MUchte  derart  verstUrkt  ist,  dafs  die  Kr- 
wartnng  gereclitfertigt  ist,  dafs  jene  Normen  sich  gegen  wider- 
strebende individuelle  Motive  als  Bewegungs;:;rihide  des  Handelns 
durchsusetsen  imstande  «ind.  Die  sivilistische  Jurisprudenz  hat 
bis  in  die  Gegenwart,  den  Spuren  des  Naturrechts  folgend,  in 
der  Regel  den  Zwang  als  einsige  Garantie  und  damit  als  wesent- 
liches Merkmal  des  Rechtes  angesehen Geht  man  dem  Begriffe 

von  der  Gniti<:keit  der  Norm  wohiif  nlu  r  selbst  den  unscheinbarsten 
gesetzgeberischen  Vorschriften  inne,  da  die  rberseugung  VOn  der  recht- 
setzenden  Marli t  des  (Jesetzgebers  besteht. 

Diese  l  Iier/iMiL'unfi  ist  die  des  I )in(  hsciuiittes  eines  Volkes.  IJei 
allen  massenpsycliolngisclu'ii  Feststellungen  \v(^rden  notwendig  die  ent- 
gegenwirkenden Akte  einer  Minderzahl  vernachlässigt.  Darum  können 
sich  für  das  Individuum  Konflikte  ergeben,  die  mit  den  hergebrachten 
juristischen  Schablonen  nicht  zu  lösen  sind.  Das  zeigt  sich  namentlich 
bei  Konflikten  «wischen  staatlichen  und  religiösen  Normen.  Die  Opfer 
der  spanischen  Inqnbition  haben  die  Normen,  auf  deren  Grund  sie 
verurteilt  wurden,  schwerlich  als  Recht  empfunden.  Dafs  es  unredit 
sei,  seinen  von  dem  der  herrschenden  Kirche  abweichenden  Glauben 
frei  zu  bekennen,  war  die  Überzeugung  der  Unterdrückenden,  nicht 
der  Unterdrückten,  die  die  Strafe  als  brutale  (iewalt,  nicht  als  Km-ht 
SU  erkennen  verniochten.  Daraus  ergibt  sich  die  für  eine  soziale 
Retrachtimg  von  Staat  iiml  Kerht  höchst  he^baitsame  Mr>i:li(  hkeit  eine-« 
Widerstreites  in  den  Ansclianungen  über  die  Kechtsqualität  bestinnnter 
Teile  der  staatlich<'n  Ordnung,  der  auf  den  Lebensprozefa  der  Kechts- 
ordnung  tiefen  Eintlufs  zu  üben  vermag.  Der  Jurist  allerdings  kann 
mit  diesem  Widerstreit  nicht  rechnen,  solange  er  sich  auf  einen  geringen 
Kreis  von  Personen  und  vereinselte  F&lle  beschrinkt  Erreicht  er  aber 
eine  gewisse  Stärke  und  Umfang,  denn  wird  die  Frsge  aufgeworfen 
werden  müssen,  ob  nicht  derogatorisches  Gewohnheitsrecht  die  be- 
kämpfte Norm  auch  formell  beseitigt  hat. 

*)  Dafs  praeceptum  und  sanctio  legis  logisch  auseinanderzuhalten 
und  daher  die  naturrechtlicbe  Identifizierung  von  Rechte-  und  Zwangs- 
nonn unrichtig  <f'\  ,  ist  in  der  neueren  Literatur  so  oft  hervorgehoben 
worden,  dafs  die  Lehre,  welche  die  £rxwingbarkeit  als  Essentiale  des 
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des  Zwanges  nach,  so  findet  man,  dafs  er  Überwiegend  als  kom- 
pnlsirer  Zwang  auftritt,  d.  h.  dafs  das  Reeht  auf  dem  Wege  der 
Motivatioii  seine  Zwecke  erreicht.  Es  ist  aber  gar  nicht  ab- 
cutehen,  warum  nur  die  durch  Furcht  Tor  rechtlichen  Nachteilen, 

Drohiiug  od<^r  älinlicho  Mittel  erfolgende  Motivation  als  Rechts- 
garantie zu  betnic-httMi  svi.  Zu  den  Zfiton  der  naturrcchtliilicn 
Jurisprudenz  fehlte  jede  tictere  Untersuchung  der  v«'rscliied«'u«Mi 
aat'  das  Recht  wirkenden  sozialen  Mächte.  Da  wurde  vor  allem 
nicht  erkannt,  wie  kraftlos  das  Recht  wäre,  wenn  nur  die  staat- 
lichen Machtmittel  ihm  Gewftbr  bOteni  Ein  Blick  auf  dati 
Kirehenrecht  JiEtte  aber  schon  jene  Zeit  lehren  kttnnen,  dafis  eine 
JBechtsordnung  mit  anderen  als  den  gemeiniglich  unter  Bechts- 
iwang  verstandenen  Mitteln  garantiert  werden  kann.  Zwar  kannte 
das  Naturrecht  atfch  den  Gewissenscwang ,  setzte  diesem  jedoch 
den  Rechtszwang  als  äufseren  Zwang  entgegen ;  was  nur  durch 
Gewisseuszwang  gewährleistet  war,  erschien  ihm  nicht  als  Recht. 

Diese  Theorie  bis  in  ihre  neuesten  Spielarten  Ubersieht,  dafs 
es  au&er  dem  Staate  noch  andere  soziale  Mächte  gibt,  die 
wesentliche  Garantien  der  Erfüllung  der  Rechtsnormen  darbieten. 
Der  nichtorganisierte  Druck,  den  die  allgemeine  soziale  Sitte,  die 
besonderen  Anstandsregeln  bestimmter  Gesellschaftsklassen  und 
Berufe,  die  kirchlichen  Verbände,  Presse  und  Literatur  auf  das 
Individuum  und  die  Gesamtheit  austtben,  ist  viel  stHrker  als 
aller  bcwufstc  vom  Staate  gelibte  Zwangt).  So  gewifs  einerseits 
die  nichtstaatlichen  Garantien  allein  «dnie  den  staatlichen  Zwang 
die  Rechtsordnung  nicht  aufrechtzuerbaiteu  vermögen,  so  fiele 
doch  anderseits,  wenn  der  Druck  jener  sozialen  Mächte  aufhörte, 
die  Hechtsordnung  selbst  zusammen,  denn  der  Kechtszwang  ist 
nur  ein  zur  unentbehrlichen  Verstärkung  der  aufserstastlichen 
Garantien  dienendes  Element.  Hundertfältige  Er&hrung  hat  ge- 
lehrt,  dab  dort,  wo  eine  Uefeingewnrzelte  soziale  oder  gar 

liechtsbegrifte«  erklärt,  heute  bereits  in  eine  schwer  zu  behuuptcudc 
Defensive  zurfickgcdrftngt  ist.  Vgl.  Bierling,  Kritik,  I,  S.  Id9  ff.; 
Thon,  Rechtsnorm  und  subjektires  Recht,  1878,  S.  223 ff.;  Rinding, 
Die  Normen  n.  ihre  Übertretung,  2.  Aufl.  1890,  I,  &  484ff.;  Merkel, 
Jur.  Enzyklopädie,  S.  84f.;  Triepel,  Völkerrecht  und  Landesrecht, 
1899,  8.  108  ff. 

')  Beidler,  Jur.  Kriterium,  S.  48  Note,  polemisiert  gegen  meine 
AnsfBhmngen  Aber  die  Garantien  des  Rechts  mit  solcher  Flüchtigkeit, 
dafs  er  mir  meine  eigene  Ansicht  kritisch  entgegenhält! 
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nli;::iÖ8e  Sitte  in  AViderstreit  mit  rler  liechtsordnun^  stellt,  der 
Keclitszwau^  uhnmächtig  ist.  Daher  ist  das  Recht  auch  aul'^er- 
atande,  sein  eigenes  Dasein  zu  behaupten.  Derogierendes  Ge- 
wohnlioitsrecht,  Obaoletwerden  der  Gesetze  beweisen  am  kltrstea, 
daljB  der  fiechtssvang  nnftlhig  ist,  für  sich  allein  das  Recht  la 
garantieren. 

Es  ist  nnn  oftmals,  namentlich  von  Pobliiisten,  daiaaf  hin- 
gewiesen worden,  dafs  ganae  Partien  der  Rechtsordnung  des 

Rechtszwanges  entweder  entbehren  oder  ihrer  Natur  nach  nicht 
fähig  sind.  Die  leges  iniperfectae  des  Privatrechtes,  ein  grofser 
Teil  des  VertassungsrechteN  und  endlieh  das  ganze  Völkerrecht 
gehören  hierher.  Juristen  und  Kechtsphilosophen ,  die  nur  mq 
den  altüberlieferten  Malsstäbeu  zu  mea«en  gewohnt  »ind,  haben 
namentlich  dem  letstgenannten  Gebiete  den  Rechtscharakter  völlig 
abgesprochen.  Nun  können  diese  Teile  der  Rechtsordnong 
sicherlich  nur  dann  den  Anspmch  erheben,  ab  Recht  im  Sinne 
der  Wissensehaft  za  gelten,  wenn  ihre  tatsächliche  Geltung  nach- 
gewiesen wird.  Solche  Geltung  hat  aber  stets  Garantien  zur 
Voraussetzung.  Auch  leges  imperfectae  gelten  nur  dann,  wenn 
sie  gegebenenfalls  zur  Anwendung  kommen  und  die.^e  An- 
wendung gesichert  ist.  Die  (Garantien  aber,  wekdie  grofM-a 
Partien  des  Staats-  und  Völkerrechts,  bei  denen  ihrer  Xatur 
nach  jeder  Hechtszwang  ausgeschlossen  ist,  zur  Seite  stehen,  sind 
oft  viel  stärker  als  alle  erdenklichen  rechtlich  meCsbaren  Zwangi- 
mafsregeln»  Die  Garantien  des  Staatsrechts  liegen  in  erster 
Linie  in  der  Organisation  des  Staates  nnd  der  öffentlich -recht- 
lichen Verbände,  (Vir  die  wichtigsten  Teile  des  Völkerrechts  in 
den  internationalen  Verkehrsverhältnissen  und  anderen  Gesamt- 
interessen der  zivilisierten  Staatengemeinschaft ;  daher  werden  avch 
die  Verwaltnngsvertrttge  oft  sorgltiltiger  vou  eiuzeiueu  Staaten  be- 
achtet als  ihre  eigenen  (ieset/e. 

Es  ist  somit  nicht  der  Zwang,  sondern  die  (rarantie.  als 
deren  Unterart  nur  der  Zwang  sich  darstellt,  ein  wesentliches 
Merkmai  des  Kechtsbegrifies.  Ke(  litsnormen  sind  nicht  sowohl 
Zwangs-  als  vielmehr  garantierte  Normen. 

Wenn  nnnmehr  auf  Grund  voranstehender  Eigehnisse  das 
Verhältnis  zwischen  Staat  und  Recht  festzustellen  ist,  so  sind 
hier  zunächst  zwei  Probleme  zu  lösen.  Einmal  das  Wesen  des 
Staatsrechtes,  der  Rechtsordnung  des  Staates  selbst  und  sodann 
die  Beziehungen  zwischen  dem  Staate  und  dem  innerhalb  seiner 
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OreiiMa  gültigen  Rechte.  Daran  hat  sich  cor  allBeitigen  Be- 
tiaehtmig  dieser  Probleme  eine  knrse  Erörterung  ttber  die  Stellung 
des  Staates  znm  Volkerrechte  ansaschlieCBen, 

11.  Die  eivcelneii  Fragen. 

1.  Das  Problem  des  Staatsrechtes. 

Dieses  lautet:  Ist  der  Staat  selbst  rechtlicher  Ordnuug 
fähig?  Gibt  es  ein  Recht  für  den  Ötaat,  und  worauf  gründet 
«ieh  dieses? 

Staatlicher  Wille  ist  menschlicher  Wille.  £s  handelt  sich 
daher  hier  nm  die  Festsetsnng  des  Daseins  verbindlicher  Normen 
Ar  den  den  Staat  darstellenden  menschlichen  Willen.  Solche 
Normen  werden  aufgewiesen,  wenn  ihr  Sein  nnd  Gelten  sowohl 
ton  den  Herrschenden  als  den  Beherrschten  bejaht  werden  mnfs. 

Um  diesf  fj^ruudh\i:eiultMi  Fragen  zu  beantworten,  müssen 
wir  bis  zu  deu  letzten  psychologischen  C^uelleu  de»  Hechtes 
vordringen. 

1.  Der  Ursprung  der  Überzeugung  von  dem  Dasein  normaler 
V^erhältnisse  liegt  in  einem  bestimmten  psychologisch  bedingten 
Verhalten  des  Menschen  an  den  faktischen  Yoigängen.  Der 
Mensch  sieht  das  ihn  stets  Umgebende,  das  von  ihm  fortwährend 
Wshigenommenei  das  ununterbrochen  von  ihm  Gettbte  nicht  nnr 
als  Tatsache y  sondern  auch  als  Benrteilnngsnorm  an,  an  der  er 
Abweichendes  prüft,  mit  der  er  Fremdes  richtet.  Man  mnfs 
dabei  nicht  s(>fort  an  das  Ethische  und  Juristische  denken  ;  bereits 
in  den  taa-^endfültigen  Normen,  die  das  tUg-liche  Leben  bildet, 
in  dfii  Werten  ,  die  in  Verkehr  und  Sitte  herrschen,  kommt  das 
zum  Ausdruck.  Schmackhaft  dUnkt  den  meisten  Menschen  die 
heimatliche  Zubereitung  der  Nahrung,  schön  der  Typus  des 
eigenen  Stammes,  löblich  die  Vorarteile  des  Kreises,  dem  man 
sagehört,  richtig  die  Lebensweise  der  Gesellschaftsklasse,  der  man 
och  zniählt. 

Die  Tendenz,  das  Faktische  snm  Normalen  an  erheben,  kann 
nun  in  voller  Keinhett  beim  Kinde  studieren.  Das  Kind  Terlangt 

Hie  einmal  vernommene  ErzUhhnif;  mit  denselben  Wendungen 
wieder  zu  h«»ren;  jede  Abwcicliiuitr  von  diesen  wird  als  Fehler 
i.'''iii{!:t.  Den  taktischen  Üesitz  «'iner  Spielsache  betrachtft  es  als 
rechtlichen  Zustand,  daher  jede  Störung  im  Besitze  als  Verletzung. 
Bei  dem  Parallelismns  von  Ontogenese  nnd  Phylogenese  ist  der 
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ScUurs  gerechtfertigt,  dafn  historisch  die  ersten  Vorsteliaiigeii 
▼om  NormatiTeii  sich  in  ähnlicher  Weise  unmittelbar  ans  den 
Faktischen  entwickelt  haben. 

Welche  normative  Kraft  der  Mode,  der  gesellschaftlichen 
Sitte y  den  Anstandsvorschriften  ankommt,  braucht  nicht  näher 
ausgeführt  zu  werden.  Wird  einmal  eine  Mode  eingefllhrt,  so 
erhebt  sie  sofort  den  Anspruch,  als  normativ  anerkannt  zu  werden. 
Selbst  (Iiis  Sittliche  beurteilen  wir  oft  nicht  iiju  Ii  allgemt  im'u 
l^riu/.ipicn ,  sondern  stets  nach  dem,  was  tHtsächlicli  alg  solches 
bei  einem  bestimmten  Volke  oder  innerhalb  eines  bestimmten 
GesellschAftskreises  angesehen  wird,  wie  jeder,  der  auch  nur  ein 
wenig  in  der  Welt  sich  nmgesehen  nnd  die  weitgehenden  lokalen, 
nationalen  nnd  soiialen  Differensen  hierin  beobachtet  hat,  ge- 
nttgeod  ans  eigener  Erfhhmng  weiCs. 

Den  Gmnd  der  normatiTen  Kraft  des  Faktischen  in  semer 
bewnfsten  oder  nnbewnfsten  Vemttnftigkeit  zn  suchen,  wäre  ganz 
verkehrt.  Das  TatsHehliche  kann  später  rationalisiert  werden, 
seine  normative  B»^d»'utunj^  lit-'J^^  aber  in  der  weiter  nicht  ab- 
leitbaren Ei^'«'nschaft  unserer  Natur,  kraft  wclclier  das  bereit> 
GeUbte  physiologisch  und  psychologisch  leichter  reproduzierbar  ist 
als  das  Neue. 

Für  die  Einsicht  in  die  Entwicklung  von  Kecht  und  Sittlich- 
keit ist  die  Erkenntnis  der  normativen  Kraft  des  Faktischen  toi 
der  höchsten  Bedeutung.  Die  Befehle  priesterlieher  und  staat- 
licher Autoritäten  werden  sunächst,  sei  es  aus  Furcht,  sei  es 
aus  einem  anderen  Motive,  befolgt,  und  daraus  entwickelt  sich 
die  Vorstellung,  dafs  der  oftmals  wiederholte  Befehl  selbst,  los- 
prelöst  von  seiner  C^nellc,  kraft  seiner  inneren  verptliilitendeu 
Kraft  eine  schlechthin  /.u  befolgende,  also  sittliche  Norm  sei. 
Alle  imperative  religiöse  Moral  begründet  ihre  Sätze  damit,  dafs 
sie  faktischer  Willensinhalt  einer  schlechthin  anzuerkennenden 
Autorität  sei.  „Denn  ich  bin  der  Herr,  euer  GUitt,*^  lautet  die 
Motivierung  der  altjttdischen  Ethik.  Die  ältesten  religifieen  For- 
mulierungen ethischer  Sätze  werden  stets  in  absoluter  Form  aus- 
gedruckt; sie  werden  awar  mit  Sanktionen,  aber  nicht  mit 
Motiven  versehen ;  ihr  Rechtfertigungsgrund  liegt  in  ihrem  Dasein. 

Noch  schärfer  tritt  aber  das  Verhältnis  des  Faktischen  zum 
Normativen  in  der  Entstehunfr  des  Rechtes  hervor.  Als  Recht 
gilt  in  einem  jeden  Volke  zunächst  das.  was  faktisch  als  Kecht 
geübt  wird.     Die  fortdauernde  1  bung  erzeugt  die  Vorstellaog 
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des  Kormmllfiiigen  dieser  Übung,  und  es  erscheint  damit  die  Norm 
selbst  als  antoritires  Gebot  des  Gemeinwesens,  also  als  Rechtsnorm. 
Dadurch  erhält  auch  das  Problem  des  Gewohnheitsrechtes  seine 
Losung.  Das  Gewohnheitsrecht  entspringt  nicht  dem  Volksgeiste, 
der  es  sanktioniert,  nicht  der  Gesamtflberzetigun^ ,  dafs  etwas 
kr.itt  meiner  iniu'rc^n  Notw«'ii{li«,'k('it  Rocht  sei,  nicht  cinom  still- 
!*chweii:riiilt'n  Wiil<*n,sakt  dvs  Volkes,  soiulorn  entsteht  aus  der 
allgemeinen  psychischen  Eigenschaft,  welche  das  sich  stets  wieder- 
holende Faktische  als  das  Normative  ansieht;  der  Ursprung  der 
verbindenden  Kraft  des  Gewohnheitsrechtes  fällt  ganz  zusammen 
mit  dem  der  verbindenden  Kraft  des  Zeremoniells  oder  der 
Mode^}. 

Aber  nicht  nnr  für  die  Entstehung,  auch  für  das  Dasein 
der  Bechtsordnung  gibt  die  Einsicht  in  die  normative  Kraft  des 
Faktischen  erst  das  rechte  Yerständnis.    Weil  das  Faktische 

überall  die  psychologische  Tendenz  hat,  sich  in  Geltendes  um- 
zusetzen ,  so  erzeugt  es  im  ganzen  Umfange  des  Hechtssystems 
flie  Voraussetzung,  dafs  der  gegebene  soziale  Zustand  der  zu 
Recht  bestehende  sei,  so  dafs  jeder,  der  eine  Veränderung  in 
diesem  Znstand  herbeiführeu  will,  sein  besseres  Recht  zu  be- 
weisen hat.  Darauf  in  erster  Linie  beruht  der  Besitsesscbuts  als 
der  Schute  der  faktisch  bestehenden  Besitsverhältnisse.  Hätten 
die  Juristen  seit  Savignj  dieses  Thema  im  Zusammenhange 
mit  der  ganzen  Bechtsordnung  erOrtert,  anstatt  den  Blick  auf  das 
Einzel  Problem  zu  richten,  so  wäre  wohl  der  Streit  der  Meinungen 
tiber  diese  Materie  bald  allseitig  geschlichtet  worden  ~).  Denu 

')  Mit  vollem  Bechte  bemerkt  Zitelmann,  Gewohnheitsrecht  und 
Irrtum,  Archiv  f&r  siv.  Piazis,  1888,  S.  459:  „Die  ewige  Bechtfertigung 
der  Geltung  des  Gewohnheitsrechtes  liegt  vielmolir  nur  in  jener  pipf*n- 
tömlichen  psychologischen  Erscheinung,  da  Ts  ein  normal  denkender 
Mansch  die  Vorstellung,  dafs  eine  rechtliche  Ordnung  gelte,  dann  er- 
zeugt, wenn  er  das  längere  tatsächliche  Herrschen  dieses  Satzes  be- 
obachtet und  erwartet,  dafs  dieses  tatsächliche  Herrschen  auch  ntnh 
länger  andauern  werde."  Eingehendere  Untersuchung  des  Problems  des 
Gewohnheitsrechtes,  namentlich  der  bedeutsamen  Frage,  wieso  seine 
Können  als  autoritärer  Wille  erscheinen,  liegt  aufserhalb  des  liahmens 
dieses  Werkes. 

Im  einzelnen  mögen  auch  Nfttzlichkeits-  oder  Büligkeits» 
erwigongen  zur  Auegestaltong  der  Anschauung  von  der  normativen 
Geltung  des  Faktischen  geAhrt  haben.  Die  dberraschende  Gleich- 
artigkeit  der  einzelnen  Fälle  deutet  aber  unwiderleglich  auf  eine  ge- 
OMinsame  Ursache  hin. 
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nicht  nar  der  unrechtmfffsig«  Besits  ist  in  pendcnti  geschützt, 
sondern  Mch  die  nichtige  Ehe,  bevor  durch  Urteil  die  Nichtig- 
keit ausgesprochen  wnrde,  der  ans  einem  anfechtbaren  Testamente 
Erbende,  ehe  sngnnsten  des  Anfechtenden  dnrch  den  Biehter 
entschieden  wurde.  Im  Öffentlichen  Becht  gilt  der  in  eine  Kanmer 
Gewählte  in  der  Begel  so  lange  als  Kanunermitglied ,  bis  seine 
Wahl  kassiert  ist;  die  Unjresetzlichkeit  der  Wahl  hat  keiuen 
Eiullufs  uut  die  von  ihm  iiutcnlesson  in  der  Kammer  vor- 
gCMiomineneii  Abstimmungen.  Hat  der  Standesheamte  das  (ie- 
schlecht  eiuei)  Kindes  irrtUmlicherweiHe  in  das  Gohurtsro^ister  falsch 
eingetragen ,  so  darf  kein  das  richtige  Geschlecht  bezeichnender 
Geburtsschein  aufgestellt  werden,  ehe  kraft  richterlichen  Anf- 
trages  die  notwendige  Berichtigung  im  Standesregister  angemerkt 
wurde  Im  ProieCs  ist  der  Sats,  dafs  dem  Kllger  die  Beweis- 
last  obliege,  ein  Anwendungsfall  des  allgemeinen  Prinzipes,  dab 
das  Gegebene  BUTSrderst  das  au  Recht  Bestehende  sei.  Selbst 
die  rechtliche  Beurteilung  der  StaatsumwUlzungen  operiert  mit 
di«'ser  den  normalen  Rechtsverhiiltuissen  zugrunde  liegenden  An- 
scliauung.  Die  Ausübung  der  Staatsgewalt  durch  den  Usurj)at<ir 
schatVt  sofort  einen  neuen  Kechtszustand,  weil  hier  keine  Instanz 
vorhanden  ist,  die  die  Tatsache  der  Usurpation  rechtlich  nn* 
geschehen  machen  könnte.  Im  Völkerrechte  basiert  die  heute 
allgemein  anerkannte  Theorie  der  ToUendeten  Tatsache  auf  dem- 
selben Gedanken.  Die  faktische  Innehabung  der  Staal^walt 
legitimiert  allein  sur  Vertretung  des  Staates  nach  aulsen;  der 
entthronte  legitime  Machthaber  hat  dieses  Recht  durch  das  btobe 
Faktum  seiner  Entfernung  au8  der  Herrscherstellung  verloren. 
Als  Grofsbrilaunieii  IbGO  das  Königreich  Italien  anerkannt^?, 
brach  der  englisrlic  Premierminister  sofort  den  amtlicheu  Verkehr 
mit  drill  (lesaudteu  des  Königs  beider  iSizilieu  ab^). 

Die  Lehre  vom  Staate  empi^ngt  nun  durch  die  grundlegende 
Erkenntnis  der  normativen  Bedeutung  des  Faktischen  hervoi^ 
ragendste  Förderung.  Durch  sie  erst  wird  begründet  und  ver- 
ständlich, was  die  soziale  Theorie  von  dem  Verhältnis  von  Staat 
und  Gesellschaft  behauptet  hat  Ihr  aufolge  ist  ja  die  Staats- 
Ordnung  ein  fortwährender  Kompromiß  der  einzelnen  um  die 

I)  Keiclisgesetz  Ober  die  Beurkundung  des  Personenstandes  aad 

der  Eheschliefsung  vom  6.  Fobnmr  l^T'i.       Pi5,  i;6. 
■«)  F.  V.  Martens,  Völkerrecht,  il,  16ö6,  S.  24  f. 
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Herrschaft  ringenden  (^rupfxMi  und  auch  die  Verfassung  des 
Staates  in  Wahrheit  nichts  anderes  als  diui  Spannangsverhältnis 
der  gftaeUsehaftlichea  Faktoren.  Man  müsse  zwiBchen  der  ge- 
schriebenen nnd  der  tatBAchlichen  VeTfassnog  eines  Steiptes  anter- 
seheiden.  Die  letitere,  in  welcher  das  wirkliche  Leben  des 
Staates  com  Ansdmck  kommt,  bestehe  in  der  faktischen  Macht- 
verteilnng,  die  in  jedem  Staate  nnabhängig  von  geschriebenen 
Reehtsflitaen  vorhanden  ist. 

Auch  das  Recht  ist  dieser  Lehre  zufolge  ein  Kompromifs 
zwisclit'u  verschiedenen  einundtr  widerstreitenden  Interessen'). 
Dieser  Kompromifs  werde  aber  herbeigeftlhrt  sowohl  durrli  die 
Stärke  der  Interessen  als  auch  durch  die  soziale  Macht  der  Inter- 
essenten. Es  seien  daher  die  faktischen  Machtverhältnisse! 
welche  der  Rechtsordnung  zugrunde  liegen  nnd  in  ihr  den  ent- 
sprechenden Ansdrnck  linden. 

Wenn  auch  diese  Theorie ,  wie  alle  Lehren,  die  einen  um- 
fassenden Komplex  sozialer  Erscheinungen  auf  eine  einzige  Ur^ 
Sache  znrllckftlhren  wollen,  das  Wesen  der  gesamten  Rechts-  nnd 
Staatsordnung  nicht  zu  erklären  imstande  ist,  so  mnfs  ihr  doch 
zugegeben  werden,  dafs  wichtige  Partien  des  öft'entlichen  Rechtes 
<rst  durch  sie  in  ihrem  Kntsttdu'ii  und  Wirkfu  verständlich 
Werden.  Allein  sie  ist  zu  ergUnzen  durch  die  Kinsirlit.  dafs  den 
tatsächlichen  Verhältnissen  selbst  normative  Kraft  innewoimt, 
d.  h.  dafs  aus  ihnen  die  Überzeugung  hervorgehen  muXs,  dafs  die 
tatsächlichen  Herrschaftoverliältnisse  als  rechtliche  anzuerkennen 
seien.  Wo  diese  Überzeugung  ausbleibt,  da  kann  die  faktische 
Ordnung  nur  durch  änfisere  Machtmittel  aufrechterhalten  werden, 
was  auf  die  Dauer  unmöglich  ist;  entweder  tritt  schliefslich 
doch  Gewöhnung  an  sie  ein,  oder  die  rein  änfserliche  Ordnung 
selbst  bricht  in  StUcke.  Wo  aber  einmal  das  Gegebene  durch 
die  in  Form  der  Gewohnlieit  sich  Hufscrnde  Anerkennung  zur 
Xurm  erhoben  ist,  da  werden  die  dem  aufsen  Stehenden  selbst 
noch  so  unbillig  dlinkenden  Zustände  als  rechtmäfsig  emjd'undeu. 
Das  zeigt  namentlich  die  Geschichte  der  Unfreiheit,  indein  z.  Ii.  die 
nianni^^^tach  abgestuften  AlihHngigkeitsverhältttisse  des  Mittcdalters 
Jahrhunderte  hindurch  allseitig,  also  auch  von  den  Unfreien 
selbst,  nicht  nur  als  faktisches  Unterworfensein,  sondern  als 
rechtliche  Institution  anerkannt  wurden. 
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Damit  ist  uns  d»'r  Weg  j^ebalnit,  die  Stellung'  der  Staats- 
gewalt zum  Rechte,  die  Möglichkeit  eines  Rechtes  tilr  die  Staats- 
gewalt, d.  h.  des  Staatsrechtes,  zu  begreifen.  In  der  überwiegend 
groben  Zahl  der  Fälle  beruht  die  Bildaug  neuer  Staatsgewalten 
«nf  Voigingen,  die  jede  Mdglichkeit  rechtlieher  Qualifikation  von 
▼omherein  anaecfalieben.  Offene  Gewalt  in  den  manniglaltigslen 
Formen  ist  der  hlnfigste  Qmnd  der  Bildung  und  Auflttrang  der 
Staaten  gewesen.  Aber  selbst  da,  wo  die  Entstehung  eines 
Staates  durch  rechtliche  Akte  vorbereitet  ist,  fÄllt,  wie  früher 
nachgewiesen,  der  Vorgang  der  Entstehung  selbst  aufserhalb  des 
Rechtsgebietes.  Nicht  minder  sind  tiefgreifende  Änderungen  im 
Bau  der  »Staaten  durch  (iewaltakte  vollzogen  worden,  durch  Re- 
volutionen und  Staatsstreiche.  Bei  Änderung  der  faktischen  Macht- 
verhultnisse  der  obersten  staatlichen  Organe  prägt  sich  das  neue 
Verhältnis  unvermeidlich,  selbst  wenn  kein  BuchsUbe  der  Ver- 
fassung geändert  wird,  in  den  Institutionen  deutlich  ans.  Es  gibt 
kein  englisches  Oeseti,  das  die  parlamentarische  Regiemogaferm 
eingeführt  hätte;  die  kitnigliehe  Prärogative  ist  seit  der  Bill  of 
Rights  nicht  wesentlich  durch  Statut  geändert  wofden.  Die 
Schwäche  der  landfremden  hannoverschen  Dynastie  nnd  die 
faktische  Macht  des  Parlaments  haben  allmUhlich  das  heutige 
Verhältnis  von  Krone  und  Unterhaus  herbeigeführt. 

Die  Umwandlung  der  zunächst  Uberall  rein  faktischen  Macht 
des  Staates  in  rechtliche  erfolgt  stets  durch  die  hinzutretende 
Vorstellung,  duU  dieses  Faktische  normativer  Art  sei,  dafs  so 
sein  solle,  wie  es  ist  Also  rein  innerlich,  in  den  Köpfen  der 
Menschen  vollsieht  sich  dieser  Prosefii.  Wer  die  richtige  Er- 
kenntnis hat,  dab  das  Becht,  wie  alle  soiialen  Erscheinungen, 
in  uns,  nicht  aufser  uns  seinen  Sitz  hat,  wird  darin  nichts  Yer- 
wunderliches  finden.  Daher  kann  die  einer  späteren  Zeit  noch 
so  unbillig  scheinende  Machtverteilung  in  einem  Ctemeinwesen, 
die  Au^lxMitung  abliHngigcr  Klassen  durch  die  lierrschendeu  in 
vollem  Mafse  KcchtsiliarakltT  gewinnen  nicht  nur  in  dem  Sinne, 
dafs  sie  v(ui  der  Macht  geboten,  sundern  auch  dadurch,  dafs  sie 
von  dem  Unterworfenen  anerkannt  wird.  Daher  hat  auch  der 
altägyptische  oder  altpersische  Despotismus  fUr  die  von  ihm  Be- 
herrschten KweifelloB  Rechtscharakter  gehabt,  und  nicht  nur  tu- 
historisches,  auch  unjuristisches  Denken  ist  es,  das  derartige 
Staatenbildungen  mit  dem  Mafsstabo  späterer  Rechtsauschauungen 
messen  will. 
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Iliuzutretea  zu  der  Überzeagoog  von  dem  Faktischen  als 
dem  Normativen  müssen  sodann,  um  den  RechtslMgriff  la  voll- 
«aden,  Garantien  dea  alao  in  den  Maehtverhiltnisaen  ansgeprllgten 
Bechtea.  Dieae  liegen  Tor  allem  in  ihnen  selbst;  solange  sie  nn- 
▼erlndert  sind,  garantieren  sie  dnieh  ihr  eigenes  Dasein  die  ihnen 
entsprechende  Beehtsordnnng.  Dam  kommen  die  Garantien, 
welche  in  der  Gestaltung  der  staatlichen  Institutiouen  liefen. 
Machtv'PiKMluii^^  an  verschiedene  Or«rane  und  Machtkonzcntration 
in  einem  Organ,  eine  abliHngige  Beamtenschaft  und  unabhängige 
Staatsämter,  Zentralisation  und  Dezentralisation  der  Verwaltung, 
ansschliefsliche  Staats-  oder  ausgedehnte  Selbstverwaltung,  ein 
grofses  stehendes  Heer  oder  schwache  Miliaen,  UnTenuitwortlich> 
keit  oder  Yeraatwortlichkeit  der  höchsten  Beamten,  Aosdehnung 
oder  Einschränkung  der  Bechtsprechung  haben  alle  aach  die 
Funktion,  die  bestehende  Staatsordnung  in  ihrer  eigentümlichen 
Ausgestaltung  zu  garantieren  und  damit  ihren  Charakter  als  einer 
Keclitsordnung  auszuprUgen.  Hinzu  tritt  dem  einzelnen  gegenüber 
die  staatliche  Zwangsgewalt,  die  nicht  alle,  aber  einen  grofsen 
Teil  der  Normen  des  öft'eutlicbeu  Rechtes  zu  garantieren  vermag. 
Alle  diese  Garautien,  so  stark  sie  auch  an  wirken  vermögen,  sind 
selbstverstindlich  nicht  absoluter  Natur,  weil  Derartiges  in  mensch- 
liehen  Dingen  überhaupt  nicht  yorkommt.  Den  rechtsMndemden 
historischen  Mächten  gegenüber  ist,  wie  bereits  daigetaa,  das 
Becht  selbst  ohnmichtig.  Das  gilt  aber  für  alle  Arten  von  Becht, 
nicht  etwa  nur  für  das  Staatsrecht. 

Der  hier  entwickelte  Gedanke  erklKrt  die  entgegengesetzten 
Lt'liren  von  der  Natur  des  öffentlichen  Kechtcs  als  oinseitig-e 
AutVassuogen  der  verwickelten  Erscheinung.  Er  liegt  nämlich  als 
richtiger  Kern  in  der  Legitimitätstlienrie  verborgen,  die  im  letaten 
Grunde  das  Hecht  stets  ans  der  durch  l«nge  Zeitrftume  geübten 
Anerkennung  faktischer  Verhttltnisse  ableitet.  Aber  auch  die 
Theorie,  welche  den  Staat  nur  als  Machtverhlütnis  anffaCBt,  als 
brutale  Tatsache,  hat  ein  Element  des  öffentlichen  Hechtes  erkannt. 
Beide  Lehren  irren,  indem  sie  Macht  und  Rerht  als  absolute 
GegcnsStzc  auffassen.  Nur  die  niclit  von  dnn  Get'llhl  iiirer 
Norininäf^igkcit   be<^h*itete   Macht  wird   als    Unreiijt  empfunden. 

Der  Prozefs  der  Umsetzung  staatliclHM-  Marht-  in  Kechts- 
verhUltuisse  spezialisiert  sich  aber  inannij^tach  in  den  konkreten 
Fällen.  Energie  oder  Trägheit  des  Volkscharakters,  Stumpfheit 
oder  kritbche  Schärfe  des  öffentlichen  Geistes,  Fähigkeit  der 
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Machthaber,  sich  die  Massen  zu  assiinilien'U,  und  was  die  tausend- 
faltigen  hintorisehen  Umstäii<le  sonst  sein  moppen,  die  den  t-inzelüeii 
geschichtlichen  Vorgang  bestimmen  ^  lassen  kürzere  oder  längere 
Zeit  verstreichen,  ehe  ein  politisches  Faktum  als  zu  Kecbt  be- 
stehend anerkAnnt  wird.  £8  gibt  deshalb  im  Leben  der  V<)lker 
Epochen,  die  von  den  Zellgenossen  und  den  Naehkommen  ab 
Zeiträume  rechtloser  Herrschaft  und  barer  WlUktlr  empfaoden 
werden.  Von  rechtlicher  Bedeatnng  kann  dies  werden,  wenn  ei 
gelingt,  den  als  nnrechtmHfBlg  empfundenen  Znstand  anfzoheben, 
der  dann  gegen(il)er  (It  ia  wie(ler;;ek»'hrten,  noch  nicht  der  Über- 
zeugung von  seiner  Kechtmäfsigkeit  entkleideten  als  Usurpatioa 
und  Unrecht  erscheint. 

2.  An  dieser  Stelle  ist  aber  nunmehr  ein  zweites  wichtiges 
Moment  der  Bildung  und  Entwicklung  des  Kechtes  festzustellea 
und  SU  untersuchen.  Wohl  zu  unterscheiden  nXmlich  von  jenen 
noch  nicht  als  normm&Csig  empfundenen  Zuständen  sind  die 
Kritiken  positiv  •  rechtlicher  Verhältnisse  am  MaliMtabe  eines  sn 
erstrehenden  Zieles.  Mit  der  Änderung  der  sosialen  Verhältnisse 
Undert  sicli  nUmlich  auch  der  Wert,  der  den  in  Kraft  befindlichen 
Normen  zuges(  liriehen  wird.  In  der  (Jesellschatt  liutlet  un- 
unterbrochene Bewegung  und  Umbildung  statt,  an  welcher  auch 
die  Art  des  Normativen  teilhat.  Denn  diese  Bewegung  ist  stets 
begleitet  von  dem  Streben  nach  Änderung  und  Ergänzung  det 
hestehenden  Bechtes.  In  allen  Zeiten,  wo  dieses  Streben  einen 
hohen  Grad  hat,  erzeugt  es  augleich  eine  bald  klar,  hald  ver- 
httllt  auftretende  Lehre  vom  Wesen  des  Bechtes.  Es  wird  näm- 
lich dem  geltenden  Rechte  ein  anderes  mit  dem  Anspruch  auf 
höhere  Geltung  gt  gonübergestellt,  ein  Hecht,  das  den  neuen  nacJi 
Anerkennung  ringenden  Ansprüchen  M  Verwirklichung  verheifst. 
Es  ist  kein  Zufall,  dafs  alle  Kevolutituien  der  neueren  Zeit  unter 
Berufung  auf  das  Naturrecht  stattgefunden  haben.  Das  Natur- 
recht ist  in  seinem  innersten  Kern  nichts  anderes  als  die  Ge- 
samtheit der  Forderungen,  die  eine  im  Laufe  der  Zeiten  vsr^ 
änderte  Gesellschaft  oder  einzelne  Gesellschaftsklassen  an  die 
rechtschöpfenden  Mächte  stellen'). 

V)  oder  auch  den  Ansprüchen  auf  Wiederherstellung  ent8chwunden«T 
Zustände  —  es  gibt  auch  ein  reaktionäres  Naturrecht.  Vgl.  auch 
Bergbohm,  Jurisprudenz  und  i^echtsphilo-opliie,  lb[)2.    S,  174  f..  1^2. 

-')  <inte  Ausfülinniircn  lii<  rüber  von  Jodl.  l'ber  das  Wi  sen  des 
Natun-.  rlits  und  st  ino  li.  il.  iHung  in  der  Gegenwart.  Frager  Jurist. 
Vierteljahreaschrift,  iö^;/»,  ii.  1  tf . 
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Aber  nicht  nur  auf  dem  Wege  der  Gewalt  hat  sich  das 
Natorrecht  Bahn  gebrochen.  Die  unmittelbare  Überzeu^ang  voa 
seiner  GtUtigkeit  hat  sich  httufig  in  den  praktischen  Anschanniigen 
derart  ansgeprigty  dafs  es  kraft  tatBüchUcher  Übung,  kraft  der 
itUlscliweigeiiden  Anerkennung  von  selten  der  herrsclienden  lltchte 
mm  positiven  Recht  geworden  ist  Wenn  es,  wie  frtther  ans* 
geftihrt  wurde,  das  Faktnm  ist,  welches  das  Recht  ersengt,  so 
erzeugt  in  diesen  Fällen  umgekehrt  die  Vur»tellung  des  Rechtes 
das  Faktum, 

Dies  .in  der  Hand  der  neueren  K'echtsgeschichte  im  einzelnen 
nachzuweisen,  wäre  eine  höchst  dankenswerte  Aufgabe,  liier 
seien  einige  besonders  prägnante  Beispiele  aus  der  neueren 
Geschichte  der  rechtlichen  Vorstellungen  vom  Staate  hervor- 
gehoben. 

Nach  der  Verftuwung  des  alten  deutschen  Reiches  waren  die 
Territorien  nicht  Staaten,  die  Landeshoheit  nichts  als  ein  Komplex 

innerlich  vielfach  gar  nicht  zusammenhiingender .  ans  öffentlich- 
nnd  privatrechtlichen  üesfandteilon  gemischter  Rechte.  In  der 
letzten  Zeit  des  Reiches  werden  jedoch  die  'I'erritorien  vnn  den 
Reichspublizisten  für  Staaten  erklärt  und  Uber  sie  nach  „echten 
Grundsätzen  des  allgemeinen  Staats-  und  Völkerrechtes**  d.  h. 
des  Naturrechtes,  gehandelt,  und  diese  naturrechtliche  Anschauung 
hat,  als  Termeintlich  dem  positiven  Recht  entsprungen,  unmittelbar 
auf  die  Ausgestaltung  des  Territorialstaatsrechts  eingewirkt.  Durch 
sie  wurde  snerst  die  Übersengung  herrschend,  dafs  die  Oewalt 
des  Landesherrn  Staatsgewalt  sei.  die  nur  an  dem  Privatrecbt  des 
einzelnen  eine  unflbersteigbare  Schranke  habe,  die  aber  stärker 
als  jedes  der  Entfaltuni:  der  Staatshoheit  sich  entgegenstellende 
Recht  sei.  Die  uaturrechtliche  Lehre  vom  Territorium  als  Staat 
hat  wesentlich  mitgewirkt  an  der  Wandlung  der  Territorien  in 
Staaten.  In  spftterer  Zeit  ist  es  das  „allgemeine  konstitutionelle 
Staatsrecht'',  dem,  als  aus  der  Natur  des  konstitutionellen  Staates 
Itiefsend,   unmittelbare  Geltung  fttr  jeden  Staat  zugeschrieben 

')  Pntter,  Beyträge  zum  Teiitschen  Staat«-  und  Fürstonrechte,  I, 
1777,  S.  319.  Aus  dem  Umfang  der  Landeshoheit  folgert  Pütter,  dafs 
sie,  die  Einschrtokung  durch  das  Reich  abgerechnet,  eine  höchste 
Gewalt  lei ,  daraus  weiter  aber  ihre  Unterordnung  unter  die  S&tse  des 
allgemeinen  Staatsrechts.  Ebenso  Gönner,  Tentschcs  Staatsrecht, 
180i,  S  227:  «Die  tentsche  Landeshoheit  enthält  den  Inbegriff  aller  in 
der  obersten  Gewalt  nach  dem  rationellen  Staatsrecht  liegenden  Rechte. 
J«lliii«k,  Dm  BMlit  dM  mod^man  8t«*ie».  I.  2.  Aufl.  22 
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wird,  wodurch  stillsc  hwcijrt'iid  in  vielen  Staaten  verschiedene  Sätze 
dieses  konstitutionellen  Nuturrechtes  eingeführt  worden  sind^). 

Am  augenfiüligsten  ToUsieht  sich  dieser  Prose(s  der  Positi- 
▼iemng  (wenn  man  sieh  so  ausdrucken  kann)  des  Natnrrechtes  in 
Laufe  von  Bevolntionen.  So  vor  allem  sa  Beginn  der  rerolntio* 
nKren  Bewegung  in  Frankreich  in  jener  denkwttrdigen  königlichen 
Sitzung  vom  23.  Juni  1789.  Indem  der  tiers  ^itat  dem  Befehl 
des  Kiinig^s  den  Gi'horsam  weigert  und  sich  als  die  mit  dem 
pouvoir  constituant  ausgerüstete  Nationalversammlung  »'iklürt, 
glaubt  er  auf  dem  Boden  des  Rechtes  zu  stehen.  Die  Männer, 
welche  diese  tiefeinschneidende  Wandlung  vollziehen ,  sind  der 
Übenengnngy  dals  der  altmonarchisehe  Staat  in  Wahrheit  anf 
dem  Prinzip  der  Volkssonveiltnetät  mhe,  nnd  der  K0nig  oiclits 
anderes  sei  als  der  Beamte  des  Oemeinwillens.  Dieser  Olaobe 
wird  aber  durch  die  reToluttonXre ,  keinem  ernsten  Widerstand 

1)  Ein  interessantes  Beispiel  hierflir  bietet  das  Prinaip  der  Dislun- 
tinnitftt  der  Sitsnngsperioden  im  Falle  der  SehlieTsung  der  Kämmen. 
In  vielen  Verfassungen  ist  dieses  Priosip  gar  nicht  aosgesprochen  —  so 

in  der  des  Deutschen  Reiches  und  der  preufsischen,  wird  aber  trotzdem 
als  selbstverständlich  betrachtet.  Vgl.  Laban  d,  I,  S.  817;  H.  Sc  hu  he. 
Freufs.  Staatsrecht,  2.  Aufl.,  I,  S.  362;  G.  Meyer,  S.  326.  N.  11;  Stahl 
motiviert  es,  echt  naturreehtlich,  damit,  dufs  es  beruhe  „auf  detn  allge- 
meinen ouropaiseheii  Kec  ht8bewuf8t.Hein  und  der  enropiiisdien  Gewöhnung, 
dafs  mit  der  Schliffsiing  der  Kammern  alle  ihre  nicht  völlig  beendeteu  Ar- 
l)eit(ni  expirieren'*  (Schulze  I.e.).  Die  österreiehische  Verfassung  (vgl. 
Abgeänd«  rte8  Staalsgrundgesetz  über  die  Reichavcrtretung  v.  21.  H«. 
1867,  §  19)  kennt  ausdrficklieh  nur  das  Institut  der  Vertagung  dei 
Beichsrates  und  der  Auflösung  des  Abgeordnetenhauses,  nichtsdesto* 
weniger  besteht  in  Österreich  genau  dieselbe  Praiis  wie  in  den 
Staaten,  die  das  Institut  der  Schliefirang  formuliert  haben,  wie  denn 
auch  in  mehreren  Österreichischen  Gesetsen  die  Schliefsung  mit  den 
herkömmlichen  Wirkungen  genannt  oder  voraut^gc setzt  wird.  In 
Luxemburg  aber  hat  der  Sessionsschlufs  keineswegs  die  „dem  europäi- 
schen Ixeehtsbewufstsein'*  entsprechende  Wirkung  (Eysehen.  I>a« 
Htaat>ret  ht  <\l'-<  (Irorsherzogtnnis  Luxemburg,  im  HB.  des  ü^'.  Ii.  S.  lt>^>. 
in  den  Nieili'rlanileii  ist  dif  Praxis  .-chwankend  (de  Hart<i<jf,  I>as 
Staatsrecht  drs  Jv<'ni^it'i'  li>  der  Niederlande,  im  IIB.  des  üiY.  \\..  S.'Ml 
St-Iir  interessant  wäre  es,  alles,  was  in  rinem  Stiuite  nngeschri<  ben  ab 
konstitutionell  oder  parlamentarisch  geboten  gilt,  auf  sein«*  Herkunft 
ZU  prüfen.  Sicherlich  würde  in  idelen  «Punkten  weder  die  englische 
Praxis  noch  die  französische  auf  Grund  der  Charte,  sondern  die 
Theorien  Benthams  (worauf  Hatschek,  Engl.  Staatsr.,  I,  8.  482 C 
eingehend  verwiesen)  und  Benjamin  Constants  und  seiner  Nachfolger 
als  Quelle  erscheinen. 
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begegueude  Tat  des   dritten   Standes   zur  Keclit^wirkliclikeit 
Die  t'T>U'  französische  Verfassungsurkunde  vom  3.  September  1791 
ist  ganzlich  auf  dem  Priuzipe  der  Volkssoaveränctät  aufgebaut» 
nod  der  K>'>nig  bat  im  groben  und  ganzen   nur  die  Steilungi 
welche  ihm  Rousseau  in  seinem  contrat  social  eingerXumt  hatte. 

Anch  in  der  deutschen  Bewegung  von  1848  ist  die  kon- 
slitttierende  NationaWeraammlnng  zu  Frankfiirt  in  dem  Glauben 
befangen,  dals  sie  die  auaschiiefslich  dem  Volke  zukommende 
konstituierende  Gewalt  darstelle,  und  die  Regierungen  der  Einzel- 
staaten waren  sich  keinesfalls  Uber  den  Umfang  der  VoIlmaGhten 
des  Frankfurter  Parlaments  im  klaren.  Daher  ist  die  Frage, 
ob  das  Verfassnnj^swerk  der  Zustimmung  der  einzelstaatlicheu 
Regierungen  zu  seiner  Perfektion  bedurft  hätte ,  niemals  ent- 
schieden worden^).    Die  Nationalversammlung  war  der  Über- 

Höchst  interei^sant  sind  die  in  der  seaneo  royalo  nach  dem  Ab- 
gantre  d»"<  König:4  gehaltenen  Reden,  die  alle  von  dem  dem  positiven 
Stautsreclit  entschieden  widerspreclicndeii  Gedanken  ausg«'hen.  dafs  der 
dritte  Stand  ganz  unahhängig  vom  König,  aogar  über  ihm  stehend  ge- 
»eugebeude  Gewalt  besitze.   So  erklärt  Barnave:  ...  V^ous  avez  de- 
dar^  ce  qne  vons  fites;  tous  n*avez  pm  besoin  de  sanction:  Toctroi  de 
Vimpöt  dopend  de  tous  seuls.  Envoyds  par  la  nation,  organes  de  ses 
Tolont^  ponr  faire  une  Constitution,  tous  fites  oblig^  de  demenrer  as- 
eembifis  aussi  longtemps  que  rcus  le  croires  nficessaire  4  Tint^rSt  de 
TOS  oommettants,  und  Siejis  behauptet  von  der  Antoritftt  des  fran- 
zösischen Volkes:  . . .  Elle  nous  pousse,  et  nous  demande  une  Constitu- 
tion. Et  qni  peut  la  faire  sans  nons?  qu5  peut  la  faire,  si  ec  n'est  nous? 
Est-il  une  puissance  snr  terre  qui  vous  puisse  oter  Ic  droit  de  rejirf'sentor 
V09  commettants?  Hierauf  beschlief^t  die  \'er.-»ainn)lung  die  Unverletziich- 
ke'it  tler  Deputierten,  bezeichnet  die  dagegen  gerichteten  Angriffe  als 
todeswürdige  Verbrechen  und  verordnet  aus  eigener  Machtvolikommen- 
beit:  „L'Assemblfie  nationale  arrfite  que,  dans  les  eas  snsdits,  eile 
prendra  tootes  les  mesures  nficeasaires  pour  rechercher,  poursuivre  et 
pnnir  ceuz  qni  en  seront  les  auteurs,  instigatcura  ou  exficuteurs.**  Ar- 
chives  parlamentaires  I  S^rie,  VIII,  p.  146  f.  In  so  anschaulicher  Weise 
dürfte  das  Naturrecht  kaum  anderswo  einen  derartigen  Triumph  ge- 
feiert haben. 

Dif  .Viiliänger  der  reichstäj^liehon  Zuständigkeit  zur  Verfa^sunrrs- 
gobang  heruf<Mi  .sich  auf  den  IJe.vcliliifs  de-  I?und>'>tM^'es  vom  12.  .luli 
1^*4^,  (U-r  dir-  Ausübung  seiner  verta.-8ml^^^Ml;i^-i;r•  11  iJetngnis-e  und  Vev- 
ptliclituii;,^fn  an  die  pritvisorisebe  Zt!ntralg»  walt  ülx-rtriigt  (ah^xedruekt 
bei  G.  V.  Meyer,  Corpus  iuris  coufoederationis  Germauicae,  Autl., 
II,  8.  512 f.).  So  znletst  Binding,  Der  Versuch  der  Reicbsgröndung 
4urch  die  Panlskircbe,  1892,  8.  17.  Allein  nicht  nur  hatte  Österreich 
sich  von  Anfang  au  die  Zustimmung  zu  jedem  Bescblufs  der  Frank- 
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Zeugung,  dafs  ihre  gesetzgeberisebeu  Bescblttsse  dnrcli  die  auf 
ihren  Befehl  erfolgende  Publikation  unmittelbar  verbindliche 
Kraft  für  die  lio^'-ioningei»  und  das  di-utsche  Volk  besUfseii,  Sie 
erliifst  die  dcutstdie  \V»'chsp|ortliiung,  <lio  von  einigen  Staaten  als 
Keiclisgesetz ,  von  anderen  als  Landcs^^esetz  einjrcftihrt  wird 
Die  provisorische  Keiciisgewalt  verkündigt  am  28.  Dezember  1848 
die  von  der  Nationalversammlung  beschlossenen  Gmndrechte  des 
deutschen  VollKes,  die  nun  in  einem  Teil  der  Bandesstaaten  durch 
blofse  ministerielle  Bekanntmachung  als  ein  bereits  gültiges  Reiche» 
gesets,  von  anderen  als  Laadeqgesetiy  von  einer  dritten  Gruppe 
(Prenfsen,  Österreich,  Bayern,  Hannover)  gar  nicht  pnblixiert 
werden.  In  dieser  verschiedenartigen  Haltung  der  deutschten  Re- 
gierungen spiegeln  sich  deren  Ansichten  über  die  souveiüne  Gewalt 
"wieder,  die  das  Frankfurter  Parlament  sich  anf  (irund  eines 
natiineclitlic  lien  I)(»;j^nias  /ugesc  lirieben  liatte.  Ein  späterer  Bundes- 
beschlufs  hat  tien  Frankfurter  Orundreclitcn  die  Verbindlichkeil 
als  Gesetze,  die  sie  ja  ^MnUfs  dem  vom  reaktivierten  Bundestag 
eingenommenen  Standpunkte  gar  nicht  gehabt  hatten,  ausdrück- 
lich wieder  genommen  ein  schlagender  Beweis  dafür,  dafs  selbst 
der  Bundestag  sich  nicht  der  Anschauung  erwehrt  hat,  dafs  ein 

fiii  tr  r  XationalvtM>ainiidun^  ausdrücklich  vorbchaltfn  .  es  lag  auch  gar 
nicht  in  der  Koiiipiteiiz  und  der  Absicht  des  Hundestages,  der  über- 
dies nur  dem  Heichaverweser  aeine  Kechte  übertragen  hatte,  der  Nati»»nal- 
versammlung  konstituierende  Gewalt  zu  verleihen.  Von  allem  anderen  ab- 
gesehen, konnten  die  mit  der  zu  schaffenden  Reichsverfassung  nicht  verein- 
barlichen  Bestimmungen  der  Landesverfassungoi  nicht  ohne  Zustimmung 
der  betreffenden  Kammern  aufser  Kraft  gesetzt  werden.  Der  Beschlufs 
der  Nationalversammlung  vom  27.  Mai  184S,  der  die  dem  Verfiununga- 
werk  entgegenstehenden  He-tinnnungen  einzelner  Landesverfassungen 
flir  unprdtifT  erklärte  (vgl.  Uttu  Mejer,  a.  a.  O.  S.  211,  N.  12),  war  der 
nattuTeclitlichen   Lehre   von  der  konstituierenden  frewalt,   nielit  dem 
positiven   Kcchte   entsprunjjcen.     I)ie  Reichsverta>?«ung  vom  27.  März 
1849  wurile,  gemäfö  dem  ß<'sehlusse«  vom  2^.  Juni  lb4f<,  ohne  Beitritt 
des  Reichaveiwescrs  publiziert  und   konnte  schon  deshalb   von  den 
Regierungen  augefochten  weiden. 

1)  Vgl.  Thül,  Handelsrecht,  H,  4.  Aufl.  1878,  S.  96ff 
*)  Bundesbesehlufs  vom  23.  August  1851.  G.v.  Meyer,  II,  S.  561. 
Die  Bundesverssmmlnng  erkl&rt,  dafs  die  Grundrechte  weder  in  der  Formt 
in  der  sie  unter  dem  27.  Dezember  1848  erlassen  wurden,  noch  als  Be- 
standteil der  ReichsverfassuDg  für  rechtsgültig  gehalten  werden  können, 
und  fü^^r  hinan:  „Sie  sind  deihalb  insoweit  in  allen  Bundesstaaten  als 
aufgehoben  zu  erklären.** 
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Seiusollen«les  durch  ÜV>frzeugung  von  seiner  Rechtmäfsigkeit  un- 
mittelbar Kei-htskraft  gewinnen  konnte. 

Dafs  die  Vorstellung  derartiger  ange.^trobtcr  Krchte  als 
bereits  existierender  auch  in  der  Gegenwart  lebendig  i»t ,  lehrt 
ein  Blick  auf  die  heutige  Rozialistische  Bewegung  und  die  »ie  be- 
gleitende Literatur.  Das  Beeht  auf  Existeni,  das  Recht  auf 
Arbeit,  das  Becht  anf  den  YoUen  Arbeitsertrag  geboren  dem 
InTentar  des  sosialistiseben  Natnrrecbtes  ^)  an,  nnd  der  flbersengte 
Sozialist  bat  an  seinen  „ökonomischen  Grundrecbten'* ')  nicht 
minder  einen  Mafsstab  zur  Prüfung  dos  Geltenden  auf  seinen 
wahren  Rechtsgehalt,  wie  ihn  der  französische  Radikale  des 
18.  Jahrhunderts  a?i  seinem  contrat  social  besafs. 

So  wird  denn  zweifellos  auch  in  alleZukuni't  die  Vorstellung  von 
einem  Rechte  de  lege  ferenda  ein  gewaltiger  Faktor  im  Rechtij- 
bildongsproxesse  bleiben.  Die  gegen  die  Ezistens  eines  Naturreebtes 
gericbtete  wissenscbaftUebe  Kritik  bat  den  Naebweis  geftthrt,  da(s 
das  Natnrrecbt  in  allen  seinen  mannigfaeben  und  wechselnden 
Gestalten  niebt  den  Cbarakter  der  Gültigkeit  nnd  daber  nicbt  den 
des  Rechtes  habe,  und  verwirft  es  deshalb.  Allein  sie  erklärt  die 
Erscheinung  des  Naturrechtes  nicht;  die  geschichtliche  Tatsache, 
dafs,  von  dem  ersten  Augenblicke  angefangen,  da  man  über  das 
Wesen  des  Rechtes  nachdachte ,  auch  die  Überzeugung  von  dem 
Dasein  eines  Naturreebtes  auftaucht,  das  seine  Gültigkeit  nicht 
auf  nensebliebe  Satmng  snrtteklübrt,  yielmebr  illr  diese  die 
bObere  Norm  bildet,  wird  dnreb  moderne  juristiscbe  Kritik  nicbt 
▼erstllndlicb.  Von  der  bereits  yor  Sokrates  anftancbenden 
Lehre  von  dem  <pvoei  dincuw  an,  die  bei  Aristoteles  in 
▼ollster  Klarheit  ausgebildet  ist  und  von  der  Stoa  zur  Grundlage 
ihrer  Ethik  und  Rechtspliilosophie  erhoben  wird,  durcli  <1  ie  Tlieorie 
Ciceros  und  der  römischen  Juristen  vom  ins  naturale  liindurcli 
hat  die  Idee  de»  Naturrechtes  das  ganze  Mittelalter  belierrscht 
nnd  ist  nicht  etwa,  wie  sogar  heute  noch  mancbe  glauben,  in  der 
neueren  Zeit  von  Hugo  Grotius  nnd  anderen  aufgestellt  worden, 
sondern  sie  ist  nnr  im  Gegensatz  an  der  frttberen  tbeologiscb  ge- 
erbten Spekulation  unter  erneutem  Einflufs  der  Alten  sowobl 
klarer  beransgearbeitet,  als  auch  an  einer  schulgerecbten  Doktrin  ■ 


*)  Vgl.  die  gründliehen  Ausführungen  ▼.  A.  Menger,  Das  Recht 
auf  den  vollen  Arbeitsertrag,  18><r). 

A.  Menger,  ebenda  S.  5,  6. 
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und  späterhin  zu  einer  reyolntlonären  Lehre  umgebildet  worden« 
Dafs  es  aber  heute  noch  keineswegs  ans  den  Anschaoungen  der 
es  ablehnenden  Juristen  verschwunden,  die  Bechtswissensehaft 
vielmehr  liberall  von  naturrechUichen  Voraussetsungen  und  De- 
duktionen durchtränkt  ist,  hat  Bergbokm  in  eingehendsteri 
höchst  hihlirciKler  Weise  dargelegt*). 

Eine  soh-lie  grof^arti^'e  historische  Erseliciiiung  wird  indes 
dadureh  noch  niclit  begriiVen,  dafs  man  sie  widerlegt  oder  verwirft. 
Die  moderne  Jurisprudenz  steht  in  der  Art  ihrer  Ablehnung  aller 
Ideen,  die  ein  Recht  neben  oder  Uber  dem  positiven  Recht  be- 
haupten, auf  der  Stufe  derer,  welche  die  Religionen  in  die 
wahren  und  die  falschen  einteilen,  was  sicherlich  das  historische 
Verständnis  der  Gesamtheit  der  religiösen  Erscheinungen  von 
vornherein  unmöglich  macht  Was  der  modernen  Bechtswissen- 
Schaft  mangelt  und  durch  blofse  Konstatierung  der  Positivität 
alles  Rechtes  nicht  ersetzt  werden  kann ,  ist  eine  in  die  Tiefe 
dringende  Lehre  von  den  rcciitscrzeugenden  Kräften.  Sie  begnügt 
sich  mit  der  Aufstellung  von  (iewohnlieit  und  Gesetz  als  Kechts- 
quellen,  ohne  Hie  Ii,  abgesehen  höchstens  von  einigen  allgemeinen 
Bemerkungen,  viel  darum  zu  bekümmern,  welche  Mächte  es  sind, 
die  den  Lauf  dieser  Quellen  bestimmen.  Die  grotiBe  prinzipielle 
Frage:  Wie  wird  Nicbtrecht  au  Recht?  wird  vom  Juristen  dem 
Rechtsphilosophen  sugeschoben,  dessen  Lösungen  des  Problems  aber 
von  jenem  entweder  ignoriert  oder  belächelt  werden      Und  doch 

»)  A.  a.  0.  8.  2:{2  ft* 

2)  Vgl.  z.  B.  die  eingehende  Kritik  nud  Verwerfung  des  Hechtsgefühl:? 
als  rt'i  htserzeugender  Macht  hei  H  »•  r  ir  1>  o  Ii  m ,  S.  454  ff.  und  über  daa 
rnf^eiiügeuile  einer  solchen  im  weHt-ntliclicn  blofs  nt'gati\  en  Kritik  die 
V'T/.ü^dichen  Ausführungen  von  Beruatzik  in  seiner  Anzeige  des 
Bergbülimsehen  Werkes  in  SchmoUers  Jahrbuch,  1896,  XX,  S.  653C 
Einen  neuen  Weg  versucht  Stammler,  Die  Lehre  vom  richtigen  Reeht, 
einzuschlagen,  indem  er  im  geltenden  Recht  das  der  Reehtsidee  Ent- 
sprechende, dieses  somit  als  positives  Recht  aufiraweisen  trachtet  Nur 
vermag  er  kein  Mittel  ansugeben ,  die  Erkenntnis  der  Richtigkeit  des 
Rechtes  von  subjektivem  Qntdfinken  zu  befreien,  was  allerdings  nicht 
ihm  zuzurechnen  ist,  da  er  an  ein  festes,  sittliches  Ideal  und  dessen 
Allgemeingültij^keit  glaubt.  Für  die  vordringende  Kraft  einer  solchen 
Lehre  wäre  es  aber  von  der  hiulisten  Bedeutung,  zu  erfahren,  wie  die 
Andersgliiui>igen  zu  bekelirt-n  sind,  /.umal  wenn  diese  jenem  „richtigen 
Rechte"  ein  anderes  mit  gleicher  Uberzengungskraft  entgegenstellen. 
Mau  denke  z.  B.  nur  an  die  Stellung  der  katholischen  Recht^lehre  zur 
Ehescheidung,  die  nach  Stammler,  8.  576 ff.,  zum  riehtigen  Recht 
gehört  1 
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mufs  das  Wesen  der  rcchtsurzeugendeu  und  daher  dem  Rechte 
Toraagebendea  Mächte  erst  von  Grund  aus  erkannt  werden,  ehe 
man  mit  sicherem  r^licke  Recht  von  Nicht-mehr-Recht  nnd  Noch- 
nicht-Becht  lO  sendern  imbtande  ist. 

Oberbliekt  man  die  dritthalbtansen^jährige  G^escfaichte  der 
natnireebtlichen  Vontellnugen ,  so  wird  man  auf  Grund  robif^er 
Erwlgung  sa  dem  Scbluase  gelangen,  dafs  der  nie  gänslicb  zu 
bannende  Schein  eines  Rechtes,  das  yermöge  seiner  inneren  Ge- 
rechtigkeit  mit  sittlicher  Notwendigkeit  verbindlich  und  darum 
geltend  ist,  mit  auf  unserer  psyc-hischen  Ausstattun;;  basiert  ist. 
Damit  ist  uatiirliili  über  seinen  Iniialt  und  seinen  objektiven 
Wahrheitsgehalt  gar  nichts  ausgesagt.  Dieser  Inhalt  ist  vielmehr, 
wie  selbst  eine  fluchtige  historische  Untersuchung  ergibt,  zeitlich 
imd  örtlich  wechseind|  und  der  Schlufs  von  ihm  auf  ein  objektiv 
Gerechtee  ebenso  metaphysischer  Art  wie  jede  dogmatische  Be- 
hanptnng  einer  objektiven  ethischen  Macht  Um  in  dem  Gleichnis 
mit  den  Religionen  sn  bleiben ,  so  wird  der  Forscher  ans  der» 
wie  manche  behaupten,  bei  allen,  sicherlich  aber  bei  den  Uber 
die  Stufe  tieftter  Wildheit  heraufgehobenen  Völkern  vorhandenen 
Erscheinung  religiöser  Vorstellungen  den  Schlufs  ziehen,  dafs 
diese  notwendige  bestimmten  Anlaoren  und  liediirfnissen  des  Men- 
schen entsprechen,  ohne  daf>  er  damit  irgend  etwas  Uber  den 
objektiven  Wahrheitsgehalt  der  religiösen  Vorstellungen  aus- 
sagen will. 

Alles  Recht  ist  nur  möglich  unter  der  Voranssetaung,  dafs 
wir  die  Fähigkeit  haben,  uns  durch  Anforderungen  an  unseren 
Willen,  deren  Inhalt  subjektivem  Gutdünken  entrttckt  ist,  ver- 
pflichtet SU  halten.  Wesen,  denen  solche  psychisch-ethische 
QualiUtt  mangelte,  stunden  notwendig  jenseits  von  Recht  und  Un- 
recht. Diese  Eigenschaft  änfsert  sich  aber  im  Menschen  un- 
abhängig von  allen  abstrakten  Vorstellungen  einer  jxtsitiveu 
Reclitsordnunfr,  ja,  bevor  das  Bewufstsuin  einer  soK-ht-n  iiberliaupt 
möglich  ist.  Deutlich  läfst  sich  das  an  der  Entwicklung  der 
kindlichen  Vorstellungen  vom  Rechte  studiereu,  indem  das  Kind 
in  frtlhem  Alter  bereits,  in  der  Regel  lange  bevor  es  sprechen 
kann,  Züchtigungen  von  Angriffen  anderer  Art,  etwa  durch  gleich- 
alterige  Kinder,  wohl  zu  unterscheiden  vermag  und  auf  beide  in 
verschiedener  Art  reagiert,  die  Züchtigung  als  Strafe,  anders- 
gearteten Angriff  jedoch  als  Unrecht  empfindet,  sich  gegen  ihn 
daher  snr  Wehr  setst  oder  Uber  ihn  eine  dem  Anlafs  gewöhnlich 
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nicht  ang:eniesspne  starke  Krtakung  zur  Schau  trä^t.  Der  Ter- 
lotsende  Angriff  selbst  bringt  nnreflektiert  in  der  kindliclien  Seele 
die  Torstellnng  des  Niehtseinsollenden  und  damit  des  Unreeht- 
mMfsigen  henror.  MttfiBiger  Wortstreit  wäre  es,  wenn  man  diese 
primitiven  Vorstellnngen  als  ftlr  das  Recht  im  jnristisehen  Sinne 
unerheblich  bezeichnen  wollte ,  denn  alle  Normen  haben  die 
gleiclie  Wurzel .  und  alle  Differenzierung  iunerhalb  der  NornieQ 
ist  Ergebnis  höherer  Entwickluni;. 

Mit  grofner  Sicherheit  aber  ist  in  diesem  wie  iu  so  vielen 
anderen  Punkten  <ler  SchloTs  von  der  ontegenetischen  anf  die 
phylogenetische  Entwicklung  an  siehen.  Jene  psychisch-ethische 
Eigenschaft  der  Verpflichtbarkeit  des  Willens  dnrch  Nonnen  hat 
sicherlich  schon  in  primitiven  ZnstMnden  nicht  nur  passive ,  son- 
dern auch  aktive  Bedentung  gehabt,  d.  h.  sie  hat  die  Vorstellnng 
von  Nonnen  produziert,  deren  G^ewif8heit  dem  naiven  Bewufstsein 
s<»  «'inlt'uchtend  ist.  dafs  jedes  Forschen  nach  einer  Quelle,  die 
aufserhalb  der  Psyche  des  sich  durch  sie  V)erechtigt  oder  ver- 
pflichtet Glaubeuden  liegt,  entweder  alu  Überflüssig  betrachtet 
oder  diese  Quelle  durch  theologische  und  metaphysische  Speku- 
lation imaginiert  wird.  Die  Vorstellnngen  eines  natttrlichen  objek- 
tiven Bechtes  sind  daher  eine  Begleiterscheinung  der  piycholo- 
gischen  Gmndtatsacheni  anf  denen  die  Möglichkeit  einer  Bechts- 
ordnnng  ttherhaupt  beruht. 

Sozial  psychologische  Untersuchung  ergibt  nun,  dafs  für  die 
Ausbildung  der  Überzeugungen  von  dem  Dasein  einer  Kechts- 
ordnnng  diese  Begleiterscheinung  von  niclit  geringerer  Bedeutung 
ist  als  die  Fuhigkeit  des  Unisetzeus  tatsächlicher  Übung  in 
Normen.  Würde  blofs  das  TatsHchliche  als  normativ  anerkannt 
werden,  so  käme  es  in  jeder  geschichtlichen  Epoche  an  einem 
Punkte,  wo  vermöge  der  Umänderung  der  gesellschaftlichen  Ver^ 
hiltnisse  der  Bechtscharakter  des  TatsXchlichen  entschwände,  ohne 
dafs  etwas  Neues  an  die  Stelle  au  treten  vermtfchte.  Lange 
Zeitrftnme  wilder  Anarchie  wären  die  notwendige  Folge  einer 
derartigen  einseitigen  Begabung  der  menschlichen  Natur.  Die 
Vorstellnngen  eines  natürlichen  oder  vernünftigen  Rechtes  wirken 
aber  energisch  mit,  um  selbst  tiefgreitende,  sich  rasch  volisiehende 
Äuderangen  im  Staats-  uud  Kechtszustaud  zu  legalisieren.  Sie 
allein  vermögen,  noch  ehe  gewohnheitsmäfsige  Übersengungen 
Plata  greifen  können,  im  Falle  des  Bruches  der  gegebenen  Staats- 
ordnung der  neuen,  an  die  Stelle  der  vernichteten  tretenden 
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Ordniing  sofort  gani  oder  doeh  in  weeentlicben  Teilen  Beehts- 
dMrakter  bu  veileihen.  Noch  ehe  GewOhnong  die  Umsetsnng 
d€s  TatBlchliehen  in  Normatiyes  vollsieht,  wirkt  die  Überseugung 
der  Vemttnftigkeit  der  neuen  Ordnung  in  solchem  Falle  die 
Vorstellung  ihrer  Rechtmäfsigkeit  aus.  Daher  kaiiu  es  kommen, 
(lafs  die  durch  eine  jj^elungene  Kevohition  vollz»)geiie  Änderung 
der  Staateordnung  sofort,  indem  sie  das  Volk  in  seiner  grofsen 
Mehrzahl  billigt,  als  zu  Jäecht  bestehend  angesehen  wird.  So 
▼nrde  der  Sturz  Napoleons  III.  durch  die  Revolution  vom 
4.  September  1870  von  dem  grOlstea  Teil  der  Fransosen  als 
leehtmlbig  empfunden,  und  demgemäß  bat  sieb  die  Verwandlung 
des  sweiten  Kaiserreicbes  in  die  dritte  Bepublik  fast  ebne  jeden 
recbtliehen  Hiatus  ToUsogen. 

Von  dem  falseben  Dogma  der  Geseblossenbeft  des  Beebts- 
Systems  erftillt,  übersieht  die  Jurisprudenz  in  der  Regel,  dafs  die 
Kechtsgeschichte  zugleich  auch  eine  Gescliichte  der  Rechtsbrüche 
und  der  rechtsleeren  Räume  innerhalb  der  Keclitsorduuug'en  und 
neben  ihnen  ist,  und  vermag  daher  nur  vermittelst  einer  an  Un- 
richtigkeit den  kühnsten  naturrechtlicheu  Spekulationen  vergleicb- 
bereu  Fiktion  den  Schein  durcbgingiger  Becbtskontinuität  zu 
wahren. 

8.  Es  sind  somit  swei  psjebologiscbe  fUemente,  welche  die 
ünuetsung  der  Staatsordnung  in  Becbtsordnuug  Temraacben.  Das 
eiste,  das  tatsHeblicb  G^ettbte  in  Nonnatives  verwandelnde,  ist  das 
konsenrattve,  das  «weite,  die  Vorstellung  eines  über  dem  positiven 

Rechte  stehenden  Rechtes  erzeugende,  das  rationale,  evolutio- 
nistische,  vorwUrtstreibende,  auf  Änderung  des  gegebenen  Kechts- 
Mbtaiides  «gerichtete  Element  der  Reclitsbildung. 

im  politischen  Kampfe  pflegen  sich  die  Vertreter  beider 
Elemente  schroff  g^^enttber  su  stehen,  ohne  zu  bemerken,  dafs 
«ie  notwendigerweise  zusammengehören.  Wie  nachgewiesen,  hat  i%lr 
die  fiegrttndung  der  Überzeugung  von  der  rechtlichen  Natur  des 
Staatsrechtes  das  zweite  Element  der  Becbtserzeugung  grobe  Be- 
deutung,  indem  es  sich  in  eigenttlmlicher  Weise  mit  dem  ersten 
verbindet  und  mitwirkt  an  der  Legitimierung  neuer,  im  Wider- 
sprach mit  der  frttber  bestehenden  Staatsordnung  geschaffener 
Zustande,  sofern  sie  den  naturrechtlicheu  Forderungen  auf  Änderung 
des  Gegebenen  ents])rinjLi:en. 

Al)er  auch  an  der  Festigung  der  bestehenden  Ordnung  hat 
das  rationale  Element  der  Becbtsbüdung  einen  bedeutsamen  An- 
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teil.  Es  kann  nämlich  anchi  ohne  wesentliche  Änderung  in  der 
Form  der  Reebtainstitnte,  diese  in  bestimmten,  einer  Epoche 
als  yernttnftig  erscheinenden  Zwecken  aasgestalten.  Die  ganie 
Bechtsgeschicbte  ist  begleitet  von  einem  unnnterbrocbenen  Proiels 
der  Rationalisierung  bestebender  Institutionen^  was  in  den  Ans* 
fliimiii}^«'!!  Uber  den  Zwockwaiulel  eingehnuler  dargelegt  wurde. 
Auf  der  Möglk'lik«Mt  der  Umgestaltung  d<'s  geschiclitlich  Über- 
lieferten geniäfs  den  als  vernünftig  anerkannten  sozialen  Zweckon 
beruht  nicht  zum  geringsten  die  ganse  geschichtliche  Kontinuität 
menschlicher  Institutionen.  So  erscheint  nns  heute  die  Einehe, 
das  Besnltat  eines  langen  bistoriaeben  Prosesses,  als  die  ver* 
nttnftige  Ebeform.  Die  Vemtlnftigkeit  bcstebt  aber  in  der  all- 
mftblicben  Ausgestaltung  dieses  Recbtsinstitntes  auf  Grund  der  sich 
wandelnden  sittlichen  Ansebauungen  Uber  die  soslale  Stellung  der 
Frau  im  Verein  mit  der  Gestaltung  der  Hauswirtschaft.  Auf 
dem  Grunde  der  Erfahrungen,  die  man  lange  Zeit  hindurch  mit 
einer  Institution  gemacht  hat,  bauen  sich  die  der  Zukunft  zu- 
gewendeten Vorstellungen  von  ihrer  VernUnftigkeit  auf.  Die 
Institution  selbst  löst  8ich  dadurch  für  das  Durchschnittsdenken 
los  von  ibrer  positiT-recbtlicben  Basis  und  nimmt  den  Charakter 
einer  rationalen,  scheinbar  von  der  Vernunft  unmittelbar  enengtsB 
sozialen  Einricbtung  an. 

Solche  Rationalisierung  wird  aber  auch  der  staatlichen  Ord- 
nung zuteil.  Sieht  man  von  der  kleinen  Minderzahl  ab,  die 
ernstlich  den  Staat  verwerfen,  so  erscheint  den  Menschen  der 
Staat  und  seine  Ordnung  als  vernünftig.  Die  Tatsache,  dalV  die 
Schicksale  der  Völker  seit  Menschengedenken  unabtrennbar  mit 
dem  Staate  verknüpft  sind,  hat  die  Überzeugung  von  den  un- 
ersetalichen  Leistungen  des  Staates  bervoigemfen  und  Ittüst  ihn 
damit  als  vemttnftig  und  deshalb  als  su  Becbt  bestebend  ersebeinen. 
Dem  Historiker  erscheint  der  Scblnfs  von  dem  Sein  des  Staates 
auf  seine  VernUnftigkeit  so  selbstverstXndlicb ,  dab  er  sieb  des 
dieser  Vemünftigkeit  sugrunde  liegenden  psychologischen  Tat> 
bestandes  gar  nicht  bewufst  zu  werden  fliegt. 

So  wenig  aber  das  konservative  Element  der  Rechtsbildung 
für  sich  allein  die  ununterbrocheue  Hechtsentwicklung  zu  garan- 
tieren vermag,  so  ist  anderseits  da,  wo  im  Denken  der  Menschen 
ausschliefslich  das  rationale  Element  benrortritt  und  jede  Ver- 
bindung mit  dem  konseryativ-bistoriscben  ablehnt,  die  Kontinnitit 
der  Entwicklung  auf  das  bOchste  gefilbrdet.   Mit  der  güailiebeB 
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Varwerfiing  des  HiBtorisehen  sind  alle  bestehenden  Institutionen 
vemichtender  subjektiver  Kritik  preisgegeben.  Das  Extrem 
dieser  Richtnng  ist  der  Anarchismnsi  insofern  er  den  Staat  ans« 
sehlieblieh  an  einem  einseitigen  rationalen  Ideale  prüft  nnd 

demgemafs  verwirft.  Indes  ist  sowohl  das  einseitig  historische 
als  das  einseitig  rationale  Denken,  sowie  die  Aut'tVissnng  des 
Staates  als  brntaler,  rechtloser  Macht  d<uli  nur  auf  enire  Kreise 
oder  enge  Zeitrftume  beschränkt,  so  dafs  im  Gesamtbewufstseiu 
der  Völker  der  Staat  nicht  nur  als  faktische,  sondern  auch  als 
rechtliehe  nnd  vernünftige  >facht  erscheint.  Damit  ist  auch  die 
Obersengnng  begründet,  dafs  die  Staatsordnung  selbst  Rechts- 
ordnung sei.  Und  da  die  Überaengnng,  dafs  etwas,  das  solchen 
Anspruch  erhebt,  Recht  sei,  die  letste  Quelle  des  Rechtes  selbst 
ist,  80  ist  damit  der  Reehtscharakter  des  tfiSentlichen  Rechtes 
unwiderleglich  dargetan. 

Ans  dem  Dargelegten  ergibt  sich  aber  auch  die  Erkenntnis, 
dafs  zwischen  den  realen  Vorgängen  des  staatlichen  Lebens  und 
den   staatsrechtlichen  Normen   ein   Unterschied   obwaltet.  Alles 
Recht  ist  lieurteilungsnorm  und  daher  niemals  mit  den  von  ihm 
SU  beurteilenden  Verhältnissen  zusammenfallend.   Das  ist  nament* 
lieh  nach  zwei  Richtungen  hin  von  grofser  Bedeutung.    Die  eine 
haben  wir  bereite  festgestellt.   Im  staatlichen  Leben  gehen  die 
faktiMhen  Yerhiltnisse  den  yon  ihnen  erzeugten  Normen  stete 
Toraus.  Es  sind  daher  im  Bildungsprozesse  der  Staaten  oder  bei 
gewaltsamen  Umwälzungen  im  Staatoleben  Epochen  vorhanden» 
in  denen  die  Staatoordnnng  zuvörderst  als  rein  tatoKchliche  Macht 
erscheint,  die  erst,  wenn  sie  historisch  geworden  oder  im  Denken 
der  Mt'n>clien  rationalisiert  wird,  den  Ciiarakfer  rechtlicher  Macht 
annimmt.    Sodaiin  aber  reicht  das  Kecht  niemals  so  weit,  mn  tief- 
gehende  Machtkontiikte   innerhalb  des  Staates  zu  lösen.  Denn 
es  ist  nichts  als  eine  höchst  verwerfliche,  anderen  Hechtspartien 
eotlehnte  Analogie,  wenn  man  auch  das  System  des  öffentlichen 
Rechtes  als  ein  in  sieh  geschlossenes  Ganzes  anffafiBt  und  dem- 
gemlls  ftr  jeden  Fall  aus  ihm  eine  Entecheidung  finden  zu 
kOanen  vermeint*).   Das  Dogma  von  der  Geschlossenheit  des 

Vgl.  Jellinek,  Gesete  und  Verordnung,  S.  297.  An  der 
lÄekenlosigkeit  des  Rechtssjstems  hält  weiter  fest  Laband,  IV,  S.  5;n, 
feraer  Rergbohm,  S.  H72  flF.;  ßornhak,  Prenfa.  Staatsrecht,  III, 
8.59h.  Mit  mir  prinzipiell  übereinstimmend  Brie.  Zur  Th«»orie  de» 
konititationellen  Staatsrechte,  Arcb.  f.      Hecht,  IV,  S.  '62.  Vgl.  femer 
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Bechtssjrstemes  gilt  nur  für  jene  Teile  der  Rechtsordnung,  in  denen 
dem  Richter  die  letzte  Entscheidung  des  Einiellhlles  meteht.  Der 

Richter  ist  verpflichtet,  Uber  jeden  an  ihn  gebrachten  Fall  ca 
judizieriMi.  Aber  eino  Ähnliche  Bestiiiiiming ,  wie  sie  der  Code 
civil  flir  den  Richter  ausdrücklich  formuliert  hatM,  ist  ftlr  die 
schwierigsten  Konflikte  des  öfl'entlichen  üecbtes  g^ar  nicht  inöglidL 
Nur  soweit  sich  Staat  nnd  Individuum  gegenttberstehen^  oder  es 
sich  uro  Ahgrensnng  von  Zuständigkeiten  Tersehiedeiier  Stasli- 
Organe  handelt,  kann  richteriicher  Ausspruch  entscheiden,  nicht 
aber,  wenn  Zustindigkeiten  der  obersten  Staatsoigaue  Terfassnngs- 
rnftfeig  gar  nicht  yorgesehen  sind,  oder  diese  Oiigane  sich  weigern, 
die  ihnen  obliegenden  Funktionen  zu  vollziehen,  oder  dies  ans 
einem  anderen  Grunde  unterlassen.  Da  gWt  vielmehr  der  Satz: 
Summa  sedes  a  nemine  iudicatur.  Und  selbst  wenu  der  Richter 
da  wilre ,  so  maugelte  doch  jede  Möglichkeit,  seinem  Spruch  io 
dem  Falle  Geltung  zu  verschaffen,  wenn  das  von  ihm  betroffene 
unmittelbare  Organ  sich  weigerte,  die  ihm  auferlcfte  Leistung 
vorzunehmen.  Der  PrSsident  der  franitfsischen  Republik  wird 
mit  absoluter  Mehrheit  der  sur  Nationalversammlung  vereinigten 
beiden  Kammern  gewühlt.  Bei  der  swetten  Wahl  Grevys  sum 
Präsidenten  wollten  die  Monarchisten  in  verfassungswidriger  Weise 
die  Wnliliiandlung  verhindern*).  Wie  nun,  wenn  die  Mehrheit 
der  Natioualversaninilung-,  zu  der  ihr  Vorsitzender  zählte,  mit 
dem  Antrage,  die  Wahl  zu  unterlassen,  einverstanden  wäre  und 
demgemäfs  sich  weigerte,  die  Präsidentenwahl  vorzunehmen? 
Irgend  einen  neuen  Verfassnngsrechtssati  tu  beschlieÜBen,  wäre 
die  Nationalversammlung  rechtlich  nicht  in  der  liige;  daau 
wäre  eine  von  beiden  Kammern  getrennt  au  beschliebende  und 
hierauf  von  der  Majorität  sämtlicher  Kammermitglieder  in 
der  Nationalversamminng  zn  sanktionierende  Verfassungsrevision 
notwendig'^;,    Man  nehme  weiter  an,  das  bis  zur  Wiederwahl 


Zitelmann,  Lficken  im  Recht,  1908,  S.  27£,  und  besonders  die 
höchst  interessanten  AusAhrnngen  von  Hatschek,  Engl.  Staats- 
recht, I,  S.  153  ff. 

1)  Art.  4.  Le  juge  qui  refusera  de  juger  sous  pr^tezte  do  siienee, 
de  robscurit'-  ou  de  rinsufflsance  de  ia  loi,  ponrta  dtre  poursnivi  comme 

coupabie  du  (icni  de  ju.stiee. 

*)  Schulthefs,   Kurop.  (iesrliichtskalender,  XXVI.  IbiHu  S.  312. 

')  Loi  con^titutionelle  sur  l  urganisation  des  pouvoirs  publica  vom 
25.  Februar  Iblb,  Art.  8. 
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fjue.N  J'räsidenton  mit  der  exekutiven  Gewalt  Ix'kleidete  Ministerium 
bjibp  nnmittt'lbar  vor  Ablauf  der  rriisidentschaftsperiode  oder 
dem  Tode  des  Präsidenten  seine  Demission  gegeben  und  weigere 
sieb,  die  Geschäfte  weiterzuführen ,  weil  es  fttr  sie  die  Ver- 
antwortlichkeit nicht  übernehmen  könne,  wie  löst  das  „llUkeu- 
lose**  Staatsrecht  die  sich  hieraus  ergebenden  Fragen?  Wem 
lieht  in  solchem  Falle  nach  Recht  und  Gesetz  die  Tollxiehende 
Gewalt  my  wie  wird  schlieislich  der  Forderung  der  Verfassung, 
dals  ein  President  gewählt  werde,  genug  getan  ?^). 

Ein  anderes  Beispiel  ans  dem  Rechte  eines  absoluten  Staates. 
Nsch  dem  l'kas  Peters  des  Grofeen  vom  5.  Februar  1722  wurde 
der  rusisische  Thr<m  durch  Ernennung  des  Naclifolgers  von  seilen 
des  regierenden  Kaisers  besetzt").  Wenn  nun  ein  russischer 
Kaiser  starVn  ohne  die  Einsetzung  eines  Nachf<dgers  vorgeuommen 
zu  haben,  wie  dies  mehrmals  der  Fall  war,  wer  war  dann  gemäfs 
dem  lückenlosen  Staatsrecht  Kaiser  von  Kufslaud?^). 

Das  Dogma  der  Geschlossenheit  des  Rechtssystems  verkennt 
dts  GrandverhlUtnis  von  Recht  und  Staat.  An  dem  Faktum  der 
itutlichen  Ezistens  hat  alles  Recht  seine  untthersteigliche  Schranke. 
Bsher  kann  eine  Änderung  in  den  Grundlagen  des  staatlichen 
Lebens  zwar  Recht  vernichten,  dem  Recht  wohnt  aber  nii^mals 
die  Macht  inne,  den  Gang  des  Staatslebens  in  kritischen  Zeiten 


M  Einen  anderen  interessanten  Fall  konstruiert  Es  mein,  p.  4^2  f. 
Der  Präsident  verliert  den  (Tcbraucli  seiner  geistigen  Kriifte.  ohne  dafs 
die  Aufsicht  auf  seine  Wie(lerlieistrllnii<r  während  der  i'räsiclentsohftfts- 
perinde  trest  liwunden  ist.  Das  Ministeriuiii  überniinint  die  Gewalten 
des  Präsidenten,  verliert  aber  die  Majorität  in  der  I)ej)utiertenkauinier 
sad  weigert  siüi  demgemitrs,  die  Geschäfte  weiterzuführen.  Wer  er- 
nennt Bolchenfalle  das  neue  Ministerium?  Esmein  will  dss  Problem 
dadurch  losen,  dafs  die  Kammern  sofort  zur  Wahl  eines  neuen  Präsi- 
denten schreiten  mftsseo.  Dafür  ist  aber  in  der  Verfassung,  die  nur  fÖr 
den  Fall  der  „vacance^  der  Präsidentschafts  würde  Vorsorge  trifft,  kein 
Anhalt  zu  finden.  Wohl  aber  wäre  hier  eine  sofortige  entsprechende 
Yerfas.snii<;r-^äiiderung  moglipb. 

-)  V^d.  Eichelmann.  Das  kaiserli»h  russische  Thron foljn^c-  und 
Hau«p:esetz,  Arohiv  für  r»t^'.  Recht,  III,  S.  Wi]'.-,  En  •Jeimann.  Das 
Staatsrecht  des  Kaisertums  Rufsland,  in  .Marfjuardsens  ÜB.,  S.  11. 

Feter  der  Grofsi*  und  Peter  III.  starben  ohne  Krnennunj;  eines 
SaehfolgLid.  Katharina  I.  wird  als  „stillschweigend''  von  Peter  dem 
Cfrofsen  eingesetzt  betrachtet,  während  Katharina  II.  nach  der  Ab- 
wtsnng  ihres  Gemahls  ohne  den  geringsten  Schein  eines  Rechtsgmndes 
den  Thron  besteigt 
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zn  bestimmen.    Um  eklatante  Verletzungen  der  ätaatsordnong 
sn  beflehtfnigen ,  hat  man  die  Kategorie  des  Staatiuotrechtes  an- 
gewendet, die  doch  nnr  ein  anderer  Anedmck  für  den  Satz  iit, 
dafs  Macht  vor  Recht  geht*).  Die  Tatsachen  gewaltsamer  Stait»> 
nrnwälsnogen  dnreh  die  Herrscher  oder  die  Beherrschten  Issiei 
sich  aber  am  Mafsstabe  einer  Rechtsordnung  überhaupt  nielit 
messen,  niulerufalls  man  die  (»eschichte  nach  8trafn'chti»panigrajiL»  ii 
beurteilen   mUfste.     Die  Möglichkeit  solcher  gUu/Jicli  aufserhalb 
det)  Kechtsgebietes  stehender  Vorgänge  kann  daher  niemal«  durch 
Gesetze  gänzlich  ausgeschlossen  werden  ^  und  selbst  bei  einer 
reich  entwickelten  Rechtsordnung  können  „Verfasanngslackui'' 
▼orkommen,  die  gegehenenfalls  durch  die  faktischen  Msdit* 
▼erhsltnisse  an^gefllllt  werden').    Die  Jnrispmdens  mag  dsaa 
später  nachhinken  nnd  mit  Hilfe  dialektischer  Knnststllekchen  die 
Tollendete  Tatsache  als  rechtmärsig  nachweisen,  sie  vollzieht  dsnit 
doch  nur  den  Versuch   einer  Rationalisierung  von  Fakten,  gsni 
wie  es  das  von  ihr  so  heftig  bekHm[)fte  Naturrrcht  mit  so  grofsem 
ji^ii'er  betrieben  hatte.   Wie  viel  uniiUtzi*  Mlihe  hat  man  sich  ge- 
geben, die  budgetlose  Wirtschaft  in  Preufsen  1862 — 66  wenigsteos 
bis  zn  einem  gewissen  Grade  als  rechtmäfsig  nachauwaisen !  Wie 
weit  derartiger  Rechtfertignngseifer  gehen  kann,  daftlr  hietet  die 
englische  Jurisprudena  ein  klassisches  Beispiel.  Sie  hat  die  Ab- 
setsung  und  Flucht  Jakobs  II.  nicht  nur  als  Abdankung  inter- 
pretiert ,  sondern  aus  diesem  Vorgang  auch  sofort  ein  Prttzedeni 
für  ähnliche   Fälle  gcschatien.     Blackstone   erklärt  nämlich: 
Wenn    ein    zukünftiger  Fürst    versuchen    s<dlte,   die  Verfassung 
des  Keiclies  durcli   Hruch  des  ursprünglichen  Vertrages  zwischen 
FUrst  und  Volk  umzustürzen  und  die  Grundgesetze  des  Reiches 
zu  verletzen,  und  sich  aus  dem  Königreich  bogeben  würde,  so 
dtlrfen  wir  diese  Verbindung  you  Umständen  als  eine  Abdankung 
annehmen,  und  der  Thron  wttrde   in  solchem  Falle  vakant 
werden*). 

Derartige  rechtliche  Vakna  treten  aber  nur  in  Ausnahme- 

fällen  ein  und  besitzen  stets  di»'  Tendenz  nach  Ausfüllung,  die 
entweder  durch  ICinfüluung  streit>^chliclitt'n(l('r  Instanzen  oder,  wo 
dies  der  Natur  der  Sache  nach  nicht  möglich  ist,  durch  Erhebung 

1)  Vgl.  die  voraüglichen  Ausführungen  von  G.  Anschuts  im 
Verwaltungsareliiv,  V,  S.  22  f. 

*)  Zustimmend  Zitelmanut  Lficken  im  Recht,  8.  32  f. 
»;  I,  p.  239. 
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des  Ifaktischen  zum  Normativen  statttiiidet.  Daher  sind  Be- 
Tolutionen  und  VerfasBoogsbrUche  »tetn  die  Ausgangspunkte  never 
fieehtsbUdmigon.  Aber  selbst  wlhrend  der  grtffsteu  Wirren  kann 
nur  ein  Teil  der  staatlichen  Bechtsordnnng  nnterbroehen  oder 
gans  vernichtet  werden.  Der  weitaus  grOlste  Teil  der  gesets- 
liehen  Institutionen  fVinktioniert  auch  in  solchen  Fällen  weiter. 
Völlige  Anarchie  ist  bei  entwickelter  Kultur  ein  Undinj^.  In 
Frankreich  li;it  man  sogar  zum  Zwecke  der  Rechtskontniuität  eine 
gemeinsame  Kategorie  für  die  vernchiedenen  Arten  legitimer  und 
revolutionärer  Machthaber  geschaffen.  Könij^,  Kaiser ,  Präsident 
werden  unter  der  Bezeichnung  chef  d«'  I  t-tat  /usammengefafst, 
80  dafs  jeder  auf  einem  neuen  Titel  beruhende  Machthaber  sofort 
in  den  ganien  gesetslichen  Wirkungskreis  seines  VorgMugers» 
al^gesehen  natttrlich  von  den  neuen  verfassungsrechtlichen  Unter- 
schieden, eintritt  _ 

Vorstehende  Austilhrunj^en  lehren  uns  die  Grenzen  juristischer 
Ertbrschung  des  Staatsreclitt^s  erkennen.  Diese  reicht  so  weit,  als 
sich  die  Domäne  des  Kichters  erstreckt.  Alles  Kecht  ist  praktischer 
Natur  und  muls  sich  iigendwie  im  Leben  bewähren  und  durch- 
setien  können. 

Unter  dem  Biehter  ist  aber  hier  jede  streitschlichtende 
Instans  su  verstehen,  sei  es  der  ordentliche  Biehter,  sei  es  ein 
anlserordentlicher  Staatsgerichtshof  oder  ein  Schiedsgericht.  Auch 
wo  pnrlamentarisehe  Kammern  in  rechtlich  nicht  weiter  kontrollier- 
barer Weise  Uber  Rechtsfragen  urteilen,  wie  z.  H.  bei  Wahl- 
prüfun^en  oder  bei  Handhabun;^  der  parlamentarischen  Disziplin, 
ist  der  Kichter  vorhanden.  Anders  dort ,  wo  nicht  nach  Rechts- 
grandsätzen verfahren  werden  muls,  sondern  die  Zuständigkeiten 
der  Staatsorgane  ihre  Schranken  nur  an  ihrer  gegpenseitigen 
Macht  finden.  £s  bedarf  kaum  der  Bemerkung,  daTs  dies  nur 
bei  den  obersten  Staatsoiganen  der  Fall  sein  kann. 

Man  hat  oft  den  Satz  aufgestellt,  dab  die  wahre  Verfassung 
eines  Staates  im  Gegensatz  zur  geFchriebenen  auf  dem  ge^^en- 
«eitigen  MachtverhHltnis  der  einzelnen  staatlichen  Faktoren  beriilit. 
l->ie!>er  all^^fmeine  .Satz  ist  licliti^  iiud  unrichtig,  je  nach  der  Auf- 
la.vjung,  die  man  vom  Wesen  der  Maclit  hat. 

Diese  Mai  iit  ist  nicht  die  physische  ^aclit.  Wir  sehen  Jahr- 
hunderte hindurch  kleine  Minoritäten  unan^refocliten  (Iber  die  grofse 
Masse  herrscheu.    Auch  nicht  die  wirtschaftliche  Macht.  Der 
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Einflufs  der  Arbeitcrkliisse  auf  das  staatliche  Leben  Englands  ist 
trotz  ihrer  grofsen  Zahl  und  Bedeutung  sehr  gering.  Die 
Sozialisten  sind  dort  im  Parlament  so  gut  wie  unvertreten.  Un* 
gleich  den  kontinentalen  Staaten  hat  England  trots  der  ge- 
waltigsten Umwälsnng  seiner  staatliehen  Oiganisatioii  im  Ltsfe 
des  19.  Jahrhunderts  keineswegs  eine  denientsprechende  Zurttck- 
drttngung  der  bis  dahin  fhhrenden  OesellschaftsUaseen  gesehen. 

Diese  Macht  ist  zum  Teil  die  ethisch-historische 
Macht.  Das  durch  Sitte  und  Herkommen  gefestigte  Ansehe» 
einzelner  oder  bestimmter  Stünde  und  Klassen  kommt  auch  in 
der  staatlichen  Organisation,  in  der  Fertigkeit,  die  bcstiinnuea 
staatlichen  Einrichtungen  zukommt,  zum  Ausdruck.  Die  Slärke 
des  prenfsischen  und  die  SchwJtche  des  belgischen  Königtums  be- 
ruhen keineswegs  auf  dem  Buchstaben  der  Verfisssung,  senden 
auf  den  voneinander  so  Terschiodenen  geschichtlichen  Grundlagen 
beider  Monarchien. 

Am  wichtigsten  aber  ist  fllr  das  gegenseitige  VerhSitnis  der 
obersten  Staatsorgane  die  rechtliche  Macht,  die  ihnen  zu- 
kommt. Das  Wesen  dieser  rechtlichen  Macht  bedarf  nüherer 
ErlHuterung. 

Jedes  1\'<'(  ht  gewährt  dem  damit  Beliehcnen  ein  StIIck 
sozialer  Macht ,  d.  h.  die  Möglichkeit,  auf  die  LebensfUhmiig 
anderer  Menschen  einsuwirken.  Ob  diese  Macht  und  au  welchen 
Zwecken  sie  gebraucht  wird,  kann  das  Recht  im  groisea  UmfsQg 
Überhaupt  nicht  bestimmen,  vielmehr  treten  hier  die  von  der 
Rechtsordntin^  einmengten,  aber  nicht  geleiteten  individuellen 
Kruft«'  mit  ins  Spiel. 

Dafs  soKlie  reilitliche  Macht  das  Leben  der  ( lescllsch.ift  im 
hJiclisten  Mafse  beeinflufst,  bedarf  an  dieser  Stelle  keiner  näheren 
Aust\ihrung.  Wird  doch  durcli  sie  das  Recht  zum  B^^ator  aller 
sich  nnonterbrocben  abspielenden  sozialen  KJImpfe. 

Aber  auch  für  das  Leben  des  Staates  ist  die  rechtliche 
Macht  von  der  höchsten  Bedeutung.  Auch  das  öffentliche  Becht 
gewtthrt  jedem  RechtstrUger  ein  gewisses  Mafs  von  Macht,  das 
er  nach  Gutdünken,  in  seinem  Interesse  verwenden  kann.  Da* 
duril»  werden  die  otVentliclien  RecbtstriS^ier  zu  Trägern  staatlicher 
Macht.  Das  pf>litische  Leben  eines  Volkes  ruht  nicht  zum  ge- 
ringsten auf  der  Verteilung  der  rechtlichen  Macht, 

Das  gilt  auch  von  den  bestimmten  staatlichen  Organen  zu- 
gewiesenen Zuständigkeiten.    Sie  begründen  nicht  nur  Fflichteo, 
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tondern  re^^oln  ancli  notwendigerweise  die  rechtliche  Macht  der 
Organträger.  Am  wenigsten  zeigt  sich  das  bei  den  untergeordneten 
Organen,  wo  sie  regelmftfsig  nur  soweit  reicht,  als  diese  nach 
freiem,  unkontrolliertem  Ermessen  zu  handeln  imstande  sind. 
Anders  aber  bei  den  höchsten  Staatsorganen,  deren  Stellung  Aber- 
hanpt  nur  in  der  Form  von  Machtznteilnngen  geregelt  werden  kann. 

Solcher  Maeht  sind  awar  verfassangsmafaige  Sehranken  ge- 
setat  Innerhalb  dieaer  Schranken  aber  kann  die  Macht  frei 
schalten:  sofern  nicht  in  der  Bechtsordnnng  selbst  Oewahr  ge- 
boten ist  daflir,  dafs  diese  Macht  sich  stets  nur  in  bestimmter 
Weise  betfttige ,  vermag  niemaiul  die  Richtung  festzustellen,  in 
welcher  die  Macht  wirkt,  als  d.r  MachttrUger  selbst.  Die  eng^ 
lische  Lehre  von  den  ..chocks  and  balances%  die  französische  von 
der  Gewaltenteilung,  die  deutsche  vom  Kechtsstaat,  sie  alle  haben 
den  letzten  Zweck,  die  nun  einmal  nicht  zu  beseitigende  Eigen- 
macht  der  obersten  Staatsorgane  in  feste  Sehranken  an  bannen. 

Die  Betfttignng  der  reehÜichen  Maeht  kann  aber  ZnstKndJ 
schaffen,  die  von  der  geschriebenen  oder  ungeschriebenen  Norm 
der  Verfassungen  und  Gesets«  abweichen.  Solchenfalls  kann  zwar 
ein  logisches  Urteil   über  deren  NitlitJibereinstimmung  mit  der 
Norm  gefüllt  werden,  aber  kein  rechtliches,   weil  eben  jeder  wie 
immer  geartete  Richter  mangelt  und  mangeln  muf».    Zu  einem 
rechtswidrigen  Zustand  wird  ein   also  geschaffener  erst  dann, 
wenn  ein  Staatsorgan  die  ihm  ausdrücklich  gesetzten  rechtlichen 
Schranken  derart  Überschreitet,  dafs  es  das  gesetzliche  Funktio- 
nieren anderer  Oigane  Überhaupt  verhindert;  ftlr  diese  Fille  ist 
aber  auch  die  Möglichkeit  eines  Bechtsprnches  vorhanden.  Sollte 
aber  im  konkreten  Kechte  eine  streitechlichtende  Instanz  nicht  ge- 
geben sein,  dann  ktfnnen  die  faktischen  Machtverhältnisse  zwischen 
den  Organen   daraus  rechtswidrige  Zustände  schatten,   die  den 
Anstofs  zu  einer  Rechtsbildung  geben  können.    Neues  ßecht  ent- 
steht ja  nicht  nur  auf  rechtmäTsigem ,  sondern  auch  auf  rechts- 
widrigem Wege.    Das  hervorragendste  Beispiel  hierfür  sind  die 
formeU  unanfechtbaren,   materiell  verfassungswidrigen  Gesetze. 
Fehlen  nümlich  schrankenziehenden  Rechtssätzen  iigendwelche 
praktische  Garantien,  dann  kann  die  dadurch  gewithrte  rechts- 
widrige Maeht  tatsächlich  dieselbe  Bedeutung  haben    wie  die 
rechtliche  Macht    Die  Verfassung  eines  Staates  betind.-t  sich 
sodann  im  labilen  Zustande,  und  es  hHngt  ganz  von  den  konkreten 
sozialen  Verhftltnissen  ab,  ob  das  Oleichgewicht  erhalten  bleibt 

J«lUnek,  Das  Kecht  des  moilerneu  btaate».  I.   2.  Aufl.  23 
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oder  eine  Änderung  erfolgt,  nicht  minder  die  Ricbtungy  in  der 
solche  Änderung  sich  bewen^ 

Die  reehtswidrigen  Zustftnde  können  vorübergehend  sein,  so 
dafs  neues  Beeht  ans  ihnen  nicht  henroigeht.  Ein  interesMotes 
Beispiel  dieser  Art  aus  der  neuesten  G^eschichte  ist  die  dwch 
gesetzwidrige  Mittel  bewirkte  parlamentarische  Obstruktion. 

Neues  Recht  wird  durch  verfassungsmttfsig  gewährte .  aKr 
rtH'htswidri^;  gehrauchte  Macht  namentlich  dann  geschaften,  wenn 
ein  Staatsorgan  oder  mehrere  in  ihnnn  Zusammenwirken  un- 
beschränkt 11  her  ihre  Zuständigkeit  urteilen  können. 

Das  findet  dort  statt,  wo  verfassnngs-  und  gesetq;ebende 
Gewalt  dieselben  sind,  oder  wo  keine  richterliche  Instanz  Ober 
die  Einhaltung  der  Bechtssehranken  awisehen  Verfassung«-  and 
gesebgebenden  Organen  entscheiden  kann.  Hier  findet  die  Ent- 
haltung solcher  Schranken  in  dem  normal  gestimmten  Willen  der 
betreftenden  Organe  ihre  (iewähr  und  solcher  Wille  wird  in  der 
Regel  vorhanden  sein,  insofern  die  sozialen  Kräfte ^  die  auf  die 
StaatstUtigkeit  wirken,  ihm  günstig  sind. 

Das  ist  femer  der  Fall,  wenn  ein  einziges  Organ  un- 
beschränkt Uber  seine  Zuständigkeit  entscheiden  kann.  Wenn 
ein  oberstes  Gerieht  seine  gesetzlichen  Schranken  Überschreitet, 
so  ist  der  Gesetzgeber  noch  immer  in  der  Lage,  solchem  Be- 
ginnen gegenüber  stärkere  Schranken  au&urichten.  Die  recht- 
lichen Garantien  gegen  rechtswidrig  gebrauchte,  rechtliche  Macht 
unumschrJinkter  Monarchen,  Parlamente,  Volksgemeinden  können 
nur  in  deren  eigenem  normmUfsig  gestimmten  Willen  liefen, 
Normmäfsigkeit  und  Normwidrigkeit  sind  dann  ebenfalls  abhängig 
von  den  sozialen  Kräften,  welche  die  Rechtsordnung  tragen  uud 
der  Stilrke  des  Widerstandes,  der  von  den  Machthabern  jenen 
Kräften  entgegengesetzt  werden  kann.  Hier  ist  ein  Punkt  ge- 
geben, wo  das  Faktum  rechtzerstörend  und  recbtschaffend  wirkt 
Diese  oft  langsamen  und  unmerklichen  Revolutionen  zu  verfolgen, 
die  im  Laufe  der  Geschichte  die  Staaten  von  Grund  aus  zu  ver- 
ändern vermögon,  ist  ein  sehr  belehrendes  Schauspiel,  nicht  zum 
geiin-^^Ntrn  für  den  staat-^reciitlieheu  Forscher,  dem  sie  das  Kode 
seines  liereiches  aufweisen. 

2.  Der  Staat  und  die  Rechtsbildung. 

Die  '/weite  hier  /u  beantwortende  Frage  lautet:  Welche 
.Stellung;  nimmt  der  Stjiat  zu  dem  innerhalb  seiner  Grenzen  s>ich 
bildenden  Hechte  ein? 
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Da  begegnen  wir  snnMchst  der  alten  Streitfrage,  ob  es  ^ein 
Beebt  vor  dem  Staate  gebe.  Diese  auch  heute  noch  erörterte 
Frage*)  leidet  an  einer  b^enkliehen  inneren  Unklarheit.  Sie 

setzt  nämlich  den  entwickelten  Staatsbe^ifT  als  selbstverständlich 
voraus  und  verwirrt  damit  das  Problem  selbst.  Denn  verstellt 
man  unter  Staat  das  politische  ( ienieinwesen  der  modernen  Völker, 
80  hat  es  vor  diesem  zweifellos  ein  Recht  gegeben.  Fafst  man 
aber  den  Staat  dynamisch  auf  und  definiert  ihn  als  den  höchsten 
herrschaftlichen  Verband,  den  eine  Epoche  kennt,  so  lautet  die 
Antwort  gani  anders. 

Das  eine  ist  Uber  jeden  Streit  erhaben,  daCs  das  Recht 
ansscblielslich  eine  sosiale  Funktion  ist,  daher  die  menschliche 
Gemeinschaft  zur  Voraussetzung  hat.  Selbst  das  Naturrecht,  das 
vom  isolierten  Menschen  ausging,  lUfst  das  Recht  erst  in  einer 
Mehrheit  von  Menschen  entstehen.  Das  Kecht  setzt  ferner,  weil 
eine  durchaus  unorganisierte  Gemeinschaft  historisch  nicht  gegeben 
ist,  Gesellschaftsgruppen  voraus,  die,  wenn  auch  noch  so  lose, 
organisiert  sind.  £ine  jede  organisierte  weltliche  (lemeinschaflt 
aber,  die  keinen  Verband  ttber  sich  hat,  ist  Staat.  Dieses  Merkmal 
ist  das  einzige,  welches  die  frtlhesten  Anfänge  der  politischen 
Ekitwieklung  mit  den  ausgebildeten  sonverXnen  Staaten  der  Gegen- 
wart verbindet.  Ein  solches  embiyonales  Staatsgebilde  hat  aber 
niemals  gemangelt  und  mangelt  auch  hente  nicht  selbst  bei 
Völkern  mit  minimalstem  sozialen  Leben.  Wie  immer  die  Ur- 
formen des  mensclilK-lifn  r«»'nieindaseins  beschatten  {gewesen 
sein  möj^en,  jedenfalls  ist  ein  völlig  atomistisches  Nebeueinander- 
befttehen  der  Menschen  voigeschichtlich  und  geschichtlich  nicht 
nachzuweisen.  In  dem  so  entwickelten  Sinne  hat  es  daher  nie* 
mals  ein  Recht  vor  dem  Staate  gegeben.  Die  primitiven  Oigani- 
sationen  sind  die  einzigen  Milchte  auf  der  betreffenden  Kultur- 
stufe, die  den  als  Recht  empfundenen  Normen  die  notwendigen 
lageren  Garantien  ihrer  Verwirklichung  zu  geben  vermögen. 

Damit  ist  aber  keineswegs  j^esagt ,  dafs  nun  alles  Recht 
Sache  des  sich  weiterentwickelnden  Staate^  ^eliliebcn  s»'i.  Nur 
da,  wo  es  einen  einzigen  Verband  gibt,  wUrde  bei  der  Not- 

Die  Priorität  des  Keihtes  beli!iiii»t<  ii  jetzt  noch  z.  Ii.  Kolilcr, 
Zeitsciirift  für  vergleiebende  Heciitswissenschaft .  VIII  (l'^'^T),  S. 
Haenel,  Studien  zum  deutschen  Staatsreclit,  11,  b.  'ZU.    Die  j_'leieh- 
zeitige  Entstehung  von  Recht  und  Staat  lehrt  Oterke,  Zeitsdir.  f.  d. 
gesamte  Staatswtssensch.,  XXX,  1874,  8.  179  ff. 

2.1* 
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wendigkeit  sozialer  Oiganisation  für  Dasein  und  Aafrecbterbaltimg 
der  Beebtsordnnng  der  Staat  einzige  Quelle  des  Rechtes  oder 
doch  d«r  BeehtsTerwirklichung  sein.  Es  bildet  sieh  aber  Tielmehr 
alles  Recht  sninXchst  im  engeren  Verbände  aus,  um  erst  s(»lter 

den  weiteren  zn  erfrreifen.   Das  älteste  Recht  der  abendlMndischen 
Kulturvölker  liat  sich  iiL  der  enj^eren  oder  weiteren  Familie  ent- 
wickelt, sowie  auch  die  mit  der  Bildung  aller  Verbände  anfiin^dieh 
innig  verknüpfte  Keligion  zuvörderst  Familienkult  ist  und  sodann 
znm  Stammeskult  furtschreitet        Das  öffentliche  Hecht  bat  in 
der  Epoche  der  Entstehung  des  ttber  die  primitiven  Bildungen 
hinansgebenden  Staatswesens  der  arischen  Völker  mehr  dea 
Charakter  des  Bnndesrechtes  einer  Mehrheit  von  Familien,  deren 
Autonomie  auf  den  nicht  bundesrecbtlicben  Gebieten  fortdauert'). 
Ebenso  verblllt  e^  sich  aber  später  mit  den  Gliedern  komplizierter 
Staaten.     Wo  der  Staat  aus  Stämmen,   sei   es  gh'ichbert'chtiicti'Q 
oder  unteruoi  teilen ,  zusammengesetzt  ist,    du  wird  in  der  Ke^rel 
den  Gliedern   ein  wr-itj^adiendeb  Mafs  selbständiger  Recht.^biltiuiig^ 
Uberlassen.   Die  alten  und  neuen  Weltreiche  konnten  und  köuuen 
sich  nur  dadurch  behanpteu,  da£s  unterworfenen  Völkern  ihr 
eigenes  Recht  in  einem   bestimmten  Umfange   verbleibt.  In 
Zeiten  schwach  entwickelter  Staatsgewalt  findet  in  alten  und 
nenentstehenden  Verbänden  im  Staate  ein  reicher  Proseis  der 
Rechtsbildung  und  Rechtsverwirklicbnng  statt.  Im  Staate  ist  aber 
stets  eine  Tendenz  vorhanden,   alle  Machtmittel  untergeordneter 
Verbände   in  sich  aut'zu>aiigen ,   und   der  so   entstehende  Prozefs 
endet  damit,  dafs  der  Staat   M-liliefslich  zum  alleinigen  iuliaber 
der  Herrschergewalt  wird.    Dadurch  wird  zwar  nicht  die  gesamte 
Kecbtsbildungy  wohl  aber  der  rechtlich  geordnete  RechtsschuU 
Sache  des  Staates.    Die  Gkrichtsgewalt  geht  ausschlieMich  in 
seine  Hände  Ober,  und  alle  Gerichtsbarkeit  ist  daher  zuletzt  ent- 
weder ihm  zugehörig  oder  von  ihm  geliehen.    Damit  wird  es 
endlich  des  Staates  Recht,  alles  innerhalb  seiner  Grenze  geltende 
Kecht  zu  regulieren,   so  dafs  im  modernen  Staate  .illes  Recht  in 
htaatlich  gr-cliat^ene>  nnd  staatlich  zugelassenes  Hecht  zerfällt. 

Auch   heute    gibt    es   eine  Fülle   von   Verbänden,    die  sich 
unabhängig  vom  Staate  ihr  Recht  setzen,  so  die  Kirchen  uud  alle 


Vgl.  für  die  Verhältnisse  der  Arier  H.  S.  Maine,  AncientLsw, 
U  ed.,  p.  166  ff. 

*)  F.  de  Coulanges,  p.  127  ff. 
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Gattuugen  von  Vereinen  Diesem  nicbtstaatlichen  R(>c  hte  steheu 
anch  jene  rechtlich  nicht  geordneten,  nicht  unter  den  Begriff  des 
Beehtsswanges  an  anbsnmierenden  maialen  Garantien  in  grttfiiereni 
oder  minderem  Umfange  aar  Seite.  Allein  der  anch  tolches 
Beeht  zu  Terwirkliehen  bestimmte  Bechtsswang  steht  als  Ansflu(s 
der  Herrschergewalt  ausschliefslich  dem  Staate  su.  Daher  kann 
das  Verbandsrecht  den  Verband smitgliedern  gegenüber  nur  kraft 
staatlicher  Verleihung  oder  Anerkennung  in  Form  der  Autonomie 
den  Charakter  objektiven  Rechtes  annehmen ,  und  nur  durch  des 
Staates  Willen  kann  das  Verbandsrecht  auch  ihm  gegenüber  den 
Charakter  objektiven  Bechtes,  d.  h.  den  eines  Teiles  der  staat- 
lichen Beohtsordnung  selbst,  erhalten.  Die  SchOpfbng  objektiven 
Verbandsrechtes  ist  heute  aussehlierslich  Sache  des  Staates 
geworden. 

S.  Die  Bindung  des  Staates  an  sein  Becht. 

Die  Rechtsordnung  des  Staates  ist  Recht  für  die  ihm  Unter- 
wortenen.    Ist  sie  aber  auch  Recht  für  den  Staat  selbst?*) 

Ausgehend  von  dem  Satze,  dafs  der  Staat  jede  Rechtsnorm 
von  Rechts  wegen  zu  Undern  vermöge,  behaupten  auch  heute  noch 
viele,  dals  der  Staat  selbst  durch  sein  Recht  nicht  verpflichtet 
werden  ktfnne.  Im  öffentlichen  Becht  seien  swar  Imperative  an 
die  Staatsorgane  vorhanden  ^  der  Staat  selbst  aber  könne  sich 
nichts  befehlen. 


Über  das  Kircheurecht  vgl.  meine  uäheren  Ausfuhrungen 
S/stem,  S.  259  ff.  Die  Selbst&odigkeit  des  Kircheurechtes  zutreffend 
hervorgehoben  von  U.  Stuts,  Die  kirchliche  Bechtsgeschichte,  1905, 
8.  U,  87  ff. 

*)  Fflr  S  e  i  d  1  e  r ,  Jur.  Kriterium,  8. 44,  existiert  dieses  Problem  nicht, 
weil  er  den  Sparen  Qierkes  folgend  annimmt,  dafs  der  Staat  mit  und 
in  dem  Beehte  geboren  ist  und  nur  fortdauernd  imBechte  leben  kann. 

Dem  widersprechen  die  gewaltigen  Revolutionen  und  gewaltsamen 
Staatenbildungen  der  Neuzeit  von  Grund  aus,  die  sieh  mit  jenem  Lehr» 
satz  gewifH  nicht  erklären  lassen.  An  der  geschichtlichen  RealitHt  z<'r- 
Bchellen  alle  derartigen  Spekulationen,  die  eine  der  hwit'riirstt'u  Fragen 
der  R»'elit8lehre  biMseite  schielMMi.  al)er  niclit  Iö8«'n.  Zudem  Itt^zcichnet 
Seidler,  S.  41  da.s  liecht  als  von  der  Sta.itsortranisatiun  mit  der  Kraft 
ihres  Willens  erfüllt,  die  vermöge  ihrer  Aiitörität  dessen  He«)l>achtung 
befidilt.  Dieses  entwickelte  Recht  ist  es  sii  lierlich  niemals,  unter  dem 
der  Staat  steht;  was  8eidler  im  Ange  hat,  ist  ein  psychisches  Ver- 
halten, das  noch  nicht  Recht  ist,  sondern  erst  dnrch  den  vielleicht 
durch  reehtiose  Gewalt  entstandenen  Staat  Recht  werden  kann. 
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Um  die  anfL'<'Wf>rtoiie  Frap'  zu  lösen,  mufs  man  die  dürftigen 
Werkzeuge  juristischer  Handlangerarbeit,  die  allerdings  mauchey 
die  sich  mit  diesem  Problem  beschäftigen,  allein  m  handhaben 
,  Terstehen,  beiseite  legen').  Sie  ist,  am  den  von  mir  tot- 
geschlagenen  Ansdrack  zu  gebranchen,  metajaristischer  Natnr*). 
Allein  von  der  befriedigenden  Antwort  anf  sie  hHngt  die  Möglich- 
keit alles  tffFentlichen  Beehtes  nnd  damit  alles  Rechtes  ttbefrhanpt  ab. 

Ziehen  wir  zunKchst  die  Konse(|uenz  der  Lehre,  die  den 
Staat  durch  sein  Hecht  fllr  un<j:ebundeu  uud  uiihindbar  erklärt. 

Ans  ihr  ergibt  sich,  dals  das,  was  dem  Untertan,  sei  es 
der  einzelne  als  Individnnm,  sei  es  als  TrXger  einer  staatlichen 
Organisation,  als  Becht  erscheint,  den  Staat  selbst  kein 
Recht  ist.  Wechselt  man  die  Stellung  nnd  blickt  von  den  Hohen 
des  Staates  auf  die  Tiefen  des  Rechtes  hinab,  so  sieht  man  — 
nichts.  Alles  Recht  ist  fbr'den  Staat  Nicht-Recht,  ein  juristisches 
Nichts,  das  ihm  selbst  fremd  ist  uud  fremd  bleibt,  das  er  aber 


')  Es  8i'i  hier  auch  auf  die  fortwiilircnd  von  Neueren,  jetzt  aiuh 
namentli<-h  in  ih-r  tranzi^sisi  hen  Literatur,  viel  <liskuti«^rt*'n  Austülirungen 
über  die  .staatliche  JSelbst Verpflichtung  in  meinen  früheren  Werken 
verwiesen.  Sie  findet  fortdauernd  energische  Anh&nger.  Die  neuere 
Polemik  gegen  de  kommt  jedoch  nicht  fiber  den  von  mir  bereits  ein- 
gehend (Die  rechtliche  Natur  der  Staatenvertrige,  8. 9  fL)  gewflrdigten, 
an  der  Oberflftche  des  Problems  stehenden  naturrechtlichen  Einwand 
der  Unmöglichkeit  einer  Selbstbindung  der  als  stren;^  isoliert  gedachten 
Staatspersönlichkeit  hinaus.  Neucrc  sehr  eingehende  Kritiken  bei 
Duguit,  L'Etat,  I,  p.  HO  ff.,  und  bei  Hold  v.  Ferneck,  S.  186  ff. 
Letzterem  zufolge  ist  (S.  ff  )  die  ethische  Macht  dem  einzelnen  etwa* 
von  aufsen  Kommendes  und  jede  rriii  ht  mit  Zwang  verbunden,  daher 
jede  FHiclit  ein  fremdes  Gebot  sei.  Von  diesem  die  sittliche  Autonomie 
und  daher  jede  Ethik  in  höherem  Sinne  verwerfenden  Standpunkt 
gibt  es  natfirlich  keine  wie  immer  geartete  Selbstverpflichtong.  Aber 
auch  ebensowenig  irgend  andere  Begründungen  der  lotsten  ethischen 
und  rechtlichen  Probleme  als  auf  fatalistische  Unterwerfiing  unter 
eine  fremde  göttliche  oder  physische  Übermacht,  Begründungen,  die 
ja  so  oft  versucht  wurden  und  stets  mifslungen  sind.  YgL  auch  die 
treffenden  Bemerkungen  Ton  M.  £.  Mayer,  Rechtsnormen  und  Koitnr- 
normen,  1903,  S.  3".  N.  6. 

-)  Vpl.  Die  rechtliche  Natur  der  Staatenvertr.npe ,  S.  3,  N.  3. 
Dafn  die  Selbstbindiin;^'  dc;^  Staates  nur  den  letzten  rechtlichen  (irund 
»einer  (TeVtundenlieit,  keinet<\ve^H  ab<'r  deren  letzte  reale  Ursache  dar- 
stellt, habe  ich  daselbst  S.  14  ff.  au.stuhrlii-h  dargelegt.  Die  der  Juris- 
prudenz gesteckten  Grenzen  sind  durchaus  nicht  mit  denen  der  Wissen- 
Schaft  überhaupt  identisch! 
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seiuen  Untertanen  auizwiugt  und  damit  fllr  dietie  zum  Becht 
erhebt« 

Solche  AntTasHun»^  kann  folgerichtig  nur  auf  dem  Boden 
einer  starr  tbeokratischen  Kechtsordnung  durchgeführt  weiden. 
Nor  ein  Gott  oder  ein  gottithnlich  verehrter  Monarch  vennag 
seinen  nnerforscblichen ,  stets  yertlnderUchen  Willensschlnfs  snr 
seUeehthin  von  jedem,  nur  nicht  von  ihm  selbst,  anxnerkennenden 
Norm  des  H^delns  zn  erheben. 

fiaiiz  anders  aber  verhalt  es  sich  da,  wo  der  Staat  nach 
festen,  nur  in  rechtlichen  Formen  entstehenden  und  abJtnderlichcu 
Kechtsregeln  verfährt.  Solche  Kegel  enthält  einmal  die  Hindun^? 
der  Staatsorgane  an  sie.  Damit  allein  ist  aber  die  Tutigkeit  des 
Staates  selbst  gebunden ,  indem  staatliche  OrgantUtigkeit  Staats- 
tKtigkeit  selbst  ist,  ja  andere  Staatstätigkeit  als  die  durch  Organe 
vermittelte  Überhaupt  nicht  existiert.  Solche  Regel  enthXlt  aber 
aneli  die  Zusicherung  an  die  Untertanen,  daCs  die  Staatsorgane 
verpflichtet  sind,  ihr  gem&fs  zu  verMren.  Das  Strafrecht  ist 
nicht  nur  Anweisung  für  den  Richter,  das  Finanzrecht  nicht  blofs 
Instruktion  lür  den  Steuerkommissar,  sondern  enthält  zugleich 
auch  die  Zusicherung  an  die  Lntertanen,  dafs  nur  diesen  (Je- 
setsen  gemäls  verfahren  werde.  Alle  ^iormen  begründen  die  Kr- 
wartung,  dafs  sie,  solange  nicht  ein  rechtmÄfsiger  AufhebungS' 
grund  vorliegt,  unverbrüchlich  weiden  gehandhabt  werden.  In 
diesem  Vertrauen  auf  die  Unverbrüchlichkeit  der  Rechtsordnung 
wunelt  nicht  zum  geringen  Teil  die  für  jeden  einzelnen  not- 
wendige Bereehenbarkeit  seiner  Handlungen  und  ihrer  Folgen; 
sie  ist  eine  nicht  zu  nmgehende  Bedingung  stetiger  Kultur- 
entwieklung ,  da  sie  allein  das  soziale  Vertrauen  seh;itVt  ,  oline 
welches  der  V»'rkehr  zwischen  Menschen  sich  kaum  Uber  niedrige 
Anfänge  zu  erheben  vermag 

£s  liegt  nun  in  jedem  Rechtssatz  zugleich  die  Zusicherung 
an  die  Bechtsuntertanen  verborgen,  dafs  er  fUr  die  Dauer  seiner 
Geltung  auch  den  Staat  selbst  verpflichte.  Der  Befehl  an  seine 
Organe,  den  Rechtssatz  zu  handhaben,  ist  nicht  reine  Willkttr 

>)  Die  Lehre  Jherings,  Zweck  im  Recht,  I,  S.  887  f.,  dafs  die 
Rechtsnormen  sieh  formell  nur  an  die  Staateorgane  wenden,  wärde  zu 
dem  Resultat  ftUireo,  dais  sie  als  blofs  innerhalb  der  Staatsorganisation 
wirltsain,  überhavpt  nicht  Recht  erzeugen.  Dagegen  treffend  Merkel, 
Ge?  Abhandlungen,  II,  1899,  S.  586,  und  in  eingehender  Ausfuhrung 
M.  £.  Majer,  a.  a.  O.  S.  38  ff. 
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dee  Staates,  wie  die  gegenteilig«  Theorie,  will  sie  konsequaat 
sein,  behaupten  mufs,  sondern  ErAillnng  einer  Pflieht.  Der  Staat 

verpflichtet  sicli  im  Akte  der  RechtsschOpfeng,  wie  immer  dieses 
K<  c)it  entstehen  möge,  gegenüber  deu  Lutertaaeu  zur  Auweuduug 
und  Durchführung  des  Reclile*. 

Solche  Bindung  des  Willenfl  an  die  Tou  ihm  einseitig  ab- 
gegebene Erklärung  ist  schon  dem  Privatrecht  nicht  fremd.  Dab 
das  Versprechen,  auch  wenn  es  nicht  von  anderer  Seite  an- 
genommen isty  Verpflichtnng^gmnd  sein  kann,  ift  Ton  alters  ker 
anerkannt^).  Einseitige  Willensbildung  aber  ist  die  Form,  durch 
die  allein  die  Grundlagen  von  ReehtsverhXltnissen  swisehen  einem 
Verband  und  seinen  Gliedern  geschaffen  werden  können.  Mau 
mufs  dabei  keineswegs  sofort  an  den  Staat  denken.  Jeder  Verein 
erlUfst  durch  satzungsmttfsigen  Beschlufs.  also  einseitig  Normen  für 
»eine  Mitglieder,  dadurch  nicht  nur  diese,  sondern  sich  selbst 
bindend.  Von  solchen  Verbunden  unterscheidet  sich  der  Staat 
nur  dadurch,  dafs  die  Kechtsordnung,  die  ihn  an  seine  Willens- 
erklärung bindet,  seine  eigene  Ordnung  ist. 

Erst  durch  die  also  gewonnene  Erkenntnis  ist  die  Vor- 
stellung von  Rechten  und  Pflichten  des  Staates  möglich.  Wer  sie 

verwirft,  der  verma<r  nur  Macht-,  aber  keine  Rechtsverhältnisse 

zwischen  »Staat  und  einzelnen  anzuerkennen. 

Die  juristische  Konstruktion  der  also  sich  ergebenden  staat- 
lichen Bechtsverhältnisse  ist  an  anderer  Stelle  durchzuführen. 


>)  Selbst  das  klassische  Recht  hat  die  verpflichtende  Kraft  der 
polUcitatio  und  des  Votums  (vgl.  D.  de  pollicit.  50,  18)  anerkannt,  trots- 
dem  sie  seiner  Grundauffiusung  von  der  Entstehung  obligatorischer 
VerhUtnisse  aus  Willenserklärungen  widersprach.  Dafs  aber  die  im 
modernen  Rechte  in  grofsem  Umfange  vorhandene  Möglichkeit  der  Ver- 
pflichtung durch  einseitiges  Versprechen  in  keiner  Weise  unlogisch  sei, 
hat  Siegel,  Das  Versprechen  als  Verpflichtungsgrund  im  heutigen 
Kt  i  lit,  187:1,  S.  45  tf. .  iMiigehcnd  lijir^'etan.  Zurückzuweisen  ist  der 
lormalistisi  he  l'^iiiw  and,  dufs  die  \'er[)tiichtung  dvs  eiuzelucn  auf  höherein 
Willen  der  staatlichen  lieclitsordnung  beruhe  und  daher  für  die  Mög- 
lichkeit staatlicher  Selbstverpflichtung  nichts  beweise.  £s  handelt  sich 
vielmehr  um  den  Nachweis,  dafs  Bindung  einer  PerM>n  an  ihre  ein- 
seitige Erklärung  unseren  Rechtsfibeneugungen  kdneewegs  wider- 
spricht, die,  wie  ausdrficklich  hervorgehoben,  die  tiefste  und  höchste 
Quelle  allen  Rechtes  auch  für  den  Staat  sind  und  daher  das  Fnnda- 
mout  der  Erkenntnis  von  Rechten  und  Pflichten  des  Stentes  seihst 
bilden. 
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Hier  ist  vielmehr  ausschlielHUch  ihre  Bozialpsjrchologische  Omnd- 
läge  näher  nachzuweisen. 

Der  leiste  Grand  alles  Bechtes  li^  in  der  nicht  weiter 
ableitbaren  Übersendung  seiner  Gflltigkeit,  seiner  normatiTen 
moÜTierenden  Kraft  Die  oben  ang^benen  drei  Merkmale  des 
Hechtes  treffen  In  dem  Punkte  susaramen,  dafs  es  sich  bei  ihnen 
stets  um  Normen  handelt.  Norm  ist  aber  niemals  etwas  blofs 
von  aufsen  Kommendes,  sondern  mufs  stets  die  auf  einer  Kijf«'n- 
scbaft  des  Subjektes  ruhende  Fähigkeit  besitzen,  von  diesem 
als  berechtigt  anerkannt  zu  werden.  Darum  ist  es  Bchlielblich 
eine  von  der  gesamten  Kulturanlage  eines  Volkes  bedingte  Über- 
leugung,  ob  etwas,  das  den  Ansprach  erhobt.  Norm  sn  sein,  in 
einem  gegebenen  Zeitpunkt  diesen  Charakter  wirklieh  besitst. 

Es  kommt  daher  hier  in  totster  Linie  daranf  an,  ob  nach 
der  Anschauung  einer  bestimmten  Zeitepoche  der  Staat  selbst 
durch  seine  abstrakten  Willenserklärungen  gebunden  ist  oder 
nicht,  und,  wenn  er  gebunden  ist,  in  welchem  Mafse  solche 
liiiidunj:  besteht.  Diese  Frage  ist  aber  eine  historische,  mit 
keiner  allgemein  gültigen  Formel  zu  löseude.  Nur  das  eine  kann 
mit  Sicherheit  behauptet  werden,  dafs  im  modernen  Staate 
die  Übersengnng  von  der  Bindung  des  Staates  durch  sein  Kech| 
in  stetig  wachsendem  Mafse  hervortritt.  Dies  iMfst  sich  klar  an 
einer  wichtigen  Erscheinung  nachweisen,  die  geranme  Zeit  hin- 
durch geleugnet  oder  doch  mit  den  Mitteln  juristischer  Erkenntnis 
nicht  erfafst  werden  konnte  nnd  daher  lange  nur  uaturrechtlicbe 
KrklUrungsversuche  erzeugte.  Ausgangspunkt  dieser  nachweis- 
baren Entwicklung  ist  der  von  den  Absolutisten  ener^^iscli  ver- 
tretene Satz,  dafs  jeder  Akt  der  höchsten  Staatsgewalt  seinem 
AVesen  nach  rechtmäCsig  sei,  so  dafs  sie  selbst  niemals  ein  Un- 
recht begehen  könne.  Ihm  entsprach  die  Praxis,  und  swar  nicht 
nnr  in  den  absoluten  Monarchien.  Höchst  beseichnend  ftlr  die 
uisprllngliche  Anschauung  von  der  Schrankenlosigkeit  der  Staats- 
gewalt ist  die  englische  Institution  der  bill  of  attainder  und  der 
bUl  of  pain  and  penalties'),  wie  sie  im  17.  und  18.  Jahrhundert 
häutig  zur  Anwendung  kam.   Gelaug  es  in  politisch  bedeutsamen 

I)  Die  erste  verhängte  Todes-,  die  sweite  eine  geringere  Strafe, 
vgl.  die  betreffenden  Artikel  inWhartons  Law-Lexicon,  ed.,  1892. 
Klheres  über  diese  Gesetse  bei  Blackstone,  Commentaries,  IV, 
p.450ff.;  Vischel,  Die  Verfassung  Englands,  2.  Aufl.,  1864,  S.  458  ff.  u. 
B.  Cox ,  The  Institutions  of  the  English  Government,  186ä,  p.  227  ff.,  465  ff. 
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Fällf'u  nicht,  eine  niifslicbige  I*erson  im  ord<'ntliclicn  Kccht.sweg 
zu  verurteilen,  s«>  passierte  —  pro  re  nata,  wi»-  »Ii**  englischen 
Juristen  liich  ausdrücken  —  eine  Straf  bill,  die  oft  zugleich  das 
za  bestrafende  Verbrechen  schuf,  das  Parlament  und  wttrd« 
hierauf  y  mit  der  königlichen  Sanktion  versehen ,  zur  Auaftthnni 
gebracht*).  Häufig  wnrde  der  zu  Verurteilende  nicht  einnial 
▼om  Parlamente  vernommen').  Diese  Äufiserungen  parlamea* 
tarischer  Omnipotens  sind  in  Eugland  formell  niemals  abgeschifit 
worden,  und  wenn  «ich  anch  vereinzelte  Stimmen  ge^en  sie  e^ 
hoben  hatten,  so  ist  doch  von  juristischer  Seite  ihre  Zulä^si^'keit 
friiljer  nicht  bestritti'n  worden®).  Es  nnterliej^t  alx'r  wohl  keiueiu 
Zweifel,  dafs  heut»'  eine  derartige  Bill  als  ungeheuerlicher  Rechte- 
brnch  betrachtet  werden  würde,  als  Mifsbrauch  der  Bechtsfonaea, 
nicht  eben  blola  als  ein  ins  iniqunm.  Solche  Gesetze  versto&en 
nach  heutiger  Rechtsanschanung  g^n  anerkannte  Bechtsgmnd* 
Sätze,  die  dem  englischen  Recht  als  Basis  dienen;  sie  stehen  in 
Widerspruch  mit  dem  Teil  des  common  law,  von  dem  die  Bog* 
iKnder  oft  behauptet  haben,  dafs  es  selbst  durch  Parlamentsstatat 
nicht  geiindt'rt  werden  k'hine.  Die  Amerikaner  haben  dieser 
modernen  liechtsüberzeu^nui;;  dadurch  Ausdruck  gegeben,  d;if>  sie 
das  strikte  Verbot  der  Straf  bill«  in  ihre  Verfansung  aufgeuommeu 
haben 

Solche  Fälle  lehren  selbst  den  Widerstrebenden  deutUchi 
dafs  auf  einer  höheren  Stufe  der  Rechtsentwicklung  sogar  aucli 
die  rechtschaffende  Tätigkeit  des  Staates  rechtlich  gewertet  werden 
kann.  Der  Akt  der  Rechtsschifpfung,  selbst  wenn  das  also  Ge- 
schaffene rechtsbeständig  ist  und  bleibt,  kann  einen  Rechtsbrach 


M  Der  berilhmteste  Fall  oinor  liill  of  attainder  ist  der,  durcli  weicht' 
der  Earl  of  Strat^ord  1>j40,  nai  lHh'm  dl«'  (Gemeinen  die  gepen  ihn  «t- 
hobene  Strafaiikhi^«'  zurückgczof^cn  liatteii.  zum  Tode  v«*rurteilt  wurUo. 
Der  b.'tzte  A'«'rsuch  t*iner  bdl  of  pain  and  pj  iiHlties  war  geg«'n  »lie 
Königin  Karoline,  die  (temahliu  (Jeorgs  IV.  (1820),  aus  Anlafä  von  dejssea 
Ebebmcbaklage,  gerichtet.  Sie  wurde  aber,  nachdem  sie  das  snent  oiit 
ihr  befaCste  Oberhaus  bereits  passiert  hatte,  snrfickgezogen ,  ehe  dsa 
Unterbaus  in  die  Lage  kam,  sie  in  Verhandlung  zu  nehmen. 

*)  Namentlich  unter  Heinrich  VIU.«  in  dessen  Haad  die  von  ge- 
fügigen Parlamenten  beschlossenen  hüls  of  attainder  ftuchtbare  WafiSea 
bildeten. 

n  Noch  Oos,  p.  892,  behandelt  sie  als  in  Kraft  befiodlicbes 

Rechtsinstitiit. 

*}  Const.  uf  the  U.  St.,  Art.  1,  sect.  IX,  3. 
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in  sieh  «chliefsen.  Jedes  verfassnnggwidrige  Gesetz  in  den 
Staaten )  die  dem  Richter  kein  Prttfongsrecht  der  Gesetze  auf 
ihre  materielle  VerfaeBimgiiniilCBigkeit  sngesteheiii  ist  ein  weiteres 
Beispiel  hierfklr^).  Nicht  minder  sind  andere  höchste  Staats- 
wUlensakte,  wie  das  rechtmftfsige ,  aber  rechtswidrig  gefaCste, 
nicht  reTlsionsfthige  Urteil ,  rechtlicher  Be-  und  Verurteilung 
fthig)  obwohl  sie  nicht  im8tande  sind,  die  Rechtsfolgen  Holchen 
Urteils  zu  Hndern,  uiul  ilamit  einen  neuen  Beweis  für  jene  merk- 
würdige Grundtatsache  des  Kechtslebens  bieten,  dafs  Unrecht 
Hecht  zu  erzeugen  vermag. 

Der  (fPilanke  der  Bindung  des  Staates  an  sein  Becht  hat 
bei  dfir  Aufstellung  der  moderneu  Verfassungsurkunden  seine 
bedeutsame  Rolle  gespielt.  Nicht  nur  durch  die  Festsetinug 
fester  Normen  für  die  Äniserungen  des  Staatswillens ,  sondern 
Tor  allem  durch  die  Aufteilung  „garantierter'*  Rechte  des  Indi- 
▼idnuma  suchen  sie  den  Staat  selbst  in  seiner  legislatorischen 
Allgewalt  einsndämmen.  Diese  Garantie  wurde  gedacht  als  in 
der  ZnsicbeniDg  der  Unabänderlichkeit  der  also  geschützten 
Keciite  bestehend. 

Es  ist  an  dieser  btelle  nielit  zu  untersuchen,  inwieweit  die 
ünveränderlichkeit  gerade  der  (irundrechte  durch  jene  vertassungs. 
mAfsigen  Garantien  ])raktische  Bedeutung  besitzt.  Wohl  aber 
war  von  jeher  und  ist  heute  unxweifelhaft  in  umfassenderem 
Malse  in  dem  Rechte  der  Kulturvölker  ein  Grundstock  vor- 
handen, der  jeder  gesetageberischen  Willkür  entzogen  ist.  Das 
ist  der  Niederschlag  der  gesamten  geschichtlichen  Entwicklung 
eines  Volkes,  wie  er  als  bleibende  Bedingung  von  dessen  ganzem 
historischen  Dasein  sich  in  den  rechtlichen  Institutionen  konstant 
ausprägt.  Die  Gmndlagen  des  Strafrechtes  z.  B.  sind  in  grofsem 
Umfang  feststehend,  die  Verpönuu-  schwerer  Aa^nifte  auf  die 
wichtigsten  RechtsglUer  nicht  von  dem  Belieben  des  Staates  ab- 
hängig. Die  Straflosigkeit  des  Mordes  auszusprechen,  lie;rt  w<dil 
aofserhalb  der  realen  gesetageberischen  Möglichkeit.    Tata  ein 


>j  Die  praktisch  bedeutsamsten  Fftlle  dieser  Art  wären  Spezial- 
geaetze,  die  einer  allgemeinen  verfassuDggmäfsigen  Kecht^regel  zuwider- 
laufen. Also  namentlich  individuell  bestimmte  Enteignungen  ohne 
Gewährung  voller  Entschiuii^uiif; ,  z.  B.  bei  zwangsweiser  Verstaat- 
lichung einer  Eisenbahn  oder  gegen  bestimmt«!  l'ersoni  ii  oder  Klassen 
gerichtete  Güterkonfiskationen,  wie  sie  von  extremen  politischen  Par- 
teien in  erregten  Zeiten  yorgesch lagen  werden. 
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Gesetzgeber  dennoch  Derartiges,  so  wurden  sofort  andere,  von 
ihm  nicht  zu  beherrschende  Kräfte  in  ungeordneter  Form  die 
Funktion  der  Strafe  erfüllen. 

Verläfst  man  daher  den  rein  formal-juristischen  Standponkt, 
auf  dem  mit  der  üilfsvorstellimg  einer  Bchleehthin  allmäf.htigea 
und  unfehlbaren  Staatsgewalt  operiert  wird,  so  ergibt  sieh  eine 
Scheidung  alles  Rechtes  in  konstante  oder  doch  nur  sehr  langsam 
umzubildende  und  variable  Bestandteile.  Diese  Konstanten  sind 
aber  in  dieser  Eigenschaft  gemftfs  der  ^'^anzen  Kultnrlage  eine« 
Volkes  ausdrücklich  oder  stillschweigend  anerkannt  und  bilden 
damit  einen  rechtlichen  Mafsstab  ftlr  die  Beurteilung  auch  der 
formal  unanfechtbaren  Staatswillensakte.  Daher  kann  ein  Gesetz 
oder  ein  rechtskräftiger  irrevisibler  Sichterspruch  als  unrecht 
nicht  nur  als  ungerecht  gewertet  werden.  Femer  ist  damit  aucb 
eine  Richtschnur  de  lege  ferenda  gegeben,  wie  denn  heute  jene 
Schulansicht  von  der  schlechthin  ungebundenen  gesetigebendeD 
Gewalt  trots  der  Übeneugang  weitestgehender  legislatorischer 
Freiheit  bei  den  gesetzgeberischen  Faktoren  selbst  sicherlich  nickt 
vorhanden  ist.  Kndlieh  ist  damit  überhaupt  erst  die  Möglichkeit 
staatlicher  Pflichten  begründet,  eine  Vorstellung,  die  von  der 
noch  immer  fortwirkenden  absolutistischen  Staatsauffassung  aus, 
will  man  konsequent  sein,  energisch  surttckgewiesen  werden  mnis. 

4.  Der  Staat  und  das  Volkerrecht. 

Die  für  die  ganae  Auffassung  des  modernen  Staates  grond« 
legende  Anschauung  von  seinem  Terhältnis  lum  Rechte  wird 

vollendet  durch  die  Losung  des  Problems,  welches  das  jüngste 

(tlied  der  Kechtüorduung,  das  Völkerrecht,  der  Erkenntnis 
darbietet. 

Die  Staaten  der  altorientalischen  und  antiken  Welt  haben 
trotz  manelier.  namentlich  durch  die  Bedürfnisse  des  internatio- 
nalen Verkehrs  hervoigerufeneu  Ansätze  es  nie  zu  einem  Völker- 
recht gebracht,  wenn  auch  Wort  und  Begriff  den  Römern  geläniig 
waren.  Schon  indem  von  der  antiken  Staatslehre  dem  Staate 
zuerst  von  den  grtffsten  hellenischen  Denkern  Autarkie  lo- 
geschrieben  und  sodann  in  der  stoischen,  von  den  Römern  bereit* 
willig  angenommenen  Lehre  der  Weltstaat  als  die  dem  Staats- 
be^'rirte  entsprechende  Verwirklichung  behauptet  wird,  kann  die 
!M«i;:lichkeit  einer  Rechtsordnung  für  die  Staaten  selbst  der  alten 
W'elt  nicht  zum  Bewulstsein  kommen.    Erst  in  der  durch  eine 
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Fülle  TOD  Kiiltiirelementen  miteinander  verbundenen  cbmtlichen 
Staateowelt,  die  im  Mittelalter  snr  Einheit  der  Kirche  susammen- 
gefabt  war,  tritt  an  Beginn  der  neueren  Zeit,  in  bedeutenderem 
Malie  seit  dem  westfUieehen  Frieden  ^  in  ungeahnter  Aus- 
dehnnag  aber  erst  im  abgelaufenen  Jahrhundert ,  die  Idee  und 
das  Bewufstsein  eines  Völkerrechtes  auf.  Dieses  Völkerrecht  ist 
das  Rechte  welches  die  Staaten  in  ihren  internationalen  Be- 
ziehungen bindet,  also  ein  Recht,  das  dem  nach  aufsen  handelnden 
Staat  als  objektives  Kecht  entgejjrentritt. 

Über  Möglichkeit  und  Dasein  des  Völkerrechtes  ist  viel 
gestritten  worden.  Selbstverständlich  wird  es  von  denjenigen,  die 
aussehlieüslich  mit  den  alten  zivilistischen  Schablonen  an  das  Problem 
herantreten,  Terworfen.  Die  letate  Entscheidung  Uber  sein  Dasein 
Hegt  aber  bei  den  Gremeinwesen,  fllr  welche  es  gelten  soll,  bei  den 
Staaten.  Erkennen  diese  das  Völkerrecht  als  für  sie  bindend  an, 
dann  ist  bei  der  psychologischen  Natur  alles  Rechtes  die  feste 
Basis  tfBir  seine  Existenz  gegeben.  Dafs  diese  Anerkennung  aber 
von  Seiten  der  Mitglieder  der  Staatengemeinschaft  vorhanden  ist, 
darüber  kann  heute  kein  Streit  mehr  herrschen*). 

Aber  nicht  nur  die  Grundlage,  auch  die  Gesamtheit  der 
anderen  Merkmale  des  Rechtes  sind  beim  Völkerrecht  gegeben. 
Der  wesentliche  Unterschied  des  Völkerrechts  von  dem  Staats- 
rechte liegt  darin,  dafs  in  jenem  keine  Verhältnisse  der  Über- 
and  Unterordnung  reguliert  werden,  es  vielmehr  ein  Becht  zwischen 
Koordinierten  ist  Und  xwar  sind  die  das  Völkerrecht  setzenden 
Antoritftten  und  zugleich  die  von  ihm  verpflichteten  Subjekte  die 
Staaten  selbst.  In  deren  gegenseitigen  Beziehungen  hat  zuerst, 
wie  auf  anderen  Rechtsgebieten,  das  historische  Element  des 
Rechtsbegriflfes  seine  Wirkung  geÄufsert.  Das  Faktum  der  Be- 
obachtung von  Regeln  im  internationalen  Verkehr  hat  zu  der 
Vorstellung  ihrer  rechtlich  verpflichtenden  Kraft  geführt.  Hinzu- 
getreten sind  sodann  ausdrückliche  Vereinbarungen  von  Kechts- 
regeln  durch  die  Staaten,  durch  welche  sie  den  Forderungen  der 
rationalen  rechtschaffenden  Kräfte  de  lege  ferenda  stattgebend, 
die  Weiterbildung  der  internationalen  Kechtsordnung  gefördert 

Vfrl.  die  näheren  Ausführunfren  in  meinen  früheren  Arbeiten: 
L'ie  rechtl.  Natur  der  Staatenvertriige ,  S.  40  ti.,  uml  System  d.  subj. 
üti.  K. ,  S.  21)6  tf.  Aus  der  neuesten  Literatur  übereinstimmend  1' Il- 
mann, a.  a.  O.  S,  :i,  und  v.  Liszt,  a.  a.  O.  b.  3,  Heilborn  in 
Kohlers  Encyklopädie  U,  S.  978. 
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haben  ' ).  Auch  die  notwendigen  Garantien  mangehi  dem  Völker- 
recht nicht.  Der  rechtlich  geordnete  Zwang  ist  zwar,  da  keine 
höhere  Macht  Uber  den  Staaten  sich  erhebt,  aiugeschloBsen,  allein 
derselbe  Mangel  eignet,  wie  geaseigt,  notwendig  anch  wichtigen 
Partien  der  inneren  Bechtsordnnng,  ohne  ihnen  den  Bechts- 
charakter  zu  benehmen.  Die  anderen  Garantien  sind  aber  fllr 
einen  grofsen  Teil  der  Tölkerrechdichen  Ordnung  um  so  bedent- 
samer.  Die  auf  Völkerrecht  beruhende  einzelstaatliche  Bechts- 
hilfe,  Rechtspflege  und  Verwaltung  ist  durch  das  gemeinsame 
Interesse  der  Staaten  auf  das  hr»chste  ji^ewährleistet.  Die  so- 
genannte internationale  Verwaltung  funktioniert  mit  der  gröfsten 
Sicherheit,  und  aus  ihrer  Praxis  können  schwerlich  viele  Argumente 
gegen  die  Existenz  des  Völkerrechtes  gewonnen  werden.  Aber 
anch  die  Machtverhältnisse  der  Staaten  sowie  die  öffentliche 
Meinung,  die  sich  in  den  Ansichten  der  StaatsmSnner,  der  Parla- 
mente, der  Presse  kundgibt,  bilden,  allerdings  viel  weniger  sicher 
wirkende,  immerhin  aber  nicht  ganz  zu  ignorierende  Oarantien 
des  Völkerrechtes.  Da,  wo  Beobachtung  des  Völkerrechtes  mit 
der  Existenz  des  Staates  in  Konflikt  kommt,  tritt  hingegen  die 
Rechtsregel  zurück,  weil  der  Staat  höher  steht  als  jeder  einzelne 
Rechtssatz,  wie  ja  sclion  die  Betrachtung  der  innerstaatlichen 
K('cht>verhilltnis8e  gelehrt  hat:  das  Völkerrecht  ist  der  Staaten, 
nicht  aber  sind  die  Staaten  des  Völkerrechtes  wegen  da. 


')  Ausschliefslich  auf  die  Vereinbarung  zwischen  den  Staaten 
sucht  Triepel,  Völkerrecht  und  Lun<l«»srerht,  S.  60  ff.,  das  Völkerrecht 
zu  begründen.  Hei  solcher  Anffassiui^r  liän^t  aber  das  panze  Vr»Iker- 
rccht  in  der  L>ift.  Das  Dasein  einer  völkerrechtlichen  Ordnung  selbst, 
.  die  er.st  alh'n  \'ereinbarungen  Kraft  verleiht,  kann  doch  nicht,  wie 
Triepel  selbst  zugibt,  wieder  auf  Vereinbarung  gegründet  sein.  Der 
Beginn  völkerrechtlicher  Ordnung  kann  aber  keineswegs  mit  der  pri- 
mftren  Sch()pfttng  neuen  Staatsrechtes  bei  einer  Staatengiündnng  In 
Parallele  gestellt  werden,  denn  in  solchen  Fftllen  sind  die  die  grund- 
legende Recbtsüberseugung  bildenden  Menschen  bereits  durch  eine 
staatliche  Rechtsordnung  hindurchgegangen,  sie  wenden  auf  die  neue 
Drdinmg  einfach  analoge,  als  solche  bereits  einmal  gegolten  habende 
Kei'litssiitzo  an,  die  nunmehr  von  neuem  auch  formalen  Rechtscharakter 
erhalten.  Woher  aber  soll  die  nrspriujfrliche  Uberzeugung  stammen, 
dafs  die  Ordnung  /.wischen  den  Staaten  nicht  blofs  Verkehrssitte, 
Staatsmoral,  Staatsegoismus  oder  sonst  eine  nicht  rechtliche  Erscheinung 
ist?  Wer  das  juristisch  so  spröde  Völkerrecht  juristisch  behandeln 
will,  der  darf  es  nicht,  wie  Triepel  tut,  als  gegeben  voranasetien, 
sondera  uinfs  zunftchst  sein  Dasein  eingehender  begrfinden. 
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Die  Lücken  jedacli ,  die  bereits  das  Staatsrecht  aufgewiesen 
hat,  sind  dem  Völkerrechte  in  noch  viel  grtffserem  Umfange  zu 
eigen,  weil  das  System  des  Völkerrechtes  noch  viel  veniger  der 
Geschloesenheit  flhig  ist  als  das  des  Staatsrechtes.  Wenn  jedes 
Beehtsgehiet  Teile  hat,  die  aaf  Kompromissen  streitender  Mächte 
bemhen,  so  hat  gerade  die  Forthildung  des  Völkerrechtes  snr 
Voraussetznn^  die  Mttfjlichkeit  eines  Widerstreites  der  Staaten, 
als  dessen  Ke>ultat  neues  Kecht  erscheint.  Die  durcl»  RechtssUtze 
nur  in  irerin^ein  Mafse  einsclirHnkbare  auswärtif^e  Politik  be- 
zeichnet das  weite  Gebiet,  auf  dem  die  faktische  Macht  entscheidet 
und  die  Interessen  der  verschiedenen  Staaten  Kämpfe  aller  Art, 
nicht  etwa  blols  kriegerische y  führen ,  miteinander  Waffenstill- 
stlade  eingehen,  nntereinander  sich  auf  kttnere  oder  längere 
Dauer  rerbinden.  Aber  nicht  nur  die  wechselnden  Interessen 
des  Tages,  auch  die  Entwicklungsbedingnngen  der  Staaten  und 
Volker  verlangen  es,  daCs  dem  Kampfe  neuer  Ideen  und  neuer 
politischer  Gestaltungen  um  Verwirklichung  und  Dasein  Raum 
gelassen  werde.  Eine  Itlckenlose,  jeden  Streit  durch  bereitstehende 
Rechtsregeln  entscheidende  zwischen-  oder  gar  Uberstaatliche 
Ordnung  würde  bei  der  heutigen  Weltlage  und  in  absehbaren 
Zeiten  das  Ungesunde,  das  Veraltete  und  Überlebte  in  der 
Staatenwelt  konservieren  und  damit  jeden  gedeihlichen  Fortschritt 
immöglich  machen.  Man  denke  nur  an  die  grofsen  Kriege  in 
der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts.  Wären  diese  geschicht- 
lichen Kämpfe,  (tkr  deren  Beurteilung  kein  Rechtssats  vorhanden 
war,  durch  irgend  eine  Bechtsnorm  und  irgend  einen  Richter  zu 
lehlichten  gewesen,  so  hätte  der  Spruch  nur  zugunsten  des  Be- 
stehenden als  des  Rechtmäfsigen  ausfallen  können,  und  Deutsch- 
land und  Italien  "  wären  geographische  Begriffe  geblieben ,  die 
neuen  Staaten  der  Balkanhalbinsel  wKren  weiterhin  türkisthe 
Provinzen,  die  sjjanische  Mifswirtschaft  auf  Kuba  und  den 
Philijipinen  wäre  erhalten  geblieben! 

Wenn  nun  aber  auch  das  Völkerrecht  formell  auf  dem 
Willen  der  £inzel8taaten  ruht  und  von  ihm  seine  rechtliche 
fiasktion  erhält,  so  entspricht  es  doch  materiell  einem  Etwas, 
das  Aber  den  Einzelstaat  hinausgeht.  An  diesem  Punkte  zeigt 
sich  die  Verbindung  von  Gesellschaftslehre  und  Völkerrecht.  Da, 
wie  oben  .näher  ausgeführt,  die  gesellschaftlichen  Interessen  viel- 
fach weit  Uber  den  Einzelstaat  hinausreichen  und  die  Staaten 
selbst  als  soziale  Bildungen  Gesellschaft.sgruppen  bilden,  so  wirkt 
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die  Gesamtheit  dieser  internationalen  Gesellschaftsverhältnisse 
den  wesentlichen  Inhalt  des  internationalen  Rechtes  ans.  Die 
nationalen  oder  einselstaatlicben  Gtogenstrtfmnngen  gegen  die 
internationale  Gesellsehaft  sind  aber  so  stark,  dals  sie  nur 
ein  Nebeneinanderbestehen  der  Staaten,  keine  Organisation  der 
Staatengemeinschaft  hervorgemfen  haben  ^  von  Gelegenhettn- 
Organisationen  und  engeren  Staatenverbiudungen  innerlialli  der 
umfassen(l<^n  (Jenieinsehaft  abi^^eselipn.  Die  Staatengemein->chaft 
ist  (lalier  rein  an  a  rein  scher  Natur,  und  das  Vfilkerrecht,  weil 
einer  nichtorgauisierteu  und  daher  keine  Herrschermacht  besitzen- 
den  Autorität  entspringend,  kann  fUglich  als  ein  anarchisches 
Becht  bezeichnet  werden,  was  xngleich  seine  Unvollkommenheiteii 
und  Mttngel  erklärt. 

Der  klare  filick  in  die  Znknnft  ist  nns  verwehrt.  Über- 
blicken wir  aber  die  gewaltigen  Fortschritte,  die  dieses  anarchische 
Recht  in  der  neuesten  Zeit  gemacht  liat,  dann  scheint  die  Ent- 
wicklung dennoch  dem  fiir  uns  allerdings  in  unendlicher 
Ferne  liegende;i,  in  der  Realität  der  Dinge  vielleicht  niemals 
ganz  zu  erreichenden  Ziele  zuzustreben ,  auf  das  Kant  hin- 
gedeutet hat:  „Das  gröpKte  Problem  tlir  die  Menschengattung»  so 
deren  Auflösung  die  Natur  ihn  swingt^  ist  die  £rreichimg 
einer  allgemeinen ,  das  Recht  verwaltenden  bttigerlichen  Gesell- 
schaft'' 1). 

Idee  SU  einer  allgemeinen  Geschichte  in  wdtbttrgerlicher  Ab- 
sicht WW,,  herausgegeben  von  Rosenkrans,  VII,  8.  823. 
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Den  Bönsern,  die  den  scharfen  Gegenaats  von  öffentlichem 
und  Privatrecht  anfgestellt  haben  war  das  erstere  ein  in  mch 
einheitliehes,  daher  Staats-  nnd  öffentliches  Beeht  bei  ihnen  ans- 
lehlieblieh  doreh  dasselbe  Wort  ausgedruckt  weiden  konnten. 
Die  Entwicklung  des  modernen  Hechtes  hat  jedoch  eine  reiche 
Oliedening  des  (flfentlichen  Rechte«  snr  Folge  gehabt,  die  nur 
historiseh  sn  begreifen  ist.  Ihr  gemäfs  decken  sich  die  Begriffe 
Staats-  und  öffentliches  Recht  nicht  mehr.  Jener  ist  vielmehr  der 
engere  Begriff,  der  dem  letzteren  eingeordnet  ist^). 

■)  Nementlieh  in  der  berfihmteir  Stelle  des  Ulpian  L.  2  D.  de  iust. 
et  inie  1,  1  nnd  {|  4  Inst  tit  1,  1.   Über  ^e  Geschichte  des  Begriffes 

des  ins  publicum  und  seine  Mehrdeutigkeit  bei  den  alten  Schriftstellern 
vgl.  jetzt  £.  Ehrlich,  Beitrftge  sur  Theorie  der  Beehtsquellen  I,  1908, 

S.  159  ff. 

2)  Die  Ausprägung  des  Begriffes  des  öffentlichen  Recht»  s  als  des 
weiteren,  der  das  Staatsrecht  h\s  Teil  in  sich  fafst,  wurde  einerseits 
dureli  die  .Sonderung  der  einzelnen  Rechtudisziplinen  in  der  akademischen 
L<!hre,  anderseits  durch  die  begriffliche  Zergliederung  des  Rcchtsstoffes 
TOD  Seiten  der  Naturrechtslehre  angebahnt.  Die  neuere  juristische 
Teminologie  geht  snrflck  auf  Hugo  (vgl.  tber  diese  Entwicklung 
die  Dsrstellnng  von  Ehrlich,  8. 209  ff.).  Von  grofser  Wirkung  ist  auch 
&  Kan tische  Bechtslehre  gewesen,  die  das  gesamte  Recht  in  Privat» 
und  öffentliches  Becbt  einteilt  und  das  letstere  in  Staats-,  Straf-,  Völker- 
und  Weltburgerrecht  gliedert.  Erst  unter  dem  Einflufs  Savignys 
(System  des  heutigen  römischen  Rechts  I,  S.  25  ff.)  aber  hat  die  neueste 
deutsche  Staatsrechtswissenschaft  j<eit  Oerbor  die  einzelnen  Disziplinen 
des  öffentlichen  Rechtes  als  solche  anerkannt  und  den  anderen  Rechts- 
gebieten gegenübergestellt.  Im  einzelnen  walten  indes  selbst  bis  auf 
die  Gegenvirart  manche  Differenzen  zwischen  den  verachiedeueu  Schrift- 
itellem  vor.  Mit  der  Auabildung  des  Staatsrechtes  als  eines  in  sich 
gesehktsseaen  Teiles  der  Bechteordnung  ist  Dentschland  allen  fibrigen 
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Um  das  System  des  öffentlichen  Hechtes  zu  begreifen |  ist 
mYörderst  das  Wesen  des  Privairechts  und  sein  G^genseti  mn 
Öffentlichen  sn  erOrtern. 

Der  Oegensati  Ton  Privat-  nnd  Olfonillehem  Beeht  kann  auf 
den  Ghrnndgedanken  rarUckgefÜhrt  werden,  dais  im  PriTatredit 
die  einaelnen  als  gmndsitdieh  Kebengeordnete  einander  gegen- 
überstehen y  es  daher  die  Beziehungen  der  einzelnen  als  bolcher 
ordnet,  während  das  ötfentliche  Recht  VerhHltnisse  zwischen  ver- 
schiedeneu Herrschaftssubjekten  oder  die  Or^janisation  und  Funktion 
der  Herrschaftttttu^jekte  und  deren  Beaiehungen  zu  den  der  Hen> 
Schaft  Unterworfenen  regelt^). 

Dieser  Gkgensati  ist  aber  kein  abeolnter.  Beim  Privatredit 
tritt  die  Beiiebnng  des  Indiridunms  an  einem  anderen  Indiridnom 
derart  augenfUlig  henror,  dab  der  Gedanke  nahe  li^,  daria 
sein  Wesen  erschöpft  an  sehen.  Allein  eingehendere  Betraehtnng 
ergibt,  dafs  nicht  das  abstrakte,  von  allen  socialen  Besiehangen 
isolierte  Individuum  Träger  der  Privatrechte  ist,  sondern  das  üe- 
sellscliat'tsmit^Iied .  das  vom  Staate  als  Peraönlichkeit  anerkannt 
ist    Alles  Privatrecht  ist  daher  Sozialrecht. 

Damit  sind  die  Versuche,  zwischen  Privat-  und  öffentlichem 
Becht  ein  Sozialrecht  als  selbständigen  Bechtsteil  einaoschieben 
oder  das  öffentliche  Becht  dem  Sosialreeht  nntemtordnen,  rnillck- 
gewiesen*).  Es  kann  sich  bei  dem  einaelnen  BechtsTerhlkais 
nur  dämm  handeln,  ob  das  indiridnelle  oder  soaiale  InteresM 
bei  seiner  Normierung  dnreh  das  objektiye  Recht  1lberwx>gen  wird. 
Auch   alle   sozialen  uud  daher   auch   die   staatlichen  lutcre^töen 

Nationen  yoraogegaogen.  In  Franlureich  ist  erst  im  Lanfb  des  18.  Jah^ 
hnnderts  yon  dem  „droit  public**  die  Bede;  England  entwickelt  in 
19.  Jahrhondert  den  Gedanken  des  „Constitution al  law'',  das  sich  keinem 
wegs  mit  unserem  Begriff  des  Staatsrechts  deckt.  Die  ^'orsteUaog  eines 
ausgeprägten  „public  law''  ist  in  den  englischen  GedaukenkreiB  erst  in 
neuester  Zeit  vom  Kontinent  her  eingedrungen,  obwohl  bereits  Bacon. 
Works  ed.  Speddiiig  I,  p.  so4,  VII,  j).  731  f.,  die  römische  Vorstellunir 
von  ins  publicuin  vertieft  hat  und  auch  Bluckstone  (vgl.  oben  Ö.  160 
N.  1)  die  Kecbtsveriiältnis.-^e  in  öffentliche  und  pii\ate  .scheidet. 

')  Vgl.  zum  folgenden  auch  Jelliuek,  System  der  subj.  öffentl 
Bechte,  Kap.  IV  u.  ff. 

*)  Die  diesen  Oedanken  ansfiihrende  LIteratnr  angefiUirt  Sjstoa, 
S.  86,  N.  1.  Die  Idee  eines  das  Staatsrecht  in  sieh  befisssenden  Ge> 
sellschaftsrechtes  ist  bereits  bei  aatnneehtlichen  Hchriftstellen  n 
finden.  So  z.  B.  bei  HOpfner,  Naturreeht  des  einaelnen  Menschen, 
der  Gesellschaften  und  der  Völker,  2.  Aufl.  1788»  S.  124  ff. 
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iaaeen  sich  von  individuellen  gänzlich  losgelöst  nicht  denken. 
Alle  soziale  nnd  staatliche  Tat  kommt  sehlielslich  Individuen 
ragnte  oder  soll  dies  wenigstens  tnn. 

Alles  FriTatrecht  ist  nnr  möglich  anf  Ghrand  der  Anerkennung 
der  mdiTiduellen  Peisftnliebkeity  nfther  gefitfiit  durch  Anerkennung 
bestimmter  Qualitäten  des  einseinen,  vermtfge  deren  er  in  den 
Stand  geseilt  ist,  in  seinem  Interesse  die  Staatsgewalt  in  Be- 
wegung zu  setzen.  Alle  Privatrechte  sind  mit  einem  0(FentHeh- 
rechtlichen  Anspruch  auf  Anerkennung  und  Schutz  verbunden. 
Daher  ruht  daä  ganze  Privatrecht  auf  dem  Boden  des  üffentlichea 
Bechtes 

Diese  Erkenntnis  lehrt  a  priori,  wie  schwer  es  sei,  die 
Grense  awtBchen  Privat-  und  öffentlichem  Recht  im  einzelnen 
Falle  festsnstellen.  Der  Staat  und  die  öffentlich-rechtlichen  Ver- 
binde  sind  nicht  nur  Trilger  öffentlicher  Gewalt,  sondern  auch 
Wirtsebaftssnbjekte ,  die  auch  mit  den  jeder  Persönlichkeit  zu- 
stehenden Mitteln  nicht  herrschaftlicher  Art  Verwaltung  tiben. 
El  ist  in  erster  Linie  Sache  ausdrileklicher  Festsetzung  der 
konkreten  Rechtsordnung,  die  Grenze  zwischen  den  Handlungen 
eines  Verbandes  als  Herrschafts-  und  als  privaten  Wirtscliafts- 
isuhjektes  zu  zit  hen.  Der  Staat  kann  sicli  formell  dem  Privat- 
recht ganz  oder  in  grolsem  Umfange  entziehen,  anderseits  aber 
sich  ihm  in  weitergehender  Weise  unterwerfenj  als  es  die  Natur 
der  von  ihm  eingegangenen  Beehtsvcrli Kitnisse  erfordert.  Wie 
die  Grense  gezogen  wird,  hXngt  von  der  gesamten  Entwicklung 
der  Anschauungen  eines  Volkes  Uber  das  Verhftltnis  des  Staates 
nun  Privatrecht  ah.  Der  Staat  als  Subjekt  von  Vermögensrechten 
bat  in  den  einzelnen  Bechtssystemen  eine  ganz  verschiedene 
Btsllung.  Über  sie  kann  nnr  die  Fisknslehre  eines  jeden  Einzel- 
rechtes  Auskunft  geben. 

Diese  Fiskuslehr«^  ist  von  der  höchsten  Bedeutung  für  die 
gaiue  Geschichte  der  Auffassung  des  Verhältnisses  von  Staat  und 
Untertan  Wo  die  Vorstellung  des  Fiskus  als  der  l'ersönlich- 
keit  des  Staates  in  vermögensrechtlicher  Beziehung  überhaupt  nicht 
vorhanden  war,  da  hat  es  grundsätzlich  keinen  vermögensrecht- 

')  lus  privatum  sub  tutela  Juris  Publici  latet."  Bacon,  De  augm. 
•cient.  Vril.  3(Exempium  l'ractatns  de  Justitia  universuli)  Works  I,  p..804. 

')  Über  die  Geschichte  der  FLskusleiire  v^l.  O.  Mayer.  I,  S.  47  ff.» 
Üatschek,  Die  rechtliche  Stellung  des  Fiskus  im  Bürgerlichen  Gesetz- 
buche,  1899,  8.  24  ff. 
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liehen  Anspruch  des  einzelnen  an  den  Staat  gegeben.  So  war 
es  in  England ,  wo  nur  ein  Bitt-  j  kein  Klagerecht  gegen  dea 
Staat  beBtand;  das  später  der  Sache ,  aber  nicht  der  Form  nacb 
gewMhrt  wurde  In  Deutschland  hingegen  wird  der  Fiakns  all 
Bnbjekt  von  Privatieehten  erklttrt,  daher  dem  Staate  doppelt« 
Persönlichkeit  —  Offontliehe  nnd  priTatrechtliehe  —  anerkaaiit, 
was  die  grofse  praktische  Bedentnng  hat^  dafs,  soweit  das  Privit- 
recht  reicht,  willkürliche  Kiugrift'e  des  Staates  in  die  individuelle 
RechtssphJlre  ausfrex  hlossen  sind.  Heute  ist  nun  aber  die  l'her- 
zeugung  durchgedrungen,  dafs  der  Staat  auch  im  liinblick  auf 
den  Gegensatz  von  Öffentlichem  und  Privatrecht  eine  einheitliche 
Persönlichkeit  ist,  der  Fiskns  daher  nnr  eine  besondere  Bichtoiig 
dieser  Persönlichkeit  beaeichnet.  Hier  ist  denn  maogels  aiif- 
drttcklicher  Festsetning  das  Hanptgebiet  strittiger  Qreniftlle, 
deren  Problem  lantet:  Wann  ist  der  Fiskns  Subjekt  nnd  Objekt 
öffentlich-rechtlicher  nnd  wann  privatreehflicher  Ansprtiche? 

Ist  nun  einerseits  Privatrecht  nur  auf  der  Basis  des  «ffent- 
licheu  möglich,  so  ist  nnderseits  dat»  öAentliche  Hecht  dem 
Privatrecht  gegenüber  ganz  selbständig. 

Öffentliches  Hecht  ist  dasjenige,  welches  ein  mit  Herrscher' 
gewalt  ausgerüstetes  Gemeinwesen  in  seinen  Beaiehnngen  sn 
gleich*  nnd  nnteigeordneten  Personen  bindet. 

Seine  Möglichkeit  nnd  Bedeutung  ist  im  vorigen  Kapitel  dar- 
getan worden.  Hier  handelt  es  sich  um  nfthere  juristische  Be- 
stimmungen jener  allgemeinen  Sitae. 

Eine  Herrschergewalt  wird  dadurch  zur  rechtlichen,  dalf»  m 
eiiigeschrHnkt  ist^).  Recht  ist  rechtlich  beschrÄnkte  Macht.  Die 
potentielle  Macht  des  herrschenden  Gemeinwesens  ist  gröf»er 
als  seine  aktuelle.  Durch  Selbstbeschränkung  gewinnt  sie  den 
Charakter  der  Hechtsmacht.  Solche  Selbstbeschränkung  ist  keine 
willkürliche  y  d.  h.  es  ist  nicht  in  des  Staates  Belieben  gestellt, 
ob  er  sie  ttberhaupt  tthen  will.    Durch  den  gansen  historisebea 

')  Durch  das  Inntitut  der  Petition  uf  Kight,  die  aber  auch  heute 
nur  auf  Grund  eines  königlichen  Fiat  bei  den  Gerichten  anhängig  ge- 
macht werden  kann.  Vgl.  Gneist,  Das  englische  Terwaltun^redit 
8.  Anfl.  1888,  I,  S.  375;  Hatschek,  a.  a.  O.,  8.  421 

*)  Das  ist  nenerdiogs  verkannt  von  0.  Mayer,  I,  8.  HO  f..  der 
dem  Staate  subjektive  Rechte  in  wahrem  Sinne  abspricht,  weil  sie  nicliti 
anderes  als  Einseierscheinungen  der  grofsen  allgemeinen,  dem  Stute 
▼OD  Natur  aus  sustehenden  Uerrschermacbt  seien. 
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Proseis,  der  ihm  yorangegangen ,  ist  dem  Stute  Art  und  Met» 
dieser  BeeehrUnkiiDg  gegeben.  Er  hat  innerhalb  weiter  Grenzen 
die  formale  Möglichkeit,  die  Art  seiner  Schranken  zu  bestimmeu, 
das  „Ob"  der  Schranke  ist  seiner  Willkür  entrückt. 

Staatsgewalt  ist  daher  nicht  Gewalt  schlechthin ,  sondern 
innerhalb  rechtlicher  Schranken  geübte  Gewalt  und  damit  recht- 
liche Gewalt.  Damit  sind  alle  staatlichen  Akte  rechtlicher 
Werttmg  unterworfen.  Nur  da,  wo  aQÜMrordentliche  YerhJÜtnisse 
den  BeclitMuaammenhang  selbst  senreilsen  oder  ans  Becbtsnormen 
eine  Entscheidung  konkreter  FiUe  nicht  an  finden  ist,  tritt  das 
Faktische  an  Stelle  des  Bechtliehen,  um  sodann  selbst  aber  die 
Grundlage  ftlr  die  Bildung  neuen  Rechtes  su  werden. 

Die  Einschränkung  der  staatlichen  Herrschermacht  erfolgt 
uacii  aufsen  hin  durch  das  Völkerrecht,  Völkerrecht  ist  aus- 
schliefslich  das  Recht  zwischen  »Staaten,  soweit  sie  voneinander 
anabhängig  sind  Alle  völkerrechtlichen  Handlungen  sind  nämlich 
nur  durch  Akte  des  Imperiums  möglich.  So  liegt  z.  B.  in  jedem 
Staatenvertrag)  der  zu  Leistungen  verpflichtet,  eine  Verpflichtung 
der  Herrschergewalt  selbst,  die  nur  durch  einen  Akt  des  Herrschen 
voigenommen  werden  kann.  Denn  der  Staat  disponiert,  das 
begrenste  Grebiet  seiner  FriTatwirtschaft  aufgenommen,  über  alle 
seine  SLrIlfte  nur  vermittelst  seiner  Herrschergewalt  und  kann 
daher  nur  durch  diese  Ansprache  erAlllen,  die  nicht  rein  privat- 
rechtlicher Art  sind.  Selbst  die  kriegerischen  Aktionen  des 
Staates  sind  rechtlicher  Wertung  deshalb  fJihig,  weil  das  im  Kriege 
sichtbar  zutage  tretende  Imperium  heute  nicht  mehr  schrankenlos 
geübte,  sondern  rechtlich  begrenzte  Gewalt  ist. 

Nach  innen  aber  erfolgt  die  Einschränkung  der  Staatsgewalt 
durch  das  Staatsrecht  im  weiteren  Sinne.  Die  Organisation  der 
Staaten  beruht  auf  RechtssStien.  Sie  bezeichnen  einmal  die  Arten 
der  Oigane  sowie  ihre  Beruftingsordnung,  sodann  aber  die  Zu- 
ttlndigkeit  der  Organe.  Mit  dieser  Zustttndigkeit  ist  die  Ab- 
grensung  der  staatlichen  Tiltigkeit  von  der  individuellen  ver- 
bunden«    Recht  und  Pflicht  der  Subji zierten  gegenttber  der 

>)  Niemals  swischen  Individuen;  vgl.  Jellinek,  System,  ö.  »12 ff. 
Die  von  Kaufmann,  Die  Rechtskraft  des  internationalen  Rechtes, 
.1899,  8. 1  ff.  entwickelte  Lehre,  die  wiederum  die  Individuen  su  inter- 
aationalen  Rechtssubjekten  erbeben  will,  entbehrt  der  gründlichen 
fteoretischen  Widerlegung  der  herrschenden  Lehre,  die  nur  durch  den 
Nachweis  der  £sistens  der  civitas  maxima  gefthrt  werden  könnte. 
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Staatsgewalt  ist  der  sweite  Gbiiiptgegenstand  des  Staataredites. 

Da»  Staatsrecht  im  weiteren  Sinne  umfafst  daher  die  ReebtssXtse 
Uber  die  Organisation  dos  Staates,  die  Zuständigkeit  seiner  Organe 
Kowie  die  Festnetzung  der  Hechte  und  Pflichten  der  Subjizierten 
gegenüber  dem  Staate. 

Aus  dienern  umfaHsenden  Begriff  des  Staatsrechtes  müssen 
al>er  bestimmte  Teile  loageKfst  werden.  Zum  Staatsrecht  im  an- 
gegebenen Sinne  sKUt  das  gesamte  Strafrecht.  Es  normiert  das 
Recht  des  Staates  sn  strafen,  die  Pflicht  des  reebtskrftftig  Ver- 
urteilten, die  Strafe  auf  sich  an  nehmen ,  hat  somit  öffentliche 
Rechte  und  Pflichten  zum  Gegenstand.  Nicht  minder  grenzt  aber 
das  Pnizefsrccht ,  das  Zivil-  und  Strafverfahren,  Rechte  und 
Pflichten  des  den  Staat  repränentierenden  Richters  und  der 
Parteien  ab;  es  steht  aufser  allem  Zweifel,  dafs  auch  diese  Hechts- 
gebiete  gänzlich  dem  öifeutlichen  Rechte  angehören. 

Die  relativ  selbständige  Stellung  des  Straf-,  ZivilproaeCs- 
und  Straf^rosefsrechtes  Ittfet  sich  nur  historisch  Terstehen.  litt 
Rücksicht  auf  ihre  gro&e  Bedeutung  ftir  die  auch  vom  absoluten 
Staate  anerkannte  Privatrechtssphlre  haben  sie  selbst  in  diesem, 
trotsdem  er  sonst  der  Normierung  öffentlichen  Rechtes  nicht  günstig 
war,  gründliclie  Durchbildung  erfahren.  Die  Notwendigkeit  ge- 
regelten gericlitlichen  Verfahrens  untl  fester  Strafgesetze  war 
niemals  in  Frage,  selbst  nicht  in  der  Zeit,  wo  die  Ansicht  vor- 
herrschte,  dafs  es  für  die  Staatsgewalt  gegenüber  dem  Untertan 
keine  Grense  gebe.  Es  ist  die  Justiz  mit  der  ihr  zugewiesenen 
VerwaltungstKtigkeity  die,  unter  besondere  Normen  gestellt,  eine 
besondere  Stelle  im  Rechtssjsteme  einnahm. 

Bei  dem  inneren  Zusammenhang  aller  Staatstätigkeiten  ist 
aber  eine  strenge  Sonderung  der  tfffratlich-rechtlichen  Dissiplinen 
nach  formah'u  Kategorien  nicht  streng  durchzut'uhren.  Kein 
Systen»  des  Staatsrec  lits  wird  die  ( Jeric  htsorganisation,  die  Grund- 
sätze Uber  die  »Stellung  des  ordentlichen  Richters  unerörtert 
lassen  können,  wie  denn  auch  die  staatliche  Disziplinarstrafgewall^ 
die  Ministenrerantwortlichkeit ,  das  yerwaltungsgerichtliche  Ver- 
fahren, die  auf  gleichen  oder  doch  analogen  Priniipien  ruhen, 
wie  die  der  Justiz  zugehtfrenden  Materien,  im  Systeme  des  Stsats- 
rechtes  im  engeren  Sinne  erörtert  werden  müssen. 

In  neuester  Zeit  ist  in  ähnlicher  Weise  wie  die  Justiz  die* 
9ff4Bndiche  Verwaltung  Gegenstand  einer  publizistischen  Sonder- 
disziplin geworden.   Der  Grund  hiervon  ist  aber  ein  anderer  als 
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bei  der  Justiz.  Lange  Zeit  hindurch  gewährte  die  staatliche 
Verwaltnngattttigkeit  anr  geringes  joristisehes  Interesse,  sie  war 
Gegenstand  einer  gemlls  dem  Prinsip  der  ZweckmSXsigfceit,  nicht 
dem  des  Rechtes  forsehenden  Untersnehnng.  Mit  der  Ausbildung 
der  Gesetzgebung,'  auf  dem  Ghtbiete  der  Verwaltung  seit  Ein- 
föbruug  der  konstitutionellen  Verfassungen ,  namentlich  aber  seit 
der  Schaffung  geregelter  Kt'clitskontrollen  der  Vt'rwaltiing,  ist  der 
Reclit8charakter  und  damit  die  rechtliche  Betrachtungsweise  dieser 
staatlichen  Tätigkeit  energisch  hervorgetreten.  Nach  dem  Vor- 
bilde Frankreichs  hat  sich  entsprechend  dem  „droit  administratif** 
auch  in  Deutschland  seit  B.  t,  Mo  hl  die  Dissiplin  des  Ver- 
waltnngsrechtes  ausgebildet,  die  aber  erst  seit  den  sechsiger  Jahren 
des  19.  Jahrhunderts  eingehende  Pflege  erfahren  hat*). 

^ne  scharfe  Scheidelinie  swischen  Staats-  und  Verwaltungs- 
recht läfst  sich  ebensowenig  ziehen  wie  zwischen  Staats-  und 
Justizrecht.  Der  üntersdiied  beider  ist  ein  «piaiititativer ,  kein 
qualitativer.  Das  Verwaltungsrecht  umfafst  die  Lelire  von  dem 
die  Verwaltung  beherrschenden  objektiven  Bechte,  von  den  Hechts- 
verhältnissen der  Verwaltung  und  von  den  gegenseitigen  Rechten 
und  «Pflichten  des  Terwaltenden  Staates  und  der  Subjisierten 

')  Die  deutsche  Wissenschaft  liat  auf  die  italienische  verwaltungs- 
reehtliche  Literatur  bedeutenden  Einfiufd  genommen,  wie  namentlich 
das  grofse,  noch  unToUendete  Sammelwerk  ▼00  Orlando,  Primo 
tiattato  completo  di  diritto  anuninistratiTo  italiano,  beweist  Unter 
deutschem  EinfluTsliricht  sieh  aber  auch  die  Erkenntnis  der  Eiistens  eines 
Verwaltungsrechtes  in  den  aagelsftchsischen  Staaten  Bahn,  und  swar  von 
Amerika  ausgehend,  dessen  Jorisprodenz  in  theoretischer  Hinsicht  hoch 
über  der  englischen  steht.    Tiegen  die  Behauptung  von  Dicey,  Intro- 
dnction  to  the  Study  of  the  Law  of  the  Constitution,  6.  ed.,  f^ondon  1902, 
p.  822,  dafs  es  in  den  angelsächsischen  Ländern  kein  Verwaltungsrecht 
gebe,  vgl.  die  treffenden  Ausführungen  von  Goodnow,  rom]»arativo 
Administrative  Law,  Students  ed.,  New  York  aiul  London  11K)2,  1,  p.  ü  ff., 
der  her\  < »rtn'bt .  dafs  diese  angebliche  Nichtexistcii/.  ihren  lTrs[»rung  in 
Wahrheit  „to  the  welUknown  failure  of  English  law  writers  to  classify 
the  law''  verdanke.   Die  Polemik  des  mit  der  deutschen  Wissenschaft 
idcbt  bekannten  Dieey,  p.  488,  gegen  Goodnow  bestätigt  diesen  Satt. 
Als  hervorragendes  Beispiel  eines  verwaltungsrechtlichen  Werkes  der 
amerikanischen  Literatur  möge  E.  Freund,  The  Police  Power,  Chicago 
1904,  genannt  werden. 

*)  VgL  jetst  0.  Mayer,  I,  S.  18 ff.,  der  aber  in  der  Forderung  der 
Verselbständigung  des  Verwaltungsrechtes  zu  weit  geht,  wie  ganze 
staaterechtlichen  Untersuchungen  gewidmete  Partien  seines  Werkes 
beweisen.  8.  auch  meine  Besprechung  Mayers  im  Verwaltungsarchiv, 
V  (1097).  S.  104  S. 
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Es  läfst  sich  aber  keine  vollkommene  Untersuchuufi:  des  Staats- 
rechtes denken ,  die  von  diesen  Materien  gänzlich  abstrahierte. 
Eine  jede  Darstellung  des  Bechtes  irgendeines  Staates  mafs  die 
Lehre  von  der  VerwaltangsofganiMtioo,  den  VerwaltaDg8beamte% 
dem  VerhUtnie  der  VennUtan^  m  G^ets  und  Verordonngy  der 
rechtlichen  Natnr  der  Verwaltungsakte  erSrtem.  Dem  Ve^ 
waltnngsreehte  ist  daher  die  detaillierte  Untersnchmig  nnd  Dar 
Stellung  gewiBser  Partien  des  Staatsrechts  im  weiteren  Sinne 
Euzuweisen.  Die  Lrlire  von  der  Justizorganisation  und  Justiz- 
verwaltung wird  zu(l<  in  aus  praktischen  GrUnden  in  dem  Justiz- 
recht abzuhandeln  sein. 

Was  nach  Abzug  von  Justis*  und  Verwaltungsrecht  übrig 
bleibt  y  ist  das  Staatsrecht  im  engeren  Sinne.  £s  ist  nach  den 
Votgange  der  Franiosen,  die  dem  „droit  administralir  das 
„droit  constitationnel*'  gegenttberstellen,  auch  als  Verfassnngsrsdit 
beseichnet  worden.  Das  ist  jedoch  ein  irrefhhrendery  das  Weaea 
der  Sache  nicht  treffender  Ausdruck.  Mag  man  das  Wort  Ver- 
fassung nun  in  materieller  oder  formeller  Bedeutung  nehmen,  so 
sind  in  drm  also  verengten  Staatsrecht  eine  Menge  von  Materien 
zu  erörtern ,  die  mit  der  Verfassung  nichts  oder  nur  weni^  zo 
tun  haben.  So  z.  B.  die  Lehre  von  der  Sonderstellung  der  Mit- 
glieder der  Dynastien,  von  der  Ausbildung  der  parlamentarischen 
Geschäftsordnung  dnich  die  Kammern,  Yon  den  SiEantlich-rseiit- 
liehen  Ansprüchen  des  Beamten  an  den  Staat,  ^von  der  Art  der 
staatlichen  Kontrolle  der  Kommunalverwaltung,  von  der  Ansttbusg 
der  staatlichen  Kirchenhoheit. 

Zum  Staatsrecht  zählt  aiu  Ii  »lie  Lehre  von  deu  öffentlichen 
Verbünden  I"i  Zusammenhange  mit  der  Lehre  vom  Sozialrechtf 
als  dem  Gegenstücke  des  Privatrechts  ist  auch  die  Theorif  vom 
Genossenschaftsrecbte  aufgestellt  worden  als  dem  Oberbegriffe,  unter 
den  das  gesamte  Staatsrecht  an  subsumieren  wire.  Wenn  nui 
auch  unleugbar  alle  Verbtode  bis  sum  Staate  hinauf  in  ihier 
Struktur  bedeutsame  Analogien  seigen,  so  ist  dennoch  der  Staat 
nicht  ein  Verband  unter  vielen,  sondern  der  alles  beherrschende 
Verband»  Wenigstens  war  es  su  allen  Zeiten  so,  in  denei 
die  Erscheinung  des  Staates  zu  klarem  und  scharfem  AnB' 
druck  ;::ek<iinnien  ist:  in  der  antiken  Welt  und  seit  der  Zeit,  wo 
der  moderne  Staat  sich  zur  siegenden  Macht  erhob,  ist  er  uiciit 

M  Vgl.  mein  System,  Kap.  XV,  XVII.  Femer  O.  Majer,  U. 
S.  866  ff. 
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einer  unter  vielen  gleieluurtigen  in  ihm  enthaltenen  mid  neben 
ihm  stehenden  anderen  Gemeinwesen,  sondern  er  ist  einsig  in 
seiner  Art.   Alle  anderen  Verbände  nichtstaaUiehen  Wesens  sind 

mehr  oder  weniger  von  der  staatlichen  Organisation  in  ihrer 
Bildung  beeiuttufst.  Nicht  Verein  und  Gemeinde  sind  vorbildlich 
für  den  Staat .  sondern  umgekehrt .  der  Staat  ist  vorbildlich  für 
deren  Organisation,  die  er  aufserdem  durch  GeseUe  ganz  oder  in 
ihren  Grundzügen  vorschreiben  kann. 

Die  Verbünde  teilen  sich  in  private  und  öffentliche.  Die 
ersteren  sind  Produkte  privatrechtUeher  Rechtshandlungen  und 
teilen  den  Zweck  des  Privatrechts^  ttberwiegend  individuellen  Inter- 
essen dienstbar  an  sein.  Nicht  nur  durch  individuelle ,  sondern 
auch  durch  kollektive,  auf  dem  Wege  der  Association  sich  ftufsemde 
Tat  können  private  Interessen  befriedigt  werden.  Die  innere 
Rechtsordnung  solt  her  Verbände  ist  daher  dem  Privatrecht  keines- 
wegs entrückt.  Zudem  sind  die  Mittel ,  durch  welche  sich  diese 
Verbände  die  Erfüllung  ihrer  Rechtsordnung  garantieren,  nicht 
unterschieden  von  denen,  welche  dem  Individuum  cum  Zwecke  des 
Sehutses  seiner  PrivatrechtssphMre  sur  Verfolgung  stehen.  Trotadem 
die  Stellung  der  privaten  Verbände  zu  ihren  Mitgliedern  und  die 
Hitgliedschaftsrechte  dieser  einen  anderen  Tjrpus  haben  ab  die 
vermögensrechtlichen  Besiehungen  isolierter  Individuen,  so  bilden 
sie  doch  nur  eine  besondere  Klasse  der  Privatrechte. 

Die  öffentlichen  Verbände  hingegen,  deren  Wesen  an 
anderer  Stelle  darzulegen  sein  wird,  nehmen  entweder  kraft 
ihnen  auferlegter  Pflicht  oder  kraft  verliehenen  Rechtes  an  der 
staatlichen  HerrschaftsUbung  teil,  daher  ihr  Recht  im  Staatsrechte 
seine  Stellung  findet,  und  swar  entweder  im  Staatsrecht  im  engeren 
Sinne  oder  im  Verwaltungsreeht.  Das  Justisrecht  hingegen  hat 
sich  nur  insoweit  mit  ihnen  zu  beschftftigen ,  als  es  Berührungs- 
punkte mit  dem  Verwaltungsreeht  hat. 

Unter  allen  Verbänden  nehmen  aber  eine  besondere  Stellung 
ein  die  Kirchen,  naiiieiitlich  die  unabh;tnj!^ig  vom  Staate  organisierte 
katholische  Kirche,  Vom  Standpunkte  des  staatlichen  Rechtes 
aus,  dem  einzigen,  den  die  publizistische  Wissenschaft  heute 
einzunehmen  vermag,  hängt  es  ganz  von  der  einzelnen  Rechts- 
ordnung ab,  wie  weit  sie  das  kirchliche  Recht  durch  Ausstattung 
der  ELirehe  mit  staatlicher  Herrschermacht  zu  öffentlichem  Recht 
erheben  will.  Weigert  sich  der  Staat,  was  bei  dem  System  der 
Trennung  des  Staates  von  der  Kirche  der  Fall  ist,  Überhaupt,  die 
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Kirche  tlbrr  die  privaten  Verbände  durch  Verleihung  von  Imperium 
herftiiflsahebeik ,  so  würde  nach  dieser  konkieten  Beehtflordnmig 
dag  ganie  innere  Kirehenrecht  dem  PriTatreeht  und  nnr  die 
Kontrolle  des  Staates  ttber  die  kirchlichen  Vereine  dem  Staats- 
rechte soinweisen  sein').  Anders  stellt  sieh  die  Sache  naftOrUeli 
vom  Standpunkte  der  Kirche  dar,  an  deren  eigenem  Mabstab 
geraeRsen  die  kirchliche  Gewalt  als  eine  nichtstaatlich»» ,  aber 
ihre  Ordnung  in  höherer  Weise  ala  der  Staat  garantierende  Macht 
erscheint. 

Fassen  wir  das  in  diesem  Kapitel  Gesagte  zusammen,  so  er- 
gibt Bich  folgendes.  Das  gesamte  Öffentliche  Becht  gliedert  uch 
in  Völkerrecht')  und  in  Staatsrecht  im  weiteren 
Sinne.  Dieses  zerfilllt  in  Jnstisrecht  (Straf-  und  Proiefs- 
recht),  Verwaltungsrecht  und  Staatsrecht  im  engeres 
Sinne.  Zum  Staatsrecht  im  weiteren  Sinne  zllhit  auch  das 
Kirchen  recht  als  Recht  «ffentlicher  Verbände.  Da  aber  die 
kirchliche  Kechtjjordnnng  auf  ganz  aiidt  rcn  Voraussetzungen  ruht 
als  die  staatliche,  kann  dan  Kirchenreclit ,  als  inneres  Recht 
der  Kirche,  auch  als  gesondertes  Rechtsgebiet  neben  Privat- 
und  öffentliches  Recht  jr^'J^tellt  werden.  Nur  mufs  man  sich  vor 
Augen  halten,  dafs  diese  Selbstindigkeit  relativ  und  für  den  nicht 
vorhanden  ist,  der  folgerichtig  alles  Becht  als  staatlich  gesehaifeBei 
oder  angelassenes  erkannt  hat. 

>)  Vgl  auch  Haene  1,  Staatsrecht,  I,  8. 165.  Die  dem  Mittelslter 
(ins  utrumque)  entsprungene,  in  der  neueren  Liteiatur  auf  Savignj» 
a.  a.  0.,  I,  S.  S7  f.  surflckgehende  Anllkssnng,  die  das  ELirchenrecht  alt 
geistliches  Recht  dem  gesamten  weltlichen  Recht  koordiniert  und  ent-^ 
gegensetzt,  ist  unhalthar,  weil  sie  das  Wesen  des  Rechtes  als  einer 
Anfseren',  mit  äufseren  Mitteln  wirkenden  (h-dnung  verkennt  Es  sind 
zwei  gänzlich  geschiedene,  einander  widerspretdiende  Kechtj*begriffe. 
die  dieser  Koordinationslehre  zugrunde  liegen.  Von  einem  goistlioh»»n 
Recht,  wenn  man  diesen  üegritF  in  unserem  juristischen  Sinne  ver- 
steht, gilt  sicherlicli  der  Satz  Sohms  (Kirchenrecht,  I,  1X92,  S.  1  ff.,  700),  • 
dafs  es  einen  Widerspruch  mit  dem  Wesen  der  Kirche  bedeutet. 

')  Über  den  publizistischen  Charakter  des  Völkerrechts  vgl.  Systeoif 
S.  900ff. 
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Die  rechtliche  Steliung  dei*  Elemente 

des  Staates. 


L  Das  StaatHiebiAt'). 

Das  Land,  auf  welebem  der  staatliclie  Verband  sich  erhebt, 

bezeichuet  seiner  rechtlichen  Seite  nach  den  Kaum  ^) ,  auf  dem 
die  Staatsgewalt  ihre  spezifische  Tätigkeit,  die  des  Herrschens, 
entfalten  kann.  In  diesem  rechtlichen  Sinne  wird  diis  Land  als 
Gebiet  bezeichnet.  Die  rechtliche  Bedeutung  des  Gebietes  äufsert 
neh  in  doppelter  Weise:  negativ  dadurch ^  daüs  jeder  anderen^ 
dem  Staate  nicht  unterworfenen  Macht  es  untersagt  ist,  ohne 
aaadrflckUche  £rlanbnb  Ton  aeiten  des  Staates  Hensehaft  an 
üben;  positiv  dadurch,  dafs  aUe  anf  dem  Gebiete  befindlichen 
Penonen  der  Staatsherrschaft  nnterworfen  sind*).    Die  dem 

^)  Aus  der  neueren  Literatur  über  dieses  Tliema  sind  hervorzu- 
heben: Fricker,  Vom  Staatsgebiet,  Tübinger  rniversitätsprogramm, 
1867:  derselbe,  Gebiet  und  Gebietshoheit  in  den  Festgaben  für  Albert 
Schäftle,  1901,  S.  8— 99;  Gerber,  S.  Boff.:  Luband,  l,  S.  172ff.; 
G.  Meyer,  §74;  Rosi«,  Das  Hecht  der  öffentlichen  Genossenschaft, 
lÖÖ6,  S'  44  Ö. ;  S ey  d  e  1 ,  Bayer.  Staatsrecht,  2.  Aufl^  I,  8.  flf. ;  P  r  e u  f  8 , 
Genieiade,  &96Slff.$  Heimburger,  Der  Erwerb  der  Gebietshoheit,  I, 
1888.  8. 26 ff.;  Onrtins,  Über  Staatsgebiet  nnd  Staatsangehörigkeit, 
Aiehir  f.  Off.  Beeht,  IX,  &  Iff.;  Heilborn,  Das  System  des  Völker- 
leehts,  entwickelt  ans  dem  volkerrechtlichen  Begriffe,  1896,  S.  5 ff.; 
Zitelmann,  Internationales  Privatrecht,  1,  1H97,  8.90  ff.:  Bansi,  Die 
Qeiriet^hoheit ,  als  rein  staatsrechtlicher  Begriff'  ilurchgcführt,  Births 
Aanalen,  lö^9,  8.  »  41  tV  :  Kehm,  Allgemeine  ötaatolehre,  S.  20,  96 f.. 
Seidlcr,  Jur.  Kriterium,  S.  Ö9  ff. 

*)  Oder,  wie  es  Zitelinaun.  int.  l'rjl.  S.  91,  anschaulich  nennt, 
den  „Schauplatz  der  lierrdchatf  . 

^)  Daher  sind  die  Kirchen  heute  niemals  Gebietskörperschaften. 
Wenn  Behm,  Staatriehre,  S.  86,  den  gebietakOrpersdiaftUdien  Cha- 
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Staate  einp:egliederten  KommunalverbäncI«^  haben  kraft  ihrer  au8 
der  Sphäre  des  Staates  abgeleiteten  Herrscherinacht  eine  be- 
schränkte Gebietiiherrscha£t|  die  sich  gleich  der  des  Staates  negativ 
und  positiv  Hufsert.  Sie  mangelt  hingegen  den  VerbMaden,  die 
Bwir  mit  solcher  Herrschaft  begabt  sind,  sie  aber  Dor  Aber  ihre 
Mitglieder  flben  kOnnen,  oder  denen  ausnahmsweise  aneh  Herr- 
schaft ttber  Dritte,  aber  nnabhüQgig  Ton  jeder  territorialen  Grand- 
läge,  ansteht. 

Die  Notwendigkeit  eines  abgegrensten  Gebietes  itir  Da^in 
des  Staates  ist  erst  in  neuester  Zeit  erkannt  worden.  Die  antike 
Staatslehre  fafst  den  Staat  als  Hürgergeineinde  auf,  dessen  Iden- 
tität nicht  notwendig;  mit  deren  Wohnsitz  verknüpft  ist.  Keine 
der  uns  aus  dem  Altertum  Uberlieferten  Staatsdefinitionen  erwähnen 
des  Staatsgebietes.  Unter  dem  Einflafs  der  Antike  hat  aber 
auch  die  neuere  Staatslehre  sunächst  nur  das  persönliche  £lemeat 
des  Staates  in  Betracht  gesogeni  daher  auch  keine  Staatsdefinition 
▼om  16.  bis  ins  19.  Jahrhundert  hinein  etwas  ▼on  einem  dem 
Staate  wesentlichen  festen  Gebiet  weiis').  Erst  Klflber  hat, 
so  viel  ich  sehe,  den  Staat  als  eine  blligerliche  Gesellschaft  .mit 
einem  bestimmten  Landbesirk"  definiert*). 

Das  Staatsgebiet  hat  zwiefache  Eigenschaften.  Es  ist  nämlich 
einmal  ein  Moment  des  Staates  als  Subjektes^).  Das  folgt  logisch 
daraus,  dafs  sefsliafte  Menschen  seine  Mitglieder  sind;  damit 
wächst  dem  Staate  selbst  das  Merkmal  der  Sefshaftigkeit  zu.  Das 
folgt  aber  auch  aus  den  realen  sozialen  Verhältnissen.  Alle 
staatliche  Entwicklung  und  alle  Tätigkeit  des  entwickelten  Staates 
kann  nur  auf  Grund  räumlicher  Entfaltung  stattfinden.  Während 

rakter  der  evangelisdien  Landesiurchen  behauptet,  weil  der  eran- 
gelische  Christ  auch  wider  seinen  Willen  der  Laodesktrche  gleichen 
Bekenntnisses  seines  Wohnsitses  sugehört»  so  yerkeant  er  die  dem  Gle- 
biet  wesentliche  Funktion  der  Unterwerftmg  der  auf  ihm  verweileaden 
Fremden  unter  die  (lewalt  der  Körperschaft.  Nur  durch  Unterwerfung 
auch  aller  Andersgläubigen  unter  eine  bestimmte  Kirdie  ihres 
Aufenthaltsortes  würde  diese  zur  Gebietskörperschaft  erhoben. 

')  Nach  lief  ft er,  Das  europ.  \'r.lk»-rrecht  der  Gegenwart,  7.  Aufl., 
bearbeitet  von  Geffcken,  S.  57  hält  den  Fall  der  Übersiedlung  eines 
Staates  v(»n  einem  Territoriimi  in  ein  anderes  für  möglich.  Vgl.  hierzu 
auch  Loeniug  im  H\V.  d.  StW.,  S.  922. 

«)  OeÖcntl.  K.  des  teutschcn  Bundes,  1.  Auii.  1Ö17,  §  1. 

*)  Zuerst  eingehend  begründet  von  Fricker,  Vom  Staatsgebiet, 
8.  16  ff^  vom  Standpunkte  oigaaischer  StaatsanfÜMsung. 
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Körperschaft*»!!  sonst  raumlos  sind .  bedarf  der  Staat  zu  seiner 
Existenz  der  räumlichen  Ausdehnung.  Nur  diese  räumliche  Aus- 
dehnoDg  seiner  Herrschaft  und  die  mit  ihr  verbundene  Ans- 
ichliefsHchkeit  gewfthren  ihm  die  Miiglichkeit  vollkommener  Zweek- 
«ftUang.  Ferner  wflrden  mehrere  voneinander  nnabhüngige 
Sitaten  anf  demselben  Boden  in  stetem  Eri^  atehen,  nieht  nnr 
w^fmi  dea  danemden  Oegenaataea  der  Intereaaeiii  sondern  sehen 
dsdnlb,  weil  nnansgeaetxte ,  von  keinem  Biehter  an  schlichtende 
Zostlndigkeitsstreite  vorlägen  - ).  Damm  können  zwar  anf  dem- 
»Iben  Gebiete  unzählige  Körperschäften  existieren,  aber  nur  ein 
einziger  Staat.  Auf  dieser  Eigenschaft  des  Gebietes  als  Momentes 
des  btaatssubjektes  beruht  die  Undurchdringlichkeit  des  Staates^). 
Auf  einem  und  demselben  Territorium  kann  nar  e  i  n  Staat  seine 
Macht  entfalten.  Von  dieser  Begel  gibt  es  nnr  folgende  schein- 
bare Ausnahmen: 

1.  Vorllbeigehend  ist  Aber  ein  Gebiet  kraft  Kondomininras, 
oder,  wie  es  der  modernen  Staatsanifiusnng  entsprechend  klarer 
lasmdrAeken  ist,  kraft  Koimperinms  gemeinsame  Herrschaft 
■shierer  Staaten  möglich,  die  aber  stets  nach  einer  Auseinander- 
setsong  zwischen  den  Mitherrschem  strebt,  auf  die  Dauer  bei 
dea  klaren  Gebiet>verh;iltniss»'n  der  modernen  Staaten  nur  ganz 
ausnahmsweise  eintreten  kann.  Kondonüuien  können  aber  niemal« 
•lein  Staatsgebiete  eines  der  Mitherrscher  einverleibt  werden.  So- 
lange das  Kondominat  dauert,  ist  vielmehr  das  betreflfende  Gebiet 
einer  von  der  eines  jeden  einzelnen  der  Mitherrscher  nnter- 
schiedenen  besonderen  Herrschaft  unterworfen.  So  war  es  mit 
Schleswig  -  Holstein  1864—1866»  nnd  so  ist  es  mit  der  gemein- 
naen  Herrschaft  Österreichs  und  Ungama  in  Bosnien  nnd  der 
Hefjugowina  heute  der  FaU*).  Kondominaten  fehlt  daa  Gebiet 
ia  der  Eigeaachaft  als  subjektiven  Elementes  eines  Staates.  Heute 
aar  nocla  in  qrfhrlichen  Resten  vorhanden,  konnten  sie  von 
diaemder  Bedeutung  nur  in  einer  Zeil  werden,  wo  vermfige  der 
Vermiächong  von  öfientlichem   und  Privatrecht  der  tielgehende 

vereinzelte  mifslungene  Ver«iiche.  die  Notwendigkeit  de« 
Getiiri"-  :ür  «l»n  entwickelten  Staat  zu  leiifmen.  vgl.  Rehni.  Staats- 
lehre. >.  •>  .    Die  eig^-ntüniliche  hellenisch»'  Autfa--uiig  ?.  oben  S.  2""2. 

^)  Fricker.  Vom  .Staatsgebiet.  8.17.  biese?  Moment  verk»'nnt 
Haenel.  StR.  I,  m,  ind  em  er  die  Möglichkeit  zweier  souveräner 
9tmttm  anf  ilwwslhea  Gebiet  befaaaptet. 
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Uateischied  von  Ilominium  nnd  Imperium  entweder  unbekannt  oder 
nur  unklar  erikbt  war. 

2.  Kraft  der  ZuaammengehOrigkeit  von  aouverlnem  «ad 
nichtsouyerinem  Staate  in  staatsreektiiehen  Staatenverbindungea 
ist  in  iknen,  was  namentliek  Air  den  Bundesstaat  von  Bedentnng, 
doppelte  staatliche  QnalitXt  des  Gebietes  gegeben.  Da  aber  der 
Gliedstaat  in  dem  Verbände  des  ihn  beherrschenden  Bundesstaates 
steht ,  so  widerspricht  ein  solches  Verhältnis  dem  oben  auf- 
gestellten Öatze  so  wenig  wie  die  Qualität  der  Uemeinden  als 
Gebietskörperschaften. 

3.  Durek  einseitige  oder  sweiseatige  ▼öikerrecktlieke  Akte, 
denen  stillschweigende  Zulassung  gleichkommt  ^  kann  ein  Stut 
dem  anderen  Ausübung  von  Herrsckaftsakten  auf  seinem  Gebiet 
gestatten,  was  gröCsere  oder  geringere  EinschrMnkungen  des  solehes 
duldenden  Staates  zur  Folge  hat.  Da  diese  Einschränkangen 
aber  auf  dem  Willen  des  also  gebundenen  Staates  ruhen,  so  ver- 
mögen sii' ,  wie  jede  Selbstbescliränkung  der  Staatsgewalt,  deren 
Herr&chaft  nicht  zu  mindern.  Der  berechtigte  Staat  hingegen 
herrseht  zwar  kraft  eigenen  Rechtes i  das  aber  nicht  ursprOng- 
liches^  sondern  abgeleitetes  Beeht  ist 

4.  Endlich  kann  durek  kriegerische  Okkupation  das  Gebist 
gans  oder  lum  Teil  der  Staatsgewalt  aeitweilig  entiogen  werden, 
was,  soweit  die  Okkupation  reicht,  Suspension  der  gesamtea 
StaatstMtigkeit  zur  Folge  hat,  an  deren  Stelle  die  des  Okkupaatsa 
tritt.  Auch  in  diesem  Falle  herrscht  aber  nur  eine  Staat^walt 
in  dem  Gebiete ,  welche  die  normale  entweder  ganz  verdrängt 
oder  in  ihr  in  einem  der  Geschäftsillbrung  ohne  Auftrag  ftba- 
licben  Verhältnis  steht. 

Das  Gebiet  als  Moment  am  Staatssubjekt  ist  der  Grund 
seiner  negativen  völkerrechtlichen  Funktion.  Der  ans  der  vtflker* 
rechtlicken  Persönlichkeit  des  Staates  fltelsende  Anspruch  anf 
Unterlassung  aller  sie  rechtswidrig  schidigenden  Handlnii|;eB 
fremder  Staaten  bezieht  sich  auch  auf  die  räumliehe  Integritüt 
des  Staates.  Ks  handelt  sich  daher  in  der  Ausübung  dieser 
Richtung  tler  ( iebietshoheit  niemals  um  Verbietungsrechte ,  die 
denen  des  Eigentümers  aualog  sind,  sondern  um  Ansprüche,  die 
sich  unmittelbar  aus  der  Persönlichkeit  ergeben.  Das  Sein 
des  Staates  selbst,  nicht  das  Haben  einer  ihm  zugehörigen 
Sache  erzeugt  den  Anspruch  auf  Respektierung  des  Gebietes. 
Gebietsverletzung    ist    daher    nicht    völkerrechtliche  Besitz- 
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fltSiong,  sondern  Verletsong  der  aog^iffenen  Staataperaönlich- 
keit  selbet^). 

Das  Gkbiet  in  diesem  Sinne  ist  aber  anch  die  notwendige 
Voransaetxnng  der  Ansttbnng  der  Staatsgewalt  Ober  die  im  Aus- 
land weilenden  Staatsangehörigen.   Diese  können  der  heimischen 

Gewalt  nur  dadurch  unterwortVa  bleiben,  dafs  Rechtsfol-^eu  der 
ünterwerl"un«r  im  Gt4)iete  sich  realisitTon.  Einem  ^ebietslosen 
Staate  würden  alle  Uerrschaftsmittel  Uber  seine  auswärtigen  Mit- 
glieder völlig  mangeln. 

Das  Gebiet  ist  aber  zweitens  räumliche  Grundlage  der 
Herrachaftsentfiütnng  Aber  sKmtliehe  in  dem  Staate  weilende 
Menschen,  mögen  sie  seine  Angehörigen  oder  Fremde  sein.  Die 
Herrschaftsbefehle  des  Staates  sollen  sich  innerhalb  seines 
Gebietes  realisieren,  können  Zustände  seines  Gebietes  sichern, 
Änderungen  seines  (»ebietes  bewirken.  Nur  in  diesem  Sinne 
kann  mau  von  dem  Gebiete  als  einem  Objekt  der  Staatslierrschaft 
sprechen.  Damit  wird  aber  häufig  die  falsche  Vorstellung  ver- 
knttpft,  daCs  das  Gebiet  selbst  der  unmittelbaren  Herrschaft 
des  Staates  unterliege ,  es  somit  ein  staatliches  Sachenrecht 
gebe*). 

Niemals  jedoch  kann  der  Staat  direkt,  ohne  Vermittlung 
seiner  Untertanen,  Uber  sein  Gebiet  herrschen.  Direkte  recht- 
liche Herrschaft  ttber  eine  Sache,  die  sich  in  physischen  Ein- 
wirkungen auf  diese  äufsert,  ist  Eigentum  '^).   Die  Uerräclialt  über 


V)  Treffend  Preufs,  (Jeineinde,  S.  .'UH:  „Eine  Verli^tzuii«::  des 
Heicbsgebietä  ist  eine  Verletzung  des  lieicbes  seibat,  nicht  eines  lie.sitz- 
objektes  desselben,  sie  entspricht  gewissermafsen  einer  Körperrerletzung, 
nicht  einem  Eigentumsdelikt." 

I)  Die  Charakterisierung  des  Gebietes  als  sachlichen  Objektes  und 
des  Rechtes  an  ihm  als  staatsrechtlichen  Sachenrechtes  ist  zuerst  von 
Gerber,  §22,  voigenommen  und  namentlich  von  Labend,  I,  8.  173 f., 
enefgisch  betont  worden. 

^)  Sachherrsehaft ,  die  sich  im  Haben  und  Geniefsen  der  Sache 
ftufsert.  ist  wesentliches  Merkmal  des  dinglichen  Rechtes.  Dif  neueron 
Versuche  seit  Thon,  Rechtsnorm  und  sulijektives  Kecht,  S.  161  ff ,  und 
Windscheid.  Lclirbuchdes  Pandiktenrcchtcs,  ♦j.Aufl.,  1,  ;^  }:*,  das  Sachen- 
recht in  Verbot«'  aufzulösen,  führen  zu  vollstäiidi^'«  r  Vrr\s  ischiinj^  iles 
Unterschiedes  zwi.schen  persönlichen  und  dinglichen  Rechten  uiui  (himit  zu 
einem  durch  nichts  Besseres  zu  ersetzenden  Umsturz  des  ganzen  Keclits- 
ajstems.  Gans  unTeistindlich  wird  aber  Tom  Standpunkte  der  neueu 
Theorie  ans  die  so  bedeutsame  Lehre  von  den  rechtliehen  Eigenschaften 
und  Unterschieden  der  Sachen,  die,  wenn  nicht  zum  Rechte  gehörig 
J*llin*k,  Dm  Boeht  dvt  modemea  Staate*.  I.  2.  Anfl.  25 
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das  Gebiet  ist  aber  öf?entlii-h-re.clitlich ,  sie  ist  iiic  lit  Dominium, 
8on<lern  Imperium  Imperium  jedoch  ist  Befehlsgewalt ;  befehlen 
kaan  mau  aber  nur  Meuscheu.  Daher  kann  eine  Sache  uor 
insofem  dem  Imperium  unterliegen,  als  die  Staatsgewalt  dfla 
Menscken  befiehlt ,  Einwirkungen  auf  sie  yorsnnelunen«  Die 
Einwirkung  selbst  erfolgt  aber  stets  duieh  Handlungen,  die  ent- 
weder leehtlieb  indifierent*)  oder  priTatrecbtlick  zu  werten  sind: 
durch  AuBübung  des  Eigentums  und  Besitses  oder  'durch  priTat- 
rechtliche  Beschränkungen  dieser  dinglichen  Rechte.  Im  Falle 
des  Notstandes  kann  auch  von  Seiten  des  Staates  eine  gerecht- 
fertigte Verletzung  des  Eigentums  statttiuden ,  deren  AusfÜlirung 
sich  ebenfalls  in  nichts  von  gleichartigen  Handlungen  eines 
Privaten  unterscheidet.  In  der  Enteignung  entzieht  der  Staat 
Priyatrechte^  um  sie  auf  andere  zu  tibertntgen;  tfffentlieh*reeht]idi 
ist  aber  nur  die  Anordnung  der  Übertragung,  nicht  der  faktische 
Übergang  des  Eigentums*).  Daher  gibt  es  auch  kein  dflent- 
Hches  Eigentum ,  das  seinem  inneren  Wesen  nach  etwas  ganx 
anderes  wäre  als  das  Privateigentum,  auch  im  Sinne  des  Yer- 

auch  nicht  reditlich  eingeteilt  werden  ktinnen.  Es  ist  das  einseitige 
Willensdogma  in  der  Leiiro  vom  subjektiven  Recht,  das  in  diesen 
reforinatorischeii  Theorien  seine  bedenklichen  Folgen  äufsert.  Vgl.  auch 
Dem  bürg,  Pandekten,  4.  Auti,,  I,  §  22,  N.  5. 

Diese  an  den  bekannten  Ausspruch  Senecas:  omnia  rez  im- 
perio  poesidet,  singuli  dominio  anknüpfende  Antithese  ist,  wie  Labaad, 
I,  S.  176  richtig  hervorhebt,  „fast  aum  staatsrechtlichen  Gemeinplati 
geworden".  Fragt  man  aber  nach  dem  Unterschied  «wischen  Dosuainm 
und  Imperium,  so  erhUt  man  von  den  Yertretem  der  sachenrsehtlichea 
Natur  des  Gebietes  zwar  weitgehende  Versicherungen  zur  Antwort, 
dafs  sie  nach  der  Art,  dem  Inhalt,  dem  Zweck  usw.  unterschieden  seien, 
aber  kein  einziges  durchschlagendes  juristisches  Merkmal.  Lab  and, 
der  doch  f Staat-Brecht ,  1,  S.  64  f.)  die  Natur  der  staatlichen  Herrschaft 
in  il<»r  kliir.-iteu  Wei*e  dar^elept,  gerät  auf  Grund  seiner  präzisen 
1  )eliuiti(in  des  Herr.sehens  als  des  Itefidds-  und  Zwanj^srechtes  gegenüber 
t'reinn  Personfu  in  unlöslichen  Widerspruch  mit  seiner  Annahme  einer 
ötientlii  li-ii  clit liehen  Sachherrschaft, 

-)  Z.  B.  Durchfahren  des  fremden  Territorialmeerea  mit  Kri^s- 
schiflbn. 

*)  Es  haben  daher  die  rechtliche  Stellung  von  Sachen  Fremder, 
die  Bestimmungen  fiber  den  Gmndbesits  Fremder,  die  Enteignuog,  der 
Vorbehalt  des  Okkupationsrechtes  der  Adespota,  und  welche  Sgentmns- 

beschränkungen  sonst  heute  noch  immer  in  volkerrechtlichen  Hsnd- 
büchern  als  Ausflufs  der  (Jcbietshoheit  gelehrt  werden,  mit  dem  Gebiete 
nicht  mehr  zu  schaffen  ab  alle  anderen  Akte  der  Staatsgewalt 
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waltungsreehtes  kann  die  Institution  eines  öffentlichen  Sachen- 
rechtes nicht  hegrUndet  werden^). 

Wie  später  dargelegt  werden  wird,  giht  es  iwei  Arten  der 
Staatstätigkeit:  herrschaftliche  und  soiiale.    In  der  Ühnng  der 

letzteren  steht  der  Staat  dem  IndiTiduum  gleich,  d.  h.  es  lassen 
sicli  kriiH'  juristisclH'ii  Unterschiede  zwischen  den  Kochtsformen 
dartun,  die  auf  sozialem  Gebiete  Staat  und  Individuum  zu  (iebote 
stehen.  Daher  ist  des  Staates  Tiitigkeit  hier  im  sozialen ,  nicht 
im  juristischen  Sinne  als  öffentlich  zu  hezeichnen.  Das  Ver- 
hältnis des  Staate«  so  seinem  Eigentum  kann  nach  allen  Bichlnngen 
hin  dem  des  Privaten  gleichartig  sein,  was  hei  den  aum  Finani- 
Termögea  gehörigen  Sachen  der  Fall  ist;  es  kann  aber  anch 
fbr  sein  und  anderer  öffentlicher  Verbände  Eigentum  ein  Sonder- 
recht aufgestellt  werden^  das  die  Erreichung  der  bestimmungs- 
mäfsigeu  Zwecke  dieses  Eigentums  sicliert  und  es  vor  den  Ein- 
grift'en  Dritter  (z.  H.  durch  <las  Verbot  der  Best(dhin^  von 
Dienstbarkeiten)  in  hüberem  Grade  sichert  als  das  Eigentum 
Privater.  So  verhält  es  sich  mit  den  zum  rtffeutlicben  Ver- 
waltungsvermögen  gehörenden  Sachen.  AUe  Einschränkungen,  alles 
Sonderrecht  vermdigeo  jedoch  nicht  den  Gnmdtypns  des  Eigentums : 
gröfstmögliche,  von  der  Bechtsordnung  jeweilig  zugelassene  und 
geschtttste  Herrschaft  über  eine  Sache,  irgendwie  au  ändern.  Auch 
der  Private  kann  in  seinem  unzweifelhaften  Privateigentum  durch 
das  öffentliche  Interesse  derart  eingeschriinkt  sein,  dafs  er  wirt- 
schaftlich mehr  als  Nutzniefser  denn  als  Eif^entUmer  erscheint; 
man  denke  vornehmlich  an  forst«  und  bergrechtliche  Eigeutums- 
beschränkungen').    Ist  daher  in  einer  bestimmten  Bechtsordnung 

>)  Über  die  Vorstellung  eines  öffentlichen  Eigentums  als  Institution 
eines  öffentlichen  Sachenrechtes  vgl.  namentlich  O.  Mayer,  II,  8. 60  ff., 
derselbe,  Archiv  f.  öff.  XV'I,  S,  40  ff.  Vgl.  zu  ersterem  auch  meine 
Ausführungen  im  Verwaltungsarchiv,  V,  S,  311.  Eine  eingehende  Dar- 
stellung^ des  ganzen  status  cnusae  et  controversiac  und  der  einschlägigen 
Literatur  Ixd  Luyer,  Prinzipien  des  Kutei;rnun}^frechtc.s  (.lellinek- 
Anschütz  ,  Staate-  utid  vulkerr.  Abb..  III),  S.  OlG  tV. ,  der  das  Ei^'cntum 
nach  seinem  Zwecke  in  priwitcs  und  öffentliches  i^t  heidct.  I)ies«'r  Unter- 
schied ist  aber,  wie  Lay  er  selbst  S.  222,  6.')!  anstülirt.  ein  sozialer. 

*)  Juristisch   kann  sogar  die  Stellung  eines  Nutzuielsers  eine 
bessere  sein  als  die  eines  solchen  Eigentfimers.  So  stellt  z.  B.  das 
badische  Forstgesets  (in  der  Fassung  vom  25.  Februar  1879)  in  den 
89 — 90  b  nicht  nur  Nonnen  fSr  die  Bewirtschaftung  der  Privat- 
forsten fest,  sondern  anch  Zwangemafsregeln  und  Strafen  gegen  deren 
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daH  öfteutUche  Eigentum  al«  solches  vom  Privateigentum  unter- 
schieden und  ihm  entgegengesetzt,  so  ist  damit,  wie  bei  dem 
domaine  public  des  frauaösischen  Rechtes,  nur  ein  Name  für  jenes 
Sonderrecht  geschaffen  worden,  dessen  innere  Qualität  aber  weder 
dnrch  materiell-rechtliche  noch  proaessnale  Bestimmungen  (s.  B. 
Unterstellung  unter  die  Verwaltungsgerichtsbarkeit)  bestimmt  wird. 

Ans  dem  Dargelegten  ergibt  sieh,  dafs  es  keine  von  der 
Herrschaft  Uber  IVrHout'ii  getrennte  GebietsherrHchaft  gebt*u  kann. 
Vielmehr  haben  alle  iunorstaatlic-hcn  llerrschaftsakte  notwendig 
eine  I'czichtin^  zum  Gebictt',  da  es  die  dingliche  (»rundiage  der 
gesamten  Uerrüchaft^Ubung  ist.  Jeder  Akt  des  Imperiums  kann 
nur  auf  dem  eigenen  Gebiet«-  (oder  auf  fremdem  Gebiete  kraft 
volkerrechtlich  zulässiger  Ausdehnung  der  eigenen  Gewalt)  sur 
Vollziehung  gelangen.  Die  sogenannte  Gebietshoheit  ist  daher, 
wie  Gerber  tu  klassischer  Weise  ausgeführt  hat,  keine  selb- 
ständige Funktion  der  Staatsgewalt  Vielmehr  deckt  sie  sich 
ihrer  staatsrechtlichen  Seite  nach  mit  der  ganien  auf  dem  Gebiete 
geübten  Staatsgewalt.  Daraus  folgt  aber  auch,  dafs  das  Gebiet 
kein  selbständiges  Objekt  der  Staatsgewalt  ist. 

Das  staatsrechtliche  „Recht  am  (lebiete'"  ist  daher  nichts  als 
ein  Keflex  der  Person enherrschal't.  Ks  ist  Ketlexrecbt,  kein  Kecht 
im  subjektiven  Sinne. 

Auch  das  Dasein  unbewohnter  Gebiete,  auf  das  von  den  Ver- 
tretern den  Bechts  am  Gebiete  hingewiesen  zu  werden  pflegt^), 
beweut  keineswegs  den  sachenrechtlichen  Charakter  der  Grebiets- 
herrschaft  Das  unbewohnte  Gebiet  ist  stets  möglicher  Raum  für 
die  Betätigung  der  Staatsgewalt,  und  solche  Betätigung  kann  nur 
auf  gleiche  Weise  stattfinden  wie  auf  bewohntem  Lande'). 


Übertretung,  welche  die  Unterstellung  der  ganzen  Verwaltung  unter 
Befuräterung  auf  die  Dauer  von  mindestens  zehn  Jahren  zur  Folge 
haben  können. 

>)  Laband,  I,  S.  165;  Heilborn,  S.  S6;  Zitelmann,  Int. Privat- 
recht,  I,  S.  92. 

Auch  auf  menschenleerem  Raum  mnfs  sich  die  Herrsehalt,  um 

rechtlich  vorhanden  zu  s^  in  .  betätigen  können.  Solche  Betätigung  er- 
folgt aber  nach  aufsen  dur«  h  die  Möglichkeit  der  Abwehr  von  Angriffen, 
nach  innen  durch  die  Fahifxkeit.  Herrschaft  über  vorübergehend  sich 
aufhaltende  Personen  zu  üben.  Wenn  ein  Staat  z,  B.  auf  solchem 
Gebiete  rM'f»stij.'nngen  errichtet,  so  ist  damit  keineswegs  eine  direkte 
iitVentliehe  Sucldierrschaft  verbunden;  vielmehr  sind  es  auch  hier  private 
Kechtdgeachäfte :  Aneignung  des  bisher  herrenlosen  Bodens  und  BaU" 
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Kraft  der  Einheit  und  Unteilbarkeit  des  Staates  sind  auch 
•eine  Elemente  einheitlich  und  unteilbar.  Das  gilt  demnach  auch 
vom  Staatsgebiete.  Von  ihm  sogar  geschichtlich  in  erster  Linie. 
Die  Unteilbarkeit  des  Staates  ist  snerst  als  Vorstellung  von  der 
Unteilbarkeit  des  Gebietes  snm  Bewntstsein  gekommen.  Lange 
bevor  man  die  Lehre  von  der  Teilbarkeit  der  Staatsgewalt  anf- 
stellte  und  bekämpfte,  ist  reale  Teilung  von  Staaten  durch  Erb- 
gang gfUbt  und  als  schädlich,  schliefslich  al)er  als  unzulässig 
erkannt  worden.  Die  Teilbarkeit  des  Staatsgebietes  ist  die 
Konsequenz  privatrechtlicher  AufTassung  des  Staates  gewesen^ 
der  der  Begriff  der  einheitlichen  Staati^walt  fremd  war,  die  viel- 
mehr die  Herrschaft  als  ein  Aggregat  ▼erschiedenartiger  ding* 
licher  und  perstfnlicher  Rechte  betrachtete,  die  daher  niemals  su 
der  klaren  Einsieht  gelangen  konnte,  dafs  das  Gebiet  Staats- 
element sei.  Solange  die  Eigenschaft  des  Staatsgebietes  als  eines 
Momentes  des  Staatssubjektes  nicht  erkannt  war,  konnte  es 
nur  als  eine  Sache  betrachtet  werden,  die  ihrer  Natnr  nach 
teilbar  war*). 

Von  der  Unteilbarkeit  des  Staats-^ebietes,  wie  sie  in  neuerer 
Zeit  häufig  verfassungsmäfsig  ausgesprochen  worden  ist,  gibt  es 
allerdings  eine  wichtige  Ausnahme.  Durch  Staatsvertrag  kann  in- 
folge eines  Krieges  oder  ans  anderen  Gründen  (freiwiUige  Ab« 
tretnngy  Grenzreguliemng  usw.)  ein  Teil  des  Staatsgebietes  los- 
gelöst und  auf  einen  anderen  Staat  Übertragen  werden.  Auch 
derartige  juristische  Tatsachen  aber  sind  kein  Beweis  für  die 
Lehre  Ton  dem  Staats-  und  vtflkerrechtlichen  Sachenrecht  Was 
abgetreten  wird,  ist  nicht  sowohl  das  tote  Land,  das  als  solches 
der  Staatsherrßchaft  gar  nicht  unterliegen  kann,  als  vielmehr  die 
Herrschaft  Uber  die  auf  dem  Lande  weilenden  Menschen.  Jede 
Abtretung  ist  ausschlicfsiicli  Übertragung  von  Imperium :  das 
Imperium  eines  Staates  zieht  sich  zurilcki  das  des  anderen  Staates 

führuDg,  durch  welche  er  den  Schutz  und  die  Ausübung  seiner  Gewalt 
sich  sichert  Ein  absolut  menschenleerer  Saum  aber,  bei  dem  auch  die 
Möglichkeit  mangelt,  dafs  er  jemals  von  Menschen  berfthrt  wird,  könnte 
nie  einem  Gebiete  angegliedert  werden. 

*)  Über  die  Entwicklung  des  Gedankens  der  Unteilbarkeit  des 
Staates  in  Deutschland  vgl.  den  ausgezeichneten  Aufsatz  von  Gerber, 
Über  die  Teilbarkeit  deutscher  Staatsgebiete,  Gesammelte  juristische 
Abhandlungen,  H,  S.  441  tf. ,  dessen  Argumente  von  der  neuesten 
höfischen  Jurisprudenz  nicht  berücksichtigt  werden,  zumal  sie  unwider- 
l^bar  sind. 
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delint  Kich  aus.  Daher  wird  durch  Abtretung  der  eine  Staat  ver> 
kleinert,  der  andere  vergrtf Isert;  die  erste  und  nXehste  Wirkung 
der  Abtretung  ist  eine  Verftnderung  in  den  Staaten  als  Subjekten 
Erst  auf  Grund  dieser  seiner  subjektiTen  Wandlung  kann  der 
neue  Erwerber  den  neuen  Gebietsteil  als  Basis  seiner  Herrsebaft 
behandeln.  Diese  ObjektsqualitMt  des  Gebietes  ist  daher  immer 
erst  sekundärer  Natur,  stets  abgeleitet  aus  <l('r  priniitren  Eig^en- 
Kchaft  des  Gebietes  als  eines  Elementes  der  Staatsperstinlichkeit. 
Dasselbe  gilt  auch  bei  der  völkerrechtlichen  Okkupation.  Was 
okkupiert  wird ,  das  ist  da»  Imperium  ttber  einen  bestimmten 
Raum  mit  der  Wirkung  der  Ausdehnung  der  ylilkerrecbtlicken 
Perstfnlichkeit  nach  aufsen  und  der  Herrschermacht  nach  innen. 

Auch  bei  völliger  Neubildung  eines  Staates  nimmt  nicht 
etwa  die  Staatsgewalt  von  dem  Lande  Besits,  sondern  der  Staat 
entsteht  mit  dem  Dasein  einer  faktisclien,  sofort  mit  einem 
Gebiete  ausjceriisteten  Ilcrrsihergewalt.  In  dem  Augenblicke.  Ha 
sich  das  selbstUndige  Belgien  gebild«'t  hatte,  war  aurh  das  bi>lier 
den  Niederlanden  zugehörige  Gebiet  Bestandteil  des  neuen  Staates 
geworden. 

Was  vom  Staate  gilt,  bat  auch  von  den  anderen  Glebiets- 
kOrperschaften  zu  gelten,  nämlick  den  Kommunalverbllnden,  die 
eine  vom  Staate  abgeleitete,  wenn  auch  au  rechtlicher  Selb- 
ständigkeit erhobene  Herrschaft  ttber  ihr  Gebiet  Üben.  Auch  bei 

ihnen  ist  das  Gebiet  in  erster  Linie  Element  ihrer  Persönlich- 
keit. Auch  sie  herrschen  über  Personen,  Uber  Sachen  und  daher 
auch  Uber  ihre  Gemarkung  nur  indirekt,  indem  sie  }*ersonen 
befehlen  können,  Einwirkungen  auf  diese  vorzunehmen,  die  sich 
aber  stets  durch  privatrechtliche  Mittel  vollziehen.  Der  gröfste 
Teil  der  Kommunaiverwaltung  jedoch  ist  sozialer,  nicht  herrschaft- 
licher Art  und  kann  sich  daher  ttberbaupt  nur  in  den  Becbts- 
formen  vollziehen,  welche  die  Bechtsordnung  flir  jeden  einzelnen 
Menschen  und  jeden  nicht  herrschenden  Verband  bereithMt.  Die 
Rechtsordnung  kann  diese  TÄtigkeit  privilegieren ,  wie  die  des 
Staates,  ohne  sie  deshalb  aber  von  gesellschaftlicher  zu  obrigkeit- 
licher Tat  zu  wandeln. 

Änderung,  nicht  Untor^'aiig  und  Neuschöpfung,  wie  F ricker, 
Vom  Staatsgebiet,  S.  27,  behauptet,  vgl.  auch  Heilborn,  System,  S.  10 £ 
Gebietsiademng  ist  (in  der  Begel  nicht  nur  nach  der  materielleD, 
sondern  auch  nach  der  formal-juristisehen  Seite)  VerftMsnngs-,  nicht 
Staatsftnderung. 
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Die  Erkenntnis,  dafs  das  Verhältnis  des  Staates  zum  Gebiete 
personen-,  nicht  sachenrechtlichen  Charakters  ist,  gehcirt  zu  den 
bedeutsamsten  Ergebnissen  der  modernen  Staatsrechtslehre  Die 
saehenrechüiche  Aafftssang  des  Gebietes  ftthrt  selbst  in  ihren 
letsten  AnslXnfem  snrttek  anf  die  Yermischnng  von  Herrschaft 
md  Eigentum      Diese  Yermischnng  von  Domininm  und  Imperivm 
kann  aber  geradem  als  das  am  meisten  charakteristische  Merkmal 
der  mittelalterlichen  praktischen  Staatsanffassnng  bezeichnet  werden. 
Der  naturrechtlichon  Staatslehre   liin^^egen  war  der  Staat  nichts 
als  t'in  Persont'iivcrband ;  wie  bereits  bemerkt,  wird  in  keiner  der 
bekannten  Staatsdefinitionen  von  Bodin  bis  Kant  des  Oebietes 
Erwähnung  getan.    Wenn  aber  die  rechtlichen  Verhältnisse  des 
Gebietes  gestreift  irerden ,  so  wird  auch  von  den  Naturrechts- 
lehrem  trots  der  ihnen  geläufigen  Unterscheidung  von  Imperium 
und  Dominium*)  entweder  die  feudalrechtliche  Idee  des  Ober- 
elgentums  zur  Erkllmng  herangezogen,  oder  es  werden  patri- 
monialstaatliche  GManken  geltend  gemacht   Das  positive  Staats- 
recht in  England  und  in  Frankreich  yor  der  Revolution  kommt 
auch  nicht  Uber  den  Gedanken  der  königlichen  Oberhoheit  Uber 
allen  (iriind  und  Bt)den  hinaus.    Fu  Deutschland  bleibt  die  l'lieorie 
d«*s  Territorialstaatsrechtes  bis  zum  Schlüsse  der  Reiihszeit  «^anz 
in  der  jiatrimonialen  Lehre   von  dem  dinglichen  Charakter  der 
Landeshoheit  stecken.    Aber  auch  die  deutsche  Staatsrechtslehre 
'les  19.  Jahrhunderts  blieb  lange  noch  unter  der  Nachwirkung 
der  patrimonialstaatlichen  Theorien.     Unter    den  besonderen 
Hoheitsreehten ,  die  neben  oder  in  Verbindung  mit  den  der 
französischen  konstitutionellen  Theorie  entlehnten  Staatsgewalten 
aufgezählt  werden,  findet  auch  die  Gebietshoheit,  das  ins  sublime 
in  territorium,  seine  Stelle,  aus  dem  nun  die  Berechtigung  zu 
all  jenen  staatlich»'n  Mafsregelu  abgeleitet  wird,  bei  denen  die 
Beziehung  zum  Territorium  besonders  sinnfUUig  vor  die  Augen 

*)  Sie  wird  im  Anschlufs  anFrieker  namentlich  vertreten  von 
G.  Meyer,.!  74;  Rosin,  öff.  Genossenschaft,  S.  46  (jedoch  nur  Ar 
die  staatsrechtliche  Seite  des  Gebietes);  Preufs,  Gemeinde,  S.  262  ft; 
ferner  von  Curtins,  a.  a.  O.  S.  1  ff.;  Bansi,  a.  a.  O.  S.  668  ff.;  An- 
schütz,  Enzyklopädie,  S.  4ö3,  11.  a. 

Über  die  Geschichte  des  He^fritFes  der  GeV)ii>t?hoht'it  v^'I.  P  reu  fs, 
Gemeindp,  8.  291  ff.;  Heimburger,  a.  a.  0.  11  ff.;  Bansi,  a.  a.  0. 
S.  (54^3  ff. 

^)  Schon  den  Postglossatoren  bekannt;  vgl.  Hatschek,  Stellung 
des  Fiskus,  S.  26. 
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tritt*).  Erst  (J«'rber  und  Frickcr  haben  mit  ihren  einander 
widerstreitenden  Lebren  der  vollen  Kiarlieit  zum  Öiege  ver- 
holfen. 

In  der  v(ilkerrechtlichen  Lehre  ^)  jedoch  hat  sich  die  Vor* 
Btelluiig  TOD  dem  sachenrechtlichen  Charakter  der  BesiehaDgen 
des  Staatea  za  seinem  Gebiete  und  einer  besonderen ,  neben 
anderen  Änfserungen  der  Staatsgewalt  stehenden  Territorialhoheit 
bis  heute  erhalten,  weil  die  Vtflkerrechtslehrer  die  Staaten  ihren 
internationalen  VerhUltnissen  nach  immer  als  den  Indiridnen 
gleichartig  betrachten .  so  dafs  an  den  völkerrechtlichen  An- 
schauungen vom  Wesen  der  Staatsgewalt  viele  Rudimente  der 
ehemaligen  patrimonialen  Staatslehre  haften  geblieben  sind®). 
Und  doch  lassen  sich  alle  völkerrechtlichen  Erscheinungen  angeb** 
lieh  sachenrechtlichen  CharakterSi  wie  Gebietsabtretungen,  Ein- 
▼erleibnngeny  Staatsdienstbarkeiten,  TertragsmäCsige  Okkupation« 

Vgl.  z.  B.  K lober,  Oeffentl.  Recht  des  teutschen  Bundes, 
4.  Aufl.,  §!i  :^2'^,  82Vi,  der  die  Gebietshoheit  als  Staatseigentum  be- 
zeichnet und  aus  ihm  u.  a.  da>  Verbot  der  Okkupation  herrenloser  Sachen 
durch  Fremde  ableitet;  M  au  rc  n  b r  e c  h  er .  (Grundsätze  des  heutigen 
deutschen  Staatsrechts,  3.  Aufl.,  §  60,  der  nach  alter  Weise  die  £nt- 
eignung  auf  das  Beeht  der  Staatsgewalt  am  Staatsgebiet  grtodet; 
Zöpfl,  I,  S  278,  der  die  Gebietshoheit  der  Justis-,  Polisd-  und  Friri» 
legienhoheit  koordiniert  und  II,  §  448  eine  ganse  Zshl  sperieller  Wir- 
kungen aus  ihr  ableitet.  Noch  Gareis,  a.  a.  O.  S.  188  ff.,  rieht  aus 
der  selbständig  neben  die  Personalhoheit  gestellten  Territorialhoheit 
eine  Reihe  von  Konsequenzen. 

•)  Namentlich  bei  niebt(bMit?ie)ien  Autoron  pflegt  die  alte  Lehre 
von  dem  beHondercii  dinglirhen  Hi>lu  itfj;recht  heute  noch  fortzu wuchern, 
vgl.  z.  B.  Calvo.  Le  droit  international  theorirjue  et  pratique,  L 
$  20-'>ff. :  F.  V.  Martens  (über.H.  von  Hergbo  lim),  Völkerrecht,  I. 
§  8b,  der  u.  a.  das  ßesteuerungsrecht  aus  der  Gebietshoheit  ableitet: 
Pradier-Fod4r4,  Trait4  de  droit  international  public  europien  et 
am^ricain,  II,  1885,  p.  127  ff.  (handelt  die  Lehre  vom  Gebiet  unter  dem 
droit  de  propriöt^  ab);  F.  Fiore,  Trattato  del  diritto  intemasionale 
pubblieo,  8.  od.,  I,  1887,  p.  842;  Rivier,  Prineipes  du  droit  des  gens, 
189«,  p.  288  fF.;  BonfiU,  a.  a.  O.  S.  1H9;  aber  auch  v.  Holtzen- 
dorff.  im  Handbuch  des  Völkerrechts.  II,  1887.  S.  289  flr.  Daneben 
pflegt  aber  die  \'er^i(>lieruu^.  dafs  dieiXerritorialhoheit  Imperium,  nicht 
Dominium  sei.  nieht  zu  fehlen. 

^)  Eingehend  sucht  Heilborn,  a.  a.  0.  S,  5.  die  vidkerrechtliche 
Lehre  vom  diuf^lieheu  Charakter  des  Gebietes  unter  Benutzung  der 
neueren  Theorie  vom  Sachenrecht  zu  verteidigen,  aber  ohne  dafs  seine 
Polemik  ein  durchschlagendes  Argument  gegen  die  hier  Tertretene  Anf- 
fiusnng  brftchte. 
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Verpfändung  M  usw.,  auf  die  subjektive  Qualität  des  Gebietes 
und  ModifikatioiK'H  der  personalen  Herrschaft  der  Staaten  zurück- 
führen, die  nur  indirekt  auf  das  Land  zu  wirken  vermag.  Dies 
im  einselnen  darzutun,  überschreitet  die  Aufgabe  dieses  BacheSi 
doeh  wlre  es  ein  dankenswertes  Beginnen ,  wenn  die  von  allen 
privatreehtlichen  Schlacken  befreite  Lehre  Tom  Staatsgebiete  anch 
einmal  im  Yfflkenecht  konsequent  dnrchgefllbrt  weiden  wtirde. 

2.  Dm  StMtsTolk. 

Die  dem  Staate  zugehörigen  Menschen  bilden  in  ihrer  Ge- 
samtheit das  Staatsvolk.  Gleich  dem  Gebiete  hat  das  Volk  im 
Staate  eine  doppelte  Funktion.  Es  ist  ein  Element  des  staatlichen 
Verbandes ,  gehört  dem  Staate  als  dem  Subjekt  der  Staatsgewalt 
an;  wir  wollen  es  der  £.ttrze  halber  das  Volk  in  subjektiver 
Qualität  nennen.  Sodann  aber  ist  das  Volk  in  anderer  Eigen- 
schaft Gegenstand  staatlicher  Tätigkeit,  Volk  als  Objekt'). 

Beide  Qnalitäten  sind  snerst  Ton  der  modernen  Theorie  der 
Yolkssonyerlnetät  anf  Grund  antiker  Anregungen  scharf  nnter- 
sehieden  worden.  Rousseau  legt  jedem  IndiTidnum  eine  doppelte 
Qualitit  bei,  als  citoyen,  d.  h.  als  aktivem  Bürger,  der  an  der 
Bildung  des  Gemeinwillens  teilnimmt,  und  als  sujet,  d.  h.  als 
Untertan,  der  diesem  Gemeinwilleu  unterworfen  ist').  Die 
späteren,  das  Natiirrecht  überwindenden  Lehren  vom  Staate  haben 
zwar  alle  die  Eigenschaft  des  Volkes  als  eines  Staatselcmentes 
anerkannt,  dennoch  tritt  bei  ihnen  häufig  die  Erkenntnis  der 

')  So  z.  B.  hält  der.  wie  Claufs,  Dir  Lelir»-  von  den  Staats- 
di«nstbarkeiten ,  1894,  S.  47  tl".,  nachgewif^Hcn  hat,  aus  dem  privat- 
rechtlich gefärbten  alten  Reichsstaatsreebt  stammende  Begriil'  der  Staats- 
servituten der  Kritik  nieht  stand.  Was  man  so  beseichnet,  rind  rein 
obligatorische  VerhUtnisse,  wie  Liest,  a.  a.  O.  8.  71  f.,  159  f.,  vor* 
treiflich  dartut. 

*)  Nur  in  diesem  die  Gesamtheit  der  Mitglieder  des  Staates  um- 

Essenden  Sinne  kommt  dem  vieldouti^eu  Worte  Volk  rechtliche  Be- 
deutung zu.  Die  Beseichnung  des  Volkes  als  (iosamtheit  dor  Unter- 
tsaen  im  Gegensatze  zu  den  Herrschenden  i^t  politischer  Nufnr  Denn 
rechtlich  sind  auch  die  Trä^jer  höchster  Organstellunp  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  Inrlividuen  dem  in  gesetzlicher  Form  erscheinenden  Staats- 
willen  unterworfen. 

■)  „A  r^gard  des  associes,  ils  preunent  coUectivement  le  nom  de 
peuple,  et  B*appellent  en  partiealier  citoyens,  oomme  participant  4 
Taatorit^  sonveraine,  et  sujets,  comme  soumis  aus  lois  de  TEtat." 
CoBtr.  soc.  I,  6. 
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subjektiTen  Qualität  des  Volkes  ganz  in  den  Hinteigrnnd.  was 
«ach  heute  noch  leicht  dem  tiefgreifenden  Irrtnm  den  Weg 
bahnt,  der  den  gansen  Staat  in  die  Hegiening  verlegt  oder  ihn 
in  swei  durch  keinerlei  notwendiges  Kechtsband  miteinander 
▼erkntlpfte  Personen  spaltet,  deren  eine  der  Herrscher»  die 
andere  das  Volk,  die  Ö(imme  der  einzelnen  als  Objekt  der  Herr- 
schaft ist ' ). 

Der  praktische  (iruud  dieser  Irrtümer  Vie^t  allerdiiiirs  ilarin, 
dafs  die  Wirkungen  jener  subjektiven  Qualität  des  Volkes  auliser- 
halb  demokratisch  organisierter  Staaten  nicht  sofort  zu  erkennen 
sind  und  schliefslich  auch  in  den  Demokratien  nnr  ein  Teil  des 
Volkes  aktiven  Anteil  am  Staate  besitxt. 

Oeht  man  von  der  Erkenntnis  der  körperschaftlichen  Natur 
des  Staates  ans,  so  ergibt  sich  die  subjektive  QnalitXt  des  Volkes 
in  —  fast  möchte  ich  sagen  -  tautologischer  Weise  aus  dem  so 
gefafsten  Staatsbegriffe.  Allein  nicht  nur  auf  deduktivem  AVeff*'. 
sondern  auch  durch  folgende,  für  die  Erkenntnis  des  Staates 
wicbtigCi  bisher  noch  nicht  klar  dargelegte  Erwägungen. 

Eine  Vielheit  von  Menschen,  die  unter  einer  gemeinsamen 
Herrschaft  stehen,  ohne  die  subjektive  Qnalitftt  eines  Volkes  n 
besitaen,  wftre  kein  Staat,  weil  Jedes  die  einseinen  zu  einer 
Einheit  verbindende  Moment  mangelte.  Einem  solchen  Znstande 
entspräche  etwa  der  eines  Landesherm  oder  Lehnstrigers  der 
mittelalterlichen  Welt,  der  aus  verschiedenen  Rechtstiteln  eine 
Mehrheit  von  Territorien  besafs,  die  trotz  der  rienieinsamkoit 
des  ifenschers  keine  innere  Gemeinschaft  bildeten  und  sich  ilu»'r 
rechtlichen  Sonderexistenz  bewnfst  blieben.  In  der  Gegenwart 
bieten  die  deutschen  Schutzgebiete  ein  treffendes  Beispiel  daftir, 
dafs  sogar  innere  Einheit  der  Staatsgewalt  allein  nicht  ausreicht» 
um  eine  staatliche  Einheit  an  begründen.  Die  Schntsgewalt 
ist  mit  der  Beichsgewalt  identisch;  dennoch  bilden  die  Schnts- 
gebiete  mit  dem  Beiche  keine  staatliche  Einheit,  weil  das  Volk 
dieser  Gebiete  zwar  vom  Reiche  beherrscht  wird ,  aber  mit  dem 
Reichsvolke  dessen  subjektive  QualitUt  nicht  teilt. 

Daher  wäre  auch  ein  Sklavenstaat,  an  dessen  8j)itze  etwa 
ein  grofser  Planti^enbesitzer  stünde,  nur  dem  Namen  nach  ein 
Staat.  Kein  Bechtsband  würde  solche  Tansende  von  Sklaven,  die 


1)  Vgl.  auch  mein  STstem,  8.  8  ff.  Die  richtige  Lehre  treffend 
entwickelt  von  Haenel,  Staatsrecht,  I,  S.  98  ff. 
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von  ihrer  gegenseitigen  fizistenz  keine  Ahnung  zu  haben  brauchen, 
miteinander  verknOpfen.  Wenn  die  antike  Staatslehre  die  Er- 
seheinnng  des  Staates  avf  freie  Hensehen  beschränkt,  so  hat  sie  ' 
darin  eine  ihrer  trefflichsten  Wahrheiten  ausgesprochen.  Nnr 
nnler  Freien,  Dlhrt  Aristoteles  weiter  aus^  ist  ein  Recht 
Im  politischen  Sinne  möglich,  and  ohne  dieses  Kecht  gibt  es 
keiuen  Staat 

Das  Volk  in  seiner  subjektiven  (^u;ilit;it  bildet  vermöge  der 
Einheit  des  Staates  eine  Genossenschaft ,  d.h.  alle  seine  Indi- 
viduen  sind  miteinander  als  des  Staates  Genossen  verbunden, 
sie  sind  Mitglieder  des  Staates.  Der  Staat  ist  somit  sugleich 
herrschaftlicher  und  genossenschaftlicher  Verband.  Das  herr- 
schaftliche und  genossenschaftliche  Element  ist  in  der  staatlichen 
Körperschaft  snr  notwendigen  Einheit  verknttpft.  Vermöge  der 
Herrschaft  der  Staatsgewalt  ist  das  Volk  Objekt  des  Imperiums 
und  besteht  in  dieser  Richtung  ans  lauter  Subordinierten,  vermöge 
der  gliedlichen  Stellung  der  Individuen  in  ilirer  Eigenschaft  als 
Elemente  des  Staates  als  Subjektes  hingegen  aus  laut»  r  Koordinierten. 
Die  Individuen  als  (jbjekt  der  Staatsgewalt  sind  Püichtsubjekte, 
als  Glieder  des  Staates  hingegen  Rechtssubjekte. 

Die  £echt8subjektivität  besteht  dem  Staate  gegenüber^), 
Sie  Mnlsert  sich  durch  die  staatliche  Anerkennung  der  gliedlichen 
Stellnng  des  Individuums  in  der  Volksgemeinschaft.  Die  aber 
sehüeCit  in  sieh  die  Anerkennung  des  Menschen  als  Person, 
d.  h.  ab  eines  mit  einer  SphKre  Öffentlicher  Rechte  ausgestatteten 
Individuums.  Das  ist  das  Resultat  der  gesamten  Kulturentwicklung, 
dafs  im  modernen  Staate  jeder  Mensch,  der  irgendwie  der  Staats- 
gewalt Untertan  ist,  zugleich  auch  ihm  gegenüber  Person  ist.  Ist 
daher  auch  heute  noch  die  volle  gliedliche  Stellung  des  Individuums 
im  Staate  von  der  dauernden  Zugehörigkeit  zu  ihm  abhängig,  so 
wird  dennoch  auch  der  vorübergehend  fremder  Staatsgewalt  Unter- 
worfene nicht  nur  als  subditus,  sondern  auch  als  civis  temporarius 
betrachtet,  der  nicht  nnr  öffentliche  Pflichten,  sondern  auch  öffent- 
liche Rechte  hat 

Die  Zugehörigkeit  des  einaelnen  zum  Volke  ftufsert  sich  also 
in  dem  Dasein  einer  tora  Staate  anerkannten  SphKre  des  öffent- 


Eth.  Nie  V,  10,  1134a. 
-)  Vgl.  zum  folgenden  die  betreffenden  Partien  meines  Systems 
d.  Bubj.  öff.  Rechte. 
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liehen  Rechtos,  Mitglieder  des  Staates,  Volk  in  seiner  subjektiTen 
Qualität,  sind  die  Gesamtheit  der  Staatagenogsen,  d.  h.  deijeDigen, 
.  die  rechtliche  AnspHlche  an  die  Staat^walt  haben.  Des  mh- 
jektive  tfffentliche  Becht  ist  die  Grundlage  des  korporatim 
Charakters  des  Staates. 

Dasein  nnd  Bedeutung  des  subjektiven  öffentlichen  Beehtas 
der  Individuen  wird  der  positiven  Rechtslehre  am  spätesten  von 
allen  l^isrheinungen  des  öffentlichen  Rechtes  bekannt.  Alles 
öt^«MitIii'lio  Hecht  wird  zuerst  in  die  St.iats;;tMva]t  verlegt,  derf^n 
F  unkt  io  neu  zugleich  als  Höh  ei  tsrechte  aufgetafst  werden,  so  daüs 
die  Staatsgewalt  als  eine  Summe  von  Rechten  ^'ogenttber  den 
Untertanen  nnd  fremden  Staaten  erseheint  Über  diese  An- 
schauung kommt  die  Jnrispmdens  des  absoluten  Staates  nicht 
'hinaus.  Daneben  besteht  die  auf  den  Besten  des  Fendalstaatei 
beruhende  Anerkennung  von  Herrschaltsteehten ,  Privilegien  und 
Sonderrechten  von  einzelnen  nnd  VerbMnden,  die  aber  nicht  im- 
stande ist,  den  Hej^riff'  des  subjektiven  »iftciitlichen  Rechtes  der 
Staatsglieder  y.ur  Erkenntnis  zu  bringen.  Das  Recht  des  einzelnen 
wird  vielmehr  mit  dem  Privatrecht  identifiziert.  Nur  soweit  das 
Privatrecht  reicht,  wird  daher  der  einzelne  vom  Staate  als  Rechts- 
trüger  ausdrücklich  anerkannt'). 

Die  Erkenntnis  nnd  Anerkennung  der  subjektiven  Öffent- 
lichen Bechte  verdanken  einem  erst  jttngst  klargestellten  eigentfim- 
liehen  Prosefs  ihr  Dasein,  der  innig  mit  der  ganzen  Entwicklungs- 
geschichte des  modernen  Staates  ausamroenhllngt.  Im  antiken 
Staate  war  die  Qualität  des  Bürgers  als  aktiven  Staatsgliedes 
klar  erkannt,  als  Bürger  derjenige  identifiziert  worden,  dem  recht- 
licher Anteil  an  der  staatlichen  Herrschaftstlbung  zusteht.  Die 
übrigen  rechtlichen  Qualitäten  des  einzelnen  wurden  theoretischer 
Betrachtung  und  Erkenntnis  nicht  unterzogen,  weil  dem  Hellenen 
wie  dem  Btfmer  jeder  dringende  politische  Anlafa  dasu  mangelte. 
Daher  konnte  sogar  die  falsche  Vorstellung  entstehen,  als  ob  im 
antiken  Staate  eine  individuelle  Öffentliche  BechtssphKre  überhaupt 
nicht  vorhanden  gewesen  wäre.  Im  mittelalterlichen  Staate  hin- 
gegen fehlt  die  Vorstellung  der  staatlichen  Einheit  und  damit 
di«'  strengen  Unt<'rschiedes  von  Privat-  und  öffentlich«*ni  Kecht. 
l)di^  Individuum  erscheint  der  germanischen  Rechtsanschauuug  v«m 

>)  Vgl.  hierüber  auch  die  voisfiglichen  Ausführungen  von  0.  Ms  jer, 
I»  8,  38  ff. 
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Hanse  aus  als  Träger  von  Krihten,  die  nicht  erst  aus  einer  Ge- 
wihrnng  des  Staates  abzuleiten  sind.  Das  ist  nun  anch  der  Fall 
mit  den  Landesfreiheiten,  den  Rechten,  welche  dem  regnnm  und 
damit  den  Angehörigen  des  regnnm  gegenüber  dem  Könige  zu- 
iteben^).  Die  Freiheitabriefe  sind  gleichsam  Friedenseehlflsse 
oder  Besengfongen  eines  modus  vivendi  zwischen  König  und  Land. 
Es  sind  vertragsmAfsige  Beziehungen,  die  zwischen  beiden  Staats- 
teilen  vorwalten  und  beiden  Fordemngsrechte  gewähren.  Dafs 
diese  licclitf  anderer  Art  als  die  Privatrechte  seien,  bleibt  dem 
germanischen  Rechtsgedanken  fremd,  daher  dasjenige  Recht,  das 
sich  am  meisten  von  romanistischen  Einflüssen  freigehalten  hat, 
das  englische,  niemals  aus  sich  heraus  zu  der  strikteu  Öcheidung 
von  öffentlichem  und  Privatrecht  gelangt  ist. 

Der  absolute  Staat  bat  das  Ziel,  jene  nrsprttngliche  indi- 
viduelle Berechtigung  gttnzlich  zu  vernichten.  Er  vermag  aber 
Bieht  daa  Bewulstsein  von  der  Priorität  des  itfdividuellen  Rechtes 
vODig  zu  zerstören.  Selbst  die  Theoretiker  des  Absolutismus 
können  das  unbeschrltnkte  Becht  des  Monarehen  nur  aus  der 
Übertragung  des  nrsprtlnglichen  Rechtskreises  des  Individuums 
auf  den  Staat  ableiten;  aucli  für  die  nicht  mit  den  hergrbrachten 
theologischen  Argumenten  arbeilenden  (iegner  der  niittehilterlichen 
dualistischen  Staatslehre  bleibt  die  Priorität  des  Individualrechtes 
Tor  dem  Rechte  des  Herrschers  bestehen. 

Der  christliclH-  Staat  hatte  aber  von  Haus  aus  beschränkte 
Zostindigkeit  An  den  religiösen  Forderungen  der  Kirche  fand 
er  ebe  unttbersteigliche  Schranke.  Schon  in  den  ersten  Zeiten 
des  Christentums  wird  die  Freiheit  des  religiösen  Grewissens  von 
einengenden  staatlichen  Geboten  behauptet-).  In  dem  gewaltigen 
Kampfe,  den  Staat  und  Kirche  im  Mittelalter  führen ,  geht  des 
Staates  Bestreben  doch  niemals  dahin ,  das  ins  in  sacra  jrleich 
tlem  altrömischen  ins  sacrum  in  eiiwn  Teil  seiner  Rechtsordnunjr 
zu  verwandeln.  Wenn  er  Glauben-z-wanir  übte,  tat  »t  rs  nicht 
in  eigenem  Namen,  sondern  in  Eitülluug  kirchlicher  l'llichtcu. 

Ans  diesem  Dualismus  zwisdu  n  Staat  und  Kirche  wächst  im 
Verein  mit  der  nie  ganz  erloschenen  altgermanischen  Anschauung 

')  In  den  alten  englischen  Freiheitsbricfcn  Hndcn  wir  als  Suhjckt 
der  iures  et  libertatcs  bald  die  .,hoiiiinc>  in  rcjL'iio  nostro",  bahl  das 
regüurn  selbst.  Vgl.  Jelliuek,  Die  Erklärung  der  Menschen-  und 
Bärgerrechie,  S.  31,  N,  1. 

S)  Vgl  V.  Eicken,  a.  a.  O.  S.  121. 
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von  der  Prioritttt  des  ludividual rechtes ,  ds\»  der  Ötaat  nicht 
schafft,  sondern  niir  anerkennt,  die  Vorstellung  angeborener 
Menscbenreehte  empor.  Es  sind  die  Kämpfe,  die  im  Gefol^  der 
Beformation  eintraten,  die  nnter  den  engliiehen  und  schottiachen 
Kongregationalisten  nnd  Independenten  die  Lehre  von  dem  nrsprOn^ 
liehen  Becht  der  religiösen  Bekenntniafreiheit  entstehen  lassen. 
Ich  habe  diesen  Prosefs  an  anderer  Stelle  eingehend  verfolgt'). 
Bei  der  Grttndnng  einiger  der  amerikanischen  Kolonien  Englands 
erhält  dieses  Kecht  zuerst  seinen  positiven  Ausdruck.  Ferner 
suchen  die  Engländer  vor  und  nach  dem  Kampfe  der  Krone  und 
des  Parlamentes  um  die  Vorherrschaft,  die  alten  Rechte  und 
Landesfreiheiten  durch  ausdrückliche  Normierung  und  Anerkennung 
von  Seiten  dos  Königs  in  der  Petition  of  Right  (162B)  und  in 
der  Bill  of  Rights  (1689)  gegen  jeden  Zweifel  nnd  Angriff  sicher 
an  stellen.  Obwohl  diese  Dokumente  der  alten  Beehtsansehnnong 
entsprechend  unterschiedslos  Sitae  des  objektiven  und  Feststellung 
subjektiven  Rechtes  enthalten,  sind  sie  doch  die  ersten  Yorboten 
des  Gedankens^  die  gesamten  dlfentliehen  Beehte  des  elncelnen 
zu  kodiliziereu  ~).    Ebenso  hatten  die  amerikanischen  Kolonisten 

Erkl.  der  Meiiächcn-  und  liürgerrechtc,  S.  Ü5  fi".  Vgl.  auch 
David  [G.  Ritchie,  Natural  Righto,  London  1895,  p.  3ff.;  d'Eich- 
thal,  Sottveraineti  du  peuple  et  gonvemement,  1895,  p.  47,  71  £; 
Rjeker,  in  der  historischen  Vierteyahrsschrifl,  1898»  8.  898 ff. 

*)  Die  Petition  of  Right  knfipft  in  der  Form  an  die  bestehenden 
Oesetee  an  und  will  nur  altes  Landesrecht  von  neuem  bestitigen,  wie  es 
von  früheren  Königen  in  der  Form  der  confirmatio  ehartarum  so  oft  ge- 
8ch«'lien  war.  Im  Grunde  enthält  sie  nichts  als  die  Vorschrift,  dafs  den 
b<'stehon(ioii  (Te;*»^tzon  geniäfs  vi'rfahreii  werden  solle,  wie  denn  auch 
der  K;)ni*;  in  ticinrr  die  Bitte  des  Pjulamonts  gewahrenden  Antwort 
auf  dio  Petition  erklärt,  dafs  Recht  gewährt  werden  pioll  entsprechend 
den  (besetzen  und  Gewohnheiten  des  Königreichs  (The  King  willeth 
that  right  be  done  accordiug  to  the  laws  and  cnstoms  of  tbe  realm). 
In  Wahrheit  ist  aber  die  Petition  eine  Orenslinie*  swischen  beiden  den 
Staat  damals  teilenden  nnd  einander  feindlich  gegenflberstehenden  Ge- 
walten des  Königs  und  des  Parlaments.  Die  Oesetse  werden  in  ihr 
nicht  nnr  als  Normen  Ar  die  Ausübung  der  Staatsgewalt,  sondern  an- 
gleich  als  Eneuger  der  ^.juBt  right.s  and  liberties*  der  Untertanen  be- 
zeichnet. War  nun  die  Petition  der  Rechte  der  er;<te, Schritt  zur  Klar- 
stellung d»'a  Verhältnisses  zwischen  Kr»nig  nnd  Volk  am  Beginne  de.« 
grof-i-n  KaniptV^s  zwischen  Kron«^  und  Parlament,  so  bezeichnet  dio  von 
Wilhrlin  III.  lM'->t;itigto  Hill  of  Kiglits  ilon  definitiven  Krieilen,  der 
allerditiLT"*  mit  einer  anderen,  vom  Parlamente  Ijerufenen  Dynastie  ab- 
geaelilossen    wird.    Aber  auch  sie  will  formell  nicht  neues  Recht 
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in  der  Zeit  zwischen  der  Petition  und  der  Bill  der  Hechte  mehr- 
fach in  ihren  Kolonialjj^esctzon  die  alten  und  neuen  von  der 
Kxone  yeriiehenen  Freiheiteii  in  Urkunden  tnsammengefafsty  die 
wfäter  ebenfalk  als  Bills  der  Beehte  beseichnet  wurden.  Un« 
abhingig  Ton  dieeen  Erklirungen  der  Rechte  Huid  aber  in  Amerika, 
und  xwar  meist  in  Bhode  Island,  sodann  aber  auch  in  anderen 
Kolonien  die  Gewissensfreiheit,  wenn  auch  oft  unter  weitgehenden 
Beschränkaiigon,  rechtliche  Anorkennung.  Sie  sollte  selbstverständ- 
lich nicht  nur  den  cng^lischen  Kolonisten,  sondern  allen  Menschen 
zustehen,  die  sich  auf  dem  Boden  der  Kolonie  aufhielten.  Damit 
war  bereits  im  17.  Jahrhundert  ein  allgemeines  Meuschcnrecht 
anerkannt,  welches  nicht  in  der  Magna  Charta  oder  den  späteren 
englischen  Qesetsen,  sondern  in  dem  durch  die  Reformation  xum 
höchsten  Biehter  in  Glaubenssacben  erhobenen  menschlichen 
Gewissen  seinen  Grund  findet. 

Das  Katnrreebt  ging  «war  von  der  ursprttnglicben  Freiheit  des 
IndiTidnums  aus,  um  ans  ihm  die  staatliche  Herrschaft  absuleiten« 
Dieses  Herrscherrecht  hat  aber,  den  meisten  Schriftstellern  zu- 
Iblge.  entweder  gar  keine  Schranken  oder  nur  diejenigen,  die  sich 
der  Herrscher  selbst  gesetzt  hat.  So  kennt  auch  Rousseau 
keine  absoluten  Grenzen  fUr  den  herrschenden  (lemeinwillen  an, 
der  zwar  fUr  alle  gleiche  allgemeine  Nonnen  aufstellt,  Uber  den 
Umfang  der  nach  Abzug  der  gesetzlichen  Beschränkung  den 
Individuen  verbleibenden  Freiheit  aber  nach  seinem  durch  kein 
Grundgesetz  su  beschränkenden  Ermessen  entscheidet^). 

schaffen,  Bondem  altes  bestätigen,  auch  sie  erhebt  Beschwerde  über  den 
Bruch  geltenden  Hechtes  und  verlangt  nur  die  Erklärung,  dafs  die  an- 
g*>9prochHnen  Rechte  «die  wnliron  nnd  unzweifelhaften  Rechte  und 
Freiheiten  des  Volkes  dieses  Keielies  sind*^.  Dafs  sie  in  Wahrheit  auf 
dem  We^re  authentiseher  Iiiterjtretation  neues  Recht  siliuf.  kann  hier 
nur  angedeutet  werden.  Auch  in  ihr  zeiju't  sich  noch  die  Vermischung 
von  objektivem  Landesrecht  und  subjektivem  Recht  des  einzelnen. 
Ihre  meisten  Bestimmungen  handeln  von  Pflichten  und  gesetslichen 
Beschränkungen  der  Krone.  Noch  einmal  seigt  sich  die  alte  dualistische 
Staatsanschauung,  der  gemäfs  die  Pflichten  der  Krone  zugleich  Gegen- 
stand eines  Forderungsrechtes  des  Volkes  sind.  Wie  aus  dem  Pakt 
zwischen  König  und  Volk  dem  Fürsten  ein  Recht  auf  gesetzlichen  Ge- 
horsam entsteht,  so  dem  Vollme  auf  Einhaltung  der  gesetzlichen  Schranken 
durch  den  König. 

'1  Vgl.  Erkliirunf;  der  Menschen-  und  Jiürgcrreciite ,  S.  511'.  Noch 
vt  rdient  aut  h  liier  hervorgehoben  zu  wt  rden.  dafs  g'  iade  der  Satz,  bei 
dem  die  Lehre  von  den  Menschenrecliten  zuerst  praktisch  wird,  von 
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Andere  Naturrechtslehrer  behaupten  zwar  das  Dasein  einet 
noch  vum  Staate  nicht  gänzlich  aafgesehrten  Urrechtes  der 
Freiheit  doch  ohne  darauf  eine  nrnfassende  Lehre  von  dem 
subjektiven  öffentliehen  Rechte  antebanen.  Die  hat  sich  viel* 
mehr  wiedemm  in  England  im  Ansehlnfs  an  die  grolse  religiöse 
nnd  politische  Bewegung  des  17.  Jahrhunderts  herausgebildet 
Unmittelbar  nachdem  die  Bill  of  Rights  Gesotz  i^ewordeu  war, 
hat  Locke  aus  der  vum  Wesen  des  Menscljeii  unabtrennbaren 
Freiheit  unuberstei;^liche  Schranken  l'Ur  die  Staatsgewalt  postuliert, 
die  er  als  auüdrUcklich  zum  Schutze  vou  Leben,  Freiheit,  Eigentum 
des  einzelnen  errichtet  erklMrt').  Sodann  hat  im  folgenden  Jahr- 
hundert Blackstone  in  seinem  bertthnten  und  einfluüireieheD 
Werke  Uber  das  englische  Becht  jene  bei  Locke  noch  in  der 
Form  objektiver  Bechtssätze  erscheinenden  Schranken  in  absdute 
Bechte  der  englischen  Untertanen  verwandelt,  die  aus  Sitaen  der 
Naturrechtslehre  in  Verbindung  mit  denen  der  Bill  of  fiights 
gewonnen  worden  sind  ^j. 


Rousseau  entschieden  bekämpft  wird.  Wmt  davon  entfernt,  die 
Glaubensfreiheit  als  absolutes  Menschenrecht  anzuerkennen,  fordert  er 
eine  religion  civiie,  die  nicht  minder  intolerant  ist  wie  die  herrschenden 
Kirchen.  ^11  y  u  donc  une  piofes^ion  de  foi  pnrement  civiie  dont  il 
apperticnt  au  aouvciain  de  fixer  les  sirticles,  non  jiiis  precist^ment  comrae 
dopnies  de  religion,  nmis  coinrne  s<  ntimt'uts  de  sociabiiite  saus  le^quels 
ii  ebt  inipossible  d  etre  bon  citoyen  ni  sujet  fidele.  Sans  pouvoir  obliger 
personne  4  les  croire,  il  peut  bannir  de  i'Etat  quicooque  ue  ies  croit 

pas   Que  si  quelqu*nn  aprte  avoir  reconnu  pnbliqnement  ees 

mdmes  dogmes,  se  conduit  comme  ne  les  croyant  pas,  qu*U  soitponide 
mort;  il  a  commis  le  plus  grand  des  crimes,  il  a  menti  devaat  les  l<ria* 
Zu  diesen  Dogmen  sAhli  die  Allmacht  und  Gflte  Gottes  sowie  die  Uo- 
sterblichkeit  der  Seele,  Lohn  und  Strafe  nach  Verdienst.  Contr. 
soc.  IV,  8.  Vgl  auch  den  Brief  an  Voltaire  vom  la  August  VM, 
(Euvres,  X,  p.  132. 

')  Unter  den  neueren  Naturrechtslehrern  am  klarsten  Wolff,  Ju? 
nat.,  VIII,  §  9Ö0.    Vgl.  auch  Esmein,  p.  161  Ü.;  Rehm,  Stsatslekre, 

*)  Ou  Guvern.  II,  XI,  ^  142. 

I,  1,  p.  loy  ff.  Auf  die  Stellung,  die  Hiackslone  in  der  Ge- 
schichte der  Vorstellungen  vom  subjektiveu  öfientlicben  Rechte  ein- 
nimmt, habe  ich  mehrmals  hingewiesen,  System  der  snbj.  5C  Beehts^ 
8.  1  f.  und  Erklärung  der  Menschen-  und  Bürgerrechte,  8.  83,  48 f.  Ua- 
fichtig  jedoch  ist  die  auf  kurse  Notisen  von  Borge aud  und  Fester 
gestatste  Behauptung  von  Behm,  Staatslehre,  8.  247  f<^  daft  die 
Blacks  ton  eschen  Konmientare  auf  die  amerikanische  Deklaratioo  voa 
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Im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  wirken  i»uii  in  Amerika  die 
natarrechtlichen  Lehren  in  Yerbindang  mit  den  politischen  nnd 


1776  einen  bestimmeiiden  Einflufs  gehabt  haben.  Vielmehr  war  es  die 
1754  erschienene  anonyme  Schrift  Blacks tones,  An  Analysis  of  the 
Laws  of  England,  die  indirekt  auf  die  Formeln  von  1776  ^^owirkt  hat 
(Erkl.  der  Mensehen-  und  IJürgerr  ,  S.  53).  Unrichtig  ist  es  ferner,  was 
Rehm  au!>  führt,  dafs  erst  von  Black  stone  die  Idee  mientzichbarer, 
aber  gesetzlich  beschränkbarcr  Freiheitsrochte  stamme.  Wenn  Black- 
stone schon  in  der  AnaJysis  erklärt,  dafs  politische  oder  bürgerliche 
IMheit  die  Datftrliehe  menscbliefae  Freiheit  lei  „so  reetrained  bj 
famnaa  Laws  m  ü  is  neeessaiy  for  the  Good  of  Society (1.  c.),  so  hat 
er  damit  nnr  dasselbe  wie  Locke  gesagt,  auf  den  er  sich  (Gommen- 
taries,  I,  p.  126)  in  diesem  Punkte  ansdrficklich  beruft:  „for  (as  Locke 
ha.<«  well  observed)  whcre  is  no  law  therc  i.s  no  freodom**.  Übrigens, 
ist  die  Lehre,  dafs  Freiheit  mit  gesct/lieher  Einschränkung  verträglich 
sei,  uralt  und  für  den  praktischen  Ge.'^otzgnber  selbstverständlich:  die 
Menschheit  muf.stcdoch  nicht  erst  auf  Loe  ke  und  lilackstone  warten, 
um  solche  Trivialität  zu  entdecken.  Enthielt  doch  schon  die  Anerkennung 
der  Glaubensfreiheit  für  Khode-lslund  durch  die  berühmte  Charte 
Kai'lä  II.  die  Einschränkung,  dafs  sie  nicht  den  Frieden  stören  und  die 
Freiheit  nicht  mifsbrauchen  solle  (vgl.  ErU&mng  der  Menschen-  und 
Bfirgerrechte,  S.  42;  K  2).  Überdies  mufs  festgestellt  werden,  dafs  in 
der  Erklärung  von  Yirginlen  und  den  anderen  Deklarationen  von  1776 
mit  EinschluTs  der  Uaabhftngigkeitseriilftnuig  von  Euschrftnkbarkeit  der 
Grundn-chte  nicht  die  Bede  ist,  offenbar,  weil  man  es  f&r  überflüssig 
hielt.  Die  spätere  Erklärung  von  Ma8.«äachu3etts  von  1780,  auf  die 
Rehm  sich  l)ernft,  besagt  auch  nur,  dafs  der  Re  c  h  t  s  c  h  u  1 7.  „aecording 
to  Standing  laws"  ausgeübt  werden  solle,  also  nicht  willkürlich.  Es  ist 
dies  einfach  der  alte  aus  der  Magna  Charta  .stammende  Satz,  dafs 
jedermann  nur  ..per  legem  terrae"  Mimierting  seiner  Recht.sgüter  er- 
leiden solle.  Die  ganze  angebliche,  minimale  und  einem  Nichtjuristen 
kaum  ▼erstftndliche  Differenz,  die  Rehm  s wischen  den  Vorstellungen 
der  früheren  Zeit  und  den  der  Deklarationen  konstatieren  will,  ist  da- 
her fiberhaupt  nicht  vorhanden.  Unrichtig  ist  femer  die  Behauptung 
Behms,  dafii  nur  in  den  Pflancnngsvertrigen  jede  Einwirkung  auf  die 
Glaubensfreiheit  ausgeschlossen  sei,  vielmehr  sprechen  die  Verfas.sungs- 
Urkunden  seit  1776  genau  dieselbe  Sprache.  Die  Glaubenstreiheit  ist 
ferner  bereits  nach  den  ursprünglichen  Ansichten  der  Amerikaner  un- 
veränfserlich  und  nicht,  wie  Rehm  meint,  etwa  blofs  durch  Staats- 
vertra^  festgesetzt.  Das  ergibt  sich  nicht  nur  aus  der  ganzen  geschicht- 
lichen Entwicklung  der  itetretlenden  Vorstellungen,  sondern  auch  aus 
den  gesetzgeberischen  Dokumenten  selbst.  Gerade  jene  Fundamental 
Orders  of  Gonneeticut,  die  Behm  fSr  seine  Behauptung  anzieht,  er> 
kllren,  dafs  das  neue  Gemeinwesen  gegründet  werde  „to  majntayne 
aad  preserve  the  Itbertj  and  pnrity  of  the  gospell",  geben  also  das 
Motiv,  nicht  das  Besultat  der  Staatsgrfindung  an.  Überdies  können 
Jeltinsk,  Dm  Itoeht  d—  nodsrnen  SftaatM.  I.  2.  Aufl.  26 
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sozialen  Verhältnissen,  die  viele  vorhandene  13escljräiikungea  der 
individuellen  Freiheit  als  angerechtfertigt  encheinen  lassen,  die 
Vorstellung  von  «ner  grOlseren  Zahl  «Ugemeiner  Freiheitsreehte 
ans,  die  als  Bedingungen,  unter  welchen  das  Individnum  in  den 
Staat  tritt,  dem  Staat  derart  unantastbar  gegenttberstehen,  dais 
er  nur  deren  Mifsbraucb  zu  verboten  berechtigt  ist  Als  nun  die 
amerikanischen  Kolonien  von  ihrem  Mutterlande  sich  losreifsen, 
da  spielt  der  Gedanke  jeuer  urhprilnj;Iiclien ,  in  den  JStaat  mit 
herübergenommeneu  und  ausdrücklich  durch  die  staatliche  Ord- 
nung anerkannten  Rechte  eine  grofse  Rolle.  Nicht  hochverräte- 
ri^hen  Aufruhr,  sondern  Rechtsverteidigung  glauben  sie  zu  (Iben, 
alH  sie  sich  der  englischen  Herrschaft  entledigen.  Die  Verfassung 

derartif;»'  historische  Zusaintnt'iihänpe  nicht  auf  dem  Wege  der  Wort- 
interpretation irg«'udweU  h«'r  Dokumente  erkanut  werden.  Der  religiöse 
Ursprung  der  Menschenrechte  ist  nunmehr  auch  in  Frankreich,  wo  man 
so  gern  gegcnfibnr  mdoem  Nadiwds  des  historischen  Zusammenhanges 
der  Formeln  von  1789  mit  den  Kämpfen  um  die  Religionsfiteiheit  in 
den  amerikanischen  Kolonien  Englands  die  volle  Originalitit  der  fran- 
zöHischen  KonstituaDte  retten  möchte,  in  eingehender  und  energischer 
Weise  von  katholischer  Seite  behauptet  worden  von  Saltet,  L'origine 
religieuse  de  la  d^claratiou  des  droits  de  Thomme  in  den  vom  Institut 
catholique  de  Toulouse  herausgegebenen  Conferences  i>our  le  tempa  pre- 
sent,  Paris  190iS,  p.  56  ff.;  von  protestantischer  Seite  vgl.  AJ^aly,  I..es 
publicistes  de  la  Refonne.  Pari>er  These  190-'>.  j».  257.  Sonst  kann  auf 
die  neueste  wenig  ergiebige  —  französische,  italienische,  griechische 
und  amerikanische  Literatur,  die  sich  mit  der  Entstehung  der  Menschen» 
rechte  und  meinen  Ausf&hmngen  fiber  sie  beschflftigt,  an  dieser  Stelle 
nicht  eingegangen  werden.  Über  die  fransösisehen  Publikationen  vgL 
Egon  Zweig,  in  der  Beilage  zur  Allg.  Zeitung  vom  25.  Mai  1905.  Höchst 
bedeutsam  sind  die  Ausf&hmngen  von  Max  Weber,  Archiv  f.  Hosiallwiss., 
1905,  S.42,N.78.  In  Deutschland  hat  jüngst  R.Schmidt,  Prozefsrecht  und 
8taatsrecht,1904,S.24,Note,dieprakti8cheBedeutungder  individualisierten 
Menschenrechte  bestritten,  die  nur  eine  Ausgeburt  der  Doktrin  waren. 
Hätte  Seh  in  i  d  t  nur  eiiu  n  tlüchtigen  lilick  in  die  amerikanische  Recht- 
sprechung freworfen ,  in  der  die  Sätze  der  Hills  of  Rights  gerade  jetzt 
in  den  sozialpolitischen  Käinjiten  eine  sehr  folgenschwere  Rolle  spielen, 
wäre  ihm  bekannt  gewesen,  dafs  in  Österreich  ein  eigenes  Tribunal 
zum  Schutze  der  verfassungsmafsig  gcwihrleisteten  Rechte  der  Staats* 
bärger  geschaffSen  wurde,  das  auf  diesem  Gebiete  eine  sehr  umfhngreiehe 
Judikatur  entwickelt  hat,  dafs  das  schweiserische  Bundesgericht 
(Bundesverf.  Art.  118*)  eine  analoge  Kompetens  hat,  dafs  in  Frankreich 
jüngst  die  Einführung  eines  fthn liehen  Gerichtes  geplant  wurde  usw., 
so  wäre  sein  Urteil  über  die  praktische  Bedeutung  dieser  vom  fo  rmal- 
j  11  r  i  s  t  i »  c  h  e  n  Standpunkt  aus  gewifs  manche  Einwendungen  sutassenden 
Rechte  sicherlich  vorsichtiger  ausgefallen. 
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der  nunmehr  souverän  gewordenen  K<tlunien,  allon  voran  die 
von  Virginien.  werden  durch  eine  Bill  oder  Declaration  ot'  Kights 
eiogeleitet,  die  eiuen  kurzgefafsteti  Kodex  aller  rcchtlicbea  An.' 
spräche  des  einaelnen  an  die  Staatsgewalt  eothalten  solP). 

Der  Vorgang  der  VereinigteD  Staaten  hat  sodann  in  Frank- 
reich  bedeutsame  Nachahmung  gefonden.  Die  yiiginische  Bill  of 
Rights  regt  Lafayette  an,  am  11.  Juli  1789  in  der  Konstitaante 
den  Antrag  sa  stellen,  eine  Erklttmng  der  Beehte  zu  erlassen. 
Sie  wird  nach  langen  Debatten,  denen  sahlieiche  Projekte  zn- 
frruiide  lagen,  am  26.  August  1789  als  Erklärung  der  Menschen- 
und  Bürgerrechte  beschlossen.    Ihren  Stttzen  haben  unverkennbar 
die  Bestimmungen  der  ^mierikanischen  Bills  of  Rights  zum  Vorbild 
gedient*).    Sie  wurden  in  die  Verfassung  von  1791  aufgenommen 
und  in   den  beiden  folgenden   französischen  Verfassungen  mit 
Modiiikationen  wiederholt.    Von  den  späteren  französischen  Ver- 
iMsnngen  ist  vor  allem  die  Charte  von  1814,  welche  an  Stelle 
der  allgemeinen  Menschenrechte  knapp  bemessene  Hechte  der 
Fransosen  setzte,  von  Bedeutung  geworden,  da  unter  ihrem  Ein- 
lasse viele  andere  Staaten  derartige  Blirgerrechte  verfassungs- 
ml&ig  anerkannten.    Sodann  hat  die  belgische  Verfassung  von 
1831   eine  viel  weitergehende  Liste  der  Bürgerrechte  aufgestellt, 
die  wiederum  auf  zahlreiche  Verfassungsurkunden  ihre  Wirkung 
geäuCsert  hat.    In  der  konstitutionellen  Bewegung  der  Epoche  von 
1848   bis   1849   in  Deatschland   und   Osterreich  hat  die  Auf* 
Stellung  eines  Katalogs  von  Grundrechten  eine  grofse  Holle  ge- 
spielt.   Sie  gehören  heute  mit  zum  Inventar  der  Verfassnngs- 
urknnden,  unter  denen  allerdings  die  des  Deutschen  Reiches  eine 
Ausnahme  macht. 

Unter  dem  Einflüsse  dieser  verfassungsmKfsigen  Sfttse  ist  die 
Lehre  vom  subjektiven  öffentlichen  Recht  entstanden.  Auf  diesem 
Gebiete  stehen  sich  zwei  scharf  g(>Hchiedene  Gmndansichten 
gegenüber.  Die  eine  fafst  das  subjektive  öffentliche  Recht  seiner 
Struktur  nach  als  dem  Privatrecht  gleichartig  auf  und  läfst  es  nur 
durch  (li<'  Art  der  im  öt^'eutlichen  KeclitsverhUltnis  stehenden 
Personen:  der  Über-  und  Unterorduuug  von  ÜUmt  oder  ötl'ent- 

')  Erkliiruiig  der  Menschen-  und  Bürgerrechte,  S.  \o  tV. 

-■)  Erklärung,  S.  Ö  ff.,  15  ff.;  Esmein,  p.  395,  erwähnt  zwar  die 
amerikanischen  Deklarationen ,  spricht  aber  —  wie  die  Mehrzahl  der 
diesen  Sachverhalt  berfihrenden  Franzosen  —  deren  Vorbildlichkeit  f&r 
Frankrwch  nicht  ausdrQcklich  aus. 
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liebem  Verband  und  einzeluem,  von  dem  auf  Koordination  he- 
ruhenden  PriTatrecht  unterschieden  sein.  Die  andere  leugnet  die 
Existenz  des  subjektiven  öffentlichen  Rechtes  des  einzelnen  nnd 
erblickt  in  dem,  was  gemeiniglich  als  aolchee  beieiclmet  wird, 
nur  den  Seflex  von  SKtien  des  Offsatlieben  Rechtee.  Zwischen 
beiden  Ansichten  gibt  es  manche,  gewöhnlich  anf  Unklarheit  nnd 
Widers})! uch  bernhende  Übergänge*). 

Beide  Ansichten  haben,  wie  es  mit  Extremen  gewöhnlich  der 
Fall  ist,  nicht  das  Kithtige  getroffen.  Die  erste  liat  nicht  er- 
kannt, <la(s  foimal  /^vi^chen  Privat-  nnd  öftciitliclK'ii  Rechten  ein 
Unterschied  «ibwaltet,  die  zweite,  liafs  die  Leugnun^'  d<'r  'itieut- 
lichen  Rechte  die  Möglichkeit  der  Rechtsordnung  und  damit  des 
Staates  in  Frage  stellt. 

Was  zunMchst  den  letsten  Punkt  betrifft^  so  ist  ein  Recht 
nur  möglich  zwischen  Bechtssubjekten.  Bechtssnbjekt  jedoch  ist 
derjenige,  der  in  seinem  Interesse  die  Rechtsordnung  in  Bewegung 
setzen  kann.  Diese  Fähigkeit  ist  aber  dem  einzelnen  znnlchst  aol 
dem  Gebiete  der  Privatrechtspflege  gegeben.  Er  empfkngt  da  nicht 
nur  den  Reflex  staatlicher  Tätigkeit,  wie  bei  der  strafenden  und 
|)<dizeiliohen  Funktion  des  Staates.  Mit  blofsen  Reflexrechten 
gibt  es  keine  Persönlichkeit.  Sulclier  Kt'Hex  kann  auch  dem 
Tiere  zu;:iite  kommen,  wii'  er  zur  Zeit,  als  das  Sklavenrecht 
gemildert  wurde,  dem  römischen  Sklaven  zugute  kam,  der  nichts- 
destoweniger fortdauernd  der  Persönlichkeit  entbehrte.  Die  vom 
Staate  gewährte  individuelle  Fähigkeit  aber,  die  Rechtsordnung 

*)  Über  die  Literatur  vgl.  System  der  subj.  öfF.  Rechte,  S.  8  fl*. 
Von  notieren  Werken  sind  namontlich  zu  erwähnen:  Haenel,  Staats- 
recht, I.  S,  Ü8  fT.,  l")St?".;  Trziit-r,  Hcsprcchuiif^  von  Jellinek,  System 
d.r  subj.  öff.  K.,  in  (irüuhuts  Zeitschr.,  XXI.  1898,  S.  107—25*3;  (). 
May«'r,  I,  S.  104  fi*.;  v.  Stengel,  Die  Verwaltungsgericlitsbarkeit  und 
die  ötientliciien  Rechte,  im  Yerwaltungsarchiv ,  III,  1895,  S.  176  A\ ; 
Longo,  La  teoria  dei  diritti  pubblici  snbbiettivi  e  il  diritto  smministm- 
tivo  italiano,  Palermo  1892;  Santl  Romano,  La  teoria  de!  diritti  pubblici 
snbbiettivi,  in  Orlando,  Primo  trattato  di  diritto  amm.  it.  I,  1900), 
p.  110—220;  Esmoin,  p.  3770'.;  Hauriou,  Prdcis  du  droit  administratif 
<'t  de  droit  public  gi^üöral,  5  ed.  1908,  p,  139ff.;  Grasso,  I  presupposti 
giuridid  del  diritto  costituzionale  «'  il  rapporto  fra  lo  Stato  e  il  cittadino, 
Genova  1S9S,  p.  144  IV.;  Mort  lli.  The  cosa  sono  le  liberta  civili? 
Modrna  1H99:  Majorana,  La  nnzioiie  dcl  diritto  pubblico  gubi'  ttivo. 
lioiiia  19i)4;  liarthelemy.  Es!-ni  d'utic  th^orie  des  droit«  subjectifs 
des  adtnini.-^tres  dans  le  droit  ailniiniätratif  fran9ai8,  1899,  p.  7  ff.; 
Lay  er,  a.  a.  O.  S.  330  ff'. 
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im  eigenen  latoieMe  in  Bewegung  an  setaen,  aehalft,  wie  jede 
begrenate  individuelle,  yom  Beeilte  anerkannte  Maeht,  eine  snb- 
jektive  Bereehtigung.     Daher  gehört  die  PersOnlicbkeit  dem 

öffentlichen  Rechte  zu.  Sie  ist  die  Bedingung  des  Privatreehts 
und  aller  Kechtsordnun^  Überhaupt,  die  demnach  mit  dem  Da«eia 
individiudler  öffentlicher  Keclite  innifj^  verknllj»ft  ist. 

Diese  Rechte  unterscheiden  sich  Jedoch  von  den  IVivatrechten 
wesentlich  dadurch,  dafs  sie  <^ich  anmitt(>]bnr  auf  die  Persönlich- 
keit gründen.  Sie  haben  kein  von  der  Person  venchiedenee 
Objekt  wie  die  PriTAtrechte.  Die  aus  ihnen  entspringenden  Ai»- 
sprUehe,  in  denen  sich  die  praktische  Bedeutung  dieser  Bechte 
erschöpft,  entstammen  direkt  den  Fähigkeiten,  welche  die  Rechts- 
ordnung den  einzelnen  zuerkennt.  Alle  diese  Fähigkeiten  be- 
zeichnen ein  dauerndes  Verlittltnis  des  einzelnen  zum  Staate,  es 
sind  rechtliche  Zustände,  die  auf  ihnen  ruhen,  und  die  den  (irund 
der  einzelnen  pablixistischeo  Ansprüche  bilden.  Joder  öffentlich* 
rechtliche  Anspruch  entspringt  daher  unmittelbar  aus  einer  be- 
stimmten Position  der  Person  tum  Staate,  die,  dem  Vorbild  dei 
antiken  Rechts  entsprechend,  als  ein  Status  beaeichnet  werden 
kaan^). 

Die  Anerkennung  des  einseinen  als  Person  ist  die  Grund- 
lage aller  Rechtsverhältnisse.  Durch  diese  Anerkennung  wird 
aber  der  einzelne  Mitglied  des  Volkes  in  dessen  subjektiver 
Qualität.  Näher  äufsert  sie  sich  darin,  dafs  es  eine  rechtliche 
Zugehörigkeit  zum  Staate  ^^ibt,  die  ehedem  Voraussetzung  alier 
oder  doch  der  meisten  Ansprüche  an  den  Staat  war.  Die  Au- 
•rkonnnng  als  Person  und  als  Staat^glied  ist  die  Basis  für  alle 
dfientiich-rechtlichen  Ansprttche,  die  sich  demzufolge  teilen  in 
solebe,  die  der  Staat  allen  in  seinen  Bereich  gelangenden  Menschen 
gewfthrt  und  solche  ^  die  er  seinen  ihm  dauernd  als  Bürger  an- 
gehörenden vorbehält. 

Die  Oesamtheit  der  Ansprüche  kann  in  drei  grofse  Kategorien 
geteilt  werden,  denen  verschiedene  Positionen  des  Status  der 
Persönlichkeit  entsprechen. 

>)  Da  die  öffentlich-rechtlichen  Ansprflche  nicht  aus  einem  von 
der  Person  getrennten  Objekt  entspringen,  so  wird  ihr  Wesen  durch 
ihre  unmittelbare  Zurfickf&hrung  auf  Positionen  der  Persönlichkeit 
durch  deren  Bezeichnung  als  Status  jedem  Zweifel  entzogen.  Diesen 
Zweek  verfolgt  meine  Einteilung  der  öffentlichen  Rechte  als  Kon- 
sequenzen des  negativen,  positiven  und  aktiven  Status,  sowie  die  Auf- 
ateliung  eines  passiven  Status  der  Persönlichlieit  (S/stem,  S.  76  ff.). 
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1.  Der  einselne  ist,  weil  er  Person  ist,  nur  begrenzter  Ge- 
walt unterworfen.  Die  Unterordnnng  des  Individnvms  nnter  des 
Staat  reicht  nnr  so  weit,  als  das  Recht  es  anordnet.  Jeder 

staatliche  Ansprach  an  den  einzelnen  mnfs  rechtlich  be^rflndet 
sein.  Was  nacli  Abzug  der  rechtlicluMi  KinschrMnknng  für  <lon 
einzelnen  an  Möglic-hkeit  individueller  lietUti^un«^  übrigbleibt 
bibb't  seine  FreibeitsspbÄre.  Diese  Freiheit  ist  aber  nicht  nur 
tatsächlicher  Art,  sondern  vermöge  der  Begrenzung  der  Staatsgewalt 
nnd  der  Anerltennung  der  Persönlichkeit  rechtlich  anerkannt  Der 
ftiktische  Znstand  der  Freiheit,  in  dem  der  anf  sich  seihst  betogeoe 
Mensch  sich  befindet,  wird  dnrch  die  Anerkennung  einer  blofs  he- 
grenxten  Unterwerfung  zu  einem  rechtlich  anerkannten  Zustand. 

Das  Dasein  besonders  drückend  empfundener  Besch rÄnknngen 
des  Individuums  hat  geschit  htiicb  <]ie  Forderung  der  Anerkennung 
bestimmter  Freilieitsreclitt'  hervorgeruft'n.  Keligionszwang  und 
Zensur  hüben  die  Vorstellung  der  Heligions-  und  Prefsfreiheit 
entstehen  lassen,  dureh  polizeiliche  £ingrif!e  und  Verbote  sind 
Hausrecht,  Briefgeheimnisse,  Vereins-  und  Versammlungsrecht  als 
Freiheitsrechte  gefordert  worden  usw.  Nähere  Überiogong  eigibt 
leicht,  dafs  hier  nicht  einselne  Rechte  vorliegen,  sondern  nur 
besonders  anerkannte  Richtungen  der  individuellen  Freiheit,  die 
aber  in  Rieh  einheitlich  ist  nnd  den  vom  Staatsgebot  freien  Zu- 
stand des  Individuums  bezeichnet.  Aus  dieser  l*osition  der 
Persönlichkeit  entspringt  ihr  der  Anspruch  auf  Aufhebung  aller 
die  Freiheit  verletzenden  staatlichen  Verfügungen. 

2.  Im  Mittelpunkte  der  öffentlich-rechtlichen  ADsprttche 
stehen  die  auf  positive  Leistungen  des  Staates  im  individnellen 
Interesse^).  Auf  ihnen  in  erster  Linie  ruht  der  Reehtscharakter 
der  Besiehungen  swischen  Staat  und  Individuum.    Die  Volks- 

1)  AnsprOche  an  den  Staat,  nicht  Macht  Aber  den  Staat,  wie 
O.  Mayer,  I,  S.  100,  ausf&brt  Macht,  d.  h.  Herrschaft,  hat  der  Staat 
fiber  den  einzelnen,  die  Rechtsmacht  des  mnzelnen  hingegen  kann  nur 
in  einem  dem  obligatorischen  des  Zivilrechts  analogen  Anspruch  an 
das  herrschende  Gemeinwesen  bestehen.  Herrschaft  des  einz«dnen  über 
den  Staat  ist  schon  deshalb  unmöglich,  weil  zwei  Persönlichkeiten  sich 
nicht  gegenseitig  beherrschen  können.  Vgl.  auch  Lay  er,  a.  a.  0. 
S  tl'.    In  <i<'r  tranzr»Bi.«i  hen   Ausgabe  seines  Werke«?  (I,  p.  143) 

schränkt  nun  Mayer  seine  Behauptung  dahin  ein,  dafs  nicht  der  Staat 
selbst ,  HondiTn  die  Ausübung  <ler  Staatsgewalt  Objekt  der  öffentlicheB 
Hechte  sei ;  hiernach  be.stelit  kein  wesentlicher  Unterschied  mehl 
zwischen  meiner  und  der  May  ersehen  Lehre. 
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genossen  sind  Keclitsgenossen  vermöge  der  Gemeinsamkeit  des 
ihnen  in  ihrem  individuellen  Interesse  zuteil  werdenden  Rechts- 
schutzes. Den  Richter  im  eigenen  Interesse  in  I^wegung  setzen 
wa  können,  ist  das  wesentlichste  Merkmal  der  Persiinlicbkeit.  Wie 
ttnentwickek  dieser  Kechtsschntx  auch  in  vielen  Staaten  gewesen 
sein  mag,  er  bat  nirgends  gttnsltch  gemangelt  Einen  Staat  oline 
Ctorieht  sncbt  man  in  der  Geschichte  der  Kulturvölker  veigebens. 

Nicht  minder  entspringen  aber  aus  dieser  Position  der  Per- 
sönlichkeit Ansprflche  auf  VerwaltnngstXtigkeit  des  Staates  im 
individuellen  Interesse 

Streng  zu  scheiden  auf  diesom  Gebiete  ist  aber  lieclitsreHex 
vnn  subjektivem  Rechte.  Strafiecht  und  Polizei  sind  licstmiint, 
individuelle  Rechtsgüter  zu  schützen,  dennoch  begründen  sie 
keinen  individnalisierten  Anspruch  des  zu  Schützenden.  Auch  die 
VerwaltnngstHtigkeit  des  Staates  als  im  Gemeinrechte  gettbt, 
kommt  dem  Individuum  sugute.  Was  der  Staat  leistet,  leistet 
er  um  seiner  gegenwMrttgen  oder  zukünftigen  Mitglieder  willen, 
die  daher  Empfänger  seiner  Gkben  sind,  aber  nicht  immer  als 
Berechtigte  empfangen. 

Da  die  Anerkennung  der  gHedllehen  Stellung  des  Individuums 
in  erster  Linie  die  GewKhmn^  dieser  Ansprüche  in  sich  schliefst, 
so  kann  die  Position  der  Persr»iilichkeit,  ans  der  sie  HirfstMi,  ;ils 
der  positive  Zustand  oder  die  staatliclic  Mitgliedst  liafr  bezeichnet 
werden.    Diese  Ansprüche  bezeichnen  das  gerade  Gegenteil  der 

')  Diese  Ansprüche  fallen  tlurchaus  nicht  zusammen  mit  dem  f?e- 
ntrellcn  Recht,  an  den  Wohltaten  des  staatlichen  (ienu-inwescns  teil- 
zunehmen, das  La  band,  I,  S.  140,  aufstellt,  und  «'s  ist  auch  nicht  zu- 
lässig, wie  es  Laband,  a.  a.  ().,  N.  1,  tut,  auf  Grunti  eines  aus  ilem 
Zusamioenhaog  gerissenen  Satzes  meines  Systemä  zu  behaupten,  dafs 
ich  mich  ^nacb  vielen  Umsehweifon^  su  seiner  Lehie  bekenne.  Jeder 
9ffeBtlicb-recbtliebe  Anspmeh  des  einseinen  mufs  sieh  iigendwie  indi- 
vidualisieren lassen»  weil  sonst  jede  MQgUehkeit  fehlt,  ihn  vom  Reflex 
staa^ber  Titigkeit  sn  unterscheiden.  Zu  den  Wohltaten  des  staat- 
lichen Gemeinwesens  zählen  sicherlich  zweckmäTsig  eingerichtete  Zucht- 
häuser. Sie  bd^rdem  die  Bechtssicherheit,  tragen  zur  Besserung  der 
Sträflinge  bei  usw.  Aber  sie  gewähren  nicht  einmal  dem  Verurteilten, 
geschwei^re  jedem  Staatsburger  das  Recht,  an  ihntn  teilznnehmen. 
Ebenso  ist  die  ArnienpHe},^e  eine  öffentliche  Wohltat,  die  in  der  Regel 
den  Unterstützungsbedürftigen  keinen  Anspruch  ^ewälirt.  Flufs- 
korrekturen,  Assanierungen  von  Städten,  ötlentlich  augeordnete  Des- 
infektionen usw.  sind  Wohltaten,  deren  Folgen  der  einzelne  geniefst, 
aber  nicht  als  ein  Recht. 
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vorerwHhnten:  nicht  negatiye  Freiheit  vom  StMiAe,  sondern  posHtf» 

Staatsleistunj^en  sind  ihr  Inhalt.  Sie  bilden  gleichsam  —  im  Verein 
mit  jenen  Keflexwirkungen  —  die  staatliche  Gegenleistung  für 
die  Opfer,  welche  das  Individuum  dem  Staate  zu  bringen  ver* 
pflichtet  ist. 

3.  Staatlicher  Wille  ist  menschlicher  Wille.  Der  Staat  ge- 
winnt  nach  einer  gesetzmäCug  bMtimmten  Ordnung  die  seine 
Funktionen  in  yenehen  berafenen  indiyidnellen  Willen.  Das 
kann  er  in  iwiefmcher  Weite  ton,  durch  Verpflichtoog  nad  Be- 
rechtigung. Die  von  ihm  sn  seinen  Zwecken  yerliehenen  Be- 
rechtigungen begründen  eine  weitere  Position  der  PersSnlichkeit. 
Sie  erfaKlt  dadurch  den  Anspruch,  zur  Ausübung  staatlicher  Tätig- 
keit zugelassen ,  als  Träger  einer  Organstellun^;  aiu-rkannt  zu 
werden.  Dabei  ist,  M-ie  später  dargetan  werden  wird,  individueller 
Anspruch  und  Organtiitigkeit  streng  zu  sondern.  Die  letztere 
eignet  ausschliefslich  dem  Staate,  so  daCs  der  ei-stere  nur  auf  die 
Zulassung  zur  l'ätigkeit  als  Organ  gehen  kann.  Das  gilt  eowoU 
Ton  allen  Ansprüchen  auf  dauernde  OrgAnstellnng,  als  auch  von 
Ansprüchen,  durch  Wahlen  an  der  Bildung  yon  stutlichen  Organen 
teilaunehmen.  Auch  das  Wihlen  seihet  ist  Titigkeit  für  den 
Staat,  also  Oiganhandlung ') ,  so  dab  der  indindnelle  Anspraek 
nur  auf  die  Zulassung  zum  Wahlakte  geht*).   Diese  AnBprflcke 

')  Die  Frage,  ob  das  Wahlrecht  individuelles  Recht  oder  öflHi'nt- 
lichc  Funktion  sei ,  taucht  in  dieser  Form  bereits  in  der  französischen 
Konstituante  auf.  In  der  Sitzung  vom  11.  August  1791  betonen  ßamave 
und  Thouret  seinen  ausschlierslichen  Charakter  als  einer  staatlichen 
Organtatigkf'it ,  vgl.  Es  mein,  p.  217  f.  Später  haben  Royer-Collard, 
Littr»!*,  Fouille  u.  A.  dies  getan,  vgl.  Coutant,  Le  vote  obligatoire, 
Paris  1898,  p.  40  ff .  Für  Amerika  haben  Labouiaje  und  Seaman,  für 
England  J.  St.  Mill  den  ISmktionsehafakter  des  Wahlrechtes  hehaaplet 
(Content,  p.  48  ff.);  fir  Deutschland  ygl.  Jellinek,  System,  8.  151, 
femer  G.  Mejer,  Das  parlamentarische  Wahlrecht,  8.  411  ff^  und  die 
daselbst  G^annten.  Pjf fernen,  L'Electorat  politiqne,  Paris  1908^  p.  7, 
hezeichnet  diese  Lehre  als  die  bereits  herrschende.  Im  heutigen  Frank- 
reich bezeichnet  II  a  u  r  i  on ,  p.  49,  das  Wahlrecht  als  zusammengesetzt  aus 
individuellem  Recht  nnd  ölVentlichor  Funktion  (fonction  sociale).  Das  ent- 
spricht als  praktische  Folgerung  ganz  der  von  mir  entwickelten  Lehre, 
die  das  rechtliehe  Verhältnis  der  beiden  Filemente  des  Wahlrechtes  in  der 
nnf  (4 rund  unserer  heutigen  iUleiitlich-reehtlichen  Anschauungen  einzig 
nio|,'lichen  Weise  konstruiert.  Wer  daw  Wahlrecht  anders  fafst,  kann  es  nur 
mit  gänzlicher  Eliminieruug  eines  seiner  beiden  notwendigen  Elemente  tun. 

*)Laband,  1,8.  807  in  der  Note,  wendet  sick  mit  einer  längeren 
Ausfuhrung  gegen  den  von  mir  behaupteten  Anspruch  auf  Anezkennung, 
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gdiAD  weder  auf  eio  Unterlassen,  noch  auf  ein  Leisten  von  Seiten 
dea  Staates,  sondern  anf  ein  Anerkenntnis  des  Btantes,  llür 
ihn  wirksam  werden  an  kdnnen^).   Sie  heben  die  mit  solehen 

der  den  Kern  des  Wahlreehtes  und  anderer  subjektiver  dflInitUeher 
Beehte  bildet  Dieser  Ansprach  folgt  aber  mit  swingender  Notwendig- 
keit aas  meiner  AufiEusung  des  subjektiven  öffentlichen  Rechtes  als 
anmittelbaren  Aasflnsses  der  Persönlichkeit  selbst.  Will  man  ihn  wider- 
legen .  90  mufs  man  ihm  eine  andere  positive  Theorie  des  subjektiven 
öffentlichen  Rechtes  entgegensetzen.  Da.«»  tut  aber  La  band  nicht,  an 
keiner  Stelle  sj'ines  Werkes  gibt  er  eine  Definition  seinen  Begriffes  des 
subjektiven  üffentlichen  Rechtes,  wie  denn  auch  die  neuere  Literatur 
über  diese  Materie  ganz  ohne  Einfliifs  auf  ihn  geblieben  ist.  Die  An- 
erkennung als  Wälder  (nicht  des  „Rechts  zu  wählen",  wie  Laband 
mir  unterstellt)  bat  als  notwendige  Rechtsfolge  die  Zulassung 
aar  Wahl,  sowie  eine  ganxe  Reihe  anderer  möglicher,  praktisch 
bedeutsamer  Ansprache  (Becht  der  Anfechtung  der  Wahllisten,  der 
Wahlanfechtung),  die  sieh  in  ihniicher  Weise  aus  der  Qualitit  als 
W&hler  efgeben,  wie  dies  s.  B.  mit  sahireichen  AnsprGchen  der  Fall 
ist,  die  unmittelbar  aus  der  Zuerkennung  der  Staatsbfiigereigenschaft 
an  einen  Fremden  entstehen.  Die  Staatsangehörigkeit  wird  aber  wohl 
auch  von  Laband  als  ein  Znstand ,  nicht  als  ein  Recht  aufgefafst 
werden  müssen,  obwohl  er  auch  über  diesen  Punkt  sich  nicht  äufsert. 
Mein  Satz,  das  Wahlrecht  bestehe  keineswegs  in  dem  Recht  zu  wählen, 
i>t  «loch  nicht  mehr  paradox  als  der  Satz,  das  Recht  der  Glaubens- 
freiheit bestehe  keineswegs  in  dem  Rechte  zu  glauben,  was  man  wolle, 
den  Laband  (vgl.  I,  S.  138)  auf  Grund  seiner  Theorie  der  Freiheitsrechte 
gewifs  billigen  wird.  Auch  der  Einwand,  den  O.  Mayer,  I,  S.  114,  N.  21, 
vom  Standpunkte  seiner  Theorie  aus  gegen  meine  Lehre  erhebt,  ist 
unattchhaltig.  Gewi&  handelt  es  sich  bei  Ausfibung  des  Wahlrechtes 
nicht  darum,  einen  Zettel  in  die  Urne  su  legen,  sondern  um  Teilnahme 
an  einem  staatlichen  Emennungsakte.  Nur  hört  die  Indiridualtftti|^eit 
da  anf,  wo  die  in  der  Ernennung  wirkende  Organt&tigkeit  beginnt 
Man  denke  doch  nur  an  eine  Volksabstimmung  über  ein  Gesetz  in  der 
demokratischen  Republik.  Hier  hat  der  einzelne  als  solcher  doch  auch 
nur  den  Anspruch  auf  Abgabe  seiner  Stimme.  Die  Abstimmung  selbst 
ist  aber  zweifellos  nicht  mehr  Individualakt,  sondern  Akt  des  obersten 
Staatsorgans.  Fafst  man  mit  Mayer  solches  Recht  als  ..Macht  über 
die  öffentliche  Gewalt  selbst''  auf,  so  niancrelt  snlcher  Demokratie  über- 
haupt das  oberste  Organ,  „der  Träfr<  v  »l'  r  Staatsgewalt",  wie  es  viele 
bezeichnen,  und  die  Summe  unverbundener,  mit  Macht  über  ein  Nichts 
ausgerüsteter  Individuen  tritt  an  ihre  Stelle. 

')  In  vollster  Klarheit  tritt  das  dort  hervor,  wu,  wie  in  Belgien, 
Wahlpflicht  existiert  Dort  gibt  es  auch  einen  individuellen  Anspruch 
des  Wählers  auf  Zulassung  zur  öffentlichen  Funktion  der  Wahl,  der 
im  Rechtswege  verfolgt  werden  kann.  Der  Wahlakt  selbst  aber  ist 
L.eistung  einer  Öffentlichen,  durch  Strafen  sanktionierten  Dienstpflicht 
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AnspriU  hen  Begabten  aus  der  (iesamtlieit  der  Staatnglieder  heraus 
und  bewirken  dadurch  ein  gesteigertes  Bürgerrecht.  Die  dadurch 
begründete  Position  i8t  der  Zustand  des  AktivbUrgerSy  der  fär 
das  antike  Denken  mit  dem  des  Bürgers  überhaupt  sasammenfiel. 
Kein  Staat  ist  möglich,  in  dem  derartige  Ansprttehe  niemand  n* 
■tttnden.  Hindeetena  einem  —  dem  Herrscher  —  mnls  ein  penSn- 
lieber  Anspruch  auf  die  TrXgerschaft  der  höchsten  Organstellang 
anstehen.  Bei  di^r  Position  ist  der  Zusammenhang  zwischen 
dem  Volke  in  seiner  subjektiven  (Qualität  und  <iffentlicher  Ite- 
rechtigung  am  klarsten  und  einleuclitendsteu.  Die  Staatsgewalt 
mul's  irgendwie  aus  dem  Volke  herv(»rgehen .  d.  h.  ihre  Triiger 
müssen  Mitglieder  der  Volksgemeinde  sein.  So  wenig  wie  aas 
einer  Sklavenherde  —  Sachen  im  Bechtssinne  —  durch  einen  üie 
besitsenden  gemeinsamen  Herrn  Staaten  gebildet  werden,  so  wenig 
ist  dort,  wo  abhftngige  Volksatllmme  aulaerhalb  der  Staatagemeinde 
stehen,  ein  Staat  in  vollem  Sinne  vorbanden.  Der  römische 
Latifundtenbesitser  herrschte  sonveritn  über  seine  Sklaven,  wurde 
aber  trotzdem  nicht  als  Staatsliaupt  betrachtet,  vielmehr  schied 
die  antike  Staatslehre  Horgraltig  die  httusliche  von  der  staailidirn 
Gewalt.  Die  eingeborenen  Stämme  der  afrikanisthen  Schutz- 
gebiete, die  nomadischen  Indianer  Nordamerikas  sind  der  Herr- 
schaft der  sie  umfassenden  Staatsgewalten  unterworfen,  ohne  doch 
Staatsgenossen  zu  sein Von  solchen  dem  Staate  unterworfenen 
und  dennoch  aufserhalb  des  Staates  stehenden  Gruppen  bis  n 
dem  günilicb  auf  der  Gemeinschaft  freier  Menschen  an%ebaaten 
Staate  gibt  es  mannigfache  Übergänge:  beschrllnkte  Staatsgenessen- 
Bchaft  kann  unterworfenen  Völkern  und  zurückgesetzten  Volks» 
klassen  /,iist«*hen.  Die  Staatsgewalt  mufs  aber  aucli,  Überganjis* 
Zeiten  abgerechnet,  auf  der  Vidksüberzeugung  von  ihrer  Recht- 
mäfsigkeit  ruhen,  was  für  jede  «Staatsform^  selbst  die  unumschränkte 
Honarcliie  gilt.  Diese  in  verschiedener  Art  und  Stärke  aus- 
gedrückte Billigung  als  fortdauernde  Bedingung  de«  Staates  in 
seiner  konkreten  Gestaltung  ist  ebenfalls  eine  der  notwendigen 

(vgl.  den  belgischen  code  electoral,  Art.  220  -22:^).  Die  individualisti-»  h»* 
Auffassung  des  Wahlrechtes  steht  der  Erscheinung  der  Wahlpflicht 
ganz  ratlos  gegenüber. 

Letztere  sind  als  Personen ,  aber  nicht  als  Bürger  von  d>'r 
Union  anerkannt.  Vgl.  Rüttiniann,  Das  nordamerikanische  Bundes- 
staatsrecht, verglichen  mit  den  politischen  Einriehtnngen  der 
Schweiz,  1,  1867,  S.  2j  v.  Holst,  a.  a.  0.  S.  75,  bezeichnet  sie  als 
„Mündel". 


Digitized  by  Google 


Dreisehntes  Kap.  Die  recht!,  ätellung  d.  Elemente  des  Staates.  411 

Funktionen  der  Volksgemeinschaft  als  eines  den  Staat  kon- 
Blitaierenden  Elementes. 

Was  im  vorstehenden  von  den  Individuen  gesagt  wurde, 
gilt  aber  «nch,  in  veraehiedenem  Habe,  von  den  Verbttnden 
im  Staate,  soweit  deren  Persttnlicbkeit  in  gröfserem  oder  ge- 
ringerem  Umfange  anerkannt  ist.  Ancb  bei  ibnen  sind  die  ver- 
sebiedenen  Positionen  der  Perstfniicbkeit  und  die  anf  ibnen  ge- 
gründeten Zustünde  zu  untprscheiden.  Nur  modifizieren  sich  Art 
lind  Umfang  der  ihnen  znstohendcn  AnspiiUlie  manni^tach  geniHfs 
ihrer  Xatnr  sowohl  als  ilircn  Zwecken,  wie  denn  auch  d(!r  Unter- 
schied der  j)rivaten  und  der  verscliiedenen  Gattunf^en  ^ifTi-ntlich- 
rechtlicher  Verbünde  fttr  deren  konkrete  ]>nblizi8tische  Rechts- 
stellnng  von  Bedeutung  wird.  Bei  ihnen  allen  aber,  wie  bei  den 
Individuen,  bedeutet  Anerkennung  der  Perstfnlichkeit  angleich 
Ausstattung  mit  einer  Sphäre  subjektiver  llffentlicber  Beebte. 

Von  jeher  anerkannt  ist  die  zweite  Eigenschaft  der  den  Staat 
bildenden  Hensehen  als  Unterworfene  des  Staates,  als  Untertanen, 
eine  Eigenschaft,  die  ja  viel  leichter  in  das  Bewufstsetn  Mit  als 
die  zuerst  erörterte.  Der  einzelne  unterliegt  dem  staatlichen 
Herrschergebote.  Solche  Subjektion  ist  keineswegs  notwendig  mit 
der  Mitgliedscliaft  an  einem  Staate  vcrkiiUpft,  ja  nicht  einmal  an 
die  Voraussetzung  der  Persönlichkeit  gebunden.  Der  Peregrine 
des  alten  römischen,  der  Rechtlose  des  älteren  germanischen 
Beehtes  waren  öffentlicher  Herrschaft  unterworfen,  ohne  dafs  ihre 
Persttnlichkeit  anerkannt  worden  wäre.  Sie  waren  Pflicht*,  nicht 
Bechtssuljekte.  Ebenso  änderten  alle  Grade  der  Unfreiheit,  so 
mannigfaeb  sie  die  Rechtsstellung  des  Individuums  beeinflnfsten, 
so  abgestolt  auch  dadurch  dessen  Pflichten  gegen  das  Gemein- 
Wesen  waren ,  nichts  an  seiner  UnterwerfVnig  unter  die  Normen 
des  Gemeinwesens,  so  dafs  es  doppelter  Gewalt,  der  privaten  seines 
Herrn  und  der  öffentlichen,  unterstand. 

In  dieser  zweiten  Kigeusciiaf't  nun  sind  die  Individuen  und 
die  dem  Staate  eingeordneten  Verbände  Objekt  der  Staatsgewalt. 
Gegenstand  staatlicher  Herrschaft.  Aber  zwischen  jener  Recht-  und 
dieser  PflichtstcIIung  gibt  es  Übergänge.  Es  gibt  Pflichten ,  die 
nicht  auf  dem  Individuum  schlechthin  lasten,  sondern  unmittelbar 
aus  der  Mitgiiedschaft  am  Staate  entspringen,  auf  die  Teilhaber- 
schaft an  dem  Volke  in  subjektiver  Eigenschaft  gegründet  sind. 
Das  sind  jene  Pflichten,  deren  Erfüllung  nicht  nur  ein  Leisten 
an  den  Staat,  sondern  auch  ein  Handeln  ftlr  den  Staat  in  sich 
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Bchliefsen,  wie  miliüiiische  Dienst-,  Geschworenen-,  SchöflFen- 
pflicht,  Howie  die  Pflicht,  dauernde  Ehrenämter  zu  Ubernehmen, 
mit  einem  Worte,  die  öffentliche  Dienstpflicht.  Diesen  Pflichten 
wohnt  nämlich  ein  Moment  höherer  Berechtigung  inne,  das  in 
der  Bhre  zum  AoMlmck  komml^  die  mit  der  PflichterAllliiiig  m- 
knttpft  bt.  So  liegt  in  der  Teilnahme  am  Heere  nnd  Geriehte 
für  die  Dienstpflichtigen  eine  Ehre,  die  sieh  noch  darin  ftnlser^ 
dafs  sie  sor  Strafe  verwirkt  werden  kann. 

Aber  aui'li  auf  den  Gebieten,  wo  der  einzelne  der  Staats- 
gewalt ausschliefslich  als  verpflichtet  gegenübersteht,  ist  dies  Ver- 
hältnis nicht  als  auf  gänzlicher  Trennung  von  Subjekt  nnd  Objekt 
des  Rechten  beruhend  aufzufassen.  Vielmehr  kommt  die  ülinheit 
aller  Elemente  des  Staates  bei  aller  möglichen  Trennung  ihrer 
verschiedenen  Qualitäten  auch  hier  klar  inm  Ausdruck.  Das  er- 
kennt man,  wenn  man  nicht  den  einielnen  Untertan,  sondern 
das  ganse  Volk  in  dieser  Eigenschaft  in  Betracht  lieht.  Beim 
^meinen  kann  die  ünterwerAmg  unter  die  Staatsgewalt  hit  rar 
^nzlichen  Vernichtung'  der  l*ersönlichkeit  in  Form  der  Strafe 
gehen;  soweit  die  reine,  jeden  Momentes  der  Berechtig^ung  bare 
Gehorsamspflicht  reicht,  ist  der  einzelne  nicht  Recht^subjekt.  Es 
gibt  eine  Position  des  Individuums:  der  Zustand  der  Unter- 
werfung, in  dem  es,  der  Persönlichkeit  entldeidet,  blofses  Subjeltt 
TOn  Pflichten  ist 

Anders  aber  erscheint  der  Gehorsam  der  Gesamtheit  der 
Untertanen.  Der  ist  nämlich  das  Komplement  der  Staatsgewalt, 
ohne  welches  sie  nicht  su  existieren  vermag.  Eine  Gewalt,  die 
befiehlt,  ohne  dafs  ihr  gehorcht  würde,  verliert  ihren  Charakter  als 
Uerrsclicrniaclit.  Näher  besehen  ruht  die  ganze  Staatsgewalt  auf 
dem  (ieliorsam  der  Untertanen,  all  ihre  Tätigkeit  ist  verwandelter 
Gehorsam.  Sie  kann  nämlicli  ihre  iTuuktionen  nur  erftillen  durch 
sachliche  und  [Persönliche  Leistungen  der  einseinen  und  der  Ver- 
bände. Nur  durch  diese  kann  sie  existieren,  wollen,  das  Gewollte 
durchsetsen.  Es  gilt  für  Jeden  Staat:  an  dem  Mafse  des  Ge- 
horsams und  der  Pflichterfttllnng  seiner  Bßiglieder  hat  er  sugleicfa 
das  MaTs  seiner  Kraft  und  Stärke. 

Durch  die  Gemeinschaft  des  Rechtes  und  der  Pflichten  sind 
die  Volksgenossen  miteinander  verbunden.  Ihren  objektiven  recht- 
liclien  Ausclriuk  erhält  diese  (Gemeinsamkeit  durch  die  staatliche 
Urj^anisation.  Dnrch  die  einiieitliche  Staatsgewalt  wird  die  Viel- 
heit der  Genossen  zur  Einheit  des  Volkes  susammengefalst.  Diese 
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EuÜMkit  ist  die  des  Staatsvolkes,  der  staatlieh  geeinten  Menge. 
Das  ist  der  Grund,  weshalb  das  Volk  im  Beehtssinne  aulserhalb 
des  Staates  gar  nicht  denkbar,  wie  ja  aneh  das  Gebiet  nnr  im 
Staate  als  dessen  räomlteher  Bereich  mttgltch  ist,  aafserhalb  des 

Staates  gedacht  aber  nichts  als  einen  politisch  bedeutungslosen 
Teil  der  Erdoberfläche  darstrllt.  Solch«'  Erkenntnis  boIemht<«t 
zugleich  die  grofse  Schwierigkeit,  mit  der  diese  prinzipielle 
Untersuchung  ve^uUpft  ist.  Die  einxelnen  Elemente  des  Staates 
bedingen  sichnlmlich  gegenseitig,  und  es  ist  daher  nur  hypothetisch 
möglieh,  eines  yon  ihnen  in  isolieren,  da  jedes  das  andere  sur 
YormnssetKnng  hat.  Aus  dieser  Schwierigkeit  und  der  ungenügenden 
Kinaieht  in  ihr  Dasein  sind  die  grtfCsten  Irrtttmer  in  der  Staats- 
lehre entstanden.  Namentlich  hat  isolierte  Betrachtung  des  Volkes 
stets  dazu  geführt,  es  als  aufserhalb  des  Staates  stehend  an- 
zusehen*), wodurch  eine  adäquate  Kiki'niituis  der  wichtigsten 
staatlichen  Verhältnisse  zur  Unmöglichkeit  wird. 

Was  vom  VerhUltnisse  des  Individuums  zum  Staate  gilt, 
findet  auch  auf  die  Beziehungen  des  einzelnen  zu  den  mit  Imperium 
ausgestatteten  Verbänden  volle  Anwendung.  Alle  Positionen  der 
PenOnliehkeit  kehren  aneh  bei  den  Mitgliedern  dieser  Verbünde 
wieder.  Nihere  Darlegung  dieser  Besiehnogen  ttberschritte  aber 
den  Rahmen  der  allgemeinen  Staatsrechtslehre. 

3.  Die  Staatsgewalt. 

£ine  jede  aus  Mensclien  bestehende  Zweckeinheit  bedarf  einer 
Leitung  durch  einen  Willen.  Dieser  die  gemeinsamen  Zwecke  des 
Verbandes  Tersorgende  Wille,  der  anordnet  und  die  Vollziehung 
seiner  Anordnungen  leitet,  stellt  die  Verbandsgewalt  dar.  Daher 
hat  jeder  noch  so  lose  Verband,  wofern  er  nur  als  eine  von  seinen 
Mitgliedern  ▼ereehiedene  Einheit  erscheint,  seine  ihm  eigentüm- 
liche Gewalt. 

Solcher  Gewalten  *ribt  es  aber  zwei  Arten  :  herrM-hcnd«'  -.iiid 
nicht  herrschende  Gewalten.    Worin  liegt  der  Unterschied  beider  ?  -) 

Die  einfache,  nicht  herrschende  Verbandsgewalt  ist  dadnnh 
charakterisiert,  dals  sie  zwar  Vorschriften  für  die  Verbands- 

*)  Dafs  diese  irrtüuK  r  noch  lieute  iiadiw  irkni.  1».  weist  dir  Literatur 
der  roinanischen  Völker,  woran  iiUerdin^s  die  tenninolo^nsche  (Gleich- 
stellung der  Uegriöe  Staat  und  Nation  in  iiircn  Sprachen  nicht  geringe 
Schuld  trägt. 

')  Vgl.  sum  folgenden  System,  S.  204  ff. 
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mitglieder  erlassen  kann,  aber  nicht  imstande  ist,  die  Befolgnog 
ihrer  Befehle  ans  eigener  Macht,  mit  eigenen  Mitteln  in  enwingen« 
Jedem  nieht  mit  Herrsehermaeht  ansgerttsteten  Verbände  ksaa 
•ich  jedes  Mitglied  jedeneit  entliehen.  80U  es  im  Yerhude 
festgehalten  werden,  oder  soll  es  trots  seines  Anstrittee  ans  den 
Verbände,  deBsen  Satzungen  entsprechend ,  noch  immer  PflichlSB 
gejL^eii  (ieu  Verband  erfüllen,  so  ist  hierzu  die  Ermächti'ruri^'  oder 
das  Gebot  einer  Uber  dem  Verband  stehenden  li#rrsc'hendeu  Macht 
notwendig  Dm  trifit  tUr  alle  uichtherrschenden  Verbände  so, 
nicht  etwa  nur  (Va  jene,  in  die  man  freiwillig  eingetreten  ist. 
Das  aeigt  sich  am  dentlichsten  in  der  Stellung  des  mächtigsteB 
niehtstaatlichen  Verbandes  —  der  katholisehen  Kirehe  —  sa 
seinen  Mitgliedern.  Nach  katholischer  Lehre  begründen  Traft 
nnd  Ordination  einen  eharaeter  indelebilis  des  diese  Sakramente 
Empfangenden.  Wenn  aber  der  Staat  die  UnmKglichkeit  dss 
Austrittes  aus  der  Kirc  he  und  detn  Priesterstande  nicht  sanktioniert, 
so  iV'hlt  der  Kirclu*  jedes  Mittel,  ihren  Normen  gegeniihtr  dem 
aus  ihr  Ausscheidenden  (»der  in  den  Laienstand  ZurUckkebreDden 
Geltung  zu  verschaffen.  So  grofs  die  Macht  der  Kirche  Uber  ihre 
Glieder  ist,  rechtlich  erscheint  sie  heute  nicht  mit  Herrschergewalt 
ansgerttstet,  es  sei  denn,  dab  der  Staat  ihr  seinen  Arm  leiht. 

Soweit  daher  auch  eine  einfache  Verband^gewalt  mit  ihrea 
Befehlen  gehen  mag,  sie  hat  an  dem  sieb  freiwillig  ftigeadea 
Willen  der  Verband  gm  it^rlieder  eine  Orense  ftor  die  Möglichkeit 
selbstUndiger  Durchführung  ihrer  Normen.  Ks  ist  mö^j^lich,  dafs 
»ie  ein  ganzes  System  von  KechtssHtzen  für  ihre  Mitglieder  auf- 
stellt, dafs  sie  in  weitem  Umfange  Strafen  festsetzt:  wer  ^Uh 
Kecht  und  Strafe  nicht  unterwerfen  will,  kann  von  ihr  nicht  daw 
gezwungen  werden.  Die  Mittel,  die  ihr  zur  Sanktioniemog  ilmr 
Vorschriften  an  Qebote  stehen,  sind  blob  disaiplinarer  Art  Ihre 
Gewalt  ist  Dissiplinaigewalt,  nicht  Herrscbeigewalt. 

Solche  Disziplinargewalt  findet  sich  bereits  bei  einer  groTiSB 
Zahl  rein  priyatrechtlicher  Verhültnisse  awischen  EincelpersoDeo, 
Sie  tritt  ttberall  auf.  wo  dauernde  Rechtsverhältnisse  begründet 
werden,   die  nicht  blofs  wirtschaftliche   Leiatuugeu  zum  Inhalt 

>)  Vgl.  B.G.B.  §  39:  Die  Mitglieder  sind  zum  Austritt  aua  den 
Vereine  berechtigt.  —  Dareh  Satsnng  kann  bestimmt  werden,  dsb  der 
Austritt  nur  am  Schlüsse  eines  Gesehiflsjahres  oder  erst  naeb  den 
Ablauf  einer  Kfindignngsfrist  sulMssig  ist;  die  Ründigungsfnst  ksss 
höchstens  swei  Jahre  betragen. 
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haben;  man  denke  onr  an  die  Lehrlinge,  das  Geeinde,  die 
Fabrikarbeiter,  die  Sehifismannsehaft,  deren  Beiiehnngen  sum 
Lehrbenrn,  Dienstgeber,  Schiffer  stets  anch  ein  ethisches  Moment 
haben Znr  Regnlierun^  und  ihrem  Zweck  entsprechenden 

Anfrechterhakung  dieser  Verhältnisse,  mit  eiueiu  Worte  zur  He- 
wabruijg  der  Orduunj^  kann  der  Dienstherr  Verweise  erteilen  uiul 
andere  i>tra(en  festsetzen  und  vollstrecken.  Hier  ist  nun  scheinbar 
ein  sich  durch  eigene  Machtmittel  des  Befehlenden  realisierendes 
Betehlsrechi  gegeben.  Allein  als  letztes  nnd  schwerstes  Dissiplinar- 
mittel  ist  überall,  wo  nicht  staatliche  Macht  hinxntritt|  nur  die 
AnflOsnng  des  persönlichen  YerhUltnisses ,  die  Ansstobnng  ans 
dem  Verbände  gegeben.  Trots  jener  Disztplinaigewalt  kann  der 
ihr  Unterworfene  jederzeit  aus  dem  Verbände  ansseheideu ')  — 
es  sei  denn,  dafs  die  starke  Hand  des  Staates  kraft  Gesetzes  ihn 
im  Vt-rbaudf  festhält  —  und  sich  dadurch  der  Disziplinai-strafc 
entziehen'*);  ferner  hat  der  Verband  selbst  dem  beharrlich  Wider- 
strebenden gegenüber  kein  anderes  aus  eigener  Macht  fliefsendes 
Schntamittel  als  Lösung  des  Baudes,  welches  das  Mitglied  mit  ihm 
▼erknttpft,  voransgesetat,  dafs  dessen  Gebrauch  dem  Verbände 
▼om  Staate  nicht  verwehrt  ist. 

Herrschelgewalt  hingegen  ist  unwiderstehliche  Gewalt,  Herr- 
sehen  heilst  unbedingt  befehlen  und  ElrfÜllnngszwang  ttben 
köuuen  ^j.    Jeder  Macht  kann  sich  der  Uuterworfene  entziehen, 

')  Treffliche  Ausführungen  hierüber  von  Emil  Steinbarh,  Krwerb 
und  Bt-ruf.  1890,  S.  24  ff.,  und  Kechtsgescbälte  der  wirtachaitlichen  Or- 
ganisatioii,  1^97,  S.  l  ff. 

"-')  üntrrordiHing  unt«!r  einen  privaten  Verein  ohne  Austritts>recht 
wäre  Sklaverei.  Vgl.  A.  Leist,  Vereinsherrschaft  und  Vereinsfreiheit 
im  kfinftigen  Beichsreeht,  1899,  S.  IL 

*)  Das  haben  die  neueren  Beamtengesetze  selbst  Ar  die  Staats- 
beamten festgesetzt  Der  Wandel  der  Anschauungen  eines  ganzen 
Jahrhunderts  zeigt  sieh  in  dem  Gegensatz  des  Allg.  Laadrechtes,  Teil  II, 
Tit.  10,  §§  95,  96,  wonach  die  Entlassung  der  Beamten ,  allerding«  nur 
aus  Rück.sicht  auf  das  allgemeine  Beste,  verweigert  werden  kann,  und 
dem  Aeichsbeamtengesetz  vom  21.  Marz  l>'7.'^  s^i^  75  und  10<>,  das  selbst 
dem  in  Disziplinaruntersuchung  boHndliclien  Heatnten  die  Hefu^nis 
gibt,  durch  Niederleguog  des  Amtes  sich  der  Disziplinarstrafe  zu  ent- 
ziehen. 

*)  Der  von  Gerber,  S.  3  f.,  21,  bef^rründeten  Lelire  vom  Herrsehen 
r  als  wesentlichem  Merkmal  der  Staatsgewalt  haben  deren  Gegner  eine 
selbstAndige  Untersuchung  vom  Wesen  der  Herrschergewalt  bisher  nicht 
entgegengestellt. 
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nur  der  HerrscluTinncht  nicht.  Jeder  andere  Verband  kann  aus- 
stofMen,  der  herrseliende  Verband  kann  aus  ur<({)rUnglicher  Macht  im 
Verbände  festhalten.  Nur  bedingter  Austritt  ist  ans  dem  Stsats 
möglich^  nXinlich  am  sich  einem  anderen  sn  unterwerfen.  Den 
Imperium  kann  heute  niemand,  aueh  nicht  der  Heimatlose,  ent- 
fliehen, es  sei  denn,  daCs  er  sieh  in  eine  Wllste  oder  in  die 
Nähe  der  Pole  flttchte.  Nur  solchergestalt  willigt  heute  der  Staat 
in  die  Lösung  des  Bandes  zwischen  ihm  und  dem  Mitglied,  Aber 
immer  setzt  er  eine  solche  Fähigkeit  der  Ausbtlrgerung  «»der  Au^- 
wnnderunfT  durch  seine  Rechtsordnunj^  fest,  stellt  die  Bedin^run^en 
auf,  unter  denen  er  sie  gewUhrt  oder  verweigert*).  Der  Antrag, 
aus  dem  Staate  ausautreten  odeTy  wo  ein  solcher  nicht  erforderlich, 
die  Erklärung,  aus  dem  Staate  scheiden  zu  wollen,  entledigt  aber 
den  Austretenden  nicht  seiner  aus  dem  Torlftufig  fortdanemdM 
nnd  durch  seinen  einseitigen  Akt  nicht  aufhehharen  Untertanen- 
Verhältnis  fließenden  Pflichten,  s.  B.  hereits  verwirkte  Strafen  n 
verbtlfsen,  und  nimmt  dem  Staate  nicht  seinen  ErfHllmi/^szwanj;  Eni 
wenn  er  allen  seinen  bereits  zu  Recht  bestehenden  Verpflichtungen, 
namentlich  der  \Velirj)flicht,  Genüge  geleistet  hat,  läfst  der  Su*t 
den  Austrittsberechtigteu  wegziehen. 

Die  mit  solcher  Macht  ausgerttstete  Gewalt  ist  Hemcbei^ 
gewalt  und  damit  Staat^walt.  Herrschen  ist  das  Kriterium,  das 
die  Staat^ewalt  von  allen  anderen  Gewalten  unterscheidet  Wo 
daher  Herrschergewalt  bei  einem  dem  Staate  eingegliederten  Ver- 
bände oder  einem  In<lividunm  zu  finden  ist,  da  stammt  sie  aus 
der  iStaats^n'wait ,  ist,  selbst  wenn  sie  zum  eigenen  Kecht»*  de« 
Verbandes  gewürdeu  ist,  nicht  ursprüngliche,  sondern  abgeleitete 
Gewalt 

')  Niemals  rcidit,  wie  bei  dem  Austritt  aus  einem  privaten  Ver- 
bände, eine  blofse  Willenserklärung  ?:nr  Ausbürgerung  ans.  Entweder 
ist  Vcrlt«{rnnfj  dfs  \Voliii'<itzes  aufserhalb  des  Staatsg<'))i»"tes  zu  ihrer 
Pi  rft'ktion  not weiidi^^,  oder  sie  tritt  ungewollt  als  Folge  anderer  recht* 
lieber  Tatsaeheii  ein. 

»)  Vgl.  dir  System,  S.  270,  N.  1,  genannten  Schriftsteller;  ferner 
Haencl,  StK.,  I,  S.  800.  Br.  Schmidt,  a.  a.  0.  S.  65  ff.,  konstatiert 
die  nnbesweifelte  Tatsache,  dafs  auch  der  nichtstaatliche  Yerbsad 
Herrschermacht  übt,  beweist  aber  so  wenig  wie  andere  Autorsn  die 
Originarit&t  dieses  Zwangsmittels  für  das  heutige  Recht  Das  oiighiire 
Herrschaflsrecht  der  Verbünde  ist  heute  nichts  anderes  als  eine  Fomi 
der  Selbsthilfe,  die  der  moderne  Staat  grundsätzlich  untersagt  und  nur 
ausnahmsweise  dort  anerkennt,  wo  er  sie  ausdrücklich  gestattet  hat  Asek 
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Dieser  8atz  entspricht  den  Verhältnissen  des  modernen 
Staates.  Vor  der  Konsolidierung  der  Staaten  seit  dem  Beginn  der 
neueren  Zeit  hat  er  nicht  gegolten.  Er  ist  eine  historische,  keine 
absolute  Kategorie  fUr  die  Beurteilang  herrschaftlicher  Verbünde 
llbeihjuipt.  Im  Mittelalter  gab  es  sahlreiche  Verbände  nichtstaat- 
fieker  Art,  die  in  gH^Iserem  oder  geringerem  Umfange  Herrschaft 
ab  ein  ihnen  nreprttnglich  tnkommendeB  Recht  ausflbten^  nnd 
swar  Bclbst  dann,  wenn  es  geschichtlich  vordem  ans  der  Sphlre 
des  Staates  in  die  des  nichtstaatlichen  Verbandes  hinttbergoglitten 
war.  Vor  allem  hatte  die  Kirche  selbstKndige ,  ihr  nicht  vom 
Staate  zugewiesene  Herrschermacht,  die  sie  oft  mit-  dem  ge- 
waltigsten Erfolge  gegen  den  Staat  ausübte.  Aber  auch  zahl- 
reiche weltliche  Verbände  sowie  tVudalherren  ilbten  Herrschaft 
aas,  die  sie  als  ihre  eigene,  nicht  vom  Staate  geliehene  be- 
trachteten, oder  die  zu  der  vom  Staate  geliehenen  als  selbständige^ 
ihrer  Substanz  nach  nicht  in  der  Staatsgewalt  enthaltene  binankam. 
Schon  ans  diesem  Gmnde  ist  es  auch  kaum  möglich,  mit  unseren 
■odemen  staatsrechtlichen  Begriffen  ftlr  diese  politische  Welt 
aeharf  die  Qrense  swischen  Staat  und  nichtstaatlichem  Verband 
sn  liehen. 

Mit  dem  Erstarken  der  Staatsgewalt  aber  im  Kampfe  mit 

den  sie  einengenden  und  bestreitenden  Mächten  beginnt  sie  die 
selbständige  oder  selbständig  gewordene  Gewalt  aller  dem  Staate 
eingeordneten  (»lieder  aufzusaugen  und  dadurch  deren  Unter- 
ordnung unter  ihre  Macht  zu  bewähren  und  zu  vollenden.  Der 
Stsat  wird  der  grofse  Leviathan,  der  alle  öffentliche  flacht  in 
aeh  Teischlingt.  Selbst  da,  wo  er  sie  ttuCBerlich  bestehen  läbty 
eiginet  er  sie  sich  dennoch  in  der  Form  an,  dab  er  sich  als  ur- 
sprtnglicher  Eigner  der  unteigeordneteni  wenn  auch  ihm  gegen- 
ttberxelatiy  nnabhüngigen  ICacht  setzt  Das  zeigt  sich  darin,  dafs  er 
neh  das  Becht  sumibt,  Uber  alle  Herrschergewalt  auf  seinem 
Gebiete  dnrch  sein  Gesetz  zn  disponieren.  Der  moderne  Staat 
erkennt  zwar  jedem  Individuum  und  jedem  Verbände  ein  ge- 
f»etzlich  begrenztes  Gebiet  der  Freiheit  von  seiner  Gewalt  zu.  ein 
selbständiges  Herrschai tsrecht  jedoch,  das  ihm  als  uuUbersteiglicbe 

»U8  der  längeren  Polemik  vun  l'reufs,  Städt.  Amtsnuht,  S.  132  ff., 
gegen  die  im  Text  vertretene  Lehre  erfährt  mau  nichts  vou  irgcndeiuem 
der  heatigen  Gteeinde  zustehenden  Herrscherrecht  niehtstaaüiehen 
Unpnmgs.  Darauf  allein  kommt  es  aber  in  dieser  Frage  an:  die 
lustofisehe  Wirklichkeit,  nicht  die  dialektische  Möglichkeit  aafzuweisen. 
i«llftt«k.  Dm  BMht  dfs  VMAmnum  Staatat.  I.  2.  Aofl.  27 
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Schranke  gegenüberstände ,  vermag  er  zufolge  seiues  We!>eiis 
nicht  anzuerkennen.  Die  entgegengesetzte  Ansicht  ist  mit  dem 
modernen  Staatsgedanken  nnvereinbar  und  findet  deshalb  aneh 
an  den  Tatsaehen  keine  StUtae,  sie  vermag  nnter  den  Befogninea 
der  nichtstaatlichen  VerbKnde  keine  einsige  nachsaweisen ,  die 
ihrer  Natur  nach  ein  nichtstaatliches  Herrschaftsrecht  darstellt 
Sie  ist  daher  keine  die  Realität  der  Rechtsverhältnisse  erklärende 
Lehre,  sondern  auf  Umscliat^'unji:  der  Wirklichkeit  gerichtet,  indem 
sie  lustitutionen ,  die  dem  Gedankenkreise  der  mittelalterlichen 
Welt  entlehnt  sind,  wieder  hervorzaubern  möchte.  Es  ist  eine 
Theorie  der  politischen  fiomantik,  die  um  so  weniger  auf  Yer« 
wirklichnng  rechnen  kann,  ab  der  SatS|  dafs  der  Staat  der 
Depositar  der  gansen  Herrschelgewalt  sei,  Besultat  der  gesamten 
neueren  geschichtlichen  Ehitwicklung  ist  und  praktisch  sich  da- 
durch bewährt,  dafo  überall  der  Staat  durch  sein  (Peseta  den  ihm 
unterworfenen  Verbänden  Herrsihaftsrechte  gewährt  oder  entzieht 
Die  naturrechtliche  Lehre  vom  ponvoir  municipal,  die  als  (iegen- 
strömung  gegen  das  zentralistisch-absolute  Regime  in  Frankreich 
im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  entstand,  um  in  der  französischen 
Bevolution  eine  kurze  Herrschaft  zu  feiern,  deren  Nachwirkung 
später  in  der  konstitutionellen  Theorie  des  deutschen  Natnrrechtes 
sichtbar  wurde,  hat  die  Tatsache  der  allseitigen  UnterwerfuQg  der 
Kommunen  unter  das  Staat^gesets  nirgends  su  ändern  vermocht'). 

Der  Sats  y  dafs  nur  dem  Staate  primär  Herrseheigewalt 
stehe  ,  ist  aber  nicht  etwa  nur  das  Resultat  der  absolntistisebeB 
Entwicklung  des  Kontinents  vom  16. — 18.  Jahrhundert.  Er  findet 
tieine  Bestütigun^  ebensosehr  in  den  staatlichen  Verhältnissen 
Englands  und  der  Vereinigten  Staaten,  wo  ja  germanische  Rechts- 
gedanken  in  viel  gröfserer  Reinheit  erhalten  bleiben  konnten  sl» 
in  den  von  der  romanistischen  Staatslehre  durchweg  in  größerem 
oder  geringerem  Umfange  beeinflufsten  kontinentalen  Staaten. 
Alles  den  englischen  Kommunalverbänden  oder  anderen  Korpora- 
tionen innewohnende  Imperium  ist  nach  einstimmiger  Ansicht  der 
dortigen  Juristen  aus  der  Machtftllle  des  Staates  delegiert'). 
Jeder  Akt  der  Herrschergewalt  ist  dort  ein  Akt  der  «Stautsgewalt^ 

>)  Vgl.  System,  8.  2ü4ff.;  Uatschek,  Die  Selbstverwaltimg  in 
politischer  und  juristischer  Bedeutung  (Jellinek-Mey er,  Abbsad« 
lungen,  II,  1),  1898,  S.  84  ff. 

*}  Vgl.  Hatsehek,  Selbstverwaltung,  S.  20 ff. ;  femer  Engl.  Ststti- 
recht,  I,  8.  41  ff. 
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die  englische  Selbstverwaltnug  nichts  als  ,|die  örtlich  tätige  Staats* 
gewalt''.  Genau  so  verhKlt  es  «ich  aber  mit  Amerika.  Trotsdem 
dort  sich  erst  einselne  gemeindetthnliche  Niederlassungen  bildeten, 
aas  denen  die  späteren  Staaten  henrorwuebsen,  mbt  doch  alles 
Recht  der  amerikanischen  Gemeindeverbände  auf  Zugeständnissen 
der  Staatsgesetze,  die  viel  weniger  gewUlireii  als  mauelu'  des 
europUischeu  Kontinentes,  was  allerdings  mit  der  ganzen  eigen- 
tümlichen Gestaltung  der  Ötaatsverwaltoug  in  den  Staaten  eng* 
Üfichen  Ursprungs  zusammenhängt^). 

Der  das  Gemeinwesen  leitende  und  seine  Zwecke  versorgende. 
Wille  kann  in  primitiven  Verhältnissen  oder  während  staatlicher 
Erschtttterungen  den  Charakter  einer  rein  faktischen  Gewalt 
haben 9  in  entwickelten  Staatswesen  jedoch,  unter  normalen  Ver- 
hältnissen, trägt  er  stets  das  Merkmal  einer  rechtlichen  Gewalt 
an  sich.  Da  er  auf  die  Dauer  nicht  durch  Kinzelbefehle,  sondern 
nur  nacli  festen  Kegeln  zu  wirken  vermag,  da  er  fester  In- 
stitutionen bedarf,  um  sich  mit  ^Sicherheit  durchzusetzen,  so  liegen 
seiner  Tätigkeit  dauernde,  feste^  von  den  einzelnen  Personen 
unabhängige  Willensvorhältnisse  zugrunde.  Solche  durch  feste 
Regeln  geordnete  Willensverhältnisse  sind  aber  Bechtsverhältnisse. 
So  ist  denn  im  Begriffe  der  Staatsgewalt  schon  der  der  recht- 
lichen Ordnung  enthalten.  Daher  ist  die  Staatsgewalt  in  ihrer 
Organisation  und  ihren  Beziehungen  zu  ihren  Objekten  der 
Gegenstand  des  Staatsrechtes.  Alles  Staatsrecht  ist  Lehre  von 
der  Staatsgewalt,  ihren  Organen,  ihren  l^unktionen,  ihren  Grenzen, 
ihren  Kechten,  ihren  Ptiichteu. 

Darum  ist  eine  vollendete  Kenntnis  des  Staates  ohne  Kenntnis 
seinem  Kt'chtes  unmöglich.  Unwissenschaftliche  Einseitigkeit  wäre 
es,  den  Staat  nur  unter  dem  Gesichtspunkte  des  Hechtes  zu  be* 
traehteuy  alle  Staatswissenschaft  (Ur  eine  juristische  Disziplin  zu 
erklären.  Allein  noch  unwissenschaftlicher  ist  eine  das  rechUiche 
£lement  des  Staates  vernachlässigende  Staatslehre,  die  mit  histo- 
rischer, politischer,  soziologischer  Methode  das  Ganze  des  Staates 
erfassen  zu  können  vermeint. 

Fafst  man  die  verstehenden  Enirterungm  mit  den  oben  ge- 
pflogenen Untersuchungen  Uber  die  Natur  des  Staates  zusammen, 
so  ergibt  sich  nunmehr  die  tiefere  begrUnduug  des  Satzes,  dafs 

')  Vgl.  V.  Holst,  a.  a.  O.  S.  174;  Cooley,  The  Constitutional 
Lilmitations,  p.  223  ff.  Vgl.  auch  unten  Kap.  XIX. 

27* 
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der  Staat  seiner  reehtliehen  Seite  nach  die  mit  nnprttngliclier 
Herrschermacht  aosgerttstete  Körperschaft  eines  setshalten  Volkes  wL 
Diese  Definition  aber  gibt  an  einer  FttUe  weiterer  Probleise 
Anlafs. 

Vor  allem  erhebt  sich  die  Frage  nach  den  Eigenschaften 
der  Staatsgewalt,  iiacli  drn  Merkmalen,  die  sicher  herrschende 
von  nichtherrsclienden,  also  staatliche  von  nichtstaatlichen  Gewalten 
scheiden.  Woran  erkennt  man,  ob  ein  mit  Uerrschermscht  be- 
gabter Verband  nrsprUngiiches  oder  abgeleitetes  ^  eigenes  oder 
fremdes  Recht  ansttbt?  Was  sind  die  Grensen  des  Staatsbegriffes? 
Sind  Staat  und  Nichtstaat  derart  voneinander  geschieden ,  dib  | 
Zwischenstufen  gar  nicht  mOglieh  sind  ?  Gibt  es  mehren  Arten 
▼on  Staaten ,  oder  dnidet  der  Staatsbegriff  keine  wie  immer  ge- 
artete Zweinng? 

Hier    tritt    nns    zunächst    die    bedeutsame    Lehre  von  der  ^ 
Souverünetilt  des  Staates  «'nt«!:egen :  was  ist  Souveränetilt?  Ist  sie 
ein  notwendiges  Merkmal  der  Staatsgewalt? 

Sodann  die  Lehre  von  der  Unteilbarkeit  der  Staatsgewalt 
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Die  Eigenschaften  der  Staatsgewalt. 
I.  Die  SoKver&aet&t 

1.  Geschichte  des  Souveritiietätsbegriffes. 

.Bei  keinem  der  staatsrechtUchen  Grunübegrüe  Int  Eifoncboog 
seiDer  geechichtlichen  EDtwieklnng  mehr  not  als  bei  dem  der 
8oa?eilnetit.  Aber  nicht  etwa  handelt  ea  flieh  hier  um  die 
Litfliaturgeflchichte  des  SonTerinetVtsbegriffiBs,  nm  die  Kenntnis 
▼OD  den  Terschiedenen  Nnaneen,  die  er  bei  den  einsefaiea  Schrift- 
Btellern  empfangen  hat  Die  folgende  Darstellung  wird  lehren, 
dafs.  es  sich  in  erster  Linie  um  die  Erkenntnis  der  historisch- 
politischen Verhältnisse  handelt,  aus  denen  er  sich  entwickelt 
hat.  Souverftuetät  ist  ihrem  geschichtlichen  Ursprünge  nach  eine 
politische  Vorstellung,  die  sich  später  zu  einer  juristischen  ver- 
dichtet hat.  Nicht  weltfremde  Gelehrte  haben  sie  in  ihrer  Stadler- 

')  Zur  Dogmen^cschichte  des  Souvoränotätshegriffes  vgl.  Hancke; 
Boiiin.  Eine  Studie  über  den  Begriff  der  Souveränetät,  1894  (in  (Jierke, 
Unter.HUchungen  zur  deutschen  Staats-  und  Kechtsgescliiclite ,  47); 
Land  manu,  Der  Souveräuetätsbegriff  bei  deu  franzüsischeu  Theore- 
t&em,  1896 ;  Dock,  Der  Sonver&net&tsbegriff  von  Bodin  bis  zu 
Friedridi  dem  Groben,  1887;  Dock,  Revdation  und  Restauration  fiber 
die  Sonveriaetät,  1900;  Behm,  Geschichte,  S.  192  ff;  AUg.  Staatslehre, 
B,  40  ff.;  Herriam,  History  of  the  theoiy  of  Sovereignty'  sinee  Roosseaa, 
New  York  1900;  Bryce,  Stndies  in  History  and  Jurisprudence,  Oxford 
1901,  II,  p.  49  ff.  (der  Vorletzte  mit  gründlichster,  der  Letzte  ohne  alle 
Kenntnis  der  neueren  deutschen  Lehren).  Von  einer  „Entwicklung^  ist 
»Q  aer  Literärgescbichte  der  Souveränetät  zwar  oft  die  Rodo,  aber 
trotzdem  für  ganze  Epochen  wenig  zu  spüren.  Vielmehr  dreht  sich 
\iAVih^  die  Theori»'  im  Kreise,  so  dn(>*  die  Irrtümer  des  16.  Jahr- 
hundert.s  noch  bei  vielen  Schriftstelieru  der  Gegenwart  deutlich  wahr- 
zanelunen  sind. 
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Stube  entdeckt y  gewaltige  Mächte,  deren  Kampf  den  Inhalt  Ton 
Jahrhunderten  bildet,  haben  sie  ins  Dasein  gerufen.  Dieser  ge- 
schichtliche Prozels  ist  bis  jetst  noch  nirgends  eingehend  geschildert 
worden.    Im  folgenden  soll  er  in  grofsen  Zügen  geseichnet  werden. 

1.  Da»  auszeichnende  Merkmal  des  Staates,  das  ihn  von 
allen  aiicUicn  Arten  menschlicher  (4cnieinschaft  iinterschoidet, 
•  bildet  nach  Aristoteles  die  A  u  t  a  r  k  i  e  M.  Dieser  antik»' 
Begriti  aber  hat  mit  dem  moderueu  der  Sonveränetiit  nicht  die 
geringste  Verwandtschaft.  Selbstgenllgsamkeit  bezeichnet  fttr  die 
antike  Staatslehre  jene  Eigenschaft  des  Staates,  vennGge  deren 
das  menschliche  Ergünsungsstreben  in  ihm  cur  Tollsten  Be- 
friedigung gelangt  Der  Staat  mufs  daher  so  geartet  seio,  dab 
er  einer  anderen  ihn  ergänsenden  Gemeinschaft  seiner  Nator 
nach  nicht  bedarf;  keineswegs  widerspricht  es  aber  seinem  Wesen, 
wenn  er  tatsächlich  sich  in  einer  oder  der  anderen  1^'ziehung 
von  einem  anderen  ( ieineinwesen  abhUn^ip^  findet.  Nur  mufs  ihm 
die  Möglichkeit  innewohnen,  unabhängig  von  diesem  tibergeordneten 
Staate  existieren  zu  können,  der  also  keine  notwendige  Bedingung 
seines  Daseins  bilden  darf  Nur  fttr  den  idealen  Staat  fordert 
Aristoteles  nicht  nur  potentielle,  sondern  aucb  aktuelle' Un- 
abhttngigkeit  nach  aufsen,  die  aber  nicht  etwa  in  seinem  Wesen 
als  höchster  Gewalt,  sondern  in  dem  ihm  innewohnenden  Zustand 
der  Selbstbefriedigung  aller  seiner  Bedürfnisse  begründet  ist*). 

Aus  dem  Hegritfe  der  Autarkie  ergeben  sich  daher  gar  keine 
Folgerungen  Uber  die  gegenseitigen  Verhältnisse  der  empirischen 

')  Ttolt?,  —  ndarjg  f}(OLOa  n^oag  ri-i;  «rr«(>xf <'nf .    Pol.  I.  1252b,  28ff. 

')  /")  yf'Q  df^vvdrov  ij  Tioktv  i"{tov  (ivai  xakfiv  rij»'  (/iKlfi  J<M* 

ktiv  nvtüfjxfji  yttQ  fi  noXtSj  to  iovlop  oiht  aßraffMts*  Pol.  IV,  1291a,  9  £ 
Glerade  die  Stellung  Griechenlands  seit  der  Schlacht  von  Chlrones  bitte 
Aristoteles  zu  einer  ganz  anderen  Anschauung  über  das  Wesen  der  PoUs 
bringen  mfissen,  wenn  er  rechtliche  und  faktische  Unabhingigkdt  slf 
wesentliches  Merkmal  des  Staates  angesehen  hfttte.  Mit  dem  Sstze 
aber,  dafs  die  Polis  von  Natur  aus  nicht  zur  Abh&ngigkeit  bestimmt  ist, 
konnten  sich  faktische  Abhängigkeitsverhältnisse  wohl  vertragen. 

«)  V{;1.  Pol.  VII,  1826b.  Die  Hevölkerung  des  besten  StaatP?  soll 
80  grol«  sein,  als  die  Autarkie  es  erfordert,  und  das  Land  «oll  iUe 
nötifj^'n  P'rx.engnissc  seH)«t  hervorbringen:  .,t6  ynQ  nüvrct  t',70(»/f  >' xai 
Afi'aihd  ur^t)tvüi  «er«(>xfi".  also  sittliche  und  r)kononiische,  nicht  recht- 
liche Unabhängigkeit  besitzen.  Vj^d.  auch  R  e  h  m ,  Geschichte  der 
Staatsrechtslehre,  S.  91  ff.,  der  überzeugend  nachgewiesen  hat,  dafsden» 
Aristotelischen  StaatsbegriflPe  Abhängigkeitsrerli&ltmsse  durehans  niebt 
widersprechen. 
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dtaateu,  Uber  den  Umfang  der  Herrschnftsbefugnisse  ^  die  ihnen 
nach  innen  zuitehen.  Die  Autarkie  ist  keine  rechtliche,  sondern 
eine  ethieche  Kategorie ,  indem  sie  die  Grnndbedingung  ist,  von 
weleber  die  ErAlllnng  des  Staatssweekes,  die  Herrorbringnng  des 
il  LiVf  des  vollkommenen  Lebens  abhängt. 

Dieser  Begriff  wnraelt  tief  in  der  hellenischen  Welt>  und 
Leboisanschauung  und  kann  nur  ans  ihr  heraus  be^iffen  werden. 
Es  ist  die  antikr  7c6hg ,  welche  die  sittliche  Möj^lichkeit  besitzt, 
"iich  von  der  übrig-en  Welt  abzuschliefsen ,  da  sie  allefi  in  sieh 
birgt,  was  nicht  nur  des  Lebens  Notdurft  befriedigt,  sondern  es 
auch  den  Menschen  wert  und  teuer  macht.  Die  Polis  bedarf 
nicht  der  barbarischen  Welt,  ja  nicht  einmal  drr  griechischen 
Schwestersttldte,  nm  ihre  Aufgabe  zn  erfüllen.  In  keiner  Weise 
aber  gibt  der  Begriff  der  Autarkie  Auskunft  Uber  die  freie  Be- 
stimmung des  Staates  über  sein  Tun  und  Lassen,  Uber  sein 
Becht  und  seine  Verwaltung,  Uber  seine  innere  und  äulsere  Politik. 

Das  wird  nns  klar,  wenn  wir  die  Fassung  dieses  Begriffes  bei 
den  Kynikern  und  später  in  der  Stoa  verfolgen ,  wo  er  zum 
wesentlichen  Merkmal  des  idealen  Individuums,  des  Weis«'n 
wir(P),  Das  Höchste,  wonach  der  Kyniker  und  Stoiker  streben 
soll,  ist  die  Autarkie,  die  nur  die  Tugend  gewährt,  deren  Besitz 
ihn  von  allem  Äufseren  derart  unabhängig  stellt,  da£s  er  die 
Möglichkeit  rigoroser  Erfüllung  der  ethischen  Norm  gewinnt. 
Damus  haben  zwar  die  Kyniker  die  Unverbindlichkeit  der  Staats- 
oidauDg  für  den  Weisen  gefolgert'),  die  Stoiker  hingegen  haben 
keineswegs  die  Xufsere,  rechtliche  Unabhängigkeit  vom  Staate 
gefordert').  Der  Stoiker  soll  am  Staatsleben  teilnehmen;  nur 
wenn  er  durch  ftufsere  Mächte  gehindert  wird,  das  höchste  Ziel 
m  erreichen,  wenn  ein  äufseres  Gebot  ihm  Unwürdiges  zumutet, 

Beitie  Selmlen  erklären  üboreinstiniineud  die  Autarkie  der  Tugend 
genflgend  für  die  Erreichung  der  Eudämonie.  Diog.  Laert.,  VI,  11,  VII,  t)5. 
Uber  die  kynische  Autarkie  vgl.  Kaerst,  a.  a.  0.  S.  29ff.  Die  stoische 
Autarkie  zeichnet  treffend  Hildenbrand,  a.  a.  0.  8.  507 ff. 

<)  Ob  wohl  nicht  die  berfihmte  Alternative,  die  Aristoteles  f&r  die 
stellt,  welche  sich  nicht  am  Staate  beteiligen  wegen  ihres  Unvermögens, 
sn  einer  Gemeinschaft  teilzunehmen  oder  wegen  ihrer  Autarkie :  Tier 
oder  Gott,  eine  ironische  Spitze  gegen  die  Kyniker  in  sich  birgt? 

»)  Wenn  auch  der  Staat  der  Stoa  keine  Bedingung;  der  Eudämonie 
ist,  so  schreibt  sie  doch  anderseits  auch  ihrem  idealen  Weltstaiite 
Autarkie  zu,  so  dafs  neben  die  Selbstgenügsamkeit  des  Weisen  die  des 
Kosmos  tritt.   Vgl.  Kaerst,  a.  a.  O.  S.  76. 
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kann  er  sich  ihm  dadurch  entziehen,  dafs  er  freiwillig  aus  dem 
Leben  scheidet.  Der  selha^penOgsame  Weise  der  Stoa  ist  du 
gerade  Gegenstück  des  sonyerttnen  Indi^idnuinSy  wie  es  moderne 
Fessellosigkeit  va  seiebDen  beliebt 

Dafs  das  Mittelalter  unter  dem  Einflüsse  der  nngebeora 
AotoritXt  des  Aristoteles  die  Lebre  vom  Staate  als  der  per- 
fecta coniinnnitas  unbesehen  aufnahm  ist  in  dem  ganzen  wissen' 
schaftlichen  Geist  dieser  Epoche  begründet.  Der  Zauber  antiker 
BegriftHbestiinniungen  beherrschte  a])er  auch  moderne  Geister 
häufig  selbst  da,  wo  sie  schöpferisch  vorgingen.  Das  zeigt  sich 
auch  bei  Hugo  Grotius,  bei  dem  ja  der  Hinweis  auf  ein  klassisches 
Zitat  nicbt  selten  die  Stelle  eines  Beweises  Tertritt.  In  seiner 
Definition  des  Staates  tritt  ein  balbes  Jabrbnudert  naeb  Bodin 
die  Antarkie  von  neuem  ab  wesentliebes  Merkmal  anf.  Der 
coetus  perfeetns  liberomm  bominnm ')  ist  niebts  anderes  als  die 
moiKtavla  en/faQ%rig  des  Aristoteles.  Nach  innerer  Vereinigung 
der  Autarkie  mit  der  neuen  SouverKnetätslehre ,  dio  doch  durch 
Grotius  wesciitliche  Förderung  erfahren  hat.  forscht  man  aber 
bei  ihm  vergebens.  Und  gerade  der  Begründer  der  wissenschaft- 
lichen Theorie  des  Völkerrechtes  hätte  allen  Anlafs  gehabt,  sich 
die  Frage  vorzulegen  y  ob  die  klassische  BegrifliBbestimmnog  des 
Staates  mit  der  Anerkennung  eines  Völkerrechtes  nnd  der  es  be- 
dingenden Staatengemeinschaft  vereinbar  sei.  Wenn  der  aotar- 
kische  Staat  die  höchste  Erscheinungsform  des  politischen  Daseins 
ist^  dann  ist  ftlr  den  so  gearteten  Staat  swar  Abwehr  fremder 
Stiaten  möglich,  aber  kein  dauernder  friedlicher,  auf  Kultur- 
entwicklung gericliteter  Verkclir  mit  anderen  staatlichen  (Tcmein- 
w^esen.  Denn  aller  Verkehr  berulit  mit  psychologischer  Not- 
wendigkeit auf  dem  durch  ökonomische  und  geistige  Bedürfnisse 
in  Bewegung  gesetsten  Ergäuzungsstreben,  von  dem  die  antike 
Lehre  doch  behauptet  hatte,  daüs  es  im  Staate  seine  absolute  Be- 
ruhigung finde. 

Es  darf  nicbt  wundernehmen,  wenn  auch  in  der  Gegen- 
wart die  Behauptung  der  Selbstgenttgsamkeit  des  Staates  noch 
immer  in  der  staatsrechtlichen  Literatur  ihre  Rolle  spielt^).  Der* 

>)  Vgl.  Gierke,  Althusius»  S.  289. 

*)  De  iure  belli  et  pacis  I,  1,  $  14. 

Selbstgenfigsamkeit  als  Eigenschaft  des  Staates  heute  noch  s.B. 
bei  Haenel,  Studien,  I.  S.  149,  Staatsrecht,  I,  &  lia  Alleidings pflegt 
jeder  Autor  dem  alten  Worte  eine  neue  Bedeutung  su  geben. 
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artige  aligeMhltffbiie  Begriffe  werden  nach  und  nach  in  geistiger 
Seheidemllniey  die  Ton  Hand  in  Hand  wandert,  nnd  bei  der  man 
icUiefalieb  Tergifst,  in  frageu,  ob  sie  nicht  nnterdessen  anCwr 

Kurs  gesetzt  sei. 

Auch  in  anderen  griechischen  Lehrsätzen,  die  von  der  Natur 
fies  Staates  handeln,  ist  von  einer  Erkenntnis  dessen,  was  der 
iiiuderne  Souveränetätsbegriff  beaeichnety  nichts  zu  finden.  Wenn 
Aristoteles  von  dem  xvgiovy  von  der  obersten  Macht  im  Staate 
spricht,  so  hat  das  mit  der  Theorie,  dals  die  Stamtsgewalt  not- 
wendig  das  Merkmal  der  SonverMnetit  besitie,  nichts  in  sehallen 
Denn  die  platte  Tatsache,  dab  im  Staate  iigendwer  befohlen 
mid  oberste  Entsoheidungsgewalt  haben,  abo  herrschen  rnttsse^ 
war  bereits  vor  allem  wissenschafllichen  Nachdenken  tlber  den 
Staat  bekannt.  Herrschaft  nnd  SouverftnetÄt  sind  aber,  wie  im 
folj^enden  dargetan  werden  wird ,  koineswegTH  dasselbe.  Ebenso- 
wenig verbirgt  sich  aber  in  den  von  Grotius  zur  näheren  Be- 
stimmung der  Staatsgewalt  angezogenen  Worten  des  Tbukydides 
Uber  die  Delphier:  sie  seien  avfovofAOvSf  otTOvsil<i$,  avto&imovg^ 
die  moderne  Vorstellnng  von  der  SonTerinetftt;  sie  besagen  viel- 
mehr nnr,  daCi  dieses  Gemeinwesen  eigene  Gesetie,  eigene  Ein- 
nahmequellen, eigene  Behörden  habe,  was  iweifoUos  in  allen 
Zeiten  auch  bei  nichtsonveräneu  Verbänden  der  Fall  war. 

So  wie  den  Griechen  war  aber  auch  den  Hörnern  die  Vor-  ^ 
steUunjr  des  souveränen  Staates  fremd  geblieben.  Das  römische 
Denken  war,  stets  praktisch,  auf  die  gegebene  Wirklichkeit  ge- 
richtet Für  die  lag  aber  nicht  die  geringste  Veranlassung  vor, 
den  römischen  Staat  mit  irgendwelchen  Mächten  neben  nnd 
unter  ihm  in  vergleichen,  um  daraus  für  ihn  ein  besonderes 
Merkmal  au  gewinnen.  Im  Gegenteil  hätte  Anerkennung  und 
Betonung  der  Souveränetät  der  rtfmischen  Politik  durchaus  wider- 
sprochen, die  den  Völkern,  .,(|ni  maiestatem  popnli  Romani  comiter 
servant",  gern  den  Schein  staatlicher  Selbstiindi^rkeit  liefs.  Aus- 
driieke  aber  wie  maiestas,  potestas  und  imjierium  bezeichnen  die 
Grtifse  und  Macht  des  römischen  Volkes,  die  bürgerliche  und 
militärische  Befehlsgewalt.    Sie  sagen  aber  nichts  Uber  Inhalt 


*)  Vgl.  Rehm,  Geschichte,  8.  95  ff. ,  besonders  S.  102,  wo  nach- 
gewiesen wird,  dafs  unter  dem  xvqiov  nicht  die  höchste  rechtliche, 
sondern  die  höchste  soiiale  Macht  su  verstehen  sei. 

-•)  V,  Ib. 
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lind  Schranken  der  staatlichen  Macht,  ttber  die  UiiabbHn^igk^it 
Korns  Ton  answttrtigen  Gewalten.  Die  Staatsdefinition  Ciceros^« 
die  einsige  uns  Ton  einem  BKmer  ttberkommene,  steht  an  Klar- 
heit nnd  Bestimmtheit  der  des  Aristoteles  erheblich  nach. 
Wohl  ist  in  Rom  bis  in  spKte  Zeiten  der  Oedanke  lebendig,  dtb 
das  Volk  die  Quelle  aller  öftentlichen  (rewnlten  sei ,  aber  die 
Frage,  wer  im  Staate  die  liöchste  (iewnlt  linbe,  ist,  wie  erwähnt, 
eine  <,'anz  andere  als  die  nach  der  Souveriinetät  des  Staates», 
über  den  Umfang  der  dem  populus  zustehenden  Machti\ille 
finden  wir  keine  £rtfrteningen.  Die  Jaristen  konstatieren  einfach, 
in  welcher  Form  er  seine  Befugnisse  ausübte.  Dals  Sein  und 
Erkennen  zweierlei  sind,  kann  man  vielleicht  nirgends  schärfer 
studieren  als  an  Born,  dessen  Machtbesits  nnd  gewaltiges  Macht* 
gefahl  eine  entsprechende  theoretische  Formulierung  des  Staats- 
begrirt'es  nicht  hervorgebratlit  haben. 

2.  Dafs  dab  Altertum  aber  zur  Erkenntnis  der  Souveränetät 
nicht  kommen  konnte,  hatte  seinen  wichtigen  historischen  GruDcl. 
Es  mangelte  nftmlich  in  der  alten  Welt,  was  einzig  und  allein 
die  Souveränetätsvorstellung  zum  Bewufstsein  zu  bringen  rer^ 
mochte:  der  Gegensatz  der  Staatsgewalt  zu  anderen 
MXchten. 

I)t'r  iiiodernt",  Staat  ist  von  den  antiken  Staaten  ^(  ha rf  ge- 
schieden dadurch,  dafs  er  sich  anfangs  von  verschiedeneu  Seiten 
*  bestritten  fand,  sein  Dasein  sich  daher  erst  in  schwerem  Kampfe 
erringen  ronfste.  Drei  Mächte  sind  es,  die  im  Laufe  des  Mittel- 
alters seine  Selbständigkeit  bestreiten.  Zunächst  die  Kirche, 
welche  den  Staat  zu  ihrem  Diener  zwingen  will,  sodann  das 
rtfmische  Reich,  das  den  Einzelstaaten  nur  die  Geltung  von  Pro- 
vinzen zyjiiJiennt^,  endlich  die  grofsen  Lehnsträger  und  Körper- 
schaften im  Staate,  die  sich  als  selbstberechtigte  Machte  neben 
und  gegenüber  dem  Staate  fühlen. 

Im  Kampfe  mit  diesen  drei  Mächten  ist  die  Vorstellong  der 
Souveränetät  entstanden,  die  ohne  Kenntnis  von  diesem  Kampfe 
unverständlich  bleibt.  Die  Souveränetät  ist,  der  Ausdruck  sei 
gestattet,  ein  polemischer  Begriff,  zunächst  defensiver,  im  weiteren 
Verlaufe  aber  offensiver  Natur. 

')  Respublica  res  populi.  Populue  autem  non  omnis  homiaom 
coetuB  quoquo  modo  congregatosi  sed  coetus  multitudinis  iuris  eonsenan 
et  ntilitatis  communione  sociatos.  De  Rep.  I,  25,  89. 
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Im  Kampfe  zwischen  Staat  und  Kirche  treten  drei  Ansichten 
im  Laufe  des  Mittelalters  hervor.   Der  Staat  ist  der  Kirche 
antenrorfen,  der  Staat  ist  der  Kirche  gleichgestellt,  der  Staat 
steht  flher  der  Kirche.  Die  Zweischwertertheorie  vertritt  in  ihren 
beiden  'Knancen  die  swei  ersten  Lehren,  sn  der  im  Anfange  des 
14.  Jahrhunderts  die  dritte  hinzutritt.   In  der  letzteren  Epoche 
hatte  aber  Frankreich  den  Gedanken  v<in   der  Obermacht  des 
Staates  in  hifstorische  Tat  iiinjjesetzt.    Das  avi^noTiische  Papsttum 
stellte  zum  ersten  Male  seit  der  Zeit  der  Ottonen  die  SujXM-iorität 
des  Staates  IXher  die  Kirche  sichtbar  dar.    Nicht  in  dem  Kampfe 
des  Kaisei-8  mit  dem  Papste,   sondern  iu  dem  Verhältnis  des 
französischen  Königs  zum  Oberhaupte  der  Kirche  ist  der  Ursprung 
des  SouverUnettttsbewuIstseins  der  weltlichen  Macht  zu  suchen. 
Die  politische  Literatur,  eng  von  den  Banden  der  Scholastik  nm- 
ftogen,  hat  bis  su  dem  Vorstofse,  den  der  französische  König- 
Ende  des  18,  Jahrhunderts  gegen  Rom  fllhrt,  vornehmlich  den 
Gegensatz  von  Sacerdotium  nnd  Imperium  vor  Angen,  als  den  der 
geistlichen    und    weltlicheu    Macht    schlechthin,    nicht   den  des 
Papsttums   zu  einem  individuell   bestimmten  Staate,  da  Ja  die 
Reichsidee  die  Staatsidee  von  vornherein  negj^rtfl..  Di«  beginnende 
Jurisprudenz  hat  iii  iliren  publizistischen  Erörterungen  nicht  die 
vorhandene   politische   Welt,  sondern   die   offizielle  kirchliche 
Theorie  zur  Grundlage,  und  wenn  sie  sieh  auch  späterhin  mehr 
den  realen  Verhältnissen  jsuwendet,  so  wird  sie  einmal  durch  Re- 
spektierung der  niemals  ganz  aufser  acht  zu  lassenden  kirchlich- 
'  politischen  Doktrin,  sodann  aber  durch  den  ganzen  weltfltichtigen 
Zug  der  mittelalteriichen  Wissenschaft,  die  den  Wirklichkeltssinu 
nur  in  engen  Schranken  sich   betätigen  liefs,   daran  gehindert, 
eine  selbstUndige  Lehre  vom  Staate  zu  entwickeln.    Zudem  fehlt 
der  ganzen  mittelalterlichen  Staatslehre  die  klare  Erkenntnis  der 
Staatsgewalt  als  eines  wesentlichen  Staatseiementes      und  damit 
allein  ist  ihr  der  Weg  zur  Erkenntnis  der  rechtlichen  Eigenart 
deä  Staates  verschlossen. 

Obwohl  auch  in  Werken  deutschen  Ursprungs  unter  der 
Witkung  der  geänderten  Zeitverhältnisse  von  der  EUgenart  des 
deatechen  Königs  die  Bede  ist,  so  kommt  es  doch  zuerst  in 
Frankreich  unter  dem  Einflüsse  der  Legisten  und  des  von  Rom 
lelaftiv  unabhängig  gestellten  Klerus  zu  einer  direkten  Gegenüber- 


'j  Den  Nachweis  hiervon  bei  Kehm,  Geschichte,  S.  Itiö  tf. 
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Stellung  von  Staat  und  Kirche  und  der  Behauptung  der  vöUigeu 
Unabhängigkeit  deH  Staates  von  kirchlichen  Geboten.  Während 
und  nach  dem  Straile  Philipps  des  SehOnen  mit  fionifaa  VUL 
entsteht  in  Frankreich  oder  doch  unter  ftraniOsisehem  EinfliHie 
snm  ersten  Haie  eine  Literatur^  welche  die  volle  Selbetlndigkeit 
des  Staates  gegenttber  der  Kirche  eneiigiseh  behauptet').  Inder 
geistigen  Atmosphftre  von  Paris  keimen  auch  die  Ideen  des 
MarHiliuH  von  Padua,  der  mit  einer  Kühnheit  sondergleichen 
zuerst  den  Gedanken  der  Superiorität  des  Staates  über  die  Kirch? 
behauptet  hat,  darin  allerdings  auch  in  jener  errej^n  Zeit  alleio 
stehend. 

Die  iweite  Macht ,  die  im  Mittelalter  der  Idee  des  selb- 
stSndigen  Staates  enl^fegentritty  ist  das  Kaisertum.  Die  offisielle 
Theorie,  welche  die  Staatslehre  bis  sur  Beformation  beherrsehk, 
lllst  von  Rechts  we|j;en  alle  christlichen  Staaten  dem  rOmisehen 
Reiche  eingeordnet  sein.  In  striktem  Sinn  ist  nur  der  Kaiser 
Hernscher;  nur  er  kann  Gesetze  geben,  nur  ihm  steht  die  pleni- 
tudo  potestatis,  die  monarchische  MachtfUlle  zu.  Mit  jener  ^rofs- 
artigeu  l|;uorierung  des  wirklichen  Lebens  wird  an  dem  Gedankea 
der  SnperioritHt  des  Kaisertums  Uber  aUe  anderen  weltlichen  Ge- 
walten noch  festgehalten  lu  einer  Zeit,  wo  es  bereits  sn  eineai 
leeren  Schatten  verflilchtigt  war.  Wer  behauptet,  dab  der  Kaiser 
nicht  Herr  und  Monarch  des  ganien  Erdkreises  sei,  ist  ein  Ketser, 
lehrt  Bartoltts'X  und  auch  der  klassisch  gebildete  spftterePspst 
Pius  II.  schreibt  Friedrich  IILi  daf»  ihm  von  Rechts  we^ea ^lle 
Völker  Untertan  seien 

Dieser  offiziellen  Lehre  widersprachen  aber,  namentlich  xit 
dem  Fall  der  Hohenstaufen,  die  klar  vor  den  Augen  aller  liegenden 
tatsächlichen  Verhältnisse.  Frankreich  und  England  kümmerten 
sich  nicht  im  geringsten  um  die  kaiserliche  Oberhoheit  oder 
leugneten  sie^)  direkt   Venedig  behauptete,  stets  auiserhalb  des 

M  Kiez  1er,  Die  literarischen  Widersacher  der  Päpste  xur  Zeit 

Ludwiirs  des  Haiers,  ls74,  S.  135  ff. 

-)  Ad  L.  24  D.  de  capt.  et  postlirn.  49,  15,  X.  7:  Impcratorem 
qni  diceret  non  eBse  dominum  et  mouarchum  totius  orbis  esset  forte 
hereticus. 

')  Aeneas  Sylvius,  De  ortu  et  authoritate  Imperii  Romani,  prooem. 
u.  c.  XXIIL  (Ausgabe  Argentoratt  1544^  einem  Aussuge  ans  den  Cor- 
nelins  Kepos  beigedmckt.) 

*)  Namentlich  das  fransösische  Königtum  betonte  stets  leiBe  Ua- 
abh&ngigkeit  vom  Imperinm.  Vgl.  G  lassen,  Htstoire  du  droit  et  des 
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£aicheB  gestanden  zn  haben;  auch  die  anderen  italienischen 
Stadtrepnbliken ,  wie  vor  allem  Florens  and  Pisa^  werden  für 
eivitates  snperiorem  non  recognoscentea  erklärt.  Die  Theorie 
mala  notgedrangen  anf  diese  Ansprttehe  Btteksicht  nehmen ,  sie 
tat  es  aber  in  der  Weise,  dafs  sie  das  Recht  der  priiui|i<  s  nnd 
eivitates  auf  Unabhängigkeit  auf  einen  vom  Kaiser  anzuerkennenden 
Rechtstitel  stutzt,  der  in  der  Rechtsordnung  des  Reiclies  seihst 
begrtindet  ist.  In  echt  mittelalterlich  -  privatrechtlicher  Weise 
wird  daher  diese  Unabhängigkeit  zurlickgefUhrt  auf  kaiserliches 
Privileg,  Verjährung,  anvordenklichen  Besitzstand  M.  Aber  nie* 
male  wird  die  behauptete  Unabhängigkeit  aus  dem  Wesen  des 
Staates  selbst  abgeleitet,  denn  damit  hätte  die  mittelalterliche 
Staatslehre  das  ganae  Fundament  xersttfrty  anf  dem  sie  anfgebaut 
war.  Deshalb  bleiben  auch  die  ans  iigendeinem  Titel  von  der 
Oberhoheit  des  Kaisers  befreiten  Könige  dennoch  im  Verbände  des 
Reiches.  Das  spricht  z.  B.  Bartolus  in  voller  Schärfe  ans: 
Rex  Franciae  et  Angliae  licet  negeiit  se  subditos  Re;,'^!  Romanoruni, 
non  tarnen  desinuut  esse  cives  Romanos^).  Diesen  Fürsten  stehen 
allerdings  alle  kaiserlichen  Befugnisse  in  ihren  Landen  zu,  so 
dab  Saidas  erklärt ,  dals  der  König  in  seinem  Lande  Kaiser 


inatitntions  de  la  France,  V,  189o,  p.  326  fi'.;  Vidi  et,  Histoire  des 
iaatitotioiis  politiques  et  administratives  de  la  France,  1898,  II,  p.  40  £ 
Aaeh  A«  Leroaz,  La  royauti  fran^aise  et  le  saint  empire  romain, 
Revue  historique,  t  49,  181^,  p.  jS41  ff.,  der  die  Anerkennung  des  Im- 
periums von  Seiten  der  ersten  Capetinger  an  erweisen  sucht  und  p.  260 1 
die  rechtliehe  Stellung  der  Capetinger  zum  fieieh  vor  dem  Interregnum 
mit  der  eines  ezempton  Bischofo  verc^eicht,  erklärt  p.  dem 
Kaiser  von  Seiten  Frankreichs  zugestandene  Primat  als  oin  |)oliti'>oh 
bedeutungsloses.  Für  England  vgl.  die  Nachweise  bei  Uatschek, 
£ngl.  Staatsrecht,  I,  S.  75. 

*)  Vgl.  z.  B.  Ubertus  de  Lampugnano:  Utrum  omnes  christiani 
subsunt  Romano  Imperio,  Zeitschr.  t.  gesch.  Rechts\vis>*eiisrh}ift .  II, 
p.  2.5Ci:  „.  .  .  dicamiis,  qno<l  aliqui  sit  exenipti  ab  Imperio  roniano  piivi- 
legio  praescriptione  vel  tjuocunqne  modo  alio".  W»  Beispiclt'  wenh  u 
angetührt  res  Franciae,  Veneti ,  ecclesia  Romana.  Fmifv  At  iit  as 
Sylvins,  c.  XI:  Cuncti  profecto,  qui  sub  iu^r«»  negaut  itiq)erii,  aut  id 
privilegio  se  asserunt  assecutos,  aut  virtute  aliqua.  Über  diese  virtutes 
aodann  c  XIII.  Eine  detaillierte  Aufz&hlung  aller  hierher  gehörigen 
Beehtstitel  der  Fürsten  und  8tftdte  bei  Restaurus  Castaldus  (f  im\ 
Traetatus  de  Imperio,  qu.  LH— LIV  (in:  Tractatns  illustrium  Ictorum 
dB  dignitate  et  potestate  seeulari,  t.  XVI,  Venetiis  1584). 

*)  1.  c.,  Nr.  e. 
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sei  NiemalB  sxhor  stellt  er  aus  diesem  Grunde  dem  Kai^er 
gleich,  daher  ihk  h  im  .ialirhundert  Restaurus  Castaldus 
behauptet :  JKex  i:'ranciae  licet  etiam  de  iure  nou  subesset  impen- 
tori,  non  tarnen  ipse  ost  alter  imperator.  Kbeiiso  haben  zwar 
die  unabbäogigeii  Stadtrepobliken  die  Macht,  alle  kaiaerlichen 
Befiignisse  ausstittbeti ,  allem  dem  BLaiser  bleibt  dennoch  gleich- 
sam das  nndam  ins  surttck,  das  immerhin  stark  genug  ist,  am 
den  theoretischen  Vorsng  des  Kaiseis  vor  allen  übrigen  Gewalten 
auch  fernerhin  noch  zn  begründen. 

Übei*dies  aber  ist  dem  Kaiser  ein  unbezweifeltes  und  für 
jene  Zeit  nicht  zu  unterschUtzendes  K<'cht  verl)litd)en.  Nur  er 
kann  den  Königstitel  verleihen  und  damit  die  Privilegien,  welche 
die  herrschende  Bechtslehre  mit  diesem  Titel  verknttpit^).  lioch 
Karl  der  Ktlhne  von  Buignnd  bemühte  sieh  vergebens,  von 
Friedrich  IIL  die  Königswttrde  sn  erlangen  Deshalb  ragt  der 
Kaiser  auch  unbestritten  Aber  die  KOnige  empor,  die  ihm  dea 
Majestätstitel  geben,  ohne  ihn  von  ihm  zu  empfangen. 

In  Frankreich  aber  yerschmilst  die  Auflehnung  gegen  dea 
Reichsgedankcn  mit  dem  Gedanken  der  staatlichen  UnabbSngig* 
keit  von  der  Kirche.  In  dieser  Hinsicht  verfolgte  der  König  aller- 
dings nur  Tendenzen,  die  sclum  in  den  alten  französischen  Kerht?- 
bUchern  al»  Kechtsübcrzeugung  der  Franzosen  ausgesprochcu 
waren.  ^Lt  roy  ne  tient  de  nului.  fors  de  Dieu  et  de  lui"^), 
der  König  erkennt  keinen  Oberherm  Uber  sich  an,  trügt  sein 
Reich  von  niemand  zty  Lehen.  So  wird  denn  der  Sats^  dafs  der 
Ktfnig  unabhängig  sei,  zuerst  in  Frankreich  literarisch  formuliert*). 
Aber  er  bleibt  nicht  unwidersprochen.  Gegen  ihn  wenden  sieh 
energisch  diejenigen,  welche  jede  Abweichung  von  der  offirieUea 


V)  Ad  L.  7  C.  de  prob.  4.  19.  Diese  Wendung  kehrt  in  der  fran- 
zösischtai  Literatur  konstant  wieder.  So  z.B.  schon  Somme  rural,  11,1, 
p.  6i6  (ed.  Le  Caron,  1603):  „Le  Roy  de  France  qui  est  Emperenr  en 

Bon  Royaume  peut  faire  tont  et  autant  que  4  droict  Imperial 

appartient." 

<)  Vgl.  Pfeffinger,  Vitriarins  illuttratas,  I,  p.  424 ff. 

*)  Es  war  bereits  alles  für  die  feierliche  KrOnung  hergerichtet, 

als  der  Kaiser  sich  hoimlith  entfernte.  Pfeffinger,  I,  p.  706.  VgL 
auch  ßrycc,  The  Holy  Roman  Empire,  11*^  ed.,  1892,  p.  250  f 

*)  Ktahlis.*!ements  de  Saint  Louis,  *d.  Viollet,  t.  I,  p.  283»  U,  139» 
Iii,  p.  47  und  an  untlrien  StelhMi. 

'^1  „Li  rois  n  a  jtniut  de  souverain  es  cboses  temporiex.'^  ütabi.  de 
Saint  Louis,  Ii,  p.  27u. 
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mittelalterlichen  Theorie  bekäii)]»t(  ii  Anlafs  haben.  Gerade 
gegen  Philipp  den  Schdaen,  der  die  Selbständigkeit  seint^r  Krone 
gOgenttber  dem  Papste  so  machtvoll  vertritt,  richtet  Bonifaz  Vlll. 
1803  die  strafenden  Worte:  nee  insiirgat  hie  snperbia  gallicana, 
qaae  dicit  qnod  non  reeognoseit  saperiorero:  mentiontur,  qiiia  de 
Inre  eant  et  esse  debent  Bnb  Bege  Bomano  et  Imperatore 

Die  pnUizistische  Theorie  vermag  diesem  Vordringen  der 
Idee  staatlicher  Unabhängigkeit  nur  unvollkommen  Ausdruck  zu 
geben.  Soweit  sie  unter  der  Herrschaft  aristotelischer  Vor- 
stellungen steht,  ist  sie  glluzlich  außerstande,  den  staatlichen 
Verband  gegen  andere  zu  begrenzen.  Die  Pölis  wird  in  der 
mittelalterlichen  Staatslehre  zur  Stadtgemeinde ,  Ikber  die  sich 
noch  regnnm  nnd  imperium  als  höhere  atMtugleicbe  Verbände 
erheben').  Die  Verhlltnisae  der  italienischen  StHdte  geben  Anlab 
sor  Anfstellnng  der  Kategorie  der  civitates  superiorem  non  re- 
cognoecentesy  der  Freistlldte,  die  keinen  Stedtherm  haben.  Dieser 
Begriff  wird  sodann  von  der  italienischen  Korporationslehre  snr 
Besseichnung  des  nnabliüugigeu  stadtstaatlichen  Gemeinwesens 
tiberhaupt  —  unbeschadet  der  Oberhoheit  des  römischen  Reiches  — 
verwendet,  von  den  französischen  Juristen  aber  auch  auf  die.  die 
Unterordnung  unter  das  Heich  nicht  anerkennenden  regna  Uber- 
tragen. Endlich  wird  im  15.  Jahrhundert  nur  das  keinen  Superior 
anerkennende  Gemeinwesen  für  eine  res  publica  in  vollem  Sinne 
erklärt*).   Damit  ist  der  erste  Ansatz  zu  einer  neuen  Begriffs- 

>)  Pfeffinger,  I,  p.  877.  Ähnlich  in  der  Bulle  vom  Sa  April 
1303,  sitiert  bei  Lerouz,  a.  a.  O.  p.  253,  N.  8.  Zur  selben  Zeit  sagt 
aber  Pierre  Dubois,  De  recuperatione  terrae  sanctae,  ed.  Langlois, 
l><9\,  von  dem,  der  die  Existenz  eines  Weltherrschers  behauptet,  «non 

est  homo  sanae  mentis",  p.  51. 

3)  Vgl.  Gierke,  Geuossenschaftsrecht ,  Iii,  S.  638  f.}  Althusius, 
S.  229  f. 

•)  Uber  die  civitates  superioriMii  non  recoanosct'iitc.s  vj^l.  G  i  e  r  k  e  , 
Geno.>*.-en.si'haftsrecht ,  III,  S.  ff.,  (KiU  f. ;  ferner  Kehm,  Geschichte, 
S.  193  f.,  dessen  Ausführungen  erst  volle  Klarheit  in  den  von  Gierke 
entdeckten  Entwieklungsproaefs  dieses  ßcgriffes  bringe.  Hinzuzufügen 
ist  noch  folgendes.  Der  Ausdruck  „superiorem  non  recognoseere"  be- 
zieht sidi  keineswegs  nur  auf  unirersitates.  Er  wird  schon  firflh  vom 
K9nig  von  Frankreich  gebraucht.  So  heifst  es  c  18,  X,  4,  17  (Inno- 
eenz  III.):  „Ciim  rex  snperiorem  in  temporalibus  mininie  recognoscat**. 
Femer  läfst  das  „recognoscere"  seinem  Ursprünge  nach  die  Kechtsfra^^e 
in  der  Schwebe.  Nicht  von  der  civitas,  quac  superiorem  non  habet, 
sondern  von  der,  die  jede  Unterordnung  bestreitet,  ist  die  Kede,  was 
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beBtiinnninp:  rlos  Staates  gegeben.  l)ie  Betonung  dieser  Un- 
abhfiugijjkoit  war  der  antiken  Staatslehre  f'rerntl  fj^ebiiehen.  .fednth 
ist  man  noch  weit  davon  entfernt,  damit  einen  nenen  klaren 
Staat^begriff  zu  erfassen.  Noch  war  der  theoretische  Anspruch 
des  Impcrinins  auf  Superioritas  nicht  überwunden.  Noch  war  das 
Wesen  der  StaatsgBwalt  nicht  klar  erkannt.  Endlich  int  auch 
der  Schnitt  swiachen  den  Gemeinwesen  mit  nnd  ohne  Soperior 
kein  ao  tie%ehender,  dafii  die  ertteren  den  letsteren  ohne  weiteres 
ala  Nichtataaten  entgegengeatoUt  werden  mllasen'). 

Um  snr  Einsieht  in  das  Wesen  der  Staatsgewalt  zu  gelangen 
und  die  Erkenntnis  \ni\  d«'r  änfseren  Unabhängigkeit  des  Staate;» 
mit  der  von  dem  Wesen  und  der  Stellung  der  Staatsgewalt  zu 
verbinden .  bedurfte  es  noch  einer  ganz  anders  gearteten  Keihe 
von  Erfahrungen. 

Nicht  nur  Kirche  und  Reich  nämlich,  auch  der  Feudalismus 
tritt  dem  Gedanken  des  aelbatindigen  Staates  feindlich  enlgi^geii. 
Bas  Lehniweaen,  später  noch  die  emporkommende  8tadt£reibeit 
aehaffsn  einen  Znstand,  der  in  einigen  Lindem  snaeiten  —  maa 
denke  nnr  an  das  Interregnum  —  an  TöUig^  Staatdosigkeit  streift. 
Indem  die  Fendalherren  nnd  Kommunen  mit  staatlieher  Mteht 
ausgerüstet  werden,  die  sie  nach  Art  eines  Privatbesitzes  behaudelo. 
treten  im  Staate  dem  Staate  selbstl)erechtigte  <»rt»  ntlich-rechtiiche 
Persönlichkeiten  gegenüber,  deren  Kecht  nicht  der  Verfügung 
des  Staates  unterliegt.  Weit  davon  entfernt,  sich  als  Oigaoe 
eines  höheren  Ganzen  zu  betrachten ,  erblicken  diese  Personen 
im  Staate  nur  den,  in  der  Kegel  unbequemen,  Lehnaherm,  dessea 
geringe  Befugnisse  unter  der  eifersüchtigen  Kontrolle  der  Be- 
lehnten stehen.  Die  aweite  Foljge  dieses  Znstandes  aber  war  die, 
dafs  das  Staatsoberhaupt  in  dem  direkten  Verkehr  mit  der  Xaise 
des  Volkes  behindert  wurde.    Bei  strenger  Durchftihrung  des 

bereits  die  Glossatoren  bemerkt  haben,  vgl.  Finke,  Ans  den  Tsgen 
Ronifka*  VIU.,  1902,  S.  Id6.  Damit  erUftrt  sich  auch  der  mitierte  Sato 
des  Bartolus,  dafs  trotz  der  Negierung  ihrer  Unterstellung  unter  du 
Imperium  die  Könige  von  Frankreich  und  England  nicht  aufkQren, 

römische  Bürger  zu  sein. 

')  Die  schwankende  Terminologie  bezeugen  die  bei  Gierko,  III, 
S.  '.m  N.  14,  S.  689  N.  m\,  :W,  S.  640  N.  3S9  angeführten  Stollen. 
Audi  I'iuil  de  Castro  monopolisiert  nicht,  wie  Gierke,  S.  ^»40,  ineiut, 
den  Stautshcfriiti  für  die  universitatcs  siiperioretn  non  recogiio-jcentt*«, 
sondern  erblickt  in  diesen  nur  die  höchste  Steigerung  seines  biaala- 
b^griflfes. 
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I.f^hnssystems  waren  alle,  die  nicht  unmittelbar  vom  Könige  Lehen 
inigen,  nicht  diesem,  sondern  den  Baronen  zur  Treue  und  Folge 
verpflichtet^  und  das  Volk  miilste  in  erster  Linie  vor  dem  Gerichte 
des  Seignenra  Recht  nehmen. 

So  gestaltete  sich  der  Bechtsznstand  namentlich  in  Frank, 
reich,  wo  unter  den  ersten  Gapetingem  die  Mediatisierung  des 
Königtoms  durch  die  Barone  soweit  gediehen  war,  dals  man 
kaum  noch  von  einem  einheitlichen  Reiche  sprechen  konnte.  Und 
damit  war  das  französische  KOnigtura  vor  die  geschichtliche  Auf- 
gabe p-estellt,  den  französischen  Staat  zu  schaffen.  Das  konnte 
our  dadurch  geschehen,  dafs  der  König  unmittelbare  Herrschaft 
ttber  die  Masse  des  Volkes  erlaugte.  Dies  erforderte  aber  iu 
erster  Linie  Unabhängigkeit  von  der  seignenrialen  Gewalt.  Was 
b  England  der  Normannenk((nig  Wilhelm  nach  der  Vernichtung 
der  angelsKchsischen  Herrsckaflt  •  mit  einem  Schlage  erreichen 
konnte,  direkte  Unterordnung  des  gansen  Volkes  unter  die 
königliehe  Gewalt,  dazu  gehörte  in  Frankreich  die  Arbeit  von 
Jahrhunderten.  Und  wtthrend  in  England  die  von  der  Krone 
geschatirnen  oder  anerkannten  untergeordneten  Gewalten  sich 
leicht  dem  Baue  des  Staates  einfrliedern  liefsen ,  geht  die  Ent- 
wicklung in  F^rankreich  einen  andern  Wc^.  Sie  führt  dort  zur 
völligen  Zertrümmerung  der  sich  dem  Königtum  gegenüber- 
stellenden Gewalten,  so  dafs  schiiefslich  die  Unabhängigkeit  der 
Staatsgewalt  ««"ifin  gltirhb^tTittnil  wird  mit  der  völligen 

Vernichtung  aller  dem  Königtum  gegenüber  selbstftndigen  poli- 
tischen  Elemente. 

Die  Richtung,  welche  das  fransösische  Königtum  einschlug, 
war  folgende.  Jja  erster  Linie  trachtete  es  die  später  dXr  un- 
veräufserlich  erklärtt*  königliche  Domäne  soweit  als  möglich  aus- 
zudehnen. Das  gelingt  ihm  um  so  leichter,  als  der  französisrlic 
Kiiiiig  nicht  wie  der  deutsche  die  Pflicht  hatte,  heinigefallene 
Ht'ic-hslehen  binnen  Jahr  und  Tag  wieder  auszutun.  Galt  daher 
auch  der  Satz:  nulle  terre  sans  seignear,  so  hinderte  nichts,  dafs 
der  König  selbst  Seigneur  wurde  und  demgemäfs  königliche  und 
seignenriale  Gewalt  in  seiner  Hand  Tereinigte       Darum  seigt 

• 

').Über  «Uesen  Prozeft)  vgl.  Vidi  et,  II,  p.  Hr»  ff.  Bezeichnend 
für  die  Verhältnisse  unter  den  ersten  Gapetingem  ist  die  Unterscheidung 

von  pa^  H  d'ol)<^i8«iHn«"e-lc-roi  und  pays  de  nonobciH-^ance-le-roi  ,  vgl. 
darübt-r  L u  «■  Ii  a i  r  e,  iiistuire  des  institutiuns  monarchiques  de  la  France 
80U?  les  preiiii^Ts  CajM'>tit'iis,  II,  p.  29  ff. 

JelUnok,  Daü  liccht  du»  modernen  Staatea.   I.   2.  Aufl.  28 
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auch  die  Geschicbtr  Deutschlands  den  entgegengesetzten  Prozer> 
wie  die  Frankreichs.    Während  im  deutschen  Wahlreich  die 
y  Hausmacht  nnr  anf  Kosten  des  Beichs  erworben  werden  konnte, 
war  die  Ansdehnong  der  ktfniglichen  Domlne  in  der  ftanaSsisehen 
Erhmonarchie  eine  Stürkung  des  Königtums  nnd  damit  des  Staates. 
Mit  Lndwig  VT.  bereits,  also  Anfang  des  12.  Jahrhunderts ,  be- 
ginnt (lieser  Prozefs^  l,  der  durch  Philip])  August  daucrud  zu  ge- 
schichtlicher Bedeutung  erhoben  wurde.    Hatte  es  1202  38  könig- 
liche Oerichtsbezirke  (prevott'-s)  gegeben,  so  zählte  man  am  Ende 
seiner  Regierung  (1223)  deren  94*).    Mit  dem  Wachstum  des 
ktfnigliclien  Domaninms  wMchst  aneh  die  Stellung  des  Königs 
gegenober  den  Baronen.    Die  oberste  Jnstiiigewalt  wird  ihm 
wiedelgewonnen  *X  Poliaei-  nnd  suletst  gesel^bende  Gewalt  wird 
mit  ihr  in  seinen  Binden  yereinigt  Ende  des  IS.  Jahrhnnderts 
tritt  sum  erstenmal  der  Sats  auf,  dab  der  KOnig  „soTrains''  dei 
ganzen  Königreichs  Uber  den  ebenfalls  als  souverttn  bezeichneten 
Baronen  sei*).  Als  Zeichen  dieser  SouveriinetUt  ftihrt  Beaumanoir 
das   königliche   Kecht  der   obersten  (4erichtsherrlichkeit  an  und 
„le  gt'-neral  garde  de  son  roiaume",  aus  dem  der  Jurist,  seiner 
Zeit  vorauseilend y  das  freie  königliche  Becht  der  Gesetzgebung 
„por  le  porfit  du  rojaame''  ableitet.  Sodann  werden  die  Legisten, 
die  spätrOmische  Lehre  von  der  Stellung  des  Frinoepe  im  absols* 
tistischen  Sinne  steigernd  nnd  ans  ihr  die  MachtfÜlle  des  frsaiösi- 
schen KOnigs  herleitend,  durch  die  darin  eingeBchlossene^Ne^ennig 
jeder  dem  Könige  gigeuUber  selbstberechtigten  Gewalt  su  Vo^ 

>)  Lnchaire,  II,  p.  241  ft 
^  Glasson,  V,  p.  485. 

*)  Die  ihm  rechtlich  nie  gemangelt»  wohl  aber  tatsftchlich,  TgL 

Luchai re,  I,  p.  279  ff. 

*)  In  dem  bernhmten  Worte  Beaumauoirs:  (^'ascuns  barons  wt 
«orrains  en  sa  barf)iniie  Voirs  est  que  Ii  roia  est  sovrains  par  desor 
tous.  (^>ntiinH  s  (!.'  H.  aiivoisis.  <'mI.  Heiifrnot,  II,  p.  22.  Das  Wort  .*oh- 
veraiu  aus  >uj)traniis  Mijx  iioi  riit-t.ui(l«'n  (Hehm,  r;«'sch.,  S.  It^i. 
N.  2),  Süuveraiuete  auf  ein  nicht  nai  hwcishares  superancita»  deutend. 
Über  die  Vorgeschichte  beider  Termiui  und  das  VVesen  der  feudales 
Doppelsouverftnetät  (souverainetd  seignenriale  und  royaie)  rgl.  Bs- 
mein,  Cours  41ementaire  d'histoire  du  droit  firan^ab.  9*  4d.,  1896; 
p.  139  ff.,  178  ff.;  Behm,  Allg.  Staatslehre,  S.  40  f.  Die  von  Rehm, 
Geschichte,  a.  a.  0.,  in  einer  Interpretation  der  Stelle  Beannaooin  mir 
entgogeiigehaltene  Ansicht,  dafs  dieser  die  seigneuriale  Soavetiaetit 
auf  amts-,  nicht  auf  lehnsrechtlichen  Ursprang  snrückfiilire,  hat  er  »SB- 
mehr  selbst,  Staatslehre,  ö.  41,  aufgegeben. 


l 

Digitized  by  Google 


Vienebntes  Kmpitel.  Die  Eigenschaften  der  SUntegewalt.  4$5 

«treitern  des  Gednnkens  der  Staatseinheit  nnd  au  entschiedenen  Be- 
kimpfem  des  in  sich  gespaltenen ,  des  Eiuignngspnnktes  er- 
mangelnden Lehnsstaates,  der  mehr  einem  Konglomerat  laUreicher 
GmndherrMhaften  als  einem  Staatswesen  glich.    Damit  wandelt 

sich   der  ursprünglich  relative,  komparative  Begriff  der  könig- 
liclicn   St)iiverauetät   zum   absoluteu.     Aus  dem  öuperiur   wird  « 
schliefslich  der  SupremuR 

So  wirken  denn  Theorie  und  Praxis  zusammen  ^  um  das  ' 
Königtum  und  damit  den  Staat  unabhängig  zu  Htellen  von  den  . 
Hoheitsrechten  des  Seigneurs.  Unter  demselben  König,  der  dem 
Papsttam  den  tiefen  Fall  der  avignonschen  Zeit  bereitet,  ist  auch 
bereits  im  Prinsip  der  Sieg  der  königlichen  Gewalt  nach  innen 
entschieden  nnd  damit  das  wichtige  Resultat  gewonnen,  dab 
Frankreich  danemd  vor  der  Zersplitterung  behütet  wurde,  welcher 
Deutschland  damals  schon  unrettbar  verfallen  war.  Nach  kurzer 
Schwächung  der  Staatsgewalt  während  des  hundertjährigen  Kriege« 
mit  England  nimmt  Ludwig  XI.  die  Traditionen  der  Capetiuger 
wieder  auf,  und  als  ein  Jahrhundert  später  die  von  der  £eformation 
entfesselten  Stürme  Frankreich  durchtobten,  war  die  unerschütter- 
liche Herrschaft  der  absoluten  Staati^walt  entschieden.  Aller- 
dings aber  war  dieser  Sieg  nur  möglich  dadurch,  daCs  der  fran- 
itisiache  Feudaladel  sich  fortwtthrend  als  Staat  im  Staate  betrachtete, 
den  Gedanken  der  Zweum-  von  königlicher  und  seignenrialer 
Herrschaft  niemals  fahren  lassen  wollte.  Daher  kommt  es  in 
Frankreich  in  der  reichsständischen  Epoche  nie  zu  dem  Gedanken, 
dafs  König  und  Reichsstände  ihre  Einheit  im  Staate  finden,  wie 
es  in  England  der  F.iU  war.  Die  etats  geucraux  erscheinen  als 
immer  wieder  zurückgedrängte  Mitbewerber  um  die  höchste 
Macht,  namentlich  unter  Karl  V.,  deren  Besits  sie  von  neuem 
snr  Zerreifttung  des  mühsam  errungenen  Staates  benutzt  hätten. 

In  diesen  Elttmpfen  ist  nicht  die  ganze  respnblica  oder  civitas 
—  derartiger  Widersinn  wttre  nicht  einmal  mit  den  damals 
herrschenden  unentwickelten  staatsrechtlichen  Begriflfon  zu  kon- 
atruieren  gewesen  — ,  sondern  die  Gewalt  des  Königs  der  siegende 
Teil.  Diese  Gewalt  ist  es,  die  den  Dualismus  des  mittelalterlichen 
Gemeinwesens   Überwindet    und  die   Volksgesamtheit   zu  einer 


*)  Die  ersten  Spuren  dieses  Begrifbwandels  schon  in  den  Ordon- 
«ansen  Philipps  des  Schönen,  vgl.  Boutaric,  La  France  sons  Phi- 
lippe le  Bei,  IM,  p.  12. 
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Einheit  zusanunenschliersL  Die  Theorie  folgt  diesem  VroitU 
in  eigentümlicher  Weise  nach.  Die  italienische  Korporati<u>> 
lehre  hatte  den  körperschaftlichen  Charakter  des  Staates  zn  er- 
kennen begonnen;  die  Komentrieroug  der  Macht  des  Staates  io 
der  Hand  des  Fttrsten  schafft  die  Vorstellung,  dab  solche  Macht 
ein  konstitutives  Element  des  Staates  sei.  Die  aus  den  offisiellea 
Anschauungen  vom  Sacerdotinm  und  Imperium  fliefsende  Lehre 
von  der  pl«'nitu»Io  potestatis  hatte  schon  friilier  im  Vciciu  mit 
der  Stri^tTUiig  der  fli reiflichen  (Gewalt  »liirch  die  Detitun^  der 
Legisteii  zur  Keclitferti^'ung  ahsolutistischer  Tendenzen  getiiiirt. 
Im  15.  .Jahrhundert  dringt  mit  dem  beginnenden  Htimanisinus 
antike  StaatBauffassung  in  die  christliche  Welt  ein  und  damit 
der  Gedanke  der  Einheit  des  Staates.  Amat  enilu  unitatem 
Buprema  potestas,  mit  diesen  Worten  tritt  Aeneas  Sylvins')  ftr 
die  physische  Einheit  der  Staatsgewalt  ein,  in  der  sich  ihm, 
scharfer  als  seinen  Vorgängern,  die  Einheit  des  Staates  verkörpert. 
Der  Staat  wird  dadurch  zu  einem  Gemeinwesen  mit  einer  solchen 
einheitlichen,  ii;u-li  innen  widerstandlos  herr&»chendeu,  nach  aulVeo 
unabhKngigen  (iewalt  -  ). 

ZunUchst  aber  wird  ikkIi  immer  unter  dem  Kintiu^ne  der 
mittelalterlichen  Weit-  und  Geuchichtäkonstruktion  diese  Kinbeit 
und  ihre  Gewalt  nur  auf  das  Reich  hesogen  und  durch  die  ttber 
die  Spiritual  ien  hinausreichende  summa  potestas  des  Papstes  eia- 
geschrXnkt.  Derselbe  Aeneas  Sylvins,  der  eine  so  modern 
klingende  Lehre  von  der  dem  Reiche  eignenden,  dem  Kaiser  snr 
Ausübung  zustehenden  summa  potestas  aufstellt,  erkennt  dennoch  ' 
nur  dieses  Reich  als  Staat  in  vollem  Sinne  an.  ne,"-ifit  die  Selb- 
stilndigkeit  der  Könige  und  Fürsten  gegenilbt-r  dem  Imperium. 
Er  keimt  daher  noch  nicht  die  Smu <  r;iiietHt  in  vollem  L'iutange 
und  nicht  die  dw  Staatsgewalt  scldechthin,  sondern  nur  die  einer 
«'iuzigen.  d«'r  ihresgleichen  neben  sich  nicht  besit/cnilen  und 
duldenden  Reichsgewalt.  Noch  immer  ist  es  nicht  der  konkrete 
Staat,  sondern  ein  mit  der  Wirklichkeit  (unter  Friedrich  lU.!) 
grell  kontrastierendes  ideales  Gebilde,  dem  die  hdchste  Gewalt 
beigelegt  wird. 

Die  grofse  Umwandlung  im  Innern  der  Staaten  kann  aber 
von  den  allgemeinen  staatsrechtlichen  Anschauungen  der  Zeit  aos 

')  i:  XX. 

*)V-I.  .lie  einirrhende  Analvs«'  und  Wünli^'ung  der  Lehre  d«s 
Aeueaü  Svlvius,  bei  Kehm,  Geschichte,  S,  Idt»  ff. 
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gar  nicht  begriffen  werden.  Das  Feudalsystem,  das  Jahrhunderten 
staatlicher  Entwicklung  seinen  Stempel  aufgeprägt  hat,  wird 
TOD  der  groIaenteiU  auf  die  Ansprüche  halb-  oder  mÜayer- 
standener  Autoritftten  gestUtsten  offiatellen  Staatslehre  fast  ganz 
aufeer  Acht  irelasseu.  höchstens  dals  sich  hie  nnd  da  einmal  ein  ge- 
legentlicher Hinweis  darauf  findet,  der  aber  gana  an  der  Ober- 
flilche  zu  haften  pflegt  Ans  der  politischen  Literatur  des 
12. — 15.  .lahrhunderts  konnte  man  ruliij^:  den  Glauben  schöj>tVn. 
daf:*  das  weströmische  Reich  sich  unversehrt  in  alter  Gestalt  er- 
halten habe.  Auch  diese  Ignorierung  des  Tatsächlichen  hat  aller- 
dings ihre  bedeutsamen  politischen  Wirkungen  gehabt.  Jene  von 
der  herrschenden  Theorie  nicht  beachteten  oder  doch  nicht  richtig 
aa%efalsten  feudalen  Gewalten  werden  entweder  durch  ihre 
Ignorierung  zu^^ejnfiEjufibt  weiter  an  respektierenden  theoretischen 
Bedentongslosigkeit*  herabgedrHekt,  oder  sie  werden  dem  idealen 
Staatsbilde  als  untergeordnete  und  daher  vom  Staate  zu  be- 
herrschende Mächte  eingefügt.  So  bietet  denn  auch  die  ideale, 
immer  weltfremder  gewordene  Lehre  vom  Imperium ,  dem  nur 
das  als  einheitlich  zu  denkende  Volk  gegenübersteht,  dem  Kampfe 
des  Königtums  mit  den  Ständen  eine  nicht  zu  unterschäta^nde 
Stutze. 

Aber  nicht  auf  dem  Boden  der  allgemeinen  Lehre,  sondern 
auf  dem  festen  Grunde  des  französischen  Staatsrechts 
bildet  sich  die  neue,  gegenüber  mittelalterlicher  Verschwommen- 
heit  klare  Lehre  vom  Staate  nnd  seiner  Gewalt  aus.  Der 
Humanismus  bereits  überwindet  die  mittelalterliche  Theorie  von 
der  Einheit  von  Kirche  und  Keicli;  nicht  mehr  kraft  eines 
Privilegs  oder  vermöge  der  faktischen  Verliältnisse,  sondern  kraft 
eigenen  und  ursprünglichen  Kechtes  erscheint  der  König  von 
Frankreich  als  niemandes  Untertan.  Später  tritt  die  Reformation 
hinzu,  um  die  alte  Lehre  von  der  Oberhoheit  des  Imperiums 
ginslich  zu  vernichten.  Das  16.  Jahrhundert  zeitigt  nunmehr 
eine  Theorie  vom  französischen  Ktfnig,  welche  die  Tendenzen 
der  Legisten  fortsetzt  und  ihn  an  die  erste  Stelle  unter  den 
christlichen  Monarchen  rttckt.  Namentlich  unter  Franz  I.  ist  es 
die  Schule  von  Toulouse,  die,  von  romanistischen  Ideen  beherrscht, 
das  Recht  tles  Königs  als  das  höchste  auf  Erden  darzustellen 
unternimmt').  Auf  Grund  der  Arbeiien  vouFerrault,  Guy  Pape, 

')  Q.  Weill,  Les  th^ories  snr  le  pouvoir  royal,  p.  15. 
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Boy  er,  Montaigne  und  anderer  Uber  das  franz»iNisclie  Recht 
hat  Grassaille  ein  bedeutsames  Buch  Uber  die  französischen 
Regalien  (1538)  veröffentlicht,  in  dem  er  zwanzig  allgemeiiie 
Rechte  de»  Königs  anfiählty  su  denen  noch  swaniig  andere^ 
spesielle  gegenüber  der  Kirehe  binantreten Ihnen  snfolge  tat 
er  der  erste  König  der  Welt,  der  weder  rechtlich  noch  faktiseh 
iigendeinen  Höheren  in  weltlichen  Dingen  anerkennt,  auch  nicht 
den  Papst  Er  ist  „imperator  et  monarcha  In  sno  regno",  er  ist 
höchster  Richter,  der  alle  niederen  (ierichte  vernichten  kann,  er 
übt  allein  eine  Reihe  besonders  antjji^ezäidter  Rechte  aus,  ja  „res 
Franciae  est  in  regno  tan»juam  «juidetn  eorporalis  Dens".  Aach 
Uber  die  Kirche  stehen  ihm  Rechte  zu,  wie  sie  keinem  anderen 
Monarchen  gebühren.  Er  konferiert  z.  B.  Dignitftten  und  Bene- 
fiaien,  besteuert  den  Klems  snm  Zweck  der  Verteidigung  dei 
Königreiches  ohne  Genehmigung  des  Papstes,  richtet  Uber  eins 
Reihe  sonst  den  kirchlichen  Tribunalen  TtrVhrltnnfir  F^*]li- 

Neben  dieser  extremen  Anschauung  von  den  Rechten  im 
Königs  treten  andere  auf,  die,  stets  anf  das  positive  Recht  Frank- 
reichs sich  berufend,  eine  fjferingere  oder  »röfsere  EinsclirSuknng 
der  königlichen  Macht  behaupten,  darunter  auch  solche  Ansichten, 
die  von  Partisanen  der  ständischen  Monarchie  ausgeben.  Allein 
selbst  in  den  KUnipfen  der  Hugenotten  und  der  Liga  wird  die 
Institution  des  Königtums  selbst  nicht  angegriffen,  die  Staatseinheit 
nicht  mehr  im  Interesse  der  surackgedrftngten  Stände  su  teneiÜMa 
gesucht.  Nicht  um  Monarchie  oder  Republikt  sondern  um  absolate 
oder  beschränkte  Monarchie  wird  erbittert  gestritten.  Diese  Kimpfe 
lehren  aber  die  Besonnenen  die  Notwendigkeit  einer  nber  jeden 
Streit  erhabenen,  unabhängigen,  unwiderstehlichen  Autorität  ftr 
den  .Staat 

So  wird  denn  inmitten  der  Börgerkriege,  die  Frankreich 
spalten,  während  das  Königtum  in  Heinrich  HI.  eine  verächtliche 
Schwäche  aufweist,  die  neue  Lehre  vom  Staate  geboren.  Dss 
Fi"'*  der  gesamten  vorangehenden  Entwicklung,  wie  es  sich 
fttr  die  Auffassung  des  staatlichen  Charakters  Frankreichs  dar- 
stellt, wird  von  Bodin  gesogen.  Nur  erhebt  er  sein  Besulta^ 
das  aus  der  politischen  Geschichte  Frankreichs  abutraliiert  ist,  ins 
Absolute.   Der  nach  langen  Kämpfen  errungene  SouTerloetüs- 


')  V^M.  die  Darstellung:  bei  Weill,  p.  16  f. 
Siehe  Weiil,  p.  209  ff. 
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^^edanke  wird  von  ihm  als  weseutlichstes  Merkmal  seiner  Staats- 
defiuition   eingefügt.     „L'^tat  est  on  droit  goQyemement  de 
plttsieon  mesnages  et  de  ce  qne  lenr  est  common  avee  pnissance 
sonTendne"       Diese  SUatsdefinition  enthält  in  der  Tat  etwas  | 
wassatlieli  Neae%  in  der  gaasen  ▼orangegangenen  Literatur  nicht  i 
Eathattenes.   Dals  jede  gerechte  Herrschaft  flher  eine  Vielheit 
fen  Hanshaltnngen ,  die  mit  souveräner,  d.  h.  nach  anfsen  und 
innen  höchster  und  unabhUngif^er  Gewalt  ausgestattet  ist,  einen 
Staat  darstelle,   das  oder  ähnliches  hat  vor    Bodin  niemand 
behauptet,  und  er  hat  vollkommen  recht,  wenn  er  sich  das  Ver-  1 
dienst  zuschreibt,  diesen  SoaveränetätsbegriH  zuerst  ausgeprägt  zu  J 
hab^'n*).    Vor  ihm  hat  man  ein  Moment  der  Souveränetät :  die 
inlsere  Unabhängigkeit   und    die  suprema  potestas  einselner 
Fttrsten,  des  Kaisers  und  des  Kttnigs  von  Frankreich  erkannt; 
eine  Zusammenfassung  aller  Elemente  des  Souveränetätsbegriffes 
tu  einer  Einheit  hat  jedoch  ror  Bodin  nicht  stattgefunden.  Erst 
durch  ihn  ist  der  Komparativ  „sou verain definitiv  zum  Superlativ, 
die  !»uperioritas  zur  suprema  potestas  geworden. 

Dieser  Begrift"  aber  in  der  von  Bodin  aufgestellten  Forniu- 
lierung  ist  wesentlich  negativer  Natur.  Die  „absolute,  von  allen 
Gesetsen  entbundene  Oewalt  tiber  Bttiger  und  Untertanen'*  be- 
deutet zunächst  nur  die  Verneinung  alles  dessen  ^  was  sich  als 
selbständige  Macht  Uber,  neben  und  im  Staate  behaupten  will: 
der  Herrschelgewalt  des  Papstesi  des  Beiches,  der  Stände*).  Der 
Staat  hat  eine  souveräne  Oewalt,  heifst  zuvörderst  nur :  der  Staat 
ist  seUechihin  unabhängig  von  jeder  anderen  Macht.  Es  besagt 
nicht,  was  der  Staat  seinem  Wesen  nach  ist,  sondern  vielmehr^  was 
er  nicht  ist. 

Nun   wird  es  auch  völlig  klar,   warum  das  Altertum  den 

^)  Six  livres  de  la  Kcpublique,  1576,  I,  1.  In  der  lateinischen 
h*»kaTintpren  Fassung:  Recta  plurium  familiarum  et  roruin  inter  ipsas 
communinrn  cum  summa  porpetuaque  potcstate  gubernatio. 

Principio  definienda  fuit  maicstas,  quam  nec  phiiosophorum  nec 
inrisconsultonim  quisquam  definiit.  I,  8  (ed.  tertia,  FVankfurt 
p.  123). 

^  Moch  aber  ist  die  höchste  Steigerung  des  Souverftnetätsbegriffas 
bei  Bodin  nicht  vollsogen,  da  derfleirscher  durch  die  göttlichen  und 
usifirlichen  Gesetse  gebunden  ist  ([,  8,  p.  130).  Vgl.  auch  Landmann, 
a.a.O.  S.  .50  ff.;  Rehm.  Geschichte,  S.  129.  Die  absolute  rechtliche 
8cbrankenloäigkeit,  die  im  Begriff  des  summnm  Imperium  liegt,  hat 
erst  flobbes  au  b^rfinden  gesucht. 
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Souveritnt'tätsbcfjrifV  nicht  finden  konnte.  Wo  war  die  Macht,  die 
den  autikea  Staat  hHtte  bestreiten  wollen?  Und  ebenso  wird  es 
klar,  warum  anch  die  letzte  Epoche  des  Mittelalters  zwar  nach 
dem  SouTorinet&tabegriff  tastet,  ihn  aher  trotxdem  nicht  finden 
kann.  In  den  Kimpfen  nm  die  staatliche  Unabhängigkeit  tind 
Hoheit  wird  swar  die  eine  oder  andere  Seite  der  sonTerinen 
Staatsgewalt  in  meist  unklarer  Weise  bemerkt,  die  Allseitigkeit 
der  Negation  jedoch,  die  in  der  Vorstellnng  der  Souverilnftölt  liegt 
wird  erst  in  dem  Augenblicke  erkennbar,  wo  sie  ])olttisch  t^ichtbar 
und  siegreich  vor  den  Augen  des  Forschers  dasteht. 

3.  Hat  die  geschichtliclie  Untersuchung  demnach  ergebeo, 
dafs  die  Souveräuetät  nur  durch  die  historischen  Kämpfe  dei 
Staates  nm  seine  Ezistensberechtignng  verständlich  wird,  so  zeigt 
weitere  Untersuchung,  datis  mit  dem  Augenblick,  wo  sie  su  einen 
Essentiale  der  Staatsgewalt  und  damit  des  StaatsbegrUfes  erhoben 
I  wird,  die  Versuche  beginnen,  ihr  einen  positiven  Inhalt  m 
geben.  Schon  Bodin  findet  den  Übergang  von  der  negativen 
zur  positiven  Funktion  der  Souvei  änetHtslehre.  Von  ihm  an- 
gefangen wird  die  SouveränetÄtslehre  in  eine  neue  Kampfes- 
position gestellt.  Sie  geht  nämlich  sofort  von  der  Verteidigung 
zum  Angrirt'  Uber.  Die  epochemachenden  Wendungen  der 
Souveränetätslehre  gehen  alle  von  Münnem  aus,  die  regen  Anteil 
an  den  politischen  Kämpfen  ihrer  Zeit  nehmen  und  die  Bichto^g 
des  Sieges  durch  neue  Ideen  bestimmen  wollen  -So  verschieden- 
artig aber  auch  diese  Versuche  ausfallen,  so  kOnnen  sie  dennoch 
den  Ursprung  des  Souveränetfttsgedankens  aus  einem  negativeD 
Begriff  auch  in  seiner  neuen  Position  nicht  verleugnen,  indem  ei 
seine  Aufgabe  bI»Mbt,  in  seinem  Vorwftrtsdringen  dje  Ansprüche 
aller  sich  ihm  entgegenstellenden  Mächte  energisch  zu  verneinen. 
Ehe  wir  aber  zu  dieser  Erörterung  schreiten ,  ist  ein  anderer, 
höchst  wichtiger  Prozefs  eingehender  zu  verfolgen. 

Hier  greift  nfimlich  eine  zweite  Gedankenrethe  ein,  die, 
anzüglich  von  der  Souveränetätslehre  gänzlich  getrennt,  ifar 
zeitlich  lange  vorangehend,  sieh  mit  ihr  in  eigentttmlicher  Weise 
verflicht  und  zu  einem  schwer  zu  enj|yrti»rAn<iAi^  ]^y|an«l  tief- 
greifender Irrtümer  fahrt,  die  historisch  von  den  scbwerwiegendstea 
Folgen  begleitet  waren. 

In  den  mittelalterlichen  Kämpfen  um  die  Unabhiiugigkeit 
des  Stajite.N  und  seiner  (Jewalt  ist  es  überall  die  Monarchie, 
welche  als  Träger  des  Ötaatsgedankeus  auftritt.    Daher  erscheint 
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dem  politischen  Denken  der  Kampf  um  den  Staat  weaeotlich  als 
Kampf  des  weltlichen  Hemchera  mit  dem  Papete,  des  Königs 
mit  dem  Kaiser,  des  Landesherrn  mit  den  Fendalhemn  oder 
Kommnnen.  Es  ist  daher  fi»t  selbstverstKadlich,  dals  die 
Sonverlnetllt  anforderst  auf  den  Monarchen  bezogen  wird.  Der 
Staat  wird  zn  einem  Oemetnwesen,  an  dessen  Spitze  ein  son« 
verÄner  Herr  steht.  Die  neuen  politischen  und  naturrcchtlichcn 
Theorien  erkennen  zwar  auch  andere  Staatstormen  als  die  Mo- 
narchie au ,  zunilchst  aber  wenden  sie  sich  ihr  mit  Vorliebe  zu. 
I>ie  Staatsgewalt  kann  sich  als  unabhängige  Macht  nur  bewähren, 
wenn  der  Ftlrst  im  öffentlichen  Rechte  durch  nichts  gebunden 
ktf  wenn  die  gante  Staatsordnung  an  seiner  Disposition  steht.  ^ 
Da  der  Staat  schlechthin  unabhängig  ist,  so  mnls  auch  seine 
höchste  Gewalt  absolut  sein.  So  nimmt  die  SonyerlnetMtslehre 
die  Wendung  zum  Absolutismus.  Der  Schöpfer  der  wissenschaft- 
lichen SonverKnetfttslehre  wird  sofort  zum  ersten  Verteidiger  der 
rechtlich«  11  und  politischen  Notwenfligkeit  de>  ahsoluten  »Staates. 
Auch  hierin  wird  man  die  Wirkung  der  Zeitverhältnisse  auf  die 
staatsrechtliche  Theorie  klar  erkennen.  DaU  B  o  d  i  n  in  den 
Wirren  der  Bürgerkriege  in  der  Anerkennung  der  königlichen 
Allmacht  das  Bettangsmittcl  des  Staates  erblickt,  ist  bereits  hervor- 
gehoben worden.  Nicht  anders  war  es  aber  mit  der  Fürstenmacht 
m  den  anderen  kontinentalen  Staaten  bestellt  In  dieser  Zeit 
des  Oberganges  lum  modernen  Staate  war  Konzentration  der 
ftntlichen  Gewalt  das  notwendige  Mittel,  um  die  Staatseinheit  her- 
zustellen, wie  in  Spanien,  wo  zwei  bisher  selbständige  Staaten  sich 
tu  verschmelzen  hatten,  oder  um  sie  vor  den  noch  innner  stark^-n 
zentrifugalen  MMchten  des  ständischen  Sondergeistes  zu  bewahren. 
l>ie  Staatslehre  jener  Tage  hatte  nur  in  eine  juristische  Formel 
gefafst,  was  zwei  Menschenalter  früher  Machiavelli  in  Form 
politischer  Vorschriften  fUr  den  zn  bildenden  nationalen  Staat  der 
Italiener  gefordert  hatte :  eine  Amtliche  Gewalt,  die  rücksichtslos 
nur  den  eigenen  Willen  gelten  lassen  will,  alles  zerschmetternd, 
was  sich  ihr  in  den  Weg  stellt. 

Die  neue  Lehre  —  und  das  tritt  im  17.  Jahrhundert  noch 
schärfer  hervor  —  verlegt  nun  den  Staat  immer  mehr  iii  die 
Person  des  Fürsten  und  läfst  das  V'olk  nur  als  Objekt  fürstlicher 
'latigkrit  l)e>tt'li«'n.  Dies«*  Wendung  der  Theorie  wird  in  ihrer 
wiKseuschaftlichen  Eigentümlichkeit  nur  verständlich,  wenn  mau 
die  Verbindungsglieder  in  Betracht  zieht,  die  von  der  voran- 
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gegangeneu  Eiitwk-klnug  der  Staatslehre  zu  ihr  hinführen.  Das 
Mittelalter  liatte  t^ich  lebhaft  mit  der  Frage  nach  dem  Ursprung 
der  weltlichen  Gewalt  beschäftigt.  Nur  zwei  Möglichkeiten  standen 
dem  Deuken  jener  Zeit  offen:  gtftUicher  oder  menschlicher  ür- 
sprang.  Die  Lehre  vom  gOtdtchen  Ursprung  der  weltlichen  Gewalt 
wird  sunVehst  von  der  Kirche  bekftmpft ;  anch  die  spftter  von  ihr 
gepflegte  Lehre  von  der  Znrttckflihrang  des  Imperinms  auf  gOtt* 
liehe  Einsetanng  wird  fortdanemd  durch  eine  Theorie  vom  tnenseh- 
lichen  Ursprung  der  Gewalt  der  jeweiligen  [Machtliaber  ergMnrt. 
l)aniit  tritt  frllhe  schon  «lic  7.w«'ite  Alternative  in  di-n  Vorder- 
grund. Für  sif  gibt  aber  die  altröinischo  Formel,  derzufolge 
die  Gewalt  ursprunglich  bei  der  Volksgemeinde  ruht,  die  mit  im- 
erschUtterlicber  Autorität  umkleidete  Basis  ab.  Dazu  treten,  wie 
schon  früher  erwähnt,  dnrch  die  Bibel  vermittelt,  altjttdische  Ge- 
danken, sowie  die  Tatsache  der  Bestellung  der  geistÜchen  nnd 
weltlichen  Hüupter  der  Christenheit  dnrch  Wahl,  um  das  Volk 
als  den  einzigen ,  unbestreitbaren ,  ursprünglichen  Inhaber  der 
höchsten  G^ewalt  erscheinen  zu  lassen.  Überdies  entspricht  es 
auch  den  germanischen  Rechtsanschauungen j  den  vorerst  ganz 
unentwickelten  Staat  als  eine  grofse  Genossenschaft  /u  betrachten, 
deren  Gewalt  nichtH  anderes  als  die  Gesamtgewalt  der  Genossen 
ist.  Da  die  Theorie  jener  Zeiten,  der  Wirklichkeit  abgewendet, 
sich  nur  in  den  antik-scbolastischen  Kategorien  au  bewegen 
vermag,  so  ist  ibr  nur  die  eine  Alternative  gegeben,  entweder 
das  Volk  fortdauernd  als  Maebtquell  im  Staate  aufirafassen*  oder 
den  Monarchen  durch  EntäuTiBening  der  Macht  von  Seiten  dieses 
ihres  ursprünglichen  Inhabers  entstehen  su  lassen.  Je  mehr  die 
fürstliche  Gewalt  sich  zu  konzentrieren  strebt,  desto  energischer 
wird  von  ihren  Gegnern  ihr  ])opularer  Ursprung  betont.  Im 
14.  und  15.  Jahrhundert  von  hervorragenden  Schrift^stellern 
vertreten,  wird  er  in  den  durch  die  Keformatiou  heraufbeschwo- 
renen inneren  Wirren  der  westlichen  Staaten  zum  Kampfesmittel 
g^;en  die  nnnroehr  auch  das  Gewissen  bedrängende  weltliche 
Macht.  In  der  dem  Bodinschen  Werke  ttber  den  Staat  gleich- 
seitigen monarchomaehischen  Literatur  wird  die  Ableitung  des 
Kffnigsrechtes  aus  dem  Volksrecbte  lur  Grundlage  bedeutssmer, 
gegen  den  aufstrebenden  Absolutismus  gerichteter  politiaeher 
Forderungen. 

Zu  dieser  Vorstellung  aber  tritt  noch  eine  wichtige  wissenschaft- 
liche Tatsache.    Der  korporative  Charakter  des  Staates  war  dem 
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31itte1a1tPr  und  der  beginnenden  neueren  Zeit  keineswegs  anerkannt 
gehlieben,  allein  eine  klare,  folgerichtige,  die  leisten  Konsequenzen 
einer  solchen  Anschannng  siehende  Lehre  ist  in  der  gansen,  dem 
neneren  Natarrecht  Torangehenden  Wissenschaft  nicht  zu  finden, 
wie  denn  auch  das  Natnrrecht  selbst  nicht  imstande  ist,  die 
Ton  ihm  behauptete  körperschaftliche  Natur  des  Staates  wider- 
sprachslns  durchzuführen.  Üie  grob  sinnliche  Aiischanunf; ,  die 
den  populus  als  vorstaatliche  Summe  der  «'inzelnen  dem  durch 
den  »Staat  geeinten  Volke  gleichstellt,  die  den  Fürsten  nicht  als 
Volkslied,  sondern  als  individuelle  Person  betrachtet,  schlägt 
immer  wieder  durch.  Damm  verknüpft  sich  die  Frage  nach  der 
sonveiinen  Staatsgewalt  immer  und  immer  wieder  mit  der  nach 
dem  TrÄger  dieser  Gewalt,  Dieser  TrSger  wird  aber,  wie  nicht 
anders  mSglichy  entweder  gsns  oder  doch  sum  Teil  aufserhalb 
des  Staates  gestellt,  d.  h.  selbst  wenn  seine  Oiganstelluug  erkannt 
wird,  ist  er  dennoch  zugleich  aufserhalb  des  Staates  stehende 
Person,  der  sein  Recht  nicht  nur  der  Staatsordnung,  sondern 
einem  dieser  Ordnung  vorangclnMiden  oder  sie  bogrlhulnulen 
Akte  vorstaatlicher  Persönlichkeiten  verdankt.  Daher  scheint  <  s, 
d&fs  es  zwei  verschiedene  Sonveränetäten  gebe,  die  eine  dem 
Staate,  die  andere  der  Person  des  höchsten  Staatsorgans  sustehend. 

So  vermischt  sich  denn  die  Lehre  von  der  Volkssonverftnetät 
mit  dem  nengefnndenen  Satse,  dafs  der  Staat  einer  souverlaen 
Qewalt  bedarf.  Wie  wenig  beide  Gedankenkreise,  die  sich  aus 
kistofischen  Gründen  gt^schnitten  haben,  in  innerem  logischen 
Zusammenhang  stehen,  geht  daraus  hervor,  dafs  die  Frage  nach 
dem  Ursprung  der  Gewalt  bei  jedem  uielitxmverUnen  Verbände 
in  gleichem  Mafse  wiederkehrt  wie  beim  Staate,  wHhrend  die 
Frage  nach  Art  der  Souveränetät  der  Gemeinde,  der  Körperschaft, 
des  Vereines  überhaupt  gar  nicht  aufgeworfen  werden  kann.  Ans 
dieser  so  nabeliegenden  und  doch  nirgends  unternommenen  Er- 
wigong  geht  es  klar  hervor,  dafs  die  Frage  nach  der  höchsten 
Gewalt  im  Staate  mit  der  Frage  nach  der  hllchsten  Gewalt  des 
Staates  nichts  sn  tun  hat  Sonverlnes  Organ  im  Staate  nnd 
sottverlner  Staat  sind  daher  zwei  grundverschiedene  Dinge.  Die 
aus  der  heutigen  Terminologie  einerseits  wegen  des  völkerrechtlichen 
Sprachgebrauches,  anderseits  wegen  der  an  deni  hergebrachten 
Terminus  der  VolkssouverUuetilt  haftenden  Literatur  der  heutigen 
demokratischen  Republiken  kaum  mehr  auszumerzende  Anwendung 
deiselben  Wortes  anf  swei  grundverschiedene  Dinge  hat  zu  den 
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tiefstgrpifcnden  Folgen  geführt  Es  wäre  eine  wichtige  Uuter- 
Bucbung,  den  Einfluls  anklarer  Terminologie  auf  die  G60chichte 
menschlichen  Denkens  und  Handelns  einmal  im  Zosammenliang 
nacbsnweisen. 

^  In  der  Fulgeieit  tritt  swar  aneh  die  alte  Lehre  Tom  gött- 
lichen Ursprung  der  fürstlichen  Gewalt  lu  wiederholten  Malen 
auf.  HNufig  verbindet  sie  sieh  mit  der  SouTerllnetitsIehre)  sei  et, 

um  den  absoluten  Clmrakter  der  souveränen  Gewalt  zu  stützen, 
sei  es,  nm  deren  Bindung  an  gfittliclies  Gesetz  hervorzuheben,  da 
&'u'  menschlichem  nicht  Untertan  sein  könne.  Sie  ist  aber  nicht 
im  entferntesten  so  durchgebildet  worden,  wie  die  Ableitung  der 
«,  Monarcheugewalt  aus  der  Volkssouveränetät.  Sie  krankt  von 
▼ornherein  an  dem  Feliler,  daCs  sie  in  nicht  an  b^ttndender 
Weise  nur  eine  bestimmte  Staatsform  als  ▼ollbereebtigt  anerkennen 
kann.  Daher  nimmt  sie  entweder  lu  einem  kindischen  Antoritits- 
glauben  Zuflucht,  wie  bei  Oraswinekel  und  Filmer,  oder  sie 
Bttitzt  gich  anf  den  keines  weiteren  Beweises  bedürftigen  theo- 
kratisehen  Gedanken,  wie  bei  Hossuet,  oder  sie  verzichtet  auf 
jt'fles  nähere  Verstiiudnis  d<*s  hist(»ris('h<'u  Geschehens j  wie  bei 
den  französischen  Legitimisteu  und  ihren  deutschen  Nachfolgern. 

Die  Theorie  vom  menschlichen  Urs]>rung  der  souverttnen 
fürstlichen  Gewalt  aber  Albrt  seit  H  o  b  b  e  s  ,  der  suerst  die 
SouTerXnetXt  der  Staatsgewalt  nicht ,  wie  Bodln,  als  eine 
Tatsache  hinnahm,  sondern  sie  wissenschaftlich  su  begrttnden  Ter» 
suchte  bis  aur  Cberwindnng  der  naturrechtlichen  Staatslehre 
überall  auf  die  Theorie  der  ursprünglichen  Staats-  und  Ter* 
fassungsj^rUndenden  Volkssouveränetät  zurück.  Alle  nur  m^ig- 
lichen  juristischen  Konstruktionen  werden  uiUernommen,  um.  dem 
politischen  Stand])unkt  der  Autoren  angej)afst,  die  souveräne 
FUrätcngewalt  zu  be<,nUnden.  Das  Volk  schliefst  mit  dem  König 
einen  zweiseitig  bindenden  Vertrag  ab;  das  Volk  schlielst  unter 
sich  einen  Vertrag  ab,  des  Inhalts,  sich  einem  su  unterwerfen, 
so  dafs  nur  das  Volk  kraft  des  SubjektionsTertrages  gebunden 
ist,  nicht  aber  der  also  geschaffene  GewalttrXger;  das  Volk  verleiht 
dem  Könige  die  ganse  Gewalt  als  jederzeit  rttcksiehbares  Prekarium; 
das  Volk  del^iert  ^nen  Tail  seiner  Gewalt  dem  KOnige,  behilt 
sich  aber  den  Rest  «ur  eigenen  Ausübung  vor.  Das  Volk  kann 
sich   seiner   Gewalt  entäufsern,   die  Gewalt  ist  unveräulserlich 
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beim  Volke,  so  lauten  die  beiden  Hauptsätze ,  die  in  mannig- 
faltigen Variationen  in  den  Lehren  des  17.  und  18.  Jahrhunderts 
fertreten  sind  und  von  der  grOfsten  Bedeutung  in  den  gewaltigen 
Kimplen  dieser  Zeitalter  werden. 

Bei  schlrferem  Zusehen  finden  wir  nun  leicht  den  tiefsten 
Gmnd  dieser  Irrungen  der  Souverünetätslehre  der  naturreclit- 
lichen  Epoche.  Einmal  ist  es  die  Lelire  von  der  Ableituu^'^  dos 
»Staates  aus  dem  vorstaatlichen  und  danini  rechtlich  —  weiügslens 
positiT-rechtlich  —  unbeschränkten  Individuum,  welche  die  Summe 
der  durch  Vereinbarung  susammengefafsten  souveränen  Individuen 
als  Quelle  der  Macht  annah^  in  dieser  Uiusicht  die  bereits  im 
Mittelalter  lebendigen  Tendenzen  fortsetsend,  im  Volkswillen  den 
Ursprung  des  Imperiums  >u  suchen.  Sodann  ist  es  aher  die  der 
englischen  Staatslehre  entlehnte  Anschauung,  dafs  die  Volksgemeinde 
der  Staat  sei,  welche  die  Theorie  von  der  Volkssouveränetät  als 
der  letzten  Basis  aller  Staatsgewalt  mit  scheinbar  unerschütterlicher 
Autorität  umgibt.  Gerade  die  mit  kauouistliem  Auselien  um- 
kleidete Lelire  von  der  civitas  oder  dem  j>oj)ulus  (coetus,  socirtas) 
als  Staat,  welche,  durch  Aristoteles,  Cicero  und  die  rümischen 
Juristen  vermittelt,  der  klaren  Erfassunj^  des  korporativen  ( "ha- 
lakters  der  öffentlichen  Verbitnde  sich  hindernd  in  den  Weg 
itellt,  mufste  immer  und  immer  wieder  au  einer  Gleichstellung 
foo  Volk  und  Staat  fiLhren.  Hätte  die  Epoche  von  Grotins  und 
Hobbee  bis  auf  Kant  und  Fichte  mit  ihrer  Durchbildung  der  Lehren 
von  der  absoluten  FQrsteU'  und  Volks^^ewalt  die  natnrrechtliche 
Voraussetzunt;  ihres  Denkens  abzustreifen  und  den  von  ihr  sonst 
wi  energisch  vertretenen  Gedanken  der  körjjerschat'tÜchen  Natur 
des  Staates  konsequent  durchzuttlhren  vermocht,  so  hätte  ^ie  iu 
dem  Volke,  das  ihr  unausweichlich  als  Quelle  der  Macht  er««eln''n, 
nicht  das  Volk  vor  dem  Staate,  die  sich  zum  Staate  verbiudeudeu 
eiaaelnen  im  Laufe  dieses  Verbindungsprozesses,  sondern  das 
bereits  zum  Staate  organisierte  Volk  —  mit  einem  Worte  den 
Staat  erkennen  müssen.  Die  Frage  nach  dem  Ursprung  der 
ftfttltchen  Gewalt,  die  sofort  ein  Bttndnis  mit  der  neuentstandenen 
SoQyeränetätslehre  einjje^angen  war,  hätte  zu  dem  »Satze  fuhren 
mUssen,  dafs  jener  Urs])ruii^'^  im  Staate  liege,  und  damit  hätte 
die  monarchische  Gewalt  sofort  ihren  richtigen  Umfang  und  ihre 
*v,^grenzung  getunden. 

Bezeichnend  aber  für  die  verschiedenen,  einander  entgegen- 
wirkenden Strömungen  in  der  juristischen  Theorie  ist  es,  dafs 
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diese  Einsicht  sowohl  der  begiDiienden  Naturrechtslehre  aU  auch 
der  positiveo  JariBprudens  wenigsteiis  nicht  völlig  TeiboigeB 
bleibt.  War  scboD  im  Mittelalter  die  Lehre  von  dem  nach  Ana- 
logie  des  corpus  mysticum  Christi  mm  einbeidiehen  Staate  er- 
hobenen Volke  vorhanden  nnd  in  Verbindung  damit  die  Oigan* 
stellnng  des  Monarchen  erkannt,  so  scheiden  auch  neuere  Pabli- 
'/istcn  (Iii»  (l<Mii  Staate  eignende  maiestas  realis  von  der  aus  ihr 
eutspriiigeudeu  maiestas  ptTsonalis  des  Monarchen*).  Wuhrend 
aber  bei  ihnen  doch  nur  eine  andersartige  Fassung  der  Uerleitung 
der  Fürsten-  aus  der  Volkssouveränetät  vorliegt,  so  kommt  auf 
Grund  lehensrechtlicher  Anschanangen,  Bodin  korrigierend,  der 
berühmte  fransitoische  Jurist  Loyseau  su  der  Ansicht,  dals  die 
SouYerftnetKt  am  Staate,  niber  gefabt  am  Staatigebiete ,  hafte 
nnd  dem  jeweiligen  Inhaber  sieb  mitteile.  So  leitet  er  demnadi 
die  „Bonverainet^  in  concreto"  ans  der  „sonverainetA  in  abstracto' 
ab*).  Diese,  so  viel  ich  sehe,  der  raodernen  Literatur  Uber  die 
Souveräiietät  unbekannt  gebliebene  Auffassung  ist  besonders  lehr- 
^^:fiicli  für  die  Kntstehungsgeschiclite  der  SouverHnetätsvorstellung, 
da  in  ihr  die  altfranz^isische  feudale  Anschauung  von  der  Gebiets- 
herrschnft  als  Grundlage  der  Staatsgewalt  nochmals  lU  originellen 
Ausdruck  kommt. 

Auch  H.  Orot  ins,  der,  um  das  Völkerrecht  in  bcgrUodeu, 

die  —  nicht  ganz  richtig  verstandene  —  aristotelische  Lehre  von 

dem  Wechsel  des  Staates  im  Wechsel  der  Verfassungen,  die  noch 
Bodin  gefesselt  hatti-,  bekämpfen  niufst«',  kann  zur  Hehauptuug 
der  Identität  des  Staates  bei  Änderung  der  Verfassung  nur  durch 
Gegen  Uberstellung  von  Staat  und  Herrscher  gelangen.  Daher 
unterscheidet  er  zwischen  dem  subjectum  commune  und  dem  snb- 
jectum  proprium  der  maiestas,  deren  ersteres  der  Staat,  letsteiti 

')  Vgl.  (ti.Tk.',  Althusius,  S.  164  tf. 

■-')  Et  (online  cfst  le  prupre  de  toute  Seigncurie  d'estrf  inherentc 
k  quelque  lict  ou  domaine,  aussi  lu  8ou\ t'rainetÄ  in  abstracto,  est 
attaehee  k  l'Estat.  liovaume  ou  Hcpultlitjuc  rurrillenicnt  comnie  tonte 
Seigueurie  est  cunnuuniquee  aux  possesäcurs  du  ce  üef  ou  doumiue,  U 
Souverainet^,  seien  la  diverriti  des  Estats  se  oommnnique  aox  diren 
possesseurs  d*iceuz :  &  s^avoir  en  la  Deraocratie  k  tont  le  peuple  . .  •  • 
En  TAristocratie  la  Sonveraineti  reside  per  derers  cenz,  qui  ost  Is 
domination  ....  Finalement  Monarchies  eile  appartient  au  Monarqiie 
qui  ponr  ( <  .st«'  ranse  est  appellc  Ihrince  souverain  ou  souTmün Sc^;neor. 
Trait^  des  Seigneuries.   Paris  1608,  p.  25. 
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der  Herrscher  ist  Alleiu  auch  er  kommt  nicht  zur  klaren 
»xlieidung  von  Staat  und  Volk,  so  dafs  auch  seine  Lehre  »chiiefs- 
iich  jn  die  von  der  VolkssouveräuetÄt  als  Grundlage  der  Herrscher- 
sonveränetät  einmtlndet  Nur  indem  er  die  Tätigkeit  des 
üenrschers  mit  der  des  Sehens  parallelisiert,  die  sowohl  auf  den 
gtmen  Körper  ab  auch  auf  das  Auge  als  Sabjekt  bexogen  werden 
kann*X  kommt  er  der  richtigen  Anffiusnng  nahe,  ohne  sie  indes 

eneichen  oder  gar  festhalten  an  können.   

4.  Nunmehr  _sfixdfi]L.nns  die  Versuche  Terstilndlieh  werdeiu 
den  seinem  Ursprung  und  Wesen  nach  negativen  Souveränetäts- 
hegrift"  mit  einem  positiven  Inhalt  zu  erfüllen.  Au«  der  abstrakten 
Vtirstellung  einer  alle  ihr  entgegenstehenden  Ansprüche  nirht- 
staatlicher  Mächte  negierenden  Gewalt  liefs  sich  keine  wie  immer 
geartete  positive  Folgerung  auf  ihren  Inhalt  herleiten.  Um  den 
sn  gewinnen,  wendet  sich  die  Theorie  dem  konkreten  Staatsleben 
n.  Sie  beobachtet  einfach  die  sonverllne  Person,  die  sie  an  der 
Spitie  des  Staates  sieht,  sihlt  die  Befugnisse  auf,  die  ihr  gemifs 
dem  herrsehenden  Rechtsanstande  anstehen,  nm  sie  sodann  als 
wesentliche,  begrifi^notwendige  Elemente  der  sonyeränen  Gewalt 
«I  behaupten.  Bei  dieser  RationaliHierung  des  positiven  Staats- 
rechtes läuft  aber  unvermerkt  ein  schwerwiegender,  ftir  die  ganze 
Entwicklung  der  reclitlichen  Grundanschauungeu  höchst  bedeut- 
Mmer  Fehler  unter.  Es  wird  nämlich  Staatsgewalt  mit 
SouveräuetHt  i dentifiaiert.  Dies  zeigt  sich  sofort  schon 
bei  Bodin,  der  die  aoaverine  Gewalt  mit  einer  Anxahl  von 
eioselnan  Rechten  ansftlllt.  Diese  werden  aber  keineswegs  aas 
dem  Wesen  der  Sonverllnetät  abgeleitet,  also  nicht  bewiesen,  dals 
sie  einer  nichtsonverttnen  Gewalt  ans  eigenem  Rechte  gar  nicht 
zustehen  können.  Vielmehr  vertritt  die  Behauptung  die  Stelle 
des  Beweises.  Es  ist  aber  klju  ,  dafs  in  dieser  Gleichstellung 
von  .Staatsfunktion  und  Souveräiietiitsiecht  eine  petitio  principii 
liegt :  aus  der  Tatsache ,  dafs  der  Souverän  ein  Recht  ausübt, 
wird  geschlossen,  dafs  es  Staatsfunktion  sei^  während  doch  der 
Naehweb  geliefert  werden  sollte,  dafs  eine  notwendige  Funktion 

'I  I,  3,  §  7,  1. 

Vgl.  Gierke,  Althusius,  S.  173  f.;  Rehm,  Geschichte,  S.  237, 
der  ürotius  konsequentere  Einsicht  in  das  Wesen  der  Staats- 
frouveränetät  zuschreibt .  indes  auelt  S.  241  die  Unklarheiten  des 
Gro Ii u »sehen  „populus"  hervorhebt. 

A.  a.  0. 
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des  St.'iato  vorliege,  die  doslialb  dein  Souverän  zustehen  luüs^(■ ' ). 
Überdies  wird  gar  nicht  untersucht,  was  denn  gegebenenfalls  ni^ 
einem  Staate  wird ,  dem  eines  oder  mehrere  Souveränettttsrecbte 
entzogen  sind,  andere  hingegen  Terbleiben.  In  ilirem  Be6trebe% 
den  in  sich  einbeitliehen  Normalstaat  in  konstruieren,  Temaeli- 
Ittssigen  die  Grtlnder  der  Sonverttnetfttslehre  gerade  jene  FMle^ 
an  denen  erst  empirisch  die  Lehre  von  der  Begriffsnotwendigkeit 
der  SouverXnetät  für  den  Staat  sn  erproben  wire. 

Dafs  der  positive  Inhalt  der  Soiiveränetät  in  sie  auf  die  im- 
gegeben»'  Weise  liinein^^elegt  wird,  lehrt  deutlii  h  1  >  o  d  i  n  in  den 
näheren  Ausführungen  über  die  Souveränet&tsrechte.  Er  führt 
acht  nVrayes  marques  de  Souveraincte""  an:  das  Recht  der  Gesetz- 
gebongy  das  Becht  Aber  Krieg  und  Frieden ,  das  Hecht  der  Er- 
nennung der  obersten  Beamten,  das  der  höchsten  Gerichtsbarkeit, 
das  Kecht  anf  Treue  nnd  Gehorsam,  das  Begnadigongsreeht,  dss 
Mttnirecht  und  endlich  das  Besteuemngsrecht.  Das  sind  aber 
nichts  anderes  als  die  Rechte,  welche  damals  der  König  tob 
Frankreich  für  »ich  in  Ansprach  nahm^  wie  denn  auch  in  den 
nHberen  Ausführungen  Uber  diese  Ivechte  vielfach  französi>che 
Verhältnisse  zum  Vorbild  gedient  haben  Stehen  den  «Subjizierten 
derartige  Kechte  zu,  so  sind  sie  in  deren  Hand  nur  ein  prekärer 
Besitz,  der  von  der  souveränen  Gewalt  jederzeit  an  sich  gesogen 
werden  kann      Hier  ist  der  deutliche  Punkt,  wo  der  SouveriUietiUs- 

>)  Iura  maiestatis  einsmodi  esse  neeesse  est,  nt  snmnio  quideni 
Principi  tribui,  magistratibus  aut  privatis  non  possint:  aut  si  snmintf 
Principibus  ac  priyatis  communia  sitit,  iura  maiestatis  esse  desinsot,  l, 
10,  p.  2S4  iura  luaiestatiB  eiusmodi  esse  debere,  nt  summomm  quidem 
Principum  omnino  propria  |iDt|  nec  tarnen  cum  snbditis  commnoia,  I, 
10,  p.  271. 

Wie  willkürlifli  und  unsystematisch  iliose  Aufzählung  sei,  i*t 
bald  crkiiunt  worden.  Schon  Loyseau,  a.  a.  O.  p.  26,  bemerkt,  indem 
er  di<'  ubsolute  (Jewalt  als  einziges  Kennzeiflu'n  d<'r  SouveranttHt  be- 
hauptet: les  autres  marqueö  de  souverainctc  rupportees  par  ßodin  . . . . 
sont  plustost  droits  et  dependanccs,  que  marques  specifiqiies  et  cor* 
taines:  et  quiconqne  voudroit  mirer  et  recognoistre  la  souveiaioet^  per 
chacunes  d'icelles,  se  mesprendroit  souventes  fois.  Ferner  Psnr* 
meister,  vgl.  Hancke,  a.  a.  0.  S.  50. 

—  quaeque  nec  concedi  debeant,  et  concessa  nnlla  temponm 
cnrriculo  praescribi  possint.  At  si  Princeps  publica  praedia  com  in* 
perio  ac  iurisdietione  et  eo  modo  frucnda  concesscrit,  quo  ipse  fruerettir, 
etiam  si  tabulis  iur<>  maiestatis  excepta  non  fuerint,  ipso  inrc  tameo 
excepta  iudicantur,  I,  10,  p.  271. 
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begrid  zur  Ofi'easive  vorgeht,  zu  eiuer  tiefwirkeuden  politischen 
Idee  wird. 

Denselben  Weg  schlägt  mit  unerbittlicher  Konseqaens 
H ebbe 8  ein,  indem  er  den  Sonverftnetfttsb^iff  am  schJtrfoten  im 
abeolatistiscben  Sinne  angprügt.  Nnr  gebt  er  yiel  ayetematiscber 
Tor  als  Bodin,  indem  er  den  Inhalt  der  Soaverlnetät  nieht  Knfser- 
lieh  an  sie  heranbringt,  sondern  ihn  als  im  Staatssweck  liegend 
aus  diesem  abzuleiten  sucht  Der  Souveriin  ist  iiacli  ihm  nicht 
kiHj.'bar  und  nicht  bestrafbar,  ist  höchster  Bewahrer  des  Friedens 
und  höchste  Autorität  in  Glaubenssachen.  Er  ist  (xesetzj^eber, 
oberster  Kichter,  Herr  Uber  Krieg  und  Frieden  und  Dienstherr, 
liat  das  Kecht,  praeter  legem  zu  belohnen  und  zu  strafen,  und  ist 
MhiielsUch  der  Quell  aller  Ehren  und  Würden  Das  sind  aber 
aiebts  anderes  als  die  wichtigsten  Eigenschaften,  die  die  englische 
Theorie  Ton  der  königlichen  Prttrogative,  wie  sie  ein  Jahrhundert 
spiter  noch  von  Blackstone  formuliert  wurde,  aufzählte Wie 
Bodin  firanz^taisches,  hat  Ho bb es  englisches  Recht  ins  Absolute 
»»rhoben.  Aber  er  geht  in  seinen  Konsequenzen  auch  in  diesem 
Punkte  viel  schrotler  vor  als  jener.  Irgendeine  Loslösung  eines 
Souveränetätsrechtes  und  Übertragung  auf  einen  anderen  als  den 
Inhaber  des  summum  Imperium  wäre  eine  staatszerstrtrende  Uand- 
loDg^).  Alle  Gewalt  nichtstaatlicher  politischer  Körper  aber  ist 
von  der  souverlinen  Gewalt  geschaffen  und  ihr  untergeordnet*). 

Auch  die  späteren  Versuche,  der  Bouverllnetät  einen  positiven 
Inhalt  SU  verleiben,  wandeln  denselben  Weg.  So  bat  Locke  in 
der  Zeichnung  der  vier  Gewalten,  die  er  im  Staate  schlechtbin 
erblickt:  der  legislativen,  eicekntiven,  föderativen  Gewalt  und 
fler  Prärogative,  weseutlich  die  englisclieii  Verhältnisse  ins  Ab- 
strakte erhoben,  wie  sie  nach  der  Revolution  von  lt)8S  sieh  um- 
zugestalten im  Begrifi'e  waren.  Nicht  minder  liat  di<'  deutsche 
Rechtslehre,  seitdem  im  Beginne  des  17.  Jahrhunderts  die  liodinsche 
Theorie  auf  sie  ZU  wirken  beginnt,  bei  den  von  den  verschiedenen 
ächriftstellem  versuchten  Einteilungen  der  Souveränetätsrechte 
die  heimischen  Verhältnisse  vor  Augen.  Schon  die  Polemik, 
die  in  den  ersten  Desennien  des  17.  Jahrhunderts  von  deutscher 

<)  Vgl.  Rehm,  Geschichte,  S.  246  f. 
■  L.'viathan,  c.  XVIII,  p.  1G2  ff. 
^)  Vgl.  Commentaries,  I,  p.  24;i  ff. 
*l  De  cive,  c.  XII,  5,  Lev.,  c.  XVUI,  p.  167  1. 
Lev.,  c.  XXII,  p.  210. 

Jellin«k,  Das  Kecht  den  modoruen  ^»taatvü.  i.  2.  Aull.  29 
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Seite  gegen  die  Bodinsche  Lehre  geführt  wird ,  ruht  in  erster 
Linie  auf  dem  Gegensati  der  deutschen  und  frmnstfsischen  staat- 
lichen VerhftltnisBe  Diesen  Zusammenhang  im  etnselnen  so 
erforschen,  ist  Ton  hohem  Werte,  wahrend  die  theoretischen 
Resultate  so  vieler  Schriftsteller  sweiten  Hanges  der  naturrecht- 
lichen Epoche  doch  nur  von  geringrem  Interesse  sind,  da  eine 
walirlmfto  W('iterl)il(liin<r  dos  SouverKuetätsbegriffes  boi  üiikmi  nioiit 
zu  rinden  ist,  vielmehr  nur  der  eine  oder  andere  bereits  früher 
geUufserte  Gedanke  von  verschiedenen  hervorgehobeu  oder  zUr 
.(ipinsteg.  anderer  Elemente  zurückp-edrUngt  wird. 

So  beziehen  sich  denn  alle  Bestrebungen .  der  iSouveränetit 
einen  positiven  Inhalt  su  gehen,  in  Wahrheit  auf  die  Staats- 
gewalt, die  stets  mit  dem  summum  Imperium  identifixiert  wird. 
Damit  gerit  die  Theorie  aber  mit  dem  Leben  in  einen  politisch 
bedeutsamen  Widerspruch,  indem  vor  dem  19.  Jahrhundert  in 
der  Staaten  weit  mit  ihren  ÜberrcBten  de«  Fendalstaates  gar 
manche  der  nur  dem  Souveriin  zugeschrieljenen  Bercchtigung^en 
auch  anderen  (»ewalten  als  der  sfuiveriinen  zukamen.  Die  The<»rie 
erhebt  eben  die  von  ihr  aus  den  gegebenen  Verhältuisseu  ab- 
strahierten MaJestHtsrechte  zu  auschlie£»Uchen ,  keinem  anderen 
als  dem  TrKger  der  Majestilt  zukommenden.  Aus  der  blofseo 
Tatsache,  dafo  die  höchste  Gewalt  ein  Becht  besitse,  schliefst 
sie,  dafe  es  nur  ihr  sukommen  dürfe.  Indem  sie  alle  diese 
Rechte  in  den  Begriff  der  Staatsgewalt  hineinl^  und  hierauf 
wiederum  aus  diesem  Begriffe  deduktiy  ableitet,  wird  ihr  der 
SouverÄn  zum  alleinigen  nrH)iriing]ichen  Inhaber  aller  Herrschafts- 
rechte.  Damit  wird  alle  lunehabung  solchen  Rechte^  durch  nicht- 
staatliche  individuelle  oder  Verbandspersonen  zur  Usurpation. 
Das  Herrschaftsrecht  selbst  gebührt  allemal  dem  Staate  ;  nur  zur 
Ausübung  kann  er  nach  seinem  Ermessen  das  der  Substanz  nach 
stets  bei  ihm  verbleibende  Hecht  den  ihm  Untergeordneten  über- 
lassen. 

Der  grofse  Enteignungsprosefs  der  dem  Staate  ein-  und 
untergeordneten  öffentlichen  Gewalten  durch  den  Staat  selbst,  der 

mit  die  Signatur  der  politischen  Entwicklung  der  neueren  2«eit 

bildet,  rindet  an  dieser  Theorie  eine  gewaltige  Unterstützung. 
Der  so  gestaltete  staatsabsolutistische  Souveränetjitsljegrift'  ist  da- 
durch eine  der  grofsen  geschichtlichen  Tatsachen  geworden,  die 


0  Vgl.  Uancke,  a.  a.  0.  &  4  ff. 
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den  modernen  Staatsbegriff  ausgewirkt  haben.  Die  praktische 
Obemngiuig,  dab  der  Staat  der  Inhaber  der  gansen  dflfontlichen 
Gewalt  sei  nnd  daher  im  Staate  alles  Becht  anir  Ansttbnng  Öffent- 
licher Fonktionen  nnr  Ton  ihm  selbst  ausgehen  kOnne,  ist  auf 

sie  zurückzuführen. 

Ist  daher  die  Souveränetätslehre  ihrer  Entstehunjz:  nach  eine, 
staatliclie  Selbstbehauptung  bezweckende,  ne^jative  Theorie  }^e- 
weseDy  so  wird  sie  durch  AosftÜlaog  mit  dem  Inhalt  der  StaatB- 
gewalt  positiv  vorwärts  dringend  und  die  staatsrechtlichen  Grund- 
▼oiateilungen  umbildend.  Dabei  geht  sie  aber  in  ihren  klassischen 
Vertretern  von  dem  Gredankenbilde  des  zentralisierten  Einheits- 
staates ans,  SU  dem  allein  sie  bei  scharfer  Durchbildung  ihrer 
natorreehUichen  Grundgedanken  gelangen  konnte.  Wird  alle 
ttastlfehe  Macht  durch  den  Grundvertra«,^  der  Staatsglieder  ge- 
tjcliiilit  ü,  so  ist  für  selbständige  öftentliche  Maclit  eiues  Verbandes 
iojaerhalb  des  Staates  schlechterdintis  kein  liauni. 

Dio  praktische  Bedeutung  dies»-!-  Seite  der  SouverUuetäts- 
lehre  wird  uns  klar,  wenn  wir  zum  Schlüsse  dieses  geschicht- 
lichen Überblickes  die  Schicksale  und  politischen  Wirkungen 
des  Souveränetätsbegriffes  seit  dem  £nde  des  17.  Jahrhunderts 
in  grolisen  Zttgen  Terfolgen. 

5.  Nachdem  der  Versuch,  das  Problem  der  Souyerinetät 
mit  der  Annahme  einer  doppelten  Hoheit,  der  maiestas  realis  und 
personalis,  zu  Itfsen,  sowie  auch  die  Andeutungen  des  Grotius  nicht 
tnr  Erkenntnis  der  StaatssouverUnetät  zu  führen  vermochten, 
vielmehr  in  der  so  eintlufsn'ichen  Lehre  des  Hobbes  die  t'iirst- 
liclie  Souvt-ranetät  -djj:_ji£sstaatlichen  Corpus  vtiHig  absorbierte, 
wird  in  der  Folge  lange  Zeit  hindurcli  die  persönliche  Souveräuetüt 
als  die  alleinige  betrachtet,  und  auch  sie  ruht  fernerhin  im  letzten 
Grande  auf  der  VolkssouyerXnetät.  Nicht  nur  der  absolute 
Herrscher  des  Hobbes,  auch  das  mit  despotischer  Gewalt  aus- 
gerttstete  Parlament  Blackstones ^)  und  endlich  das  mit  un- 
veriufserlicher  Gewalt  begabte  Volk  Kons seaus  führen  auf  die- 

■j  It  has  sovereign  and  uncontroilabli-  authority  in  tiir  making, 
confinniug,  enlarging,  restraining,  abroguting,  repealiog,  reviving,  aud 
cxpoonding  of  laws,  conceming  matters  of  all  possible  denominations, 
etolsfliastieal  or  temporal,  civil,  militaiy,  maritime,  or  criminal:  this 
being  the  place  where  that  absolute  despotic  power,  which  mnst  in 
aU  govemments  reside  somewhere,  is  intrusted  hy  the  Constitution  of 
these  kingdoms.  I,  p.  160. 

29* 
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selbe  Gedankenkette  siirllek.  Nicht  minder  aber  steht  die  in 
Epgland  mit  Thomas  Smith  nnd  Hooker  beginnende,  in  Locke 
nnd  Montesquieu  aar  Blüte  gedeihende  konstitutionelle  Theorie 
bis  auf  Siey^s  und  B.  Gonstant  herab  auf  dem  Boden  der 

Lehre  von  der  denknotwendigen  nrsprtlnglichen  Volkssonverftnetät. 
Hatte  doch  vor  KouHseiui  hercits  Montesquieu  in  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  die  vcdontr  i^»''n(*rale  erhlickt 

Damit  dringt  die  Souveränetätslehre  von  neuem  erobernd  vor* 
Die  konstitutionelle  Doktrin  und  die  Lehre  des  contrat  social  er- 
heben  nicht  minderen  Ansprach  auf  Gestaltung  des  staatlichen 
Lebens  nach  ihren  Prinsipien,  als  es  in  den  swei  Torangehenden 
Jahrhunderten  im  Westen  Europas  die  Theorie  der  Ftlrsten- 
souverllnetKt  getan  hatte.  Die  Verfassungen  der  Vereinigten 
Staaten  im  Gliedstaat  und  in  der  Union ,  die  konstitutionelleii 
ExjKMimonte  der  franz^isischen  Revolution,  die  Theorie  vom  un- 
vt'rHul^i'rlichcn,  dt*m  Volke  zustflicntlon  ])OUVoir  constituant,  die 
bis  in  dif  licwc^un;,'  der  .Tahre  1848  hinein  eine  ^>.o  jj^rofse  Knile 
spielt,  die  Koustruieruug  der  belgischen  Monarchie  auf  der  liasis 
iler  NationalsonverHnetnt  sind  Beispiele  von  der  praktisch'politischen 
Bedeutung  dieser  Wendung  der  Souverftnetätslehre. 

Nicht  minder  feiert  aber  die  ältere  Lehre  yon  der  FUrsten- 
souverttnetit  auch  noch  im  18.  und  19.  Jahrhundert,  oft  von  der 
theologischen  Vorstellung  des  Königtums  iure  divino  unterstfttit, 
auf  dem  Gebiete  der  praktischen  Politik  bedeutsame  Triumphe. 
Was  Friedrich  Wilhelm  I.  den  mÄrkischen  Junkern  zurief,  dafs 
er  die  souverainet»'-  stahiiirren  wolle  wie  einen  rocher  de  brouze, 
das  wurde  im  1«8.  Jahrhundert  die  Maxime  im  Hil(lun«^spr(>zefs 
des  östlichen  Staatensystems.  Die  Vorstellung  vom  souveränen 
Herrscherrecht  ,  dem  jedes,  wenn  auch  noch  so  gut  nnd  so  oft 
▼erbriefte  Becht  der  Untertanen  zu  weichen  habe,  hat  die  staat- 
liche Einheit  in  Preufsen  und  Osterreich  vollendet^).  Unter  ihrem 

V)  E-prit  des  lois  XI,  6.  ^u't''tant,  Tun  (sc.  le  pouvoir  l^g:if«larif) 
que  la  volonte  generale  et  Tautre,  que  Tex^cution  de  cette  volonte 
g^n^ralc-. 

")  In  Fortführung  der  Gedanken  iiodins,  Hobbes'  und  Pufoudorfs 
hat  die  naturrcchtliche  Staatslehre  in  Deutschland  im  Ib.  Jahrhundert 
eingehend  die  Lehre  vorgetragen,  dab  dem  Staatsoberhaupt  die  ge- 
samte Staatsgewalt  sustehe  und  ihm  alle  Befiignisse  als  ausschliefidiclie 
Majestitsrechte  gebflhren,  die  zur  Erreichung  des  Staatsaweckes,  den 
lu  erstreben  Monarchenpflicht  ist,  notwendig  sind.  Vor  allem  hat 
Wolff  in  seinem  so  einflufsreichen  Jus  natuxae,  VIII,  §  810^  den  Sata 
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Einflaase  yenebmolieii  nämlieh  die  Herrscher  der  branden- 
borgiaehen  nnd  ttsterreiebiseben  Lindeigruppen  ibre  Territorien 

«u  einem  mittelst  einer  einheitlichen  Verwaltungsorganisation  be- 
herrschten Ganzen.  Diese  Vereinigung  erfolgte  in»  Gegeiihatz  zu 
den  geltenden  stiindischen  Lnntlesverfassungen,  deren  Bestimmungen 
den  herrschenden  Suuveränetättivorsteliuugen  widei*stritten.  Aber 
auch  die  nach  Ludwig  XIV.  noch  immer  steigende  Zentralisation 
in  Frankreich  y  das  Vordringen  der  Intendanten  nnd  ihrer  Dele- 
gierten gegenttber  der  BtKndiacben  nnd  stidtiseben  Verwaltung 
nnter  dem  ancien  regime ,  wie  nicht  minder  die  nach  knrsMm 
Schwanken  anf  eneigiscbe  Konsentriemng  der  Staatsgewalt  nnter 
tut  vVlIiger  Yemicbtnng  jeglicher  Selbetrerwaltnng  gerichtete 
Tendenz  der  französischen  Gesetzgebung,  die,  im  Fluviosegesetze 
Bonapartes  ihren  8chr(»tien  Ausdruck  findi'nd,  der  neuen  Monarchie 
die  Wege  ebiiet^  hat  unter  energischer  Mitwirkung  des  Gedankenn 
der  begrilfsuotwendigea  Konzentrierung  der  souveräoeu  Gewalt 
in  der  Hand  eines  einzigen  stattgefunden. 

Von  besonderer  Bedeutung  wird  hierauf  die  Lehre  von  der 


vertreten:  Qui  imperium  civile  exercere  debet,  ei  competunt  omnia  iura, 
sine  quibus  ita  ezerceri  nequit,  ut  bonum  publicum,  quantnm  fieri  potest 
piomoveatur,  das  seien  aber  die  iura  maiestatica.  Diese  begreifen  nun, 
wie  weiter  811)  ausgeführt  wird,  das  jus  omnin  constitueudi,  qnne  ad 
bonum  publicum  consequendum  ipsi  fncfre  videntur.  Diese  Sätze 
werden  in  der  fo! «runden  naturrechtlichen  Literatur  als  Gom«'iiiplät2e 
vorgetragen  und  erhalten  ihren  gesetzgeberischen  An^tdruck  im  All- 
gemeinen Landrecht,  Teil  II,  Titel  13.  §  1:  „Alle  R.-chtr  und  l'tlichten 
de»  Staates  gegen  seine  Bürgpr  und  Schutzverwandten  vcrfiniiren  sich 
in  dem  Oberhaupte  desselben",  woran  sich  die  Lehre  von  dvii  i'llichten 
des  Monarchen  und  den  zu  ihrer  Erfüllung  bestehenden  Majestätsrechten 
kndpft.  Hierbei  ist  su  beachten,  dafs  Sy  ar  ex  ein  Schüler  des  Wolffeaners 
Darjes  war,  der,  wie  Stölsel,  Svares,  S.  68  ff.,  ausführt,  auf  jenen 
den  grObten  Einflufs  fibte  und  dafsSvarei'  (ygl.  Stölael,  S.2d6)  poli- 
tisehee  Programm  gans  auf  dem  Bodm  dar  Lehre  vom  vertragsmftfsigen 
Ursprung  des  Staates  erwachsen  war.  Zorn,  D,  Literaturzeitung.  S.  881, 
nennt  diese  triviale,  aus  der  Vnlkssouverftnetfttslehre  abgeleitete  Formel 
des  absolutistischen  Naturrechtes,  die.  wie  unten  nachgewiesen,  sich 
kein<'swegs  n)it  dem  monarchischf'n  Prinzip  deckt,  wie  es  in  den 
späteren  deutsclien  Verfa-^>uni:en  toriutiliert  i-st.  das  ..Ergebnis  der 
brandenburgisch -prcufsisclieii  St;uitsent\\  ieklung'*.  Ich  schätze  diese 
doch  weit  höher  ein  als  Zorn  und  meine,  dafs  ein  Satz,  der  als  ilas 
Resultat  aller  absoluten  Monarchien  in  und  aufscrhalb  Deutschlands 
gelten  sollte,  nicht  das  Eigentflmliche  und  Unterscheidende  des  preufsi- 
sehen  Staates  sein  kann. 
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Fttrstensouverlbietät  in  dem  Prozesse  der  Neugestaltung  Deutsch- 
lands nach  Auflösung  des  alten  Betehes.  Eine  Beihe  deutscher 
Fürsten,  die  nunmehr  souverän  geworden  waren,  sucht  ihre  neue 
Stellung  zunKchst  ganz  im  Sinne  der  alten  Ahsolntisten  nn  deoten. 

Die  Aufhebung  der  in  ihren  Territorien  bis  dahin  bestehenden 

stUndischen  Wrfassung'en  wird  von  ihnen  als  eint*  K()nse((uenz 
des  SouveränetÄtshe^Tiffes  hingestellt:  die  Sonveninetät  habe  ipso 
iure  alle  ständischen  Kechte  beseitigt*).  Zur  Kouzenlrierung  der 
fürstlichen  Gewalt  stellt  die  Rheinbundsakte  eine  Liste  der 
SouverttnetKtsrechte  auf,  um  den  Umfang  der  Unterwerfung  der 
Mediatisierten  au  bestimmen Und  nun  beginnt  in  Dentsehlaad 
die  Lehre  vom  monarchischen  Prinsipe  in  die  ofißsiellen  Vor* 


So  in  Nassau  (Trierscbe  Lande),  Wflrttemberg,  Baden  (Breiagaa), 
Hessen  •Darmstadt,  Bajrem  (Altbajem  und  Tirol),  Cleve*  Berg.  Die 
gleichzeitige  Staatsrechtslehre  verteidigt  dieses  Yoxgehen,  wie  K.  S. 
Zachariae,  Ins  publicum  civitatum,  qnae  fbederi  Rhenaao  adseriptte 
sunt,  1807,  p.  28;  Gönner,  Archiv  fQr  die  Gesetzgebung  und  Keform 
des  juristischen  Studiums,  I  (1808),  S.  1  ff.,  und  zwar  diirch  Dedulttion 
ans  dem  Souveränetätsbef^riff.  Gönner  hatte  noch  zu  Reichszeiten  in 
seinem  teutschen  Staatsrecht  (1804),  S,  38S,  den  Satz  vertreten,  dafe 
der  Landesherr  wesentliche  Kepcrungsrechte  an  den  Konsens  der  Land- 
stände nicht  binden  kann.  Über  diese  Literatur  vgl.  Mejer,  a.  a.  ü. 
S.  68,  X.  1."),  S.  l;>.7.  N.  iL»;  G.  Meyer,  S.  lO.S  f. 

2)  RlM'iiil>iuKlsakto ,  Art.  2.'"».  Zorn.  I ).  Litoiatur/.eifunfr .  .S.  >^T9, 
vtrinifst  liiiT  tl«'n  Nachweis,  dafs  die  brandenburgisch-preufsischo  Ent- 
wicklung; das  gestaltende  Prinzip  tür  das  Recht  des  modernen  Staates 
in  Deutschland  wird.  Dieser  moderne  Staat  sei  der  Staat  des  GrofseD 
Kurfürsten,  und  zwar  sowohl  der  Einselstaat  wie  das  Reich.  Es  fragt 
sich  nur,  was  man  unter  modernem  Staat  versteht.  Fflr  Zorn  ist  et 
schon  der  absolute  Staat,  fBr  mich  der  VerfiASsungsstaat.  Dafe  der  Gro&e 
Kurfftttt  aber  der  Ahnherr  unserer  Reichs-  und  fjandesverfassnogrn  und 
dafs  Prcufsen  der  Führer  der  konstitutionellen  Bewegung  in  Doutschland 
gewesen  sei,  wird  wohl  Zorn  kaum  beweisen  können.  Wie  übrigens 
dieser  .,modeme  Staat"  in  Preufsen  zur  Zeit  der  Gründung  des  Rhein- 
bundes für  die  heutige  Gesciueht^^rorschnng  sich  darstellt,  k.inii  man 
aus  der  eingelienden  Darstellung  vmi  M.  Lehmann,  Freiherr  vom  .Stein. 
II,  S,  12  tt'..  entnehmen,  leli  glaubt'  nicht,  dafs  man  der  Wissenschaft 
einen  Dienst  erweist,  wenn  man  das  weltgeschichtliche  Einigungswerk, 
das  Preufsen  in  Deutschland  vollbracht,  durch  unhistorisclie  Kon- 
stmktionen  nach  rfickwArts  stfitzen  will,  zumal  dies  auch  poUHsek  ganz 
überflüssig  ist  Allerdings  verfolgen  Zorn  und  ich  in  diesem  Punkte 
verschiedene  Zwecke,  da  er  hier  von  der  Forschung  nicht  wie  ich 
leidenschaftslose  Erkenntnis  der  geschichtlichen  Wahrheit,  sondern  viel- 
mehr patriotische  Erbauung  verlangt. 


Digitized  by  Google 


Yienelmt««  Kapitel.  IMe  Eigensehafteii  der  Staatsgewalt  455 


fllellnngen  eimoziehen.  Im  alten  Reiche  kennte  von  derartigem 
nicht  die  Bede  sein,  denn  weder  der  Kaiser  noch  die  Landes- 
herren konnten  anf  Grund  des  geltenden  Bechtes  behaupten,  dafs 
sie  die  monarchische  Machtfdlle  besMfsen.  Selbst  bei  den  letzten 

RHiLhs})ubIizi8ten  ist  von  Wciidiinjren ,  welche  von  Unmöjj^lichkeit 
der  Bescliränkiing  der  höchsten  ReichsDrj^auc  oder  gar  der  Landes- 
hoheit sprechen,  nichts  zu  finden  ' ).  War  es  doch  selbst  zu  Ende 
des  dreifsigjährigen  Krieges  nicht  gelungen,  die  superioritas 
territorialis  in  einen  snprematus  zu  verwandeln,  und  ist  doch  noch 
spiter  die  darauf  binaielende  Deduktion  von  Leibniz  ohne 
praktischen  Erfolg  geblieben.  Nun  aber  hatte  die  Bewegung  der 
Befreiungskriege  das  Versprechen  des  Artikel  XIII  der  deutschen 
Bondesakte  im  Gefolge,  und  damit  war  der  deutschen  Verfassuugs- 
gesetzgebung  die  Au%ab<*  gesteckt,  die  zu  schaffende  konstitutio- 
nelle Ordnung  mit  den  Forderungen  der  Fürstensouveriinetllt  in 
Einklang  zu  bringen,  die  vur  alleu  revolutionären  ÜberÜutuugeu 
geschützt  werden  sollte. 

Da  wirkt  von  neuem  eine  französische  Formel  vorbildlich 
auf  die  offiziellen  staatsrechtlichen  Formulierungen  in  Deutschland. 
Zu  B^inn  der  Bestauration  hatten  die  konserratiTen  Kreise 
Ftokreichs  in  einem  von  populären  Strömungen  unabhängigen 
Königtum  die  beste  Schntsmauer  gegen  künftige  Versuche  revolutio- 
oirer  Anstttrme  an  finden  geglaubt.  Unter  dem  Einflüsse  alter 
vom  ancien  regime  überkommener  Traditionen  sowie  der  aus 
Knf,'lan<l.  das  \'»n  der  Kevolutioii  un hciiilirt  geblieben  war,  herUber- 
wirkenden  toryistischen  Anschauungen  wird  von  Beugnot  <l<'r 
Eingang  zur  Charte  Ludwigs  XVIII.  improvisiert^),  in  der  mit 

'j  Vgl.  P  ü  1 1  e  r ,  Hey  träge ,  I ,  S.  293  ff. ;  Gönner,  Staatsrecht, 
Leist,  Lehrbuch  des  tentsehen  Staatsrechts,  2.  Aufl.  1805, 
8.  915,  War  doch  die  Möglichkeit  einer  Entsetsung  von  der  Landes- 
hobeit  durch  Beichsschlnfs  bis  sur  Auflösung  des  Reiches  anerkannt. 
Die  praktisch  so  bedeutsamen  absolutistischen  Strebungen  der  Landes- 
hoheit stützen  sich  theoretisch  entweder  auf  die  positivrechtlich  unzn- 
lässige  Übertragung  von  Sätzen  der  naturrechtUchen  Souveranetätslehre 
anf  die  Landeshoheit  oder  auf  pri  vatrechtlich-patrimoniale  Konstruktionen. 
Auoh  Proufsen  und  Osterreich  konnten  ihre  Souveriinotät  nur  aufser- 
halb  den  Reiches  otfizioll  behaupten.  Noch  1x04  versichert  Kranz  II. 
hei  der  Annalune  des  ri.sterreichisclien  Kaisertitels,  ihifs  in  den»  recht- 
lichen Verhältnis  seiner  trblunde  zum  Reich  eine  Aniieruug  nicht  ein- 
treten solle. 

*)  Über  die  interessante  Entstehungsgeschichte  der  Einleitung  sur 
Charte  vgL  Duvergier  de  Hau  ranne,  Histoire  du  gonvemement 
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bewundernswerter  Ignorierung  des  ganzen  Zeitraumes  von  17S9 
bis  1814  der  Gedanke  durchgeführt  wird,  dafs  der  König,  „apr^ 
nne  longue  absenee**  dem  Wunsche  der  Untertanen  nachgebend, 
dem  Volke  eine  Verfassung  aus  freier  königlicher  Machtvollkommen- 

heit  verleihe,  indem  er  zwtr  die  alte  Stellung  'les  K0nig<- 
tums  wahre,  wonacli  die  ^anze  örtiüitlicho  Gewalt  Fraukreich> 
in  der  Porson  des  Königs  iliren  8itz  habe,  an  ihrer  Ausübung 
jedoch  dem  Volke  einen  Anteil  gewähre^).  Damit  war  die 
juriHtischc  Formulierung  für  das  roonarchiHche  Prinzip  gefunden, 
das  in  der  Anwendung  auf  die  deutschen  Verhältnisse  zuerst  in 
den  süddeutschen,  unter  dem  Einflüsse  der  Charte  ziehenden 
Verfasanngen   zum  geseti^beriseben   Ausdruck   kommt*),  im 

parlemcntaiif  t-n  Fihiko,  Ii.  1857,  p.  175  ff.,  und  nainontlich  Heu^not, 
M^iiioires.  Ist;»),  II,  p.  22''i  ff.  Die  liexeirhming  „monürchischrs  Prinziji" 
und  sein  (le^i^ensatz  zum  deniokratiselH'n  i.-^t  ebenfalls  tVanzö-ischpn 
Ursprung.^  und  entstammt  den  politischen  Diskus.sionen  des  Jahres  löl4 ; 
Vgl.  z.  B.  Capefigue,  Uistoire  de  la  Restauration,  1837,  p.  96. 

*)  Die  wichtigsten  Sfttze  lauten:  „Kons  avons  considM  que,  bleu 
que  Tantorit^  tont  entiöre  r^id&t  en  France  dans  la  personne  da  Boi, 
nos  pr^d^cesseurs  n'avaient  point  hösit^  k  en  modifier  Pezercice,  sairtnt 
la  diffftrencc  des  temps  ....  nous  avons  reconnu  que  le  vcen  de  nos 
sujpf.s  pour  une  Charte  constitutionelle  6tait  l'expression  d*an  besoin 
Mi  ....  nous  avons  dfi  nous  souvenir  aussi  que  notre  premier  devoir 
envers  nos  peuples  ^tait  d<'  ronscrver.  pour  leur  propre  int^rSt,  les 
droits  et  les  prero^ativ<'r<  de  notre  couroniie  ....  noii.s  avons  voloD- 
tairrniciit,  et  jtar  Whrv  owrv'wo  d*'  notre  aiitoritö  royalf  aetonit'  >■[  ac- 
cordons,  fait  conct'.ssion  et  oetroi  ä  tios  snjets,  tant  pour  nous  .ju»«  {»»»ur 
nos  successeurs,  et  Ä  toujours,  de  la  Charte  constitutionnelle.'"  Diiguit 
et  Mounier,  Les  Constitution»  et  les  principales  iois  publiques  de  U 
France  depuis  1789,  1898,  p.  183  f. 

•)  Bayer.  Verf.  vom  26.  Mai  1818,  Tit.  II,  §  1:  Der  K9m*g  ist  das 
Oberhaupt  des  Staates,  vereinigt  in  sich  alle  Rechte  der  Staatsgewalt 
und  übt  sie  unter  den  von  Ihm  gegebenen  in  der  gegenw&rtigeo  Ve^ 
fassuiiLfsiirkunde  festge.^etzten  Bedingungen  aus.  ÜbereinstimmeDCl 
Baden.  Verf.  v.  22.  Auj^ust  1818,  §  5,  Württemberg,  \'erf.  v.  25.  Sept. 

§  4  und  Hessen.  Verf.  vom  17.  Dez.  1820,  M-  l>iese  Formel  findet 
sicli  zuerst  in  dnn  \-oii  Krtniu;  Williehii  1.  (I<'n  württ<'mber^iscbeii 
Ständ*Mi  v'or^'el«'^t<'ii  Vt>rta>>uii irsontwiirf  vom  '\.  Miirz  1.^17,  auf  w«'lchi' 
in  der  i>it<'ratur  Ijisln'r  ;ranz  uiihcaihteTe  Tatsache  mirii  Aiiscliütz 
aufmerksam  macht.  In  die  bayerische  Vertassungsurkunde  wurde  sie 
sodann  auf  den  Antrag  Zentners  in  der  Minis^erialkonfereuz  vom 
21.  April  1818  eingefügt,  „um  den  Charakter  der  Monarchie  gegenüber 
den  den  St&nden  eingeräumten  Rechten  schirfer  aussudrficken*  (vgl. 
Sejdel,  Bayer.  Staatsrecht,  I,  8.  169,  N.  2),  also  in  Obereinstimmiuig 
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Artikel  57  der  Wiener  SchlufiMikte  ^)  sodann  snr  Höhe  eines  dog- 
matiseh  nnsweifelhafken  fiegriffies  erhoben  wnrde.  Es  ist  wohl 
das  erstemal  gewesen,  dafs  Diplomaten  Befi^riffsj  urispradeng  trieben, 
ab  in  den  Wiener  Ministerialkouferenzen  von  1820  der  Begriff" 

dfs  souveränen  Filr.sten  und  ilie  Möglichkeit  seiner  konstitutio- 
iiellen  BeschrHnkung  einer  Lofraldefinition  unterz<);:en  wurde. 
Unmittelbar  darauf  deduziert  Metternich  aus  dem  neu  g'ewonnenen 
Prinzipe  die  Völkerrechtswidrigkeit  der  das  legitime  Königtum 
bedrohenden  Verfassungen  von  Neapel,  Sardinien  und  Spanien, 
und  die  Interventionspolitik  der  Kongresse  von  Troppau,  Laibach 
und  Verona  sucht  das  monarchische  Prinsip  an  einer  anerkannten 
Grundlage  der  europäischen  Ordnung  zu  erheben,  von  den  ge- 
ringen Ansnahmefilllen  abgerechnet,  in  denen  der  Wiener  Kongrefs 
kleinere  republikanische  Gemeinwesen  altgeschichtlichen  Cha- 
rakters: die  Schweiz  und  die  freien  deutscheu  Ötädte,  auch 
ieraerhiu  anerkaimt  hatte 

mit  dem  Qedankeogang  der  Einleitung  zur  Charte.  Sie  hat  keinen 
hiitoriselren  Zusammenhang  mit  dem  oben  erörterten  Satz  des  AUg. 

Landrechts.  Das  Neue  an  ihr  ist  die  ilir  zugrundeliegende  Behauptung 
der  Unableitbarkeit  der  monarchischen  Gewalt  von  jeder  anderen,  die 
Xegierung  jeder  Art  von  Volkssouverruicfät.  Das  18.  Jahrhundert,  Hdweit 
es  nicht  dem  Gedank»'n  de?«  Patriinoiiiiilstnatcs  huldigt,  l)t'trnc1it<  t  in 
Deutschhmd  auch  in  der  aijsoluton  Mniiar«  hio  das  sich  vcrtraii-inaf-i;; 
seiner  ursprüiitrlichen  Macht  entäufscrntie  Vi»lk  als  die  Ift/fi-  (^Jucllc 
aller  Staats<r(;\valt.  S  varez  selbst  (vgl.  oben  S.  206  N.  2)  erläutert  .>riu«'ii 
Satz,  dafä  dem  Staatsoberhaupt  alle  dem  Staate  gegen  seine  Mitglieder 
sokommenden  Rechte  gebühren,  durch  die  Behauptung:  „Man  nähert 
sieh  durch  diese  Bestimmung  dem  Grundsatz  des  Oesellacliaftsvertragea." 
Dsher  ist  auch  nicht  mehr,  wie  im  AUg.  Landrecht,  von  den  Pflichten 
des  Staatsoberhauptes  die  Rede,  denn  diese  Pflichten  sind  nichts  anderes 
als  die  Klauseln  des  Unterwerfungsvertragos,  wie  die  naturrechtliche 
Staatslehre  jener  Tage  näher  au-^fnhrt.  Die  Neuheit  der  Formulierung 
des  , monarchischen  Prinzipes"  in  Dcutschlatid  erhellt  auch  daraii~,  dafs 
noch  IblO  ein  so  kons«»rv'ati^•(■r  jnenfsischer  Staatsmann  wie  Ancilion 
in  seiner  Schrift  über  Snn vcriinetat  und  Staatsverfassungen,  2.  Aufl., 
S.  18  ff.,  .sich  eine  besclirimkte  Monarcliie  nur  auf  dem  l*rin/.i]>o  der 
zwischen  Monarch  und  Ständen  geteilten  Staatsgewalt  errichtet  vor- 
ateilen  kann. 

»Da  der  deutsche  Bund  mit  Ausnahme  der  freien  Städte  aus 
soiyeräaen  Ffirsten  besteht,  so  mufs  dem  hierdurch  gegebenen 
Ornndbegriff  zufolge  die  gesamte  Staatsgewalt  in  dem  Oberhaupt 
des  Staates  vereinigt  bleiben,  und  der  Souverän  kann  durch  eine  land- 
ständische  Verfassung  nur  in  der  Ausübung  bestimmter  Rechte  an  die 
Mitwirkung  der  Stände  gebunden  werden." 

*)  Interessant  ist  namentlich  die  Zirkulardepesche  der  Ostmächte 
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So  ist  denn  die  Wendung,  welclie  die  Lehre  von  der  Fttistea» 
souTerinettt  in  der  ProkUmiemng  des  monarehtsclien  Prinupei 
nimmt  y  ebenfalls  nnr  im  Zusammenhang  mit  der  Theorie  tod 
der  VolksBOQTerllnetKt  so  erklXren.  Allerdings  aber  nicht  mehr 
wie  ftHher  anf  dem  Wege  der  Ableitung,  sondern  durch  den 
Gegensatz  zu  dieser  nunmehr  als  staatsfeindlich  geächteten  Lehre. 
In  der  praktisclien  INditik  sollte  das  monarchische  Prinzip  der 
teste  Punkt  sein .  von  dem  aus  die  Kevolution  definitiv  über- 
wunden werden  könnte. 

In  der  Staatsrechtslehre  hingegen  mft  die  of£sielle  ProkJa- 
mimng  des  monarchischen  Prlniipes  die  Lehre  yon  dem  eigensa 
Becht  des  Monarchen  auf  die  Herrschaft  hervor,  das  nicht  ans 
der  Verfassung  des  Staates  heraus  au  begreifen  ist  Es  sind  alte 
natnrrechtliche  und  patrimoniale Gedanken,  die  da  in  nenem 
Gewände  auftreteji.  Woher  stammt  aber  dieses  eigene  Recht? 
Dft  es  aus  der  irdischen  Rechtsordnung  des  Staates  nicht  be'rriffpn 
werden  kann  und  soll,  so  tritt  nunmehr  wiederum  die  theologische 
.Staatslehre  voll  in  ihre  niemals  ganz  aufgegebenen  Rechte.  Nicht 
das  Volk,  aber  auch  nicht  der  Staat,  sondern  Gott  allein  ist  der 
Ursprung  der  monarchischen  Gewalt,  und  damit  knüpft  die  neue 
Lehre  an  die  alte  an,  gegen  welche  von  Marsilius  von  Padua 
bis  Sousseau  die  Vertreter  der  ursprünglichen  Volksrechte  so 
energisch  gekMmpft  hatten. 

B!»  tief  in  die  Literatur  des  19.  Jahrhunderts,  ja  bis  in  die 
Gegenwart  hinein  dauern  die  Unklarheiten  und  Verwirrungen  in 
der  Auffassung  der  SouverHnetMt '^).  So  z.  B.  halten  selbst  die- 
jenigen, welche  die  iSouveränetät  aU  Kigeuscbaft  der  Staatsgewalt 


VCD  Laibach,  vom  12.  Mai  1821,  wo  ansgef&hrt  wird:  „Les  chsagenenti 

utiles  oa  n^cessaires  dans  la  l^gislation  et  dans  radminlBtrnfioii  des 
Ktat9  ne  doivent  Omaner  que  de  la  volonte  libre,  de  l  inipaision  r^ 
fl^chie  et  erlairee  de  reux  (jue  Dien  a  rendus  responsable««  du  poiivoir." 
Abgedruckt        (Jhillany,  niploinatisches  Handbuch,  II,  lS5ö,  p.  4^?8. 

'  )  Lt'tztere  :uii  s(  h.irf>jteu  behauptet  von  M  a  u  r  e  n  b  r  e  c  h e  r.  Die 
retrierentb'U  Fürsten  uml  tlie  Souvfi  rnif»trit ,  1889,  der  S.  107  ausführt, 
.,(iars  die  Souveränetat  in  der  Erbuiouanhie  das  reine  Privatrecht 
(Eigentum,  Teil  des  Patrimoniums)  der  Fürsten  sein  soll'*. 

')  Vgl.  Kehm,  Staatslehre,  S.  57  ff.,  der  nachweist,  wie  ia  der 
Literatur  und  der  offiziellen  Sprache  die  drei  verschiedenen  Bedeotoogen 
der  Souverftnetftt  (als  Eigenschaft  der  Staatsgewalt,  als  Rechtsstellnng 
de<  luWli'^ten  Staatsorgans  und  als  Staatsgewalt)  fortwfthrend  dnrch- 
einanderiaufen. 
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«ad  diese  als  ein  Element  des  Staates  erkannt  haben,  trotzdem 
noch  an  der  Lehre  von  dem  eigenen  Becht  der  Monarchen  fest. 
Den  darin  liegenden  Widersprach  hat  nun.  Bernatzik  klar  er- 
kannt und  «n  lösen  versucht'),  aber  auf  einem  Wej;e,  der  nicht 
mit  Krfolg  betreten  werden  kann.  Hei  den  anderen  aber  steht 
Altes  und  Neues  zusammenhanglos  nei)eneinander,  Iiiinu  rhin  ist 
es  ein  interessantes  Schauspiel ,  zu  sehen ,  mit  welcher  Macht 
ftberkommene  Vorstellungen  und  Dogmen  selbst  auf  die  wirken^ 
die  sich  der  alten  Ketten  entledigt  an  haben  glauben. 

Die  richtige  Einsicht  in  das  VerhMltnis  des  Organs  aar 
StaatssonTerlnetXt  ist  von  den  Gegnern  der  natnrrechtlichen 
Staatslehre  im  wesentlichen  Zusammenhange  mit  der  oiganischen 
Staatstheorie  angebahnt  worden.  Volle  Klarheit  hat  erst  die 
neuere  deutsche  Staatsrechtslehre  gebracht,  deren  Grundlagen 
gerade  in  dem  Streite  um  die  Auffassung  der  Souveranetät  zu- 
erst AI  brecht  in  seiner  epochemachenden  Kritik  des  Mauren- 
brecherscheu  ätaatsrechts  verkündet  hat').  Den  richtigen  Weg 
bat  sodann,  wie  in  so  manchem  anderen  Punkte,  Gerber 
gewiesen,  indem  er  erklärt,  dafii  SonverKnetttt  nicht  selbst  Staats- 
gewalt sei,  sondern  nur  eine  JBigenschaft  der  Tollkommenen 
Staatsgewalt  beseichne,  nnd  hinzufllgt:  «Die  Ausdrttcke  ^Ftlrsten- 
•ouTerinetilt,  Volkssouverlnetät,  NationalsouverSnetftt'  sind  nur 
Stiehworte  fUr  verschiedene  politische  Bestrebungen.  Mit  dem 
Begriffe  des  Monarchenrechts  im  engeren  Sinne  steht  der  Begritl' 
der  rSoiiverJtnetät  in  gar  keiner  Relation  ;  und  dot  li  wird  Souve- 
räuetftt  und  monarchisches  l'rinzip  so  oft  verwechselt."  ^) 

Mit  dieser  Erkenntnis  ist  gegenüber  dem  erdrückenden 
Phrasenschwalle  y  der  sich  in  der  neueren  politischen  nnd  juristi- 
schen Literatur  hinsichtlich  der  Souveränetttt  breitgemacht  hat 
and  sum  Teil  noch  breitmacht^),  der  feste  und  sichere  Grund 

Republik  und  Monarchie,  1892,  8.  27  ff.  Dazn  meine  Besprechung 
im  Archiv  f.  öff.  Recht,  VIII,  S.  175  C 
•)  A.  a.  O.  S.  1491. 

■)  A.  H.  O.  S.  22,  X.  5. 

^1  Hesondera  in  der  der  roinanisclicn  Völker.  Vgl.  2.  B.  die  Sainrn- 
iiuig  von  Definitionen  bei  Combotli  ecra,  La  coiiception  juridiijvu'  de 
l'Etat.,  1699,  p.  92  f.,  namentlich  die  von  Saint  Girons  und  Orlando» 
ferner  Moreau,  Pr^cis  d^mentaire  de  droit  constitutionnel,  3.  1897, 
P*  9:  ,La  souveraineti  externe  est  raffirmation  de  Texistence  propre  et 
antonome  de  TEtat  au  regard  des  antres  Etats;  la  souverainet^  interne 
cit  raffirmation  de  Tfitre  coUectif  au  regard  des  particuliers.'* 
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ftkr  die  Erfaseung  des  rechtlichen  Wesens  der  Soaverlnetit 
gelegt. 

O.  'Das  Wesen  der  S  o  n  v  e  r  8  n  e  t  Jt  t. 

Der  Übt'iblick  iilier  tlie  (u'schichk*  des  Souveräuetätsbegrii}e& 
ergibt  eine  Anzahl  wic  iitigor  Folgerungen  *). 

Zuvörderst,  dafs  die  Versuche,  den  SouveränetAtsbegrit)^  ans 
dem  tfflfentlichen  Becht  su  eliminieren unbistorisch  siod.  Die 
ganze  geschichtliche  Entwicklung  des  modernen  Staates  aas  dem 
mittelalterlichen  jut  mit  der  fortschreitenden  Erkenntnis  der 
SonverttnetätCuinie * verknU | > f t  gi^wesen.  Es  geht  nicht  an,  diese 
Entwicklung  und  ihre  Resultate  zugunsten  irgendwelcher  Kon- 
btruktioii  beiscitezusrhiebcn. 

Sodann  die  Krkeniitnis  der  Irrtümer  der  SouverUnetiitslehre: 
die  Oleiclistcllnng  der  Orgausouveränetät  mit  der  StaatssouveriinetÄt 
und  der  Ausfüllung  des  negativen  Souverän ettttsbegriffes  mit  dem 
positiven  Inhalt  der  Staatsgewalt').  Diese  Irrtümer r^inahuou^  sie 
soigfilltig  sn  vermeiden,  und  fllhren  dadurch  auf  den  nebligen 
Weg. 

Endlich  die  Überzeugung,  dab  SouverSnetät  keine  ahsolate) 
sondern  eine  historische  Kategorie  •  ist,  ein  Resultat  von  htfehtter 

Bedeutung  filr  Entscheidung  der  Frage,  ob  Souveränetät  ein 
wesentliches  Merkmal  d»'s  Staates  sei. 

\'<>n  diesen  Ergebnissen  bolleu  die  fulgeuden  Erörterungen 
ausgehen,   'j^^  ^."'-^^  • 


Vgl.  auch  meine  Lehre  von  den  Staaten  Verbindungen,  8.  16  it 
•)Preur8,  Gemeinde,  8.  92  ff.;  Affolter,  Allg.  Staatsrecht, 
S.  11:  Kliomko.  Die  staatsrechtliche  Natur  und  Stellung  des Bondea- 
rats,  1894,  8.  2ö,  N.  2. 

")  R  e  h  m ,  Staatslehre,  8.  63,  will  den  Gebrauch  des  Wortes  Souve- 
ränetät im  Sinne  von  Staatsgewalt  als  Souveränetät  im  staatsrecht- 
lichen Sinne  oder  als  Souveränetät  nach  innen  erhalten.  Das  ist  aber 
ent-^i  liii'den  ab/ulehnen.  Wir  Dont^che  sind  in  der  trlficklichen  Lnue, 
mit  dem  rcnninji»  „Staat.-ut  walt"  einen  festen,  sicheren  iiegriti  zu  ver- 
binden .  während  die  Koinanen  (nml  Knphinder)  mit  dem  viehieutigen 
und  daher  unausbleiblich  zu  Vt  rwirrunjjc  führenden  Wort  sonverainete, 
80vrauit4  etc.  operieren  müssen ,  um  die  Staatsgewalt  sicher  zu  be- 
zeichnen. Das  nachzuahmen,  liegt  aber  f3r  uns  nicht  die  genagite 
Veranlassung  vor.  Um  die  Verwirrung  noch  zu  steigem,  spricht 
Uaenel,  Staatsrecht,  I,  8.  114,  noch  von  der  sonverinen  Funktioa 
der  Gesetzgebung,  so  daCi  wir  gar  eine  vierte  Art  von  Sonverinelit 
erhalten. 
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a.  Der  formale  Charakter  der  Soiive rttnetflt. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  der  SouveriiuetätQehrt^  daS» 
sie  die  Negation  jeder  Unterordnung  oder  Beschränkang  d^ 
Staates  dnieh  eine  andere  Gewalt  bedeutet.  SonverUne  Staats- 
gewalt ist  daher  eine  Oewalt,  die  keine  höhere  ttber  sich  kennt; 
•ie  ist  daher  sngleich  nnabhingige  und  höchste  Gewalt. 
Das  erste  Merkmal  zeigt  sich  ttberwiegend  nach  aufsen,  im  Ver- 
kehr des  souveränen  Staates  mit  anderen  Mächten,  das  zweite 
nach  innen,  im  Vei-i^Ieieh  njit  den  ihm  eingeordneten  Persönlich- 
keiten. Beide  Merkmale  sind  aber  untrennbar  miteinander  ver- 
einigt*). 

Die  SouTerSnettttslehre  hat  aber  noch  ein  drittes  Merkmal 
ans  dem  Charakter  der  Sonverftnetttt  abgeleitet.  Sie  soll  auch 
eine  nnbeschrilnkte  und  nnbeschrKnkbare  Gewalt  schlechthin  be- 
zeichnen. Sie  sei  absolut,  weil  niemand  ihr r8cTiranke'!t\6lferle^eh; 
könne,  auch  nicht  sie  selbst.  iSelbstbeschränkuiig  ist  nach  der 
naturrechtlichen  Theorie,  die  bei  vielen  in  diesem  Punkte  auch 
heute  noch  die  herrschende  ist,  mit  dem  Charakter  der  SouverUnetUt 
onvereinbar.    W^nn  es  daher  (^hranken  für  den  Staat  gäbe^ 

^)  Wenn  daher  von  völkerrechtlicher  und  staatsrechtlicher  Souve« 
linetät  gesprochen  wird,  so  können  damit  nur  swei  Riehtungen  der  in 
nch  einheitlichen  souTerinen  Gewalt  bezeichnet  werden.  Vgl.  meine 
Lehre  von  den  StaateaverbindangeD,  S.  22  ff.  Mit  mir  fibereinstimmend 
Boret,  £tnde  snr  la  sonyerainet^  et  Vitat  f6d^ratif,  18B6,  p.  30; 
Brunialti,  Union!  e  combinazioni  fra gU  statt,  1891,  p.  XX;  Le  Für, 
^tat  ftd^ral  et  conf^derations  d'Ktats,  189G,  p.  444;  v.  Stengel  in 
Schmollers  Jahrbuch,  189«,  S.  769,  77Ö,  7?<5.  Vj;l.  femer  Haenel, 
Staatsrecht,  I,  S.  118;  G.  M^ver,  S.  22;  Rehm,  Staatslehre,  S.  03  tT.. 
folgt-rt  aus  seiner  Autt'a-sini;,^  der  Souveränetat  als  schlechthin  nnah- 
hänf;ii;»'r  weltlicher  ( iebietsf^ewalt ,  dafs  Av:  nur  ein  völktTreehtlii  her 
BegritT  sei,  und  stellt  sie  seiner  staatsrcclitiichen  Souverunetät  -~  Staats- 
gewalt als  staatsrechtlichem  Begritl'  gegenüber.  Das  folgt  aber  nur 
daiaus»  da(s  Behm  die  historisch  zasammengewachsenen  Elemente  des 
SonTcrinetfttsbegriffes  zugunsten  seiner  terminologischen  Dreiung 
aasehumdenreifsl  Wie  steht  es  fibeidies  nach  dieser  Lehre  mit  der 
stsatsrecbtUchen  Souverinet&t  vdlkerrechtlich  sonverftner  Staaten?  Die 
ist  doch  notwendig  ebenfalls  ein  Superlativ  und  daher  von  der  blofs 
relativen  inneren  Souverftnetilt  nichtsouveräncr  Staaten  streng  zn  unter- 
scheiden. Dann  erhält  man  eine  absolute  und  eine  relative  innere 
Souverän  etat,  was  die  Unbrauchbarkeit  der  ganzen  Unterscheidung  so 
recht  vor  Augen  stellt. 
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.so  seien  sie  faktischer  oder  moralischer^  niemals  aber  rechtlicher 
Natur  \). 

Um  diesen  wichtigen  Punkt  zu  erledigen,  muf.s  man  vor 
i^lem  sich  vor  Augen  halten,  dafs  die  Souveränetät  einKechts- 
begriff  ist  uud  auch  in  der  naturrechtlichen  Literatur  stete  als 
solcher  gedacht  wurde.  Die  Unabhängigkeit  der  Slaatagewah  Ton 
Jeder  anderen  AntoritKt  wurde  immer  ale  rechtliehe)  nicht  ali 
faktische  Unabhftngigkeit  aufgefafst  Aach  die  Absolatisten 
wollten  die  absolute ,  durch  Oesetse  nicht  beschränkte  Volks- 
oder  Forsten gewalt  als  rechtliche  Gewalt  nachweisen.  So  läfst 
Hobbo  durch  den  staatsgrUndcndcn  Vertrag  die  unumschränkte 
Reclitsmacht  dt;s  llcrrscliors  nitstehen,  so  unttTwirft  Koussean 
das  Individuum  der  unumsciiränktt-u  Herrschaft  der  r»'ciir>- 
itchüpfeudeu  volonti'  generale.  Nachzuweiseui  dafs  der  Staat  reale 
Macht  861,  erscliien  dem  Naturrecht  Überflüssig;  vielmehr  handelte 
es  sich  ihm  darum,  den  Kechtsgrund,  die  Aechtmälsigkeit  der  ge« 
gebenen  Macht  danutun. 

Daher  ist  es  Verkennung  der  geschichtlichen  EntwtckloDg 
der  Souveränetätslehrey  wenn  man  die  souveräne  Gewalt  als  Aber 
dem  Rechte  stehend  anffafst.  Zu  revidieren  ist  heute  die  juristische 
Eigenart  des  liechtsbegriffes  der  SouveränetHt,  da  die  Verwerfung 
der  naturicchtlichen  Konstruktion  rine  neue  Begründung  goniäfs 
unseren  geläuterton  Anschauungen  vom  Rechte  notwendig  macht. 
Dem  Xaturrecbt  war  die  juristische  Qualiiikation  der  Souveränetät 
leicht,  da  es  von  der  Idee  eines  Hechtes  vor  dem  Staate  ausgelit 
Unsere  Erkenntnis  vom  Hechte  hingegen,  welche  dessen  Ezisteni 
von  dem  Dasein  einer  es  verwirklichenden  Organisation  abhlngen 
läfsty  seigt  die  Frage,  ob  die  das  Hecht  verbttigende  Oiganisation 
unter  oder  Uber  dem  Hechte  steht,  als  eines  der  schwierigsten 
Probleme  der  gesamten  Staatslehre. 

Auf  den  ersten  Blick  sclicint  es  d.i,  als  ob  es  keinem  Zweifel 
unterliegen  könne,  dafs  flir  dtMi  sfuiverancn  Staat  Kechtsscliranken 
nicht  möglich  seien,  abg»'.sfhen  v<»ni  Völkerrechte,  das  hier  vor- 
erst aufser  Betracht  bleiben  soll.  Noch  heute  wird  bäu%  die 
Ansicht  vertreten,  dafs,  wenn  der  Staat  auch  niemals  jede 
juristische  Möglichkeit  verwirkliche,  es  dennoch  nichts  gebe,  wss 
fhr  ihn  juristisch  unmöglich  sei. 

Dieser  abstrakte  Gedanke  ist  jedoch  nie  bis  in  seine  letzten 


')  Vgl.  G.  Meyer,  S.  22. 
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praktischen  Konseqaenxen  verfolgt  worden.  Wenn  der  Staat 
rechtlich  alles  kann,  so  kann  er  auch  die  Kechtsordnung  anfV 
heben,  die  Anarcliie  einAlhreD,  sich  selbst  nnmögUeh  machen. 
Mols  ein  aoleher  Oedanke  aber  abgewiesen  werden,  so  ergibt 
sieh  eine  Bechtssehranke  des  Staates  an  dem  Dasein  einer 
Ordnong.  Der  Staat  kann  swar  wXhlen,  welche  Verfassung  er 
habe,  er  mnfs  jedoch  irgendeine  Verfassung  haben.  Die  Anarchie 
liegt  im  Bereiche  der  faktischen,  nicht  der  rechtlichen  Möglichkeit. 

Aber  selbst  faktische  Anarchie  ist  nur  als  vorUljergehender 
Znstand  möglich.  Die  Staatsstreiche  und  Revolutionen  der 
modernen  Geschichte  haben  tlberdies  niemals  den  ganzen  Keclits* 
instand  aufgehoben,  so  wie  auch  die  Becht«kontinuitttt  durch  sie 
nur  an  einxelnen,  allerdings  wichtigen  Punkten  durchbrochen 
wurde.  Selbst  im  offenen  Kampfe  der  hifchsten  politischen 
Miehte  um  Neugestaltung  der  HerrschaftsverliHltnisse  kann  es  sich 
nur  um  seitweÜige  Besehrftnkung  oder  Suspendierung  einzelner 
Teile,  nie  um  gftnzliche  Aufhebung  der  Rechtsordnung  handeln. 

Ist  es  aber  dem  Staate  wesentlich,  eine  Rechtsordnung  zu 
besitzen,  so  ist  damit  allein  schon  die  Lelire  von  der  absoluten 
ünbefichrRnkbarkeit  der  Staatsgewalt  negiert.  Der  Staat  steht 
nicht  derart  Uber  dem  Rechte,  dafs  er  des  Rechtes  selbst  sich 
entledigen  kdnnte.  Nur  das  Wie,  nicht  das  Ob  der  Bechtsordnung 
liegt  in  seiner  Macht,  in  seiner  faktischen  wie  in  seiner  recht- 
liehen. 

Die  soxialpsychologische  Möglichkeit  und  Wirklichkeit  der 
Bindung  des  Staates  an  sein  Recht  ist  früher  dargelegt  worden. 

Hier  ist  die  Hindun^^  juristisch  zu  begründen*). 

Alles  Recht  wird  zu  solchem  nur  dadurch,  dafs  es  nicht 
nur  deu  Untertan,  sondern  auch  die  Staatsgewalt  biutlet.  ..  K»*cht 
iu  diesem  vollen  Sinne  des  Wortes  ist  also  die  zweiseitig  ver- 
bindende Kraft  des  Gesetzes,  die  eigene  Unterordnung  der  Staats- 
gewalt unter  die  von  ihr  selber  erlassenen  Qesetse**').  Erläfst 
der  Staat  ein  Gresetz,  so  bindet  es  nicht  nur  die  einseinen,  sondern 


M  Die  BegrOndoDg,  welche  Haenel,  Staatsrecht,  I,  S.  114  ff.,  der 
Bhidnng  des  Staates  an  die  Bechtsordnung  gibt,  ist  nicht  juristischer 
Kstnr.  Wenn  er  das  Recht  als  die  dem  Staate  notwendige  Er- 
sehemongsweise  besefehnet,  so  ist  damit  noch  keineswegs  die  Frage 
gelöst,  wie  diese  objektiTe  Notwendigkeit  cur  subjektiven  Oebundeiiheit 
des  Staates  fuhrt. 

Jheriag,  Zweck  im  Recht,  1,  S. 
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auch  seine  eiö^ene  Tfttigkeit  reclitlicli  an  dessen  Nonnen.  Er 
befiehlt  im  Ge>>etze  auch  den  ihm  als  <  )r^^ane  dienenden  I'ersonen, 
iiireii  Urganwillon  dem  Gesetze  gemäfs  zu  gestalten.  Da  aber 
der  Organwille  Staatswilic  ist,  so  bindet  der  Staat  durch  Bindung 
der  Organe  sich  selbst.  Der  Staat  ist  eine  Einheit,  daher  ist  die 
Unterotdnnng  der  Verwaltung  nnd  Beehtspreehnng  nnter  das 
Geseta  ein  Vorgang,  der  augleich  innerhalb  der  einheitliehen 
Staatsgewalt  sich  abspielt.  Diese  Bindung  ist  aber  nicht  etwa 
moralischer,  sondern  rechtlicher  Natur^  Alle  Garantien  des  Öffent- 
lichen Rechtes  verfoljren  in  erster  Linie  den  Zweck,  die  Hindun^ 
der  Sraatügewalt  an  die  von  ihr  festgesetzten  Normeu  zu  gewähr- 
leisten. 

Solc  he  fonnale  Bindung  ist  aber  auch  gegenüber  der  recht- 
schaffenden  Tätigkeit  möglich*).  Deutlich  tritt  das  dort  hervor, 
wo  verschiedene  Organe  für  die  einfache  nnd  die  Verfassnogs- 
gesetsgebnng  existieren,  wie  vor  allem  in  den  Vereinigten  Staaten. 
Dort  sind  nicht  nur  Garantien  geboten  dalUr,  dals  einfache 
Gesetse  nicht  in  das  Gebiet  der  Verfassungsgesetzgebung  Ober- 
reifen,  in  manchen  Staaten  ist  sogar  geraume  Zeit  hindurch  jede 
VerfassunjrsUnderung  verboten  gewesen  ').  In  letzterem  Falle  gab 
es  keine  rechtliche  Möglichkeit,  innerhalb  des  betreffenden  Zeit- 
raumes den  VerfassuDgsgesetzgeber  in  Bewegung  zu  setzen.  Noch 
heute  gibt  es  eine  grofse  Zahl  von  Gliedstaaten  der  Union, 
welche  die  Jformen  der  Verfassangsändemng  derart  erschweren, 
dafs  mehrere  Jahre  vei^ehen  müssen,  ehe  ein  Amendement 
Gesetzeskraft  gewinnen  kann*).    In  der  Zwischenzeit  aber  ist 

')  Vgl.  JelliiM^k.  Gesetz  und  Verordnung.  S.  261  ff, 
-')  So  z.  IJ.  in  Mar->acliu>ctt.s,  wo  dio  Vorfassung  von  1780,  Cli.  VI, 
Art.  X  verfii^jto,   dafs   vor   179Ö  kcino  Hovi-sion   stattfinden  könne: 
Toore,  The  Federal  and  State  Constitutions,  Washington  lö77,  It 
y.  972. 

^)  In  vielen  Staaten  inufs  das  Amendement  zwei  LegislatureD 
passieren  und  hiemach  dem  Volke  sur  Abstimmnog  vorgelegt  werden. 
Die  Dauer  einer  Legislator  beträgt  in  der  Regel  swei  Jahre.  Die 
französische  Verfassung  vom  8.  Sept.  1791  nntersagte  für  die  nSehste 
Zukunft  die  Revision,  und  für  später  verlangte  sie  (titre  VII,  Art  1—5) 
den  Bc^chlufH  von  drei  aufeinanderfolgenden  Legislaturen  und  die 
definitive  Revision  durch  eine  vierte,  so  dafs  es  mehr  als  sechs  Jahre 
bedurft  hätte,  um  eine  Änderung  in  Kraft  treten  zn  lassen.  Die 
Dirokfiiriülvertas.fun^^  sollte  nur  in  Zwisclicnräumcn  von  neun  Jahren 
ahgriindert  werdon  kr.micn  (Art.  -V-lij  ff.).  I>i«'  iM^utigo  griechische  Ver- 
fasisung  vom   16.  November  1^04  verbietet  die  Gesamtrcviäion  und 
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HiclH'ilicii  keine  „legibus  absoluta  potestas"  der  Gesetzgebung 
Torhauden. 

Aber  nicht  nur  nach  innen,  auch  nach  aufsen  erkennt  sich 
der  Staat,  der  in  der  völkerrechtlichen  Staatengemeinschaft  lebt, 
als  durch  das  Völkerrecht  gebunden  an,  ohne  sich  deshalb  einer 
höheren  Gewalt  sn  unterwerfen.  Wenn  Recht  die  von  einer 
ioCEHiren  Autorititt  anigehenden,  durch  Xnlaere  Mittel  garantierten 
Normen  Air  gegenseitiges  Verhalten  tou  Personen  sind,  so  pabt 
diese  Definition  ▼ollinhaltlich  auf  das  Völkerrecht.  Auch  im 
Völkerrecht  bleibt  rechtlich  der  Staat  nur  seinem  eigenen  Willen 
unterworfen.  Nur  ruhen  die  (iarantien  des  Volkerrechts,  so 
weiii^r  wie  die  des  Staatsroc  lits,  uiclit  ji-änzlich  auf  Keinem  Willen. 
Für  das  Kecht  ist  es  aber  nur  notwendig,  dafs  Garantien  Heiner 
Geltung  vorhanden  sind,  nicht,  dals  sie  dem  Willen  des  Staates 
entstammen. 

Dies  ist  der  einsig  mögliche  Weg,  das  Völkerrecht  rechtlich 
sn  begründen.  Es  ist  sweifellos,  dafe  nicht  der  Einzelstaat  den 
Inhalt  der  ▼ölkerreehtlichen  Normen  schafft  und  su  schaffen 
imstande  ist    Dieser  Inhalt  entwickelt  sich  und  besteht  un* 

abhäujrijr  vom  Staate  als  Forderungen  des  internationalen  Ver- 
kehrs, als  Überzeugungen  und  Wünsche  der  Volker  und  Staats- 
männer. Allein  alle  Versuche,  die  (4eltun{;  des  V«'ilkenechts  auf 
eine  über  den  .Staaten  stehende  liechts<iuelle  zurückzuführen,  sind 
mifslungen  und  werden  mifslingen,  so  oft  man  auc  h  auf  sie  zurück- 
kommen wiid^).   Denn  formell  kann  das  Kecht  nur  abgeleitet 

schlofs  für  die  ersten  zehn  Jahre  jede  Abänderung  aus  (Art.  107»,  Ob 
^^olche  Be.stimmunf^en  politiHch  richtig  sind,  ist  eine  andere  IVage; 
jedenfalls  .'*ind  .-ie  juristisch  möglich. 

')  In  otfenltarem  Irrtum  Vx'findef  sich  Trieiiel,  a.  a.  ( >.  S.  76  f., 
der  das  Völkerrecht  uuf  den  übergeordneten ,  aus  den  zusanimen- 
fliefsenden  Einzelwillen  der  Staaten  erzeugten  Gemeinwilleii  gründen 
will  und  dadurch  der  Lehre  von  der  staatlichen  Selfastverpflichtnng 
ausweichen  su  können  meint.  Jeder  einheitliche  Wille  bedarf  nftmlich 
eines  einheitlichen  Willensträgers.  Ist  der  Qemeinwille  einheitlicher 
Wille,  so  bedarf  er  auch  eines  einheitlichen  Subjekts  und  ist  sodann 
TOD  dem  eines  Gemeinwesens  nicht  su  unterscheiden:  dann  gelangt 
man  aber  zur  civitas  maxima,  wie  immer  auch  man  sie  benennen  mag. 
Ist  hingegen,  wie  Triepel  ausführt,  der  Gemeinwille  nur  pegenseitip 
erklärter  Wille  der  Staaten,  ilaiiii  muls  man  den  Einzelwillen  im  Ge- 
meiinvilleu  fortdauernd  denken.  l)amit  i>t  aher  tler  Einzel wille  der  letzte 
formale  Grund  der  bindenden  Kraft  völkerrrchtlichcr  Satzungen.  Keine 
Juristische  Entdeckung  vermag  die  Alternative  aufzuheben:  entweder 
JsUtaek,  Dm  Steht  <]••  mod«rD«n  StaAte».  I.  -J.  Aufl.  30 
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werden  aus  eleu  WillensverhÄltnissen  :  Verbindliclikeit  von  Willens.- 
^  aktcn  durch  andere  Willensakte.  Der  Staat  ist  Mitj^lied  der 
Staatengemeinschaft.  Wäre  deren  Wille  aber  Hecht .  so  niüfste 
de  ein  Oemeinweeeii  Min,  das  selbst  einen  einheitlichen  Willen 
besitBt,  der  über  den  Staaten  steht,  nnd  damit  wftre  die  «He 
Yorstellnng  von  der  eivitas  mazima  in  neuer  Form  anerkannt') 
nnd  der  ganie  historisehe  Prosefs»  der  rar  Anerkennung  der 
SouTerftnetXt  geftlhrt  hat,  verneint 

Dem  Zeitalter,  in  welchem  der  SoiiveränetUtsbegrift*  sicii  aus- 
gebildet hatte,  erschien  jede  Verpflichtung  nur  in  der  Form  eines 
Gebotes  einer  höheren  Macht  an  eine  untergeordnete  möglich. 
Die  herrschendttu  ethischen  Vorstellungen  waren  heteronoiner 
Natur.  Der  gewaltige  Fortschritt,  den  die  ethische  Erkenntnis 
seit  Kant  gemacht  hat,  wie  immer  die  Formulierung  der  ethischen 
Prinsipien  bei  dem  eintelnen  Denker  sieh  gestalten  mochte,  be- 
steht in  der  Erkenntnis  der  autonomen  Sittlichkeit  als  höchster 
Form  des  Ethos.  Woher  der  Inhalt  des  Gebotes  auch  stamme, 
▼ollkommen  sittlich  ist  nur  die  Handlung,  zu  der  wir  uns  selbst 
kraft  unseres  Wesens,  nicht  krat't  einer  von  einem  anderen  ge- 
setzten Norm  verpflichtet  filhlen.  Die  Selhstgesetzgebung  der 
Vernunft  hätten  die  politischen  und  naturrechtlichen  Schriftsteller 
der  vorkantischen  Epoche  ebenso  unmöglich  gefunden  wie  die 
Selbstbinduug  des  Staates  an  seine  Gesetse. 

Der  Begriff  der  Pflicht  ist  ein  einheitlicher.  Beehtspflieht 
nnd  moralische  Pflicht,  obwohl  voneinander  scharf  unterschieden, 
stimmen  doch  in  dem  Merkmal  der  Pflicht  ttberein.  Der  Wandel 
der  ethischen  Theorie  von  der  Pflicht  mufs  daher  notwendig  den 
der  juristischen  zur  Folge  haben. 

In  dem  Begritt"  der  staatlichen  Selli.stverpliichtung  liegt  daber 
SO  wenig  ein  Widerspruch  wie  in  dem  der  sittlichen  Autonomie. 

bildet  fremder  oder  eigener  Wille  den  liechtngrund  ciaer  VerpÜichtuDg; 
entweder  ist  daher  der  Gemeinwille  der  Staaten  eigener  Wille  siaes 
jeden  Staates  oder  ihm  firemd,  also  Wille  eines  anderen  und,  wenn  mit 
verpflichtender  Kraft  ausgestattet,  Wille  eines  Höheren.  Verwirft  msa 
aber  die  civitas  maxima  und  l&fst  den  Staat  im  Vertrage  oder  ia  der 
Vereinbarung  sich  durch  eigenen  Willen  binden,  so  steht  nun  dsait 
von  neuem  vor  dem  grundlegenden  Problem:  Wie  kann  sich  eb  Wille 
selbst  verpflichten? 

In  diese  Vorstellung  münden  in  der  neuesten  Literatur  die  Aus- 
fuhruii^MMi  von  Itzling,  Die  strafrechtliche  Bedeutung  der  £iterri- 
toriaiitut,  ib^Ö,  S.  "6  fl.,  ein. 
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Diese  Selbstverpflichtung:  ist  von  der  herrschenden  RechtsUber- 
^eug^ung  {gefordert;  damit  ist  bei  dem  subjektiven  Charakter  aller 
Kriterien  des  Rechts  auch  die  rechtliche  Art  staatlicher  Selbst- 
budung  dargetan. 

Auf  Grund  dieser  Erkenntnis  erst  ist  es  mOglich,  die  irre- 
fthrende  Vorstellnng  der  Schrmnkenlosigkeit  ans  dem  Souyerttnetäts- 
begriff  sn  Terliuinen  und  ihn  demgemäfs  in  einem  unserer  Rechts- 
«nffassnng  entsprechenden  RechtHb0^ff  nmsngestalten.'  Diese 
Umgestaltung  ist  auch  allein  imstande,  ihm  einen  positiven  Inhalt 
sn  verleihen,  ihn  hinauszuführen  aus  dem  Kreise  von  Xc;j;ationen, 
in  denen  er  grofs  geworden  ist.  SouverJinetUt  ist  nicht  Schranken- 
Josigkeit.  sondern  Fähigkeit  der  ausschliefslicheu  Selbstbestimmung 
iind  daher  der  Selbstbeschränkung  der  durch  Hufsere  Mächte  recht- 
lich nicht  gebundenen  Staatsgewalt  auf  dem  Wege  der  Aufstellung 
einer  Rechtsordnung,  auf  Grund  deren  allein  die  Tätigkeit  des 
Staates  einen  rechtlich  zu  wertenden  Charakter  erhiUt«  In  eine 
kuise  Formel  xusammengefsÜBt^  bedeutet  daher  SonverlEnetllt  die 
Kigensehaft  einer  Staatsgewalt,  kraft  deren  sie  die  ausschliefs* 
liehe  Fähigkeit  rechtlicher  Selbstbestimmung  und  Selbst- 
bindung hat^j. 

Souverftnetät  hat  demnach  iür  den  modernen  Staat  eine 
zweifache  Richtun;^.  Nnch  der  negativen  Seite  hin,  ursprUuglich 
die  einzige  erkannte,  bedeutet  sie  die  Unmöglichkeit,  durch 
iigendeine  andere  Macht  gegen  den  eigenen  Willen  rechtlich  be- 
«ehrftnkt  werden  an  können,  sei  diese  Macht  nun  staatlicher  oder 
nichtstaaiUcher  Art.  Faktische  Beschränkungen  der  souveränen 
Staatsmacht  sind  zwar  mtfglich,  zu  rechtlichen  können  sie  aber 
nur  durch  deren  eigenen  Willen  erhoben  werden.  Nach  der 
positiven  Seite  hin  aber  besteht  die  SouverÄnetät  in  der  aus- 
•schlicfslichen  Fiihifrkeit  der  Staatsgewalt ,  ihrotn  llerrscherwillen 
»ineu  allseitig  bimlfiiden  Inhalt  zu  ireben,  nach  allen  Richtungen 
hin  die  eigene  Rechtsordnung  zu  bestimmen.  Schrankenlos  ist 
die  souveräne  Gewalt  nur  in  dem  Sinne,  dafs  keine  andere  Macht 


>)  Vgl.  darfiber  auch  meine  früheren  Ausführungen:  Lehre  von 

den  Staatenverbindungen,  S.  30  ff.,  und  Gesetz  und  Verordnung,  8.  196 ff. 
oad  die  daselbst  angefahrte  Literatur.  Aus  der  neuesten  Literatur 
wesentlich  ubereinstimmend  mit  mir  Le  Für,  j».  443;  „La  >innvcrainete 
eät  la  (]uaiite  de  l'Ktat  de  n'etre  oblig«'  ou  fl«'"torniiu«'  que  par  sa  j^mpr«' 
volonte,  dans  leg  limites  du  principe  .superieur  du  droit,  et  couformt- 
ment  au  but  collectif  qu'il  est  appel^  k  realiser." 

30* 
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sie  rechtlich  an  der  Änderimg  der  eigeuen  Rechtsordnung  ver- 

hiudeni  kann. 

.SouverUiU'  Gewalt  ist  demnach  nicht  staatliche  Allinaclit.  Sie 
ist  rechtliche  Macht  und  daher  durch  das  Recht  gebunden.  Sie 
duldet  allerdings  keine  absoluten  rechtlichen  Schranken.  Der 
Staat  kann  sich  jeder  selbstgesetzten  Schranke  entledigen ,  aber 
nnr  in  den  Fonnen  des  Rechtes  and  neue  Schranken  schaiiend. 
Nicht  die  einselne  Sehranke,  sondern  die  Beachfttiikong  ist  das 
Dauernde.  So  wenig  aber  der  absolut  beschrlnkte,  so  wenig 
existiert  rechtlich  der  absolut  schrankenlose  souyerMne  Staat 

Dieses  Merkmal  der  SonTerftuetät  ist  aber  rein  formal. 
Es  besagt  lüclits  Uber  den  Inhalt  der  Schranken,  die  der  Staat 
sich  selbst  setzt,  auch  nichts  über  den  Prozefs  der  Schrauken- 
ziehung  selbst.  Über  ihn  geben  formal- juristische  Vorstellungen 
all(>in  keinen  Aufschlufs.  Seiner  praktischen  Bedeutung  nach  ist 
dieses  Merkmal  ein  juristischer  Hilfsbegriff,  der  uns 
das  Verständnis  der  juristischen  Tatsache  vermittelt,  dab  alle» 
▼om  Staate  in  den  rechtlichen  Formen  definitiv  Gewollte  Rechts- 
kraft gewinnt  Keineswegs  aber  wird  dadurch  eine  prinaipiell 
unbeschrXnkte  und  unbeschrinkbare  ZustXndigkeit  der  Staatsgewalt 
festgesetzt.  Das  Recht  bezeichnet  immer  nur  die  aktuelle  Zu- 
stäntligkeit  des  Staates.  Was  der  Staat  auf  dem  Wege  möglicher 
Zustiindigkeitserweiterung'  gewinnen  kann,  liegt  nicht  in  seiner 
Rechtöspbäre.  Anderenfalls  kHme  man  zur  völligen  Vernichtung 
aller  dem  Staate  eingegliederten  Persönlichkeiten,  denn  alle 
Staatsmacht  kann  nur  auf  Kosten  der  individuellen  Freiheit  be* 
stehen.  Würde  Souveränetät  bedeuten,  dafs  alle  Mdgliehkeiten 
der  Kompetenserweiterung  sur  aktuellen  Sphäre  des  Staates  ge- 
hören, so  wären  wir  alle  Staatssklaven,  die  ein  Stück  Rechts- 
fähigkeit als  Prekarium  von  seiten  des  Staates  geniefsen*).  Das 
war  in  der  Tat  die  Ansicht  der  Absolutisten ,  die  daher  auch 
vom  Eigentum  behaupteten,  dafe  es  dem  einzelnen  nur  so  weit 


')  V.  Sevflcl,  Der  Bundesstaatsbegriff  in  „Staatsrechtliche  und 
politische  Abhandlungen'*,  1893,  S.  sagt:  „Wer  Kigentumor  ist,  hat 
an  der  Sache  kein  Hecht  nicht;  wer  Souverän  ist,  hat  kein  Holieits- 
recht  nicht.  Aber  in  lioiden  Fällen  genü^rt  ilie  blufse  .Macht.  Man 
nnifs  alle  denkbaren  Hcfu^Miisse  ansül>en  können:  aher  man  inufs  -je 
niciit  ausüben."  Damit  i<t  alle  individuelle  Freiheit  für  staatliche 
Gnade  erklärt.  Ähnlich  Herz  f  eider,  Gewalt  und  Hecht,  1890, 
S.  139. 
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und  insolange  snkomme,  als  es  der  Staat  ihm  auteile^),  welche 
Lshre  Ton  Bonsseaa  vom  absoluten  Forsten  anf  den  nnbeschrSnk- 
baren  YolkswiJlen  llbertragen  wird Allein  die  blolse  abstrakte 
Möglichkeiti  ein  Hobeitsreeht  sn  besitaen,  hat  nicht  die  geringste 
Wirknng  auf  die  dem  Staate  eingeordneten  Persttoliehkelten,  seien 
dies  nun  Individuen  oder  Verbände.  Sie  haben  ihre  eigenen 
Rechte,  die  sie  nicht  auf  Kündigung,  nicht  als  Gnade  des 
sonveriinen  Staates,  nicht  als  dessen  Deh»gierte  besitzen,  sondern 
sie  haben  ihre  Hechte  kraft  ihrer  Anerkennung  als  Rechtsträger, 
als  Personen,  welche  QualiUit  ihnen  zu  entziehen  gänslich  anüser- 
halb  des  realen  Machtbereiches  des  Staates  liegt/ 

Es  bedarf  daher  stets  eines  okknpatorischen,  neues  Recht 
begründenden  Aktes,  wenn  der  Staat  seiner  aktuellen  Kompetenz 
«m  nenea  (Gebiet  hinsufUgt.  Vermtige  der  SoÜTeränetät  hat  der 
Staat  nicht  alle  möglichen  „Hoheitsrechte",  sondern  stets  nur  die, 
welche  er  in  einem  gegebenen  Zeitpunkt  sich  tatsiichlich  bei- 
ge]e;rt  liat.  Die  Definition,  welche  die  Souveränetät  der  un- 
bfschrUnkten  Rechtsmacht  des  Staates  Uber  seine  Kompetenz 
gleichstellt^),  enthält  ebenfalls  nur  eine  Hilfsvorstellung,  um  die 
Becbtmäfsigkeit  kompetenzcrweitemder  staatlicher  Akte  cn  recht- 
fertigen. Ausnahmslose  Gleichstellung  von  Sonverllnetät  mit  voller 
Seehtsmacht  aber  die  Kompetens  ist  aber  unsntreffend.  An  der 
Anerkennung  der  Einaeelpersönlichkeit  hat  unter  allen  Umständen 
stasiliehe  Kompetenserweitemng  ihre  Grenae.  Durch  Anerkennung 
des  Völkerrechts  und  durch  die  auf  Grund  dieser  Anerkennung 
TOTgenommenen,  ihn  bindenden  Akte  schränkt  der  Staat  vermöge 
ff'iner  Hechtsmacht  sich  selbst  ein,  ohne  dafs  er  sich  sodann 
rcchilich  ohne  weiteres  durch  selbsteigenen  üutschlufs  von  solchem 
Binde  lösen  könnte.   Aber  auch  nach  innen  sind  Fälle  möglich, 

')  Uobbes,  Do  cive  VI,  14:  „Non  autem  proprium  ius  habere 
4|1licqaam ,  in  quod  non  habeat  ius  ille  qui  habet  summum  Imperium.'^ 

^\  Du  contrat  social  I,  1):  „L'Mtat  a  l  e^^ud  de  ses*  ni('nibre?i,  e^t 
maitre  de  tous  leurs  biens  par  ie  contrat  social,  qui  dans  TEtat  sert 
de  base  k  tous  les  droits." 

•)  Namentlich  vertreten  von  H  a  e  n  e  1 ,  Studien,  I,  S.  149,  dem  sich 
vide  angeschlossen  haben,  vgl.  die  Angaben  bei  G.  Heyer,  S.  23, 
H.  12,  wo  aueb  ich  aufgesählt  bin,  jedoch  habe  ich  bereits,  Lehre  von 
dea  StaatenverbindnngMi,  8.  28,  die  Haenelsche  Lehre  nur  mit  Ein- 
edttinkongen  für  richtig  e^ftrt  Solche  Einschränkungen  folgen  aber 
nonmehr  aus  den  Ausführungen  Haenels  selbst,  Staatsrecht,  I, 
8.  114  IL,  797. 
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in  denen  selbst  aaf  dem  Wege  der  yeifassungaindeniog  ein 
geltender  Bechtisats  nicht  geftndert  werden  kann.  Das  fransQsiselie 
Gesets  yom  14.  Augnst  1884  verbietet,  die  republikanische 

Rejarierungsform  zum  Gegenstand  eines  Antraf^es  auf  Verfassungs- 
levisiun  zu  maclieu  Dieser  Satz  kann  <limh  Gewalt,  ab«*r 
nicht  durch  Keclit  aufgeliobcn  werden.  Ferner  gibt  es  Fälle,  in 
denen  die  politische  Unmöglichkeit  der  Kechtsänderung  so  an* 
sweifelhaft  ist,  dafs  sie  den  soeben  erwKlmten  unmittelbar  an- 
geschlossen  werden  ktfnnen,  da  das  faktisch  Unmdgliche  niemals 
als  rechtliche  Möglichkeit  konstruiert  werden  darf.  Dahin  slUe 
ich  a.  B.  das  Verbot  der  bill  of  attainder  in  der  Verfiissang  der 
Vereinigten  Staaten.  Gerade  an  solchen  politisch  nnmöglicben 
FHllen  wird  die  ,,Recht8macht  über  die  Kompetens"  als  bloiser 
tliltäbegriff  deutlich  erkannt. 

b.   S  o  u  V  e  r  <i  n    t  ä  t  und  S  t  a  a  t  h  g  e  w  a  1 1. 

Alle  Veranche,  einen  bestimmten  Inhalt  der  SoaTerihietft  m 
konstatieren,  beruhen  auf  der  Verwechslung  Ton  Staatsgewalt  mit 
Sonverllnetät  und  damit  auf  einer  Umkehr  des  realen  Tatbestsades. 
Die  nach  der  jeweiligen  historischen  Sachlage  vom  Staate  ▼oll' 
aogenen  herrschaftlichen  Funktionen  werden  als  notwendige  Kon- 
sequenzen der  SouverKnetÄt  dargestellt.  Weil  die  Staatsirewalt 
Gesetzgebung,  Geric]itsl)ai  k<'it ,  Megnadigungsrcclit ,  Ht  amten- 
ernennung,  Miinzrecht  usw.  übte,  wurden  sie  in  die  8uuveräi>etät 
hineingelegt,  während  historische  Forschung  diesen  Funktionen 
oft  ganz  anderen  Ursprung  nachweist  und  sie  mit  nichteo  tUe 
als  von  Hause  aus  nur  dem  Staate  lugehörig  erkannt  hat 

Aus  dem  SouTerKnetfttsbegriff,  der  rein  formaler  Natur  ist, 
folgt  an  sich  gar  nichts  ftir  den  Inhalt  der  Staatsgewalt  Die 
Zuständigkeit  des  Staates  ist  eine  geschichtlich  wechselnde.  Aller 
positive  Inhalt  der  Staatsgewalt  kann  nur  durch  historische 
Forschung   für   eine  bestimmte  Kpoche  und  einen  bestimmten 


')  Art,  V  .  .  .  ^L;i  formf  rt'publioaine  du  (lOiiverneineiit  n<'  p^at 
faire  lObJet  d'uiio  propusitiuu  do  revision".  Duguit-Monnier.  p. 
Vgl.  darüber  auch  Pierre,  Trait^  de  droit  poHtique  ('Icctoral  parle- 
mentaire,  2»*'»«»  ed.  11^02,  p.  14  f. ;  v.  H»'rriiritt,  Die  Staatrstorin  als 
Gegenstand  der  Verfassungsgesctzgcbung  und  VerfassungsHuderuogt 
1901,  S.  5  ff.,  mifflt  dieser  Bestimmung  wegen  der  schwachen  Gewihr, 
die  sie  schfitst,  nur  prekire  Bedeutung  su;  immerhin  wird  man  ilue 
rechtliche  Art  nicht  leugnen  kOnnen. 


Digitized  by  Google 


yienehntea  Kapitel.  Die  Eigenschaften  der  Staatsgewalt.  471 

Staat  ftstgolegt  werden ,  wenn  auch  in  jedem  Zeitraum  die  Zn- 
stftndigkeit  der  auf  gleicher  Kultnrstafe  stehenden  Staaten,  an- 
nlhemd  wenigstena,  flenselben  Typns  an&nweisen  pflegt.  Gewisse 
Gebiete  wird  der  Staat  xwar  stets  besetst  halten,  aber  auch  auf 
dem  Felde  der  konstanten  Zustftndigkeiten  wechseln  dennoch  \/ 
Art  und  Umfang  der  staatlichen  Kompetenz.  Namentlich  im 
19.  Jahrhundert  ist  die  Ausdehnung  der  staatlichen  ZustXndigkeit 
in  grofsartijjstem  Mafse  erfolgt.  Alle  Gerichte  sind  fllr  Staats- 
^ericht»'  erklärt,  die  Kente  feudaler  Polizeigewalt  beseitigt,  das 
ganze  Unterrichtswesen  staatlicher  Leitung  und  Oberaufsicht 
unterstellt,  kirchliche  Verwaltungstätigkeit  auf  dem  Gebiete  des 
Personenstandwesens  vom  Staate  übernommen  worden,  in  der 
Arbeiterftirsoige,  dem  Impf-,  Viehseuchen-,  Strandnngs-,  Patent-, 
EUsenbahnwesen  usw.  dem  Staate  neue  Verwaltungsgebiete  zu- 
gewachsen. Nichtsdestoweniger  hat  die  Souveränetät  des  Staates 
dadurch  keine  Änderung  erfahren :  sie  ist  mit  nichten  gewachsen. 
Und  anderseits  sind  durch  Anerkennung  individueller  Freiheit 
frühere  „  llohcitsrechte"  verschwunden,  ohne  dafs  die  SouveräaetUt 
davon  irgeiul  berührt  worden  wäre. 

£s  kann  daher  aus  der  Tatsache,  dab  ein  Staat  nach  be- 
stimmten Richtungen  sich  nicht  betätigt,  da(s  er  gewisse  Zustttndig- 
keiten  oder  „  Hoheitsrechte nicht  besitzt,  gar  kein  Schlufs  auf 
das  Wesen  seiner  Staatsgewalt  gemacht  werden.  Wie  weit  eine  ' 
Staatsgewalt  sich  zu  betätigen  habe,  um  souveribi  zu  sein,  ist 
eine  {^ar  nicht  zu  beantwortende  Frage. 

Wenn  daher  zwei  miteinander  verbundene  Jjtaaten  staatliche 
Kompetenzen,  die  heute  der  Einheitsstaat  zu  besitzen  pflegt,  derart 
verteilt,  auf  weisen,  dafs  jeder  von  ihnen  sich  nur  eine  bestimmte 
Quote  dieser  Kompetenzen  zuschreibt,  so  ist  damit  in  keiner 
Weise  eine  Teilung  der  Souverünetftt  oder  auch  nur  der  Staats- 
gewalt gesetzt.  Vielmehr  sind  hier  zwei  getrennte  Staats- 
gewalten vorhanden,  deren  Kompetenz  rechtlieh  beschrltnkt  ist, 
ohne  dafs  hie  beide  zusammen  die  ganze  .Staatsgewalt  aus- 
machen. Das  fuhrt  aber  zu  der  dritten  an  dieser  Stelle  zu 
CTürternden  Frage:  ob  Souveränetät  ein  wesentliclies  ^rerkinal 
der  Staatsgewalt,  daher  ötaat  und  souveräner  Ötaat  identische 
Begriffe  seien. 
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c.  Die  Souveränetät  kein  weseutliches  Merkmal 

der  Staatsgewalt. 

Die  Xaturrcclitslehro  zeiclinetc  <mihmi  Xorinaltypus  des  Staates, 
flessen  Gewalt  das  wesentliche  Merkmal  der  Souveriiiietiit  be-it/.t. 
Dieser  Ty])us  wird  aueli  heut«'  noch  vnii  manchen  als  der  allein 
zu  Kccht  bestehende  angesehen Zwar  ist  es  unbestritten,  daf^^ 
es  im  Staate  diesem  gegenüber  relativ  selbständige  Verbände  gebe, 
die  Imperium  üben.    Die  Streitfrage  aber  besteht  darin,  ob  der 
einem  höheren  Verbände  eingeordnete,  daher  in  einem  bestimmten 
Umfange  untergeordnete  Verband,  der  mit  Herrsehergewalt  ans* 
gerüstet  ist,  trots  dieser  Unterordnung  den  Charakter  als  Staat 
bewahren  oder  gewinnen  k«nne.     Diese  Frage,  obwohl  schon 
früher  vorliandfu ,    ist    zu  lirrvorragender  Bedeutung   erst  durch 
die  (»ründung  dt-r   niMdcrncu  Bundesstaaten   und  ilie  sich  daran 
knil jifjMidf'u  Theorien  g<'diehen.    Unter  dem  ICinflusse  der  t'rüh«'r 
herrschenden  Tlieorio  vou  der  hegritl'lichen  Notwendigkeit  der 
Souveränetät  für  den  Staat  wurde  für  den  Bundesstaat  zunächst 
die  Lehre  von  der  geteilten  Souveränetät  aufgestellt.  Andere 
haben,  von  dem  Gedanken  der  Unteilbarkeit  der  Souveränetät 
ausgehend,  entweder  die  Möglichkeit  der  Bundesstaaten  geleugnet 
oder  den  Gliedstaaten  den  Staatscharakter  abgesprochen,  haben 
damit  aber  auf  das  Begreifen   der  Eigenart   der  wichtigsten 
F^xemplare   der  Staatenverbindungen    der   Gegenwart  verzichtet. 
Manche  Konsctjucnzm ,   die   von   ihnen  aus  ihrer  Negation  der 
Mögluhkeit  uichtsouverHner  Staaten  gezogen  wurden,  geh«>ren  zu 
den  schlimmsten  Kesultaten  der  abstrakten,  dem  Leben  gänzlich 
abgewendeten  reinen  Begriffsjurispnidens. 

')  Z.  B.  v.  Soydol,  namentlicii  Aldiandlungen ,  S.  G;  Zorn.  I, 
S.ü.S;  Ha.'uel.  Staatsrecht,  1,8.113,  7U5;  B  o  r  n  h  a  k  ,  Staatsh-lir.-.  S.  r<: 
fern«-r  L  c  Für,  p.  ;:.')4  11'. ;  C  o  m  h  o  t  h  <■  c  r  a  .  }».  !.>>  f. ;  K  in  ein,  p.  f..  DW 
ausländische  staatsrechtliche  Literatur  dov  10inheit.-istaaten  über  den  Ein- 
heitsstaat hat  in  der  Regel  keinen  Anlafs,  das  Dogma  von  der  Soave- 
Tinetät  als  Essentiale  des  Staatsbegriffes  tu  prftfen.  Interessant  ist  es« 
dafs  in  jfingster  Zeit  sich  in  der  amerikanischen  Staatsreehtslehre  eine 
Strömung  geltendmacht,  die  den  Einzelstaaten  der  Union  wegen  Mangels 
der  Souveränetät  den  Staatscharakter  abspricht.  So  in  lebhafter,  aber 
nicht  in  die  Tiefe  dringender  Polemik  gegen  meine  Ausfuhmogen 
Willou^rhby,  p.  24C  ft'. .  ferner  Burgess,  in  Opposition  gegen 
I.aband,  vgl.  da.s  hingere  Zitat  hei  WiUoughby ,  p.  245.  llinjregcn 
hat  sieh  W.  Wilson.  An  Old  Mast«r  and  ot  her  Essays,  New  York  lÄW. 
p.  93  f.,  meinen  Darlegungen  aDgeöchlossen. 
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Eine  definitive  Lösung  erhält  diese  Streitfrage  durch  die 
Erkenntnis,  dafs  Sonveränetftt  keine  absolnte.   sondern  eine  • 
historische  Kategorie  ist').    Die  Darstelinng  der  Entstehung  des 
SoQverttnetiltsbegriffiM  hat  iinwiderK><,^lich  ergeben,  dafs  den  heute 

als  von  jeher  souverän  betrachteten  Staaten  dieser  Cliarakter 
einmal  gemangelt  hat.  In  der  Zeit,  da  die  Kirche  K<"»nige  ein- 
uud  absetzte,  da  sie  den  Gottesfrieden  verkUudete,  da  sie,  ohne 
Rucksicht  auf  staatliche  Grenzen ,  ihr  Jiecht  in  ihren  Oerichten 
Ubte^  war  sie  eine  dem  Staate  übergeordnete  Macht.  Ho  lose 
auch  der  Verband  des  heiligen  rtf mischen  Reiches  wmr,  es  ent- 
hielt in  sich  Staaten,  welche  die«  wenn  auch  nur  nominelle  Ober- 
hoheit des  Kaisen  anerkannten.  Nach  innen  hatte  der  Staat  an 
dem  Rechte  eingeordneter  Gewalten  eine  unttbersteigliche  Sehranke, 
welche  der  dem  souveränen  Staate  eigentümlichen  Bewegungs- 
freiheit hemmend  entgegenstand.  Der  mittelalterliche 
Staat  war  noch  nicht  souverän.  Aber  er  war  bereite 
Staat.  Die  Versuche  kirchlicher  Schriftsteller,  die  einzelueu 
Staaten  als  IVovinzen  de»  rnmiscbeu  Reiches  hinsustellen ,  sind 
niehta  als  eine  in  dieser  EfMMshe  häufige  Übertragung  der  über- 
kommenen antiken  Vorstellungen  auf  die  in  der  Regel  nur  unklar 
erfafsten  gleichseitigen  Zustände. 

Aber  selbst  wenn  man  von  den  in  der  geschichtlichen 
Lage  der  mittelalterlichen  Welt  begründeten  allgemeinen  Ein- 
Hchränkungen  des  Staates  absieht,  ist  es  unmöglich,  vermittelst 
der  Souveiiiiu'tätsvorstellung  zu  einem  Verständnis  der  staatlichen 
Verhältnisse  des  Mittelalters  zu  gelangen.  Mächtige  Staaten  stehen 
im  Lehensnexus  zu  einer  anderen  Macht.  Städtische  Gemein- 
wesen, die  ihre  Unterwerfung  unter  ^in  Reich  nicht  verleugnen, 
schliefsen  sich  mit  anderen  au  kräftigen  internationalen  Bünden 
susammen.  Die  Städte  der  Hansa  sind  samt  und  sonders  nicht 
souTerän;  unter  dem  Gesichtspunkte  modemer  Staatsanschauung 
scheinen  sie  jedoch  in  viel  höherem  Malse  die  Aufgabe  eines 
staatlichen  Gemeinwesens  zu  erfüllen  als  die  sie  umfassenden 
Reiche.  Die  Fülle  autonomer  Verbände  der  iiuttclultt'rliclien  Welt 
unter  den  modernen  Begriff  des  Kommunal  Verbandes  zu  beugen, 
würde  auch  nichts  als  eine  unhistorische  Übertragung  heutiger 

1)  Wenn  Seidler,  Jur.  Kriterium,  S.  78,  dies  dialektisch  bestreitet, 
so  ist  das  eben  unhistorischer  Dogmatismus;  Seidler  selbst  kann 
übrigeas  seinen  soaialen  Staatsbegriff  auf  den  mittelalterlichen  Staat 
(TgL  8.  41)  nicht  in  ToIlem  Ma6e  anwenden. 
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Anschauuugen  auf  eine  UQter  ganz  auderea  BediugUDgen  existierende 
Staatenwelt  bedeuten. 

Ebensowenig  aber  war  mit  dem  SonverinetKtebegriff  aneb 
die  dem  Bodin  und  seinen  Naebfolgem  gleiebamtige  Staaten- 
welt völlig  an  begreifen.  Bodin  selbst  mnb  verschiedene  Modi- 
fikationen  der  SonverMnetlt  zugeben'),  und  Loysean  in  seinen 
gründlichen  TraitA  des  Seignenries  betont  energisch  die  Identitit 
von  Staat  und  SouverUnetät ,  mufs  aber  dodi  das  Dasein  von 
„princes  subjects'*  mit  Soux ('HinotUtsroihtcn  zugeben*),  ferner, 
dafn  Protektion,  'iVibut  und  LehnnverhältuiB  „rabaissent  et 
diminneut  le  Instre  de  l'Estat  souverain,  qui  sans  donte  n'est  jpas 
si  pur,  si  souverain  et  si  maiestatif  (s'il  faut  ainai  dire)  qnand 
il  est  snbject  k  ces  cbatges**  Ebenso  haben  splter  Schrift- 
steller der  natnrreebtlichen  Epoche,  die  sieh  mit  der  realen 
Staatenwelt  beschAftigeni  die  Existena  nichtsouverKner  Staaten  be- 
hanptet,  denen  sie  verschiedene  Namen  geben  Allen  voran 
stehen  die  deutschen  Pabliristen,  die  in  den  letzten  Reichszeiten 
den  staatsgewaitartigen  Charakter  der  Lande'^hoheit  behaupteten*). 
Aber  auch  die  völkerrei  litliche  Literatur  vermag  mit  dem  Souve- 
rHnetUtsbegriff  nicht  die  Gesamtheit  der  iuternationah'u  Kechts- 
subjekte  so  erfassen  und  sieht  sich  daher  in  die  Notwendigkeit 
versetzt,  eine  besondere  Kategorie  von  Staaten  ohne  Souvertnetit 
SU  schaffen,  ftlr  welche  seit  J.  J,  Hosers  unklaren,  unter  dem 
Einflufs  der  Lehren  von  der  persönlichen  und  dinglichen  Souve- 
ränetKt  stehenden  AusAihmngen *)  die  widerspruchsvolle,  aber 
seither  in  der  diplomatischen  Sprache  gebrauchte  Beaeichnung 
der  haibsouveriinen  Staaten  sich  eingebürgert  hat. 


')  De  rep.  I,  0,  p  109  ftl 
2)  A.  a.  O.  p.  31  f. 

^)  p.  84.  Trotxdem  bleiben  die  solche  Staaten  beherrfichenden 
Fürf^ten  souverän. 

*)  Vgl.  Lehre  von  den  Staatenverbiiidungen,  S.  3>>f.}  Gierke, 
Althusius,  S.  248  f.  (besonders  N  e  1 1  e  1  b  1  a  d  t). 

')  Über  sie  Brie,  Der  Bundesstaat,  l5<74,  S.  28  fr.;  Pütter  (und 
seine  Schule);  Rehm,  Staatslehre,  S.  50£  (namentlich  Kreitimajr). 

<)  Beiträge  su  dem  neuesten  Eniop.  Völkeireckt  in  IViedens- 
Zeiten,  I,  S.  596.  Vgl.  darfiber  Boghitch^vitcb,  HalbsouveiiaetA«, 
1908,  S.  104  ff.  Rebm,  Staatslehre,  S.  69,  will,  obwohl  er  die  Teil- 
barkeit der  Sonverftnetilt  swischen  halb-  und  niehtsouverftnen  Staaten 
Icngnet,  einen  quantitativen  Unterschied  mit  Rücksicht  auf  den  Grad 
der  Unterwerfung  aufstellen,  wosu  aber  doch  kein  Bed&rfnis  vorliegt. 
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Ist  demnach  Sonvefttnetlit  kein  wesentlielies  Merkmal  sowohl 
der  mittelalterlichen  als  der  Staaten  ans  der  Blttteaeit  des  natnr- 
reektlichen  Dogmas  von  der  Identitttt  der  Staats-  mit  der  sonveritnen 
Gewalt  p:«»woHen ,  so  kann  anch  fHr  die  Gegenwart  diese  Gleich- 
stellung iiiilu  aus  der  Betraclitnn^  der  r»'alen  Staatenwelt  dar- 
gt'tan  werden.  Anch  die  heutige  Staateiiwelt  weist  Gebilde  auf, 
die  staatliche  Aufgaben  mit  selbstUndiger  Organisation  und  staat- 
lichen Mitteln  erfüllen  ^  aber  nicht  souverHn  sind.  An  diese 
hittoriseh* politische  Tatsache  haben  auch  alle  wissenschaftlichen 
Yorstellnngen  vom  Staate  aninknttpfeni  die  ja  das  Gegebene  er- 
kliren,  aber  nicht  meistern  sollen. 

Es  gibt  demnach  ^ei  Gattungen  Ton  Staaten:  sonveräne 
and  nichtsonverftne.  Da  erhebt  sich  aber  die  Frage,  welche» 
Merkmal  den  nichtsouverttnen  vom  souveränen  Staat  einerseits, 
v<»ni  nichtstaatliclieii ,  dem  Staate  ganz  untergeordneten  Verband 
Anderseits  scheidet.  Sie  wird  beantwortet  durch  Untersuchung 
der  folgenden  Eigenschaft  der  Staatsgewalt,  der  1^'ähigkeit  zur 
Selbstorganisation  und  Autonomie. 

II.  Fikigkeit  der  Selbstorganisatio«  und  Selbstbemekaft 

Wesentliches  Merkmal  des  Staates  ist  Dasein  einer  Staats- 
gewalt.   Staatsgewalt  ist  aber  nicht  weiter  ableitbare  Uerrscher- 

M  Uber  abweichende  Meinungen  vgl.  die  treffende  Polemik  von 
G.  Mf'ver,  S.  9,  N.  20,  mit  dessen  (irundanschauung  ich  in  diesem 
Pankte  im  wesentlichen  übereinstimme.  Vgl.  zum  folgenden  Jellinek, 
Über  Staatafragmente  (Bonderabdruek  aus  der  Festgabe  der  juristischen 
Fakttltit  der  Üniversitit  Heidelberg  anr  Feier  des  70.  Geburtstages 
Seiner  Königlichen  Hoheit  des  Grolshersogs  Friedrich  von  BadenX  1886» 
S.  12  ff.  Ans  der  neuesten  Literatur  Rosen  borg  im  Archiv  f.  5ff.  Recht» 
XIV,  1889, 8. 862  ff.  und  nunmehr  Hirths  Annalen,  1906»  8. 843  mit  meinen 
alberen  Ausfuhrungen,  Staatsfragmente,  S.  12,  ausdrücklich  überein- 
stimmend. Ferner  R  e  h  m ,  <1<  i%  Staatslehre,  S.  28  ff".,  behauptet,  wie  vor  ihm 
schon  Stöber,  Arch.  f.  öff.  Ii.,  i, S.63öff'.,  dafs  völkerrechtliche  Persönlich- 
keit das  einzige  Merkmal  sei,  das  den  Staat  von  der  Gemeinde  scheide. 
Aber  völkerrochtliche  PcrsiWdichkeit  ist  doch  immer  die  Folge,  nicht 
der  Gruud  <ler  staatlirhen  Qualität  eines  Gemeinwesens;  es  mufs  eine 
Eigenschaft  aufweisen  könn«'n,  die  f«s  befähigt,  Subjekt  des  Völker- 
reehts  zu  sein.  Das  ist  aber  uiclits  anderes  als  die  ihm  eignende 
originäre  Herrschergewalt.  Rehm  polemisiert  gegen  einen  Ähnlichen» 
bereits  von  Labend,  I,  8.  70,  gegen  Stöber  erhobenen  Einwand» 
ohne  m.  EL  auch  nur  einen  Ansatz  su  einer  Widerlegung  au  maeben.  Zu- 
dem bebt  Rehm  seine  eigene  Definition  auf»  indem  er  Staaten  ohne 
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gewalty  Hemehergewalt  «ns  eigener  Macht  und  daher  zu  eigenem 
Recht  Der  Umfang  dieser  Herrschergewalt  ist  für  ihr  Dasein 
gans  gleichgültig.  Wo  ein  Oemeinwesen  ans  ursprünglicher  Macht 
nnd  mit  ursprünglichen  Zwangsmitteln  Herrschaft  tlber  seine 

Gliodor  und  »ein  Gebiet  gemäfs  einer  ihm  eigentlimlicbeu  Ordnimg 
zu  üIm'ii  vermRor.  da  ist  ein  Staat  vorhanden 

Das  Dasein  einer  Staatsgewalt  Sufsert  sich  zunächst  in  dem 
Dasein  solbstÄndiger ,  sie  versehender  Organe.  Eigene  Organi- 
sation und  die  mit  ihr  Terkuttpfte  Machtverteilung  ist  das  erste 
Merkmal,  um  den  Staat  vom  nichtstaatlichen  Verbände  in  trennen. 
Wo  immer  daher  ein  Gemeinwesen  seine  Verfassung  von  einer 
anderen  Macht  erhMlt,  so  dafs  sie  nicht  auf  seinem  Willen,  sondern 
dauernd  auf  dem  Gesetze  dieser  Macht  ruht,  da  ist  kein  Staat, 
sondern  nur  das  Glied  eines  Staates  Torhanden.  Daher  sind  die 


Persönlichlieit  und  daher  auch  ohne  völkerrechtliche  Persönlichkeit 
konstruiert.  8e i dl  er,  Jur.  Kriterium,  B  Ib,  bezeichnet  den  souveränen 
Staat  als  ein  mit  Gebiets-,  Personal-  und  Organhoheit  ausgestattetes 
Hoheitssubjekt,  den  niehtsouverftnen  CS.  86)  als  eine  GebietskOipersehaft, 
welche  die  Vereinigung  relativer  Gebiets-,  Organ-  und  Personal hoheit 
aufweist.  Diese  Auffassung  entfernt  sich  nicht  von  der  hier  vertretenen, 
da  sie  nur  die  selbstverständliche  Tatsache  betont,  dafs  die  Ursprung- 
liehe  Uerrscbennacht  sich  nn  den  wesentlichen  Elementen  des  Staates 
betätip-n  muTHi:  nur  ist  der  Hofrriff  de»  Relativen  ein  viel  zu  un- 
bestiniinter,  um  zur  KIarh<Mt  zu  führen.  Ähnlich  wie  äeidler  Bosen- 
berg, Hirths  Annak'ii,  1U05.  S.  279  f. 

')  \^\.  auch  die  nälu'i  on  Ausfühningen ,  Staatsfraf;niente ,  S.  11  ti". 
Diese  Lösung  gilt,  wie  nochmals  betont  werden  soll,  für  die 
Staatenwelt  der  Gegenwart.  Ob  z.  H.  auf  Grund  mittelalterlicher  Ver- 
hftltnisse  sich  eine  scharfe  Gkenzlinie  swischen  Staat  und  Gemeinde 
sieben  iftfst,  ist  Ar  unsere  Frage  ganz  gleichgültig,  weil  es  nicht  mög- 
lich ist,  aus  den  Erscheinungen  voneinander  fem  abliegender  Epochen 
gemeinsame  staatsreehtliehe  B^^riffe  su  gewinnen.  Wer  die  Horde  oder 
Familie  der  Urzeit,  die  griechische  Polls,  die  Gemeinwesen  afrikanischer 
und  polynesischer  StAmmo,  dn»  germanische  Mittelalter  und  die  heutigen 
zivilisierten  Staaten  miteinander  vor<rleicht,  der  erhalt  nur  einen  ganz 
farblosen,  inhaltsleeren  sozialon  Het^riff  des  Gemeinwesen,  niemals  aber 
ein*'  konkrote  rechtliche  Vor-tclhuiir.  Souveränetät  z.  Ii.  und  völker- 
r»'chtlit'he  Persönlichkeit  sind  rechtlirlie  Hegriti'e,  die  ^^anz  der  neuesten 
Zeit  an^('hi>ren;  sie  könii.u  daher  nicht  zur  Konstruktion  der  antiken 
und  mittelalterlichen  Staateuwelt  verwendet  werden;  ebenso  passen 
unsere  Vorstellungen  von  der  Körperschaft  nicht  auf  die  Gemeinwesen 
der  heutigen  Naturvölker.  Wenn  die  Erkenntnis  von  der  dynamischen 
Natur  des  Staates  durchdringt,  so  ist  damit  eine  grofse  Zahl  ßkr  das 
Recht  der  Gegenwart  unniltser  Kontroversen  beseitigt 
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deutschen  Gliedstaaten  Staaten,  denn  sie  können  sich  durch  ihre 
eigenen,  ausschliefalich  auf  ihrem  Willen  berulienden  Verfassungen 
organisieren,  die  ihre  Gesetze,  nicht  die  des  Reiches  sind.  Ebenso 
and  die  Yeifassongen  der  schweizerischen  Kantone ,  der  Einzel- 
staaten der  «merikanischen  Union  Staatsrerfessongen,  denn  sie 
beruhen  ansschliefslich  auf  ihren  eigenen  Gesetsen,  nicht  auf  dem 
Willen  des  ttbeigeordneten  Bundesstaates.  Es  können  Schranken 
in  den  bnndesstaatlichen  Gesetzen  für  die  Verfassungen  der  Glied- 
staaten gezogen  sein  (z.  B.  Verbot  einer  anderen  als  der  republi- 
ktnischen  Staatsfonn,  Nvie  in  der  Schweiz  und  in  den  Vereinigten 
Staaten):  sie  bleiben  trotzdfni  ansschliefslich  Gesetze  der  Gli^^d- 
staateu.  Selbst  wenn  ein  Gemeinwesen  unter  der  Mitwirkung 
fremder  Staaten  seine  Verfassung  empfangen  hat,  so  ist  es  Staat, 
wenn  diese  Verfassung  pro  futuro  ansschliefslich  als  sein  originürer 
WiUensakt  anzusehen  ist,  so  daTs  sie  von  ihm  ohne  weitere  Er- 
mlchtiguiig  abgeändert  werden  kann. 

Wo  hingegen  ein  Herrscheigewalt  ttbender  Verband  seine 
Organisation  von  einem  tiber  ihm  stehenden  Staate  als  dessen  Gesetz 
empfangen  hat,  da  ist  kein  Staat  vorhanden.  So  vor  allem  bei 
den  Knninuinen,  deren  Verfassung  stets  auf  Staatsgesetzen  ruht, 
die  höchstens  in  untergeordneten  Dingen  eine  begrenzte  Organi- 
satioDsbefugnis  zugestehen.  Sodann  aber  gewUhrt  dieses  Kri- 
terinm  den  richtigen  Einblick  in  die  nichtstaatliche  Natur  staats- 
ihnlicher  Gebiete.  Daher  ist  Elsass-Lothringen  kein  Staat,  denn 
seine  Verfassung  beruht  auf  Gesetzen  des  Deutschen  Beiches,  ea 
gibt  keine  elsab-lothringischen  Verfassungsgesetze;  daher  sind 
die  mit  weitestgehender  Autonomie  ausgerüsteten  englischen 
Charterkolonien,  wie  Kanada,  Kapland,  Australien,  keine  Staaten, 
denn  ihre  Verfassungen  sind  in  englischen  Gesetzen  enthah<'n, 
in  l'arianientsakten  Grofs])ritanniens ,  die  rechtlich  je<lerz('it  vom 
Parlamente  wieder  geändert  werden  können,  ohne  dafs  der  be- 
treffenden Kolonie  ein  gesetzliches  Mitwirkungsreeht  an  solcher 
Verfassnug^ünderung  zustände  Innerhalb  der  Schranken  dieser 
englischen  Gesetze  können  sich  diese  Kolonien  frei  organisieren, 
Sie  verfugen  aber  in  diesem  Organisationsprozesse  nicht  Uber 
originäres,  sondern  Uber  geliehenes  Imperium,  in  dessen  Innehabung 
sie  sich  von  Kommunalverbänden  des  Einheitsstaates  nicht  unter- 

Von  dieser  reclitlirlion  Möc:li(  lik»'it  wird  allerdings  heute  kein 
Gebraiuh  gemacht.  Iniiiu>ihin  Imt  im  Kontiikt^t'allr  das  Reiohsparlament 
an  seinem  Rechte  noch  immer  eine  nicht  zu  uiiterschätzeude  Waffe. 


t 
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«cbeiden.  Die  österreichischen  Königreiclie  und  Länder  haben 
ihre  zu  Staatsgrundgcsetzen  erklärten  Landesverfassnnjren ,  die 
Jedoch  vom  Kaiseri  nicht  von  dem  Herrscher  des  einzelnen  Lande« 
gegeben  and  nur  durch  kaiserliche,  nicht  etwa  dnrch  landeaberr- 
licbe  Sanktion  abgeilndert  werden  ktfnnen;  es  mangelt  ihnen  daher 
4er  StaatBcbarakter. 

Damit  ein  Verband  als  Staat  su  ebarakteriaieren  sei,  mall 
aber  das  btfcbste  Organ,  das  die  Verbandstätigkeit  in  Bewegaig 
setzt,  selbständig  sein,  d.  h.  es  darf  nicht  mit  dem  Organ  ein« 
anderen  Staates  unhtlich  zu.saiiniu-ntalleu.  Identität  der  Organe 
zieht,  logihcli  notwendig,  Identität  des  Staates  nach  sich*).  Selbst 
da,  wo  es  zweifelhaft  sein  kann,  ob  ein  Gemeinwesen  nicht  dtLB 
Becht  eigener  Verfassungsgesetzgebung  besitzt,  muls  zu  ungmuten 
des  staatlichen  Charakters  entschieden  werden^  wenn  das  Gemein- 
wesen ein  oberstes,  selbständiges,  in  dieser  Selbstttndigkeit  band- 
Inngsfithiges  Organ  nicht  aofsuweisen  Termag.  Wollte  man  s.  B. 
ans  den  Organisationsbefiignissen  der  britischen  Kolonien  innerhalb 
der  vom  englischen  Parlamente  gesetsten  Schranken  auf  dsn 
staatlichen  Charakter  dieser  Kolonien  schliefseu,  so  wllrde  ein 
solcher  Schlufs  irrig  sein,  weil  alle  diese  Kolonien  kein  der 
britischen  Krone  gegenüber  selbständiges  höchstes  Organ  besitzca. 

Dieses  Merkmal  lehrt  auch  schwierige  Grenzfälle  entscheiden. 
So  fehlt  Kroatien  im  Verhältnis  an  Ungarn,  Finnland  in  dem  zu 
Kofsland  der  staatliche  Charakter,  weil  der  König  von  Kroatien 
mit  dem  von  Ungarn,  der  Oroisfllrst  von  Finnland  mit  den 
nissischen  Kaiser  rechtlich  identisch  ist,  daher  diese  Verhlltnisie 
keine  Realunionen,  sondern  Einheitsstaaten  darstellen'). 

Das  erste  Merkmal  einer  selbstXndigen  Herrschergewalt  ist 
also,  dafs  ihre  Organisation  ausschliefslich  auf  eigenen  Gesetzen 
ruht.  Sie  mufs  ferner  alle  wesentlichen  materiellen  Funktionen 
^iner  Staatsgewalt  besitzen ,  was  wiederum  nur  die  Folge  der 
Selbstorganisation  der  Herrbchergewalt  ist.  Vor  allem  disponiert 
Jeder  Staat  durch  seine  Oeset/e  über  die  ihm  zustehende 
Herrschermacht.    Aber  anch  seine  Verwaltung  und  seine  Recht- 

')  Wenn  Seidler,  Jur.  Kriterium,  8.  13,  dem  gegenüber  auf  die 
Personalunion  hinweist,  so  IxTuht  das  auf  der  bei  einem  Juristen 
unbogreiflichon  A'erwechsiung  des  Organa  mit  dem  ürgantrAger!  Vgl. 
auch  unten  Kap.  XXI. 

^)  Vgl.  die  eingehende  Darlegung  beiJelliuek,  Staatctcagmeate, 


Digitized  by  Google 


Vienehntes  Kapitel.  Die  Etgenscbaften  der  Staatagewait  479 


sprechung  ruhen  auf  seinem  Willen.  Diese  Eigenschaft  kann  aU 
die  der  Autonomie  bezeichnet  werden.  Sie  besteht  Dicht  nur  in 
der  Fähigkeit,  eigene  Gesetze  zu  haben ,  sondern  auch  ihnen 
|emJÜ8  nnd  innerhalb  ihrer  Schranken  eu  handeln*)«  Daher  ist 
der  Sehlnfs  gerechtfertigt,  dafs  ein  Gemeinwesen  ohne  eigene 
(SesetMy  Bei^erang,  Bechtsprechnng  kein  Staat  sei;  mangelt 
ihm  aneh  nnr  eines  dieser  Sttteke,  so  ist  dies  ein  Zeichen  dafür, 
dafs  es  nicht  unter  den  Staatsbegrifl'  fällt  Ein  Staat  kann  in 
dem  Umfang  dieser  Funktionen,  in  der  Kompetenz  seiner  Organe 
eingeschränkt  sein ,  allein  sie  alle  müssen  vorhanden  sein  ,  um 
ihm  den  Staatscharakter  zu  wahren.  Daher  mufs  auch  ein  jeder 
ntchtsouveräne  Staat  sich  in  eine  bestimmte  Staatsform  einordnen 
laisen.  Wttrttembeiff  nnd  Baden  sind  Monarchien,  Uambnig, 
Bern,  Pennsjrlvanien  Bepnbliken.  ElsaTs-Lothringen  hingegen 
kann  keiner  dieser  beiden  Hanptkat^rien  eingereiht  werden. 
Es  gibt  kein  selbstlndiges,  nur  ihm  zugehöriges  oberstes  Herr- 
sehtftsorgan  fftr  £lsaIiB-LothriDgen     nnd  ebensowenig  können  die 


')  Vgl.  Lab  and,  I,  S.  *jy. 

*)  Seid  1er,  Jur.  Kriterium,  S.  12,  bestreitet  dies,  indem  er  es  für 
möglich  halt,  dafs  im  liuudesstaat  die  gesainte  Hcclitspreehnn^^  <ler 
Zentralgewalt  zugeteilt  wird.  Er  verweehselt  aber  dif  formelle  rnnktion 
der  Gerichtsbarkeit  mit  der  materiellen  der  Keclit.-prechung .  die  gar 
mcht  mechanisch  von  Gesetzgebung  und  Verwaltung  geschieden  werden 
ksmi.  Zudem  hat  es  bisher  noch  nie  einen  riehteriosen  Staat  gegeben, 
dsher  hier  f&r  mich  einer  der  Fälle  vorliegt,  wo  Einsicht  in  die  histo- 
riaehe  Wirklichkeit  den  freien  Flug  der  juristischen  Spekulation  zu 
nAftigen  hat. 

')  Das  verkennt  v.  Seydel,  Kommentar  zur  Verfa:<sung8urkunde 
far  das  Dentscbe  Reich,  2.  Aufl.  1897,  S.  39,  wenn  er  El.safs-Lothringen 
für  einen  Staat  und  die  verbündeten  Souveräne  Di*utschland.s  für  die 
Souveräne  von  Elsafs-Lothriu^en  erklärt.  Ebcnsow«'nig  sind  die  An- 
sichten von  Leoni,  Das  Verfa.ssunf^srecht  \'on  Elsafs-Lothrin^en .  I, 
1h9*J,  S.  5  ff.,  und  fJosenber«;,  Die  staatsreehtliehe  Stellung  von 
Elsafs- Lothringen ,  1690,  S.  8ff.,  haltbar.  Die  liehauj)tun{;  Leonis, 
der  Kaiser  sei  der  widerrufliche  Monarch  EUafs-Lotbringens  (a.  a.  O. 
S.  48),  verkennt  fiberdies  das  Wesen  der  Monarchie.  Neuestens  sucht 
Ks  hm,  8.  165  E,  eingehend  die  Staatsnatur  von  Elsafs-Lothringen  zu 
erweisen.  Ihm  zufolge  (S.  78)  rouls  man  zwischen  Staatsgewalt  im 
subjektiven  nnd  objektiTen  Sinne  scheiden.  Ein  und  dieselbe  subjektive 
Sttstsgewalt  könne  mehrere  objektive  Staatsgewalten  in  sich  ^ 
einigen,  nach  Analn^rie  des  Eigentümers,  der  mehrere  Eigentumsrechte 
hsben  kann.  Das  ist  aber  eine  unznlä.s8ige  privatreehtliche  Analogie, 
die  auf  moderne  staatsrechtliche  Verhältnisse  ganz  unau wendbar  ist. 
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mit  Verfassungen  bej^abten  britischen  Kolonien  als  Monarchien  oJer 
die  organisierten  nordamerikauischeu  Territorien  als  ßepablikeo 
bezeichnet  werden. 

Die  nicht^ouverftneu  Staaten  iler  Gegenwart  besitzen  Uber- 
die«  einen  Belbst&ndigen  Wirkungskreis  auf  allen  grofseu  Gebieten 
staatlicher  Verwaltung.  8ie  ktfnnen  —  in  versehiedenem  üm- 
fange  —  mit  anderen  Staaten  verkehren  besitsen  eigene  Juttis-, 
Finans-  und  innere  Verwaltung  und  haben  entweder  ihre  eigenen 
Truppen  oder  doeh  einselne  Rechte  hinsichtlich  der  rem  ihnen 
gestellten  Kontingente  des  Bundesheeres.  Notwendig  ist  dies  aber 
keineswegs,  da  aus  dem  Dasein  oder  Fehlen  bestimmter  „Holieits- 
rechte'^  niemals  auf  äeiu  oder  ^«ichtseiu  des  Staates  geschlossen 
werden  darf. 

Auf  Grund  dieser  Darlegungen  eigibt  sich  als  weiteres  Kri* 
terium  fUr  den  nichtsouTerttnen  Staat,  das  ihn  vom  niehtataatlichon 
Oemeinweaen  scheidet ,  dab  er  heim  Wegfiül  des  ihn  beherr- 
schenden Staates  ohne  weiteres  den  Charakter  als  eines  souveiiaen 
Staates  gewinnt.  Er  braucht  daher  auch  nach  innen  nur  durch 
seine  Gesetze  mit  seinen  bereits  vorhandenen  Oi^anen  eine  Kom- 
petenzerweiterung  vorzunehmen,  um  staatsrechtlich  alle  Funktioncu 
eines  souverUnen  Staates  auszuüben.  Durch  Verfassun^'sändenino: 
verwandelt  sich  daher  eiu  abbttagiger  Staat  rechtlich  in  einen 

Um  Elsafii-Lothringen  den  Staatscharakter  sasnspreeheD ,  mub  Sebm 
eine  eigene  Kategorie  von  Staaten,  die  Objekt«taaten,  anfSstellen  (s.  obeo 
8. 159  N.  1),  die,  an  unseren  heutigen  staatsrechtliehen  QmndvorstellaageD 
gemesseUf  eben  keine  Staaten  sind. 

'y  Auch  die  Gliedstaaten  der  amerikanischen  Bundesstaaten  können 
untereinander  Verträfr«'  schlicfsen :  Vereinigte  Staaten,  Const.  Art  I, 
sect.  lo,  3;  ebenso  ViMiezuela,  Art.  149:  Argentinien,  Art.  107;  lirasilii'n, 
.\rt.  65.  1.  Mexiko  gestattet  nur  Verträge  über  Grenzregulierungen 
(Art.  llUj  und  den  Greuzstaateu  Ivoalitionen  zum  Kampfe  gegen  wilde 
Stämme.  Die  meisten  dieser  Staaten  verlangen  für  derartige  Vertrige 
Genehmigung  dnrch  Bnndesorgane  oder  (Argentinien)  Anaeige  an  des 
Kongrefs.  Die  staatliche  Natur  der  Gliedstaaten  aber  kommt  hier  üh 
sofern  sum  Ansdruck,  als  diese  Verträge  grundaitalieh  nach  V5Ikfl^ 
recht  an  beurteilen  sind.  Über  die  einsehligigen  Verfassnngsbeslim* 
mungen  vgl.  anch  Le  Für,  p.  688,  Note.  Seine  Behauptung,  daHs  die 
Verträge  nach  Staats-,  nicht  nach  Völkerrecht  beurteilt  werden  müssen, 
ist  erweisilich  falsch.  Die  Praxis  dürfte  allerdings  kaum  au  konsultieren 
sein:  wi  nii^stt'n;'  ist  in  den  Vereinigten  Staaten  die  erwähnte,  \'erträge 
der  ( ilirdstaatcn  untereinander  anerkennend»-  Khiusol  bisher  nicht  be- 
nutzt worden.    Vgl.  Lehre  von  den  StaatenverbiudungeUf  S.  49. 
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souveränen.  Derartiges  hat  in  grofsem  8tU  1806  nach  Auflösimg 
des  I>eat8chen  Reichea  stattgefunden,  wo  den  bisher  reieha^ 
antertittigen  Landesherren  die  ihnen  nicht  anstehenden  nnd 
ne  reiehsstaatsreehtlich  einsehrllnkenden  Befugnisse  der  Beiehs- 
gt'walt  anwuchsen  oder  diese  gänzlich  hinwegfielen.  Ein 
hbher  nichtstaatliches  Gemeinwesen  rottfste  sich  aber  Überhaupt 
erst  als  Staat  konstituieren.  Uber  seine  künftige  Staatstnim  Be- 
schlufs  fassen,  um  solchenfalls  den  Charakter  eines  Staates  zu 
erhalten.  So  brauchte  Bulgarien  nach  We;rfall  der  türkischen 
Oberherrschaft  einfach  nur  die  Aufhebung  der  BeschränlLungen 
seiner  bisherigen  Stellang  verfaasnngsmälsig  feststellen  zu  lassen» 
am  sich  auf  Grund  der  ihm  nun  Ttflkerrechtlich  zugewachsenen 
Macht  nach  jeder  lüehtnng  hin  als  souyerXner  Staat  danusteUen; 
hingegen  mttllBte  ein  Staatsteil  oder  ein  einem  Staate  gttnzlich 
unterworfener  Verband ,  um  in  llhnlicher  Lage  selbst  souverKner 
8taat  zu  werden^  sich  tlberhanpt  erst  staatlich  organisieren, 
widrigenfalls  er  als  Aiifirchie  betrachtet  werden  mUfste. 

Auch  die  (irenzc  zwischen  nichtsouveränem  und  souverUnem 
Staate  lälst  sich  nunmehr  leicht  ziehen.  Souveränetät  ist  die 
Fähigkeit  ausschliefslicher  rechtlicher  Selbstbestimmung.  Daher 
kann  nur  der  souveräne  Staat  innerhalb  der  von  ihm  selbst  gesetsten 
oder  anerkannten  Rechtsschranken  völlig  frei  den  Inhalt  seiner 
Zuständigkeit  regeln.  Der  nichtsouverftne  Staat  hingegen  bestimmt 
sich  ebenfalls  frei,  soweit  seine  staatliche  Sphllr«  reicht.  Bestimm- 
barkeit oder  Verpfiichtbarkeit  durch  eigenen  Willen  ist  das  Merk- 
mal einer  jeden  selbständigen  Herrschergewalt.  Daher  steht  auch^ 
dem  nichtsouveränen  Staate  die  Kechtsmacht  über  seine  Kom- 
pf-tenz  zu').  Allein  diese  Macht  hat  ihre  Grenz(!n  an  dem  Recht 
<lc^  übergeordneten  Gemeinwesens.  Von  zwei  dauernd  verbundenen 
Staaten  ist  daher  derjenige,  welcher  seine  staatsrechtliche  Zu- 
ständigkeit durch  sein  (iesetz  nicht  auszudehnen  vermag,  sondern 
an  der  staatlichen  Rechtsordnung  des  anderen  eine  Grenze  für 


0  D.  h.  über  die  Grenzen  seines  Imperiums.  Dadurch  unterscheidet 
steh  die  staatliche  Bechtsmacht  Aber  die  eigene  Kompetenz  von  der 
der  nichtstaatliehen  Ckmeinwesen,  die  zwar  die  Richtung  der  ihnen 

rust«hcnden  Gewalt  auf  bestimmte  Objekte  ändern,  ab<  r  nicht  diese 
Gewalt  selbst  aus  eigener  Macht  mehren  können.  Auf  .Mifsvi  rst&ndnis 
des  Problems  beruhen  die  polemischen  .Vusfuhrun^ren  von  (.'ombotherra, 

a.  O.  p.  100  f..  der  jedem  Individuum  dieselbe  Selbstbestimmung  wie 
df'in  Staate  beilegen  will. 

Jellinek,  Dt^n  K«cht  «ies  modernen  Staates.  I.  :i.  Aufl.  31 
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seine  Kompetenserweitening  findet,  niehtsoaveriln,  wihrend 
der  Staat,  der  doreh  sein  Oesbti  dem  anderen  staatsrechtUehe 
Kompetensen  sa  entliehen  vemiag,  der  sonverlne  ist.  Wenn  die 
Kompetens  eines  Oberstaates  sn  einem  Unterstaate  aber  dauernd 

fest^ele^^t  ist,  wie  die  der  Türke!  im  VerbHltDis  sn  BalgarieUf 
dann  kann  solche  Koni|)ettMizbesclirUiik.uii;j:  nur  Jurch  völkerrecht- 
liche ViTpriic  htung'  {re«ren  dritte  MRchte  >rarantu*rt  sein,  I>afs  weder 
die  Türkei  gegenüber  Bulgarien  noch  dieses  gegeuüb»'r  der  Pforte 
seine  Zuständigkeit  ausdehnen  kann ,  beruht  auf  dem  durch  ein- 
seitige Parteidisposition  nicht  abzuändernden  Berliner  Vertrag.  Wo 
derartige  völkerreelitliche  Garantien  solcher  staatsrechtlicher  Ver- 
hültnisse  mangeln,  da  kann  der  Oberstaat  anch  durch  sein  Qesets 
die  Sphäre  des  Unterstaates  beschränken,  wie  das  denn  anch  in 
den  Beziehungen  der  Pforte  zn  Ägypten  voigekommen  ist^). 

III.  Die  Unteilbarkeit  der  Staats^^ewalt. 

Geht  man  von  dem  Fundament  der  rechtlichen  Erfassung 
des  Staates  aus:  von  seiner  Erkenntnis  als  einer  Einheit,  so 
ergibt  sich  daraus  ab  notwendige  Konsequenz  die  Lehre  von  der 
Einheit  und  Unteilbarkeit  der  Staatsgewalt.  Geteilte  Gewalt  setst 
eine  Spaltung  des  Staates  in  eine  Mehrheit  staatlicher  Gebilde 
voraus. 

"\Va>  von  der  Staatsgewalt  scldeelithin  gilt,  hat  natürlich  auch 
für  die  souveräne  Staat.sgewalt  (Geltung.  Souveräuetät  i-t  eine 
Eigenschaft,  und  zwar  eine  solche,  die  weder  einer  Mehrung  noch 
einer  Minderung  fuhig  ist.  Sie  ist  logisch  ein  Superlativ,  der  sich 
niemals  spalten  läfst,  Hondem  nur  gleichartige  GK^fsen  denelben 
Gattung  neben  sich  duldet  Daher  ktfnnen  mehrere  souTcrine 
Staaten  nebeneinander  bestehen,  aber  niemals  als  Träger  einer 
und  derselben  Staatsgewalt.  Daher  gibt  es  keine  geteilte,  frtg^ 
mentarische,  geminderte,  beschränkte,  relative  Souveränetät'). 

Diese  abstrakte  Überlegung  ist  aber,  wie  so  viele  Satze 
der  Staatsrechtslehre,  das  Jtiesultat  lauger  politischer  Krfahruug. 

»)  Vgl.  L.  v.  d.  .staatenverbinduugcn,  S.  151. 

')  Aus  der  neuesten  Literatur  vgL  darüber  Le  Für,  p.  477 ff.; 
Rehm,  Staatslehre,  S.  68  ff.  Eine  relatire  Souver&netit  koostrnisrt 
V.  Stengel,  ScbmoUers  Jahrbuch,  1898,  S.  785,  doch  nur,  indem  er 
der  Gleichsetzung  der  Staatsgewalt  und  Sonveränetät  eine  neue  Te^ 
brimung  gibt  Vgl.  auch  die  treffenden  Bemerkungen  von  G.  Mejer, 
S.  6,  X.  6. 
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Die  Theorie  luit  nur  naclitriglich  fornmliert  und  eyeteniaüfleli  ge- 
lechtfertlgt,  was  die  gesehiehtliehe  Wirkliclikeit  Imndertfilltig 
gelehrt  hat. 

Die  Lehre  von  der  Teilharkeit  der  Staatsgewalt  Ist  aweimal 

zn  politischen  Zwecken  aufgestellt  worden.  Das  eine  Mal,  nm 
den  konstitutionellen  Staat  zu  begründen,  das  andere  Mal,  um 
den  Bundesstaat  zn  konstruieren.  Die  erste  Theorie  ist  eine 
rationale y  ihrem  Ursprünge  nach  bestimmt,  einen  Idealtypus  des 
Staates  n  schaffen.  Die  zweite  beseichDet  den  ersten  Versuch, 
ein  neue«  politisehes  Qebilde  an  begreifen,  das  mit  den  ttber- 
konunenen  Kategorien  nicht  zn  erfossen  war. 

Beide  Lehren  aber  mhen  anf  der  herkömmlichen  Verwechs- 
lug  der  Begriffe  „Staat^walt**  nnd  „SonTerXnetät*.  In  Wahr- 
heit handelt  es  sieh  nnr  nm  die  Frage  ^  ob  die  als  Inhalt  der 
ßouveränetUt  gedachte  Staatsgewalt  teilbar  sri 

Die  erste  Lehre  bewej^t  siel»  auf  dem  Hoden  der  Vorstellungen 
voü  der  mit  der  StaatssouveränetUt  identifizierten  OrgansouveränetUt. 
Die  zweite  hingegen  steht  gänzlich  auf  der  Basis  der  modernen 
Soaverttnetätslehrey  die  In  ihrer  konseqnenten  Fassung  nnr  der 
Btaatflgewalt  Sonverilnetftt  zuschreibt. 

1.  Die  Lehre  von  der  Gewaltenteilnng. 

Die  naturrechtliche  Staatslehre  hatte  erklÄrt,  dafs  einem  Organe 
—  Fürst,  aristokratisches  ( 'orpns ,  Yjjikü^jemeiirtle  —  die  ^anze 
SouveränetUt  zu  eigenem  Rechte  (zustehen  inllsse.  Daf>  eine 
Teilung  der  Souveräuetüt  zwischen  melirereu  Staatsgliedern  statt- 
finden könne,  bezeichnet  H  o  b  b  e  s  als  ein e(  aufrühreriscln' "Lehre« 
die  sor  Anflttsnng  des  Staates  fUhrt Konzentration  der  Staats- 
gewalt in  einem  einheitlichen  Willen,  sei  es  nnn  der  einer  phy- 
sischen Person  oder  eines  „Corpus'*,  wird  von  der  Naturrechts- 
lehre  als  logische  Folge  des  Staatsbegriffes  erklärt  Meist  ist  es 
die  alte  Analogie  zwischen  Staat  nnd  Mensch,  die  zum  Beweise 
berangezoj;en  wird.  Wie  die  Seele  unteilbar  sei,  so  auch  die 
*Sniveränetät ,  die  zwar  verschiedene  Verm»igeu  besitzen,  aber 
nicht  in  viele  Teile  <^erlegt  werden  kiinne 

Die  praktische  opitze  dieser  Lehre  i^t  gegen  den,  nunmehr 
gänzlich  p  fiberwindenden,  staatlichen  Dualismus  gerichtet.  Ver- 

1)  De  dve,  XU,  5. 

^  Belege  siehe  Jellinek,  L.  v.  d.  Staatenverbindnngen,  S.  26^ N.  88. 
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Dichtung  BtAndiiKrher  Macht,  kommiinaler  Freiheit,  gmndheir 

✓ licher  Selbständigkeit,  knrs :  aller  der  Staatggewalt  g^nttber  eige»- 
berechtigter  Gewalten,  wird  durch  Bie<gt^ r e  ( h tf ertjg^ Widerttiadi' 
lose  Unterwerfung  des  einielnen  unter  den  allgemeinen  Wüleny 
der  kein  wie  immer  geartetes  Senderrecht  gegenüber  seinen  sot' 
'^^erMneii  Beschlüsseh^  kennt,  ist  die  Tendenz  der  Lehre  Ronsseans^ 
bei  (lern  der  absolute  Uerrncher  den  Nameu,  aber  nicht  das  Wesen 
gewechselt  hat. 

Gaben  die  kontinentalen  VerhUltnisse  zu  erheblichen  Wider- 
sprtichen  gegen  diese  Lehre  keinen  Anlafs,  so  konnte  sie  in 
England  nur  mit  Modifikationen  Eingang  finden.  Die  konstitu- 
tionelle  englische  Theorie  legt  awar  das^hwerg^^cht  der  Staats- 
gewalt in  die  Hftnde  des  Volkes,  doch  ist  nach^Loeke  anch  der 
König  ,,in  a  veiy  tolerable  senae"  als  htfcbste  Macht  au  beieichnen'), 
wenn  anch  die  LegtslatiTC  in  Wahrheit  die  hdcbste  Gewth 
iunehat.  Die  offizielle  englische  Lehre  hin*;egen,  wie  sie  schliefs- 
lieh  in  lUackstoue  iliren  klassisdien  Ausdruck  gefunden  hat 
fafst  K'inig  und  beide  Hftuser  zur  Einheit  des  Parlameut>  zu- 
üammeui  dem  die  höchste  Gewalt  zugeschrieben  wird.  Doch  wird 
hinwieder  auch  der  König  allein  als  Jnhaber^er  Sonverilnetit 
bezeichnet'),. 

Diese  offixiellen  englischen  Anschauungen  bildet  Montet- 
(|  u  i  e  u  zu  seiner  Lehre  tou  den  drei  getrennteui  einander  gleich- 
gestellten, sich  gegenseitig  balancierenden  Gewalten  um,  die  iwir 
Berttfaningspunkte  miteinander  haben,  im  Wesen  aber  yoneinander 

unabhängig  sind^).     Er  begrUndet  seine  Theorie  nicht  uAbcr, 

M  A.  a.  O.  II,  151. 

«)  I,  2,  p.  1H9. 

*)  Vermöge  der  Vor^^telluDg,  die  das  Parlament  dem  king  in  p•^ 
liament  gleichi^rtzt.  Daher  wird  von  englischen  Schriftstellern  eine 
doppelt«'  Qualität  (h's  Könitr-i:  als  Person  und  als  Institution,  unter- 
schieden.  So  Allen,  Inquirv  into  the  rise  and  fxrowth  of  the  roval 
PreroL'ative  in  England,  new  <'d.  1>^41),  p.  26  ft'.,  der  daher  vom  parla- 
nicntarisehcn  Kr>nig  sagen  kann:  he  really  does  DOthing,  but  he  uomi- 
nally  does  everjthing. 

Rehm,  Staatslehre,  S.  296,  286,  will  Montesquien  som  Ver- 
treter einer  Lehre  stempeln,  die  Abbftngigkeit  der  EiekutiTe  von 
der  Legislative  fordert,  namentlich  deshalb,  weil  er  jfthrliche  StMle^ 
bewillignng  durch  die  Legislative  verlangt,  ansonst  die  exekutive  Ge- 
walt nicht  mehr  von  der  legislativen  abhängen  würde  (ne  d^pcndra  plo» 
d*elle)  Dieses  ^d^pendre''  ist  aber  nichts  als  das  Korrelat  des  Vetos 
der  Exekutive  sowie  ihres  Kechtes,  die  Legislative  susammeosabernfea 
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erörtert  überhaupt  nicht  die  Fiage  nach  der  Einheit  des  Staates 
Qod  das  Yerhttltnis  der  Gewalten  zu  dieser  Einheit. 

In  der  Folge  führt  die  Lehre  wtn  der  G^ewaltenteilnng  in 
dieser  Form  an  einer  völligen  theoretischen  Teilung  des  einen 

Staates  in  drei  Personen.  Am  schärfsten  ist  dies  von  Kant  aus- 
gesprochen worden,  der  die  drei  Uewalten  im  Staate  ausdrücklich 
aU  „so  viel  moralische  Personen"  bezeichnet, (die  sich  gegenseitig 
eigänzen  und  eiiiand ei<funtergeordne^-»etir  sollen  ^ ).} 

Sobald  aber  diese  Lenre  in  die  Praxis  (^mgesetzt  werden  soll^ 
erheben  sich  theoretische  nnd  praktische  Bedenken.  Die  letiteren 
entspringen  ans  den  politischen  ^eHürfnissen  ^  die  niemals  von 
irgendeiner  abstrakten  Formel  gttnslich  beherrscht  werden  können. 
Nsmentlieh  lehrreich  istQn  dieser  Hinsic^  die  Jlaltuug  der  Aran* 
sOsischen  Konstitnante,  die  in  der  Erklftruag  der  Henschenreehte 
da>  Prinzip  der  Gewaltenteilung  proklamiert ^sich  aber  anfser- 
stand  ;^'esejtzt  sieht  ,/ es  in  all  seinen  letzten  Konseijnonzen^  trotz 
allem  Doktrinarismus,  ?u  verfolgen,  vielmehr  in  der  Legislative  ein 
Oi^gan  schafift,  in  dem  alle  Gewalten  sich  vereinigen.^  Theoretisch 
wirkt  aber  die  den  demokratischen  Anschauungen  zugrunde 
Hegende  Lehre  von  der  VolkssonverVnetXt  dabin ,  die  Gewalten- 
teilang  doch  nnr  als  nnteigeordnetes  Prinstp  wirken  sn  lassen'). 


und  zu  schliefsen,  wodurcii  wiciieriun  die  Leirislative  von  der  Exekutive 
dependiert.  „II  faut  quo,  par  la  disposition  des  clioses,  le  j)OU\oir 
anrote  pouvoir."  \'on  diesem  Kernpunkt  der  M  o  n  t  e  s  q  u  i  e  u  scheu 
Lehre  aas  wird  jenes  d^pendre  verständlich.  So  ist  wenigsteDS 
Montesqnien  bisher  verstanden  worden,  so  hat  er  welthistorisch  ge- 
wirkt Ober  einen  weiteren  Irrtum  Reh  ms  fiber  Montesqnieus  Lehre, 
4ea  B.  Schmidt  unbesehen  fibemommen  hat,  ygL  Jellinek,  Eine 
Bsoe  Theorie  Aber  die  Lehre  Montesqnieus  von  den  Staatsgewalten, 
Qifahnts  Zeitschrift,  XXX,  1902,  S.  1  ff. 

')  Kechtslchre  §S$  45  ,  48.  Über  Anhänger  der  Kantschen  Lehre 
vgl  M  0  h  1 ,  Geschichte  u.  Lit.,  I,  S.  273. 

^  Vgl.  Duguit  in  seinem  gründlichen  Buch:  La  söpaiiitiun  > 
pouvoirs  et  l'assemblee  nationale  de  17^9,  1?593,  p.  19.  Uber  dl«'  Unter- 
ordnung der  richterliehen  Gewalt  unter  die  gesetzgebende  daselbst, 
p.  90  ff.,  femer  das  treffende  Gesamturteil  über  die  Schöpfer  der  Ver- 
iasaimg,  p.  11(5:  „Iis  dedarent  les  trois  i>ouvoir8  ^gaux  et  ind^pendants 
et  ils  sobordonnent  an  ponvoir  l^gislatif  rezöeutif  et  le  judiciaire." 
Die  eiste  firaauMsche  Verfossung  darf,  wie  auch  die  nftheren  Unter- 
soehoagen  Duguits  darlegen,  keineswegs  ab  die  absolute  Trennung 
der  Gewalten  beabsichtigend  aufge&Tst  werden,  wie  dies  Rehm, 
8tsatslehre,  S.  288,  tnt 
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Al8  die  Amerikaner  ^^jllfi^j^uerst  die  strikte  Gewaltenteilung  alt 
Konstitutionsprinzip  (^erkündi^en^  daran  gehen,  ihre  Verfassmigfii 
in  Gliedstaat  und  Union  festrastellen  ^) ,  da  ist  es  ihnen  selbst» 
▼erstSndlich,  dafs  alle  Gewalten  nnprUnglich  dem  Volke  anstehen 
nnd  Ton  diesem  anf  dem  Wege  der  Verfassnng  erst  besonderen 
Organen  snr  Repräsentation  rogeteilt  werden.  Als  einheitlicher 
Anggangspunkt  aller  Gewalten  erscheint  in  den  Präambeln  der 
amerikaniRchen  Verfassung^en  das  Volk  selbst.  Die  einzelnen, 
streng  limitierten  (Gewalten  sind  ^gianted"  oder  „vested",  daii»^r 
Übertragnen  an  die  verfasBungsmärsig  bezeichneten  Organe,  so  dafs 
nach  der  offiziellen  Theorie  das  Volk  alle  Gewalten  in  sich  ver- 
einigt und  anf  dem  Wege  der  VeifassungsHndening  Uber  sie  stets 
▼on  nenem  disponieren  kann.  Nicht  minder  aber  erklärt  die  erste 
fransösisehe  Verfossnngun  einem  für  den  Znstand  der  Geister 
damaliger  Zei^heseichnenden  Widerspruc^mit  dem  nnmittelhar 
darauf  ausgesprochenen  Prinzi}»  der  Gewaltenteilung  ^) :  la  Souve- 
rainete  est  une.  indivisible,  inali^nable  et  imprescriptible.  Elle 
appartient  h  la  Nation:  aueune  section  dn  Penple,  ni  aucun  individu, 
ne  peut  s'en  attribuer  l'exercice^).  Zur  Lösung  dieses  Widerspruchs 
entwickelt  später  Öieyes  seine  Lehre  von  dem  dem  Volke  unver- 
äufserlich  innewohnenden  ponvoir  constitnant,  dem  die  einselnen 

Die  Amerikaner  haben  allerdings,  trotz  der  Proklamiemog  de» 
Dogmas  der  GewalteuteiluDg,  niemals  an  eine  reinliche  Aufteilung  der 
drei  Gewalten  unter  entsprechende  Organe  gedacht  Im  Federalist 
Kr.  XLVII  entwickelt  Madison  die  Lehre,  dafs  Montesquieu 
kemeswegs  derartiges  gew<dlt  habe.  „His  meaning,  as  his  own  woids 
import,  and  still  more  conclnsively  as  illustrated  hy  the  esample  in  bis 
eye,  csn  amount  to  no  more  than  this,  that  where  the  whole  power 
of  anothcr  department  is  exerciacd  by  the  same  hands  which  possess 
the  whole  power  of  another  department.  the  fundamental  principle» 
of  a  free  Constitution  are  subverted  '  (p.  212  der  Ausgabe  von  1826). 
Er  weist  ferner  naeli,  dafs  di«*  anu-rikanische  Verfjissung  die  (•inzt'int  n 
Gewalten  keineswegs  gänzlich  von  den  Funktionen  der  anderen  au^- 
si  hliefse,  und  dafsi  es  mit  den  Verfassungen  der  Einzelstaaten  sich  ebenso 
verhalte.  Das  Prinzip  absoluter  Gewaltentrenuung,  das  Rehm,  Staatd- 
recht,  S.  S!88ff.,  als  der  amerikanischen  VerfiMsang  grundsätslich  sn- 
gründe  liegend  behauptet,  ist  daher  bereits  von  den  „Vätern  der  Ver- 
fassung" ansdrficklich  abgelehnt  worden  nnd  manche  Abweichungen  in 
ihr  von  der  starr  doktrinären  Teilung  der  Gewalten,  die  Beb m  als 
g^^  ihren  Grundgedanken  verstofsend  nachweisen  will,  sind  als  solche 
mit  vollem  Uewufstaein  aufgestellt  worden. 

*J  Di^claration  des  droits  de  l'homme  et  du  citoyen,  Art.  16. 

*)  Coust.  du  3.  sept.  1791,  Titre  III,  Art.  I, 
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Gewalten  als  pouvoirs  constitut'-s  ^»-egenübtMstehen.  In  der  Aus- 
übung des  Hechtes  der  VertasäungsUaderuug  zeige  sich  stets  die, 
ursprüngliche  Einheit  der  Gewalten*).  X 
Die  späteren  Verfassnngen  in  allen  Staaten,  obwohl  sie  alle 
ia  gewissem  Umfange  das  Prinsip  der  Oewaltenteilong  akzeptieren, 
beaeiebnen  doeb  einen  Einbeitspnnkt  der  Gewalten :  den  Monareben 
in  den  Staaten,  welebe  dem  monarcbiscben  Prinzip  offizielle 
Geltang  beigelegt  haben,  das  Volk  in  den  anderen,  was  in  beiden 
Füllen  nichts  als  ausdrückliche  Anerkennung  der  Staatseinheit 
in  eiuer  Formel  bedeutet,  die  nur  aus  der  Entwicklung  der 
SouverHnetätsIehre  heraus  zu  begreifen  ist.  Es  gibt  daher  keine 
Verfassung,  die  den  Gedanken  der  Gewaltenteiloiig  in  seinen 
Snfsersten  Konsequenzen  bis  zur  Anerkennung  der  drei  Personen 
im  Sinne  Kants  dnrebzuHlhren  auch  nur  beabsichtigt  hätte. 
Die  an  K  Constant  und  die  Charte  anknüpfende  neuere  kon« 
■titutionelle  Theorie  tritt  der  schroffen  Scheidung  der  Gewalten 
nach  der  subjektiven  Seite  hin  schon  deshalb  entgegen,  weil 
TOD  dieser  ans  jede  parlamentarische  Regierung  als  unmöglich 
encheint^). 

Für  die  Erkenntnis  der  einheitlichen  Xatur  des  Staates  be- 
steht die  ganze,  historisch-politisch  so  bedeutsame  Frage  nicht. 
Jedes  Staatsorgan  stellt  innerhalb  seiner  Zuständigkeit  die  Staats- 
gewalt dar.  Möglich  ist  daher  Verteilung  von  Zuständigkeiten, 
nicht  Teilung  der  Gewalt  b).  In  der  Vielheit  ihrer  Organe  ist 
•tets  die  eine  Staatsgewalt  vorhanden.  Die  Bedeutung  der  Theorie 
der  Gewaltenteilung  für  die  Lehre  von  den  staaUiehen  Funktionen 
ist  an  anderer  Stelle  eingehend  zu  erörtern.  ^ 

2.  Die  Teilung  der  Staatsgewalt  („der  Souverän etät") 

im  Bundesstaate. 
Unter  dem  Einflufs  T  o  c  (j  u  e  v  i  1 1  e  s  hatte  sich  zur  HrklUrung 
des  Bundesstaates  die  weitverbreitete  l^ehre  von  der  Teilung  „der 

»)  Politische  Schriften  (deut^he  Übersetzung)  179G,  1,  147;  11,421. 
Vgl.  Constant,  I,  p.  219;  dazu  Jellinek,  Die  Entwicklung 
des  Ministeriums  in  der  koiist.  Monarchie,  Grflnhnts  Zeitschrift,  X, 
1888.  p.  840  f. 

*)  Das  meint  im  Grunde  auch  O.  Majer,  Deutsches  Verwaltungs- 
teeht,  I,  8.  67  ff.,  der  Ar  die  Gewaltenteilung  eintritt.  Wenn  er  aber 
erklftrt,  dafs  die  Gewalten  keine  blofsen  Funktionen,  8ond<'rn  lebendige 
8tfi(  k.>  (h  r  Staatsgewalt  selbst  seien  (S.  68, 69,  N.  3),  so  ist  damit  kaum 
eiiie  klare  Vorstellung  zu  verbinden. 
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Souverffnetitt",  d.  h.  der  Staatsgewalt  «wischen  Glied-  und  Bandes» 
Staat,  li(  ian>j;t'bil(iet  Obwohl  in  der  noneren  Staatsrcchtswissen- 
scliaft  mit  EiuTgie  bekämpft,  i>t  sie  dennocli  auch  lieute  nicht 
gftnzlicli  überwunden.  Sie  tritt  in  der  Lehre  vom  Deutschen 
Beichc  fortwährend  wieder  hervor  als  Behauptung  einer  Doppel* 
souveränetät  von  Reich  und  Gliedstaat  oder  einer  fragmentarischeii, 
geminderten,  relativen,  beachränkten  SonverHnetit  entweder  der 
Gliedstaaten  oder  sowohl  dieser  als  des  Beiehes. 

Insoweit  diese  Lehre  SonverinetKt  und  Staatsgewalt  gleich- 
setst,  ist  sie  bereits  durch  frtthere  AusAlhrangen  widerlegt.  Allein 
aneh  solche,  welche  die  Teilung  der  SonverttnetAt  verwerfen,  halten 
doch  eine  Teilung  der  »Staatsgewalt  für  inoglich.  Sofern  mit  der 
Behauptung  der  Teilbarkeit  der  Staatsgewalt  nur  dem  Tiedanken 
Ausdruck  gegeben  werden  soll,  dafs  die  Staatsgewalt  nichtsouve- 
räner  Staaten  einen  beschränkten  Umfang  habe,  ist  gegen  eine 
solche  Lehre  nur  einanwenden,  dala  ihre  Formel  an  schweren 
Mifsdeutnngen  AnlaÜB  geben  kann. 

In  der  Regel  aber  wird  die  Lehre  von  der  besehränktea 
Staatsgewalt  so  gedacht,  dafs  sowohl  Bnndes-  als  Gliedataatsgewalt 
beschränkt  seien,  daher  im  Bundesstaat  swei  fragmentarische  oder 
unvollkommene  Staatsgewalten  wirken,  die  zusammen  eine  den 
ganzen  Umfang  staatlicher  Zustiiodigkeiteu  versehende  Staatsgewalt 
darstellen  '^). 

Eine  solche  Auffassung  steht  aber  in  völligem  Widerspruch 
mit  dem  Wesen  der  Staatsgewalt.  Ein  und  dieselbe  Staatsgewalt 
kann  immer  nur  einem  und  demselben  Staate  anstehen.  Persltai- 
lichkeit  ist  Individuum,  d.  h.  ein  seinem  Wesen  nach  Unteilbares. 
Das  gilt  für  alle  Personen,  physische  und  juristische,  souverine 
und  nichtsouveräne*). 

Die  Vorstellung  von  der  teilbaren  Staatsgewalt  gebt  aus  von 
der  Durchschuittakompetenz  des  beutigen  Einheitsstaates.  Weil 


0  Namentlich  entwickelt  von  Waits,  a.  a.  O.  S.  162  ff.,  daher  in 
di  r  deutschen  Literatur  auch  unter  dem  Namen  der  Waitsaeben 

Theorie  bekannt. 

2)  Haonel,  Studien.  I,  S.  iVA  ff.,  Staatsrecht,  1,  S.  '>0ß;  Bornhak, 
a.  a.  ().  S.  lM'-.:  O.  Mayer,  Deutsches  V.  Ii..  II.  S.  4(3J  IV.:  Oierke, 
Schmüllt'i^  .lulii  liiM'li.  1"^SH,  S.  1157  ff.,  Deutsclies  Privatrecht,  I,  8.674. 
N.  hl  ;  Mo'ie,  l>«t|)p(  lM)uv*'rSnetät  im  Deutschen  Reiche,  liKM>,  S.  •►■'^  ff- 

")  Vgl.  aui  h  die  tretienden  Kritiken  dieser  Lehre  von  Labaud,  I. 
S.  74 ff.;  G.  Meyer,  S.  45,  N.  6;  Behm,  StaaUlehre,  S.  120 C 
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im  Bundeattaate  diese  Kompetenz  an  iwei  Staaten  verteilt  ist, 
hat  ee  auf  den  ersten  Blick  den  AnseheiUi  als  ob  die  Staatsgewalt 
selbst  iwischen  ihnen  verteilt  sei.  Hierbei  wird  jedoch  der  Fehler 
begangen,  aus  dem  Dasein  der  Staatsgewalt  anf  den  notwendigen 

Umfang  ihrer  Kompetenz  zu  scliliflsen.  Nun  aher  ist  ohcn  ge- 
zeigt wonh'n,  dafs  es  ganz  in  das  Einu'ssen  der  souveränen  »Staats- 
gewalt gestellt  ist,  wie  weit  sie  «ich  betiltigen  wolle.  Lange  Zeit 
hindurch  hat  dem  Staate  die  Unterrichtsverwaltang  gemangelt; 
in  England  hat  sie  sogar  erst  in  jUngnter  Zeit  einen  erheblichen 
Umfang  gewonnen.  £tn  Staat  ohne  Unterrichtsverwaltnng  hat 
daher  deahalb  keine  blofs  fragmentarische  Staatsgewalt.  Das 
Dentsche  Beich  hat  nnr  gans  ansnahmsweise  diesen  Verwaltung»- 
sweig  an  eigen;  er  steht  vielmehr  fast  ansschliefslieh  den  Glied* 
Staaten  zu.  Diese  Unterrichtsverwaltim^j:  ;,^eh«rt  nun  nicht  etwa 
ihrer  Substanz  nach  einer  einheitlichen,  aus  Reichs-  und  Glied- 
staatsgewalt zusammengesetzten  Gesamtstaatsgewalt,  sondern,  jene 
Ausnahme  abgerechnet y  nur  der  Gliedstaatsgewalt.  Ebenso  ist 
die  Marineverwaltnng  nnr  Sache  der  Reichsgewalt,  nicht  etwa 
eines  höheren,  nnr  in  Teiigewalten  snr  Erscheinung  kommenden 
Gbnxen. 

Zwisehen  Bundes-  und  Gliedstaat  ist  daher  weder  die  Sou- 
verlnetät  noch  die  Staatsgewalt  geteilt  Geteilt  sind  die  Objekte, 
auf  welche  die  StaatstXtigkeit  gerichtet  ist,  nicht  die  subjektive 

TlUigkeit,  die  sich  auf  diese  Objekte  Iji  zieht. 

Auch  der  Gliedstaat  hat  demnach  keine  fragmentarixhe 
Staatsgewalt.  Vielmehr  sind  die  Objekte  beschriinkt ,  an  denen 
sie  sich  bundesverfassungsniäfsig  betätigen  kann.  Fragmentarische 
Staatsgewalt  wttre  da  vorhanden,  wo  die  Uerrscberfunktion  sich 
nicht  gans  su  betätigen  vermochte,  wenn  also  z.  B.  einem  Ver^ 
bände  das  Becht  der  freien  Gesetsgebung  auf  bestimmten  Gebieten 
znklme,  die  Regierung  gemttfs  diesen  Gesetzen  jedoch  nicht  seinen 
Oigmnen,  sondern  denen  eines  Uber  ihn  herrschenden  Staates  zu- 
stände. Gliedstaaten  haben  aber  alle  notwendigen  Organe  eines 
Staates  und  üben  alle  wesentliclien  materiellen  Funktionen  eines 
Staates  aus.  WKren  sie  in  ilieser  Hinsicht  beschriinkt,  ^<>  wihflen 
sie  Uberhaupt  aufhören,  Staaten  zu  sein,  und  zu  Verljünden  herab- 
sinken, deren  Gewalt  nicht  mehr  ab  Staatsgewalt  erschiene. 

Damit  ist  die  Lehre  von  den  wesentlichen  Eigenschaften  der 
Staatsgewalt  erschöpft.  Was  sonst  noch  hie  und  da  als  solche 
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angeführt  wird ,  sind  nichts  als  Umschreibungen  der  bereits  er* 
örterten  staatlichen  Merkmale.  So  sind  Unverantwortliehkeity 
Unwtdentehlichkeit^  Ewigkeit  der  Stutagewalt,  die  tob  der  mtor- 
rechtlichen  Theorie  als  deren  besondere  Kennaeiehen  aa%e8ieUt 
wurden,  nicbts  als  andere  Wendungen  Air  die  SonYoittnetit  der 
Staatsgewalt,  die  überdies  manehem  Bedenken  unterliegen.  80 
iHÜBt  sich  die  Vorstellung  der  Unverantwortlichkeit  selbst  der 
«ouverilnen  Staatsgewalt  mit  der  lioutigcn  V(ilkerrechtlichon  Ord- 
iinn<:  kaum  vi*reiiiigcn,  wenn  solche  r4ewalt  aucl»  nicht  im  Wege 
ordeutlicbeu  Kechtsverfahreus  zur  Verantwortung  gezogen  werden 
kann. 
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Jeder  dauernde  Verband  bedarf  einer  Ordnang,  der  gemäb 
sein  Wille  gebildet  and  Tollxogen,  sein  Bereich  abgogrenst,  die 
Stellang  winer  Mi%lieder  in  ihm  and  sa  ihm  ger^lt  wird.  Eine 
derartige  Ordnnng  heilst  eine  Verfassang. 

Notwendi{^  hat  daher  jeder  Staat  eine  Verfassung.  Ein  ver- 
fassungsloser  Staat  wHre  Auarcliie.  Selbst  den  „Willkürstaaten** 
im  antiken  Sinne  ist  sie  zu  eigen,  fler  sog  Despotie  nicht  minder 
wie  dem  Regiment  eines  demokratischen  Wohlfahrtsausschüsse» 
nach  der  Art  des  französischen  von  1793.  Es  genligt  das  Dasein 
einer  faktischen,  die  Staatseinheit  erhaltenden  Macht,  um  dem 
Minimam  Ton  Verfassnng  sa  geniigen,  dessen  der  Staat  zu  seiner 
Ezistens  bedarf.  Die  Begel  aber  bildet  bei  Knltanrtflkem  eine 
rechtlich  anerkanntei  ans  Bechtssätsen  bestehende  Ordnung. 

Die  Verfassung  des  Staates  nmfafst  demnach  in  der  Regel 
die  Rechtssfttze,  welche  die  obersten  Organe  des  Staates  be- 
zeichnen, die  Art  ilirer  Schöj^fung,  ihr  gegenseitiges  VerhRltnis 
und  ihren  Wirkungnkreis  festst^tzen ,  ferner  die  grundsätzliche 
ÖtelluQg  des  einzelnen  zur  Staatsgewalt. 

I.  Überblick  über  die  Geschichte  der  Verfassuiigeu. 
1.  Im  angegebenen  Sinne  ist  der  IJegriflf  der  Verfassung 
bereits  von  den  Griechen  festgestellt  worden.  Aristoteles 

')  Zur  ( iescliii-hto  «ier  Vr'vfassungcn  vgl.  Horgeaud,  Etablisse- 
ment et  revi.-*ion  des  constitutiona  en  Amerique  et  en  Europe,  1893; 
derselbe  in  dem  oben  S.  182,  N.  2  zitierten  Aufsätze  (englisch  unter 
dem  Titel;  „The  Rise  of  Modem  Democracy  in  Old  and  New  England" 
erschienen);  Esmein,  Droit  const,  p.  404  CT.:  Foster,  Commentaries 
on  the  Constitution  of  the  United  Staates,  I,  1896,  p.  27  ff.;  Jellinek, 
Eikl.  der  Menschen-  und  Bfirgerrechte;  derselbe,  Das  Recht  der 
Minoritftten,  1896,  S.  7  ff. 


Digitized  by  Google 


492 


Drittes  Bueh.  Allgemeine  Staatsrechtslehre. 


unterscheidet  scharf  zwischon  der  die  Grundlage  dos  Staates 
bildenden  mkizBia  und  den  auf  der  Basis  dieser  Verfassung  er- 
lassenen p6fiOif  den  einfachen  Oesetsen.  Die  Verfassung  definiert 
Aristoteles  als  die  Anordnung  Uber  die  Gewalten  im  Staate: 
wie  sie  verteilt  werden,  welches  der  Sita  der  höchsten  Gewalt 
»ei ,  und  welche  Zwecke  des  Gemeinwesens  jede  zu  verfol^n 
habe.  Gesetze  hin^op^eii  «iud  auf  Grund  der  Verfassung  erlassene 
Anordnuiifjt'U,  uat-li  wcIcIkmi  die  Obrigkeiten  die  Herrschaft  aus- 
zuüben und  Ausschreitungen  zu  verhindern  haben*).  GemHfs 
seinem  Grnndprinzipe,  welches  das  Wesen  der  Dinge  in  die  Form 
setst,  erscheint  ihm  auch  die  Verfassung  als  die  E^ens  des 
Staates,  derart,  dafs  die  Identität  des  Staates  in  erster  Linie  auf 
der  Identitit  der  Verfiusung  rubt 

Auch  die  Btfmer  unterscheiden  in  voller  SebUrfe  swiscben  der 
VerfiMBung  des  Staates  und  einselnen  gesetxlichen  Anordnungen, 
mögen  sie  auch  noch  so  grofse  Bedeutung  fllr  das  Gemeinwesen 
haben.  Für  die  Feststellung  der  Verfassung  haben  si«*  den 
technisclK'n  Ausdruck  „rem  publicam  constituere**.  Die  (iewalt 
der  Verfassungsänderung  ist  in  den  grofsen  Wendepunkten  der 
römischen  Geschichte  aufserordentlichen  Magistraten  mit  konsti* 
tuierender  Gewalt  übertragen  worden,  die  faktisch  die  ganse 
schrankenlose  Macht  des  Gemeinwesens  in  sich  vereinigten'). 

Diese  antiken  Verhältnisse  sind  filr  die  modernen  Ansehauniigen 
vom  Wesen  der  Staatsverfassung  von  grober  Bedeutung  geworden. 
Auf  Ihnen  basiert  die  Vorstellung  überragenden  Wertes  der  ver- 
fasssnngsmUfsigen  Grundlagen  des  Staates  gegenüber  von  Institu- 
tionen, die  erst  auf  dem  Boden  dieser  Grundlagen  erwachsen 
sind.  Diese  Vorstellung  findet  sicli  seihst  bei  jenen  Xationon, 
die  einen  formal -  juristischen  Gegensatz  von  einfacher  und  Ver- 
fassungqgesetigebuug  nicht  kennen.  Es  ist  der  BegriiT  der  Ver- 
fassung im  materiellen  Sinne,  der  zuerst  im  Altertum  er- 


7Ui).Lihi'u  uiv  yuQ  inri  tÜ^i;  rai'i  nö/.tnty  r}  nnu  rag  nQ/ti;,  Tim 
tQOnov  vev^fifjviiti,  x«i  r/'  in  xv(jtov  r^>  noimiag  xni  ri  ri  ifkog  txaaiois 

INK^*  ^ti  toiis  (tfjxovfae  ä^x^iv  Mtti  ipvlmtt»P  toifg  nuqußttivorwvs 
«itok*  Pol.  IV,  1289a,  16  ff. 

•)  Vgl.  Mommsen,  Abrift  des  römischen  Staatsrechts,  1898,  S.  86. 
Aus  diesem  rem  pnblicam  eonstituere  ist  wohl  der  erst  seit  dem 
1^.  Jahrhundert  all^'^r mein  gebräuchliche  Ausdruck  Konstitution  in  der 
iiedeutung  von  Verfassung  entstanden. 
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kannt  wurde.  Auf  dem  Erkennen  und  Verkennen  römischer 
VerhlltniMe  beralit  ferner  die  Idee  einer  nnbeschrünkten  kon- 
•thaierenden  Gtewalt|  die  wgchliefglicli  der  sonveiinen  BOiger- 
lehift  sosteht  nnd  rou  Uta  nach  trwm  Ermeaien  gettbt  wird. 
Dieae  Idee  wird  dnreh  das  Nmtnrrecht,  namentlich  dnrch  Pnfen* 
dorf ),  Locke')  und  Wolff ),  verbreitet  nnd  findet  zuerst  in 
den  Vereinigten  Staaten  ihre  praktische  Anwendung  und  sodanu  im 
revolutionären  Frankreich  nebstdem  iliren  theoretischen  Ausdruck 
in  der  Lehre  vom  pouvoir  constituant,  in  welcliem  alle  Staats- 
gDwalten  ihren  AusgangH-  und  Kingangsponkt  haben.  Die  Wirkung 
dieser  Lehre  lä&t  »ich  bis  in  die  Gegenwart  verfolgen. 

80  sehr  aber  auch  den  Alten  die  Vorstellung  der  Verfiusung 
gellufig  war,  so  wenig  erheben  sie  die  Forderung,  die  gesamte 
Yerfiusnng  in  einem  Instrument  niedenrolegen,  dem  höhere 
Geltung  ankommen  solle  als  den  Übrigen  Oesetsen.  Nebet 
anderen  Gesetzen  haben  awar  auch  einzelne  Verfassungsgesetze 
ihre  Aufzeichnung  erlialten,  nirgends  jedoch  wird  eine  formliche 
Urkunde  Uber  die  Grundlagen  der  staatlichen  Organisation  er 
richtet. 

Die  Beurkundung  äea  Rechtes  eines  Gemeinwesens  wird  erst 
da  notwendig,  wo  dieses  Recht  von  einer  aufsenstehenden  Macht 
▼eriiehen  oder  bestitigt  wird.  Daher  finden  wir  bereits  in  Rom 
die  Ton  dem  herrsehenden  Staate  den  untergeordneten  Gemein- 
wesen Terliehene  Autonomie  in  leges  datae  umschrieben.  Im 
Mittelalter  wird  StSdten,  Körperschaften,  Kirchen,  Grundherren 
ihr  Recht  verbrieft,  weil  es  ein  Zugeständnis  einer  über  ihnen 
stehenden  Autorität  ist.  Sich  selbst  Rechte  zu  verbriefen,  hat 
keinen  Sinn;  solches  setzt  vielmehr  stet>  einen  Verleiher  und 
einen  EmpHlnger  voraus.  Die  oft  zitierten  Beispieh-  mittelalter- 
licher Verfassungsgesetze  sind,  näher  besehen,  nicht  viel  anderea 
als  Rechtsgeschäfte  zwischen  zwei  gegeneinander  selbständigen 
Personen;  sie  haben  auch  der  Form  nach  den  Charakter  von 
Vertrügen  und  nicht  den  von  Gesetzen;  der  oben  geschilderte 
Dualismus  des  mittelalterlichen  Staates  kommt  in  ihnen  juristisch 

*)  De  jure  nat  et  gent  VII,  2  §  ü.  Zuerst  wird  daa  pactum  unioni» 
voo  den  Staatsgrftndem  abgeschlossen«  Erst  das  so  gebildete  Volk 
erUfst  das  Dekret  Aber  die  forma  regiminis. 

a.  a.  0.  n,  8,  95  ff. 
>)  Jus  naturae  VUl,  §  Ö15:  Potestati  legielatoriae  non  subsuni 
leges  fundamentales. 
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«m  reiosten  mm  Attsdracke.  Daher  auch  ihre  schriftliche  Auf* 
seiebnuiig.  Gesetze  werden  im  Mittelalter  nur  selten  erlassen; 
Yertrl^pe  aber  bedürfen  in  perpetoam  rei  memoriam  der  schrift- 
lichen Beurkundung. 

Diese  beiden  Vorstellungen  wirken  bei  der  Errichtung  der 
UKxlernt'u  Verfassungen  nach  :  Verbriefung  von  Rechten  der  l'nter- 
tanen  durch  den  Uber  ihnen  stellenden  Uerr^elM-r  und  Vt-rtrag 
xwihcheu  dem  Fürsten  und  dem  Lande,  liiinseitiges  und  zwei* 
settiges  Bechtsgeschäft  sind  in  ihnen  gemilb  den  popnllren  Aa- 
echaaungen  eigentttmlich  gemischt. 

2.  ZnnXchst  ist  die  Entstehung  des  modernen  Verfassongs- 
begrifies,  der  geschriebenen  Verfkssung  oder  der  Verfassoog 

im  formellen  Sinne  zu  verfolgen 

Unter  dem  Einflüsse  der  aristotelischen  Lehre')  findet  sich 
bereits  in  der  mittelalterlichen  Literatur  die  V^orstelhing  des 
dominium  politicum,  der  verfassungsmäfsig  eingeschränkten  Hen<- 
achaft,  im  Gegensätze  cum  dominium  regale Erst  im  16.  Jah^ 
hundert  aber  taucht  der  Begriff  des  Grundgesetses,  der  lex  fim- 
damentalis,  auf*).  Die  lex  fondamentalis  hat  eine  höhere  Kraft 
als  andere  Gesetze.  Nitmlich  der  König  selbst  ist  an  sie  ge- 
bunden und  kann  sie  nicht  einseitig  Hndern.  In  Frankreich  er- 
klUrt  zur  Zeit  Ih'inrichs  IV.  Loy.seau,  dafs  die  „lois  fondanientHh-s 
de  TEstat'*  eine  feste  .Schranke  der  k<>niglichen  Maeht  bilden*). 
In  England  spricht  J  a  k  o  b  I.  zuei*st  von  fundamental  lawb,  die  er 
im  Sinne  des  von  ihm  behaupteten  Königtums  iure  divino  ver- 

*)  Der  Gegensatz  von  nokuixor  und  ßaatktxov  findet  sich  gleich  in 
den  ersten  Zeilen  der  Politik,  p.  1252,  8. 

•)  Vgl.  Fortcecue,  De  laudibus  legum  Augliae,  ed.  Aai«>s.  Cam- 
bridge 1825,  c.  XXXVIl,  p.  246,  und  derselbe,  Über  die  E<gierui)g 
Englands,  fibersetzt  und  herausgegeben  von  Parow,  1897  (In  Bren- 
tano-Leser, Sammlung  älterer  und  neuerer  staatswissenscbaftlicher 
Schriften  Nr.  10},  S.  17  ff.,  wo  eingehend  der  Unterschied  des  dombiaiD 
regale  vom  dominium  politicum  et  regale  auseinandergesetzt  wird. 

>)  Zuerst  bei  den  Monarchomachen  nachweisbar.  Siebe  Treu- 
mann,  Die  Monarchomachen  (in  JelHnek-Hejer,  AbhaBdlm^n  I,  Ii 

ö.  77,  N.  5.  Das  Wort  fundamentalis  ist  auch  bei  Ducange-Henschel 
nicht  zu  finden.  Über  die  Geschichte  des  Gedankens  eines  Fundamental» 
gesetzes  in  England  vgl.  nuiunehr  aueli  W.  Kothschild,  Derliedanke 
der  geschriebenen  N'erfasaung  in  der  englischen  Revolution,  1903,  Ss  6 f. 
*)  A.  a.  0.,  p.  26. 
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trai^).  Unter  eeinem  Sohne  aber  spielt  der  Begriff  des  Funda* 
mentalgesetses  bereits  eine  grofse  Bolle  in  den  parlamentarischen 
KSmpfen.  Der  Earl  of  Strafford  wird  angeklagt  ond  yemrteilt, 
weil  er  die  Fnndamentalgesetae  des  Königreiches  habe  nmstolMn 

wollen  *).  Das  deutsche  Reichsstaatsrecht  kennt  den  Begriff  des 
Grundgesetzes  seit  dem  WestfHlischen  Frieden*). 

Dieser  He^riti"  de«  Grimdgesetzes  wird  aber  nirgends  detiniert. 
Noch  1651  konnte  Hobbes  behHupten,  dafs  er  nirgends  eine 
Erkllimng  für  den  Ausdruck  Grundgesetz  gefunden  habe  *).  Irgend- 
welche juristische  Unterscheidungsmerkmale  swischen  Grund- 
ond  einfachen  Gesetsen  scheinen  BonKchst  nicht  auffindbar 
ZQ  sein. 

Die  Vorstellung  des  Grundgesetses  Ferbindet  sich  jedoch  in 
eigentümlicher  Weise  mit  der  alten  des  Verfassungsvertrages 

zwischen  König  und  Land,  und  zwar  zuerst  in  England,  wo  die 
mittelalterlichen  Anschauungen  von  dein  vertragsmäfsigen  Ver- 
hältnisse zwischen  rex  und  regnum  durch  die  zahlreichen  Be- 
stätigungen der  Rechte  und  Freiheiten  des  Volkes  «lurch  die 
Krone  fortwährend  lebendig  sind^).  Damit  verknüpft  sich  aber 
eine  zweite  Gedankenreihe. 

Durch  Übertragung  der  calviuschen  Lehre  von  der  lürch- 
liehen  Gemeinde  auf  den  Staat  sowie  durch  Anwendung  der 
biblischen  Lehre  vom  Bunde  zwischen  Gott  und  seinem  Volke 
entsteht  unter  den  independenten  Puritanern  die  Anschauung, 

>)  Prothero,  Select  Statutes  and  other  Constitntional  Doeuroents 
illnstrating  of  the  reign  of  Elizabeth  and  James,  I,  1894,  p.  400. 

*)  „For  endeayonring  to  snbvert  the  ancient  uid  fundamental  laws 
and  gorerament  of  His  Mi^esty^s  realms  of  England  and  Ireland"- 

Gardiner,  The  Constitutional  Documenta  of  the  Puritan  Revolution 
1^S9,  p.  85.  Bei  der  Verliaiidlung  über  die  Bill  im  Unterhaus  fragte 
ein  Mitglied,  was  denn  die  Fundainentalgesetze  wären,  worauf  ihm  die 
Antwort  wurde,  wenn  er  das  niclit  wuTste,  hätte  er  „110  busiiies.^  to 
Sit  in  the  Hoiise''.  Gardiuer,  The  fall  of  the  Monarchy  of  Charles  1, 
U,  lbö2,  p.  140. 

•)  J.  P.O.  VIII,  4:  „De  t-netero  Diiiiirs  lau<iahil''s  cousuetudines  et 
Sacri  Romani  Imperii  coustitutioned  et  leges  fuiiduiiiciitales,  iinpoäterum 
religiöse  serventur. 

Leviatfaan,  ch.  XXVI,  p.  275:  „I  could  never  see  in  any  author 
what  a  fbndamental  law  signifieth.**  Die  lateinische  Ausgabe  des 
Werkes  hat  diese  Stelle  nicht 

*)  VgL  Jellinek,  Erklärung  der  Menschen-  und  B&rgerrechte, 
S.  80  ff. 
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dafs  wie  die  christliche  Gemeinde  so  auch  der  Staat  auf  einem 
Covenaot,  einem  Greseilschaftsvertrage,  rohe,  der  von  allen  Gliedern 
des  GemeinweseoB  eiustimmig  abgeschlossen  werden  mttBM^), 
Diese  Anschaanng  wird  sofort  in  die  Praxis  nmgeselst,  die 
amerikanischen  Kolonisten  schlielsen  „Pflansongsvertrige*  äh^ 
dnrclk  welche  sie  sich  gegenseitig  Tersprechen,  ein  G^emeinwesen 
zu  grttnden,  Behörden  einansetBen  and  diesen  an  gehorehen. 
Diese  VertrKge  werden  von  sttmtlichen  mttnnlichen  erwachsenen 
Ansiedlern  in  eigenem  und  im  Namen  ihrer  Familien  unterzeichnet. 
Arn  l)tMllhmt<'.st<'ii  ist  der  älteste  Vertrag  dieser  Art  geworden, 
den  die  „Pilgrimväter"  au  Bord  des  Schiffes  Maiblume  am 
11.  November  1620  vor  Gründung  von  New  Pl^-mouth  ab- 
geschlossen haben.  Von  hervorragender  Bedeatang  aber  sind  die 
von  den  ans  Massachnsetts  ansge wanderten  Poritanera  (1639)  ver- 
fafsten  Fundamental  Orders  of  Connecticut ,  in  welchen  in  Form 
eines  feierlichen  Vertrages  eine  detaillierte  Staatsver&ssung  auf- 
gestellt wurde.  Aber  auch  in  England  selbst  seitigt  die  Theorie 
von  dem  ausdrtlcklich  abznschliefsendcn  Gesellschaflsvertrage  ihre 
politische  Wirkung.  Im  Laufe  der  revolutionKren  Bewegung  wird 
(1647)  von  (lern  Arnu-erate  Cromwells  unter  Führung  von  John 
Lilburne  und  Ireton,  den  Häuptern  der  Leveller,  eine  Verfassung 
Englands,  der  Volksvertrag,  das  Agreement  of  the  People,  aus- 
gearbeitet! die  spHter  in  veränderter  Gestalt  dem  Parlamente  vor- 
gelegt wurde  und  von  diesem  dem  gesamten  englischen  Volke 
zur  Unterschrift  vorgelegt  werden  sollte*).  In  diesem  Grund* 
vertrag  ist  genau  unterschieden  swischen  den  fundamentalen  und 
den  nicht  fundamentalen  SXtsen.  Jene  bilden  das  nnverXufiwr 
liehe  Recht  der  Nation  selbst,  welches  dem  Parlament,  das  nur 


')  Vgl.  Krkläriing  <ler  ISIenschen-  und  Bürgerrechte,  S.  85  ff.; 
Walker,  A  history  <>f  the  Congregational  Churches  in  the  United 
States,  1894,  p.  25  Ii.,  60  und  andere  Stellen;  Kieker,  Grundsätze 
reformiertei'  Kirchenverfassung,  1899,  S.  73  f.;  Gardiner,  Const Dociuil, 
p.  54  (F. 

*)  Der  ursprflngliche  Entwurf  abgedruckt  bei  Gardiner,  Histoiy 
of  the  great  civil  war,  HI,  1891,  p.  607  ff;  sum  Teil  auch  bei  Fester,  I, 
p.  49f.;  der  definitive  Text  bei  Gardiner,  Constitntlonal  DoeamenlB, 

p.  207  ff.  Über  tli<>  interessante  Gestalt  Lilbumes  und  das  Agreement 
vgl.  Oardtner,   ili^tory  HI  (namentlich  p.  219        Bernstein  iu 

der  G«'>oliicht('  des  SoziHlisnius  in  Einzeldarstellungen,  I,  2,  1895, 
S.  58-*.  tl  .  •■>HOti". ;  »JOS  ti".,  FostHi-,  I.  p.  4G  tt".  Die  neueste  gründliche 
Untersuchung  über  das  Agreement  bei  Kothschild,  a.  a.  0.  S.  62 ff. 
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mit  beschränkter  Crewalt  ausgerüstet  ist,  onantastbar  gegenüber- 
itebt').  Die  Unteneheidvng  swisebMi  parlamentarischen  und 
VoUurechten,  die  den  amerikanischen  Staatenverfassimgen  eigen* 
tOmlieh  ist,  tritt  hier  snm  ersten  Male  hervor').  Dieser  erste 
Versttch,  England  eine  geschriebene  Verfassung  zn  geben,  lehrt 
deutlich  den  Ausgangspunkt  eines  solchen  Unternehmens.  Wie  die 
Covenunts  für  die  Kirche,  so  sollte  der  Grundvertrag  für  den 
Staat  die  unverrückbare  Basis  bilden.  Feierliche  Verträge  pflejj^en 
aber  aufgezeichnet  zu  werden.  Die  Verfassung  sollte  ^geschrieben 
sein,  weil  sie  ein  solenner  Vertrag  war,  auf  dem  Recht  und 
Pflicht  aller  Staat^lieder  ruhen  sollte.  Bezeichnend  fUr  den 
Gedankenkreis,  ans  welchem  diese  Kundgebung  hervorging,  ist 
es,  dals  bei  ihrer  Beratung,  in  Konsequenz  der  ihr  zugrunde 
liegenden  demokratischen  Idee  zum  ersten  Male  das  allgemeine 
und  gleiche  Wahlrecht  i^r  das  Parlament  gefordert  wird*). 

Hier  taucht  nun  zuerst  mit  logischer  Notwendigkeit 
die  Idee  auf,  dafs  der  die  Verfassung,'  bildende  (Jrundvertrag 
höherer  Art  sei  als  die  auf  Grund  dieses  Vertrages  erlassenen 
Gesetze. 

Die  Notwendigkeit  einer  geschriebenen  Verfassung  ergab  sich 
kurze  Zeit  spMter  unter  einem  anderen  Gesichtspunkte.  Die  alte 
Ordnung  der  Dinge  war  durch  die  Bevolution  umgestllrst  worden, 
die  neue  vor  der  Hand  nur  faktischer  oder  vielmehr  provisorischer 
Art  Sie  zu  einer  dauernden  zu  machen,  lag  im  Interesse  des 
neuen  Gewalthabers.  Daher  erklXrt  Crom  well,  trotzdem  er  die 
Annalnne  des  Volksvertrages  durch  das  Parlament  zn  hintertreiben 
weif-,  dafs  es  in  jedem  Staate  etwas  Fnndanientah's,  der  Matrna 
(')iaita  Ähnelndes,  Dauerndes,  Unabänderliches  gebeu  uiUsäe^j, 

')  Vgl.  die  in  «It  in  Entwürfe  naeli  Art.  IV  aut'it^estelltcn  fünf 
'Sätze.  In  dem  definitiven  Text  ist  von  vorbehaltenen  Ri'chten  des 
Volkes  nicht  mehr  ansdrückliih  dir  Hede,  aber  es  sind  im  lichten  Ab- 
satz sechs  Punkte  aufgezählt,  welehc  parbimenturisclier  lieächlufätassung 
entzogen  sein  sollen. 

s)  Vgl.  6  ardin  er,  History,  p.  224. 

*)  Vgl.  die  Debatte  zwischen  Ireton  und  Rainborow  (Rains- 
borongh)  in  „The  Glarke  Papers"  (herauageiceben  von  der  Camden 
Society),  1, 1891,  p.  800ff.  Die  Kede  Rainborows  enthält  alle  wesent- 
lieben  Argumente,  die  später  f&r  das  allgemeine  Wahlrecht  geltend- 
gemacht  wurden. 

*)  „In  every  Government  there  must  be  Somewhat  fundamental, 
Somewlmt  like  a  Magna  Charta,  whieh  slioiüd  be  Htanding,  be  unalte- 
Jellin«k,  Da«  Hecht  des  mo<lernen  Staates.   I.   1.  Aut\.  82 
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uachdem  er  lö53  versucht  hatte|  das  „Instrumeut  of  60 verum eut", 
die  erste  und  einxige  Veifassungsurkunde^  die  Knglaod  je  gehabt 
hat,  als  Orundgeteti  des  englischen  Staates  ins  Leben  an  rofon 
In  ihm  sind  die  Befognisse  des  Protektors,  des  Staatsrates,  des 
Parlaments  a^gegrenst,  auch  einige  von  den  Grundrechten  des 
Agreements  herttbergenommen.  Es  rar  widersprochsloflen  An- 
erkennuug  zu  bringen,  mifslingt,  trotz  verschiedener  späterer 
Änderungen,  und  damit  ist  es  mit  der  geschriebenen  Verfassuug 
für  England  Uberhauj)t  zu  Ende.  Um  so  merkwürdiger,  daf.s  die 
Idee  der  VerfassungKurkuude  iu  dem  «Staate  entsteht,  der  hin  auf 
den  heutigen  Tag  keine  solche  Urkunde  besitzt. 

Worin  äufsert  sich  aber  die  höhere  Kraft  des  Verfassung!» 
Vertrages?  Vermöge  seiner  Bigenschaft  als  Vertrag  mofs  er  ein- 
stimmig abgeschlossen  nnd  kann  er  daher  nnr  einstimmig  ab- 
geändert werden.  Verwerfung  des  Majoritätsprinzipes  ist  die 
nächste  Konsequenz  der  Vorstellung  des  GrundTOrtrages,  was  den 
religiös  gefttrbten  politischen  Denken  jener  Zeit  um  so  natürliclier 
(;rscheint,  als  Unterwerfung'  unter  eine  Majorität  dein  religiösen 
Empfinden  des  die  Uufsere  Autorität  vi'rwerfenden  protestantischeu 
Gewissens  geradezu  entgegengesetzt  ist.  Die  praktisch  noch  uu- 
geschulte  Demokratie  jener  Tage  hat  wenigstens  keinen  Versuch 
gemacht,  irgendeine  Art  von  Majoritätsbeschlofs  als  Air  die  Ver- 
fassungsänderung genügend  au  erklären. 

3.  £rst  die  naturrechtliche  Theorie  unternimmt  es,  die  Frage 
nach  dem  Wesen  des  Fuudamentalgeseties  nach  allen  Richtungen 
hin  zu  untersuchen.  Es  ist  fast  selbstverständlich,  dafs  sie  zuerst 
in  England  erörtert  wird.  Der  populären  Lehre  vom  (iesellsdiatts- 
vertrag  beiniiehtigt  sich  Hobbes,  um  auf  ihm  das  den  demokra- 
tischen 1  "(irdei  uu;:eu  >(  liuurstracks  widersjirechende  System  seiner 
Staatslehre  zu  errichten.  Er  akzeptiert  die  Bezeichnung  des 
Grundgesetzes  und  definiert  es  als  soklies,  dessen  Aufhebung  den 
Staatskörper  zerstören  und  volle  Anarchie  hervorrufen  wtirde'). 
Das  Grundgesetz  ist  daher  in  Wahrheit  identisch  mit  dem  staats- 
grflndenden  Vertrag  sowie  den  wichtigsten  Folgerungen,  die  sich 
unmittelbar  aus  diesem  Vertrage  eigeben.  Dieser  einstimmig  ab- 
zuschliefsende  Vertrag  ist  daher  überhaupt,  wofern  der  Staat 

rable*.  Carlyle,  Oliver  Cromwell  Letters  and  Speeches,  2.  ed.,  IU,  * 
1846»  Speech  III,  12.  Sept.  1654,  p.  67. 

1)  Abgedruckt  bei  Gardiner,  Const  Docum.,  p.  814  ff. 

•)  Leviatban,  XXVI,  p.  275  f. 
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«rhalten  bleiben  soll,  unabänderlich.  Im  Sozialvertrag  aber  ist 
die  Klausel  enthalten,  sich  dem  von  der  Mehrheit  an  bestimmenden 
Hemeher  in  unterwerfen  Loeke  formnliert  dieselbe  Idee  im 
demokratischen  Sinne,  indem  er  ansfllhrt,  dals  im  Grandvertrage 
die  Bestimmung  verseichnet  sei,  der  snfolge  jeder  den  Majoritüts- 
willen  als  seinen  eigenen  ansehen  werde').  D^mit  ist  für  Eng- 
land, den  realen  VerhUltnisseu  entsprechend,  das  MajuritHts- 
priuzip  für  alle  Arten  von  Oosetzen  anerkannt  und  praktisch 
der  Unterschied  von  Verfassungs-  und  einfachen  Gesetzen  beseitigt. 

Anders  verhält  sich  die  Theorie  des  deutschen  Naturrechts. 
Schon  Pufendorf  schwächt  die  Lehre  des  Ilobbes  dahin  ab, 
daCs  nnr  deijenige,  welcher  bedingungslos  den  Unionsvertrag  ab- 
geechlossen  habe,  das  durch  die  Majoritftt  anstände  gekommene 
decretnm  Uber  die  Ver&ssungsform  anerkennen  mttsse.  Habe  er 
das  nicht  getan,  dann  sei  die  Verfassung  für  ihn  nur  dann  bindend, 
wenn  er  ihr  zugestimmt  habe.  Weigere  er  sich  dessen,  so  trete  er 
in  den  Naturzustand  zurück.  Sodann  wird  von  \U\  \i  ui  e  r^),  Wo  1  ff*), 
u.  a.  der  iJegrirt  des  Grundgesetzes  in  eigentilndiclier  Weise  um- 
gebildet. Nicht  als  Verfassungsgesetz  schlechtliin ,  sondern  als 
Beschränkung  der  fUrstliclieu  Gewalt  durch  das  Volk  erscheint 
es  bei  diesen  Naturrechtsiehrern,  so  dafe  die  spätere  Theorie,  die 
Verfassung  und  konstitutionelle  Verfassung  identifisiert,  schon  hei 
ihnen  in  ihren  ersten  GrundxOgen  auftritt.  Erwägt  man,  welche 
Verbreitung  namentlich  die  Lehre  Wolffs  gefunden  hat,  so  wird 
dieser  Znsammenhang  um  so  verständlicher,  als  die  bekannten 
Ausführungen  M  o  n  t  e  s  ([  u  i  e  u  s  iib<  r  die  »'Uglische  Verfassung 
keineswegs  behaupten,  dafs  nur  der  auf  dem  Prinzipe  der  Ge- 
walt<'nteiluug  autjgebaute  Staat  mit  dem  Verfassnngsstaat  Uberhaupt 
identisch  sei. 

Diese  Orundgesetzo  werden  nun  als  Normen  erklärt,  die  über 
dem  Gesetsgeber  stehen.  Sie  können  nur  durch  einen  Volks- 
schlnfs  mit  Zustimmung  des  Königs  geändert  werden.  Namentlich 
Wolffs  Schüler  £.  de  Vattel,  dessen  Werk  Uber  Volkerrecht 
im  18.  Jahrhundert  so  grofsen  Anklang  weit  über  die  gelehrte 
Welt  hinaus  gefunden  hat,  fllhrt  diesen  Gedanken  eingehend 
durch.    Er  unterscheidet  scharf  zwischeu  der  ge.setzgebeudeu  und 

>)  De  dve,  V,  8;  Lev.,  XVIIl,  p.  159. 
«)  U,  ch.  VIII,  96-99. 

*)  Ins  pub.  univ.  pars  spec.  I,  5  §  31  ff.,  p.  292  ff. 
*)  A.  a.  0.  VII,  §  815  ff. 
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der  TerfassmigBttndemdeii  Gewalt.  In  der  Regel  liabe  sich  aock 
bei  YerfassiingBKndeniiigen  die  Minorität  der  Majoritit  ma  ftlgen. 
Sollte  aber  die  Staatsform  selbst  dnreh  Majorittttsboschlnft  ge- 
Indert  werden ,  so  stinde  es  der  Minorität  frei,  ans  dem  Staats 
ansznsebeiden,  d.  h.  ansanwandem 

Ganz  eigenlUtnlich  ist  die  Stelinng,  die  Ronsseati  rti  den 
Problem  einnimmt.    Er  verwirft  scheinbar  Jedes  (^rundf^rst  tz  für 
den  Souverän  ,   da  der  all«^enjeine  Wille  sich  selbst  nicht  binden 
kann*).     Seinem  Prinzipe  gemäfs,   daf«  der  einzelne  auch  im 
Staate  frei  bleibe,  weil  sein  Wille  im  allgemeinen  Willen  als 
konstituierendes  Moment  enthalten,  Jedermann  daher  nnr  seinem 
eigenen  Willen  Untertan  sei,  hätte  er  alle  €^esetse  Ar  gleieh- 
wertig  nnd  daher  Air  alle  gleiehmälsig  Einstimmigkeit  voriangea 
mttssen.  In  der  Tat  will  er  anch  das  polnische  liberam  veto  er* 
halten  wissen,  sofern  es  sieh  anf  die  Gmndlagen  der  Yerfkssang 
bezieht:    einstimmig  angenommen,    können  sie  anch   nur  ein- 
Htimnii«j:  ab;^»';in(l«'rt  werden^).     Ftlr  die  laufende  Gesetzgebung 
solle  abi'r  Majorität   geniigen,   deren  Grttfse  nach  der  Wichtig- 
keit  der   zu    erledigenden    GegenstUnde   abgestuft  sein  solle*). 
Der  in  solchem  Falle  iu  der  Minderheit  Gebliebene  sei  nicht 
sowohl  Überstimmt  worden,  sondern  habe  sich  vielmehr  Aber 
den  Inhalt  des  Gemeinwillens  getänscht*).  Nnr  der  contrat  social 
selbst  verlange  seiner  Natur  nach  Einstimmigkeit*).  Es  ist  klar, 
dafs  nur  Maugel  an  Erfahrung  eine  derartige,  Verfassimgs- 
änderungen  praktisch  ausschliefsende  Lehre  hatte  entstehen  Issses 
können.    Bei  dem  Einflüsse,  den  Rousseau  ausgeübt  hat,  ist 

*)  Le  droit  des  gens  I,  ch.  III,  §§  90-^ 
*)  Contr.  soc.  I,  7. 

■)  ConsidorationM  sur  le  gouvernement  de  Pologne  ch.  IX:  ,Pir 
le  droit  naturel  des  soci^t^s,  Punanimit^  a  ^t^  requise  ponr  la  fonnstioD 
du  cnrps  politi(|ue  et  pour  les  lois  f o n d a m  e n  ta  1  e s  qni  tiennent 
k  son  «'xistcnce  .  .  .  Or,  runauiuiit^  r<'(juis<'  ]>our  rötablir^semcnt  de 
ces  loi-  (loit  r§tre  inöme  pour  K-ur  abrogution.  Ainsi  voil4  de;«  poinls 
sur  lt  -(|in'ls  le  libtTuin  veto  peut  eoutinuer  de  subsister/  (Euvrw 
compU  teM,  Paris  l>!»)ö,  V,  p.  270. 

*)  Contr.  soe.  IV,  2.    Plus  les  delib^rations  sont  importaotes  et 
graves  plus  Tavis  qui  l'emporte  doit  approcher  de  l^unanimit^ 

*)  L.  c.  Qnand  done  Pavis  oontraire  an  mien  remporte,  cels  se 
prouve  autre  chose  sinon  que  Je  m'^tois  trompi,  et  que  ce  qne  festi* 
mois  6tre  la  volonte  g^n^rale  ne  Pitoit  pas. 

L.  c  II  nV  a  qii'viiio  seule  loi  qui,  par  sa  nature,  ezige  nn 
coDsentement  unanime;  c'est  le  pacte  social. 
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810  aber  auch  für  die  Vorstellung  grö(aerer  Macht  und  HeiliglLeit 
der  VerfawQiigBgesetse  von  Bedentoog  gewordeo. 

4,  UnabhKogig  jedoch  von  der  Natarrechtslehre  gewinnt  die 
Voretellung  des  geschriebenen  Fnndaroentalgesetsesi  der  Ver- 
fassungsarknnde  snerst  praktische  Bedentnng  in  den  amerika» 
nisehen  Kolonien  Englands. 

Diese  Kolonien  erhielten  nUinlieli,  und  zwar  die  Kr()nkol»)uien 
von  den  englischen  Königen,  die  EigentüuH'rkolonion,  wie  Nord- 
Carolina  und  l'ennsylvanien,  von  ihren  Herren,  Charten  oder 
Freiheitsbriefe ,  Privilegien,  iu  welchen  die  Grundzüge  der  He- 
gierong  und  der  Verwaltongsorganisation  der  Kolonien  nieder- 
gelegt waren.  Manche  dieser  Charten  enthielten  aber  nnr  die 
Beetiltignng  der  schon  frtther  von  den  Beteiligten  festgestellten 
Gmndittge  der  Verüsssnng.  So  bildeten  die  erwfthnten,  in  Form 
eines  awisehen  den  Ansiedlem  abgeschlossenen  Vertrages  yer- 
kUndigten  Fundamental  Orders  von  Connecticut  die  Basis  fhr  die 
von  Karl  II.  der  Kolonie  verliehene  Charte*),  die  177t>  als  Ver- 
fassung des  Freistaates  vom  Volke  bestiltif^t  und  erst  IS  18  durch 
eine  neue  Konstitution  ersetzt  wurde.  Ebenso  erhielt  das  schon 
frtther  von  Koger  Williams  auf  Grund  von  Pflanzungsvertritgen 
konstituierte  Bhode  Island  1663  eine  die  schon  bestehenden  £in- 
riehtongen  bestfttigende  Charte  Karls  Ii.,  die  sogar  bis  1842  die 
Verfassung  dieses  Staates  blieb.  Die  Charten  beider  amerikanischer 
Gliedstaaten  sind  somit  die  Ältesten  Verfassnngsurkunden  im 
modernen  Sinne').  Von  den  Charten  der  Eigentttroerkolonien 
sind  namentlich  die  von  William  Penn  auf  Grund  von  der 
Krone  vt'rliehener  Vollmatliten  fllr  di«*  ihm  zum  Eigentum  ge- 
gebene, nach  seinem  Vater  benannte  Kolonie  Pennsylvanien 
1682,  1683  und  1701  mit  Zuziehung  von  Vertretern  dieser 
Kolonie  erlassenen  Verfassungen  wegen  der  in  ihnen  enthaltenen 
Prinzipien  au  erwähnen").  Beim  Ausbruch  der  amerikanischen 
Bevolntion  hatten  alle  dreisehn  Kolonien  derartige  Charten.  Die 
Vorgünger  dieser  Urkunden  lassen  sich  bis  ins  Mittelalter  yer^ 
folgen.  Entstanden  ans  Handelsprivilegien,  haben  sie  den  Zweck, 
nengebUdete  politische  Verhältnisse  tu  regulieren^).    In  ihnen, 

1)  Vgl.  Gourd,  Les  chartes  coloniales  et  les  constitutions  des 
^tats-Unis,  1885^  I,  p.  108  ff. 

«)  Texte  bei  Poore,  I,  p.  249  ff.;  II.  p.  1596  ff. 
»)  Vgl.  Poore,  II,  p.  1523  ff.;  Gourd,  1,  i».  IG")  ff. 
*)  VgL  Brjce,  American  Commonwealth,  1,  p.  427  ff. 
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nAmentlicb  in  jenen  beiden  dem  Inhalte  nach  vom  Volke  fest' 
gesetsten,  kommen  geBchichtlich  die  swei  Qedanken,  auf  denen 
die  gesekriebene  Verfassung  benibt,  zum  Ansdniek :  OrnndveTtrag 
der  Staatsglieder  nnd  Konieesion  einer  ttbeigeoidneten  Macht. 
Dem  Mntterlande  gegenüber  erscheinen  sie  allerdings  nur  als  ein- 
seitige Gewfthmngen  der  Krone  oder  der  bierso  ron  der  Krone 
befugten  Eigentümer.  Sie  schaffen  nach  der  Anschanung  der 
Amerikaner  Korporationen ,  die  dem  herrscljemicn  Staate  mit 
selbstftndiger  Persönlichkeit  ^'•  •^'cnUberstehen,  deren  Recht  nnr  an 
dem  Reichsrecbt  seine  Scbraaken  findet.  So  ist  es  denn,  der 
DnaliBrnns  swischen  ilb<>r-  und  untergeordnetem  Gemeinwesen, 
der  in  diesen  ersten  Verfassungsnrknnden  snm  Aasdruck  kommt^ 
der  wiederum  in  nachweisbarem  geschichtlichem  Zusammenhaag 
mit  der  dualistischen  Gestaltung  des  mittelalteriiehen  Staates  steht. 

Bei  dem  losen  Verhiltnis  aber,  in  welchem  die  Kolonien 
■um  Mutterlande  stehen,  tritt  die  Vorstellung  von  der  Verfassung 
als  Resultat  eines  Vertrages  der  lUhg-cr,  die  einigen  Charten 
mit  zugrunde  lag,  immer  stärker  hervor  und  dniii^^t  die  I^edeutung 
der  HostUti<,'ung  und  Vrrlfiliung  durch  die  übergenrdnt't»'  Macht 
immer  mehr  in  den  Hintergrund.  Die  Bedeutung  dieses  demokra- 
tischen Gedankens  wird  durch  die  l^mstHnde,  unter  denen  die 
Ansiedler  ihr  Kultnrwerk  beginnen  und  austtben,  wesentlich  ver» 
stiikt.  Anfknglich  sehr  geringer  Zahl,  sind  die  Ansiedler  Aber 
ein  grofses  Territorium  verbreitet;  sie  leben  hKufig  mit  ihren 
Familien  in  einem  Zustand,  der  ihnen  als  vorstaatlicher  Natur- 
anstand  erseheinen  mufste.  Wenn  sie  susammentreten,  um  gemein' 
same  Angelegenheiten  festzusctzt  ii  und  zu  beschliefsen,  so  meinen 
sie  (luK  h  tVei«Mi  Willen  aus  jenem  Naturzustand  in  den  staat- 
lichen einzutreti'n.  So  verschmilzt  die  kirchlich-politische  Lehre 
von  den  Covenants  als  Grundlage  des  Staates  mit  naturrechtlicben, 
durch  die  Literatur  gepflegten  Anschauungen,  um  schlieCslich  die 
Vorstellung  zu  eneugen,  dafs  das  ganxe  Staatswesen  auf  dem 
Ghrunde  einer  dem  Volkswillen  entstammenden  Verfitssung  ruhe, 
durch  welche  die  potentiell  dem  Gesamtvolke  innewohnende 
MacbtfUlle  an  verschiedene  Organe  cur  Ausübung  verteilt  wird. 
Diese  Organe  sind  überall  schon  in  der  Kolonialzeit  dieselben : 
eine  gosotzgtbende  Versammlung,  ein  erwUhlter  oder  von  der 
Kroni^  ndcr  dem  Eigentfinier  der  Kolonie  «'iugesetztcr  (Touvcrneur^ 
ferner  Friedens-  und  andere  Gerichte  nach  englischem  Muster. 
Die  Legislative  bat  niemals  eine  .die  Exekutive  Oberrsgende 
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ätellang,  wie  in  England;  das  Veto  des  Gouverneurs  wird  faktisch 
gehandhabt,  während  es  im  Matterlande  obsolet  wird.  Die  Legis- 
latnren  haben  ferner  nnr  beschrünkte  gesetagebende  Gewalt,  indem 
die  britischen  Gesetse  nnd  die  Kolonialcharten  ihren  Beschlüssen 
nnablnderlich  gegenflberstehen.  Jedes  diese  Grensen  ttber* 
schreitende  G^esets  konnte  rtm  dem  britischen  privy  conncil  fHr 
null  und  nichtig  erklärt  werden').  Somit  bereiten  sich  in  diesen 
Charten  schon  die  Grundprinzipien  der  künftiei-on  Verfassungen, 
namentlich  Trennung  der  Legislative  von  der  Exekutive,  vor,  und 
es  erscheint  die  ('harte  sowohl  auf  Grund  naturrechtlicher  als 
pnsitivrechtlicher  Vorstellungen  als  eine  höhere,  den  Gesetageber 
bindende  Norm.  Die  beiden  Ideen,  Welche  den  späteren  Ye^ 
fassongsnrknnden  sngmnde  liegen,  nnd  die  auch  in  Europa  vom 
revolutionären  Frankreieh  resipiert  werden:  Gewaltenteilnng  als 
Verfassnngsprinzip  und  die  Verfassung  als  der  normalen  Gesets* 
gebung  entrückte  Macht,  wachsen  mit  geschichtlicher  Notwendig- 
keit auf  dem  Hoden  der  ainci  ikaiiiM  hcn  Kolonien  empor. 

Im  Jahre  1776  verwandeln  sich  die  unabhUngi^  «gewordenen 
Kolonien  in  Staaten  und  erlassen  kraft  ihrer  nunmelir  erlangten 
Machtvollkommenheit  in  diesem  und  dm  folgenden  Jahren  Ver- 
ftssungen,  die  auf  den  Prinzipien  der  Volkssonveränetät  nnd 
Gewaltenteilung  an%ebant  sind,  oder  sie  verwandeln  ihre  Charten 
in  Konstitntionen.  Diese  werden  in  der  Regel  von  verfassungs- 
gebenden Konventen  ausgearbeitet  und  verkQndigt  Doch  wirkt 
bereits  damals  in  einigen  Staaten  die  alte  Idee  der  Covenants 
und  des  Sozialvertrages  nach,  infolge  deren  die  Verfassungen  der 
Gesamtheit  der  in  den  town  meetings  viTsamundten  Blirger  zur 
Annahme  vorgelegt  werden*).  Diese  zuerst  in  Massachusetts  und 
New  Hampshire  geübte  Praxis  verbreitet  sich  im  Laufe  des 
19.  Jahrhunderts  Uber  eine  grofse  Zahl  alter  und  neuer  Glied- 
staaten der  Union. 

In  diesen  Verfassungsurkunden  aus  der  ersten  Epoche  der 
amerikanischen  Unabhängigkeit  sind  die  ältesten  Vorbilder  der 
europäischen  Konstitutionen  au  suchen,  da  sie  in  grfSfserem  Mafee, 
als  man  bis  in  die  neueste  Zeit  wufste,  auf  die  französische  Ver- 
iasbungsgesetzgebnng  von  1789 — 1791  eingewirkt  haben. 

Diese  Urkunden  pHegen  aus  zwei  Liauptteilen  zu  bestehen.  Öie 

')  Tost  «T,  1.  p.  :Vi  f. 

Borgeaud,  Ktablisseoient  et  r^vision  des  const.,  p.  167  ti'. 
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sind  meistens  eingeleitet  durch  eine  Bill  oder  Deelamtion  of  Rights, 

(lio,  in  den  Koloiiinlcharten  entweder  fehlend  oder  nur  unvoll- 
btändi;r  enthalten ,  einen  knrz^et'Hfsten  Kodex  der  g^e>ainten 
öffentlichen  Rechte  des  einzelnen  in  sich  schliefsen.  Daran 
reiht  sich  der  Plan  oder  Frame  of  Government,  die  Be- 
stimmungen Uber  die  obersten  Oi^ane  dee  Staates  und  deren 
Funktionen. 

Was  nun  speiiell  die  Erklirungen  der  Beehte  anbelangt,  so 
sind  sie  bereits  in  anderem  Zusammenhing  gewttrdigt  worden. 
Der  erste  gesetigeberisehe  Akt  dieser  Art  ist  die  am  12.  Jnni 

1776  von  der  Konvention  dcH  Staates  Virginien  angenommene 
h'iW  of  liiglits,  welche  das  Prototyp  aller  spMteren  Akte  ähnlicher 
Art  im  (i»'Hamthereich  der  Verfassungsn^esetz^ebunjj  geworden  ist. 
Ihr  folgen  zuniichst  ähnliche  Bills  oder  Deklarationen  anderer 
amerikanischer  Staaten  nach.  Einige  Sätze  der  virginischen  Bill 
Hind  in  die  berühmte  Unabhingigkeitserkiärung  der  Vereinigten 
Staaten  vom  4.  Juli  1776  Obergegangen. 

In  diese  Bills  of  Rights  sind  aber  nicht  nur  die  Freiheits- 
rechte,  sondern  auch  die  QrundzUgo.  der  ttbrigen  subjektiven 
9£Pentlichen  Beehte  des  Individuums  aufgenommen.  Femer  sind 
die  Prinzipien  der  Volkssouverftnetät ,  der  Gewaltenteilung,  der 
Zeitigkeit  der  StaatHämter,  der  Verantwctrtliihkeit  ihrer  Inhaber 
sowie  manche  Kei  hthsätz»; ,  »lie  nur  indirekt  im  Zusammenhang 
mit  Buhjektiven  Kechten  8teheu,  in  ihr  enthalten,  so  dafs  auch 
in  ihnen  noch  der  altenglinche  Gedanke  nachklingt,  der  die 
Verfassung  in  erster  Linie  als  ein  ins  inter  partes,  demnach  als 
wesentlich  subjektive  Rechte  begründend  auffaCst. 

Der  Plan  of  Government  der  Gliedstaatsverfassungen  ist  so 
streng  als  möglich  —  eine  volbtftndige  Verwirklichung  der  Schablone 
war  selbst  in  Amerika  nicht  möglich  und  beabsichtigt  —  auf  dem 
Prinzip  der  Teilung  und  des  Gleichgewichtes  der  Gewalten  aaf- 
gebaut,  nicht  etwa  nur  wegen  des  Ansehens,  das  die  Lehn* 
M  o  n  t  e  s  <j  u  i  «•  u  s  damals  j^i-nofs,  sondern  auch,  weil,  wie  bereit* 
erwähnt,  die  ei^:entümliclie  von  der  englischen  abweichende  Ver- 
fassnngs «beschichte  der  Kolonien  zu  einem  der  Montesquieu* 
sehen  Jb'orderung  ähnlichen  Verhältnis  von  Legislative  und  £xe- 
kutive  geführt  hatte.  Auch  das  Zweikammersystem  tritt  in  ihnen 
auf  Grund  geschichtlicher  Entwicklung  hervor,  da  in  den  Kolo- 
nien der  Rat  des  Gouverneurs  zugleich  die  Funktionen  eine» 
Oberhauses  ausübte. 
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Diese  Verfassungen  sind  höchstes  Geseta  des  Landes.  Da 
aDe  Gewalten  als  Tom  Volke  delegiert  gelten,  so  sind  sie  alle 
besehrinkt  durch  das  als  unmittelbarer  Ausdruck  des  Volkswillens 
erseheinende  Grundgesetx.   Ohne  dab  es  irgendwo  ausdrücklich 

ausgesprochen  wÄre,  gilt  es  als  feststehend  und  ist  in  der  Praxis 
allgemein  anerkannt,  dafs  der  Richter  alle  Gesetze  auf  ihre 
materielle  Verfassungsmäfsigkeit  zu  prUfen  habe.  Auch  dieser 
Gnmdsats  stammt,  wie  oben  gezeigt,  aus  der  früheren  Staats- 
ordnung, indem  die  Kolouialgesetze  stets  der  l'iiifung  des  eng- 
Usehen  Richters  auf  ihre  Übereinstimmung  mit  der  höheren  Norm 
dea  engliachen  Bechtes  und  damit  auch  der  Charte  selbst  unter- 
lagen«  was  auch  heute  noch  fUr  alle  britischen  Kolonien  gilt, 
insofern  alle  Kolonialgesetze,  selbst  die  der  am  unabhKngigsten 
gesttdlti-n  Kolonien,  die  Nachprüfung  durch  das  judicial  conimittee 
des  britischen  privy  Council  auf  ihre  Übereinstimmung  mit  dem 
üeicbsrecht  dulden  mUssen 

Die  alte  Lehre  tou  der  ttberragenden  Bedeutung  des  Sozial- 
vertrages  wirkt  noch  heute  in  den  Bestimmungen  über  Verfassungs- 
inderungen fort.  Der  Prozeb  einer  Verfassungsreyision  ist  meistens 
sehr  ▼erwickelt.  Die  Revision  mufs  zunächst  durch  die  ordent- 
liche Leojislatur  beschlossen  werden,  und  zwar  hilutig  mit  einer 
gröfseren  als  d»'r  einfachen  Mehrheit,  in  eini^ren  Staaten  durch 
Abstimmung  in  zwei  aufeinanderfolgenden  Legislaturen  '-).  Wenn 
es  sich  aber  um  eine  Totalrevision ,  also  Beschlielsang  einer 
neuen  Verfassung,  handelt,  so  wird  diese  von  einer  besonderen 
vom  Volke  gewählten  „Konvention*'  ausgearbeitet  und  hierauf 
durch  Volksabstimmung  sanktioniert').  Es  entscheidet  daher  heute 
das  Volk  durch  Gesamtabstimmung  in  letzter  Instaiiz  ttber  An- 


Vgl.  Todd,  Parlianientary  Govornment  in  the  Hritisli  Colonies, 
2.  ed.  London  lö94,  p.  30f),  tf.:  Dicey,  p.  li>5:  ßrinton  Coxe, 

An  essay  on  Judicial  Power  andÜnconstitutional  Lefrishition ,  Pliihi- 
delphia  189:^»,  p.  'iO'-i  ff.;  für  Australien  vgl.  Moore,  The  Con>titution 
of  the  roinmouwealth  of  Australia,  London  llHr2,  p.  165  tV.  Die  Juris- 
diktion des  hritischeii  privy  Council  tur  Australien  zwar  eingeschränkt, 
aber  keineswegs  aufgehoben  worden. 

-)  Vgl.  die  Zusainmenstelhni;;  \n:\  Klli>  l'axon  ( )  1»  c  r  Ii ol  tzer ,  The 
Referendum  in  America  (I'ublications  of  the  üuiversily  of  i^eunsylvania), 
Philadelphia  189ii,  p.  41  und  Appendix. 

Vgl.  ßryce,  Ameriean  Comuionwealth.  I,  p.  667  0.;  Jaineson, 
A  Treatise  on  Coustitutioual  Conventions.   4.  ed.,  Chicago  l£*ö7,  ^  479. 
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nähme  oder  Verwerfung  der  Bevision Der  formelle  Charakter 
der  VerfaMungageflatie  als  nur  unter  erschwerenden  Formen  ab- 
zQllndemder  Normen  mit  gesteigerter  C^etseskraft  ist  in  den 
amerikanischen  GliedstaatsyerfitfRongen  in  der  scbKrfsten  Weise 
auägeprHgt.  Nach  amerikanischem  Vorbild  sind  in  jüngster  Zeit 
die  Normen  tiber  Verfassungsänderungen  in  Australien  gestaltet 
worden  - ). 

Die8<^lben  Prinzipien  wie  in  den  erörterten  Konstitntionen 
iinden  sich  auch  in  der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von 
1787.  Die  Verfassung  ist  ein  Ausflufs  der  Machtvollkommen- 
heit des  Volkes,  ist  das  htfehste  Oesets  des  Landes,  bildet  die 
vom  Richter  ni  ttberwachende  Schranke  fllr  alle  Akte  der  ünion 
sowohl  als  ihrer  Gliedstaaten.  Da  die  Bills  of  Rights  der  Glied- 
staaten bereits  die  Individnellett  Rechte  {«sierlich  festgestellt  hatten, 
schien  anfangs  eine  besondere  ErklÄrung  der  Rechte  um  so  weniger 
notwendig,  als  die  Anschauungen  des  amerikanischen  Volkes 
über  die  Rechte  des  ludividuums  schon  in  einigen  Sätzen  der 
Unabhttugigkeitserklärung  zum  Ausdruck  gekommen  waren«  Jedoch 
wurden  bereits  1789  zehn  Zusatsartikel  lur  Unionsverfassnng  be- 
schlossen ,  welche  die  Stelle  einer  gesamtamerikanischen  Bill  of 
Rights  vertreten.  Daa  Prinsip  der  Gewaltenteilnng  ist  wie  in  den 
Gliedstaaten  durchgeftihrt.  Die  Verfassung  kann  femer  nur  auf 
Grund  eines  höchst  komplizierten  Verfahrens  Znsfttze  und  Ab- 
änderungen erlialten,  und  MinoritÄten  können  in  sehr  ausgiebiger 
Weise  jede  Änderung  hcnnnen,  indem  zwei  Drittrl  beider  n.'inser 
des  Kongresses  tind  drei  Viertel  der  Staatenlegisiaturen  zur  An- 
nahme eines  solchen  Beschlusses  notwendig  sind.  Eine  direkte 
Volksabstimmung  findet  swar  nicht  statt,  durch  die  M<fgUchkeit 
einer  Abstimmung  in  besonderen  Verfassungskonventen  aber,  sowohl 
in  der  Union  als  in  den  die  Verfassung  ratifizierenden  Gliedstaaten, 
ist  wenigstens  einer  indirekten  Volksabstimmung  Raum  gegeben'). 

^)  Mit  Ausnahme  des  Staates  Delaware,  wo  bei  Amendement  gar 
kein(>  Volksabstimmunir ,  und  Säd-Carolina,  wo  die  Volksabstimmung 
.^\\  Ischen  zweimaligen  BeschlGssen  der  L^islatnr  stattfindet.  Ober- 

holtzer,  p.  41,  42. 

-')  ('onst.  of  the  ComTiionwcuIth  ot"  Austraiia,  Art.  128.  Doch  hfif 
auch  schweizerisches  Kci  lit  auf  diese  Hestiniinungen  eingewirkt,  indem 
sowohl  die  Volksabstiiiinnuig  in  der  Majorität  der  Staaten  als  im 
Connnonwealth  die  .Vnderun^i^  sanktionieren  mufs. 

j  Const.  of  the  United  States  Art.  V.   Eine  BeschlufsfassuDg  durch 
Konventionen  hat  bisher  nicht  stattgefunden. 
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In  Amerika  ist  der  Ursprung  unserer  heutigen  geschriebenen 
Verfassung  sn  sncben,  weshalb  die  amerikanischen  Konstitntionen 
eingehender  m  betrachten  waren.  Die  fransttsische  ReTolntion 
akaeptiert  die  amerikanische  Idee,  nnd  von  Frankreich  ans  pflanzt 
sie  sich  in  die  ttbrigen  enropMischen  Staaten  fort 

5.  Geschriebene  Grundgesetze  hat  es  in  verschieden«'»  euro- 
päischen Staaten  schon  frllher  gegeben.  Der  mittelalterliehen 
Freiheitsbriefe,  die  späterer  Zeit  als  Gesetze  erschienen,  wurde 
schon  gedacht.  In  neuerer  Zeit  aber  hat  sich  bereits  der  Osna- 
brttcker  Friedensschlufs  selbst  als  Reich^gmndgesetz  bezeichnet. 
In  Schweden  hatte  schon  1684  die  ,,Regeringsform*  das  VerhiUtnis 
von  KOnig  nnd  Ständen  gesetzlich  geregelt.  Sie  wnrde  später 
mehrmals  abgeändert  nnd  bildet  heute  noch  in  der  Form  von 
177-2  die  Grundlage  der  finnlKndischen  Verfassung  Soweit 
aber  gerade  diese  schwedisch-Hunläiulischen  Gesetze  sieh  einer 
modernen  Verfassung  anzuiüihern  scheinen,  so  unterscheiden  sie 
sich  doch  prinzipiell  von  einer  solchen  dadurch,  dafs  sie,  wie 
ähnliche  Festsetzungen  in  anderen  Staaten,  ganz  auf  dem  Ge- 
danken der  ständischen  Ordnung  ruhen,  also  eine  Auseinander- 
setzung von  rez  und  regnum  bedeuten.  Die  Vorstellung,  dafs 
von  einem  Zentrum  aus  der  einheitliche  Staat  seine  grundlegende 
(Gestaltung  und  seine  grundsätzliche  Abgrenzung  gegen  das  In- 
dividuum empfangen  solle,  ist  in  ihnen  nicht  vorhanden.  Ebenso 
wird  trotz  aller  naturrechtliehen  Theorien  die  Forderung  einer 
Erklärung  der  Kcciitc  auf  dem  Kontinente  nicht  erhoben.  Zu- 
sicherungen einzelner  individueller  Hechte  finden  sich  zwar  schon 
vor  dem  ^nde  des  18.  Jahrhunderts  in  Gesetzen  absoluter 
Herrscher  y  ständischen  Abschieden  oder  Friedensverträgen  (wie 
z.  B.  die  Bechte  der  Beligionsparteien  im  Osnabräcker  Frieden), 
sie  haben  aber  alle  einen  gelegentlichen,  keinen  grundsätzlichen 
Charakter  und  wollen  keineswegs  die  gesamte  Öffentliche  Rechts- 
Sphäre  des  Individuums  normieren.  Das  einflufsreichste  Werk 
der  politischen  Literatur  in  der  zweiten  lliiltte  des  .Jahrhunderts» 
der  coutrat  social,  war  seiner  ganzen  Tendenz  nach  einer  ver- 
fas>:ungsmftfsigen  Erklärung  der  Hechte  feindlich;  hatte  er  doch 
durch  seine  Forderung  einer  von  jedermann  zu  bekennenden 

'1  Vgl.  danlher  A  s  c  h  e  h  d  ii  g ,  Diis  Stiiatsrcelit  der  Veroinijrten 
Kr»i)iL'r<iehe  Schweden  und  Norwegen  (in  Marquardsens  llandbueli), 
S.  7  ti.  Der  Text  der  finnliindij^chen  Verfassung  von  1772  in  „La  Con- 
stitution du  Grand  Duch^  de  Finlande",  Paris  190<),  p.  41  fl*. 
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bUrgerlicheu  Religion  das  wichtigste  und  grundlegende  aller 
individuellen  Rechte,  das  der  Keligioosfreiheit,  ausdrücklich  be- 
kämpft^). 

Eine  ganse  Beihe  von  Umständen  lassen  in  Frankreich,  and 
awar  schon  vor  dem  Znsammentreten  der  Beichsstlnde ,  wie  die 
Cahiers  beweisen,  die  Forderang  einer  geschriebenen  Verfaesnng 

als  Grundlage  des  Staatswesens  entstehen.  Die  Idee  der  Volks- 
souverllnetät,  die  aus  ihr  entspriiifi^eiifle,  später  von  Sieyes  formu- 
lierte Lohre  vom  pouvoir  constituant,  das  stets  beim  Volk  ))lfibe, 
während  alle  anderen  Gewalten  als  pouvoirs  constitues  ihr  Dasein 
und  ihre  Zuständigkeiten  von  der  konstituierenden  Gewalt  ab- 
leiten mttssen,  die  Notwendigkeit,  bei  gänslicher  Nenordnnng  der 
Verhältnisse  diese  vtfUig  klanostellen,  haben  wesentlichen  Anteil 
an  der  Schöpftmg  der  ersten  franaOsischen  Verfassung.  Nicht  som 
geringsten  aber  ist  es  das  amerikanische  Vorbild,  das  bedeot- 
samen  Einflnfs  auf  Frankreich  übt.  Die  Institutionen  der  dnreh 
"NVafteubrüdersclmft  mit  den  Franzosen  verbundenen  Amerikaner 
hatten  in  Frankreich  die  lebhafteste  Aufmerksamkeit  erregt,  die 
Literatur  filr  die  amerikanischen  Verfassungen  Propaganda  ge- 
macht^). Anger^  durch  das  amerikanische  Vorbild,  namentlich 
die  Bill  of  Bights  von  Viiginien,  hatten  schon  einige  Cahiers  eine 
Erklärung  der  Rechte  gefordert  und  sodann  Lafayette  den 
dahin  absielenden  Antrag  in  der  Nationalversammlnng  gestellt. 
Die  Erklärung  der  Menschen-  und  Bürgerrechte  vom  26.  August 
1789  ist  das  erste  Resultat  der  französischen  Verfassungsge^etz- 
gebung«). 

Die  erste  Verfassuugsurkunde  Europas  ist  die  in  den  Jahren 
1789 — 91  allmählich  beratene  und  beschlossene,  schliefslich  in 
ein  Instrument  sosammengefaTste  und  am  8.  September  1791  ver- 
kündigte Verfassong  Frankreichs.  Zwar  trägt  die  polnische  Ver- 
fassung vom  5.  Hai  1791  ein  früheres  Datum.  In  Wahrheit  aber 
ist  sie,  soweit  sie  nicht  altständischen  Charakters  ist,  yon  den  bis 
dahin  publisierten  französischen  Verfassungsgesetzen  ganz  abhängig. 


\)  Vgl.  oben  S.  ;VJU  t.  Ebenso  das  Vereinsrecht,  vgl.  Erklärung  der 
Menschen-  und  ßürgerr.,  S  7. 

Vgl.  G.  Kocli,  Beiträge  zur  Geschichte  der  politischen  Ideen,  II, 
Demokratie  und  Konstitution  ( ITÖü— ITül),  1896,  S.  205  ff.  Uuguit, 
La  Separation  des  pouvoirs,  p.  13  ff.  Aulard,  Hiatoire  politique  de 
U  B^volution  fran9aise.  Paris  1901,  p.  19  ff. 

")  Vgl.  Jellinek,  Erklärung  der  Menschen-  und  Bärgerr.,  8.781 
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Diese  Verfassung  Frankreichs  lehnt  sich  in  vielen  Punkten 
an  die  amerikanischen  Vorbilder  an,  nnterseheidet  sieh  aber  aneh 
weeentlich  von  ihnen.  Weniger  Hegt  der  Unterschied  in  dem 
Gegensatz  awisehen  repnblikanischer  und  monarchischer  Ver- 
fassnn^r,  denn  die  Monarchie  war  in  Frankreich  zum  leeren  Schein 
herabg^esmiken  und  die  Stellung  des  Königs  eine  unjjleicli 
schwächere  als  die  eine«  Präsidenten  oder  Governors.  Die  Er- 
klärung der  Rechte  hatte  zwar  ganz  wie  die  Amerikaner  das 
Prinsip  der  Gewaltenteilung  für  das  Wesen  der  Verfassung  über- 
haupt erklärt,  allein  in  der  Konstitution  ist  die  gesetigebende 
Gewalt  derart  gestellt,  dafs  ihr  die  yoUsiehende  gltnslieh  unter- 
geordnet ist,  die  ohne  sie  keine  iigendwie  bedeutsame  Aktion 
▼omehmen  kann.  Femer  ist  die  Legislatur  einkammerig,  jede» 
mXfsigPude  Element  im  Vorgang  der  Gesetzgebung  verworfen 
Es  i>t  also  in  Wahrheit  unbeschränkte  Parlamentssouveränetiit, 
die  in  dieser  Verfassung  zum  Siege  gelangt,  aber  nicht  etwa  die 
englische,  da  nach  M  o  n  t  e  s  (pi  i  e  u  s  I^hre  und  den  amerikani- 
schen Modellen  den  Mitgliedern  der  Nationalversammlung  der 
Eintritt  in  das  Ministerium  verwehrt  wird  was  jedoch  keines- 
wegs snr  StKrkung  der  Krone  beitrttgt,  sondern  den  Sieg  der 
Anarchie  und  den  Sturz  der  Verfassung  beschleunigen  hilft. 
,  Das  pouvoir  constituant  wird  nicht  der  Volksgemeinde, 
sondern  ausschlielslich  dem  Parlamente  angeschrieben.  Doch 
sucht  man  die  Stabilität  der  Verfassung  und  den  Anteil  des  Volkes 
an  der  Verfassungsrevision  dadurch  zu  wahren,  dafs  man  fllr  die 
nächsten  zwei  Legislaturen  jede  Änderung  untersagt,  fl\r  später 
aber  bestimmt ,  dafs  drei  aufeinanderfolgende  Legislaturen  die 
Änderung  Ubereinstimmend  vorschlagen  mllfsten,  während  eine 
vierte  als  Bevisionskaromer  gewählte  Legislatur  mit  bedeutend 
vermehrter  Mitgliedersahl  die  Änderung  zu  beschliefisen  hätte, 
und  zwar,  ohne  dafs  dem  KQnig  ein  Sanktionsrecht  zu- 
stände') 

Die  späteren  Verfassungen  der  Revolutionszeit  haben  den 

Gedanken  der  Volkssouveränetät  viel  konser|uenter  durchgeführt, 
indem  sie  Sanktion  einer  neuen  Verfassung  durch  Volksabstimmung 
verlangen,  so  dals  die  konstituierende  Gewalt  nicht  nur  der  Sub- 


*)  Const  von  1791,  tit  III,  ch.  II,  sect.  IV,  art.  2.  Vgl.  Dnguit, 
8^ration  des  ponvoirs,  p.  49. 
*)  Const.,  titre  VII. 
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etans,  sondern  auch  der  Austtbang  nach  als  der  Nation  selbst 
snsteheod  gedacht  würd^). 

Die  Wirkung  der  fransösischen  Verfasamig  von  1791  war 
eine  sehr  wettgreifende.  Sie  ist  das  Prototyp  filr  alle  Ver- 
fassungen der  Monarehien  geworden,  die  auf  dem  demokratiaeheii 
Principe  rahen.  So  sind  die  spanische  Gortesverfassnng  von  1812, 
die  portugiesische  von  1822,  die  heute  nocli  in  Kraft  stehende 
iitdwt'^isehe  Verfassun;;  von  1H14  nach  ihrem  Vorbild  jr<*schatTen, 
und  (Iii-  )»>>lgis(  he  \  erfassuug  von  1831  ist  in  wichtigen  runkteu 
von  ihr  beeintiulst. 

Weitaus  geringere  Bedeutung  wohnt  den  nächstfolgenden 
franadsischen  Verfasanngen  bei,  der  vom  Konvent  ansgearbeitetsn 
von  1793,  der  Dtrektorialverihssung  von  1795,  femer  der  Kon- 
snlarverfaasnng  von  1799,  die  bereits  im  grolaen  und  ganien  dea 
Typus  der  Verfassung  des  ersten  Kaiserreichs  aulweist.  Immerhin 
ist  die  Konstttntion  vom  24.  Juni  1798  nicht  ohne  Einflnfs  auf 
hpUtere  Z«'iten  geblieben,  indem  sie  das  Institut  des  allg«'meinen 
gleichen  und  diirktrn  Wahlrechtes  sowie  das  der  fakultativen 
\'(dköab8timmung  fUr  die  Gesetzte  einführt,  wodurch  sie  in  Eur-^pa 
xwei  Programm  punkte  der  Demokratie  begründet,  von  denen  der 
erste  im  Laufe  des  letzten  Drittels  des  19.  Jahrhunderts  grofse 
praktische  Erfolge  hatte,  wllhrend  der  aweite  in  der  schweiaeri- 
sehen  Eidgenossenschaft,  wenn  auch  auf  Grund  dort  einheimischer 
Einrichtungen,  verwirklieht  wurde.  DieDirektorialverfasaungflIhrt 
das  Zweikammersystem  ein,  von  dem  man,  die  kurae  Epoche  der 
aweiten  Republik  abgerechnet,  iti  FVankreich  nicht  mehr  ab- 
gegangen ist,  was  bei  dem  Kiutiiisse  französischer  Vertas>ung>- 
experiuicnte  ftlr  das  kontinentale  Europa  bedeutungsv(dl  gewordcu 
ist.  Selbst  die  Verfassung  dea  ersten  Kaiserreichs  hat  Uber  Frank- 
reich hinausgegriffen,  da  sie  in  einseinen  deutschen  Staaten  zur 
Zeit  des  Hheinbundes  nachgeahmt  wurde  und  damit  snerst  in 
Deutschland,  wenn  auch  in  sehr  verkümmerter  Form,  dem  kon- 
stitutionellen Gedanken  Ausdruck  gab').  Alle  diese  Verfassungen 
wurden,  wie  die  von  1791,  formell  als  Gesetse  höherer  Art  ge- 
dacht,  was  dadurch  aum  Ausdruck  kam,  dafs  sie  der  Volks- 
abstimmung unterzogen  wurden,  damit  die  konstituierende  Gewalt 
der  souverUueu  Nation  anerkennend.    Auch  die  ephemere  Addi- 

')  Vgl.  Horgeand,  Ktabl.  des  const.,  p.  248 ff. 
«)  VgL  G.  Meyer,  S.  137  ff. 
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tionaiakte  ans  der  Zeit  der  hundert  Ta§^,  die  eiue  neue  Ver* 
faasoDg  des  kaiserlichen  Frankreiehs  enthalten  sollte,  wurde  durch 
ein  Plebbzit  sanktioniert^). 

Alle  diese  Verfassungen  ruhen  ^  wie  die  erste  Frankreichs, 

aul"  dem  Priuzipe  der  Volkssouveränetät.  Am  iutcressantesten  in 
«iieser  U.insicht  ist  die  Verfassung  des  Kaiserreichs.  8ie  ist 
cäsaristisch,  d.  h.  sie  knüpft  an  den  römischen  Gredankea 
der  lex  regia  an,  dnrch  welche  der  den  Staat  bildende  populus 
die  ihm  snstehende  Gewalt  dem  Cilsar  ttbertrttgt,  der  dadurch 
elnstger  Beprisentant  der  Volk^meinde  wird.  Der  CKsarismus 
ist  in  Wahrheit  eine  absolute  Monarchie  mit  scheinkonstitutionellen 
InstitQtionen,  in  der  die  Autoritttt  des  Kaisers  ins  unerme(sliche 
gesteigert  ist,  weil  er  kraft  der  ihm  zustehenden  ReprHsentations- 
befagnis  jeden  seiner  Willensakte  als  höchsten  Volksschlü^^cn 
^'leichslehend  proklamieren  kann.  Noch  konsequenter  hat  die 
Verfassung  des  zweiten  Kaiserreiches  den  cäsaristiscbeu  Gedanken 
dorchgefUhrt ,  indem  Napoleon  III.  sich  zum  Terantwortlichen 
Magistrat  des  Volkes  erklärt,  an  dessen  Willen  er  stets  appellieren 
kann,  nnd  das  auf  dem  Wege  des  Plebissites')  bei  wichtigen 
Verfiusungslinderungen  seinen  Willen  kundtun  soll*).  Infolge- 
dessen sind,  nach  amerikanischem  Vorbild,  die  Minister,  die 
niemals  Mitglieder  des  corps  l^gislatif  sein  dürfen'*),  ausschliefs- 
lich  dorn  Kaiser  als  dem  die  gesamte  Verantwortlichkeit  tragenden 
höchsten  Kepräsentauteu  des  Volkes  verantwortlich*). 

Noch  weiter  und  tiefer  wirkend  als  die  V^erfassuugeu  der 
französischen  Kevolntion  war  die,  welche  das  wiederhergestellte 
Königtum  Frankreich  verlieh.  Zwei  wichtige  neue  Prinxipien 
Hegen  der  Charte  constitutionnelle  Ludwigs  XVIII.  vom  4.  Juni 
1814  zugrunde.  Erstens  gibt  sich  die  Verfassung  als  eine  frei- 
willige Qewährong  von  selten  des  Kdnigs®),  da  sie  von  dem 

>)  Duguit-Monnier,  p.  LXXXV. 

^  Ober  die  bonapartisdien  Plebiszite  vgl.  Borgeaud,  Const., 
p.  261  ff ;  Esmein,  Droit  const,  p.  263  f. 

Const  vom  14.  Januar  1852,  Art.  5,  32. 
*)  Const.,  Art  44. 

*)  Const,  Art.  13:  ^Les  ministres  ne  d^pendent  que  du  Chef  de  TEtat ; 
ils  na  sont  responsables  que  chacun  en  ee  qni  le  conceme  des  actes 
de  gonvemement.    II  n'v  a  point  de  solidarit/'  «Mitr»'  eux.*' 

•)  Mit  Vorbedacht  liatte  man  d«'n  Ausdruck  Kun^titution  verworfen 
und  den  au  die  alteu  Freiheitsbriefe  eriuuerndeii  Termiuus  „Charte" 
gewählt 
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Bechtflgedanken  ausgeht,  dafs  ursprüDglich  die  gmnse  Staatsgewalt 
beim  Ktfnig  rahe,  dem  Volke  jedoch  an  deren  Aasttbang  ein 
Anteil  zngettanden  werden  kOnne.  So  wird  dem  demokratiieben 
Prinsipe  snm  ersten  Haie  das  monarchische  Prinsip  gegenüber- 

g(  stellt  M,  ein  in  Hinsicht  auf  die  Möglichkeit  konstitutioneller 
BeHclirUiikiiii^^  des  Monarchen  v;)llig  neuer  Gedanke,  da  alle 
früheren  amerikanischen  und  europJtisrhen  Verfassungsurkunden 
anf  der,  absolate  Gültigkeit  für  alle  Staaten  bennsprucheuden, 
Theorie  von  der  dem  Volke  primftr  zustehenden  konstitoierenden 
Gewalt  beruhten.  Die  überragende  Stellang  des  Königs  anch  in 
der  Gesetsgebung  wird  dadurch  hervoigehoben ,  dals  ihm  allein 
die  Initiative  in  den  Oesetsen  ansteht').  Von  nicht  geringerer 
Bedeutung  aber  ist  es  femer,  dalii  die  Charte  englische  Ver- 
hältniHNC  snm  Vorbilde  nimmt.  War  bis  dahin  die  Wirkung  des 
repulikaniHfhen  Amerika  in  der  Verfassungsg'esetzgebung  nach- 
zuweisen, so  ist  es  nun  das  altk<ini;rlii  lic  England,  das  noch  in 
ganz  anderer  Weise  als  nach  der  JLebre  Montesquieus  al^ 
Urbild  des  Verfassungsstaates  erscheint  Im  Gefolge  der  Charte 
beginnt  die  schon  vorher  durch  B.  Constant  begründete  neuere 
franatisische  konstitutionelle  Theorie,  die  englische  Institutioaen 
in  franaOsischer  Beleuchtung  als  musteigttltig  hinstellt,  ihre  Pro- 
paganda, in  deren  Verlaufe  sie  tum  konstitutionellen  Naturrecht 
der  liberalen  Parteien  wird.  Von  besonderer  Bedeutung  ist  es, 
dafs  die  (  hurte  die  durch  die  M  o  n  t  e  s  u  i  e  u  '  sehe  Schablone 
und  die  amerikanistheu  Ideen  geforderte  Trennung  von  Parlament 
und  Ministerium  authebt,  sowie  daiis  sie  der  Krone  das  ßecht 
der  Auflösung  der  Deputiertenkammer  suerteilt')  und  damit  der 
Möglichkeit  einer  Parlamentsregiemng  nach  englischem  Mostsr 
den  Weg  bahnt. 


'l  \V1-  oben  S.  45o  f. 
Chartt'  t-onst.,  Art.        1  >i<-  Kammern  können  nur  um  Vorlage 
eines  Gesctzrs  petitionier»'!!.  .\rt.  lU. 

*)  Charte,  Art.  50.  l>ic  ersten  französischen  Verfassungen  bis  zum 
Senatn-konsult  vom  14.  Therniidor  des  Jahre.«  X  kannten  überhaupt 
kein  Auf lösnngsreeht  der  Kamnieru.  Dan  erste  Kaiserreich  legte  diese 
Jietutrnis  nicht  dem  Kaiser,  sondern  dem  Senat  bei.  Vgl.  Matter. 
La  tJi-solution  des  a^semblees  parlementaires,  Paris  1898,  p.  62  tt.  Eog- 
iisciiem  \  orhild  nachgeahmt  ist  auch  die  Pairakammer  der  Charte,  die 
wiederum  das  Vorbild  für  die  ersten  Kammern  vieler  anderer  Staaloi 
wurde. 
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Trotidem  die  nach  der  Julirevolutton  revidierte  Charte  sich 
in  den  OmndzOgen  an  die  bisherige  anschliefst  nnd  viele  Artikel 

SOS  ihr  unverändert  herlibemimmt ,  stellt  sie  sich  doch  auf  eine 
jranz  andere  Basis.  Sie  ist  nicht  mehr  einseitig'  vom  König  ge- 
p'ben,  sondern  eine  Vereinbarunjj;  zwischen  König  und  Parlament. 
Das  monarchische  Prinzip  ii^t  zwar  nicht  ausdrücklich  aufj-^egcben^ 
aber  Louis  Philipp  bezeiclmet  sich  nicht  mehr  als  König  von 
Gottes  Gnaden  nnd  heilst  KOnig  der  Franxosen,  nicht,  wie  die 
Bonrbonen,  von  Frankreich  nnd  Navarra«  Gemitfs  den  Terftnderten 
3lachtverhK]tnis8en  zwischen  Krone  nnd  Parlament,  dem  nunmehr 
such  die  Initiative  angestanden  ist,  verwandelt  sich  die  wtthrend 
der  Restauration  zeitweilig  verwirklichte  Möglichkeit  einer  parlamen- 
tarischen Regirrunfi:  in  eine  politische  Notw<'ndi^k<*it,  die  von  da 
au  als  Dogma  in  das  Programm  des  koustitutioaellea  Naturrechts 
angenommen  wird  *). 

Ober  den  ftr  das  fovnelle  Verfassnngsrecht  wichtigsten 
Pnnkt  schweigt  die  Charte  voUstttndig,  niUnlich  Uber  die  Formen 
(tkr  ihre  Abltndemng.  Damm  mnfs  der  Jnrist  den  Schlnfs  ziehen, 

dafs  sie  den  Unterschied  zwischen  einfachen  und  Verfassungs- 
i:es(V/.t-n  nicht  kennt,  also  auch  darin  sich  an  i-n^lisciie  An- 
schauungen auschliefst.  Ist  die  Verfassung  ein  (ieschenk  des 
Königs,  so  läüst  sich  auch  nicht  absehen,  weshalb  ihre  Änderung 
bestonderen  Garantien  unterliegen  sollte,  da  ja  bei  dem  Vorbehalt 
der  königlichen  Initiative  des  Königs  Wille  hinreichende  GewMhr 
difllr  bot,  dals  ihre  BestMadigkeit  nicht  von  dem  Willen  der  je- 
weUigen  KammermajoritMt  abhing.  In  der  Tat  wurden  noch  unter 
Lndwig  Xvili.  wichtige  VerfpissnngsSndernngen  auf  Vorschlag 
*ler  Regicnii»^  v<in  den  Kiiinmern  in  den  Formen  der  gewöhn- 
liehen  Gesetzgebung  bebchiossen 

')  Im  Jabre  18il0  erschien  in  dem  zur  B(>känipfung  des  persön- 
lichen Regimes  Karls  X.  gegründeten  Oppoaitionshlatt  „Le  National" 
der  berühmte  Artikel  des  jungen  TbierB,  (l<  r  hier  den  Satz  aufstellt: 
.Le  roi  r^gno,  lea  ministres  gouvernent,  les  thambres  jugenf",  und 
hierauf  das  Dogma  predigt:  „Des  que  h'  mal  ^rrnivfM-nfM-  comiiifMU'f .  !<' 
roi  oo  les  fhambrr»»  renvors«Mit  Ir  minister«'  <jui  goiivcrnc  mal  et  les 
charabres  otTront  leur  majorit»'  comme  liste  des  candidats.^  Vgl.  Du  ver- 
gier  de  Hauranne  X,  p.  '•V.i^'. 

*)  So  das  (iesetz  vom  9.  Juni  1,^24,  durch  welches  an  Stelle  der 
Psrtial-  die  Integralerneuerung  der  Deputiertenkammer  eingef&hrt 
wurde.  Dngnit-Monnier,  Gonst.,  p.  211  f. 

J«lliii«k,  Dm  Itooht  dM  inod«mMi  HtMtM.  I.  2.  Aufl.  33 
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Unter  dem  Einfloese  der  Charte  Ludwigs  XVIIl.  haben  sich 
die  meisten  Terfassungen  der  deutschen  Staaten  in  der  Epoche 
1814 — 1848  gebildet.   Namentlich  die  Konstitntionen  der  sQd- 

dcutschen  Staaten  ans  den  Jahren  1818 — 1820  haben  diesen  Ver- 

fassunf^styjuis  in  Deutsolilaud  heimistli  werden  lassen,  der  nach 
der  .lulirevolution  auih  von  nielir»'ren  der  gröfseren  mittel-  und 
norddeutschen  Staaten  akzeptiert  wii*d. 

Diese  Verfassungen  haben  die  Betonung  des  monarchischen 
Prinsipes,  das  Zweikammersystem  mit  einer  aristokratischen  ersten 
Kammer,  den  Vorbehalt  der  GesetiesinitiatiTe  fUr  die  Regierung, 
das  Recht  der  AnflOsung  der  Wahlkammer  dnreh  den  Monarchen 

und  den  Cirnndsatz  der  Miuisterv<*rant\v(»rtliclikeit  der  Charte  ent- 
lehnt, in  anderen  Pnnkten  aher  an  altstUndisrhe  einheimische  Ver- 
bältni(M>e  angekuü])t't ,  ho  dafs  sie  keineswegs  &h  unselbständige 
Kopien  der  (*harte  bezeichnet  werden  können.  Sie  kennen  ferner 
alle,  cum  Unterschiede  Ton  der  Chatte,  erschwerende  Formen  fllr 
die  VerfassungsKndemng,  so  dafs  sie  scharf  swischen  einfachen 
und  Verfassnngsgesetsen  scheiden.  Diese  Formen  beliehen  sich 
aber  simtlich  auf  die  Beratung  oder  Abstimmung  in  den  Kammern; 
von  VolkHabstimmungen  nach  amerikaniBch-franzOflischem  Mu»ter 
iHt  hei  ihnen,  als  dem  nionarchisrlion  Prinzip  direkt  wider- 
spreciiend ,  natUrlieh  keine  Kede.  Die  Verfassnngsurknnde  i^t 
ferner  iiäu%  nicht  einseitig  vom  Monarchen  erlassen,  sondern  luit 
den  alten  Ständen  Tereinbart,  woraus  sich  in  der  deutscheu 
staatsrechtlichen  Literatur  zur  Zeit  des  Deutschen  Bundes  die 
Unterscheidung  von  oktroyierten  und  paktierten*  Verfassungen 
herausbildet,  der  aber  bereits  die  Autoritäten  des  deutschen 
Bundesrechtes  keine  erhebliche  Bedeutung  beilegen^). 

Anfser  den  erwiiimten  deutschen  Verfassimgen  sind  da» 
niederliindische  Grondwet  vom  24.  August  1815,  die  polnisciie 
Verfassung  vom  25.  Dezember  1815,  die  ephemere  spanische 
Verfassung  vom  10.  April  1834  und  vor  allem  das  Statuto  Funda- 
mentale des  Königreichs  Sardinien,  das  späterhin  die  Verfassung 
des  Königreichs  Italien  wurde,  von  den  Grundgedanken  der 
Charte  beeinflufst.  Noch  das  österreichische  Grundgeseta  Uber 
die  Reichsvertretung  vom  26.  Februar  1861  zÄhlt,  durch  Ver- 
mittelung  der    ihm  zum   Vorbilde  dieueudeu  älteren  deut^cheu 

1)  Vgl.  H.  A.  Zachariae  I,  S.  286 f. 
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Yer&iBQiigeii ,  zu  den  unter  dem  Einflnls  der  Charte  stehenden 
Verfassangeu 

0.  Bald  nach  der  Revision  der  französischen  Charte  wird  die 
belgische  Verfassunji;  vom  7.  Februar  1831  von  der  konstituierenden 
Nationalversammlung  des  jungen  Staates  verkttndet.  Sie  steht 
unter  der  Einwirkung  sowohl  der  französischen  Verfassung  von 
1791  als  der  revidierten  Charte,  knüpft  aber  auch  an  lltere  ein* 
heimische  Institutionen  an.  Sie  mht  ansgesproehen  auf  dem 
demokratischen  Priniipe,  indem  sie  alle  Gewalt  von  der  Nation 
ausgehen  lll£it|  dem  KOnig  daher  nur  so  weit  Gewalt  zugesteht, 
als  sie  ihm  ausdrücklich  zur  Austlbnng  delegiert  ist*).  Trotzdem 
aber  ist  das  belgische  Königtum  mit  allen  wescutliclieu  monar- 
chischen Rechten  ausgestattet.  Politisch  allerdiugs  ist  das  l'arlanient 
nach  Lage  der  Sache  die  herrschende  Macht,  zumal  fUr  direkte 
Äulserungen  des  Volkswillens  in  dieser  Verfassung  kein  Baum  ist. 
Nicht  etwa  ans  dem  Buchstaben  der  Verfassung,  sondern  aus  den 
Juristisch  nicht  meisharen  realen  Machtverhftltnissen  der  beiden 
immittelbaren  Staatsorgane  folgt  die  Notwendigkeit  parlamen- 
tarischer Regierung.  Die  parlamelktarischen  Rechte  der  Kammern 
heztlglich  der  Finanzen,  der  Armee  und  der  Staatenverträge  sind 
viel  grö£ser   als   in   den   anderen   gleichzeitigen  Verlasäungen. 

>)  Trotz  aller  Einwirkung  fremder  Vorbilder  ist  die  österreichische 
y«rfaasnBg  ganz  eigenartig  gestaltet  Die  Februarirerfassung  bestand 
mir  aus  einem  Beiefasratsstatut  und  den  Landesordnungen ,  war  also 
nicht  ein  die  Grundlagen  des  gesamten  öffentlichen  Rechtes  zusammen» 
fassendes  Dokument  Aber  auch  die  Staatsgrundgesetze  von  1867 
weichen,  abgesehen  von  den  selbständig  gebliebenen  Landesordnungen, 
ganz  von  dem  Typus  der  Verf'aBsiin'jsurkunden  ab.  Nicht  ein,  sondern 
füüf  nebeneinanderstehende  Grundgrsetzc ,  zu  d(Mi>'n  um-h  das  Gvr*et2 
über  die  mit  I'!i;:rarn  gi'Tn»*in.sanH'n  Angclcgrnlicitiii  tritt,  biMfii  in 
ihrer  Ge^nitlK^it  die  Reiplisvcrfa-^un«;.  Diese  Art  dfr  \'ertassun<^s- 
ge9<  tz<x<'ljun^  ist  später  im  Frankrcifh  der  dritten  Kepublik  augewendet 
Hordrn.  L>ie  heutige  französische  Verfassung  ist  nicht  in  einem 
Instrumente  niedergelegt,  sondern  in  den  drei  konstitutionellen  Gesetzen 
von  1875.  Die  Franzosen  weisen  zwar  auf  die  Analogie  der  Ver- 
faiBungen  der  beiden  Kaiserreiche  hin,  die  durch  aufeinanderfolgende 
^enatnskoosulte  fortgebildet  wurden,  doch  hat  es  sich  da  immer  um 
Zuiitse  oder  Änderungen  hinsichtlich  einer  schon  bestehenden  Kon- 
stitution  gehandelt  Vgl.  Es  mein,  Droit  const.  p.  462  f. 

•)  Über  die^e  juri-tisch  belanglose  Delegation  vgl,  V  au  t  hier, 
Ha^:  Staatsrecht  des  Königreicius  Belgien  (in  Marquardsen^^  Hand- 
buch) S.  19  f.  Vgl.  ferner  Smcnd.  Die  pr^ufsi^che  VerfasBungsurkunde 
im  Vergleich  mit  der  belgischen,  1904,  6.  46  ti*. 
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AuCBerdem  enthält  die  Verfassmig  eiue  sehr  amfangreiehe  Er- 
klämng  der  Bechte,  die  in  der  franitfeiachen  Charte  nnd  den  ihr 
nachgebildeten  VerÜusnngen  anderer  Staaten  sich  nur  anf  einige 
wenige  Punkte  beschrankt. 

Diese  Verfassung  eines  neugebildeten,  kleinen,  neutralen 
iStaateH  löst  in  der  Popularität  die  französischen  \'ertassungen 
ab.  Sie  wird  das  Verfassungsideal  der  folgenden  Zeit.  Ihr  Vor- 
bild wirkt  namentlich  in  der  Epoche  1848 — 49.  Unter  ihrem 
Einflüsse  stehen  die  Nationalversammlungen  und  Beichstage  in 
Frankfurt,  Berlin  und  Wien-Kremsier,  die  sich  die  konstituierende 
Gewalt  anschreiben  und  Verfassungen  auf  Qrond  des  demokra- 
tischen Prinaipes  aussuarbeiten  versuchen.  Aber  auch  die  heutige 
Verfassung  Preufsens  vom  31.  Januar  1850,  die  österreichische 
Verfassung  vom  4.  MUrz  1849  und  die  in  Kraft  stehenden  Staats- 
grundgesetze vom  21.  Dezember  1S67,  die  ungarischen  Gesetze 
von  1848y  die  in  der  Epoche  seit  1848  erlassenen  oder  revidierten 
Grundgesetze  der  deutschen  Gliedstaaten,  ja  selbst  die  Verfassung 
des  Deutschen  Beiches  weisen  grtfdseren  oder  genng«ren  Jßinflnfs 
der  belgischen  Verfassung  auf.  Sie  hat  schlietslich  auch  auf 
Frankreich  surttckgewirkt,  da  die  parlamentarische  Bepublik  An- 
leihen bei  den  politischen  Gtedmnken  der  parlamentarischen 
Monarchie  suchen  mufste. 

7.  Audi  die  nordischen  Staaten  Schweden  und  DäntMuark 
haben  sich  in  ihren  Verfassungen  den  französisch  -  belgischen 
Typen  angeuHhert,  wenn  auch  beide,  namentlich  Schweden  be- 
deutende Besultate  eigener  Entwicklung  aufweisen,  ffingegen 
haben  die  neusuordnenden  Staaten  der  Balkanhalbinsal  sich  enger 
an  die  herkömmlichen  Verfassungsschablonan  angeschlossen.  Selb- 
stKndige  Wege  ist  die  schweizerische  Verfassungsgeschichte  im 
Bund  und  in  den  Kantonen  gewandelt.  Namentlich  die  In- 
stitutionen der  direkten  Volksgesetzgehung  sind  in  ihnen  in 
eigentümlicher  Weise  durchgebildet.   Doch  ist  auch  in  dieser  der 

Die  jetst  geltende  schwedische  Verfiusung  vom  22.  Jun!  186$ 

hat  mehr  als  jede  andere  bedeutende  Kiemente  altotändischen  Wesens 
bewahrt,  die  sich  z.  B.  in  der  eigentümlichen  Gestaltung  der  Sanktion, 

in  der  Steuerbewilligung,  in  dem  freien  Gesetzgebungsrecht  des  Königs 
auf  ökonomischem  Gebiete,  in  der  Kontrolle  der  Staatsleitung  durch 
den  Ecichstag  usw.  zciLreii.  Vtrl.  A  s  c  h  e  h  o  u  ,  Das  Staatsrecht  der 
Vereinigten  Künigrcichc  Schweden  und  Norwegen,  im  Handbuch  de» 
ötr.  Rechts,  namentlich  5».  Ui  ti.,  03  Ö'.,  lüö  ff. 
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Einflnb  mmertkaiiiKcher  vnd  frAnaOsiseher  Ideen  oftchweisbftr. 
Dab  die  föderalistiflche  Oestaltung  der  £idgenossen§chafl  von 
smerikanischen  Ideen  beeinflnfst  wurde,  zeigt  sieb  in  der  Oigani* 
eation  des  Stinderates,  in  dem  gleicbwie  im  amerikaniBcben 

Senat  jeder  Gliedstaat  (Kanton)  zwei  Stimmen  hat. 

Trotz  aller  liezeptiou  fremder  Rechtsgedanken  sind  jedoch 
alle  Verfassungen  nach  der  Eigenart  der  heimiBclien  Rechte  zu 
prüfen.  So  sind  die  preafsischc  und  österreichische  Verfassung, 
ungeachtet  der  Einwirkung  der  belgischen,  auf  demselben  Prinaipe 
aufgebaut  wie  die  ftlteren  deutschen  VerÜMSungen,  dem  der  Vor- 
herrBckaft  des  Honarchen«  Ebenso  ist  die  Verfassung  des  Deutschen 
Reielies  nach  ihrer  inneren  historischen  Entwicklung,  nicht  nach 
irgendwelchen  abstrakten  konstitutionellen  Naturrechtsideen  zn 
interpretieren.  Der  gescliichtliche  Tatbestand,  der  der  Einzel- 
TOrfassun^  zugrunde  liegt,  kann  selbst  durch  bewufste  Rezeptiuu 
fremden  Kechtefi  nicht  geändert  werden. 

II.    Die  Bedeutaug  der  \erlassuugeu  im  Rechte  der^ 

Gegenwart. 

Überblickt  man  nun  die  heutigen  Verfassungen,  so  ergibt 
sich  folgendes.  Die  Staaten  teilen  sich  in  solche  mit  und  ohne 
VerfassuQgsurkunde.  Die  ersteren  lassen  die  Vereisungen  ent- 
weder Tom  Volke,  sei  dies  die  Volksgemeinde  oder  die  Volks- 
vertretung, oder  vom  Fürsten  ausgehen  oder  stellen  sie  als 
Resultat  einer  Vereinbarung  beider  Staatsclemente  dar.  Die 
meisten  Verfassungen  kennen  ei^cliwerende  Formen  für  ihre  Ab- 
änderung. Diese  bestehen  bei  den  Verfassungen,  die  au^  der  Idee 
der  konstituierenden  Gewalt  des  Volkes  aufgebaut  sind,  entweder 
in  direkten  Volksabstimmungen  oder  in  Auf  lösun^Ver  Kammern 
and  nochmaliger  Befragung  der  Wähler,  Abstimmung  durch 
BeTisionskammem  und  Konvente.  Sonst  aber  sind^r  die  die 
Änderung  ^^^liefsend^  Kammern  ;  zahlreiche  aufserordentliche 
Formen  vorgeschrieben,  unter  denen  das  Erfordernis  einer  gröfseren 
als  der  einfachen  Majorität  in  mannigfaltigen  Kombinationen  eine 
bedeutende  Rolle  spielt.  Ferner  sind  wiederholte  Abstiminun;^en 
oder  Abstimmungen  in  mehreren  .luteiiiauderfftl^endeu  Legislaturen 
öfters  gebrauchte  v^£scliiwerun;.rsniittel  der  VerfassungsKnderung. 
Von  ganz  besonderer  Art  sind  die  Formen  für  die  Verfassungs- 
änderungen   im    Deutschen  Reiche,    die    im  Reichstage  mit 
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y,  ein&eber  Majorität  beschlossen  werden  können ,   während   sie  ii> 
I  dem  geheim  beratenden  und  beschlielsenden  Bundesrat  abgelehnt 
^sind,  wenn  vleraehn  Stimmen  gegen  die  geplante  Änderung  ab- 
VO  gegeben  werden.  W^rt  ond  Bedeutung  dieeer  Mittel  ist  in  jedem 
Einzelfalle  besonders  su  prüfen. 

Hingegen  kennt  ein»*  ZRld  von  Staaten  zwar  geschriebene  Ver- 
fassungeu,  aber  keine<^sch\veren3^  Formen  t'iir  ilue  Änderungen. 
Hierzu  zählen  Italien,  Spanien ,  sowie  einige  kleine  deutsche 
Staaten  >). 

Der  Begriff  des  Verfassungsgesetses  ist  gftnslich  fremd  den 
'^Staaten  mit  ungeschriebenen  Verfassungen ,  also  England  und 
cJ  Ungarn.   Aber  auch  in  diesen  Staaten  wird  gewissen  GesetMn 
eine  b^tbere  Bedeutung  beigelegt,  so  in  England  der  Bill  of  Rigbt» 

und  dern  Act  of  Settlement,  wie  denn  trotz  mangelnder  juristischer 
Merkmale  die  englische  Literatur  fortwährend  von  der  englischen 
Verfassung  und  ihrer  Geschichte  spricht. 

Was  aber  ist  Inhalt  der  Verfassung  in  jenen  Staaten,  die 
eine  Verfassungsurkunde  besitsen?  Im  allgemeinen  llüst  sieb 
darauf  antworten,  dafs  sie  die  Orun^U^  der  staatlieben  Oigaai- 
sation  und  Zuständigkeiten ,  sowie  die  Prinzipien  für  die  An- 
erkenmmg  d<>r  Rechte  der  Untertanen  enthilt. 
^^^^^^g^"^^^  11  ein  eine  feste  Grenze  der  Verfassungsgesetzgehung\ gegen- 
über der  einfachen  konnte  nicht  eiumal  die  mit  der  entschiedeneu 
Forderung  einer  solchen  hervortretende  naturrechtliche  Theorie 
sieben.  |  Noch  weniger  ist  das  der  verfassungsgebenden  Praxi» 
gelungen.  Man  braucht  blofs  einen  flflchtigen  Blick  auf  die  xahl- 
reichen,  seit  einem  Jahrhundert  entstandenen  Verfassungsurkunden 
zu  werfen,  um  das  zu  erkennen.  Viele  Verfassungen  enthalten 
kelneBwegs  das  ganze  Yerfassungsrecht  im  materiellen  Sinne'). 


>)  Sachsen-Meiningen,  Sachsen- Altenburg,  Anhalt,  Reafs  jfiogere 

Linie. 

-)  So  z.  B.  erwähnt  das  jetzt  geltende  revidierte  Giundgesetz  über 
die  Verfassnnir  von  Sachsen- Weimar  vom  15.  Oktober  1850  gar  nicht 
des  LiUl(le^<für8tetl  und  der  Dynantie:  die  \'erfas8ung  des  Herzogtums 
Anhalt  iM'stelit  nur  in  einer  Landschaftsordnung.  I>ie  badische  Ver- 
fa.-suiij.^  »  rwilliiit  iiiiht  der  Hegfutscluitt :  die  für  Osterreich  inid  Ungarn 
geltenden  Bcj^tiuniiungen  über  riinmiiiündigkeit  und  Regentschaft  ?ind 
nicht  publiziert.  Von  den  franzüäiüchen  Verfassungen  enthielt  die  Charte 
keine  Bestimmungen  fiber  die  Thronfolge,  die  heutigen  konstitutionellen 
Gesetze  hingegen  erwähnen  nicht  der  Orundrechte. 
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Feraer  tüid  in  der  einen  genaue  Bestimmnngen  Uber  die  Wahl- 
lechte  ni  den  Kammern  und  die  parlamentarlachen  Gl 
formMi  zu  finden,  die  in  anderen  in  einfache  Oeeetze  Terwieaen 
nndy  Dort  aind  die  RechtMätse  ttber  Erwerb  nnd  VerTuiT^l 
Staataangebffrigkeit  oder  die  «taatsrechtliche  Stellung  der  Oe- 
meimlen  genau  erörtert,  liier  sind  sie  mit  gänzlichem 
schweigen  Ubergangen;  bald  sind  eingehende  Bestimmungen  über 
dai»  Finanzwesen,  die  Organisation  der  Staatsbehörden,  den  Um-  ^  ••  ' 
fing  der  individuellen  Freiheitsrechte^^baii^n,  bald  nur  wenige 
allgemeine  Sätae  ttber  diese  Gegenstände.  'S^ichtige  und  un- 
wichtige Bestimmnngen  stehen  bUnifig  nebeneinander^),  während 
man  anderseits  tiefeingreifende  Regeln  über  die  staatliche  Oigani- 
sation  oft  in  einfachen  Gesetsen  an  suchen  hat  Grobe  Staaten 
haben  oft  sehr  kurze,  kleine,  sehr  umfangreiche  VerfassungB- 
Urkunden. 

iJiese  Unmöglichkeit,  durch  andere  als  ICnfserliche  Merkmale 
Verfassnngs*  und  einfache  Gesetzgebung  voneinander  zu  sondern, 
hat  in  neuerer  Zeit  in  dem^  |^rH^nin^glande  der  geschriebenen 
Verfassungen  zn  eiAntttatlchen  Konsequenzen  geführt,  jf  Aus 
Xilstrauen  gegen  die  Legislaturen  nnd  die  in  ihnen  herrschenden 
Majoritäten  ist  in  den  Gliedstaaten  der  Union  eine-groIiM  Zahl 
▼on  Gegenständen  der  einfachen  Gesetzgebung  (entzogen)  nnd  der 
VerfaH8ungsgesetzgebunjj|^^^^[^ew{eseT|  worden^^aninnn^ solche,  die 
in  Europa  überhaupt  nichf  ^durcli  (iesetz,  sondern  durch  Ver- 
ordnung geregelt  werden  würden  -|.  Infolgedessen  sind  die  Ver- 
fassungen mancher  Staaten  zu  Kleinen  (Gesetzbüchern  heran- 
gewachsen. Die  Entlastung  der  einfachen  Gesetzgebung  hat  sogar 
dahin  geftthrt,  dals  in  den  meisten  Staaten  die  jährliche  Sitxnngs- 
periode  der  Legislatur  abgeschafft  wurde,  so  dafs  sie  nunmehr 
nur  jedes  «weite  Jahr  zusammentritt.  Da  die  Verfassuugsgesets- 
g<'bung  sehr  erschwerenden  Formen  und  namentlich  der  Volks- 
abstimmung unterworfen  ist,  so  ist  sie  ein  bewährtes  Mittel,  um 


')  Man  denke  nur  an  die  Bestimmungen  der  Reichsverfassung  über 
die  Kontrolle  de«  Eisenbahntarifwesens  (Art.  45),  an  das  Schiichtverbot 
der  Sohweizerischen  bundesvorfasmmjr .  an  dm  Satz  clor  preufsiachen 
Verfassung  (Art.  '_'•'>),  daft?  der  Staat  d*'i\  kssclniliclirt'rn  ein  festes 
Einkommen  gewährleistet  usw.  Vgl.  auch  Lab  and,  Archiv  f.  öff. 
Recht  IX.  S.  274. 

Vgl.  B  r  j  c  e  ,  Amer.  Couimonw.  I,  p.  490  f.;  Oberholtzer, 

p.  44  tV. 
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(iesrtze  zu  stabilisiiToii  und  der  Willkür  ziif'}illi^«T  Majoritäten  zu 
entziehen ;  ^ucli  spielt  die  KUcksicht  auf  den  Kichter,  der  ein- 
fache^ aber  nicht  Verfaflsungsgesetse  (sofern  nie  nur  nicht  gegen 
die  UnionBverfaaenng  TerstofBen)  fllr  nichtig  erklären  kann,  eine 
gewisse  Rolle  in  diesem  Prosesse  der  Ausdehnung  der  Ver- 
fassangen^),  der  deutlich  beweist,  dafs  sich  ihm  praktisch  keine 
(Frenze  setsen  läfst. 

^^^[Jas  wesentliche  rechtliche  Merkmal  von  Verfa^ssungsgeseizen 
liep^  ausHcliliefslii  li  in  iiirer  erhöliten  formellen  Ciesetzeskraft  ■ ). 
Irgendwt'lclir  praktisciie  jiiristi>^cli<'  Hcdeutun^  kummt  den  Ver- 
fassungen in  den  Staaten ,  die  keinf  l)esonderen  erschwerenden 
Formen  fUr  deren  Feststellung  und  Abänderung  haben,  nicht  zu'). 
Daher  sind  jene  Staaten,  die  keine  formellen  Unterschiede  inner- 
halb ihrer  Gesetse  kenneui  viel  konsequenter,  wenn  sie  die  Zu- 
sammenfassung einer  Reihe  von  Gesetaesbestimmongen  unter  dem 
Namen  einer  Verfassungsnrkunde  ablehnen.  Auch  in  solchen 
Staaten  gibt  es  eine  Zahl  von  grundlegenden  Inntitutionen,  denen 
kraft  der  liiNtorischen,  politischen  und  sozialen  Verhältnisse  eine 
viel  i^röfsere  Festigkeit  zukonnnt  als  anderen.  Die  Stellung  der 
Krone  und  ihr  Verhältnis  zu  den  Kammern,  deren  Zusammen- 
setzung, die  Befugnisse  der  Minister  usw.  Hind  in  diesen  Staaten 
durchaus  keinem  gröfseren  Wechsel  unterworfen  als  in  denjenigen 
mit  formellen  Verfassungsgesetzen. 

Mit  Rücksicht  auf  Dasein  und  Fehlen  formeller  Verfimaungs- 
gesetze  hat  man  die  Verfassungen  in  materiellem  Sinne  in  starre 
und  biegsame  Verfassungen  eingeteilt*),  wobei  der  Grad  der 
Starrheit  mit  der  Scliwierijjkeit  wiic  iist,  den  verfa>-.ungsjiudernden 
Apparat  in  Beweguug  zu  betzeu.    Die  beiden  äuXsersten  Jiludeu 

»)  Vgl.  J  el  1  inek,  Recht  der  Minoritäten  S.  20.  X.  m. 

«)  Lab  and,  II,  S.  2:tö  und  Archiv  f.  ölf.  Recht  IX,  8.  273: 
Jellinek.  (lesetz  u.  Verordn.,  S.  262. 

Fiir  Italien  vprl.  M  a  n e  i  n  i  -  ( i  a  1  e o  1 1  i ,  Nonne  ed  usi  del  Parla- 
mente italiiiiM),  Knnia  Iss",  p.  1»;.')  ff. .  ferner  Hrusa,  Das  .'^taatsrei'hf 
des  Kiinijürreichs  Italien  lini  iiandijTuli  de.s  üff.  Kei-Iits),  der  S.  14  f. 
k»)n.statit  rt.  ilaiV  ilie  ^'ert'a.ssun^.•^u^k^lncle  auf  dem  gewr»hnlichen  Wege 
der  ( Te-etz-.'cl»ung  abgeändert  werden  kaim.  Allerdings  ptlegeu  aber  in 
Italien  vor  Verfassungsänderungen  allgemeine  Neuwahlen  stattzutiudeu. 
ohne  dafs  indes  eine  derartige  Befragung  der  Wühler  irgendwie  gesets- 
lieh  vorgeschrieben  wftre. 

Bryce,  I,  p.  H61,  ferner  derselbe,  Studies  in  Histoij  and  Juris- 
prudence,  Oxford,  1901,  II,  p.  145  ff. 
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beseiehnen  die  amerikanische  Unions-  und  die  englische  Ver- 
hmag.  Die  VeHastungsindening  in  der  Umon  ist  bo  schwierig, 
dils  im  19.  Jahrhundert  nnr  rier  Zusfttse  enr  VerfiMsang  an* 

Rommen  worden  sind*).  Srit  mehr  als  dreifsig  Jahren  hat 
kcin*'^  fler  zahlreichen  vortjesehiagenen  Amendements  Oesetzes- 
krafr  gewonnen.  Da  erhebt  sich  denn  die  Frage,  weh  lies 
System  das  bessere  ist,  das  der  starren  oder  der  bi^samen  Ver* 
fassnagen. 

Für  das  erste  System,  das  man  seiner  Entstehung  nach  ge- 
ndein  als  das  amerikanische  beseiehnen  kann,  l&bt  sich  an- 
fthren,  da(s  es  die  Dauerhaftigkeit  der  Verfassung  verbürgt  und 
drni  Minoritäten  Schnts  vor  rücksichtsloser  Herrschaft  der  absoluten 

Mehrheit  gewährt.  Von  grofser  praktischer  Bedentnng  sind  «m- 
schwerende  Formen  namentlich  dort,  wo  retardierende  Elemente 
im  Gesetzgebungsprozesse  entweder  fehlen  oder  wirkungslos  8ind. 
Monarchische  Staaten  mit  Zweikammersystem  bedürfen  ihrer 
weniger  als  Demokratien,  und  es  ist  beaeichnend  für  den  politischen 
Sinn  der  Amerikaner,  dafo  sie  trotz  ihrer  Senate  und  des  Vetos 
des  PrSsidenten  und  der  Gouverneure  noch  ein  ganzes  System  von 
Hemmungen  der  Verfassungsgesetzgebnng  ausgearbeitet  haben. 
Hiebet  ht  zu  bemerken,  dafs  die  demokratische  Institution  des 
Verfassungsreferendums  in  den  amerikanischen  Gliedstaaten  nnd 
•iie  entsprechende  Einrichtung  in  der  St  li\v»'i/,  nnd  ihren  Kantonen 
ebenfalls  hauptsHchlich  ein  retard icreudes  Element  ist.  Das  ub- 
stimmende  Volk  hat  scdchenfalls  ein*'  sanktionierende  Funktion 
aoszuttben,  und  deshalb  ist,  wie  beim  Monarchen,  das  Kecht  der 
Ablehnung  politisch  bedeutungsvoller  als  das  der  Zustimmung. 
Die  Erfahmng  hat  gelehrt,  dafiB  bei  direkter  Volksabstimmung 
viel  häufiger  Ablehnung  der  vorgeschlagenen  Oesetse  erfolgt  als 
die  Verweigerung  der  Sanktion  in  der  Monarchie 

Hingegen  hat  aber  auch  das  englische  System  der  bi(';:saiii('n 
Verfassung  seine  Vorteile,  indem  jederzeit  (dnie  Schwierigkeit  die 
Gesetzgebung  den  gegebenen  Verhältnissen  und  Bedürfnissen  au- 

1)  Im  ersten  Jahrhundert  des  Funktionierens  der  Unionsverfassuug 

fl789— 1H89)  sind  nicht  weniger  als  1786  Amendements  beantragt  worden. 

Von  diesen  haben  nur  sechzehn  Gesetzeskraft  gewonnen.  Davon  ent- 
fielen die  ersten  zehn  auf  die  erste  S<'ssion  des  Konp^resses  1780.  \'f,d. 
Arnos,  The  proposod  Amendments  tf»  tlif  Constitution  <»f  tlie  V.  St. 
«iuriiij;  thf  tirst  Century  of  its  history.  Auuual  Report  uf  thc  American 
hifltorical  Ahäociation  tor  the  ye&r  löU(>,  II,  p.  oU7  ti. 
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gepatst  werden  luuin.  Vor  allem,  weil  dieseB  STStem  offen  das 
anerkennen  kann,  was  aicli  gegen  alle  gesetsUchen  Hindemiaee 
Bahn  bricht :  die  Ausprägung  der  realen  Haehtverhlltnisae  Inden 

^^pgenseitigen  Beziehungen  der  obersten  Staatsorgane.  Seit  1688 
hat  Eiif^Iand  tiofg^reifeiKle  Änderungen  seiner  materiellen  Ver- 
fassuni:^  crfaliren ,  die  al>er  in  keinem  (Jesetze  ihren  Ausdruck 
gefunden  haben.  Die  parlamentarische  Kabinetsregierung  ist 
nicht  nur  nicht  durch  Gesetze  fixiert,  sondern  die  Gesetze,  welche 
ein  Kabinet  neben  dem  privj  eonneii  des  Königs  verbieten,  sind 
bis  heute  nicht  aufgehoben,  sie  sind  obsolet  geworden,  weil  die 
fortbildende  Kraft  des  konstitutionellen  Oewobnheitsrechtes  iu 
England  anerkannt  ist.  Daher  behaupten  die  Engllnder  mit 
Recht,  dafH  ihre  ungeschriebene  Verfassung,  die  sich  den 
wechselnden  politischen  und  sozialen  VrrhMltnissen  fortwährend 
anpafst,  stets  wirklich  geübtes  Recht  sei,  wilhrend  bei  geschriebener 
Verfassung,  je  starrer  sie  ist,  ein  desto  griifserer  Abstand  zwischen 
tatsttchlicher  Rechtstlbung  und  totem  Gesetsesbuchstaben  mög- 
lich sei. 

Das  eine  ist  jedenfiUls  richtig,  dafs  auch  geschriebene,  starre 
Verfassungen  nicht  hindern  können,  dafs  sich  neben  ihnen  oder 
gegen  sie  ein  ungeschriebenes  Verfassungsreeht  entwickelt,  so 

tlafs  auch  in  solchen  Staaten  neben  der  formellen  Verfassunjj: 
rein  materielle  Verfassunj^srechtssÄtze  sich  bilden.  Das  möge  an 
folgenden  Beispielen  nachgewiesen  werden. 

Im  Deutschen  Reiche  b(»steht  der  Bundesrat  aus  den  Ver- 
tretern der  Mitglieder  des  Bundes.  Nur  Bundesglieder  haben  das 
Becht,  Vorschllge  daselbst  su  machen.  Der  deutsche  Kaiser  ist 
als  solcher  nicht  Bundesg^ied,  sondern  der  König  von  PreuÜMB. 
Der  Reichskansler,  wenn  er  nicht  sugleich  preufsischer  BevoU- 
mltchtigter  ist,  kann  nach  dem  Wortlaut*  der  Reichsverfassung 
keinen  Antra«^  einbringen.  Nun  aber  ist  das  preufsische  Ministerium 
gar  nicht  in  der  Lage,  einen  grofsen  Teil  der  das  Reich  be- 
tretl'enden  Vorlagen  ausarbeiten  zu  lassen;  vielmehr  sind  es  die 
dem  Reichskauzier  unterstehenden  Reichsbehörden «  die  dazu  be- 
stimmt sind.  Daher  wird  ein  grofser  Teil  der  vom  Prilsidium 
ausgehenden  Antrüge  im  Namen  des  Kaisers  durch  den  Reichs- 
kanzler an  den  Bundesrat  gebracht,  und  awar  überwiegt  die  Zahl 
der  kaiserlichen  Anträge  weitaus  die  der  preufsischen.  Dadurch 
allein  ist  aucli  die  Selbständigkeit  sowohl  der  preufsischen  als 
der   Reiclisregierung   gewahrt.     Damit    hat    aber    die  Rttichs- 
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nrÜMung  eine  bedentMme  Änderang  erfahren,  ohne  dale  ihr 
Text  einen  Zosats  erhalten  hatte 

In  den  Vereinigten  Staaten  ist  das  Prinzip  der  Gewalten- 
teilung  derart  durchgefüthrt,  dafs  kein  StaatssekretHr  den  Sitzungen 

des  Kongresses  beiwolmcn  darf.  Jeder  offizielle  Verkehr  zwischen 
Kongr»*fs  und  Regierung  ist  damit  unmöglich  gemacht.  Die 
schweren  Nachteile  eines  solchen  Verhältnisses  liegen  auf  der 
Hand.  Die  Kegiernng,  im  Besitze  umfassender  Kenntnis  der  sn 
regelnden  Angelegenheiten,  ist  offisiell  gar  nicht  in  der  Lage, 
lieh  flher  sie  anasnspreehen.  Da  hat  sich  aher  die  Praxis  der 
«findigen  parlamentarischen  Komitees  heransgehildet,  deren  jedes 
emem  Departement  der  Begiernng  entspricht.  Durch  die  PriU 
«denten  dieser  Komitees  verkehren  nun  die  StantssekretRre  tat- 
^Ichlich  mit  dem  Kongrefs,  bringen  durcli  sie  (iesetze  ein,  so 
dafs  die  von  der  Verfassung  abgelehnte  \'erbindung  zwischen 
Kongrefh  und  Regierang  dennoch  hergestellt  ist,  worin  zweifellos 
eine  Verfassungsänderung  liegt').  So  hat  denn  auch  die  starrste 
Verfiusnng  nicht  die  Bildung  neuer  materieller  Verfassnngs- 
rechtssätae  hindern  ktfnnen:  dem  angeftlhrten  Beispiele  könnten 
noch  viele  weitere  angereiht  werden'). 

Ein  sehr  hftufiger  Fall  der  VerfassungsKndernug  bei  starrer 
Verfassung  findet  aber  statt  auf  dem  Wege  der  einfaclien  Gesetze 
oder  Bescl)liisH(».  Wo,  wie  in  den  meisten  Stanten,  ein  ricliter- 
liches  Prlifuugsrecht  der  Gesetze  auf  ihre  materielle  Überein- 
stimmung mit  der  Verfassung  nicht  existiert,  da  ist,  was  immer 
auch  die  juristische  Theorie  behaupten  möge,  keine  Garantie  ge* 
gehen  daftr,  daCs  einfache  Gesetae  nicht  im  Widerspruch  mit  dem 


»)  Vgl.  G.  Meyer,  8.  4.%,  N.  11:  11  uenel,  Studien  II,  S.  42; 
R.  Fischer,  Das  Recht  des  deutschen  Kaiaerss,  1695,  S.  50.  Die  gegen- 
teilige, namenflidi  yoo  v.  S  ey  d  e  1  vertretene  Ansicht  wird,  wie  0.  H  e  y  e  r 
treffend  hervorheht,  den  faktischen  Verhältnissen  nicht  gerecht.  Die 
grofse  praktische  Bedeutung  der  kaiserlichen  Initiative  hat,  trots  Ah- 
lehnnng  ihrer  formal^juristischen  Existens,  auch  La  band,  Die  Wand- 
lungen  der  deutschen  Reichsverfkssung,  1895, 8. 19  f.,  eingehend  begrfindet 

«)  Bontmy,  Stüdes  p.  150f ;  Bryce,  I.  104.  Woodrow  Wilson, 
Congressional  Government,  A  study  in  American  Poütics,  13^  ed. 
Boston  1898  p.  114  ff.,  262  ff. 

3)  Für  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  vgl.  Bryce,  1, 
p.  859 — 399,  der  drei  Wffrf  der  Andnnii^  ihr  Vcrfassun-.'  nachwfi«t: 
Amendement,  Interpretation  und  Konstruktion  durch  die  Staatsgewalten 
und  durch  Gewohnheitsrecht. 
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VerfiiSBiiiigBrechte  die  VerfSaseung  rechtsgültig  abändern.  Daflir 
lassen  sieh  sahireiche  Beispiele  ans  den  yerschiedensten  Staaten 
anfuhren.  Ans  dem  Deutsehen  Beiehe  m<%e  statt  aller  anderen 
Beispiele^)  auf  die  sog.  Frankensteinsehe  Klausel  hingewieeeii 

werden ,  durch  welche  da«  Institut  der  Matrikularbt'iträge  im 
Widerspruch  zu  Art.  70  der  Keichsverfassung  zu  einer  dauernden 
Institution  erhohen  und  im  Widerspruch  zu  Art.  88  der  Ertrag 
der  betreffenden  Abgaben  nach  Abzug  von  130  Millionen  Mark 
den  Einzelstaaten  zugewiesen  wurde').  Keine  Gewähr  besteht 
dafür,  dab  bei  solchen  materiell  TerfSMsungsftndernden  Ck^tsen 
die  Formen  der  Verfassnngsftndemng  eingehalten  werden.  Für 
die  Ablinderung  solcher  abUndemder  €ks6tse  kann  nicht  einmal 
in  der  Theorie  die  Befolgung  des  Wegs  der  Verfassungsänderung 
gefordert  worden®). 

Nicht  nur  durch  (iesetze,  aucli  durch  eiufailie  parlauieutarische 
BeschlUhse  können  VerfasBungBUnderungen  bewirkt  werden.  Bei 
biegsamer  Verfassung,  wo  die  Kompetenzen  der  Staatsorgane 
nicht  klar  umschrieben  sind,  kann  in  groCsem  Umfang  auf  dem 
Wege  der  parlamentarischen  OesehSftsordnung  neues  Beeht  ge- 
schaffen werden.  Durch  Standing  Orders  und  Besolutionen  des 
englischen  Unterhauses  sind  höchst  bedeutsame  Änderungen  in 
der  Stellung  dieses  Hauses  zu  den  Lords  bewirkt,  ist  häufig:  das 
Wahlrecht  geregelt,  ist  die  Wiihlbarkeit  der  Richter  ausgeschlossen 
worden*).  Aber  auch  bei  starrer  Verfassung  ist,  wenn  auch  in 
engeren  Grenzen,  Schaffung  von  Recht  praeter  und  contra  legem 
fundamentalem  durch  Geschäftsordnung  einer  Kammer  möglich. 
So  weifs  die  preuTsische  Verfassung  nichts  von  einem  Verfasaungseid 
der  Kammermitglteder,  die  OeschXftsordnung  des  prenfsischen 
Abgeordnetenhauses  hingegen  erklllrt,  dafs  die  Weigerung  der 
Ableistung  des  Eides  auf  die  Verfassung  die  Befugnis  ausschliefst, 
einen  Sitz  im  Hause  einzunehmen '^j.     Die  Geschäftsordnungen 


*)  Zahlreiche  angeführt  von  La  band  II,  S.  36. 

•)  Vgl  Haenel,  StH,  I,  S.  G.  Meyer,  Lehrbuch  de-»  deut- 
schen Verwaltungsrecht!^.  2.  Aufl.  II.  1894.  S.  89«,  N.  S:  L  a  b  a  im!  . 
WandhiTifren  S.  2B  ff.  Das  vorfassuii^Händenide  Gesetz  vom  14.  Män 
1904  hat  iiuninclu  <li«'s»'n  Widerspruch  beseitigt. 

''l  V-1.  Labaii.l  II.  S.  H7. 

*)  V«'!.  Mav,    rrcatis,.  on  tlu-  Law  of  Parliament,  10 ed.  l^i. 
p.  ö.')Of. ;  Hatschok,  Engl.  Staatsr.,  I,  p.  366  C 
")  G.O.  V.  10.  Mai  1876  §  e. 
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beider  Häuser  des  (toterreichischen  Beicfasrates  berauben  ohne  ge- 
MtiUelie  Enniclitigiing  ihre  Vorsitsenden  des  Stimmrechtes^). 
Da  es  in  diesen  FMllen  kein  Bechtsmittel  gibt,  um  die  verfassnngs- 
Olingen  Vorsehriften  znr  Geltung  zn  bringen,  so  schaffen  sie  ftlr 

die  Dauer  der  Geltung  derartiger  Normen  einen  ähnlichen  Zu- 
stand wie  ein  verfassungsänderndes,  aber  *)hn«'  die  Formen  der 
Veriasöungsäaderung  zustande  gekommenes  Gesetz. 


M  a.O.  für  das  Abgeordnetenhaus  v.  2.  Mftrz  1875  §  64,  O.O.  für 
da»  Herrenhaus  y.  25.  Januar  1876  §  53. 
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I.  Allgemeiiie  Erörterungen. 

Jeder  VerbaDd  bedarf  eines  einheitlichen  Willens.  Dieser 
"Wille  kann  kein  anderer  als  der  menschlicher  Individuen  seia. 
Ein  Individnnm,  dessen  Wille  als  VerbandswiUe  gilt,  ist,  soweit 
diese  Beaiehungen  anf  den  Verband  reichen,  als  Willenswerkaeng 
des  Verbandes,  als  Verbandsorgan  su  betrachten. 

Die  Vorstellung,  dafs  die  Handlun>;en  einzelner  Menschen 
nicht  nur  als  solche,  sondern  zup^leich  auch  als  Handitingen  eines 
Verbandes  gelten,  «lein  si«-  au^^dKiren ,  entsprinjift  durelmus  nicht 
4M-st  der  ReHt'xi(»u  des  juristiscli  n^esehulten  l>eiikt'ns  höherer 
Kultur.>>tiifen.  Sie  gehört  im  Gegenteil  bereits  den  naiven  sozialeu 
Begriffen  der  Naturvölker  an.  und  heute  noch  ist  in  Nachwirkung 
primitiver  Ideen  das  populäre  Denken  tief  von  ihr  beeinffoTst. 
Ursprünglich  gilt  jede  nach  anfsen  hin  wirkende  Handlung  de« 
Mitgliedes  einer  sozialen  Gruppe  als  Handlung  der  Gruppe 
selbst.  Fttr  die  Missetat  des  einzelnen  haftet  daher  die  Familie, 
die  Sippe,  der  Stamm  derart,  dafs  das  Delikt  der  Gesamtheit 
zugerechnet  wird.  Nicht  minder  erschciut  i»j  primitiven  relij;i<iseii 
Vorstellungen  dei'  religi<^s<»  Verband  als  eine  Einheit  {gegenüber 
den  Göttern,  die  ihm  als  solchem  Segen  und  Ünsegen  bringen, 
die  Sunden  der  Väter  an  den  Kindern  heimsuchend ,  die  Taten 
einzelner  dem  ganzen  Volke  zur  Last  legend.  Am  längsten  hat 
diese  primitive  Vorstellung  in  den  feindlichen  Beziehungen  der 
Kulturvölker  sich  erhalten.  Trotz  aller  Milderung  des  Rechtes 
und  der  Sitte  ist  doch  auch  heute  noch  der  Krieg  im  Grunde 
eine  Form  der  Gesamthat'tung  der  einzelnen.  In  den  An* 
«cbauuugeu  des  tilglichen  Leben»  aber  spielt  die  primitive  Vor- 
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stellong  der  Geflamthandltuig  sonaler  Gruppen  darch  ihre  Glieder 
noch  eine  nngeheoere  RoUe.  Familien,  StHrnme,  Nationen,  Kon- 
fenionen,  Stünde,  Bemfe,  Volksklaesen  weiden  von  vielen  für 

die  Handlnng^n  ihrer  Mitglieder  unmittelbar  haftbar  gemacht. 
Streni?  individualisierende  Beurteiluug  menscblichea  Tudb  iät  stets 
nur  die  Sache  Weniger  gewesen. 

Diesen  historisch- psychologischen  Tatbestand  mufs  mau  sich 
vor  Angen  halten,  um  einausehen,  dafs  man  sich  mit  der  Vor- 
stellnog  von  Verhandsorganen  in  keiner  Weise  hereits  anf  das 
Gehiet  juristischer  Fiktionen,  ja  ttherhanpt  nicht  der  Jurisprudenz 
begeben  hat.  Die  Vorstellung  einer  Gruppen tätigkeit  des  einselnen, 
die  ja  der  von  der  Verbandstätigkeit  zugrunde  Hegt,  geht  viel- 
mehr aller  Jurisprudenz  voran.  Die  kollektivistische  Seite  der 
niensihiichen  ÜHudhingen  wird  ilberall  früher  erkannt  als  die  in- 
dividualistische. «Je  niedriger  die  Kulturzu.stliude  einer  Epoche 
sind,  je  mehr  die  Gruppe  von  anüsen  bedroht,  je  mehr  gemein* 
same  Tat  notwendig  ist,  um  den  einzelnen  zu  schätzen  und  zu 
erhalten,  desto  mehr  fhhlt  sich  das  Individuum  seihst  unmittelbar 
uor  als  Gmppenmitglied  und  beansprucht  daher  für  sich  auch 
nur  gliedschafUiche  Rechte.  Es  ist  allemal  das  Ergebnis  der 
tiefstgreifenden  Revolution,  wenn  das  Individuum  sich  der  Gruppe 
bewufst  als  gleichberechtigte  uud  von  ihr  anzucrkt-nnende  Macht 
gegenüberstellt.  Die  Synthese  also,  welche  wir  heute  in  der  Er- 
kenntnis des  Daseins  von  Verbandseinheiten  vollziehen,  ruht  nicht 
nur  in  der  wissenschaftlichen  Überlegung,  sondern  auch  auf  der 
ursprünglichen  Ansgestaltung  des  menschlichen  Bewnfstseins,  so- 
weit wir  es  wenigstens  geschichtlich  nach  rOckwJtrts  verfolgen 
k(fnnen. 

Fortschreitende  Entwicklung  der  rechtlichen  und  ]>oliti8chen 

Vorstellungen  lehrt  aber  notwendigerweise  zwischen  individueller 
und  VerbandstiitigUeit  scheiden.  Der  einzelne  als  ^oiciier  wird 
immer  mehr  mit  individuellem  Kechte  aus;:estattet  und  damit 
individueller  VerantworUichkeit  unterworfen      Neben  dieser  sich 

^  Interessant  ist  es  namentlich,  die  Sonderuog  der  strafrechtlichen 

Individual-  von  der  Kollektivv<'rantwortiichkeit  zu  verfoljxen.  S<i  die 
Teilung  des  Wergeides  bei  einigen  germanischen  Stämmen  in  Erbsühue 
und  Magsühne,  die  erstere  von  dem  Täter  aufzubringen  und  der 
Familie  des  Getöteten  zufallend,  die  letztere  von  der  Sippe  an  die 
Magen  des  Verstorbenen  zu  zahlen.  VgL  Schröder,  Kechtsgeschichte, 
&  80. 
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also  bildenden  individnelleu  TätigkeitsspliKre  bleibt  aber  bei 
oii^nisierten  Gruppen  stets  nocb  ein  Handlnng^biet  des  Ver- 
bandes selbst  besteben;  es  gelingt  niemals,  ein  ansscblieCilieb 

individuelles  Handeln  in  der  TKti^keit  der  Mitglieder  zu  gestatten, 

ohne  (Ion  Verband  selbst  zu  zfisprongen.  Denn  das  Dasein  eines 
unmittelbar  auf  den  Verbami  bez<»<,'eiien .  dem  Verbände  selbst 
zurechenbaren  menschlichen  Willens  ii»t  ein  wesentliches  Merkmal 
des  Verbandes  selbst. 

Da,  wo  in  frQher  Zeit  oder  anf  frttber  Knltnrstnfe  oi^ganisierte 
Gruppen ,  also  Verbände  in  unserem  Sinne  angetroffen  werden, 

da  ist  der  Vorgang  der  Organisierung  anftinglich  stets  ein  rein 
tatsUchlicher.  Dafs  zuvrmlerst  eine  Organisationsordnnn^  fest- 
setzt und  erst  auf  (Trund  «licser  die  Ortjcane  bestellt  werden, 
mit  einem  Worte:  die  Erhebung  der  Organisation  zu  einem  Kechts- 
vorgang,  findet  man  erst  bei  verhältnismärsig  entwickelter  Rechts- 
ordnung, wenn  auch  die  durcb  persönliche  Vorzttge  oder  die  Sitte 
zu  Organen  erhobenen  Personen,  kraft  der  Bechtswirkung  des 
Tatsttchlichen,  selbst  dem  primitiven  Rechtsbewufstsein  als  recht- 
mäfsige  Besitzer  ihrer  Stellung  erscheinen  mögen.  Der  oft  gehörte 
Satz,  dafs  niemals  ein  staatsloser  Zustand  unter  Menschen  an- 
gctroften  worden  sei,  hat  seinen  Wahrheitsgehalt  darin,  dafs 
M enseheu  stets  in.  wenn  auch  noch  so  lose  organisierten,  sosialeu 
Gruppen  elistiert  haben. 

Solche  Organisation  ist  aber  bereits  eine  untermenschliche 
Erscheinung,  bei  einer  ganzen  Zahl  hoher  entwickelter  Tiere 
wahrnehmbar.    Herdentiere  aus  der  Klasse  der  Sftugetiere  leben 

nicht  nur,  wie  die  nur  von  Instinkten  beherrschten,  vielfach  in 
psychnldgiseher  Hinsicht  überscbHtzten  geselligen  Insekten,  in  (Je- 
mein>chaft.  sondi-rn  IdliK'ii  organi>ierte  Gruppen.  S(»  sehildrrt 
z.  B.  Brehm  das  soziale  Leben  der  Aft'en  folgendermafsen : 
„Das  stHrkste  oder  Älteste,  also  befhliigtste  mltnnliche  Mitglied 
einer  Herde  schwingt  sich  zum  Zugführer  oder  Leitaffen  auf. 
Diese  Wttrde  wird  ihm  nicht  durch  das  allgemeine  Stimmrecht 
Übertragen,  sondern  erst  nach  sehr  hartnückigem  Kampfe  und 
Streite  mit  anderen  Bewerbern,  d.  h.  mit  sftmtlichen  tibrigen  alten 
MHnnem  zuerteilt  .  ,  .  ,  Daftlr  sorgt  er  auch  treulich  ftlr  die 
JSicherheit  seiner  Bande  und  ist  deshalb  in  bestUndiger  Uinnlie, 
Nach  allen  Seiten  hin  sendet  er  seine  Blicke,  keinem  Wesen  traut 
er,  und  so  entdeckt  er  auch  fast  immer  rechtzeitig  eine  etwaige 
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Gefahr/  ^)  Das  AaftteHen  von  Wachen,  die  gegebenenfalls 
Wanmngsaignale  anmtofsen,  findet  sich  bei  einer  grofsen  Zahl 
iokher  Herdentiere. 

Die  mannigtaltigen  Formen  flor  primitiven  Orfiranisatiouen  in 
der  Familie  und  im  Stamme  haben  zwar  alle  ilire  Gelegenheits- 
ursaciien  gehabt,  die  heute  nicht  mehr  festzustellea  sind:  können 
wir  doch  z.  B.  nicht  einmal  den  Aoteil  konstatieren,  den  Aber- 
glauben Terschiedenster  Art  an  der  frühesten  Gestaltung  sozialer 
Verhiltnisse  gehabt  hat.  Sobald  aber  eine  Oiganisationsform  sieh 
einmal  dauernd  festgesetzt  hat,  erlangt  sie  im  Bewnfstsein  der 
Verbandsmitglieder  anch  den  Charakter  einer  normalen,  zn  Recht 
bestehenden  Organisation.  Der  ursprünglich  rein  tatsiU-hliche 
Charakter  der  Organi>ation  zeigt  sich  auch  lieute  noch  bei 
iStaatsumwiilzungen  oder  in  Fallen,  t'ilr  welche  verfassungsmUfsig 
nichts  bestimmt  ist  (z.  13.  Berufung  einer  Regentschaft,  ohne 
dais  sie  gesetzlich  roigeseben  ist,  oder  beim  Mangel  der  gesetzlich 
berufenen  Personen,  Aussterben  einer  Dynastie,  bevor  eine  neue 
berufen  wurde,  Wegfall  aller  zur  Präsidentschaft  berechtigten 
Peisonen,  ohne  dafs  TerfassnngsmXfsig  eine  Neuwahl  während  der 
Präsiden tschaftsperiode  zulässig  ist).  In  beiden  Fällen  findet  ent- 
weder im  Gegensatz  zum  Kocht  oder  ohne  eine  Rechtsnorm  eine 
neue  Organisation  oder  Berufung  eines  neuen  Organs  durch  «'ine 
verfassungsmiifsig  nicht  legitimierte  Macht  statt,  an  welche  später 
die  Rechtsordnung  von  neuem  anknüpfen  kann. 

Bei  entwickelter  Kultur  wird  allerdings,  die  erwähnten  Aus- 
nahmefUle  abgerechnet,  regelmäßig  der  tatsächliche  Vorgang  der 
Oi^nisation  unlöslich  mit  Rechtsnormen  verknüpft  sein,  derart, 

dafs  die  Berufung  des  einzelnen  zur  Orgaiistelhmg  nur  auf  Grund 
^in<'r  rechtlichen  lierufungsordnung  crffdgeu  kann.  Ferner  werden 
auch  die  Zustilndigkeit  der  Orgaue  und  der  Weg,  auf  dem  ihr 
Will«^  sich  äufsert,  die  Bedingungen,  unter  denen  er  Rechtsgültig- 
keit  beanspruchen  kann,  durch  Kechtssätze  festgestellt  werden 
mttssen.  Unter  allen  Umständen  ist  eine  Rechtsordnung  dort 
notwendig,  wo  mehrere  Organe  zusammenwirken,  und  bei  kolle- 
gialisch  gestalteten  Organen,  wo  der  Organwille  erst  durch  einen 


')  Thierlcben,  M.  Aufl.  1,  S.  47.  Vgl.  auch  Darwin,  Abstammung 
(I  s  Mensehen,  I,  S.  d6ff.;  Ziegler,  NatarwiFsenschaft  u.  socialdem. 
Theorie,  S.  182  ff. 

Jellin«k«  Dm  K*cht  U«8  modernen  bt4i*te«.  I.  i.  Aufl.  34 
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jamtiscben  ProzeCB  aus  den  Aktionen  einer  Vielheit  individueller 
Willen  gewonnen  werden  mnfs. 

Dafo  trotsdem  faktische  nnd  rechtliche  Organisation  auch 
nnter  der  Herrschaft  staatlich  entwickelter  Znstilnde  möglicher- 
weise auseinanderfallen  können,  beweisen  verbotene  Vereine  und 
Vcrl)iiii«lo  zu  di'likti.-clKMi  Zw«'c'kt'ii ,  ilie  auch  eiue  oft  sehr  ver- 
wickelte, über  Kelbätverbtäudlkh  des  Kecht^barakters  eutbehreude 
Organisation  aufweisen. 

Mit  den  Organen  des  umfassendsten  und  ausgebildetsten  Ver- 
bandes, denen  des  Staates,  werden  wir  uns  im  folgenden  in  erster 
Unie  sn  beschKftigen  haben. 

IL  Die  Arten  der  Staatsorpine. 

bclion  aus  dem  Wesen  des  Staates  als  eines  einheitlichen 
organisierten  Verbandes  folgt  notwendig  das  Dasein  von  Staats- 
organen. £in  Staat  ohne  Organe  ist  eine  nnvollsiehbare  Vor- 
•tellnng,  g^eichbedentend  mit  der  Anarchie,  daher  eine  contra* 
dieUo  in  adiecto. 

Der  moderne  Staat  weist  eine  Fttlle  von  Organen  anf.  Sie 
zu  ordnen  nnd  auf  feste  Typen  zurückzufuhren,  ist  unAbweisiiches 
wissensciiaftliches  Bedürfnis. 

1.   Die  unm  it  telbareu  Organe. 

1.  In  jedem  Staate  sind  notwendig  unmittelbare  Oigane 
vorhanden,  deren  Dasein  die  Form  des  Verbandes  konstituiert, 
deren  Wegfall  entweder  den  Staat  vOllig  desoiganisieren  oder 
von  Grund  ans  nmwälien  würde').  Solche  Organe  heifsen  un- 
mittelbare ,  weil  ihre  Organstellung  unmittelbar  durch  die  Ver- 
fassun;^  des  Verbandes  selbst  gegeben  ist,  d.  b.  wie  immer  sie 
auch  bestellt  werden,  es  ist  niemand  da,  dem  sie  kraft  ihrer 
OrgamiualitHt  verpflichtet  sind,  als  unmittelbar  dem  Staate  selbst. 
Da  ihre  Stellung  unmittelbar  in  der  Organisation  des  Verbandes 
selbst  wunselt,  so  kann  der  Verband  nur  durch  sie  ttttig  werden'). 

')  Vgl.  Gesetz  und  Verordnung  8.  20^»  tV.  Anders  faf^tOierke  ia 
Schmollers  Jalirljuch,  VII.  S.  1142  den  Begriti  di's  unmittelbaren  Organe?, 
unter  «lem  er  ein  solehe?'  verstellt,  das  keinem  anderen  Organe  unter- 
geben und  verantwortlich  ist.  Allein  auch  verantwortliche  Organe 
können  unmittelbare  Orirane  sein,  wie  z,  B.  die  einzelnen  Kammer- 
mitglieder und  die  rcpublikanisclu'n  Staatshäupter  beweisen. 

«)  Vgl.  Gesetz  u.  Verordn.,  8.  207  ff. 
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Unmittelbare  Oigane  kennen  Individuen  sein;  es  kann  ein 
einaig«r  Meufich  die  ganze  Staatsmacht  in  sich,  mit  Ansschlufe 
jeder  anderen  Person,  vereinigen.  Die  absolute  Monarchie  ist  der 
Tjpus  des  Staates  mit  einem  einsigen  unmittelbaren  Organe. 
Es  können  aber  auch  Kollegien  physischer  Personen  ein  un* 
mittelbares  Organ  bilden,  so  dafs  ihm  dieselbe  (»ewalt  zusteht  wie 
dem  absoluten  Monarchen,  was  in  allen  Formen  der  einfachen 
Republik,  von  der  Uerrschaft  einer  kleinen  Minderheit  bis  zur 
absoluten  Demokratie,  der  Fall  ist.  Ferner  sind  unmittelbare 
kollegialische  Organe  alle  parlamentarischen  Kammern  Die  Mit- 
glieder solcher  Kollegien  haben  ebenfalls  Organeharakter;  sie  sind 
in  dieser  Eigenschaft  Teiloigane.  Es  ktfnnen  endlich  auch  Ver- 
binde den  Charakter  unmittelbarer  Organe  besitsen.  Der  wicbtigste 
hierher  gehörige  Fall  ist  der  des  Bundesstaates,  in  dem  die  ihn 
bildenden  Einzelstaaten  zugleich  Organe  des  Gesamtstaates  sind. 

Unmittelbare  Organe  entstehen  entweder  dadurch,  dafs  die 
Rechtsordnung  an  juristische  Tatsachen  direkt  die  Organqualität 
anknüpft,  so  die  des  Monarchen  an  die  Abstammung  von  einer 
bestimmten  Person,  die  Stellung  in  der  Suksessionsordnung  und 
den  Wegfall  des  letzten  Throninhabers ,  die  des  stimmfifthigen 
Mitgliedes  der  demokratischen  Yolksgemeinde  an  Staatsangehörig- 
keit, mllnnliebes  Geschlecht,  bestimmtes  Alter  und  andere  ver- 
fiutsnngnnäfirige  Bedingungen,  oder  dafs  ein  besonderer,  auf  die 
Erzeugung  des  Organes  gerichteter  juristischer  und  daher  recht- 
lich geordneter  Akt  nf)t\vendig  ist.  Im  letzteren  Falle  hind  die 
den  Kreatiuusakt  vollziehenden  Personen  wiederum  Orgauej  und 
swar  Kreationsorgane.    Solche  Kreationsorgane  können  nur 


>)  Dafs  die  Anhftnger  der  HerFschertheorie  die  Organnator  der 
Parlamente  verneinen,  ist  natürlich.  Auch  Zorn,  D.  Literaturzeitung 
S.  882,  der  dieser  Theorie  nahesteht,  beatreitet  der  deutschen  Volks- 
vertretung mit  Rücksicht  auf  deren  Entstehung  ihre  Eigensrhutt  als 
unmittelbares  Organ.  Warum  sollten  aber  die  absoluten  Monarchen 
kraft  ihrer  Machtlülle  nicht  neben  sicli  ein  nnmittellinre.-* .  künftiir  nur 
unabgejt'itt'te  Kompetenzen  veisehemlrs  (»ilmh  hüben  x  hatVen  kimnen? 
Die  ^rechtHhisturischen  Tatsa»-hen"  müssen  tlocli  da/.u  dieiu'n ,  liie 
Wu klichiieit  zu  begreifen,  nicht  sie  unverständlich  zu  niathen.  Das 
h.'tztere  tut  aber  eine  Lehre,  welclie  sich  die  heutige  parlamentarische 
Tätigkeit  fortdauernd  als  aus  der  monarchischen  Machtfülle  abzuleitend 
denkt.  Die  Lehre  von  der  Eigenschaft  der  Kammern  als  unmittel* 
barer  Staatsorgane  ist  heute  die  herrschende.  Vgl.  aus  der  neuesten 
Literatur  Anschfits,  EnsyklopAdie,  II,  S.  551,  579. 
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auf  Omnd  eines  verfaseungamäfsig  yorgeachriebenen  Prozesses 
tätig  werden ;  ihr  Handeln  gehtfrt  mit  za  den  materiellen  Grand- 
lagen  der  Staatsordnung.  Kreationsorgane  unmittelbarer  Organe 
haben  daher  selbst  diesen  Charakter,  und  ihre  SchSpfnngstätigkeit 

kann  den  inanni^'^falti'^sten  Charakter  annehmen.  So  war  bis  zur 
Tlironfolgeurdnun^^'  Pauls  I.  der  russische  Kaiser,  d«'r  seit  Peter  <ieni 
GrofBen  seinen  Nachfolger  durch  Testament  ernannte.  Kreatiuus- 
organ  für  den  künftigen  Trtfger  der  Krone.  Alle  durch  Wahl 
oder  Ernennung  geschaffenen  Organe  bedürfen  einer  derartigen 
Sehtfpfertätigkeit  Alle  Wahlmonarchien  hatten  notwendigerweise 
neben  dem  Herreeher  noch  ein  aweitea  unmittelbares  Organ,  das 
Wahlkollegium.  Auch  politisch  trat  dies  darin  herror,  daCs  wie 
in  jedem  Staate  mit  mehreren  unmittelbaren  Organen  ein  Gegen- 
satz zwischen  Wahlorgan  und  Monarchen  vorhanden  war,  indem 
dem  Kreati'iiisorgan  die  Tendenz  innewohnte,  dauernd  die  politische 
Oberhand  Uber  den  Gewählten  zu  erringen,  wie  manche  mittel- 
alterlichen Keiche  und  namentlich  das  Verhältnis  der  Kurfürsten 
zum  römischen  Kaiser,  zumal  seit  der  Wahlkapitulation,  bewiesen. 
Diese  AbhMngigkeit  konnte  soweit  gehen,  daCs  der  Gewihlte  nur 
mehr  ein  Scheindasein  ab  unmittelbares  Organ  Alhrte,  wenn 
nftmlich  den  Wahlkollegien  ein  Absetzungsrecht  gegenüber  dem 
Gewählten  zustand  oder  sie  sich  ein  solches  anmafsten.  Dafs 
indes  auch  die  Superioritiit  des  Gewahlten  im  fSinue  der  Ver- 
fassung gewahrt  bleiben  könne,  hat  die  Kirche  in  der  Stellung 
des  Bischofs  zum  Domkapitel,  des  Papstes  zu  deu  Kardinälen  be- 
wiesen. Dieser  letztere  Fall  ist  staatsrechtlich  so  überaus  inter- 
essant, weil  im  Kirchenstaate  die  beiden  unmittelbaren  Organe: 
Papst  und  Kardinäle,  sich  gegenseitig  kreierten,  wie  es  ja  heute 
noch  in  der  Kirche  der  Fall  ist. 

Die  Tätigkeit  der  Kreationsorgane  ist  rechtlich,  sofern  ihnen 
iiiclit  noch  weiterer  Organcharakter  zukommt,  streng  auf  deu 
Kreatictusakt  beschrankt. 

Verwandt  dem  Unterschiede  von  Kreations-  und  kreierten 
Organen  und  doch  wiederum  ganz  eigengeartet  ist  der  von 
primären  und  sekundären  Organen.  Sekundäre  Organe  sind 
solche,  die  zu  einem  anderen  Orgaue  selbst  im  Organverhältnisse 
stehen,  so  dafs  sie  dieses  Organ  unmittelbar  repräsentieren.  Hier 
kann  das  repräsentierte  primäre  Organ  gar  keinen  Willen  äufseru 
als  durch  sein  sekundäres  Organ ,  der  Wille  des  sekundären 
Organ»  ist  unmittelbar  als  Wille  des  primären  Organs  anzusehen^ 


Digitized  by  Google 


Sechzehntes  Kapitel.  Die  Staatsorgane. 


533 


Diesen  lypus  tragen  alle  Gattungen  staatsrechtlicher  Re- 
präseDtation  au  sich.  Pariameute,  wie  immer  sie  bestellt  sein 
mSgen,  sind  unmittelbare,  aber  sekniidüre  Orj^ane.  Ihr  Wille  gilt 
ab  VoikswUle,  aU  Wille  des  durch  sie  daigestellteu  primären 
Orgins.  Dieser  Reprllsentation  ist  wegen  ihrer  hohen  fiedeutnng 
im  modernen  Staate  und  lahlreicher  sieh  an  sie  knttpfender 
Fragen  ein  hesonderes  Kapitel  gewidmet. 

Sekundere  Organe  sind  anch  die  in  aufserordentlichen  Fällen 
für  ein  haiuilungsunftlhiges  Or*;an  eintretenden  <)r{t^ane,  wie  vor 
allem  die  Regenten.  Ein  seknndUres  Organ  kann  wiederum  durcli 
ein  anderes  reprä>»entiert  werden,  das  gleichsam  also  ein  sekundäres 
Organ  zweiter  Ordnung  darstellt.  Ein  Beispiel  bierfUr  bieten 
die  Delationen  des  österreichisehen  Reichsrates  nnd  ungarischen 
Beichstages  dar.  Diese  Del^ationen  sind  gewählte  Ausschüsse 
beider  Parlamente,  die  in  der  ihnen  Terfassnngsmäfsig  bu- 
gewiesenen  Zuständigkeit  aus  dem  Kreise  der  Österreich  und 
Ungarn  gemeinsamen  Angelegenheiten  das  beiden  Sonder- 
parlamenten zustehende  Gesetzgebungsrecht  ausüben.  Da  sie 
weder  durch  Instruktionen  gebunden  noch  ihren  Wühlern  Rechen- 
scbaft  schuldig  sind,  so  stehen  sie  zu  dem  Parlamente  in  dem« 
selben  Verhältnisse,  wie  diese  zum  Volke,  sie  sind  Bepräsentanten 
von  Bepräsentanten. 

Ein  anderer  wichtiger  Unterschied  ist  der  swischen  etn- 
faeben  nnd  potenaierten  Oi|;anen,  Ein  einfaches  Oigan  ist 
ein  solehes,  das  direkt  in  seiner  individuellen  Qualität  zur  Träger- 
Schaft  eines  Organes  berufen  ist.  ein  potenziertes,  dessen  Organ- 
eigenschaft an  eine  an<lerweitige  OrganqualitUt  dauernd  geknüpft 
ist,  so  dafs  es  in  seiner  Person  rechtlich  mehrere  Organe  ver- 
einigen mufs.  Derartige  potenzierte  Organe  kommen  in  mannig- 
faltigen  Formen  vor.  Im  ständischen  Staate  war  z.  B.  die  Zu- 
gehörigkeit  zum  Ständetage  vielfach  an  eine  andere  Organqnalität 
geknttpft  (Bischof,  Schnitheifo,  Bektor  nsw).,  die  beiden  Beichs- 
vikare  waren  zugleich  Mitglieder  des  Kollegiums  der  Kurfürsten, 
die  Kreisstandsebaft  in  den  Reicbskreisen  hing  von  der  Reichs- 
standschaft  ab.  Nicht  minder  ist  in  der  Gegenwart  noch  hUutig 
Mitgliedschaft  an  einer  Kammer  an  eine  bestimmte  Or^^anfjualitiit 
geknüpft.  In  Kommunal  verbänden  ist  Mit;r]it'<lschaft  an  der 
Kommunalvertretung  oft  Bedingung  der  Mitgliedschaft  am  Vor- 
stande des  Verbandes  nsw. 

Am  bedeutsamsten  wird  dieser  Gegensatz  im  Staatenbund 
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und  Buudesstaatc,  wo  potenzierte  Orgaue  eiue  grofse  Rolle  spielen 
können.  Vor  allem  zeigt  dies  das  Deutsche  Reich.  Die  an  der 
Spitse  des  Beiches  stehenden  verbttndeten  Kegiemngeu  leiten  ihre 
'  Eigenschaft  als  Reichsorgane,  als  Teilnehmer  an  der  Herrseliaft 
des  Beiches  von  ihrer  Eigenschaft  als  Begieningen  des  betreffenden 
Staates  ab.  Der  König  von  Prenfsen  ist  deutscher  Kaiser,  seine 
Qualitiit  alrt  Reichsorgan  beruht  auf  seiner  Ei;;enschaft  als 
höchstem  Orj^ane  des  preufsischen  Staates,  das  Kaisertum  ist  ein 
Annex  der  preufsischen  Krone.  Daher  ist  die  persönliche  Eignung 
für  die  dentsche  Kaiserkrone  nicht  nach  deutschem,  sondern  nach 
prenfsischem  Staatsrecht  zu  beurteilen.  Der  König  von  Bayern 
ernennt  die  bayrischen  Bnndesratsmitglieder  nnd  fkthrt  durch  sie 
sechs  Stimmen  im  Bundesrate  kraft  seiner  königlichen  Würde, 
die  ihn  befthigt,  die  nach  der  Reichsverfassnng  Bayern  als  einem 
Mi^liede  des  Reiches  snkommenden  Rechte  aussullben.  Der 
König  von  Bayern  hat  daher  im  Reiche  die  Stellung  eines  Krichs- 
organs,  weil  er  das  olierste  Organ  des  bayrischen  St.iates  ist. 

Eine  weitere  Einteilung  ist  die  in  selbständige  und  un- 
selbständige Organe^).  Selbständige  Organe  sind  solche,  die 
einen  Willen  änfsern  können,  der  unmittelbar  verbindliche  Kraft 
für  den  Staat  oder  die  ihm  Unterworfenen  besitst,  wlUirend  dem 
Willen  unselbständiger  Oigane  diese  Kraft  mangelt  Der  Wille 
unselbständiger  Organe  kann  hingegen  den  Willen  selbständiger 
derart  beschrftnken,  dafs  Zustimmung  des  unselbständigen  Organs 
notwendig  ist,  um  den  Willensakt  des  selbständigen  rechtlich  er- 
heblicli  zu  machen,  oder  dafs  Willensakte  des  selbständigen 
Organes  der  nachträglichen  Genehmigung  des  unselbständigen  be- 
dürfen, wobei  die  Versagung  der  Genehmigung  verschiedene 
Bechtswirkung  änfsern  kann.  Diesen  Typus  besitsen,  überwi^nd 
wenigstens,  die  Kammern  der  deutschen  Staaten  sowie  der  deutsche 
Beichstag. 

Endlich    ist   noch    zu    erwähnen    der   Unterscbied  von 

normalen  und  a u  f s e ro rd  e  n 1 1  ic h en  Organen,  d.  h.  solchen, 
die  nur  ausnahmsweise  in  Tätigkeit  treten.  Dahin  gehören 
die  mit  der  h'irhsten  licwalt  während  eines  Interregnums  be- 
trauten Personen,  die  Regenten  in  den  Monarchien,  provisorische 
Leiter  der  Regierung  in  Republiken.  Sie  sind  entweder,  wie 
unmittelbare  Organe  in  der  Begel,  verfassungsmlUisig  vorgesehen 

*)  Vgl.  Gesetz  und  Verordnung,  S.  207  ff. 
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oder  für  den  einzelnen  Fall  kreiert,  waa  allerdings  stets  eiuer  Ver- 
fassungsänderung gleichkommt. 

2.  Das  Wesen  eines  unmittelbaren  Organs  äuTsert  sich  rechtlich 
darin,  dafs  es  niexnalB  der  Befehlsgewait  eines  anderen  Organe» 
desselben  Verband«s8  nnterstellt  sein  kann,  dafs  es  daher  in  Be- 
siehnng  aof  den  Inhalt  seiner  Funktionen  gani  selhstilndig  gestellt 
ist.  Daher  ist  der  einfachste  Typus  des  Staates  derjenige,  der 
nur  ein  elnaiges  nnmittelhares  Organ  aufzuweisen  hat,  unter  diesen 
wiederum  derjenige,  dessen  Organ  nicht  ans  Teilorganen  besteht, 
also  eine  physische  Person  ist.  Die  absolute  Monarchie  ist  daher 
die  einfachste  und  unentwickeltste  Form  des  Staates,  weshalb  sie 
auch  vielen  heute  noch  allein  völlig  verständlich  erscheint. 

Wenn  eine  Mehrheit  unmittelbarer  Organe  in  einem  Staate 
vorhanden  ist,  so  sind  swei  Falle  mOglieh:  entv^er  sind  diese 
Organe  alle  selbetftndig,  oder  neben  den  selbständigen  stehen 
unselbstlndige.  SelbstHndige  unmittelbare  Organe  sind  stets  mit 
staatlicher  Herrschergewalt  ausgerüstet,  die  unselbständigen  maugelt. 
In  diesem  Falle  ist  das  Verhältnis  des  selbständigen  zum  un- 
selbständigen klar  und  einfach;  das  selbständige  ist  das  hrdiere 
und  machtvollere.  Anders,  wo  mehrere  selbständige  Organe  neben- 
einander stehen«  In  solchem  Falle  mufs  entweder  strenge  Zu- 
■tladigkeitsabgrenznng  zwischen  den  Organen  stattfinden,  oder  es 
ist  ein  politischer  Kampf  zwischen  ihnen  unvermeidlich ,  dessen 
letztes  Ziel  entweder  völlige  Vernichtung  des  einen  Organes  durch 
dss  andere  oder  Herabdrtlckung  des  einen  auf  die  Stufe  einer 
Scheinexistenz  oder  eines  unselbständigen  Organes  oder  endlich 
Verschmelzung  beider  Organe  zu  einem  einzigen  sein  kann.  Ko- 
ordinierte selbständige  Organe  mit  gleichen  rxler  konkurrierenden 
Kompetenzen  getUhrden  immer  die  Einheit  des  Staates  und  können 
daher  anf  die  Dauer  nicht  nebeneinander  existieren.  Die  römische 
Dyarehie  von  Princeps  und  Senat,  der  römisch-deutsche  Kaiser 
and  der  Reichstag,  das  Parlament  und  der  Kffnig  von  England 
bieten  Beispiele  von  Staaten,  in  welchen  solcher  Kampf  der 
Organe  in  augenfälligster  Weise  stattgeftinden  hat,  wenn  auch 
die  «chliefsliche  HerabdrUckung  des  einen  Organes  zugunsten  des 
anderen  nicht  immer  in  juristischer  Form  zum  Ausdruck  ge- 
kommen ist.  In  jedem  Staate  ist  das  Streben  vorhanden ,  die, 
Staatsgewalt  in  einem  Or^rane  zu  konzentrieren,  da  jedes  selb- 
ständige Organ  nach  Macht  strebt  und  nur  durch  den  Wider- 
Staad  anderer  Organe  an  der  Erreichung  des  Zieles,  die  höchste 
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Macht  zu  erringen,  gehindert  werden  kann.  In  solchem  Kampfe 
wird  sich  schlicfslich  ein  Orj^.iu  als  das  iniklitigere  erweisen,  ohne 
dafn  deshalb  die  anderen  ganz  zurückgedrängt  werden  inUs>en. 
Allgemeine  Sätze  la^Ben  sich  hier  nicht  aufsteilea;  es  kommt  gans 
auf  die  konkreten  VeriiKltniK8e  des  Einielstaates  an.  Das  herror- 
ragendste  Beispiel  hierfUr  bietet  die  neuere  Verfasaniig^geschiclite 
EnglaadSy  wo  bei  gleichbleibender  ilulserer  Form  der  Oiganiaation 
die  politisehe  Stellung  von  Krone,  Ober-  nnd  Unterbans  sieh  all- 
mihlieb  völlig  vertlndert  bat. 

An  dieser  Stelle  ist  aber  scharf  der  Gegensatz  von  juristischer 
nnd  politischer  Betrachtungsweise  zu  bet<uien.  Die  jx)  Ii  tische 
Forderung,  dafs  die  Einheit  des  Staates  sich  auch  in  der  Einheit 
eines  höchsten  Organes  darstelle,  weil  dadurch  inneren  Kondikten 
am  meisten  voij^beng^  werde,  hat  häufig  zu  dem  falschen  Satze 
▼erleitetf  daCn  rechtlich  in  einem  Organ  die  ganie  Staati^ewalt 
konsentriert  sein  mttsae.  Nur  flir  jene  als  nnrichtig  nachgewiesenen 
Staatatheorien,  welche  ein  Staatselement  —  Herrscher  oder  Volk  — 
mit  dem  ganzen  Staate  identifizieren ,  folgt  derartiges  notwendig 
aus  ihren  verfehlten  Prämissen.  Die  Lehre  von  der  körperschaft- 
lichen Natur  d«'s  Staates  mufs  aber  eine  solche  Behauj»tuug 
energisch  zurückweisen,  die  bei  vielen  nichts  als  ein  Nachklang 
der  fatalen  Lehre  von  der  Doppelsouveränetät,  der  maiestaa  realis 
und  personalis  ist. 

Bichtig  wif  dafs  der  Staat  stets  eines  einheitlichen  Willens 
bedarf,  anrichtig,  dafs  dieser  Wille  der  eines  einsigen  Oigmns 
sein  müsse.  Wenn  zugegeben  wird,  dafs  in  Republiken  die 
Staatsgewalt  in  einem  KoUeginm  konzentriert  sein  kann,  dessen 
Einheitswille  aus  den  Willensakten  mehierer  Individuen  entsteht, 
so  ist  nicht  abzuseilen,  warum  der  Einheitswillc  nicht  au^  dem 
Willen  mehrerer  voneinander  unabhängiger  Orgime  gefunden 
werden  kttnne.  Ein  naheliegendes  Beispiel  bilden  die  deutschen 
HansestMdte,  die  in  iiiren  Verfassimgen  ansdrUcklich  erklären,  dafi» 
die  Staatsgewalt  gemeinsam  dem  Senat  und  der  BOrgerschaft 
anstehe.  Wenn  bei  Zweikammersjstem  Wille  des  Parlamentes 
der  zur  Einheit  vereinigte,  aber  getrennt  gefafste  Wille  von  erster 
und  zweiter  Kammer  ist.  so  ist  es  nicht  verständlich,  warum  nicht 
König  und  Parlament  einen  gemeinsamen  Willensakt  fassen  können, 
so  dafs  sie,  wie  es  in  England  die  oftizielle  Theorie  tut,  in  ihrer 
Einheit  als  Erzeuger  des  höchsten  staatlichen  Willens  gelten. 
Zudem  ist  es  möglich,  dafs  der  Gedanke  der  Staatseinheit  in  der 
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}.taatliclien  Organisation  iiiclit  odor  iiiclit  genügend  zum  Ausdruck 
kommt,  was  doch  im  mittelalterlichen  Staate  und  noch  im 
ständischen  Staate  der  neueren  Zeit  die  Begel  war').  Einheit 
des  Staates  ist  heute  allerdings  die  wichtigste  und  prinsipiellste 
Fordenmg  an  die  staatlicho  Oiganisation,  die  aber  nicht  nach 
Art  eines  natnirechtUchen  Dogmas  als  begriBfsnotwendig  an  alle 
mOgliehen  staatlichen  Institutionen  herangebracht  werden  darC 
In  dem  auf  dem  Dogma  der  Gewaltenteilung  aufgebauten  Staate 
lassen  sich  Fälle  nachweisen,  die  zweifellos  mit  der  Kinheit  des 
Staatslebens  nicht  in  Einklang  zu  bringen  sind 

Es  ist  daher  nicht  notwendig,  dals  die  gesamte  Macht  des 
Staates  in  der  Zuständigkeit  eines  Oiganes  zum  Ausdruck 
kommen  mttsse.  Unter  dem  Einflüsse  der  naturrechtlichen  Lehren 
ist  der  Sats,  dafs  die  gesamte  Staatsgewalt,  sei  es  beim  Volke, 
sei  es  beim  Honarchen,  ruhe,  in  die  Verfassungen  eingedrungen. 
Diese  SStse  sind  aber  nicht  nonrnativer,  sondern  theoretischer 
Xatur.  Aufgabe  wissenschaftlicher  Kritik  ist  es  daher,  sie  auf 
ihren  Wahrheitsgehalt  zu  j»r{ifen,  Uhnlich  wie  die  Wissenschaft 
aadere  Legaldefinitionen  mit  voller  Freiheit  untersucht  und  als 


»)  Vgl.  Merkel,  Jur.  Enzyklopädie.  ?5  892;  G.  Meyer,  Staatsr.. 
S.  18:  Haenel,  Staatsrecht,  S.  92.  Auch  Rehm.  Staatslehre,  S.  194 
führt  diese  Anschauung  aus;  er  sucht  sie  aber  durch  die  Lehre  von  der 
gemischten  Staatsform  zu  stützen,  die,  mit  IMato  beginnend,  namentlich 
durch  Polybius  und  Cicero  im  Altertum  populär  wurde  und  dadurch 
auch  auf  die  folgenden  Zeiten  einen  grofsen  Eintiufs  ausübte.  Die  gemischte 
Stsataform  ist  aber  eine  politische,  keine  juristische  Vorstellung,  be- 
•tinunt,  einen  konkreten  Staat  als  Normalstaat  naehsuweisen.  So  haben 
Polybius  in  Born,  so  neuere  Apologeten,  sei  es  in  England,  sei  es  in 
der  konstitutionellen  Monarchie  flberhanpt,  kraft  der  richtigen  Mischung 
der  drei  politischen  Elemente  (des  monarchischen,  aiistokratischen, 
dcmoicratiscben)  den  besten  Staat  an  erkennen  gesucht  Diese  Lehre 
verr&t  fiberhaupt  den  Stempel  abstrakter  politischer  Spekulation ,  was 
ihr  bereits  Tacitus  (Ann.  IV,  38)  in  seiner  knappen  Art  vorgehalten 
hat.  Jede  Theorie  von  einer  Mischung  der  T^)en  deutet  immer  darauf 
hin,  dafs  diese  selbst  nicht  scharf  gedacht  und  <laher  Hüssig  »ind.  In 
der  juristischen  Literatur  neuerer  Zeit  hat  man  unter  gemischter  oder 
zusammengesetzter  Staatsform  den  Staat  mit  mehreren  unmittelbaren 
Organen  zum  Unterschiede  von  dem  nur  ein  solches  Organ  besitzenden 
verstanden.    So  noch  II,  A.  Zachariae,  I,  S.  86  tf. 

«)  Vgl.  für  die  Vereinigten  Staaten  Bryce,  I,  294:  „Tbere  is  in 
the  American  govemment,  considered  as  a  whole,  a  want  of  unity.  Its 
brancbes  are  unconnected;  their  effbrts  are  not  directed  to  one  aim, 
do  Dot  prodnce  one  harmonious  resulf 
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teilweise  oder  ganz  unzutretieiid  nachgewiesen  hat.  Hier  ist  es 
wieder  die  Lehre  von  der  doppelten  Souveränetät ,  die  alle 
Unklarheiten  verschuldet  hat.  Die  Vorstellang,  dafs  es  im  Staate 
Menschen  geben  rnttsse,  denen  die  Sonverftnetlt  des  Staates  ab 
eigenes  Recht  ansteht,  ist  trots  der  Erkenntnis  der  hierin  liegenden 
Widersprüche  nnr  ron  wenigen  mit  voller  Konseqneni  verbanot 
worden  —  ein  neuer  Beweis  dafHr,  mit  welch  elementarer 
Macht  schein har  überwundene  Anschauunjren  kraft  der  geschicht- 
lichen Tradition  fortleben.  Es  sind  nicht  alle  frei,  die  ihrer 
uatarrechtlichen  Ketten  spotten. 

Die  näheren  Ansfllhmngen  ttber  diese  wichtige  Materie, 
soweit  sie  nicht  schon  in  dem  Kapitel  tiber  die  SonverSnetIt 
erOrtert  worden  sind,  gehören  in  die  Lehre  von  den  Staat»» 
formen. 

?f.  Im  Zusammenhange  mit  dieser  abgewiesenen,  eine  bestimmte 
politische  Lehre  mit  dem  Mantel  von  RechtssÄtzen  bekleidenden 
Theorie  steht  die,  welche  das  Dasein  eines  Trftgers  der  Staats- 
gewalt in  jedem  Staate  als  ttber  dessen  Organen  stehend  be- 
hauptet Tmger  der  Staatsgewalt  ist  der  Staat  und  niemand 
anders*).   Behauptet  man,  dafs  im  Staat  noch  ein  Triger  dieser 

')  V^'I.  System  der  subjektiven  (»ffentlichcu  Rechte  S.  141,  N.  f». 
In  der  neuesten  Literatur  wird  die  irrige  Vorstellung  vertreten  vou 
Triepel,  Das  Interregnum,  1S92.  S.  fUf.,  70;  Zorn,I,  S.  S>*f,deraa?- 
fuhrt,  dafs  Inhaber  der  Souveränetät  di«-  ideale  Pers*«inlichkeit  des 
Staates  &ei.  \"on  dieser  müsse  die  Souveränetät  zur  Ausübung  au  eine 
natfirliche  Person  „übertragen*  werden.  Wie  eine  solche  Übertragung 
überhaupt  vor  sich  gehen  kann,  ist  aber  gans  nnverstindiieh.  WoUte 
Zorn  konsequent  sein,  so  mü&te  er  sich  allerdings  ftaak  und  frei  sor 
Seydel-Bomhaksehen  Herrschertheorie  bekennen,  da  die  „ideale  PersSn- 
liebkeit  des  Staates"  in  seiner  Staataanffessnng  nirgends  su  Worte 
kommt 

*)  Mit  voller  Klarheit  hat  für  das  Reich  diese  Ansicht  vertreten 
Laban d,  I,  S.  86,  der  aber  trotzdem  S.  88  von  den  deutschen  Fürsten 
und  Senaten  der  freien  Städte  als  ,,Träger  oder  Inhaber  der  Sou- 
veränetät" Hpriihr.  Mit  Einschränkungen  und  nicht  ab  begrifflich  not- 
Mcnilig  fordert  R  e  h  ni ,  Staatslelire.  S.  176  t!'.,  einen  Träger  der  Staats- 
gewalt, den  er  in  den  |)liysisi]ien  Lersoncn  findet,  welche  die  ganze 
oder  dvn  gnifsten  Teil  der  dem  Staate  zukommenden  Gewalt  äufserlii  Ii. 
bildlich,  körperlich  dar.>»tcllen.  Kann  man  aber  wirklich  die  Staats- 
gewalt sehen?  Ist  die  Körperlichkeit  der  Gewalt  nicht  vielmehr  Re- 
sultat einer  sehr  yerwickeltäi  psychologischen  THusehung?  Xaraeatlidi 
in  der  grofsen  Republik  ist  es  doch  klar,  dafs  das  organisierte  Volk  ah 


Digitized  by  Google 


Sechxehntes  Kapitel.  Die  Staatiorgane. 


589 


Gewalt  sei,  so  spaltet  man  den  Staat  .in  die  K^irpersciiaft  und 
den  Triger  der  Gewalt  Denn  entweder  ist  dieser  Trilger  im 
Verhiltnis  snm  Staate  Organ ,  dann  ist  die  Beseichnnng  Träger 
nicbtseagend,  oder  er  ist  nicht  Organ,  sondern  Person,  dann  steht 
er  dem  Staate  selbständig  gegenüber.   Es  ist  wieder  der  nns 

Träger  der  Gewalt  gar  nicht  rar  sinnlichen  Eraeheinnng  kommen  kann. 
Mit  der  Staatsgewalt  geht  es  wie  mit  allen  Rechtsbegriffen:  sie  können 
nie  geschant  werden.   Niemand  hat  noch  einen  Kauf  oder  eine  Miete 
gesehen  —  so  viele  Personen  auch  soK-hf  Kechtsgeschäfte  vornehmen. 
Ein  solcher  Begriff  des  TrSfrors  der  Stiiutsi;>'ewiilt  ist  aber  überdies  für 
das   Staatsrecht  der  meisten  Staaten  im  iit'ichsten  Grade  verwirnMid. 
Unschädlich  ist  er  bloft*  für  dir*  absolute  Monarchie.    Für  alle  anderen 
Staaten  gilt  jedoch  der  treffende  Satz  Haenels,  Staatsrecht,  I,  S.  03, 
dafs  die  Lehre  von  der  rei  htlichen  Kuuzeutrierung  aller  Rechte  der 
Staatsgewalt  in  einem  Hauptorgane  auf  einer  politischen  Doktrin 
beruht,  die  in  nnanflOsÜchem  Widerspruch  mit  den  positiv-rechtlichen 
Verfassnngen  steht  Wenn  G.  Meyer,  Staatsrecht  S.  18,  N.  10,  darauf 
hinweist,  dab  der  Begriff  des  Trägers  der  Staatsgewalt  ein  juristischer 
Ausdruck  für  die  Bestimmungen  der  deutschen  Verfassungen  sei,  nach 
welchen  der  Monarch  alle  Rechte  der  Staatsgewalt  in  sich  voreinigt, 
so  ist  darauf  zu  erwidern,  dafs  nur  die  Nichtableitbarkcit  der  Monarchen- 
rechte von  einem  anderen  Or^^ane  der  juristische  Kern  dieses  Satzes 
ist,  hingegen  die  den  Kammern  nnd  den  (ienieinden  zustehenden  Rechte 
keineswegs  vom  Monarchen  gt-tra^cn  werden.    Die  Kritik  hat  vor  den 
heute   bereits  nur  historisch   ver^.tjindliciien  N'erfassungstexten  niiht 
stille  zu  halten,  und  solche  Methode  iät  ja  von  Meyer  selbst  häutig 
mit  Erfolg  gefiht  worden.  Neuestens  hebt  Ansehflts  in  der  Enzy- 
klopädie 8.  472  und  lu  G.  Mejer  8.  17  N.  6  henror,  dab  der  Träger 
der  Staatsgewalt  niehts  anderes  als  eine  besondere  Art  Organ  des 
Staates  sei,  nämlieh  da^enige,  welches  im  Zweifiel&lle  die  Ver^ 
mutung  der  Alleinberechtigung  zur  AttsAbnng  der  Staatsgewalt  hat, 
ein»'  Ansicht,  die  ich  selbst  früher,  System  der  subj.  5ff.  Rechte  S.  141 
N.  6,  vertreten  habe.    Doch  ist  der  Ausdruck  irreführend,  da  er  leicht 
zu  der  Behauptung  eines  aurs<rstaiitli(hen  Triigers  der  Staatsgewalt 
führt,  was  im  Grunde  die   rberzcuj^^iuig  derer  ist,  die  ül»crull  einen 
Träger  der  gesamten  Staatsgewalt  forfleni.  iniiiren  sie  dies  noch  so  sehr 
durch  Verbeugungen  vor  dw  körperseliaftliciien  Natur  des  Staates  ver- 
decken.  Überdies  ist  jedes  Organ  „Träger''  der  von  ihm  seihständig 
anssuftbenden  Gewalt,  da  es  eben  innerhalb  seiner  Zuständigkeit  den 
Staat  vorstellt.  Der  Ifinister  ist  „Träger**  der  in  der  Gegenseichnung 
liegenden  Gewalt,  die  er  nach  seinem  pflichtmäbigen  Ermessen,  nicht 
im  monarchischen  Auftrag  ausübt,  oder  will  man  wirklich  die  Gegen- 
zeichnung zu  einem  Rechte  des  Trägers  der  gesamten  Staatsgewalt 
erklären,  das  dem  Minister  nur  delegiert  ist!?  Eingehende  und  treffende 
Krifik  der  einschlägigen  Lehren  bei  Lukas,  Die  rechtliche  Stellung 
des  Parlaments,  1901,  S.  64  ff. 
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wohlbekannte  Cn^^eiisatz  von  rex  nnd  regauniy  der  uns  hier  in 
modernisierter  Forui  eutgepenti  itt  \). 

Wohl  aber  bedarf  ein  jeder  Staat  eines  höchsten  Organe s. 
Das  höchste  Organ  ist  dasjenige^  welches  den  Staat  in  Tätigkeit 
setzt  nnd  erhält  nnd  die  oherste  Entscbeidung^gewalt  besitsL  In 
jedem  Staate  ist  nämlich  ein  Oigan  notwendig,  das  den  Anstois 
snr  gesamten  staatliehen  Tätigkeit  gibt,  dessen  Untätigkeit  daher 
die  Lfthnuin;/  des  Staates  nach  sich  ziehen  würde.  Wenn  dis 
anierikaiiische  Volk  in  Union  und  Einzelstaat  nicht  die  ihm  zu- 
stehenden Wahlen  vornähme,  so  wilre  die  Folge  völlige  Desorgani- 
sation der  Vereinigten  Staaten,  die  des  Kongresses ,  des  Pri- 
sidenteo  nnd  damit  der  ttbrigen  Organe  entbehren  würden.  Ebenso 
ist  in  dem  ausgeprägten  Typns  der  Monarchie  die  monarchische 
Tätigkeit  notwendig,  nm  den  Staat  in  Bewegung  an  setsen  und 
am  Leben  an  erhalten.  Femer  mofs  einem  Orgaue  die  oberste 
Entseheidungsgewalt  anstehen.  Das  ist  aber  jene  Gewalt,  die 
endgültig  zu  entscheiden  hat  Uber  Audenmgen  der  Rechtsordnung 
und  nach  anfsen  hin  die  ganze  Existenz  des  Staates  auf  das  Spiel 
setzen  kann  durch  das  Recht  der  Kriegserklärung.  In  der  Demo- 
kratie stehen  diese  Rechte  dem  Volke  oder  seinem  sekundären 
Organ  zu^  in  der  Monarchie  dem  Monarchen.  Im  Deutschen 
Reiche  sind  die  verbündeten  Regierungen,  unter  weitgehender 
Bevorrecbtung  eines  ihrer  Glieder,  des  Bnndespräsidinms,  dieses 
Organ').   Sollte  eine  bestimmte  Verfassung  swei  hdehste  Organe 

1)  Daher  yerfiihren  die  Anhänger  der  Herrsebertheorie  von  ihfen 
Standpunkte  aus  konsequent,  wenn  sie  bei  ihrer  Leugnuug  des  kefpe* 
rativen  Charakters  des  Staates  nur  persönliche  Triger  der  Gewalt 
kennen.  Gans  unklar  ist  aber  die  Behauptung  von  fl.  Geffcken, 
Die  Verfassung  des  Deut«chen  Reiches,  1901,  S.  43,  da&  das  Deotidie 
Reich  eine  juristische  Person  sei,  deren  Gewalt  wiederum  ehwr 
juristischen  Person ,  den  Trägem  der  partikulären  Staatsgewalten  ah 
Korporation  zusteht.  Sie  ruht  auf  der  völligen  Vermischung  der  Be- 
grift'e  „Organ"  und  „Korporation",  von  der  selbst  die  Theorie  von  der 
Organpersönliehkeit  entfernt  ist.  Dies  ist  um  so  verwunderlicher,  als 
Oeffckeu,  S.  84  ff.,  das  Weseu  des  Staatsorgans  in  völlig  zutreffender 
Weise  (!nt\viekelt. 

Der  Köniß;  von  Preufsen  ist  primäres,  der  deutsche  Kaiser 
sekundäres  Organ  des  Reiches.  Der  Kaiser  repräsentiert  die  V6^ 
bfindeten  Regierungen  in  der  ihm  verfassungs*  oder  gesetamälSng  n* 
kommenden  Weise;  er  handelt  daher  weder  in  ihrem  Auftrag,  nodi 
ist  er  ihnen  verantwortlich.  Die  verbündeten  Regierungen  ftbeo  die 
höchste  Gewalt  teils  in  ihrer  Gesamtheit,  teib  durch  eine  von  ihnen 
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aafweiseiiy  (V\o  glcicliwf rti^  n(>beneinandersteben,  so  wäre  damit 
ein  dauernder  Kampf  zwischen  ihnen  die  notwendige  Folge,  der 
mit  dem  Siege  des  einen  oder  der  Vernichtung  des  Staates 
enden  wttrde.  Das  haben  die  römische  J)7arehie  und  das  Ringen 
swischen  Fürst  und  Stinden  in  der  mittleren  und  neueren  Zeit 
snr  Gentige  gelehrt. 

Wo  anfser  einem  unmittelbaren  Organ  nur  mittelbare  vor- 
handen sind,  ist  Jenes  selbstverstÄndlich  das  höchste  Organ.  Wo 
primäre  und  sekundäre  Organe  zusammenwirken,  ist  die  Kinlieit 
des  unmittelbaren  Organes  insofern  gewahrt,  als  gemäfs  dem 
repräsentativen  Gedanken  die  Akte  des  sekundären  Organes  als 
Akte  des  primären  gelten.  Das  ▼on  den  Kammern  einer  demo* 
kratlsehen  Hepnblik  beschlossene  Gesetz  gilt  als  Inhalt  des  Volks- 
wUlens,  wie  wenn  das  Volk  selbst  den  Beschluß  vorgenommen 
hfttte.  Jedoch  kann  innerhalb  des  unmittelbaren  Organes  eine 
Bevorrechtnng  des  primären  vor  dem  sekundllren  dadurch  statt- 
finden, dafs  gewisse  Akte  des  sekundären  Organes  erst  durch 
Sanktion  von  seilen  des  ])rimären  rechtsbestitndig  werden.  Das 
ist  überall  dort  der  Fall,  wo  direkte  Volksabstimmungen  über  Ver- 
fassungsänderungen und  (Jesetze  vorgenommen  werden.  Dieses 
System  bedeutet  den  Vorbehalt  bestimmter  Aufserungen  der 
höchsten  Entscheidungsgewalt ,  vor  allem  der  auf  die  Verfassung 


ans.  Unrichtig  ist  es  aber(Seydel,  Kommentar  zur  Verf.-Urknnde  des 
Deutschen  Beiches,  2.  Aufl.,  8.  126),  die  kaiserlichen  Befugnisse  als  ab- 
geleitet  zu  bezeichnen.  Auch  die  Staatsgewalt  in  Elsafs-Lothriogen 

und  den  Schutzgebieten  übt  der  Kaiser  als  Repräsentant ,  nicht  etwa 
als  Mandatar  aas.   Diese  Auffassung  des  Kaisertums  ist  die  einzige, 

aus  der  sicii  dessen  staatsrechtliche  Stellung  in  vollem  Umfange  er- 
kliuen  Ififst ,  ohne  dafs  die  Kinht  it  <li  r  obersten  Leitung  des  Hcii  he» 
zerstört  würde.  Anschütz,  Enzyklopädie,  II,  S.  .MS,  führt  aus.  dafs 
der  Satz  (Keichsverf.  Art.  17),  der  Kaiser  erlasse  seine  Anordnuiif:*'n  und 
Verfügungen  im  Namen  des  Keiclies,  bedeute,  dals  er  im  Namen  des 
gesamten  deutschen  Vaterlandes  handle.  Solcher  Auslegung  kann  man 
zustimmen,  ohne  dafs  durch  sie  das  Verhältnis  des  Kaisers  zu  den  vcr^ 
bfindeten  Regierungen  irgendwie  geklärt  würde.  Nur  die  Auffassung 
des  Kaisers  als  Kepräsentanten  der  Gesamtheit  der  verbündeten  Re- 
gierungen erklärt  seine  Unabhängigkeit  und  UnVerantwortlichkeit  in 
der  ihm  zukommenden  Sphüre  neben  der  obersten  Organstellung  des 
Bundesrates,  während  die  Annahme  der  Koordination  beider  Organe 
die  Frage  nach  tlem  höehsten  Organ  des  Heii  lie'  unbeantwortbar  maeht, 
wie  denn  auch  Anschütz  tatsächlich  den  Kaiser  dem  Bundesrate 
gleichordnet. 
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bezüglichen,  für  das  primitre  <^rgau,  das  somit  innerhalb  der 
Organisation  des  höchsten  Organes  die  höchste  Stelle  einnimmt. 
Wo  hingegen  das  primAre  Organ  nur  auf  Wahlakte  beschränkt 
isty  die  ganze  ihm  snstehende  Gewalt  hingegen  durch  mehrere 
sekundäre  Oigane  ansllbt,  wie  in  der  repräsentativen  Demokrati«^ 
da  muls  in  dem  gc^'enseitigen  Verhältnis  dieser  relativ  Ton- 
einander  nnabhängi^^en  Organe  ebenfislls  ein  höchstes  Organ 
existieren.  Das  ist  aber  das  gesetzgebende  Organ,  da  diesem 
allein  die  (»lierste  Entseheidungsgewalt  zusteht.  So  sind  im 
heutigen  Frankreich  die  Kammern  das  höchst«^  Organ  gegenüber 
dem  Präsidenten,  da  sie  allein  Uber  Änderungen  der  HecbtS" 
Ordnung  su  befinden  haben  und  die  ganae  Verfassung,  die  Existent 
der  Präsidentschaft  eingeschlossen,  von  ihrem  unbeschränkten 
Willen  abhängig  ist.  In  den  Vereinigten  Staaten  hingigen  er- 
weisen sich  die  sekundären  Gesetzgeb ungsoigane  im  Verein  mit 
den  primären  Terfassungsnndemden  als  die  höheren  gegenfiber 
der  Regierung.  Jedoch  auch  der  Kongrefs  steht  dem  Präsidenten 
trotz  der  Theorie  des  (ileichgewichle.s  der  (iewalten  als  das 
höhere  Organ  gegenüber,  obwohl,  gerade  weil  man  ihrem  gegeu- 
seitigen  Verhältnisse  das  Prinzip  der  Gewaltenteilung  zugrunde 
gelegt,  tiefgreifende,  nur  durch  politischen  Takt  an  yermeideode 
Konflikte  zwischen  ihnen  möglich  sind^).  Wo  endlich  swei 
gegeneinander  gans  selbständige,  nicht  in  der  Einheit  eines 
primären  Organs  versöhnte  Organe  sich  gegenüberstehen,  wie  in 
der  konstitutionellen  Monarchie,  da  ist  der  Monarch  das  höhere 
Organ  gegenüber  dem  Volksorgaue. 

Unter  allen  Urnstämlen  kann  aber  auch  dort,  wo  eine 
Mehrheit  uuniitteibarer  Orgaue  vorhanden  ist,  niemals  einer  von 
ihnen  dem  Imperium  ejnes  anderen  Untertan  sein.  Der  Monarch 
ist  das  höhere  Organ  gegenttber  den  Kammern,  aber  er  kann 
ihnen  nichts  befehlen,  die  Kammern  sind  ihm  ffit  nichts  ver- 
antwortlich. Er  kann  sie  in  und  aufser  Tätigkeit  setsen,  TCrmsg 
aber  nicht,  diese  Tätigkeit  inhaltlich  zu  bestimmen.  Aach  vom 
tieknndUren  Organ  gilt  das  in  seinem  Verhiiltnis  zum  priraÄren. 
Das  Volk  der  Vereinigten  Stallten  wählt  den  PrUsidenten  als 
KeprUst  iitanten  der  primär  ihm  selbst  zustehenden  exekutiven 
Gewalt,  kann  ihm  jedoch  keinen  wie  immer  gearteten  Auftrag 
erteilen,  er  hat  keinen  Dienstherm,  keinen  Voigesetzteu. 

1)  Vgl.  Woodraw  Wilson,  Congressional  Government,  p.  210 (F. 
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Von  dem  Satie  der  Notwendigkeit  eines  höchsten  Organes 
kann  es  eine  Ausnahme  geben  im  Bundesstaate.  Kraft  des 
Ibdemtiven  Prinsipes  gibt  es  in  demokrattsehen  Bundesstaaten 
neben  dem  einheitlichen  Gesamtstaatsrolke  noch  ein  sweites 
h9eb9teB  primäres  Organ  ^  die  Staaten.  Die  Reehtsmacbt  Uber 
Verfassungsänderungen  steht  in  der  Union  den  .Staatt*nlegislatiiren 
als  seknndiiren  <  )r<:^anen  der  Staaten  zu,  in  der  Eidgt'nossensciiaft 
uebt;n  tlem  Schwei/ervolke  den  Kantousvölkeru.  Damit  sin<i  die 
Staaten  und  Kantone  selbst  höchste  Orgaue  der  UnndeBstaaten 
geworden  y  die  in  der  Union  neben,  in  der  Schweis  neben  oder 
im  Znsammenwirken  mit  dem  anderen  höchsten  Organe  ihre  ver- 
fasenngsmftlsigen  Funktionen  yoUsiehen.  Gerade  dieses  Beispiel 
lehrt  aber,  mit  welch  beschränkter  Zuständigkeit  ein  höchstes 
Staatsorgan  ausgestattet  sein  kann. 

2.  Die  mittelbaren  Staatsorgane. 

Mittelbare  Staatsorgane  sind  solche,  deren  Orgausteilung  nicht 
unmittelbar  auf  der  Verfassung,  sondern  auf  einem  indiFiduell  an 
sie  gericbteten  Auftrag  beruht.  Sie  sind  stets  einem  unmittel- 
baren Organe  direkt  oder  indirekt  untergeordnet  und  verantwort- 

Heb*).  Ihre  Tätigkeit  ftir  den  Verband  ist  stets  eine  abgeleitete*). 
Ihrem  geschichtlichen  Ursprünge  nach  sind  sie  Individuen,  die 
ein  unmittelbares  Organ  sich  zur  Ertüllung  seiner  Vrrbands- 
tntigkeit  zugesellt^).    Der  Kechtsgruud  ihrer  Funktionen  ist  ent* 

')  Daher  ist  Ernennung  t'in«^s  Organes  durch  ein  anderes  für  sich 
aliein  kein  notwendiges  Zeirlien  dafür,  dafs  der  Ernannte  dem  Er- 
nennenden untergeonlnet  sei.  Der  Präsident  der  nordainerikani>iheu 
Union  z.  B.  ernennt  zwar  die  Richter  mit  Zuätimmung  de^i  benuted, 
die  aber  von  ihm  ganz  unabhängig  sind,  fiber  die  ihm  keine  wie  immer 
-  geartete  Dissiplinargewalt  snsteht  Ein  Unionsrichter  kann  wegen  Ver- 
letznng  seiner  Amtspflichten  nur  vom  Roogrefs  mit  der  Staatsanklagc 
belangt  werden. 

*)  Damit  ist  aber  nicht  auch  der  Inhalt  ihrer  Tätigkeit  notwendig 
aus  der  Zuständigkeit  eines  höheren  Orgsns  abgeleitet.  Es  ist  wieder 
die  falsche  Vorstellung  eines  Doppelträgers  der  Staatsgewalt,  die  dasu 

fniirt,  notwendig  auch  die  ganze  Konipeten;^  der  mittelbaren  Organe 
aU  potentiell  in  der  Zuständigkeit  des  h<"ichsten  Organes  enthalten  au 
denken.    Das  Nähere  liierüher  iui  A».  Kapitel. 

•)  Preufa,  Städt.  .Amtsreclif ,  S.  (H.  poletnisiert  g('g<'n  diesen  Satz, 
indem  er  ihn  auf  die  (iogenwait  bezieht:  allerdings  hatte  die  erste 
Auflage  dieses  Werke«  den  Druekt'eliler  ^geschattlitdr  statt  ,.ge8cliicht- 
lieh**.   Wenn  aber  Preufs  den  Gegensatz  von  nnttelbarcn  und  unmittel- 
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weder  gesetzliche  Dienst jjflicht  oder  öffentlich-rechtlicher  l)ieu!.t- 
vertrag.  Das  Amt  selbst  ruht  aber  heute  nicht  auf  dem  freien 
Belieben  des  Dienstherm,  sondern  in  der  staatlichen  Ordnnog} 
die  zugleich  Verteilung  der  ZnstKndigkelten  ist. 

Aach  unter  den  mittelbaren  Staatsorganen  lassen  sidi  manche 
der  Unterschiede  nachweisen,  die  wir  an  den  unmittelbaren  herror- 
gehoben  haben.  Bei  ihnen  kehrt  der  Gegensatz  von  selbstMndigen 
und  unselbstHndifren ,  von  einfachen  und  jtotenzierten  Organen 
wieder.  Xanicntlich  der  erstere  Unterscliied  ist  fflr  die  Behörden- 
verfassung von  weittragender  Bedeutung,  für  den  Gegensatz  von 
Einzel-  und  KoUegialbehörden ,  sowie  von  Ämtern  mit  und  ohne 
Imperium. 

Von  besonderer  Art  ist  aber  der  G^egensatz  von  not- 
wendigen und  fakultativen  Oiganen,  der  in  voller  Schirfe 
erst  im  modernen  Staate  hervorgetreten  ist.    Notwendige  Organe 

sind  die  gemafs  Verfassung  und  Gesetz  von  dem  Dienstherm  in 
bestellenden.  Auf  breiten  Gebieten  staatlicher  Tätigkeit  hat  nicht 
mehr  der  freie  Wille  des  Dienstherrn  zu  entscheiden,  olt  und 
welche  Behörden  einzusetzen  sind,  daher  für  ihn  uuch  die  recht- 
liche Notwendigkeit  eintritt,  sie  mit  den  gehörigen  Personen  zu 
besetzen.  Darin,  sowie  in  den  mannigfachen  Beschrftnknngen, 
denen  der  Dienstherr  durch  die  rechtliche  Notwendigkeit  unter- 
liegt, mit  seinen  Beamten  zu  walten  oder  sie,  wie  in  der  Rechts* 
pflege,  ganz  an  seiner  Stelle  walten  zu  lassen,  liegt  eine  weitr 
gehende  Beschränkung  des  Dienstherm  selbst,  die  —  in  Monarchie 
und  Republik  mit  parlamentarischer  Regierung  —  bis  zur  völligen 
Machtlosigkeit  des  iStantsoherhauptes  gehen  kann.  Aber  auch  in 
der  konstitutionellen  Monarchie  bedeutet  die  verfassuugsmälsige 
Stellung  der  Minister  und  Richter  eine  EinschrKukung  der 
monarchischen  Gewalt.  Daher  erklftrt  die  herkömmliche  juristische 
Vorstellung,  dafs  der  Monarch  auch  hier  ihm  gmndsfttzlich  zu- 
stehende Kompetenzen  an  andere  Personen  ttbertrligt,  weder  den 
rechtlichen  Charakter  noch  die  politische  Wirkung  derartiger 


baren  OrfriiiM-n  nur  auf  die  Art  ihrer  Bestellung  ixzieheii  will.  s<i 
werden  damit  die  rechHii  lieii  'i  atsaciien  der  Unterordnung.  Veranf \vort- 
liclikeit,  V'ersetzbarkeit,  kurz  das  Werkzeugartige  (op^nror)  der  Beamteu 
im  Verhältnis  zum  Vorgesetzten,  ohne  welches  eine  geordnete  Ve^ 
waltuDg  nicht  bestehen  kann,  einfach  unerklärlich.  Volleods  eine 
Institution,  wie  das  Heer,  wird  von  solchem  Standpunkt  aus  völlig  qb* 
möglich  gemacht. 
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Institutionen  Die  letsteren  bestehen  aber  vor  allem  darin,  dafe 
es  unter  oder  neben  dem  Monarchen  eine  herrschende  Bnreau- 

kratie  gibt,  denn  fiir  den  politischen  Charakter  der  Herrschaft 
ist  es  in  der  Regel  g-leichgilltig,  ob  sie.  ursprünglich  oder  ab- 
geleitet ist.  Auf  die  politischen  Urteile  Uber  den  Wert  der 
Monarchie  hat  das,  oft  unbewufst  oder  unausgesprochen,  ganz  be- 
dentend  eingewirkt,  indem  der  Monarchie  viel  Günstiges  und  Un* 
günstiges  sngesehrieban  wird,  was  in  Wahrheit  der  festgefügten 
Bueankratle  monarchischer  Staaten  ankommt. 

Die  mittelbaren  Oigane  werden  durch  fiemfung  in  ein  be- 
sthnmtes  Amt  mit  der  durch  Oesetie,  Terordnnngen  oder  In- 
struktionen geregelten  Ausführung  eines  abgegrenzten  Kreises 
staatlicher  Geschäfte  betraut.  Diese  derart  objektiv  gedachten 
staatlichen  Tätigkeiten  werden  auch  als  Organe  bezeichnet,  was 
insofern  durchaus  statthaft  ist,  als  Ämter  und  Behörden  niemals 
losgelöst  Yon  Menschen,  die  sie  versehen,  gedacht  werden  können. 
Die  Ordnung  und  Organisation  der  Ämter  macht  einen  wesent- 
lichen Teil  der  Organisation  des  Staates  selbst  ans. 

Der  Oegensats  von  unmittelbaren  und  mittelbaren  Organen 
kann  sich  in  allen  öffentlich-rechtlichen  Verbänden  wiederholen. 
Von  besonderer  Bedeutung  ist  er  bei  den  Gemeinden  aller  Arten. 
Deren  Gemeindeversammlung  oder  -Vertretung  un<l  deren  Vorstand 
sind  anmittelbare,  die  Genieindebeamten  mittelbare  Kommunal- 
organe. Nicht  minder  aber  ist  das  der  Fall  mit  den  sahireichen 
Verbänden,  die  durch  die  neuere  sozialpolitische  Gesetzgebung 
geschaffen  worden  sind. 

Auch  fllr  die  staatliohe  Organisation  sind  solche  unmittel- 
hsre  Organe  untergeordneter  VerbXnde  von  Bedeutung.  Die 
Verbände  selbst  nftmlich,  insofern  sie  kraft  gesetzlicher  Dienst- 
priiclit  Ntaatlit'he  Aufgaben  in  Unterordnung  unter  die  Kegierung 
lös^'n,  werden  dadurch  zu  mittelbaren  Staatsorganen.  Solche 
Dienstpflicht  erfüllen  sie  durch  ihre  unmittelbaren  Organe,  in 
erster  Linie  durch  ihre  Vorstände.  Diese  Organe  bleiben  aber 
stets  ihnen  selbst  zugehörig,  sie  sind  daher  unmittelbare  Oigane 
des  Verbandes  und  versehen  mittelbar,  kraft  der  Dienstpflicht  des 
Verbandes,  staatliche  Ämter.  Daraus  ergibt  sich  der  Unter- 
schied von  unmittelbaren  und  mittelbaren  Staatsttmtem, 


')  Vgl.  System  der  subj.  '«ff.  R.,  S.  176  (2.  Aufl.  ö.  160>  und  die 
«iaaelbst  N.  8  (1)  angeführte  Literatur. 

JcUinek,  Da»  Kecht  des  modernen  •Staates.  I.       AuS.  83 
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der  Analogien  mit  dem  Gegensatz  vou  einfachen  und  potenzierten 
nnmiUelbaren  Staatsorganen  besitit. 

3«   Die  Bechtsstellung  der  Staatsorgane'). 

Um  die  Keehtsstelluug  der  Staatsorgane  zu  erkeiiiuMi,  i>t 
bcharf  zu  unterscheiden  zwischen  den  Organen  und  den  sie 
tragenden  Menschen.  Das  Organ  als  solches  besitzt  dem  Staate 
gegenüber  keine  Persönlichkeit  Es  sind  nieht  xwei  Personen 
vorhanden:  Staatsperstfnlichkeit  and  Orgaaperstfnlichkeit'),  die 
nieinander  in  irgendeinem  SechtSTerlilltnis  ständen;  ▼ielmehr 
ist  Staat  und  Oigan  eine  Einheit.  Der  Staat  kann  nur  yermittelft 
seiner  Oi^ne  existieren;  denkt  man  die  Organe  weg,  so  bleibt 
nicht  etwa  noch  der  Staat  als  Träger  seiner  Organe,  sondeni  ein 
juristisches  Nichts  llbrig.  Dadurch  unterscheidet  sich  das  Orgaa- 
verhUltnis  von  jeder  Art  der  Stellvertretung.  Vertretene  and 
Vertretender  sind  und  bleiben  swei,  Verband  und  Oigan  sind 
und  bleiben  eine  einaige  Person. 

Das  Oigan  stellt  den  Staat  dar,  aber  nur  innerhalb  einer 
gewissen  ZnstMndigkeit  Diese  Zuständigkeiten  können  dmch 
die  betreffenden  Organe  einander  gegenttbertreten,  es  kann  Streit 
zwischen  ihnen  entstehen  Uber  ihre  Qrenzen.  Dieser  Streit  kann 
in  den  Formen  eines  Prozcfsverfahreus  geführt  werden  und  der 

»)  Vgl.  J  e  11  i  n  e  k  ,  System,  S.  186  (f.,  212  ff.  (2.  Aufl.  \AS  ff.,  223  ff.). 

•)  Dieser  Begriff  stammt  von  (iierke,  in  Schmollers  Jahrhuch.  VII. 
S.  1143,  Die  (Jenosseuschaftstheorie  und  tiic  deutsche  J^eciitspr»  ohung, 
1887,  S.  157.  Dagegen  vorzüglich  Bernatzik,  Kritische  bludien, 
Archiv  f.  9ff.  Recht,  V,  S.  818 f.  Fflr  die  OrganpersOnlichkeit  obne 
tiefere  Begrfindnng  Spiegel:  Grünhnts  Zeitschrift,  XXIV,  8.181. 
Haenel,  Staatsrecht,  I,  a  86,  IBbrt  ans,  dafs  der  Kreis  «fientlidier 
Rechte  und  Pflichten  dem  Organ  nicht  sn  individnalem,  eoBdem  sa 
organischem,  sn  Bem^  nnd  Amtsrechte  zusteht.  Was  die  IcUteraa 
Begriffe  bedeuten,  wird  jedoch  trotz  fetten  und  gesperrten  Druckes  bei 
ihrer  Erwähnung  nicht  ausgefQhrt.  Da  aber  Haenel  hierauf  die  Kom- 
petenz des  Organs  und  dessen  indiriduale  Rechtssphäre  streng  sondert, 
so  scheint  er  mit  der  hier  vertretenen  Lehre  vollinhaltlich  übereinzu- 
stimmen. O.  Maver.  II,  S.  H9.->,  N.  2,  wendet  gegen  sie  ein,  dafs  von 
dem  Vertreter  ein  Stiuk  ^^'ille  abgelöst  wird:  dann  bratiche  man  ihn 
nieht  melir.  Das  ist  ahcr  ki  in  stichhaltiger  EiiiwjmJ ;  der  Staat  braucht 
sicherlich  nur  ihis  Stück  Willen,  das  seinen  VV^illeu  darstellt;  da  er  aber 
dieses  Stück  doch  nicht  ohne  den  ganzen  Menschen  erhält,  so  kann 
die  Loslösnng  des  dem  Staate  nOtigen  Willensstückes  auch  nur  dnrdi 
eine  logische,  nicht  dnreh  eine  chirurgische  Operation  vollzogen  werdes. 
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Staat  formell  beiuea  Organen  Parteirollo  zuweisen.  Niemals  aber 
Wf'rJeu  die  Orgaue  dadurch  zu  Personen.  Ötaatbhäupter,  Kammern, 
Behörden  habeu  nienuds  juristische  Persöulicbkeit,  die  einzig  und 
allein  dem  Staate  zukommt;  alle  Bechtsstreitigkeiten  zwischen 
ihnen  sind  Zastindigkeitsstreite  innerhalb  ein  und  desselben 
Reehtssnbjekts.  Es  sind  stets  Streitigkeiten  ttber  objektives,  nie 
Uber  subjektives  Beeht^). 

Da  das  Organ  kein  eigenes  Recht ,  sondern  nur  staatliche 
Zustiiiuligkeiteu  hat'),  so  können  diese  auch  kein  Recht  der 
(las  Urgau  versehenden  Persönlichkeiten  sein.  Staatliche  Kom- 
petenzen als  eigenes  Kecht  von  Personen  bedeutet  entweder 
eine  Zerreifsuug  des  Staates  oder  Behauptung  einer  Rechts- 
ordnttQg  ttber  dem  Staate.  Denn  jenes  eigene  Becht  stammt  ent- 
weder ans  der  staatliehen  Rechtsordnung,  dann  setzt  der  Staat  neben 
sieh  ein  zweites  Subjekt  seiner  Rechte,  oder  aus  einer  sei  es  vor-, 
sei  es  Überstaatlichen  Ordnung,  mit  anderen  Worten:  ans  einem  / 
eigens  zur  Stütze  einer  unhaltbaren  Theorie  erfundeneu  Natur- 
rechtssatz.  Mit  der  richtigen  Erkenntnis  fdllt  auch  die  Lehre 
von  dem  eigeut'U  Kecht  des  Monarchen  an  der  Staatsgewalt.  Die 
Staatsgewalt  gehört  dem  Staate,  und  der  Monarch  als  solcher  ist 
uud  bleibt  in  der  heutigen  Staatsordnung  oberstes  Organ  des 
Staates. 

')  Der  laxere  Sprachgebrauch,  der  von  Kechteu  der  Staatshiiupter, 
Kammern,  Behörden  redet,  wird  sich  ohne  Pedanterie  allerdinga  kaum 
vermeiden  lassen,  da  die  Terminologie  nicht  immer  in  bequemer  Weise 
lieh  der  fortschreitenden  Erkenntnis  anzupassen  vermag.  Immerhin  ist 
such  der  Sprachgebrauch  nicht  irrefuhrwkl,  wenn  man  nur  nicht  aufser 
seht  UUst,  dafs  nicht  die  austtbenden  Organe,  sondern  der  Staat  das 
Subjekt  all  dieser  Rechte  ist.  Der  Gegensatz  von  eigenem  subjektivem 
Reeht  und  staatlicher  Znatftndigkeit  nunmehr  auch  in  voller  Klarheit 
hervorgehoben  von  Anschütz  in  der  Enzyklopädie,  IX,  S.  ö66  f.,  579. 

-)  Natürlich  mufs  in  der  Tätigkeit  des  Urgantrfigers  genau  zwischen 
df'ni.  was  er  als  Individuum  und  was  als  Organ  verrichtet,  untiM  sohieden 
werden,  da  sich  beide  'i  Htigkcitsarten  fortwährend  durclidringcn.  Nicht 
alles,  was  ein  Organträger  in  .staatlichem  Auftrage  verrichtet,  ist  deshalb 
schoü  staatliche  Tat,  wie  ich  bereits  im  System,  S.  213  (224),  uud  oben 
i>.  2W  f.  ausgeführt  habe.  Dem  Staate  zuzurechnen  sind  alle  Akte  der 
UerrscUaftsübung  und  der  freien  leitenden  Tätigkeit.  Soweit  hingegen 
der  Staat  eine  ron  ihm  angeordnete  Tätigkeit  inhaltlich  entweder  nicht 
bestimmen  will  oder  kann,  ist  und  bleibt  sie  individueller  Art.  Nur 
du  Dals,  nicht  das  Wie  ihres  Geschehens  ist  dem  Staate  zuzureohnen. 
DieEbwiade,  die  Spiegel,  a.  a.  0.  S.  179,  dagegen  erhebt,  bestätigen 
diese  Ansicht  mehr,  als  dafs  sie  sie  widerlegen. 

85* 
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Der  eiii/.cliu'  hingegen  kann  ein  Recht  auf  Organstelltintr 
Laben,  d.  h.  auf  Anerkennung  als  Organ  und  Zulassung  zu  dess^u 
Funktionen.  Soleher  Anspruch  steht  allen  Personen  sn,  die  dem 
Rechte  gemäfs  zur  TrXgenchaft  eines  nnmittelbaren  Organes  be- 
rufen sind :  Monareheni  gewKhlte  Präsidenten,  Kammermitglieder, 
Mitglieder  der  Volksgemeinde  in  der  nnmittelbaren  Demokratie^ 
der  WablkoUegien  in  den  Staaten  mit  reprisentattver  Ver- 
fassung usw.  Die  Rechtsordnung  regelt  nach  swei  Richtungen 
hin  die  Stellung  der  Organe.  Sie  bezeichnet  die  Organe  in  ihrer 
Eigenart,  iiireii  Funktionen  und  ihren  gegenseitigen  Beziehungen. 
Ferner  normiert  sie  Hecht  und  Pflicht  der  einzelnen  in  Hinsicht 
auf  die  Berufung  zur  Organstellung.  Die  Organ isationsorduuag 
statuiert  nur  objektives,  die  Berufuugsordnung  auch  subjektives 
Recht. 

Die  Organstellung  wird  femer  selbstverständlich  stets  vom 
Individuum  getragen,  das  rechtlich  niemals  im  Organ  gänilich 
aufgehen  kann.  Staat  und  Oiganträger  sind  daher  swei  ge- 
schiedene Perstfnlichkeiten,  zwischen  denen  mannigfaltige  Rechts- 
verhältnisse möglich  und  notwendig  sind.  So  sind  s.  B.  sUe 
Rechte  und  Pflichten  der  Meaniten  gegenüber  dem  Staate  nicht 
Rechte  und  Pflichten  der  StaMtsor;r;ine,  sondern  der  OrgantrapT. 
Gehalt  he/.ieht  der  Urgautdiger,  nicht  das  Organ,  und  ebenso 
kann  diszipliuai'e  Strafe  nur  jenen,  nicht  dieses  trefl'eu 

Die  Trennung  von  Individualrecht  und  Organstellung,  die 
begriflTlich  notwendig  aus  der  Persönlichkeit  des  Staates  folgt, 
ist  allein  imstande,  die  Kontinuität  des  Staatslebens  zu  erklären. 
So  wie  man  irgendwie  die  Organsuständigkeiten  als  Individnsl- 
rechte  auffafst,  ist  mit  dem  Wechsel  der  Personen  notwendig  sueh 
der  Zusammenhang  der  staatlichen  Verhältnisse  unterbrochen.  Hst 
der  Monarch  als  Individuum  ein  ei^'enes  Recht  auf  die  Staats- 
gewalt, dann  tauchen  sofort  die  der  patrimonialea  Ötaatsorduung 

>)  Auf  der  unrichtigen  Gleichstellung  von  Organ  und  Orgsntriger 
beruht  die  Bemerkung  yon  Schlofsmann,  Organ  und  StellTertreter» 
Jherings  Jabrbficher  f.  d.  Dogmatik  d.  bg.  R,  2.  Folge,  VIII,  1902,  S.  dOK 
dafs  vom  Standpunkte  unserer  Lehre  rechtliche  Beziehungen  zwischen 
juristischer  Person  und  Organ  unmöglich  wären.  Aber  auch  die  ein- 
gehenden Versuche  von  Preufs,  die  ^Ortraiipersönlichkeit"  zu  neuf^m 
Loben  zu  erwecken  'Schmollors  .lalirlt..  l!to'J.  S  557  tf'.,  Stfidtifiches  Amt>- 
recht  in  Preufsen,  1902,  S.  Uff.,  ^0  rt", ,  und  .Iherinp-=  .Inlirbücher,  VIII. 
1902,  S,  432  rt".)  gründen  sich  wcäentlicit  auf  die  lueiu*setzuDg  dci 
Organs  nut  seinem  I  räger. 
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•ogehörigen  Fragen  wieder  auf,  ob  er  denn  ttberliaiipt  durch  die 
Begterangshandlnngen  seiner  Vorfahren  gebunden  sein  kVnne. 
Die  Gesetze ,  die  der  Yorfkbr  sanktioniert  y  die  Beamtungen ,  die 

er  vollzogen,  sind  dauernd  nur  unter  der  Voraussetzung,  dafs 
Dicht  die  pliysi^^che  Person,  souderu  der  König  als  Institution 
TrMger  der  Kroue  sei 

Diese  Erkenntnis  ist  nicht  etwa  neu.  Sclion  den  späteren 
Legisten  war  in  voller  Klarheit  der  Satz  gegenwärtig,  da£s  awar 
die  Person  des  Herrschers  sterben  könne,  nicht  aber  die  Dignitas, 
die  ihrem  Wesen  nach  unsterblich  sei Die  Staaten,  in  welchen 
der  Staatsgedanke  schon  frtth  in  der  Stellung  des  Königs  sich 
augprägte,  haben  ihn  anch  in  ihr  positives  Rechtssystem  auf- 
genommen. Hatten  die  Franzosen  schon  längst  die  Parömie  be- 
sessen: le  roi  ne  nieurt  pas,  so  hat  in  neuerer  Zeit  vor  allem 
die  englische  Rechtslehre  den  Satz  von  der  Perpetuitttt  des  Königs 
aii%e8telit,  um  die  Loslösung  der  Person  von  der  Würde  des 
Königs  SU  betonen.  Sehr  schOn  sagt  Blackstone:  Heinrich, 
£daard  oder  Georg  mögen  sterben,  der  König  aber  Überlebt  sie 
alle*).  Niemals  ist  in  englischen  Gesetzen  vom  Tode  des  Königs 
die  Rede,  vielmehr  nur  von  der  demissio  r^s  vel  coronae,  ein 
Ausdrack,  welcher  blofs  eine  Übertragung  des  Eigentums  bedeutet. 
Im  die  Kontinuität  der  Organe  beim  Wechsel  der  Personen  zu 
erklären,  ist  in  England  sogar  die  uns  so  wunderlich  anmutende 
Theorie  von  der  sole  corporation  entstanden,  einer  Körperschaft, 
die  jederzeit  nur  ein  lebendes  Mitglied  hat^  das  aber  mit  seinen 

')  Eine  eigentnniliche  LpIum»  stellt  Lukas,  a  a.  O.  S.  17  tt".  auf,  um 
das  Verhältnis  von  Organ  und  ( )r;;anträ{,^er  zu  erklären.  Das  Organ  ist 
ihm  Dämlich  unpersönlich  und  willenlos,  es  ist  die  a))strakte  Institution 
im  Gegensatz  zu  den  physischen  Personen,  die  im  Sinne  der  abstraktt^n 
Institution  tätig  sind.  Die  abstrakten  Institutionen  sind  jederzeit  da, 
sndi  wenn  die  konkreten  menschlichen  Persönlichkeiten,  die  sie  aus- 
Allen,  fehlen,  also.s.  B.  das  Parlament  nach  seiner  Auflösung.  Da 
aber  der  Staat  nur  durch  die  Gesamtheit  seiner  Institutionen  handelt, 
diese  jedoch  nach  Lukas  willenlos  sind,  so  ist  der  Staat  selbst  damit 
eiae  willenlose  und  handlungsunfthige  Institution  und  deshalb  keine 
Person.  Diese  Theorie  ist  daher  nichts  anderes  als  eine  neue  Wendung 
der  alten  Lehre  von  der  persona  ficta. 

^)  Berühmt  namentlich  ist  der  Ausspruch  des  Baidus ,  Consilia  I, 
cons.  27;  II,  cons.  159  n.  4:  Imperator  in  persona  mori  potest,  sed  ipsa 
dignitas,  officium  Imperatoris  est  immortale. 

Henry,  Edward,  or  Greorge  m&y  die;  but  the  king  survives 
tbem  all,  1,  7,  p.  249. 
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Nachfolgern  eine  Einheit  biHet.  Ausdrücklich  wird  der  König 
als  eine  sole  corporation  bezeichnet'). 

Allerdings  wird  dem,  der  den  Reichtum  des  politisehen  hdhn» 
BU  betrachten  gewohnt  ist,  die  Scheidnng  von  Indiyidnalrecht  «ad 
Oigankompetens  recht  schwer  fallen.  Fttr  die  Schicksale  dei 
Staates  sind  die  dio  Organe  versehenden  Pers^fnKchkeiten  von  der 
höchsten  Bedeutung,  und  Gestalten  wie  Friedrich  der  Grofse  oder 
Bismarck  Mofs  mit  dein  äriiiliclien  Begriff  dos  Staatsorgans  zu 
inensen,  wilre  «reradezu  abgeschmackt  und  lUchorlicli.  Die  historische 
Fülle  des  staatlichen  Daseins  zu  begreifen,  ist  aber  nicht  Auf- 
gabe des  Staatsrechts  iu  seiner  Isolierung,  sondern  der  gesamten 
Staatswissenschaft. 

Was  von  den  bedeutendsten  Münncm  gilt,  hat  in  minderem 
Umfange  mit  allen  Trigem  staatlicher  Organstelinng  stattgefottdea. 
Psychologisch  notwendig  fühlt  sich  der  pflichtgetrene  Beamte  so 
mit  seinem  Amte  verwachsen,  dafs  er  dessen  Befugnisse  auch  sl« 
sein  Recht  erachtet.  Kompetenzstreitigkeiten  aller  Art  sind  hllnfi|r 
iu  letzter  Linie  aus  diesen  (iet'iShieu  zu  erklären.  Mit  seiner 
unvergleichlichen  Kenntnis  des  realen  Staatslebens  sprichr  Bis- 
marck von  dem  UnabhitugigkeitsgefUhl  und  dem  Partikularismu;:. 
^  wovon  jeder  der  acht  föderierten  ministeriellen  Staaten  and  jeder 
Bat  in  seiner  Sphäre  beseelt  ist'^  Allein  gerade  er  weist  die 
bösen  Folgen  jenes  Bessortpartikularismus  auf,  der  beim  Minister 
das  Oefllhl  solidarischer  Verantwortlichkeit  für  die  Gesamtpolitik 
untei^Kbt.  Nicht  eitel  Begriffsjurisprudens  also  ist  es  auch  aaeh 
der  praktischen  Seite  des  tSglichen  Lebens  hin,  wenn  man  Bidt* 
vidnalrecht  und  Organ znstAndigkeit  auf  das  schärfste  scheidet 
Vielmehr  weist  dieser  Rechtssatz,  wie  jede  wahre  Regel  des 
<»ffen fliehen  Rechtes,  den  Weg  zur  Erhaltung  wichtiger  staatlichex 
Güter. 

Viel  weniger  Streit  und  MirBverständnis  Uber  diesen  Punkt 
wäre  möglich,  wenn  man,  dem  wahren  Sachverhalt  entsprechend, 
die  Oiganznstindigkeiten  stets  als  Pflichten  normieren  könnte. 
Wenn  iigendwo  der  oft  gehörte  Sats:  „öilentUehes  Becht  ist 
öffentliche  Pflicht",  antreffend  ist,  so  ist  er  es  in  dieser  Materie. 
Ftir  die  höchsten  und  wichtigsten  Pflichten  aber  läfst  sich  die 

>)  Blackstone,  1,  18,  p.  469.    Vgl.  dasu  Hatsehek,  fngi- 

Staatsr.,  I,  p.  Ol  f. 

Gedanken  und  Erinnerungen,  II,  S.  272. 
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Imperativform  gar  nicht  denken,  weil  kein  Gesetz  die  UmHtände 
beBtimmen  kann,  unter  denen  sie  erfüllt  werden  mttRsen.  Die 
ZuaULndigkeit  rar  Gesetsessanktion  oder  snr  Entscheidung  über 
Krieif  und  Frieden  in  Imperative  bo  kleiden,  ist  nnmifgUelu  Und 
so  iat  in  jeder  höheren  OfgantKttgkeit.  ein  freies  Element  vor- 
banden,  das  nor  in  der  Form  der  Befügnis,  nicht  der  Pflicht 
ausgesprochen  werden  kann.  Dennoch  sind  alle  diese  Rechte  in 
Wahrheit  nur  beroclitigendc  Pflichten.  Je  höher  die  Organ- 
stellung, je  gröfsiT  der  Kreis  solcher  Rechte  ist,  desto  stärker 
tritt  auch  das  Verantwortlichkeitsgeftlhl  auf,  das  den  am  tiefsten 
und  gewaltigsten  ergreift,  der  unabhängig  von  allen  verdunkelnden 
Theorien  erkannt  hat,  dafs  die  gewaltige  Macht,  welche  die 
Staatsordnung  in  seine  Hände  gelegt  hat,  ihm  nicht  als  Private 
persoiiy  sondern  ab  führendem  Gliede  des*  Gänsen  eignet. 
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1.  Unter  KcprUsentation  versteht  man  das  Verhältnis  eiuer 
Person  zu  einer  oder  mehreren  anderen,  kraft  desbeu  der  Wille 
der  ersteren  unmittelbar  als  Wille  der  letzteren  angesehen  wird, 
so  daCs  beide  rechtlich  als  eine  Person  sn  betrachten  sind. 

Auf  den  ersten  Blick  seheint  das  BeprftsentationsyerfailtDis 
mit  dem  Ofgan^erhältnis  ganz  znsammenznfallen.  Hftofig  wird 
anch  in  der  Sprache  der  (besetze  and  der  Wissenschaft  bestimmten 
Org^anen  die  Befugnis  der  Repräsentation  des  Staates  und  anderer 
Körperscliafteii  zii«reschrieben ,  namentlich  in  d«^ren  Boziehungeii 
nach  aufsen.  Allein  im  engeren  Sinne  wird  unter  KeprHsentatiou 
da»  Verhältnis  eines  Orgaues  zu  den  Mitgliedern  einer  Körper- 
schaft verstanden,  demzufolge  es  innerhalb  der  Ktfrperscliaft  den 
Willen  dieser  Mitglieder  darstellt.  Repräsentative  Organe  sind 
somit  in  diesem  Sinne  sekundäre  Organe,  Oigane  eines  anderen, 
primären  Organes.  Dieses  primäre  Oigan  hat,  soweit  die  Zu- 
ständigkeit des  sekundären  Organes  reicht,  an  dessen  Willen  seinen 
eigenen  Willen  und  keinen  Willen  aufser  diesem.  Das  primäre 
Organ  hat  nur  so  weit  unmittelbare  Willensäufserungen  vorzunehmen, 
ab  sie  ihm  besonders  vorbehalten  sind.  Der  regelmäfsige  Fall 
dieses  Vorbehalts  bezieht  sich  auf  die  Bestellung  der  sekundärea 
Organe  durch  Wahl. 

Dieser  Gedanke  der  Repräsentation  ist  ein  rein  juristischer. 
Die  ihm  zugrunde  liegenden  realen  Vorgänge  werden  Termittelst 
der  hier  zur  Anwendung  kommenden  technischen  Begriffe  nach 
keiner  Richtung  hin  in  ihrer  psychologischen  und  sozialen  Eigen- 
art erkannt.  Sie  bilden  nicht  Erkenntnis-,  bondern  BeurU'ilun«;s- 
normen  des  Gegebenen  zu  bestimmten  rechtlichen  Zwecken. 
Deshalb  ist  auch  das  Bepräsentativsystem  heftigen  Angrid'en  aus- 
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geMtst,  wiird  als  LUge  und  Schein  bezeichnet,  ein  Vorwurf,  der 
sor  dann  gerechtfertigt  ist,  wenn  man  den  tiefgehenden  Unter* 
whied  swUehen  der  Welt  der  jnristtBchen  Begriffe  und  den  realen 
Voigiogeo  gioslieli  ttberueht.  Bonsiean,  der  fortwährend  mit 
jiirifltifldie&  Abetraktionen  nnd  Fiktionen  arbeitet,  hat,  nm  seine 
bekannte  Theorie  von  der  Unmiiglichkeit  der  Repräsentation  des 
Volkes  zu  begründen ,  gerade  in  diesem  Punkte  den  juristischen 
Standpunkt  mit  dem  psychologisclien  vertausclit  *). 

Anderseits  aber  gibt  es  vielleicht  keinen  Punkt  im  gesamten 
Um£uige  der  Staatslehre,  wo  juristische  VorsteUungeu  so  tief 
ans  den  allgemeinen  Überzeugungen  empoigewaeluen  sind,  ohne 
dais  weite  Schichten  der  Gesellschaft  es  sich  zum  Bewobtsein 
bringen«  Das  bat  denn  allerdings  Jene  Verwecbslang  von  recht- 
lieben  nnd  faktischen  Vorgängen  mit  veranlafst,  welche  die  Be- 
urteilung des  repräsentativen  Systems  so  gründlich  verwirrt. 

Ausgangspunkt  ist  uamlich  aiu-li  hier  jenes  naive  Dt^nken, 
(laö  Handlungen  einzelner  Mitglieder  einer  (Mupjx'  dieser  selbst 
and  damit  allen  in  ihr  zusammengefafsten  Individuen  zuschreibt. 
Die  Tötung,  die  ein  Stammesmitglied  begeht,  wird  auf  den 
Stamm  selbst  besogen  und  damit  allen  Stammesmitgiiedem  sn- 
gerediBe4y  ▼on  denen  jedes  von  der  Blutrache  ergriffen  werden 
kann,  die  sich  gegen  den  einaelnen  in  seiner  Eigensehalt  als 
Bepitsentanten  aller  seiner  Genossen  kehrt  Nicht  nur  die  Vor- 
stellung des  Oi^nverhältnisses ,  sondern  auch  die  der  Repräsen- 
tation gehört  sicherlich  zu  dem  Inventar  ursprunglicher  mensch- 
licher Kechtsanschauungen. 

Die  juristische  Konstruktion  hat  diesen  Tatbestand  lange  ver- 
lunnt  oder  doch  nicht  richtig  erkannt  Solange  der  Rechts- 
begriff des  Oiganes  nicht  gefunden  war,  suchte  man  mit  privat- 
leebtlichen  Analogien,  mit  den  Begriffen  der  Stellvertretung  und 
des  Auftrags  sich  die  einschlägigen  Verhältnisse  klarsumacben. 
Die  richtige  Einsicht  bat  zwar  niemals  völlig  gemangelt,  Klarheit 
ist  in  vollem  Umfang  aber  erst  in  neuester  Zeit  errungen  worden. 
Lehrreich  ist  es.  die  Vorgeschichte  d«^r  modernen  Vorsteliun^^en 
zu  betrachten,  was  im  folgenden  in  grofsen  Zilien  geschehen  soll. 

2.  Zu  den  am  häufigsten  gehörten  Behauptungen  Uber  das  Hecht 
der  antiken  Staaten  aählt  die,  welche  ihnen  den  Gedanken  der 


')  La  volonte  ne  se  repr^sente  point:  eile  est  la  mSme,  on  eile 
est  antie:  il  n*7  a  point  de  milieu.  Gontr.  soc  III,  15. 
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Repräsentation  ^Unzlich  abspricht  M.  Das  ist  aber  nur  richtig  iu 
Beziolmng  auf  die  Tätigkeit  der  obersten  Oi^gane  (](>r  Republiken, 
der  VolksTersammlnng  und  des  Rates.  Da^  wo  die  Volksgemeinde 
selbst  handeln  kann,  ist  eben  das  dringende  Bedürfnis  einer  Be* 
prisentation  gar  nicht  vorhanden,  und  damit  mangelt  aneh  das 
geschichtliche  Motiv  zu  ihrer  ESntHtehnng.  Selbst  in  den  griedii- 
sehen  StXdtebtlnden ,  wo  an  Stelle  der  Gemeinde  eine  Bundes- 
versammlung treten  mufs,  hat  keine  Repräsentation  stattg^efunden, 
vielmehr  hat  JccUm-  stimmberechtigte  Bürger  des  Eiuzelstaates 
Stimmrecht  in  der  Ekklesie  des  Bundes^).  Wenn  aber  eine  Ge- 
samthaudlung  des  Volkes  der  Natur  der  Sache  nach  ganz  ans- 
geschlossen  ist,  da  sehen  wir  in  Hellas  und  Rom  fUr  die  Bear- 
teilung  des  in  solchem  Falle  Handelnden  den  Repräsentations* 
gedanken  deutlich  hervortreten.  Die  instKndigen  Hand  Inngen  dar 
Magistrate  werden  unabhBngig  von  jeder  juristischen  Theorie  ak 
Handlungen  des  Volkes  selbst  betrachtet,  die  es  berechtigen  und 


')  Rehm,  Geschichte,  S.  114.  will  in  verschiedenen  Ansfuhrangen 
des  Aristotel.'s  (Pol.  IV,  V29Hh.  28  ff.  und  VI,  l.USa.  11  ff.  u.  25  ff.)  die 
ernte  s^'stemiitisclic  Eri'irteriinfx  der  Zwocktnäfsigkoit  von  Konstitutio- 
luilismus  und  Kej»räs«'ntati\systeni  sflien.  Doch  ist  das  eine  auf  dem 
Iiineintragen  moderner  KecUtsuieen  in  antike  rein  politische  An- 
schauungen beruhende  Täuschung.  Wenn  Aristoteles  för  die  Dsbo* 
kratie  eine  auf  dem  Zensus  beruhende  Rtassenwahl  cur  Bestelloag 
einer  die  Behörden  einsetzenden  YerMmmlung  vorsehligt»  so  denkt  «r 
dabei  keineswegs  an  eine  Reprftsentatton  der  WShler,  sondern  wendet 
nur  das  In  den  griechischen  Staaten  geübte  Prinzip  der  Behl^rdcnwaU 
auf  eine  Wahlbefaörde  an.  So  grofsc  politipche  Neuerungen  wie  d« 
Rf  j»r:isentationpgedanke  sind  nicht  auf  literarischem  Wege,  sondern 
durch  lange  historischo  Arbeit  von  den  Vr>lkern.  niclit  von  einzelnpn 
auf  dem  Wege  der  Spekulation  gefunden  worden.  Eine  Art  Reprägen- 
tation  hat  man  auch  in  den  vom  Rom  der  Kaiserzeit  eingerichteten 
I*rovinziallandtag('n  sehen  wollen.  Namentlich  in  dem  Landtag  der 
drei  Gallien  hat  man  ^^eine  organisierte  Gesamt  Vertretung'^  (Mommsen, 
Röm.  Gesehidite,  V,  2.  Aufl.  1885,  S.  85)  erblickt  Aber  auch  diese 
künstlichen  Schöpfungen  können  bei  ihren  sehr  kfimmeriichen  Befeg* 
niseen  doch  kaum  als  eine  Beprüsentation  der  Nation  gegenüber  dem 
Herrscher  im  spüteren  Sinne  gelten. 

*)  Vgl.  Freeman,  History  of  fcderal  Government,  I,  1863, 
p.  212  ,  266;  Busolt,  a.a.O.  S.  82ff.,  344,  856  ff.,  :?70:  Szanto, 
a.  a.  O.  S.  189  ff.  Diese  gegen  vereinzelten  Widerspruch  (M.  I)u,boi9t 
Les  ligues  ach^^i  nne  et  ^'tolienne,  p.  127  ff.)  als  erwiesen  angesehen*' 
Tatsache  zeigt  tnrln  als  jed^  andere,  wie  fern  den  Griechen  der  pari*- 
mentarischc  Kepraäeutatiousgedanke  lag. 
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verpfliebten.  Das  Offentiieh-rechtliehe  Mandat^  das  dem  Magistrat 
snteil  wird)  berechtigt  ibn,  alle  in  seinen  Amtskreis  fallenden 
G^eschifte  Tonranebmeni  nnd  swar,  soweit  niebt  ein  swingendes 
Gesetz  Torliegt,  naeb  freiem  Ermessen^).    NamentUcb  nacbdem 

der  Gedanke  der  Verantwortlichkeit  der  höchsten  Magistratur  ge- 
schwundeu  war,  in  der  Epoche  des  Prinzipates,  greift  auch  die 
klare  Überzeugung  Platz,  der  Ulpian  Ausdruck  gegeben  hat, 
dafs  der  Princeps  das  ganze  Becht  des  Volkes  in  sich  aufgenom- 
men habe  und  daher  der  einzige  Repräsentant  des  popolns  sei. 
Dieser  Gedanke  der  absorptiven  Reprttsentation  ist  spKter  auch 
in  den  mittelalterlieben  Gedankenkreis  eingedrungen  und  hat  in 
der  Gesehiebte  des  modernen  Absolntismns  keine  geringe  Rolle 
gespielt  Nicht  minder  aber  ist  die  Vorstellung  der  ReprXsen- 
tation  des  Staates  naeb  aufsen,  kraft  deren  der  Repräsentant  das 
Recht  hat,  den  Staat  unmittelbar  tax  verpflichten,  in  der  Epoche 
des  Prinzipates  und  Kaisertums  ganz  klar  vorhanden.  „Imperator 
foedus  percussit;  videtur  populus  Romanus  percussisse  et  continetur 
indigno  foedere."^)  Während  es  im  römischen  Privatrecht  niemals 
zum  Gedanken  der  freien  Stellvertretung  kam,  tritt  dieser  im 
Offentliehen  Rechte,  fä»t  könnte  man  sagen:  mit  Naturgewalt  hervor. 
So  erlangt  der  Senat  auch  naeb  rOmischer  Anschauung  nach  dem 
Aufhören  der  Komitien  reprisentatiTe  Stellung,  wie  nicht  minder 
die  Munisipalsenate.  Zur  vollen  juristischen  Durchbildung  aller- 
dings und  klaren  wissenschaftlichen  Erkenntnis  ist  dieses  Ver- 
hältnis nicht  gediehen.  Es  war  den  BedOrfnissen  des  politischen 
Lebens  entsprungen,  die  den  öft'entlicb- rechtlichen  Tatbeständen 
vorangehen  und  sie  erzeugen.  Interessant  aber  ist  es,  zu  sehen, 
wie  die  Jurisprudenz  den  neuen  Tatbestand  feststellt  und  doch 
nicht  imstande  ist,  mit  ihren  hergebrachten  Anschauungen  ihm 
gerecht  zn  werden.  Pomponius  führt  aus*):  „deinde  quia  diffi- 
cile  plebs  convenire  coepit,  populus  certe  multo  difficilius  in  tanta 
turba  hominum,  neeessitas  ipsa  curam  reipublicae  ad  senatum 
deduzit",  und  die  Institutionen  erklären  an  einer  Stelle^),  dals, 
als  es  unmöglich  wurde,  das  Volk  an  einen  Ort  zum  Zwecke  der 
GesetzgebuDg  znsammenzuberufen ,  „aequum  visnm  est  senatum 

Mommsen,  Abrifs,  S.  82,  Staatsrecht,  I,  8.  Aufl.,  &  76  ff. 
*)  Seneca,  Controv.  9, 85;  vgl.  Mommsen,  Staatsrecht,  I,  S.  284ft> 
*)  I«.  2  §  9  D.  de  orig.  inr.  1,  2. 

^)  §  5  Inst,  1,  2.  Vgl.  anch  Gierke,  GenoBsenschaftsrecht,  HI, 
S*  48. 
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vice  populi  cousuli".  Jene  necessitas  und  diese  aequitas  werden 
aber  in  ihrer  rechtlichfu  Eigenart  nicht  erkannt.  Und  doch  lebt 
die  Idee  des  fortdauernden  höchsten  Rechtes  des  VoUcm  auch 
nach  deMen  Monopolisierung  durch  den  Senat  weiter^  und  aoB  dem 
senatns  popnli  Romuii  der  früheren  Bepnblik  wurde  der  seuatit 
populusqne  Romanns  der  leisten  republikanisehen  und  der  Kaiser- 
seity  hinter  welcher  Formel  sich  doch  die  YorsieUnng  verbergen 
mubte,  dab  der  Senat  nunmehr  auch  die  Bfirgergemeinde  dar* 
stelle  >). 

Ganz  anders  gestalten  sich  die  mittehilterlicheii  Verhältnisse. 
Der  mittelalterliche  Staat  ist  Flächenstaat,  er  ist  dualistisch  ge- 
artet gegenilber  dem  einheitlich  gebauten  antiken  Staate.  Sein 
Volk  ist  nicht  sowohl  eine  Vereinigung  gleichartiger  Individuen 
als  vielmehr  eine  Vielheit  von  einzelnen  und  Verbünden.  Herr- 
Bcbaftliche  Verbände  mit  einem  Orundherm  an  der  Spitse,  Kirchen 
und  Kl08ter  mit  ihren  Eigenleuten,  Oemeinden  und  gemMsen- 
achafttiche  Verbinde  anderer  Art  sind  in  grofaem  Umfange  die 
unmittelbaren  Glieder  dea  Staates,  in  sich  einen  groben  Teil  dei 
dem  direkten  Verkehr  mit  der  Staatsgewalt  entrtlckten  Volkes 
bergend.  Diese  Momente  .schaffen  flir  den  ReprUsentationsgedankeu 
d«'n  breiten  soziah'u  Boden.  Das  reiche  genossenschuttliche  Leiten 
gibt  den  Anstofs  zu  einer  theoretischen  Erfassung  dieses  (»e- 
daukens,  der  wissenschaftlich  zuerst  in  der  Korporationslehre  der 
Glossatoren  und  Kanonisten  ausgebildet  wird^).  Unabhängig  von 
jeder  Theorie  aber  treiben  die  politischen  und  socialen  Verhilt- 
nisse  aur  Schaffung  reprteentierender  Oigane. 

Nur  in  Form  des  gegliederten  Heeres  kann  sich  anfangs  das 
Volk  versammeln,  wird  aber  bald  durch  das  Feudalsystem  lom 
groben  Teile  aus  dem  einheitlichen  Heeresverbande  ged ringt. 
Im  FlHchenstaate  werden  ferner  regelmäfsige  Zusammenkünfte  des 
Volkes  zur  Uunn'iglii  hkeit.  Anderseits  jedoch  fordert  der  niemals 
überwundene  Dualismus  von  Fürst  und  Volk  eine  Vertretung 
letztrreii  gegenüber  dem  ersteren.  Diese  Vertretung  entwickelt 
sich  auf  verschiedenen  W^en  ganz  natürlich  dabin,  dafs  die  meliores 
terrae,  die  geistlichen  und  weltlichen  Qroben  sich  als  das  Volk 

Mommsen,  Abrifs,  S.  340.  Ül)er  die  römische  An>«chauung 
der  Kcprä.s»'ntJition  der  Körperschaft  ilurch  ihre  Orgaue  vgl.  auch 
Hege Is berger,  1,  ^..023  und  die  daselbst  N.  2  angeführten  Quellen- 
stellen. 

*)  Vgl.  üierke,  Geuod-^euschaftsr.,  III,  S.  394,  47b. 
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in  politischeik  Sinne  konstitnieren.  Ihr  Recht,  das  in  jedem 
Staate  anf  eigenartige  Weise  entsteht,  wird  von  ihnen  ursprüng- 
lich als  indiyidnelle  Bereehtignng  betrachtet,  so  dafs  sie  niemand 
vertreten  als  sich  selbst.  Allein  allmUhlich  gesellt  sieh  diesem 
Beeht  dort,  wo  der  herrschaftliche  Verband  erhalten  bleibt,  in 
der  allgemeinen  AnHchauung  noch  i-iii  Hecht  der  gesetzlichen 
Wrtrctung  de«  Verbandes  zu.  In  der  ötändeversanimlung  vertritt 
der  Landes-  oder  Grundherr  aucli  seine  Untergebenen,  was,  je 
nachdem  der  Staatsgedanke  klarer  oder  scliwilcher  ansgeprügt 
wird,  im  politischen  Denken  der  einzelnen  Völker  mehr  oder 
minder  scharf  sum  Ansdruck  kommt  Das  spiegelt  sich  auch  in 
der  literatnr  der  Staatslehre  des  späteren  Mittelalters  wider, 
welche  die  StXndeversammlungen  bereits  als  Reprüsentationen  des 
L'anzen  Volkes  auffafst,  wie  sie  anch  den  Kreationsorganen  des 
Kaisers  und  ra|»stes  repräsentativen  Ciiaraktcr  zuschreiht  M.  Ein- 
gehende und  gründliche  Untersucliun^'^  über  die  H<'griindung  und 
rechtliche  Natur  des  Verhältnisses  von  Kepä&entierteu  und  Re- 
prisentierenden  sind  aber  selbstverständlich  nicht  vorhanden,  weil 
derartiges  erst  dnrch  die  Mächte  des  historischen  Lebens  dem 
wiMenschaftlichen  Denken  näher  gebracht  werden  mnfste. 

Besondere  Rechtsnormen  tther  eine  Vertretung  in  ständischen 
Versammlnngen  werden  dort  notwendig,  wo  Kommunen  oder 
Körperschaften  anderer  Art  zu  vertreten  sind.  Hier  niufs  durch 
♦•inen  Kechtsakt  sowohl  die  vertretende  Person  als  auch  der  Uni- 
Ung  und  Inhalt  ihrer  Vertretungsbefugnisse  bestimmt  werden. 
Die  Entwicklung  beginnt  bei  ihnen  überall  mit  der  gebundenen 
ätelivertretong,  die  scharf  die  Personen  des  Vertretenen  und  des 
Vertreters  sondert.  Diese  Art  der  Vertretung  wird  als  wesens- 
gleich mit  der  Stellvertretung  des  Privatrechts  gedacht,  indem 
das  Institut  nur  seinem  Zwecke,  nicht  seiner  inneren  Natur  nach 
aus  der  Sphäre  des  Privatrechts  herausfällt.  Daher  haftet  der 
Vertreter  auch  pers^Jnlich  mit  seinem  Vermögen  für  den  »Schaden, 
'leii  er  durch  Überschreitung  seines  Auftrags  seinen  Mandanten 
zuf  ügt,  und  kann  von  ihnen  zurückberufen  oder  »eiuer  Vertretungs- 
befognis  entsetzt  werden. 

In  den  Staaten,  wo  die  Stände  nur  eine  geringe  Rolle  spielen 
oder  nur  zur  Beratung  einzelner  wichtiger  Geschäfte  zusammen- 

'j  Vgl.  Gierke,  Geno6öen->chattdr,,  III,  S.  Uers.,  Althusius, 

S.  211  tf. 


Digitized  by  Google 


558 


Orittea  Buch.  Aiigemeiue  Staatsrechtslehre. 


treten,  bleibt  dieses  Verliültuis  uiigeKudert.  Eiueii  von  Grand 
aus  anderen  Cliarakter  nimmt  es  aber  dort  an,  wo  es  zu  eiuer 
normal  fungierenden,  in  die  staatliche  Organisation  eingeordneten 
und  mit  ihr  innig  verknllpften  Institution  wird,  nämUch  in  Eng- 
land. Dort  nicht  minder  wie  in  den  ständischen  Versammloageo 
des  Kootinenti  bestand  anHUiglich  die  gebnadene  StellTeitretoig. 
Der  Qewihlte  empfing  seine  InBtruktionen.  toh  den  Wählern  und 
war  verpflichtet,  ihnen  ttber  deren  Yollsog  RechenBchaft  a 
geben  ^j.  Im  Zeitalter  der  Tudors  aber  Hadert  sieh  das,  und  im 
Laufe  des  17.  .fahrbunderts  beginnt  die  Erinnerung  an  den 
früheren  Zustand  zu  schwinden.  In  den  Urkunden  und  der 
Literatur  jener  Zeit  ist  nur  noch  von  den  Repräsentanten  des 
Volkes  die  Rede  Die  Anschauung,  dafs  jeder  Engländer  im 
Parlament  vertreten  und  daher  sogar  durch  das  Medium  seines 
Vertreters  dort  persönlich  anwesend  sei,  wird  bereits  von  Sir 
Thomas  Smith  unter  der  Elisabeth  klar  ausgesprochen*).  Wie 
diese  den  fiepräsentationsgedanken  so  ansehanltch  darstellende 
Idee  entstanden  ist,  darüber  fehlt  bisher  jede  nähere  Unter* 
suchung      Zweifellos  war  es  aber  die  Unmöglichkeit,  aufGrond 

>)  VgLStubbs,  Gonstitational  history  of  England,  2.  ed.  1878,  III, 
j).  424.  Eingehende  Unterauchung  dieses  historisch  so  wichtigen  Punktes 
ist  in  der  englischen  Literatur  bisher  nicht  yorhanden. 

Das  Agreement  of  the  People  erklärte  ansdrflcklich:  tbst  tbe 

Kepresentatives  have,  and  shall  be  understood  to  have,  the  supreme 
trust  in  order  to  proservation  of  the  whole;  and  that  their  povtr 
cxtend ,  wiihout  tlie  consent  or  concurrencc  of  any  other  person  or 
persona,  to  etc.  Ausgenommen  sind  nur  die  oben  8.  erwihnteü 
Punkte,    (in  1(1  in  er.  Const.  Doeum.,  p.  279 

•)  —  qnicquid  in  centuriatia  comitiis  aut  in  tribuuitiis  jiopulu« 
Koinanud  efficere  potuisset,  id  omne  in  comitiis  Anglicanis,  tanquam  in 
Goetu  Priucipem  populumque  reprcsentante ,  commode  transigitur, 
interesse  cnim  in  illo  conirentu  omnes  intelligimur,  cniuseumqne  aiipU- 
tudinis,  Status,  aut  dignitatis,  Priucepsve  aut  idebs  Inerit;  sirs  per 
teipsum  hoc  fiat  sive  per  procuratorem.  De  repnblica  Angioma^  II, 
(Elsevirausgabe  von  1641,  p.  196).  Dieses  merkwürdige  Buch  woide 
zuerst  1588  —  nnch  dem  1577  erfolgten  Tode  des  Verfassers  —  gedruckt 
Siehe  über  Smith  i'oliock,  Introduction,  p.  54  f. 

^1  Jetzt  verdanken  wir  Hatschek,  Engl.  Staatsr.,  I,  S.  2:V2  ff., 
4'ine  eiiiLTclicnde ,  neue  Aufschlüsse  bietende  (ieschichte  des  Kepräseu- 
tationsgedankens  in  KnL'land.  Von  hohem  Interesse  ist  namentlifh  der 
quelienmafsige  Nachweis,  dal's  bereits  unter  Heinrich  V^.  die  Abgeord- 
neten nicht  als  für  eine  Kommunität,  sondern  als  für  das  ganze  Keich 
gcwfthlt  angesehen  wurden. 
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ton  loatraktionen  zu  gedeihlicher  Beratung  und  Beschlurbfassung 
SQ  gelangen,  die  endlich  die  Instraktionen  selbst  beseitigte*). 
Schon  frtthe  Terlangen  daher  die  Könige  in  ihren  Einberufungs- 
fchreiben  entsprechende  Vollmachten  der  GewHhlten,  „ita.  quod 
pro  defeeta  hajnsmodi  potestatts  n^tinm  infectum  non  remaneat" 
In  jedem  Parlameut  tauchen  leriier  Fragen  auf,  welclie  die  Wähler 
nicht  vorherstlien  konnten;  im  Interesse  der  Wähler  selbst  ist  es 
häufig  gelegen,  auf  dem  Wege  <ies  Kompromisses  mit  den  Inter- 
essen anderer  Zugestltndnisse  zu  erlaugen.  Die  lustruktioneu 
weiden  daher  oft  so  allgemein,  dem  Vertreter  ein  so  grobes  Er- 
messen gestattend  ansge&llen  sein,  dals  ihr  Wert  bei  einem  so 
praktischen  Volke  wie  dem  englischen  sehr  in  Frage  gestellt  wurde. 
AnÜBerdem  aber  ist  das  Parlament  ein  höchst  wichtiges  Olied  in 
der  Verwaltungsorganisation  des  Reiches  und  erledigt  bereits  unter 
den  Tudors  eine  Menge  von  GeschUften ,  bezüglich  welcher  eine 
Instruktion  unm?)glich  oder  widfrsinni^  wärt*.  Das  Parlament  ist 
»'hen  nicht  nur  gesetzgebende  und  steuerbewilligende  Versannnlung, 
sondern  auch  höchstes  Glied  der  gesamten  Verwaltungs-  und  Ge* 
liehtsoiganisation,  und  ttberdies  ordnet  es  durch  feststehende  Regeln 
•eine  inneren  Angelegenheiten.  In  Beziehung  auf  diese  lotsten 
Ponkte  ist  auch  das  gewählte  Unterhans  stets  selbstündig  gewesen. 
Di  aber  der  Auftrag  der  Ausgangspunkt  der  Vertretung  der 
Kommunen  gewesen  ist,  so  bildet  sich  parallel  mit  dieser  Los- 
Irtsun^  der  Gewühlten  von  ihren  Willilern  dor  Gedanke  aus,  dafs 
der  Wille  des  (iewählten  auch  ohne  sitklicu  Auftrag  fortdauernd 
den  der  Wähler  darstelle.  Waren  ursprünglich  die  Grafschat't<>n, 
Stttdie,  Buigfleckeu,  dem  Volksbewufstsein  verständlich,  durch  die 
Toa  ihnea  entsendeten  und  instruierten  Abgesandten  vertreten, 
10  danem  diese  Vorstellungen  geschichtlieh  noch  fort  su  einer 
Zeit^  wo  jene  dauernde  Verbindung  zwischen  den  Kommunen  und 
dem  Unterhanse  nicht  mehr  existiert.  Alle  Kommunen  sind 
demnach  im  Unterhause  versammelt.  Die  Gesamtheit  der  geist- 
lichen und  weltlichen  Lords  im  Verein  mit  d«'u  Koiniiiuneu  bildet 
nun  das  regnum ,  und  somit  ist  das  einzelne  Mitglied  Teil  der 
Reichsvertretung;  sein  Wille  ist  nicht  Wille  des  ihn  entsendenden 

')  Vgl.  auch  Seidler  in  Grünhuts  Zeitschrift .  XXIV,  S.  12M  ff. 
Bereits  Montonquicu  hat  (XI,  6j  auf  die  schweren  Nachteile  spezieliei 
Instruktionen  hingewiesen. 

'J  Anson,  The  Law  and  Custom  ot"  tlie  Constitution,  1,  1880,  p.  46; 
Seid  1er,  1.  c;  Stubbs,  Select  Charters,  7.  ed.  1890,  p.  48L 
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Verbandes,  sondern  ein  Willenselement  des  gansen  Heiehes'). 
So  wichst  in  natürlicher  Weise  ans  den  gegebenen  VerhMltnissen 
die  Air  den  modernen  ReprSsentativstaat  grandlegende  Ansicht 
hervor,  dafs  die  Mitglieder  des  Parlamentes  die  Yolksgesamtheit 

repräsentieren  *). 

Anders,  abor  zu  demselben  Kcsult.ite  tlihrend  war  der  Ent- 
wickliinj^sf^aiii,'^  in  Frankreich.  Während  in  England  die  Mit- 
glieder des  Oberhauses  Viriisümmen  hatten,  galt  in  Frankreich 
auch  fUr  clergi  und  noblesse  das  Prinsip  der  Wahl,  nicht  nur 
fttr  den  dritten  Stand*).   Alle  drei  traten  mit  den  von  ihren 

')  Das  konstatiert  Iii  arks tone,  1,  2,  p.  Iö9,  mit  den  heiühinten 
Worten:  „And  every  member,  though  chosen  hy  onc  particular  district 
when  eleeted  and  retumed,  senres  for  the  whole  reahn.  For  the  end 
of  bis  Coming  thither  is  not  partienlar,  but  genml:  not  barely  to  ad- 
vantage  bis  constitnents,  bat  the  common  wealth;  to  advise  his  sove- 
reign  (as  appears  from  the  writ  of  sammons)  „de  commnni  oonsilio  super 
negotiis  quibusdam  arduis  et  ntgentibus,  regem,  statum,  et  dcfensioncm 
regnt  Angliac  et  ccdesiae  Anglieauac  coDcementibus".  And,  t^ereforc, 
he  is  not  bound  to  consulr  wlth,  or  take  the  ad  vice  of  his  con8titu''nts 
Upen  any  particular  point,  unl«>s8  he  himself  thinks  it  proper  or  pnident 
to  do  so."  Als  schlagendstes  Heispiel  dafür,  dafs  diese  Anschanunc 
geltendes  KtM'ht  ist,  wird  auf  di«'  Scptennial-liill  von  17lti  verwiest-n, 
durch  wcli  ln-  (las  l'arlauicut  st'iiic  «  igoüe  I)auer  von  drei  aut  sit'ben 
Jalire  \  t  rliuij^crte.  Das  Untt'rhans  wurde  (hiinals  niclit  auf«;i'lö<t, 
sondern  fungierte  gemafa  dem  neuen  Gesetze  um  vier  Jahre  länger. 
Vgl.  Dicey,  p.  42  fi'. 

*)  Aas  dem  reprisentativen  Charakter  des  gansen  Parlamentes 
folgt  auch  der  des  Oberhauses,  dessen  rechtliche  Stellung  in  dieser 
Hinsicht  aber  nicht  so  klar  durchgefiihrt  ist;  man  denke  Tor  allem  tu 
dessen  mindere  Rechte  besuglich  der  Geldbewilligungen.  Es  ist  jedoch 
auch  SU  erw&hnen,  dafs  der  Satz  von  dem  rein  reprisentativen  Cha- 
rakter der  (tcwihlten  noch  öfter  bestritten  wurde.  So  trat  Burke 
1774  et) ergisch  gegen  den  Versuch  auf,  den  Unterhausmitgliedern  bei 
der  Wahl  bindende  Versjirechungen  abzunehmen.  (Vgl.  May,  Tlie 
Constitutional  histoiv  of  England,  I,  p.  444  tf. i    Wie  Esmein. 

Droit  c-onst.,  p.  »;S.  n.  <  r\viihiit,  ist  noch  iNf^'^  gelegentlich  der  Homerule- 
Del)atten  von  der  <  >|i})Osition  i)ehauj>tet  worden,  die  Abgeordneten 
liiitteii  von  ihren  W:ililern  kein  .Mantlat  /.um  l^eschlus^e  einer  soUhon 
Mafsregel  erhalten.  In  den  \  ereinigten  Staaten  haben  viele  Ver- 
fassungen  der  Einzelstaaten  den  Wählern  das  Hecht  zur  Instruktions- 
erteilung sogar  ausdrücklich  gewahrt  Aach  Instruktionen  der  Sttu^- 
initglieder  sind  vorgekommen.  Die  amerikanischen  Autorititen  haben 
sich  allerdings  gegen  diese  Praxis  ausgesprochen.  VgL  darüber  Rfitti> 
mann,  I,  171  ff. 

*)  Die  verwickelten  Details  dieser  Verhältnisse  siehe  bei£smeio» 
Cours  ^'Icmcntaire  d^histoire,  p.  491  ff.  Die  Abgeordneten  erhielten  auch 
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Wählern  erhaltenen  Instruktionen,  den  cahiers,  zu  den  vUits 
g^nfraux  zusammen,  wo  die  StJinde  getrennt  beraten  und  be- 
sdiliefsen  sollten.  Da  ist  es  denn  vor  d<'r  letzten  Ta;j:uug  dieser 
Stände  zuerst  der  König,  der  sich  gegen  die  zu  enge  Bindung 
der  Abgeordneten  durch  die  cahiers  ausspricht^),  in  der  ktfnig^ 
liehen  Sitzung  yom  23.  Juni  1789  gewisse  Beschränkungen  sogar 
ftlr  nichtig  erklärt')  nnd  in  Zukunft  jedes  imperative  Mandat 
untersagen  will'),  damit  dadurch  nicht  die  Möglichkeit  der  Be- 
ratung gehemmt  sei.  Nichtsdestoweniger  wurden  den  Abgeordneten 
oft  ziemlich  weitgehende  Instruktionen  erteilt^  und  viele  von  ihnen 
he!i;uij)tetpn  aucli,  nachdem  der  Ständereiclistag  sich  in  die 
Nationalversammlung  verwandelt  hatte,  zunächst  die  fortdauernd 
bindende  Kraft  der  cahiers.  Aber  bald  zeigt  sich  die  Unmöglich- 
keit, auf  Grund  Ton  Instruktionen  gedeihlich  zu  verhandeln. 
JSoeigisch  verteidigt  der  damals  so  einflufsreiche  Sieyis  den 
Gedanken  der  Unabhängigkeit  der  Abgeordneten  von  den  Wählern 
mit  dem  Hinweis  auf  die  schweren  Gebrechen,  die  aus  der  fort- 
wXbrenden  Befra^n^r  der  Wählerschaften  durch  den  Abgeordneten 
entstehen  würden;  alle  anderen  GrUnde ,  die  dieser  Vorkämpfer 
des  freien  Mandates  für  dessen  Anerkennung  vorbringt^  sind  rein 
doktrinärer  Natur,  bestimmt,  zu  r»'chtf"erti«j:;<M)j  was  praktisch  not- 
wendig war*).  Die  Ideen  Rousseaus,  die  in  der  Konstituante 
eine  so  groCse  Holle  spielen,  wirken  ebenfalls  bestimmend  auf  die 
Auffassung  der  Stellung  der  Abgeordneten  ein.  Herrscher  im 
Staate  soll  der  GemeinwUle  sein.  Der  kann  aber  nicht  durch 
den  partikulären  Willen  der  einzelneu  bailliages  gebildet  werden. 


von  ihren  Walilt-m  «'iiif  Bezahlung,  die  oft  als  sohwere  Last  von  den 
Verpriichtet<  n  emitfund»  11  wurde  und  dir  Sehnsucht  nach  Einberufung 
der  Reichsstände  verminderte;  1.  e.  p.  }99. 

Ordonnance  vom  24.  Juiiuar  1T>'J  über  das  Wahlreglcment, 
Art  45:  .  .  les  pouvoirs  dout  les  deputes  seront  munis  devront  dtre 
gtfobnmx  et  euffisants  pour  proposer,  remontrer,  aviser  et  consentir, 
aiasi  qn*il  est  port^  aux  lettres  de  convocation.  H^lie,  Les  oonsti* 
totioos  de  la  France,  1880,  p.  15. 

*)  Archives  parlementaires,  I.  s^rie,  VIII,  p.  148,  Art  8. 

*)  1.  c.  Art.  6:  8a  Majest^  d^dare,  qne  daos  les  tenues  suivantes 
des  Etats  g^n^raux  eile  ne  souffrira  pas  que  les  cahiers  ou  mandats 
piriseont  etre  jamaiä  consid4r^8  comme  impöratifs;  iis  ne  doivent  Otre 
<)Qe  de  Bimples  instructions  conü^es  ä  ia  conscience  et  k  la  iibre 
opioion  des  d(^put<^s  dont  on  tmrn  fait  choix. 

*]  Vgl.  Siey^s,  i^litisihc  Schritten,  I,  S.  207  ff.,  379,  450. 
JeUinttk,  Dm»  Recht  des  niod«rn<jn  ätaiites.  I.  2.  Aull.  36 
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die  ihre  Abgeordneten  instruieren.  Vielmehr  ist  die  volonte 
generale  Wille  des  ganzen  VolkeB,  daher  der  einzelne  Abgeordnete 
nicht  den  Willen  de»  Volksteiles,  der  ihn  entsendet^  sondeiit  den 
des  gansen  Volkes  sn  reprKsentieren  hat  Nnr  so  Üeis  sieh  die 
Ronsseau*  sehe  Verwerfung  der  BeprttsentatlTrerfassnng  einiger- 
mnfsen  mit  der  politischen  Wirklichkeit  ▼erstfhnen.  Bald  ver- 
Btcigt  sich  die  Konstitaante  zu  der  ktthnen,  sie  ^nzlich  von  den 
Wahlerscljatteu  loslösenden  Erklärung,  dafs  sie  selbst  der  Sitz 
der  nationalen  SonverUnetiit  sei.  Das  Gesetz  vom  22.  Dezember 
1789  füliit  den  Keprii.sentationsgedanken  energisch  durch*),  schaft'l 
sodann  endgültig  die  Instruktionen  ab  sowie  die  Ktickberufung 
der  Abgeordneten  durch  die  Wähler^),  und  von  da  ist  in  die 
Verfassung  vom  3.  September  1791  der  klare  Sats  ttbeigegangen, 
dalis  die  Abgeordneten  nicht  ein  besonderes  Departement,  sondern 
die  ganse  Nation  reprVsentieren  nnd  dnrch  keine  Instruktion  ein- 
geschrttnkt  sein  sollen').  Diese  Beetimmnng  hat  sodann  ihren 
Weg  in  alle  übrigen  enropiüschen  Verfassungsurknnden  gefunden. 

Die  gesetzgebenden  Versammlungen  repräsentieren  aber  nicht 
das  Volk  nach  allen  Kiclitungeu.  In  eigentümlicher  Weise  ver« 
mtthlt  sich  die  Lehre  von  der  Gewaltenteiluug  mit  der  der  V"lk>- 
souverUnetäl  zunächst  in  den  Vereinigten  Staaten.  Dort  bekleidet 
das  Volk  mit  der  gesets^ebenden  Gewalt  die  Legislatur  im  Einxel* 


>)  Einleitung,  Art  8.  repr^sentants  nommte  k  TAssembl^ 

nationale  par  les  döpartements  ne  pourront  6tre  regard^  comme  \m 
repr^sentants  d*un  d^partement  partieulier,  mais  oomme  les  repitea- 

tants  de  la  totalite  de?  dc^partements,  c'est  k  dire,  de  la  nation  enti^re* 
H^lie,  p.  72.  Wohl  zu  bemerken  ist  der  feine  Unterschied  zwischen 
dieser  Auffassung  und  der  Black stones.  Dort  repräsentiert  der 
einzelne  das  Königr«'ich,  d.  h.  die  (Jesamtheit  der  im  Unterhaus  ver- 
tretenen commimitates  re^ni,  hier  die  Nation,  d.  h.  die  Summe  dir  In- 
dividuen. Noch  bis  heute  ist  dieser  (iegens^atz  in  der  englischen  ui><l 
Iranzüsischeu  Lehre  vom  Parlamente  zu  finden ,  obwohl  er  sich  immer 
mehr  verwiseht.  Praktisch  hat  er  die  Bedeutung,  dafs  die  englische 
Anschauung  das  Wahlrecht  an  die  Gemeinde,  die  franaösisehe  an  dss 
Individuum  anknüpft  Nur  aus  dieser,  nicht  aber  aas  jener  ist  dss 
allgemoiDe  und  gleiche  Wahlrecht  als  letste  logische  Konseqnens  sb- 
zuleiten. 

«)  Sect.  I,  Art.  :H  H»^lie,  p.  76. 

■)  Türe  III,  ch.  1,  sect.  3,  Art  17,  „Les  repr^sentants  nommös 
dans  log  d^partements  ne  seront  pas  reprösentants  d'un  d^parteraent 
particuiicr,  mais  de  la  nation  enti^re,  et  il  ne  pourra  leur  6tre  donn^ 
aucuu  maudat.'' 
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Staat,  den  KoDgrefs  in  der  Union.  Die  yollsciehende  Gewalt  hin- 
gegen wird  dem  Govemor  oder  Präsidenten  übertragen,  die 
richterliche  den  Gerichtshöfen ,  die  daher  nicht  minder  Re- 
präsentanten des  Volkes  sind  als  die  Mitglieder  der  Legislator. 

In  Frankreich  wird  auch  dieser  Gedanke  rezipiert,  indem  der 
König  neben  der  Nationalveisunimlun^^  ausdi  iicklit-h  als  Rt»- 
prilsentant  des  Volkes  bezeichiu't  wird'),  was  dem  allirenu  nieii 
Bewufstseiu  um  so  verstandlicher  war,  als  die  Vorstelliinj^  der 
Repräsentation  der  Nation  durch  den  König  selbst  den  absoluten 
Herrschern  Frankreichs  geUafig  war.  Diese  amerikanisch*franzö- 
siscbe  Anlfassnng  der  republikanischen  Staatahänpter  ,ist  fttr  alle 
republikanischen  Verfassungen  mafsgebend  und  unter  firansßsischem 
EinflnCB  auch  in  dem  Text  mancher  monarchischer  Verfassungen 
snr  Definition  der  Stellung  des  Fürsten  verwendet  worden. 

8.  Über  das  rechtliche  Wesen  der  auf  Grund  des  neuereu 
ReprHsL'iitatinnsgedankt'iis  aut"<!rel)auten  ^esetz;rel)t»ndf'n  Kollegien 
bestehen  bis  in  die  liegiMiwart  crhrhlifhe  Unklarlieitcii :  ja,  eine 
vollkommen  befriedigende  Losung  der  von  ihnen  dargeboteneu 
Probleme  ist  bisher  überhaupt  nicht  vorhanden.  Die  engliscbCy 
amerikanische  und  französische  Literatur  sieht  trotz  der  Betonung 
des  Gedankens  der  Repräsentation  in  dem  Wahlakte  doch 
immerhin  eine  Übertragung  von  Macht  von  den  Wählern  auf 
den  Gewählten*),  ohne  dafs  sie  dieses  Verhältnis  des  freien 
Mandates  irgendwie  auf  einen  streng  juristischen  Ausdruck  zu 
bringen  bestrebt  wäre.  Diese  Unklarheit  wirkt  auch  mit  auf 
gewisse'  ])olitische  Forderungen  ein,  die  das  Repräsentativs^'stem 
aufheben  oder  schwUcheu  wollen.    Diejenigen,  welche  mit  dem 


')  Titri'  III,  Art.  2.  „.  .  La  Constitution  franc^aiso  est  repräsen- 
tative: les  rej)r«\';entauts  sont  le  Corps  Ic'^islutit  ot  le  Kol." 

-)  Was  mit  den  landläufigen  Vorstillunj^^fn  von  der  Volkssouve- 
ränetät  zusammenhängt.  Im  Staatsrrn  lit  der  Ain«'rikam>r  und  Franzo.^eu 
ist  immer  von  der  Delegation  (to  grant,  to  vest)  der  Gewalten  durch 
die  Nation  oder  deren  indirekten  Ausübung  durch  das  Volk  die  Rede. 
Doch  beginnt  in  neuester  Zeit  in  Frankreich  die  deutsche  Theorie  von 
der  Repräsentation  einsudruigen.  Vgl.  Orlando,  Du  fondement  jnri- 
dique  de  la  repr^sentation  politique;  Revue  du  droit  public  et  de  la 
sdence  politique  en  France  et  k  T^tranger,  III,  1895,  p.  1  ff.,  namentlich 
aber  iSaripolos,  La  dömocratie  et  l'election  proportionnelle,  II,  Paris 
1899,  p.  98  ff.,  mit  gründlichster  literaturkasntnis,  dazu  A.  Mestre, 
Le  fondenient  juridique  de  TeK-etion  proportionnelle  daus  la  d^ocratie 
^Extrait  de  la  Revue  gdn^ralc  du  droit-,  lö99,  p.  15  ff. 
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jjdlitischeu  Gedankeu  des  Mandates  juristisch  Ernst  machen  wollen, 
verlangen  in  Emeuernng  ständischer  Vorstellungen  die  Ein- 
führung des  imperativen  Mandates,  das  die  Abgeordneten  vin 
nenem  an  die  Auftrüge  der  Wähler  knttpft  und  sie  aus  unmittel- 
baren SU  mittelbaren  Organen  wandelt.  Andere  hingegen  postn- 
Iteren  die  Sanktion  der  Parlaments-  durch  Volksschlasse^)!  also 
Einfinhrnng  des  fakultativen  oder  obligatorischen  Referendums 
in  ^Tofserem  oder  g:erinp:erem  Umfange  in  der  Art,  wie  es  in  der 
Schweiz  und  der  Xor(lain»*rikanischen  Union  verwirklicht  ist. 

Von  anderer  Seite  wic.lennn  ist  die  I^ehri'  allt'ge^t»*llt  \v.»nlt'n. 
dafs  in  Wahrheit  nicht,  wie  die  offizielle  staatsieclitliche  L»'hre 
hehauptety  das  einheitliche  Volk  e»  sei,  das  im  Parlamente  zum 
Worte  komme,  sondern  Abgeordnete  der  einzelnen  Gresellschafb* 
gruppen,  nicht  die  Vertreter  eines  einheitlichen  Willens,  sondern 
partikulärer  Interessen;  in  Wahrheit  sei  es  eine  soziale,  nicht 
eine  politische  Institution.  Nicht  das  Staats-,  sondern  das  Partei- 
interesse sei  der  Leitstern  der  unausbleiblich  die  Grundlage  alles 
Parlamentarismus  bildenden  politischen  Parteien'). 

Diese  Auffassung  ilhersieht,  dafs  die  Gesellschaft  keiueu  ein- 
heitlicheu  Willen  hat  und  hahen  kann,  ein  Parlament  hiogegeu 

')  Diese  Form  der  Gesetzgebung  hatte  schon  K  o  u  s  s  e  a  u  trotz 
seiner  Verwerfung  des  Bepräaentationsgedankens  für  sulässig  erklirt: 
Les  d^putte  du  peuplo  ne  sont  donc  ni  ne  peuvent  6tre  ses  reprisen- 
tants,  ils  ne  sont  que  ses  commissaires;  ils  ne  peuvent  rien  condure 
döfinitivement.  Toute  loi  que  le  peuple  en  personue  n*a  pas  mtifi^ 
est  nulle;  ce  n'est  point  une  loi.    Contr.  soc,  III.  15. 

•)  Diese  Auffassunj^  wurd<'  l)e«,'ründet  durch  Lorens  Stein^  der  in 
seinem  Werke  über  die  Geschichte  der  sozialrn  Bewegung  in  Frank- 
reich die  motlerne  ( Jesrhicht«'  als  finni  Kampf  der  Gesellschaft  nni 
den  Staat  liegrcifeii  will.  Hierauf  hat  (iiKMst  in  zahlreiehen  SohritUu 
da.s  I'arlaincnt  als  ge>f  llschaftliehe  Hilduiig  erfafst,  die  sich  in  England 
harmonisch  in  den  IJau  des  Staates  einfügt,  in  Frankreich  aber  den  Staat 
beherrscht.  Auch  andere  Juristen  haben  diesen  Gedanken  zu  verwertSD 
gesucht.  So  O.  M  e  j  e  r ,  a.  a.  O.  S.  19,  dem  Nordamerika  und  Frsnkfeieli 
sozial  konstruierte  Staaten  sind,  der  die  gewählte  Volksvertretung  der 
Sache  nach  als  soziale  Interessenvertretung  bezeichnet  und  in  ihr  eine 
Vermittlung  zwischen  Staat  und  Oesellschaft  findet.  £ndlieh  hat 
Rieker,  Die  reehtliche  Natur  der  modernen  Volksvertretung,  l^'^s 
diesen  Gedanken  auf  die  Spitze  getrieben,  das  Parlament  fiberhsupt 
nicht  als  Staatsnrp'ui.  sondern  als  «Ausdruck  der  verschiedenen  in  der 
GcsclNcliaft  wirkeiMlt-n  Kräfte*^  erklärt  und  behauptet,  dafs  es  das 
Volk  nielit  in  .'■eim  r  politischen  Kinlieit.  sondern  in  seiner  sozialen 
Unterschiedeuhcit,  ja  Zcnrissenheit  repräsentiert  (S.  59). 
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in  seinen  Beschlüssen  notwendigerweise  einen  aolchen  haben 
mnis.  GewiÜB  sind,  wenn  auch  nicht  rechtlich,  so  doch  faktisch 
stets  verschiedene,  einander  entgegengesetzte  soziale  Gruppen  im 
Parlamente  vertreten,  allein  alle  diese  G^ppen  haben  jeder 
gegebenen  Frage  gegcnttber  nur  die  zweierlei  M(^lichkeiten  der 
Entscheidung:  sie  können  nur  mit  Ja  oder  mit  Nein  stimmen. 
Nicht  die  sj)exitische  Stellung  einer  Partei  zu  einer  bestimmten 
Frage  kann,  den  in  kontinentalen  Staaten  neltenen  Fall  aus- 
genommen, in  welchem  diese  Partei  eine  in  sich  einheitliche 
Majorität  bildet,  in  der  Entscheidung  zum  Ausdruck  gelangen. 
Vielmehr  wird  auf  Grund  von  Kompromissen,  Anpassungen  an 
augenblickliche  VerhAltnisse  u.  dgl.  aus  den  häufig  weit  von- 
einander abweichenden  Anschauungen  verschiedener  Gruppen  ein 
möglicherweise  auf  den  mannigfaltigsten  Motiven  beruhender  ge- 
meinsamer, einheitlicher  Beschlufs  hergestellt.  Dieser  Beschlufs 
ist  aber  nicht  Gesellschaftswille ,  d.  h.  nicht  addierter  Wille  der 
(^»•-t  llschat'tsgruppen,  der  in  der  Regel  gar  keine  Möglit  likeit  eines 
Be^chlasses  ergeben  würde,  «onderu  einheitlicher  Volkswille.  Deu 
legislatorischen  Beschlufs  les  Reichstages  etwa  hinsichtlich  des  Ge- 
setzes ttber  Erwerbung  und  Verlust  der  Bundes- und  Staatsangehtfrig- 
keit  oder  das  Postgesetz  als  Äufserung  des  Gesellschaftswillens 
IQ  bezeichnen,  ist  ganz  unzulässig,  weil  fUr  abweichende  Ansichten 
der  einzelnen  Gesellschaftsgruppen  in  diesem  einheitlichen  Gesetze 
kein  Raum  ist.  Der  Kamj)f  der  sozialen  Interessen  ist  also  stets 
in  <iie  Vorbereitungsstadien  des  Entschlusses  verlegt;  in  der  Ent- 
.scheitlun^^  sell)st  stehen  sich  immer  uur  die  eine  Majorität  uud 
die  eine  Minorität  gegenüber. 

Wenn  aber  die  Zusammensetzung  eineb  Parlamentes  auf 
Gmnd  des  Wahls^rstems  und  anderer  konkreter  Umstände  derart 
ist,  dals  in  ihm  das  Cbergewicht  einer  mit  einer  bestimmten 
sozialen  Gruppe  zusammenfallenden  Partei  stattfindet,  wenn  die 
Beschlüsse  von  den  Interessen  einer  rücksichtslosen  Klassenherr- 
schaft diktiert  sind,  so  ist  selbst  solchenfalls  die  Bezeichnung 
lies  also  gebildeten  Willens  als  ( Jesellschattswillens  juristisch  nicht 
zulässig;  vielmehr  würde  alle  Möglichkeit  rechtlicluT  iiestininiuiig 
der  Staatswillensakte  verloren  gehen,  wenn  ein  solcher  Willensakt 
nicht  als  der  des  einheitlichen  Volkes  in  seiner  Gestalt  ab  Staats- 
organ erkannt  werden  würde.  Es  steht  nämlich  mit  dem  Volks- 
willen  nicht  anders  wie  mit  dem  Willen  des  Monarchen  und  seiner 
Behörden,  der  ein  unparteiischer,  nur  das  Gemeininteresse  zum 
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Ausdruck  bringender  sein  soll,  aber  durchaus  nicht  immer  ht. 
Allein  auch  der  dem  Ideal  nicht  entsprechende  Staatswille  bleibt 
trotidem  StaatswUle.  Gäbe  man  In  seiner  Erfassang  itatt 
jnriBtiseher  sosialer  Betrachtangeweise  Banm,  so  ivire  es  mit  dem 
Staatsrecht  ttberhaupt  bald  sn  Ende,  und  sabjektive  Willkfir  tilte 
an  die  Stelle  der  Erkenntnis  des  Rechtlichen. 

Namentlich  aber  die  Betrachtung  dor  roprÄsentativeu  lvo|iublik 
lehrt  die  Unhaltbarkeit  der  Versuche,  das  Parlament  als  Organ 
der  Gesellschaft,  nicht  des  Staates  "aufzufassen.  In  Fraiikfich 
ist  das  Parlament  das  höchste  Staatsorgan;  durch  sein  Medium 
werden  erst  alle  übrigen  Organe  (Prilsident  and  die  von  diesem 
ernannten  Beamten  und  Bachter)  eingesetst.  Wire  das  Parlament 
nicht  Staatsorgan,  dann  würe  Frankreich  kein  Staat,  sondern  eine 
Anarchie.  Im  Ghnnde  ist  diese  Anschannng  nichts  als  eine  Folge 
jener  ärmlichen  Begrift'sjurisprudenz ,  die  nichts  als  den  Typus 
des  absoluten  Staates  kennt  und  in  diese  enge  Schablone  die 
ganze  Fülle  neurrer  Staatsbildungen  einzwftngen  will. 

Von  den  beiden  möglichen  juristischen  Auffassungen  der 
Volksvertretung  ist  die  eine  heate  in  der  deutschen  Literatur  gänz- 
lich Terlassen.  Solange  man  nlmlich  in  das  Wesen  der  Re- 
präsentation nicht  tief  genug  eingedrungen  war,  nahm  man,  wie 
heute  noch  Tielfaeb  in  der  anlserdentschen  Literatur,  eine  Dele- 
gation des  Volkes  an  die  Repräsentanten  an,  was  die  weitere 
Vorstellung:  mit  sich  brachte,  dafs  die  Substanz  der  delegierten 
R(>chte  dem  Vdlke  verbleibe,  somit  nur  deren  Ausübung  dem 
iiepräseu tauten  zustehe Mit  dem  Verbote  der  Xustruktioueo 


I)  Z.  B.  Rotteck,  a.  a.  O.  II,  8.  225;  Klüber,  Oeff.  Recht  dst 
tentschen  Bandes  und  der  Bundesstaaten,  4.  Aufl.  1840,  8.  892;  Zöpfl. 
II,  8.  254;  Mohl,  Wflrttemb.  Staatsieeht,  2.  Aufl^  I,  &  587,  fihrt  ans, 
dafs  das  Volk  seine  Rechte  an  seine  Stelirertreter  fibertragen  habe. 
Er  bezeichnet,  wie  schon  frfiher  Rotteck,  II,  S.  233,  die  Volks- 
vortretang  als  Organ  des  Volkes  (8.  535).  So  auch  die  sächsische  Ver- 
fassung vom  4.  Sept.  18.S:i  §  78  (die  Stände  sind  das  verfassungsmäfsige 
Organ  der  Gesamtheit  der  Staatsbürger  und  Untertanen).  Noch  boi 
H.  Schulze,  Preufsi.  Staatsre.  ht.  2.  Aufl  ,  I,  l^^'^,  S.  563,  findet  sich  eine 
nhnlii  he  Auffassung.  Hi»'r  ist  aber  überall  «Ins  Volk  im  fiOziaU  n.  nicht 
im  jiiristi-^i'heu  Sinne  «renieint.  das  Volk  im  (Gegensatz  zum  Herrscher, 
nicht  (las  duicli  eine  ParlamentsN  i^rfas.sunix  reehtlieh  pegliederte  Volk. 
Das  \"olk  als  vom  Staat  geschiedene  Persönlichkeit  hat,  wie  Kieker 
dagi'^'en  a.  a.  ü.  b.  51  treffend  hervorhebt,  keine  rechtliche  Existenz.  Ks 
richtige  Ansieht  hingegen ,  dafs  das  Volk  im  Reprisentativstaat  sdbit 
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und  der  Befreiung  der  Gewühlten  von  jeder  Vertintwortlichkeit 
gegentlber  den  Wählern  war  aber  diese  Art  der  Konstruktion 
ganz  unvereinbar.  Die  zweite  Auffansung  hingegen  ist  die  heute 
in  der  juristiwhen  Literatur  benrschende.  Ihr  snfolge  ist  der 
Parlamentswille  unmittelbar  Volkswille,  aber  Irgendein  durch 
Vollmacht  y  Auftrag  oder  sonst  eine  Juristische  Kategorie  ver- 
mitteltes rechtliches  Band  swischen  Volk  und  Parlament  besteht 
nicht,  wie  immer  dieses  bestellt  werde.  Ob  Wahl,  Ernennung, 
Innehabung  eines  bestimmten  Amtes  usw.  den  Rechtsgrund  der 
Kammermitgliedschaft  bilde,  so  wird  dincli  den  Kreationsakt 
niemals  ein  Recht  von  den  Kreit  rt  nden  auf  den  Kreierten  über- 
tragen, der  vielmehr  Recht  und  Päicht  aosschliersiich  aus  der 
Verfassung  schöpft*). 

80  richtig  diese  Gedankeureihe  ist,  so  bedarf  sie  doch  einer 
weeentlicben  Eigllnzung.  Wenn  der  Wille  der  Kammern ,  und 
kein  anderer,  Volkswille  im  Rechtssinne  ist,  so  sind  die  Kammern 
selbst  aussehlieliBlich  das  staatlich  organisierte  Volk.  In  Wahrheit 
BtOnde  daher  einer  HaadvoU  AktiybUrger  eine  sahllose  Menge 
politisch  Rechtloser  gej;enUber  Der  berühmte  Ausspruch 
Rousseaus,  dafs  die  P^^ngliinder  nur  im  Angenhliek  der  Wahl 
frei  seien ,  um  hierauf  sofort  wieder  zu  Sklaven  zu  werden, 
wäre  sodann  die  treti'endste  Kritik  des  modernen  Bepräseutativ- 
staates. 

Es  ist  aber  nicht  zu  leugnen,  dafs  damit  gerade  der  wichtigste 
Punkt  des  ganzen  BeprlsentativB7stems  ttbersehen  oder  doch 
mindestens  behauptet  wird,  dafs  er  aufserhalb  des  Rechtsgebietes 
falle,  dab  der  juristische  Formalismus  gänslicb  aufserstande  sei, 
ihn  zu  begreifen.  Damit  werden  jedoch  die  grofsen  Umwandlungen 
im  Bau  der  modernen  Staaten,  die  durch  die  Änderungen  des 

unmittelbares  Staati*organ  sei,  hat  zuerst  ausgesprochen  Gierke,  GJe- 
nossenschaftsrecht,  1,  S.  829 ,  SchmoUers  Jahrbuch,  1888,  S.  1142,  ohne 
aber  zwischen  dem  Volk  und  der  Volksyertretung  irgendein  Rechts^ 
▼erhftltnis  herzustellen. 

1)  VgL  Laband,  I,  S.  272  f.;  v.  Seydel,  Bayr.  Staaterecht,  I, 
8.  850;  H.  Schulze,  Lehrbuch  dos  d«  utschen  Staatsrechts,  I,  S.  456  ff. 

2)  Diese  Voratellnng  fTdirt,  auf  die  Spitze  getrieben,  nicht  ohne 
logische  IJerechtigung,  sthliefslicli  zu  der  Beliauptung.  dafs  die  Volks- 
vertretung, namentlich  in  demokratisclien  Staaten,  eine  Art  Oligarchie 
bilde,  vgl.  Kieker,  S.  4^'.  Sir  ij^t  nh*'i'  zuLrloich  ein  Hcweis  dafür,  dafs 
diese  Art  von  juristiscijer  Behandlung'  dt!s  l'roblems  achliefslicb  nur 
eine  Karikatur  der  Wirklichkeit  liefern  kailn. 
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Wahlrechtes  Bich  vollzogen  haben,  die  grofsen  KKmpfe,  die  am 
die  Demokratisiernng  des  Wahlrechtes,  nm  Hinoritfttenvertretaug 
usw.  geftlhrt  werden,  rechtlich  gans  nnverstandlich.    Bei  ihnen 

allen  handelt  es  sich  nicht  nm  blofse  Teilnahme  an  dem  Wahl- 
akt, soiKleiii  Ulli  Erriii;:uiig  staatlichen  Kiiitlusses  durch  dm  Oe- 
wHlilicn.  Dipsf's  lnt«M-('ss('  ist  aber  nicht  nur  ein  faktütches, 
sondern  ein  rechtlicheti  Interesse. 

Dals  dies  der  FaXlj  lehrt  die  Gleichartigkeit  des  vorliegenden 
Problemes  mit  anderen,  die  aber  überall  eine  gans  andere  LiSsnng 
finden.  Zwischen  dem  Monarchen  nnd  dem  Regenten  besteht  so 
wenig  ein  mittelst  der  Lehre  von  der  gebundenen  Stellvertretung 
zu  erfassendes  Bechtsverhllltnis  wie  zwischen  dem  Volke  und 
seiner  Vertretung.  Der  Stellvertreter  des  Reichskanzlers  ist 
wegen  der  von  ihm  innerhalb  seiner  Stellvertretungsbetugnisse 
vollzogenen  Akte  nicht  dem  Reichskanzler,  sondern  dem  Bundes- 
rate und  Reichstage  verantwortlich.  Dem  Richter,  der  im  Namen 
des  Monarchen  Recht  spricht,  kann  der  Monarch  keinen  auf  die 
Kechtsprechung  beztlglichen  Dienstbefehl  erteilen.  Nichtsdesto- 
weniger behauptet  kein  Jurist,  dafs  das  Verhältnis  vom  Monarchen 
zum  Regenten  usw.  nur  politisch  sei,  gar  keinen  rechtlichen 
Sinn  habe.  Niemand  hat  noch  behauptet,  dafs  im  Rechtssinne 
nur  der  Regent  Monarch  oder  dafs  der  Richter  auf  dem  Gebiete 
der  Rechtsprechung  selbst  Monarch  sei. 

4.  Die  Lösung  des  Problemes  liiideii  wir,  wenn  wir  zunächst 
die  Verhältnisse  der  unmittelbaren  Demokratie  in  Betracht  ziehen. 
Hier  ist  das  Volk  selbst  nicht  etwa  eine  vom  Staate  unterschiedene 
Persönlichkeit,  sondern  kollegiales  Staatsorgan,  und  zwar  höchstes 
Staatsorgan.  Jeder  einzelne  hat  demnach  die  Doppeleigenschaft: 
Teilorgan  der  Gesamtheit  und  Untertan.  Tritt,  wie  es  s.  B. 
im  Kanton  Schwyz  geschehen  ist,  an  Stelle  des  Volkes  eine 
Repräsentation,  so  hat  der  einzelne  damit  nicht  au%ehört,  Staats* 
Organ,  aktives  Staatsglied  zu  sein.  Nur  wird  seine  Befugnis 
reduziert  auf  Mitwirkung  an  der  Bestellung  eines  anderen  Organes, 
das  vert'as?>niigsmjifsig  mit  den  Rechten  ausgerüstet  ist,  die  ehedem 
der  Gesamtheit  zukamen.  Die  so  gebildete  Vertretung  ist  nun- 
mehr \V  i  1 1  e  n  s  o  r  g  a  u  des  Volkes  geworden.  Volk  und 
Volksvertretung:  bilden  demnach  juristisch  eine 
Einheit.  In  beiden  Formen,  der  unmittelbaren  nnd  der 
repräsentativen  Demokratie,  ist  das  Volk  Staatsoigan;  in  jener 
wird  aber  der  Oiganwille  dtirch  das  einheitliche  Volk  in  seiner 
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Gesamtheit,  in  dieser  durch  ein  besonderes  Willeusorgau  des 
Volkes  gebildet.  (lenau  dasselbe  Verhältnis  ist  aber  auch  in 
ihr  koustitutiouellcn  Mouarciiif  vorhanden,  wo  das  Volk  nicht 
grundsätzlich  in  seiner  Stellung  als  unmittelbares  Organ  Uber- 
haupt, sondern  nur  durch  den  viel  engeren  Umfang  seiner  Be- 
fugnisse und  vor  allem  dadurch,  daüs  nicht  ihm,  sondern  dem 
Xonarchen  die  Stellung  als  höchstes  Staatsoi^gan  snkommt,  sieh 
von  dem  Volke  in  der  Demokratie  unterscheidet.  Auch  in  jener 
Stsatsform  aber  ist  das  Volk  in  seiner  Gesamtheit  Staat  so  rg  an 
geworden,  das  seinen  Willen  an  dem  des  Parlamentes  hat.  Volk 
und  Parlament  sind  daher  eine  rechtliche  Einheit,  Das  Volk  ist 
durch  das  Parlament  im  Rechtssiiine  organisiert.  Jene  alte  eng- 
lische Vorstellung,  die  jeden  Engländer  persönlich  im  Parlament 
anwesend  sein  läfst  und  daher  auch  von  den  Parlamentsakten 
annimmt,  dab  sie  durch  £rteUung  der  königlichen  Zustimmung 
im  Parlamente  selbst  allen  Englftndem  unmittelbar  bekanntgemtcht 
werden,  ist  die  zutreffendste  Veranschauliehung  des  rechtlichen 
Grundgedankens  der  Volksrepräsentation. 

Erst  von  diesem  Standpunkte  aus  wird  aber  aiuli  der  volle 
rechtliche  Sinn  des  Satzes  verständlich,  dafs  das  Kanimernutglied 
Vertreter  des  ganzen  Volkes  sei.  Das  heilst  juristisch  nichts 
anderes,  als  dafs  es  Glied  eines  Kollegiums  sei,  d<'ssen  Wille 
Volkswille  isty  dafs  also  sein  Wille  ansschlielslich  als  Mitbildner 
des  Volkswillens,  nicht  als  Wille  einer  Volksgruppe  au  betrachten 
sei.  Damit  sind  Erscheinungen  des  stKndischen  Staates,  wie  Ab- 
häugigkeit  der  Bewilligung  von  Steuern  und  Abgaben  von  der 
Zustimmung  aller  einzelnen  zu  besteuernden  Personen  oder  Ver- 
bände. Rllckberufung  von  Abgeordneten  dureli  die  Wählerschatten 
«•der  Limitierung  ihrer  Mandate  dureh  diese,  zurückgewiesen. 
Allein  keineswegs  ist  damit  parteimäfsige  Vertretung  bestimmter 
Interessen  als  dem  Rechtsgedanken  der  Volks vertretun;.^  wider- 
sprechend und  demsufolge  die  Bechtsstellung  des  Kammermitgliedes 
zum  Volkswillen  im  Hinblick  auf  die  tatsächlichen  Verhältnisse 
f^r  eine  wesenlose  Fiktion  erklärt.  Den  Inhalt  des  Volkswillens 
wie  überhaupt  den  Inhalt  eines  legislatorischen  Willens  zu  be- 
stimmen, liegt  aufserhalh  des  Hechtes.  Das  Recht  kann  ihm 
relative  Schranken  setzen,  indem  es  ihn  formal  umgrenzt,  nicht 
aber,  indem  es  ihn  jjositiv  hestinmit.  \'ielmehr  geliört  die  gesetz- 
geberische Tätigkeit  in  das  legale  Gebiet  der  Politik.  Die  ab- 
strakte Norm,  das  gemeine  Beste  zu  suchen,  so  sehr  sie  aus  dem 
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Wesen  aller  staatiiclien  TUtij^keit  folgt,  ist  in  ihrer  Unbestimmt- 
heit nicht  imstande,  einen  festen  Mafsstab  Üiv  das  politische 
Handeln  im  Kinzelfalle  abzugeben.  Dafs  jeder  das  ihm  gut 
Dttnkeude  filr  das  allgemeine  Beste  hHlt,  ist  ja  selbstverständlich 
—  auch  der  abfloloteste  Monarch  hat  seine  egoistischsten  Hand- 
lungen Air  identisch  mit  dem  allgemeinen  Besten  gehalten  Daher 
widerspricht  Parteiung  nnd  Oegensats  mit  nichten  jener  all- 
gemeinen Formel,  dentifolge  das  Kammermitglied  das  gesamte 
Volk  reprÄsentiert ,  so  wenig  in  der  nnmittelbaren  Demokratie 
der  dort  Uber  jeden  Verdaclit  (b'r  Fiktion  erhabene  Volkswille 
je  ander-'  aK  'Inrch  Kampf,  Sieg  oder  Kompromifs  verschiedener 
I'arteien  gebildet  wird.  Auch  beim  einzelnen  Kammermitglied, 
wie  in  der  gesamten  Kammer,  ist  der  Kampf  in  das  Vor- 
bereitnngsHtadiura  des  in  der  Abstimmung  erklärten  Beschlusses 
▼erlegt.  Die  Abstimmang  jedoch  prodnsiert  einen  in  sieh  einheit- 
lichen Willensakt,  der  rechtlich  jeder  entscheidenden  Willens- 
ftnfsemng  eines  Mitgliedes  irgendeiner  kollegialisch  gestalteten 
Behörde  Ttfllig  gleichwertig  ist*).  Kommen  doch  politische,  soriale 
und  konfessionelle  Gegensätze  auch  in  solchen  Behörden  vor  und 
können  die  Entschlüsse  der  einzelnen  Mitglieder  beeinflussen, 
ohne  dafs  von  ihnen  deshalb  eine  PHicht Widrigkeit  be^'^angen 
würde,  namentlich  dann,  werai  es  sich  nicht  um  Kechts-,  houdem 
nm  Ermessensfragen  handelt'). 

Fassen  wir  das  Erörterte  snsammen,  so  ergibt  sich,  dafs  die 
moderne  Volksvertretung  im  ganzen  nnd  ihre  Mitglieder  als  deren 


')  Rüdnitz  k\  ,  Das  Wesen  der  Obstruktionstaktik,  Grünhuts  Zeit- 
schrift, XXXI,  IVtot,  S.  47.Mr.,  will  die  Wähler  und  die  Kammer- 
mitglieder als  Interessenten  im  Ket  htssinne  un<l  die  parlamentarischen 
Parteien  als  Streitgcuossenschaften  aufgefafst  wissen,  die  im  parla- 
mentarischen Yerfahren  ihre  Interessen  rot  dem  Geaamtparlameate  m* 
treten  und  in  dessen  Besdblfissen  snr  Oeltnng  sn  bringen  yersnchoi. 
Anch  diese  Lehre  sucht  politische  Vorgänge,  die  der  juristischen  Koo* 
struktion  spotten,  ins  Rechtsgebiet  su  erheben.  . 

*)  Ist  doch  die  Zahl  der  Behörden,  in  welchen  die  sosialen  Klassen 
ihre  Vertretung  finden,  im  Steigen  begriffen.  Man  denke  an  die 
Schiedsgerichte  der  Arbeiterverstehemng,  das  Reichs-  und  die  Laade»- 
versicherungsämter,  die  Gewerbe-  und  Kaufmannsgerichte  usw.  Im 

alten  Reiclie  hatte  man  in  der  konfessionell  gemischten  Znsaauneo> 

Setzung  d<'r  K«  iv  hsgerichte  und  der  dadurch  möglichen  itio  in  partes 
socrar  eine  Garantie  der  Uuparteilichkeit  der  Rechtsprechung  e^ 
blickt. 
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Teile  den  Charakter  unmittelbarer  sekundJlrer  Organe  besitzen. 
Im  Staate  mit  Bepräsentativverfassiing  ist  das  Volk  als  einheit- 
liches Staatselement  xngleich  aktives  Staatsglied,  kollegiales  Staats- 
oigan  oder,  noch  genauer  ansgedrttckt,  deijenige  Teil  des  Volkes, 
dem  ▼erfassnngsmttfslg  die  Anstthnng  staatlicher  Funktionen  in 
geringerem  oder  grtffserem  Umfange  zukommt.  Einen  Teil  der 
Funktionen  übt  es  selbst,  den  anderen  durch  einen  Ausschufs 
aus,  der  als  Orj^an  des  Volkes  zugleif'li  Organ  des  Staates  selbst 
ist.  Volksvertretungen  sind  dalier  sekundäre  Organe,  d.  h. 
Organe  eines  Organs.  Das  Volk  aU  Einheit  hat  seinen  Organ- 
willen demnach  teils  an  dem  nach  einer  festen  Ordnung  gewonnenen 
Willen  seiner  Mi1|flieder,  teils  an  dem  seines  Ausschusses;  es  ist 
teils  primSres,  teils  sekundKres  Oigan. 

Als  primftres  Oigan  bandelt  das  Volk  selbst  in  dem  Wahl- 
akte, durch  den  es  sich  Reprisentanten  bestellt.  Und  swar  ist 
das  Volk  nicht  blofs  reines  Kreationsorgan,  dessen  Funktion  und 
Recht  mit  der  Ernennung  der  Abgeordneten  konsumiert  ist,  wie 
es  die  Wahl  des  Kaisers  durch  die  Kurtilisteu  war  und  die  des 
Papstes  und  der  Bischfife  in  der  Kirche  ist,  die  kein  besonderes 
rechtliches  Band  zwischen  Wählern  und  Gewählten  schafft,  sondern 
diese  von  jenen  ganz  loslrist  und  Uber  sie  erhebt.  Vielmehr, 
knttpft  sie  eine  dauernde  Verbindung  zwischen  dem  Reprisen- 
tanten und  dem  Oesamtvolke,  nimlich  ein  Organverhiltnis,  das 
seiner  Natur  nach  nur  ein  Rechtsverhiltnis  sein  kann.  Damit 
stimmt  auch  die  dauernde  und  normale  politische  Abhingigkeit 
des  Gewählten  von  den  WShlem  tt berein,  die  von  der  herr- 
schenden Theorie  als  rechtlicli  unerlieldich  giinzlicli  ignoriert  werden 
mnfs.  Jene  juristiscli  nicht  inefsharen ,  aber  politisch  so  wirk- 
samen flüchte  der  öÖ'entlichen  Meinung  sorgen  dafllr,  dafs,  trotz- 
dem der  Gewählte  seinen  Wählern  keine  Rechenschaft  schuldet, 
er  dennoch  immer  unter  ihrer  wirksamen  Kontrolle  steht.  Wenn 
auch  eine  sichere  Gewähr  dafür,  dafs  das  Willensorgan  des  Volkes 
ancb  politisch  den  Volkswillen  in  zutreffender  Weise  darstelle, 
nicht  vorhanden  ist,  so  bewirken  doch  die  politischen  Michte, 
neben  ihnen  aber  auch  rechtliche  Einrichtungen,  dafs  ein  von  den 
Volksauschauungen  sich  gänzlich  loslösender  Parlanientswille  auf 
die  Dauer  die  Herrschaft  nicht  zu  behaupten  vermag.  Dauer  der 
Legislaturperiode,  Auflösung  der  gewählten  Kanimern  durch  die 
R^ierung,  Art  und  Ausdehnung  des  Wahlrcclites  usw.  sind  nicht 
nur  politische,  sondern  auch  rechtliche  Tatsachen  und  Mittel, 
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um  «Icn  (  harnkter  der  Volksvertretung  aU  Willensorgan  des 
Volkes  zu  wahren. 

Die  rein  forinnlistische  Behandlung,  welche  die  Staatsrecht- 
liehe  Doktrin  bisher  diesen  rechtlichen  Institutionen  zuteil  werden 
liefsy  vermoclite  sie  weder  in  ihrem  Wesen  noch  in  ihrem  Zu- 
8&mmenhang  mit  der  rechtlichen  Natur  der  VolksTertretung  m 
erfassen.  Fttr  die  herrschende  Lehre  achwebt  die  Volkavertretnng 
gleichsam  in  der  Luft.  GemXb  der  von  ihr  Tollsogenen  güns- 
lielieu  Loslösung  der  Repräsentation  von  den  Repräsentierten 
nüisseu  alle  inögliclien  Ücstiramunp^en  Uber  das  Wahlrecht  für  den 
Charakter  der  Volksvertretung  ganz  gleichwertig  sein,  weil  eben 
von  dem  angegebenen  Ötandpuukte  aus  der  Bildungsprozefs  der 
Volksvertretung,  wie  immer  er  beschaffen  sein  mag,  Air  deren 
Wesen  gans  gleictigttltig  ist.  Das  von  der  Krone  ernannte  Mit- 
glied eines  Herrenhauses  und  der  aus  dem  allgemeinen  Wahlrecht 
hervorgehende  Abgeordnete  sind  ihr  vtfllig  gleichwertig;  beide 
sind  Repräsentanten  des  gesamten  Volkes.  Dafs  in  dem  letsteren 
Falle  das  Volk  sich  seihet  ein  Organ  bildet,  im  ersteren  es  ihm 
aber  von  aufsen  angcbildet  wird ,  damit  also  ein  tiefgehender, 
nicht  nur  pcditisduT,  sondern  auch  reditlicher  Unterscliied  gesetzt 
wird,  der  über  die  Art  der  Bestellung  des  Kepr.Hseutauteu  weil 
hinausgeht,  kann  von  ihr  unmöglich  zugegeben  werden. 

Erst  durch  die  hier  vermittelte  Erkenntnis  der  Volksver- 
tretung als  eines  sekundären  Staatsorganes,  das  mit  dem  primären, 
dem  Volke y  eine  Einheit  bildet,  ist  die  bisher  flberall  au  ver- 
missende  Einsicht  in  die  rechtliche  Bedeutung  der  Art  der  Be- 
stellung der  Kammern  gewonnen.  Durch  sie  wird  nämlich  das 
Volk  selbst  als  primäres  Organ  organisiert.  Im  Staate  mit  Volks- 
vertretung ist  das  Volk  niciit  nur  die,  eine  uuterNchiedslose  Sunmie 
darstellende,  Gesamtheit  der  8taatsangeh<»rigen ,  sondern  eine 
zum  Zwecke  der  Bestellung  von  Kepriisentanten  organisierte  Ein- 
heit. Die  verschiedenen  Systeme,  auf  denen  die  Zusammensetiuag 
der  Kammern  beruht ,  sind  ebenso  viele  Arten  der  Volkao^gani- 
sation.  Das  Volk  als  Staatsorgan  hat  ein  gana  anderes  Aussehen 
da,  wo  ihm  neben  gewählten  erbliche,  von  der  Krone  ernannte 
oder  kraft  Gesetzes  berufene  Vertreter  bestellt  werden,  als  da, 
wo  es  ausschliefslich  durch  Wahlen  seine  Repräsentation  bildet 
Das  Volk  als  aktiver  Bestandteil  des  Staates  ist  ein  anderes, 
wenn  es  auf  (^rund  indirekten  statt  direkten  Wahlrechts,  auf 
Grund  eines  Klasseusystcms  oder  bestimmter  Interessengruppen 
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statt  allgemeinen  and  gleichen  Wahlreehta  organiaiert  wird,  wenn 
reine  Majoritätswahlen  statt6nden  oder  dem  (Manken  der  Pro- 
portionalvertretung anf  die  Bildung  der  Kammern  EinflnCs  ein- 
gerttnmt  ist.    Am  klarsten  tritt  das  wieder  in  demokratischen 

Staaten  hervor,  wo  die  ganze  Staatsordnang  anf  dem  Willon  des 
Volkes  ruht.  Wenn  die  französisi-hf  staatsrechtliche  Theorio  das 
>ut^'rage  universel  fortdauernd  als  die  Grundlage  der  Verfassung 
Frankreichs  behauptet,  so  hat  das  den  treH'endeu  Öinu^  daTs  das 
in  Wahlkreise  gegliederte  französische  Volk  sich  seine  sekun- 
dären Organe  direkt  oder  indirekt  durch  besondere  Kreations- 
organe angliedert.  Daher  ist  die  Wahlorganisation  die  Grundlage 
der  ganxen  staatlichen  Organisation  in  der  repräsentativen  Demo- 
kratie. Noch  schärfer  zeigt  sich  die  Bedeutung  dieser  Auffassung 
in  *den  demokratischen  Bundesstaaten.  Da  ist  Überall  eine  aus 
Repräsentanten  der  Staaten  bestehende  Kammer  vorhanden.  Die 
laudl;iaii<:t'  Tlicorie  der  Kc jiräscntation  kann  in  dem  Staatenhaus 
(Senat,  Stilnderat  )niehts  als  eine  gewöhnliche  Waldkaninier  erblii  ken, 
da  ihre  Abg<'ordneten  von  den  Staaten  nicht  instruiert  werden 
können  Damit  wUrde  aber  die  bundesstaatliche  Natur  solclnT 
Staaten  ganz  nnverstilndlich  sein.  Die  wird  erst  geklärt  durch 
die  £rkenntnisy  da£s  die  Staaten  als  primäre  Organe  integrierende 
Beatandteile  in  dem  Bau  des  Gesamtstaates  sind. 

Was  an  der  demokratischen  Republik  gezeigt  wurde,  gilt 
aber  anch  in  der  konstitutionellen  Monarchie.  Wenn  auch  das  Volk 
in  dieser  eine  ganz  andere  Stellung  hat  und  nur  viel  schwächere 
Reclite  besitzt,  so  ist  dennoch  anch  in  ihr  die  Organisation  des 
V^olkes  zum  Zwecke  der  Ber^telluug  seiner  Kepriiseutanten  ein 
Teil  der  staatlichen  Urganisation  selbst. 

Dieber  Lehre  könnte  entgegengehalt«>h  werden,  dafs  da,  wo 
nicht  ausnahmsweise  allgemeine  Landeswahlen  stattfinden,  wie  bei 
der  Wahl  des  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
ein  einheitlicher  Volkswillensakt  unmöglich  sei,  da  ja  das  Volk 
in  Yerachiedene  Wahlkreise  geteilt  ist,  im  Akte  der  Wahl  daher 
nur  eine  Summe  einzelner  Willensakte  von  Bruchteilen  des  Volkes 
zur  Erscheinung  kommen  kann.  Ein  staatliches  Organ  aber,  ob 
als  Eiuzelorgan  oder  als  Kollegium  gestaltet,  mufs  einen  eiubeit- 


1)  Die  früher  erwähnten  Fälle  der  Instruktion  amerikanischer 
Senatsmitglieder  durcli  die  sie  entsendenden  Legislaturen  dürften  heute, 
wenn  überhaupt,  so  doch  nur  ganz  ausnahmsweise  vorkommen. 
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lieben  Willen  haben.  Daber  wSre  anseheinend  die  Bezeichnnng 
des  zur  Wahl  organisierten  Volkes  als  eines  Staatsorganes  un- 
richtig^). In  Wahrheit  aber  findet  in  der  Wahl,  m^ge  sie  in 
noch  so  vielen  Wahlkreisen  nnd  wie  immer  stattfinden,  ein  ein- 
heitlicher WilleiiHakt  des  Gesamtvolkes  statt.  Denn  nicht  nnr 
auf  l^estellung^  eines  einzelnen  Abj^^eordneten ,  sondern  anch  anf 
Bestelluiifr  drr  Kaimiicr  selbst  ist  der  Wille  der  einzelnen  "NVabl- 
verbände  und  damit  der  Gesamtheit  der  Wähler  gericbtet.  In 
dieser  rechtlich  wichtigsten  Absicht  sind  sogar  alle  Wähler  einig, 
welcher  Parteistellung  anch  immer  sie  angehftreu.  Daher  nimmt 
auch  der  fttr  einen  unterliegenden  Kandidaten  Stimmende  an  der 
Bildung  der  Kammer  teil,  und  sein  Wahlakt  ist  in  dieser  Hinsicht 
von  nicht  geringerer  rechtlicher  Bedeutung  als  der  eines  für  den 
Riegenden  Kandidaten  Stimmenden.  Dasselbe  findet  aber  auch 
bei  Nachwahlen  und  Teilerneuerun^  statt,  w(»  der  Wille  der 
Wähb'r  auf  die  verfassun^smJifsi^'  geforderte  VollstHndigkeit  der 
Kammer  gerichtet  ist.  Die  Gesamtheit  der  einzelnen  Wahlen 
bildet  daher  einen  Gesamtakt  des  ganzen  zur  Wahl  organisierten 
Volke^,  gerichtet  auf  die  Bestellung  der  Kammern,  mögen  die 
einzelnen  Teilakte  noch  so  verschieden  gestaltet  sein  und  zeitlich 
noch  so  weit  auseinanderliegen. 

Daher  haben  die  Vorstellungen  von  Appellation  der  R^enmg 
an  die  Wähler,  von  Entscheidungen  der  Wühler  Uber  prinzipielle 
Fragen  nicht  nur  einen  politischen,  sondern  auch  einen  rechtlichen 
Sinn.  Das  Volk  Uufsert  p-egebenenfalls  durch  die  Wahl  eine 
liestimmte  Ansidit.  die  durch  das  Medium  seines  sekunderen 
Organes  rechtliche  (Geltung  erhält.  In  den  Staaten  der  amerika- 
nischen Union  werden  Totalrevisionen  der  Verfassungen  besonderen 
Konventionen  Ubertragen.  Die  Wahlen  in  die  Konventionen 
finden  anf  Grund  der  Wahlparole  für  oder  gegen  die  Bevision 
statt.  Hier  ftufisert  das  wfthlende  Volk,  ohne  dab  etwa  ein  im- 
peratives Mandat  bestünde,  im  Wahlakt  selbst  einen  einheitliehen 
Willen  über  eine  bestimmte  Frage.  Mit  der  landlXufigen  Formel 
kann  man  solche  Vorgänge  juristisch  nicht  erfassen.  Die  Auf- 
losungsbefu^'^iiis  der  Wahlkaiiiincrn  z.  Ii.  bildet  eines  der  wich- 
tigsten Rechte  der  Kofricnm^'^  in8taat<'n  mit  ReprJlsentativverfassung. 
Wenn  das  Staatsrecht,  wie  es  bei  der  herrschenden  Theorie  der 
Fall  iüt,  nicht  imstande  ist,  den  darauf  bezüglichen  Verfiissnngs- 

*)  Wie  ich  frfiher  selbst,  Gesetz  und  Vetordnung,  8. 209»  hervoihob. 
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recbUstttsen  eine  Uber  die  nackte  Konstattening  ibres  Daseins 
binansgebende  Bedentang  snsnerkennen,  so  fragt  es  sieb,  welcben 
Wert  eine  derartige,  im  Grmnde  docb  nur  statistiscbe  Bebandluug 
wichtiger  Probleme  für  die  reebtlicbe  Erkenntnis  bat. 

Das  juristiscb  Bedeutsamste  an  der  bier  vorgetrageneu  Lehre 
liegt  aber  darin,  dafs  erst  duiili  sie  eine  wiclitige  Ersrheinung 
in  d(Mi  Staaten  mit  konstitutioneller  Verfassung  verstUndlicli  wird. 
Die  meisten  Staaten  dieser  Art  besitzen  für  die  Wahlkammern 
das  Institut  der  Integralemeuernng  und  gewähren  der  Regierung 
das  Aufhisungarecbt.  Wenn  nun  die  Legislaturperiode  abgelaufen 
oder  die  Kammer  aufgelöst  ist,  welcben  Cbarakter  bat  ein  solcber 
Staat  in  der  Zwisebensett  bis  zn  den  Nenwablen?  Naeb  der 
berrscbenden  Lebre  mttisten  solebe  konstitutionelle  Staaten  zugleieb 
iDtermittierende  absolute  Staaten  sein.  Das  ist  aber  keineswegs 
der  Fall.  Wenn  der  deutsche  Reichstag  aufgelöst  ist  oder  neu 
gewählt  wird,  so  fehlt  in  der  Zeit  vom  Schhifs  der  Session 
bis  zu  den  vollzogenen  Neuwahlen  dem  Kelche  keineswegs  das 
Organ  des  Volkes,  vielmebr  ist  die  dauernde  gesetzliche  Ein- 
ricbtung  der  Wahlorgan isation  vorhanden,  die  Wahlberecbtigten; 
das  Volk  als  primäres  Organ  ist  stets  da,  um  die  ihm  zukommende 
Oignntätigkeit  aassnttbeny  was  immer  für  Gescbafte  mit  der 
Vorbereitung  sur  Wabl  verknUpft  sein  milgen.  Das  Deutsebe 
Reicb  ist  in  keinem  Augenblicke  ein  absoluter  Staat;  das  sekun- 
dSre  Organ  des  Volkes  ist  intermittierend,  das  primllre  aber 
perennierend. 

5.  Während  der  Repräsentationsgedanke  auf  dem  (Gebiete  der 
Gesetzgebung  sich  erst  mit  der  Entstehung  der  Parlamente  aus- 
gebildet hat,  ist  er,  wie  eingangs  dieses  Kaj)itels  dargelegt,  fUr 
die  AutTassung  der  Regierung  sehr  alten  Datums.  Durch  Ver* 
mittlung  der  Vorstellung,  dafs  das  Volk  im  Staate  notwendig 
Qnell  aller  Gewalten  sei,  wird  der  Monarch  als  Delegatar  des 
Volkes  betracbtet,  und  Streit  berrsebt  nur  Uber  den  Punkt,  ob  das 
ibm  übertragene  Becbt  inrttckaiebbar  sei  oder  nicbt.  Darum  ent- 
wickelt sieb  fUr  die  mittelalterlicbe  Staatslebre  gans  natttrlicb  der 
Gedanke,  der  Fflrst  sei  Repritsentant  des  Volkes,  wobei  allerdings 
zu  beachten  ist,  dafs,  wie  im  Altertum,  eine  klare  Erkenntnis 
der  Organqualität  des  Volkes  nieht  vorliauden  ist.  so  dafs  in  der 
Auf"fa>^sung  der  Rechtsstellung  des  Fürsten  die  Eigenschaften  als 
prünlLreu  Staatsorgans  und  als  Volksrepräseutauten  miteinander 
Termiaebt  sind. 
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An  diese  Lehre  knttpft  das  moderne  Natorrecht  an,  und 
unter  seinem  Einflösse  bricht  sieh  die  Vorstellung  Bahn,  daÜB  das 
Volk  als  Summe  der  einseinen  noch  nicht  der  Staat  sei,  dieser 
vielmehr  das  ▼erfassungsmUfHig  organisierte  Volk  in  der  Form  einer 

K*irj»er!>c  liaft  darstelle.  Damit  wird  das  Volk  nicht  vor  und  über, 
sou<l«'rn  in  dou  Staat  gestellt,  lu  ihm  Idriht  es  aher  nach  der 
naturn  chtlicht'ii  Tlu'<>rie  dauernd  die  (^hu'lle  aller  Gewalten,  uml 
damit  werden  alle  Jene,  die  (iewalt  ausüben,  nicht  direkt,  öondem 
durch  das  Mediuui  des  sie  bestellenden  Volkes  Organe  des  Staates. 
Legislatorisch  wird  das  snerat  in  den  Vereinigten  Staaten,  sodann 
in  der  ersten  Verfassung  Frankreichs  ausgesprochen.  Der  Goveraor 
oder  Prüsident  wie  der  K()nig  sind  Volksrepritsentaaten,  sie  sind 
sekundäre  Staatsorgane.  Unter  dem  Einflüsse  Rousseaus  tritt 
sogar  die  Lehre  auf,  dafs  das  Staatshaupt  Beamter  des  Volkes 
sei,  also  mittelbares  Staatsorgan,  ein  Gedanke,  der  sich  schon 
deshalb  nicht  durchtühn'n  liifst,  weil  da>  Volk  kein  I)ien>therr 
ist,  <ler  dem  .Staatshaujd  Auftrüge  erteilen  uuil  von  seinen  Dienst- 
befehlen  dauernd  abhängig  machen  küunte.  Daher  ist  das  St<iat>haupt 
auch  in  also  konstruierten  Staaten  entweder  unverantwortlich,  oder 
es  verantwortet  bloCs  den  Mifsbrauch  der  ihm  zustehenden  Gewalt, 
untersteht  aber,  insoweit  es  sich  innerhalb  der  Schranken  der 
ihm  zustehenden  Gewalt  hält,  keiner  höheren  Gewalt.  An  diesem 
Punkte  greift  nämlich  das  Dogma  der  Gewaltenteilnng  ein,  das 
dem  Staatshaupte  ebenso  Ausübung  höchster,  unabhängiger  Gewalt 
zuschreibt  wie  den»  Parlamente. 

Mit  dieser  Erkenntnis  ergibt  sich  der  Satz:  Staatshiiupter 
iu  der  modernen  demokratischen  K<'])ublik  sind  stets  unmittelbare, 
aber  sekundäre  Staatsorgane  Auch  be/.Uglich  ihrer  ist  das  Recht 
des  primären  Organes  nicht  ganz  erloschen.  Es  ttufsert  sich,  wie 
bei  der  Bestellung  der  Kammern,  durch  die  Wahl,  die  von  dem 
Volke  entweder  selbst  oder  durch  von  ihm  ernannte  Kreattons- 
organe  (Elektoren  in  Amerika,  die  vereinigten  Kammern  in  Frank- 
reich und  der  Schweiz,  die  in  diesem  Falle  eine  auÜBerordentliche 
Kompetenz  ausüben)  vollzogen  wird. 

Monarchen  hinjregi'n  sind  primäre  Staatsorgane.  Wenn  die 
belgische  und  rumänische  V»'rta^suug  nach  dem  Vorgange  der  frau- 
züsischeu  von  ITiU  den  König  als  Repräsentanten  der  Nation 
betrachten,  so  hat  das  juristisch  gar  keine  Bedeutung,  da  das  Volk 

1)  Vgl.  auch  System  der  subj.  6C  Bechte,  S.  146  Sl  (2.  Aufl.  8. 154  iE). 


Digitized  by  Google 


Siebsehiites  Kapitel.  Reprftsentation  und  reprftsentatiTe  Organe.  577 

den  Kffnig  weder  ernennen  noch  absetsen  noch  snr  Verantwortung 
sehen  kann,  ihm  also  jede  Möglichkeit  genommen  ist,  sich  dem 
KOnig  gegenüber  als  primKres  Organ  zu  betitigen.    Jene  Ver- 

fkssnngssätze  haben  vielmehr  nur  die  Bedeutung,  dafs  durch  sie 
die  historische  Tatsaclie  der  Einsetzung  der  Dynastie  durch  Wahl 
der  Kammern  ausgesprochen  un<l  die  Kompetenz  der  Krone  fest- 
gesetzt wurde').  Auch  in  der  Monarchie,  die  auf  demokratischem 
Prinzipe  errichtet  ist,  hat  daher  das  Staatshaupt  nicht  den  Cha- 
rakter eines  VolksreprKsentanten 

Noch  nach  einer  dritten  Richtnng  hin  ist  der  Reprilsentations- 
gedenke  Ton  Bedentang').  Wenn  ein  Beamter  sein  Amt  unab- 
hängig Tom  Dienstherm  ansObt,  also  dessen  Dienstbefehlen  nicht 
nnterstellt  ist,  so  ist  er,  soweit  diese  Unabhttngigkeit  reicht, 
Repräsentant  des  Dienstherrn,  nicht  mittelhan-s  Organ.  Das  gilt 
in  erst<'r  Linie  von  den  Richtern.  Da,  wo  die  Richter  einen 
nienstherrn  Überhaupt  nicht  haben,  wie  in  den  Vereinigten  Staaten, 
wo  sie  entweder  durch  Volkswahl  bestellt  oder  von  der  voli- 
Behenden  Oewalt  ernannt  werden ,  ohne  dafs  dieser  irgend  ein 
weiterer  EinflnU  auf  sie  zusteht,  ist  der  reprMsentative  Charakter 
der  Bichter  klar  an^prSgt  Sie  sind  in  solchen  Staaten  unmittel- 
bare sekundäre  Staatsorgane^).  Anders  in  den  Staaten,  wo  die 
Richter  fortdauernd  der  Dienstgewalt  des  sie  ernennenden  Staats- 
oberhauptes unterworfen  sind.    Hier  sind  sie,  soweit  die  Befug- 

')  „Nachdem  die  ursprüngliche  Delegation  geschehou,  ist  die  Ge- 
walt des  Königs  ebenso  unwiderruflich,  als  entstamme  sie  eineni  tra* 
ditionellen  und  ur^sprünglichen  Rechte.'*  Vauthier,  a.  a.  0.  8.  20. 
Tgl.  auch  die  sutreffiinden  Ausführungen  von  Smend,  a.  a.  O.  S.47  ff. 

*)  Wohl  aber  kann  in  der  Monarchie  ein  seknnd&res  Oigan  die 
Monarebenrechte  ansfiben,  nftmlich  der  Regent,  der  Repräsentant  des 
verhinderten  Monarchen  Ut.  Vgl.  oben  S.  d«)8  und  System  der  subj. 
öff.  Rechte,  S.  145  ff.  (2.  AuH.  S.  l-^H  flF.). 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  alle  KeprSsentationsverhaltnisse  ein- 
gehend zu  eri'irtern.  So  bendicn  die  kai.<eili(  lit  ii  Ivrchtf  im  Reiche 
atif  Repriisentation  der  verhiiiidcten  Refiierungen ;  >(•  ist,  wie  sehen 
erwähnt,  dir  „Stellvertretung"  des  Reieliskanzhrs  in  Wahrheit  Re- 
präsentation. Der  Statthalter  von  LNafs-Lothringen  rt'prä.-^entiert ,  so- 
weit er  landesherrliche  Befugnis  ausübt,  den  Kaiser.  In  Kollegial- 
beh9fden  repräsentiert  der  stellvertretende  Vorsitsende  in  der  Regel 
den  Präsidenten  usw. 

*)  Vgl.  System  der  subj.  Off.  R,  S.  151  (158),  N.  1  (2).  Dafs  die  Richter 
im  wesentlichen  unmittelbare  Staatsorgane  seien,  hat  bereits  Qierke, 
Genossenschaltsrn  1«  8.  829,  behauptet. 

J«llin*k,  Dm  itoeht  des  modenMn  StaatM.  I.  8.  Auä.  37 
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nisse  der  Justizverwaltung  ihnen  gegenüber  reichen,  mittelbare 
Orgaue,  iu  der  Rechtsprechung  jedoch  liepräsentanten  des  Dienst- 
herrn.  Die  KechtAprechung  im  Namen  des  Monarchen  besa^ 
daÜB  der  Richter  als  sekundäres  Organ  des  Monarchen  handelt, 
dafs  sein  Wille  unmittelbar  Monarchenwille  sei,  wie  der  Wille 
des  Volksvertreters  Volkawille.  Mit  grolsartiger  Anschaolichkeit 
haben  die  Engländer  diese  juristische  Vorstellnng  zum  Ansdmck 
gebracht,  indem  sie  dem  Könige  Ubiqnitftt  in  den  GeriehtahSfen 
zusclireiben,  so  dafs  aus  dem  Munde  des  Richters  der  König  selbst 
redetj^).  In  der  Stellung  des  Ricliters  in  (l<'r  Monarchie  ist  daher 
eine  ei^'^entlhnliche  Kombination  von  mittelbarer  und  unmittelbarer 
sekunderer  Organe igenschaft  vorhanden.  Noch  schärfer  als  bei 
Bernfsrichteru  tritt  diese  letztere  Eigenschaft  bei  Laienrichtern 
hervor.  Mit  der  fortschreitenden  £ntwieklang  der  Laiengericbts- 
barkeit  (Gewerbegerichte,  Schiedsgerichte  der  ArbeiterverBicbemngX 
welche  die  Auswahl  der  Richter  dem  Ermessen  der  Begierung 
entsieht,  wird  es  sogar  immer  schwieriger,  die  sekundäre  Organ* 
qualitttt  juristisch  fbstzustellen. 

Auch  staatliche  Verwaltungsbehörden  aber  sind  in  neuerer 
Zeit  geschatVen  worden,  die  der  liefehlsgewalt  vorges^'tzter  Behörden 
ganz  oder  teilweise  entrückt  sind ,  so  dafs  auch  bei  ihnen  die 
Ableitung  ihrer  Kompetenz  aus  der  Machtfiille  des  höchsten 
Organes  nur  mehr  den  Charakter  einer  Fiktion  hat,  und  zwar 
um  so  mehr,  als  sie  nur  tum  geringen  Teil  vom  Staatsoberhaupte 
oder  in  dessen  Auftrag  besetzt  werden.  Die  preufsisehen  Pro- 
vinsialräte,  Besirks-  und  Kreisausschttsse,  die  Besirksrite  in  Baden, 
die  Kreis-  und  Besirksansschttsse  in  Sachsen,  dasReicbsversieherungs- 
amt  und  andere  mit  staatlichem  Imperium  ausgerüstete  Behörden, 
in  denen  dem  Ehrenbeamtentuni  ein  grüfserer  Spielraum  ein- 
gerftumt  ist,  sind  in  solchem  Umfange  von  jeder  Ubergeordneten 
Dienstgewalt  unabhängig,  dafs  sie  kaum  mehr  unter  die  her* 
gebrachten  Schablonen  der  Behörden  als  mittelbarer  Organe  la 
Bwängen  sind,  ja  es  überhaupt  fraglich  ist,  ob  ihre  Funktionen 
als  potentiell  in  der  Zuständigkeit  des  Monarchen  liegend  gedacht 
werden  kOnnen.  Die  näheren  Erörterungen  sind  den  Aas* 
ftihmngen  Uber  die  Selbstverwaltung  vorbehalten. 

6.  Was  im  vorstehenden  vom  Staate  ausgef^ihrt  wurde,  gilt 
auch  von  den  öffentlich- rechtlichen  VerbMuden.    Auch  sie  haben 

*)BlackBtone,  I,  7.  Blackatonc  vergleicht  die  Richter  auch 
mit  einem  Spiegel,  in  weichem  des  Königs  Bild  erscheint. 
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lepilaentative  Organe ,  wofern  nicht  die  G^amtheit  der  Mit- 
glteder,  sondern  ein  von  ihnen  bestellter  AnsschuTs  Entscheidung»- 
gewalt  hat.  Das  gilt  aber  nur  fttr  Beratung  und  Beschluls- 
fassuug,  nicht  für  die  £zekntive.  Der  eigentümliche  Entwicklungs- 

prozefs  der  mod erneu  Demokratie  hat  das  Verbandsrecht  nicht 
80  weit  ergriffen,  dafs  die  Vor>tUnde  öffentlich-iH'chtlicher  Körper- 
schaften ,  so  vor  allein  der  Gemeinden,  erst  durch  das  Mediuni 
der  Gesamtheit  der  Mitglieder  als  Korporationsorgaue  gelten. 
Vielmehr  fiuigieren  hier  die  Gremeindeversammlungen  und  -ver« 
tietungen  einfach  als  Kreationsorganey  die  der  Körperschaft 
durch  den  Wahlakt  ein  anmittelbares,  primires  Organ  schaffen. 
Kur  auf  die  gewAhlte  Vertretung  solcher  Körperschaften  ist  der 
Repräsentationsgedanke  analog  ansuwenden.  Bürgermeister  und 
Stadtrftte  s.  B.  sind  daher  primKre,  Stadtverordnetenkollegieu, 
GenieinderUte  usw.  sekundäre  unmittelbare  Organe  der  Ge- 
meinde 

')  Die  Frage  nach  dem  Repräsentätionsgedauken  in  der  Orgaui- 
aation  der  öffentlich-rechtlichen  Verbände  ist  merkwürdigerweise  in  der 
Idteratur  nirgends  eingehend  untersucht  worden.  In  neueren  Gemeinde- 
gesetsen  findet  sich  der  den  entsprechenden  Bestimmungen  fiber  die 
Kammermitglieder  nachgebildete  Sats,  dafs  die  Mitglieder  der  Gemeinde- 
TertretuDgen  nicht  an  Instruktionen  oder  Auftrage  der  Wähler  ge- 
bundon  seien,  so  z.  B.  Preufs.  Städteordnung  f,  d.  östL  Prov.  vom 
Mai  ls.')3  Ii       Landgemeindeordnung  f.  d.  östi.  Prov.  vom  3,  Juli 

18dl  §  m. 
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1.  GMehielile  der  FuiktUMBlehre. 

Wor  dio  Darstellungen  der  Theorien  von  den  staatlichen 
TUtigkeiten  überblickt,  der  gewinnt  leielit  die  Meinung,  dafs  ab- 
strakte Untersuchung  des  Staates  zu  der  richtigen  Erkenntnis 
geführt  habe.  Scbliefslich  seien  durch  wachsende  Erkenntnis 
die  wesentlichen  staatlichen  Funktionen  festgestollt  worden  Die 
Literatnrgeachichte  des  Staatsrechtes  weist  eine  verwirrende  FttUe 
von  Einteilnngsversnchen  anf.  Von  bleibender  Bedeutung  ist  aber 
hanptsXcblich  nur  jener  geworden,  der  Gesetzgebung,  VollxiehaDg 
(Kegierung,  Verwaltung)  und  Rechtsprechung  als  Hauptrichtungen 
der  Staatsgewalt  scheidet,  bei  aller  Verschiedenheit  der  Auf- 
fassungen (Iber  Wesen  und  Art  des  ZusainnH'uhaiiges  dieser 
Funktionen  in  der  neueren  Literatur.  l)ie  anderen,  ephemeren 
Einteilungen  scheinen  demnach  durch  fortschreitende  Einsicht  in 
das  wahre  Wesen  des  Staates,  welche  der  allein  zutreffenden 
Ansicht  den  Sieg  verschaffte,  beseitigt  worden  zu  sein. 

Allein  auch  hier  ergibt  soigfHltige  Untersuchung,  daCs,  wie 
bei  allen  ernsthaften  politischen  und  staatsrechtlichen  Theorien, 
den  verschiedenen  wissenschaftlichen  Charakter  tragenden  Ein* 
teilnngen  stets  die  jeweilig  gegebene  geschichtliche  Wirklichkeit 
des  Staatslebens  zugriiiide  gelegen  hat.  Alle  Scheidung  der 
staatlichen  Funktionen,  die  von  einsichtigen  Schriftstellern  jemals 
vorgenommen  wurde,  hatte  stets  den  konkreten  Staat  der  be- 
treffenden Epoche  mit  seinen  eigentUtnlicheu  Einrichtungen  im 
Auge,  um  aus  den  an  ihm  wahrgenommenen  Tätigkeiten  eine 
allgemeine  Lehre  zu  abstrahieren.  Der  Weg,  der  hierbei  von  allen 
eingeschlagen  wurde,  war  folgender.    Mehr  oder  minder  klar 
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ging  jeder  Schriftsteller  von  dem  System  von  Staatsorganen  oder 
den  sonst  irgendwie  formell  deutlich  geschiedenen  Befugnissen  des 
obersten  Staatsorganes  ans,  wie  sie  ihm  der  Staat  seiner  Epoche 
darhot,  und  suchte  diese  Terschiedenen  Oigane  oder  äofseren 
Formen  staatlicher  WillenFHafsemngen  auf  ihnen  zugrunde  liegende 
Terschiedene  Funktionen  zu  reduzieren,  (geleitet  von  der  oft  gar 
nicht  zum  Bewiifstsein  kommenden  Überzeugung,  dafs  der 
Scheidung  der  Organe  und  Formen  ein  saihlicli  begründeter 
Unterschied  als  Basis  dienen  müsse.  Auch  hier  also  wird  im 
Historischen  das  Kationale  gesucht,  aus  dem  geschichtlich  gegebenen 
Einzelfall  die  allgemeine  Theorie  konstruiert. 

Dies  hat  sich  zuerst  in  klarster  Weise  in  der  antiken  Staats- 
lehre gezeigt.  Die  berühmte  Lehre  des  Aristoteles  von  den  drei 
Stücken  der  Staatsgewalt besehreibt  einfach  die  typischen  Grund* 
Züge  der  damaligen  griechischen  Staaten:  Rat,  Behörden,  Volks- 
gerichte.  Ans  den  Tätigkeiten,  welche  die.se  drei  Üben,  gewinnt 
er  eine  Einteilung  der  Staatsgeschufte  selbst.  Die  (TeschHfte,  die 
er  dem  iovkLi  nutror  ntqi  xvtv  'KOivvtv  zuweist,  sind  nicht  etwa 
innerlich  zasanimeuhäugend ,  sondern  entsprechen  einfach  dem 
Wirkungskreis,  der  dem  obersten  Organe  der  griechischen  Stadt- 
staaten zukam.  Diese  mannigfachen  Angelegenheiten :  Entscheidung 
Uber  Krieg  und  Frieden,  sowie  Uber  Bündnisse,  Gesetzgebung, 
Gerichtsbarkeit  über  schwere  Delikte,  Wahl  der  Beamten  und 
Richter,  sind  die  dem  obersten,  herrschenden  Stück  des  Staates 
(^AVQiov)  znstHndigen.  Dadurch  aber  werden  sie  selbst  in  ihrer 
Gesamtheit  die  wichtigsten  Staatsaiifj^elegenheiteii.  Ebenso  sieht 
Aristoteles  die  Amter  mit  Befehlsgewalt  ausgerüstet  und  sieht 
deshalb  in  dieser  das  vornelimste  Kennzeichen  der  (tQ/ai  ,  sowie 
das  Richten  als  Inhalt  der  Tätigkeit  des  dindCov  sich  sofort  dem 
Betrachter  darbietet.  Aus  den  Funktionen  daher,  welche  diese 
drei  Elemente  der  staatlichen  Organisation  üben,  gewinnt  Aristoteles 
eine  Einteilung  der  Staatsgeschüfte  selbst:  den  getrennten  Sub- 
jekten sollen  getrennte  Funktionen  entsprechen.  Es  wird  also 
nicht  von  den  Funktionen  auf  die  Organe,  sondern  vielmehr  um- 
gekehrt von  den  Organen  auf  die  Funktionen  geschlossen. 

Die  moderne  Staatslehre  hat  in  ihren  Ant'iiii^^en  namentlich 
die  absolute  Monarchie  zu  erfassen.  Da  vi-rmaj^  sie  denn  keine 
andere  Einteilung  der  Staatatätigkeiten  zu  iiudeu  als  die  nach 


>)  Pol.  IT,  1297  b,  1298a. 
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den  einzelnen  Richtungen  der  monarchischen  Gewalt.  Unter  Be- 
kümpfnng  der  Aristotelischen  Lehre  stellt  Bodin^)  statt  ihrer 
die  Theorie  von  den  Hoheits*  oder  Hajestätsrechten  anf,  die  er 
der  Reihe  nach  anfsithlt,  als  Tatsachen,  die  weiterer  BegrrOndang 
nicht  bedürfen.  Dafs  er  hierbei  die  französischen  Verhältnisse 
seiner  Zeit  vor  Angon  hatte,  ist  an  anderer  Stelle  bereit>.  er- 
wMhnt  worden.  Ebenso,  dafs  Hobbes  die  uesentliih  d«*r  eng- 
lischen Staatsordnung  entlehnten  einzelnen  Rechte  des  Uerrschers 
ans  dem  Staat»zwecke  abzuleiten  strebt.  In  schKrforer  und  syste- 
matischerer Form  versncht  das  hierauf  in  Deutschland  Pufen- 
dorf,  der  die  «partes  potentialis  snmmi  imperti*'  als  logisch  not- 
wendiges Mittel  cur  Erreichung  der  staatlichen  Zwecke  aus  der 
Natur  des  Staates  streng  zu  dedusieren  unternimmt*).  Aber 
anch  diese  Einteiinngen ,  weil  »ie  eben  nur  scheinbar  einen 
rationalen  Charakter  tragen,  liahen  etwas  durchaus  Willkürliches, 
und  OS  ist  dem  subjektiven  Belieben  ganz  anheim  gestellt,  in 
welche  Abteilungen  die  Aufserungen  der  höchsten  Gewalt  zerfUllt 
werden  sollen.  Völlige  Prinzipienlosigkeit  jedoch  tritt  später  in 
der  deutschen  Literatur  auf^).  Die  Terworrenen  staatsrechtlichen 
VerhKltnisse  im  Reiche  im  Vereine  mit  dem  patrimonialea 
Charakter  der  Landeshoheit  wirken  auch  auf  die  Auffassung  der 
VerhXltnisse  dee  absoluten  Poliseistaates  in  der  Richtung  ein,  dals 
in  ihm  dem  Landesherm  eine  verwirrende  Fülle  der  Tersehieden- 
artigsten  Hoheitsrechte  zugelegt  wird.  In  diesem  Begriffe  des 
Hoheitsrechtes  mischt  sii  h  der  filte  reichsrechtliche  Hegriff  der 
Regalien  mit  dem  theoretischen  der  MajestÄtsrechte.  Da  durch- 
schlagende Unterschiede  in  dem  Wesen  dieser  Hoheitsrechte  nicht 
gefunden  werden  krmnen,  so  werden  sie  nach  den  Objekten  ge- 
schieden, woraus  sich  eine  Unsahl  von  „ Hoheiten"  ergibt,  von 
der  Kriegshoheit  angefongen  bis  zur  Jagd-  und  Wasserhoheit 
herab.    Diese  Hoheiten  werden  sodann  den  unfruchtbarsten  Em- 

')  I,  10  p.  232,  23.^. 

*)  VII,  4,  2  ff.  Er  unterscheidet  als  partes  potentiales  die  potp^;ta.^ 
legislatoria,  poenas  pumendi,  iiidiciaria,  belli  et  pacis  idemque  foedcrum 
feriemloriim .  ferner  das  ins  niagistratiis  constituondi  und  tributa  in- 
dicendi ,  ontllich  das  «'xamen  doctrinaruiu.  Auch  Pufendorf  hat  bei 
seiner  Einteilung  die  realen  Verhältnisse  der  damaligen  Staaten,  uamt^ut- 
lieh  des  deutsehen  Teiritorialstaates  seit  dem  Westfftlischen  Frieden, 
▼or  Augen. 

*)  Vgl.  hierfiber  Dock,  Sonyerlnetfttsbegriff,  S.  62E,  mit  zahl- 
reichen literarischen  Nachweisen. 
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teilmigeD  nntenrorfea.  Da  gibt  es  denn  wesentliche  und  snfMlige, 
sUgemeine  nnd  besondere,  verleihbare  und  nnverleihbare,  ein- 
geselnXnkte  nnd  nneingeschrllnkte,  direkte  nnd  indirekte,  tnlsere 
und  innere,  höbe  nnd  niedere,  nntsbare  nnd  nichtnntsbare  Hoheits* 

rechte  Alle  diese  heute  bis  auf  wenige  Überreste  vergessenen 
Eint«'ilungen  haben  doch  die  eine  bedeutsame  Lehre  hinterlassen, 
dals  es  ein  durchaus  unwissenschaftliches  Beginnen  sei,  die  Staats- 
gewalt durch  Aufzählung  ihres  Inhaltes  erschöpfend  darstellen  zu 
wollen. 

Von  praktischer  Bedeutung  ist  der  Begriff  der  materiellen 
Hoheitsrechte  heute  nur  noch  insoweit,  als  in  konkreten  Fällen 
die  Bichtang  der  Staatr^walt  anf  ein  bestimmtes  Gebiet  bezeiclinet 
werden  soll.    Daher  ist  er  namentlich  bei  der  Lehre  von  der 

Verteilung  der  staatlichen  Funktionen  unter  Bundes»  nnd  Glied- 
Staatsgewalt  im  Gebrauche,  will  aber  hier  keineswegs  ein  Ein- 
teilungsj»rinzi|)  tUr  die  Erkenntnis  des  Wesens  staatlicher  TUtig- 
keiten  abgeben,  sondern  die  ganze  Staatsgewalt  unter  dem  Gesichts- 
punkte bestimmter  Kompetenzen  bezeichnen.  Wenn  in  solchen 
Fällen  oder  sonst  Ton  Gebiets-,  Kriegs-,  Jnstizhoheit  usw.  die 
Bede  ist,  so  werden  damnter  niemals  geschiedene  Gewalten, 
sondern  getrennte  Objekte  der  einen  Staatsgewalt  verstanden. 

Ein  anderes  Einteilungsprinzip  hat  sieh  an  das  Behörden- 
System  angelehnt.  Der  Landesherr  sentralisiert  swar  die  ganze 
Staatstätigkeit  in  seiner  Person,  aber  unter  ihm  bilden  sich  ver- 
schiedene Arten  von  Behörden  für  die  einzelnen  Verwaltungs- 
zwpj«:)',  die  demgemHfs  rein  formell,  nach  dem  Unterschiede  dieser 
Behr.rdeii,  eingeteilt  werden.  Seit  dem  16.  Jahrhunderte  scheiden 
sich  nach  französischem  Vorbilde  in  mehr  oder  minder  scharfer 
Weise  besondere  Organe  fttr  die  answirtigen  Angelegenheiten, 
die  Kri^-,  Kamerai-,  Justiz-  und  Polizeisachen.  Wo  mehrere 
Geschifte  dieser  Yerwaltnngszweige  rasammengefaCBt  werden, 
findet  doch  eine  Trennung  innerhalb  der  Behörde  selbst,  durch 
Erriehtung  von  besonderen  Abteilungen  oder  durch  Scheidung 
in  der  einen  oder  anderen  Instanz,  statt.  Da  entsteht  denn  die 
Lehre  von  den  flinf  grofsen  Gebieten  der  Verwaltung,  die  in  erster 
Linie  auf  den  Arten  der  Behörden  .  nicht  auf  einer  materiellen 
Verschiedenheit  der  Gebiete  selbst  beruht.  Daher  ist  eine  begriff- 

')  Vgl.  die  Zusammenstellung  dieser  Einteilungen  bei  Kl  über, 
§  99,  Note  c.  Einen  neuen  Rückfall  in  diese  alte  Lehre  bieten  die 
Theorien  von  Seidler  und  Rosenberg  dar,  vgl.  oben  S.  476. 
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liehe  Scheidung  auf  Grane!  dieser  Eititeilung  sehr  schwierig,  in 
manchen  Füllen  geradezu  unmöglich.  Jiei  dem  inneren  Zusammen- 
hange aller  Verwaltmi;;stätij;keit  wird  es  stets  Angelegenheiten 
geben  ^  die  mit  gleichem  Hechte  dem  eiueu  oder  dem  anderen 
Verwaltnngszweige  zugewiesen  werden  können. 

Gegen  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  verbindet  eich  diese 
Einteilang  der  Venraltangsgebiete  mit  der  alten  Lehre  von  den 
Regalien  nnd  der  neuen  franitfsiechen  Doktrin  von  den  Staats- 
gewalten zu  einem  wunderlichen  Gemisch^  das  ttbrigens  gans  der 
Zeit  des  Übergangs  der  alten  Territorien  in  moderae  Staaten 
angemessen  ist.  So  finden  wir  bei  H  0  p  i  n  e  r  neben  der  geset«- 
gebenden  und  vollziehenden  (Gewalt  unter  anderem  die  Staats- 
wirtschat't  und  die  Polizei{;ewalt  als  Majrstätsrechte  angetUhrt^), 
bei  Schlözer  neben  potestas  legiblativa  und  executiva  eine 
potestas  cameralis  Gönner  stellt  den  anordnenden  und  richter- 
lichen Gewalten  eine  ganze  Zahl  weitere,  darunter  eine  Polizei-, 
vollziehende.  Straf-,  MUitXr-,  Finanzgewalt  usw.,  an  die  Seite*). 
Leist  sucht  die  einzelnen  Verwaltungszweige  als  ^besondere 
Regierungsrechte"  gegenüber  der  als  „allgemeine  Regiemngs- 
rechte**  bezeichneten  legislativen  und  exekutiven  Gewalt  der 
französischen  Theorien  tllr  die  Klassifikation  der  staatlichen 
Punktionen  zu  verwenden  ^J,   was  hinge  noch  Nachfolge  findet''^). 

Auch  der  Gegensatz  von  Justiz  und  Verwaltung,  wie  er  sich 
in  Deutschland  gestaltet  hat,  ist  in  erster  Linie  auf  einen  Gegen- 
satz der  Behörden  und  ihrer  Stellung  zum  Landesherm,  nicht 
auf  begriffliche  Trennung  zurttckzufUhren.  Dem  Mittelalter  war 
dieser  Gegensatz  unbekannt  geblieben,  wie  denn  auch  die  kirch- 
liche Vorstellung  der  iurisdictio  alle  Amtsgewalt,  nicht  nur  die 


»)  A.  a.  0.  S.  1. 
>)  A.  a.  O.  S.  100  f. 
^  Staatsrecht,  S.  422  ff. 

*)  Lehrbuch  des  teutschen  Staatsrechts,  2.  Aufl.  S.  908,  S60  ff.  Die 
besonderen  Regierungsrechte  umfessen  aufser  dem  Rechte  der  Amter- 
errichtnng  und  -besetsung  bürgerliche  Justiz-  und  Kriminalgewslt, 
Polizei-,  Finanz-  und  Militärgewalt 

Spater  werden  auch  die  pouvoir-^  der  französischen  Theorie  als 
formelle  Hoheitsreclite  den  aus  der  Misrlunifr  von  Regalien  und  Ver- 
waltutip.'«zw»'ij;»'n  gebildeten  niateriellfMi  lloheitsrechten  gegenfiber- 
postellt.  (i\c  überaus  konfnsen  Ausführungen  von  Zöpfl  (bei  dem 

noch  überdies  dii-  Lehr«-  von  den  iura  maiestatica  eingreift),  1,  S.  761 
ferner  H.A.  Z  a  c  h  a  r  i  a  e ,  I,  S.  70  ff. 
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Gerichts<^walt  im  engeren  Sinne  ninfafst.  Im  Reiche  kommt  es 
ebenfalls  niemals  zu  einer  prinstpiellen  Scheidung  von  Justis  und 
Verwaltimg;  der  Reichshofrat  ist  sowohl  Geriebts-  als  Yenraltnngs- 
bebtfrde  in  unserem  Sinne.  Hingegen  treten  in  den  Territorien 
neben  den  landesherrliehen  Gerichten  mit  der  seit  dem  16.  Jahr- 
hondert  immer  starker  ausgeprägten  Konzentrierung  der  FUrsten- 
,i:«*walt  und  der  damit  an  Intensität  zunehmenden  ^'er^valtung8- 
tUtiirkeit  entweder  neue  Behörden  auf,  oder  die  neue  Verwaltuugs- 
tätigkeit  wird  mit  den  bestehenden  Gerickten  vereinigt.  Die 
Trennaug  der  Justiz  von  der  Verwaltung  ist  später  entweder 
Fixierung  oder  Wiederherstellung  der  vormals  vorhanden  ge- 
wesenen Selbständigkeit  der  ordentlichen  Gerichte.  £in  durch- 
schlagendes materielles  Kennseichen  jedoch,  das  Justiz  von  Ver- 
waltung scheidet  y  gibt  es  nicht  und  kann  es  nicht  geben,  daher 
sich  auch  heute  noch  alle  Theoretiker  mit  dem  Satze  begnügen, 
daTs  dieser  Gegensatz  sich  liistorisch  herausgebildet  habe  und  der 
Justiz  das  zuzuweisen  sei,  was  auf  (Jruud  der  geschichtlichen 
Entwicklnnjr  als  Justizsache  gelte.  Die  neuere  Entwicklung  der 
Verwaitungsgerichtsbarkeit  sowie  die  tiefere  theoretische  Unter- 
suchung des  Wesens  der  Rechtsprechung  und  Verwaltung  lassen 
Justiz  und  Verwaltung  im  herkömmlichen  Sinne  immer  mehr 
als  rein  formale,  an  die  äuCaere  Erscheinung  der  sie  versehenden 
Behörden  anknflpfende  Kategorien  erscheinen,  welche  die  Ver- 
schiedenheiten der  in  ihnen  zum  Ausdruck  gelangenden  staatlichen 
Funktionen  nicht  zu  erklären  vermögen. 

Aber  auch  die  folgenreichste  und  wissenschaftlich  bedeut- 
samste Unterscheidung  der  Staatsfunktionen  ist  der  Erkenntnis 
gegensUtzlicher  Stellung  bestimmter  Glieder  des  Staates  ent- 
sprungen^). Wie  der  Gegensatz  von  Fürst  und  Volk,  der  Dua- 
lismus des  mittelalterlichen  Staates  Uberhaupt  in  bedeutsamster 
Weise  auf  den  Bau  des  modernen  Staates  eingewirkt  hat,  so  auch 
besonders  in  diesem  Punkte.  Der  Versuch,  Fürst  und  Volk  zu 
innerer  Einheit  zusammenzufassen,  kann  nur  dahin  führen,  einem 
von  beiden  die  höchste,  dem  andern  die  untergeordnete  Stellung 
zuzusprechen.  Steht  dem  Volke  die  höchste  Gewalt  zn,  so  kann 
es  sie   nur  durch  Majoritütsschlüsse  äufseru.   deren  Inhalt  die 

1)  Zur  Gtowhiehte  der  Lehre  von  der  Gewaltenteilung  vgl.  Saint 
Girons,  Essai  sur  la  Separation  des  pouvoira,  Paris  1881,  p.  Sff.; 
Jellinek,  Gesetz  und  Verordn.,  S.  56 ff.;  D*Eiohthal,  p.  9dff.; 
Esmein»  Droit  eonst,  p.  900  ff. 
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Gesetie  sind.  Die»  behauptet  die  aaf  das  Mittelalter  so  niKehtig 
wirkende  aristotelische  Theorie  von  dem  Verhältnis  des  Bates 
sa  den  Behörden,  sowie  die  romanistische  Lehre  von  dem  nrspiüng^ 
liehen  Gesetagebnngsrecht  des  Volkes,  die  anr  Zeit  emporblflhender 
Stündemaeht  der  Staatslehre  des  Mittelalters  die  jnristlsehe  Formel 
für  (las  Verhultnis  von  populus  und  rex  darbieten.  Von  den 
V«'rtret«M'n  der  Volksreclito  wird  daher  die  Siiperiorirät  der  Gesetze 
Uber  den  König  energisch  betont.  Den  (besetzen  gegenüber  nimmt 
aber  der  Fürst  die  Stellung  eines  mit  der  Ausführung  Beauftragten 
ein.  So  scheidet  mit  voller  Schärfe  bereits  Marsilins  von  Padua 
au  Beginn  des  14.  Jahrhunderts  (Jesetigehnng  und  Vollxtehnng, 
die  dem  Unterschied  von  Volk  und  Ftirst  parallel  laufen^).  Die 
▼olksrechtliehen  Theorien  der  Folgeaeit  bewegen  sich  in  dem- 
selben Gedankenkreise.  So  tritt  bei  den  Monarchomachen  der 
Kttnig  als  minister,  cnstos ,  exsecutor  legnra  hervor*).  Knüpfen 
diese  Schriftsteller  an  stftndische  Einrichtungen  an,  so  i^t  es  die 
unter  den  Tudors  bereits  voll  ausgebildete  Parlamentsverfassung, 
die  unter  der  Elisabeth  Hooker  zuerst  die  Stellung  des  Gesetz- 
gebers als  die  dem  Könige  Übergeordnete  auffassen  Ittfst*).  Zu 
einer  klaren  Unterscheidung  aber  drängten  die  Verhältnisse  in 
der  Zeit  des  Commonwealth,  wo  die  Stellung  des  Protektors 
und  des  Parlaments  yermtfge  der  Ttflligen  Umwlllxnng  der  Ver- 
fassung, die  nicht  mehr  auf  den  Oberliefernngen  des  gemeinen 
Rechts  benihte,  ansdrOcklich  geregelt  werden  mnfste,  was  in  den 
Fornu'hi  des  Instrument  of  Government  geschehen  ist"*).  Ebenso 
war  aber  nach  der  Revolution  von  lt)88  die  Stellung  <les  Königs 
gemäfä  den  realen  Machtverbältoisäen  sowohl  als  durch  die  feste 


1)  Defensor  pacts  I,  12,  18,  femer  im  15.  Jahrhundert  Mioolans 

V.  Cues,  De  concordantia  catholica,  pracf,  I  und  II,  14.  Vgl.  fiber 
beide  Relim,  Geschichte,  8.  187  £1,  der  richtig  hervorbebt,  dafii  Ton 
ihnen  der  Unterschied  der  Organe,  nicht  der  der  Funktionen  augrunde 
gelegt  werde. 

■i)  Vgl.  Jellinek,  Ge-.'t2  u.  Verordnung,  S.  58  f. 

The  Luws  of  Ecclesiastit  al  Polity  I,  10.    Kdition  Morley  London 
1888,  p.  96  tf.    Vgl.  auch  Jellinek,  Gesetz  u.  Veronlmuig,  S.  48  f. 

*)  I.  That  the  supreme  legislative  autliority  in  the  Commonwealth 
of  England  ....  shall  be  and  reside  in  one  person,  and  the  people 
aasembled  in  Parliament  .... 

II.  That  the  exerdse  of  the  chief  magistraey  and  the  administratioii 

of  the  goveinment  ....  shall  be  in  the  Lord  Protector  Gar- 

diu  er,  Const.  Docum.  p.  814. 
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Umgrennuig  bestimmter  kOmglieher  Befbgnisse  dorch  die  Bill  of 
Bi^ts  eine  andere  geworden,  als  es  die  der  nunmehr  definitiv 
▼ertriebenen  Dynastie  der  Stuarts  gewesen  war.  Dem  Tatbestand 

der  neuen  Staatsordnung  hat  Locke  Ausdruck  jrcgeben,  indem 
er  die  herrschende  legislative  Gewalt  von  d<'r  ihr  iint('rg:oord- 
ueten  exekutiven  unterschied  und  neben  beide  die  föderative 
Gewalt  und  die  Prärogative  stellte. 

So  bedeutsam  die  Locke '  sehe  Theorie  fttr  die  demokratische 
Staatslehre  der  Folgezeit  geworden  ist,  namentlich  durch  ihren 
Einfluls  auf  die  amerikanischen  Verfassungsgesetse,  so  bricht  sie 
doch  keineswegb  mit  den  alten  einheimischen  Anschauungen  von 

der  Stellung  des  Königs,  um  sich  ganz  auf  den  Boden  der  Theorie 
von  der  VolkssouverHnetät  zu  stellen,  .Tene  vier  Funktionen 
reduzieren  sich  nämlich  auf  zwei  Organe,  da  dem  König  nicht 
nur  die  Exekutive ,  sondern  auch  die  föderative  Gewalt  und  die 
PrMrogatiTC  gehören  sollen.  Aber  auch  an  der  Gesetzgebung  soll 
ihm  ein  positiver  Anteil  zustehen,  ganz  in  der  Weise,  wie  er 
sowohl  im  königlichen  England  als  auch  sur  Zeit  des  Common- 
wealth dem  Staatsoberhaupte  zu  eigen  war.  Die  PrSrogative 
aber,  ein  dem  englischen  Rechte  eigentümlicher  Begriff,  ist  die 
ganze  dem  Könige  nach  Abzug  der  parlamentarischen  Be* 
schrÄnkungen  verbliebene,  nach  freiem  Ermessen  im  Interesse 
des  (ieuieinwohles  auszuübende  Gewalt*).  Es  besitzt  demnach 
auch  nach  Locke  der  Köni^  alle  iura  maiestatica,  wie  sie  die 
Theorie  seit  Bodin  und  Hobbes  aufzuzählen  pflegte,  bei  aller 
Bindung  durch  das  Gesetz,  bei  aller  Unterordnung  unter  das 
Gesetz  ist  er  dennoch  auch  nach  Locke  als  das  höchste  Organ 
des  Staates,  als  Souverän  zu  bezeichnen. 

So  hat  denn,  trotz  Anlehnung  an  die  Ansichten  früherer 
Autoren      doch  erst  Montesq^uieu  den  entscheidenden  Schritt 


*)  Locke,  II,  14,  §  I'tO  tf.  Bezeichnend  namentlich  folgende  Stelle: 
^manv  things  there  are  which  law  caii  by  no  means  provide  for;  and 
those  must  necessarily  be  left  to  the  discretion  of  him  tliat  has  the 
executive  power  in  bis  hands,  to  be  ordered  by  him  a?  tiie  ))iil>lic 
good  and  advantage  sliall  require",  «j  159.  Zur  Prarogativi'  rci  lniet 
Locke  auch  ganz  nach  alteuglischor  Au;:^chauung  das  Recht,  Zeit,  Ort 
und  Dauer  der  Parlamente  zu  bestimmen,  §  167. 

^  Nene  Daten  über  die  Entstehung  der  Lehre  von  der  Gewalten- 
teilusg  in  England  und  deren  Zusammenhang  mit  der  antiken  Theorie 
der  gemischten  Staatsform  beiHatschek,  Engl.  St^,  8.  19 ff. 
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getan  V)  j  iii'lt'ni  «t  nicht  nur.  wie  bisher  oft  geschehen  war, 
objektive  Staats! uuktiouen  geinafs  den  bestehenden  £inricbtungen 
unterschied,  sondern  auch  diese  unter  voneinander  getrennte 
Orgaue  verteilt  wissen  wollte.  Es  gibt  drei  Arten  von  Gewalten 
in  jedem  Staate :  die  geset^ebende,  voHsdehende  und  richterliche 
Gewalt.  Die  Tollsiehende  Gewalt  tritt  bei  Montesquieu  mit 
einer  Wandlung  dessen  hervor,  was  Locke  die  fifderative 
Gewalt  «genannt  hatte,  also  die  nach  aufsen  gekehrte  Tfttigkett 
di's  Staates^).  Ein  klarer  Hinblick  in  das  Wesen  der  damals 
bereits  hocli<*nt\vickelten  Verwaltunf^  ist  bei  ihm  nicht  zu  finden, 
daher  auch  die  ganze  Verwaltung  bei  ilim  in  der  AusfUhruuj;  der 
Gesetze  aufgeht.  Vor  solcher  Einseitigkeit  waren  die  Engländer 
durch  ihre  Vorstellung  von  der  Prärogative  geschützt,  die,  neben 
der  Exekutive  stehend,  den  ganaen  Umfang  der  königlicben 
Administrationsbefngnisse  umschliefst.  Aus  der  Betrachtung  der 
damals  noch  herrschenden  offisiellen  Vorstellungen  von  der  eng- 
lischen Verfassung  kommt  er  femer  an  der  Überzetiguog,  dais 
den  seines  Ernchtens  in  ihren  Funktionen  gänzlich  voneinander 
geschiedenen  Organen  auch  innerlich  geschiedene  Gewalten  des 

M  Das  ninfs  »'nerfxiscli  liervorgidiobcn  werden  gegen  die  Mode, 
Montesquieu  blofs  aU  Nachbeter  fremder  Auslebten  zu  bezeichnou. 
Weder  Locke  noch  Bolingbroke  (vgl.  über  dessen  Lehre  G.  Koch, 
a.  a.  O.  I,  1892,  S.  145  ff.)  noch  Swift,  den  Jannten»  Montesqaieas 
Theorie  von  der  Dreiteilung  der  Gewalten  im  Staate  auf  ihre  Qoelle 
surfickgef&brt,  1878,  als  den  wahren  Urheber  dieser  Lehre  nachweisea 
will,  haben  alle  Elemente  der  Gewaltenteilung  in  derselben  Weise  aof* 
gefafst  wie  der  Verfasser  des  esprit  des  lois  Auch  mit  dem  bokannten 
Vorwurf,  Montesquieu  habe  das  wirkliehe  England  nicht  gekannt, 
mufs  man  immerhin  etwas  vorsichtiger  sein,  da  er  gar  nicht  beansprocht, 
dieses  wirkliehe  England  seiner  Lehre  zugrunde  zu  legen.  „Ce  nV«t 
])oint  }\  moi  A  exnniiner  si  les  Anjjlaix  jouissent  actuellement  de  cette 
lil»eite,  ou  nun.  II  rne  suffit  de  dire  qu'elle  est  ^tnl>lie  par  leurs  loi^. 
et  je  n'en  eben  he  j>as  davantage,"  .so  heifst  es  in  einer  kauiii  be- 
achteten Stelle  des  berühmten  G.  Kapitels  des  XI.  Buches.  Deutlicher 
konnte  Montesquieu  wohl  kaum  sagen,  dafs  nicht  das  reale  Euglaud 
sehlecfathin ,  sondern  ein  von  ihm  auf  Grund  bestimmter  Daten  koa- 
stmiertes  England  das  Prototyp  des  Staates  sei,  der  die  politiselie 
Freiheit  verwirkliche. 

*)  Zuerst  nennt  er  sie  (XI,  6)  „la  puissance  ez^eutrice  des  choses 
qui  däpendent  du  droit  des  gens**,  hierauf  zählt  er  als  ihren  Inhalt 
auf  das  Kecht  über  Krle^'^  und  Frieden,  das  Gesandtschaftsrecht,  Her* 
Stellung  der  Sicherheit,  Vorbeugung  von  Invasionen,  und  nennt  sie: 
„simplement  la  puissance  ex6cutrice  de  TEtat^. 
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StaatM  entsproclien  y  denn  bei  aller  Bertthning,  die  er  zwischen 
den  TrSgeru  der  Gewalten  statuiert,  bleiben  die  Fanktionen  der 
einzelnen  Gewalten  fllr  ihn  streng  geschieden.  Der  Chef  der  voll- 
ziehenden Gewalt  ttbt  die  facult^  dVmpScher^  nicht  die  fRcult^ 

de  statucr  aus,  wenn  er  sein  Veto  gegen  ein  Gesetz  einlej^t,  hat 
aU<>  keinen  j^,ositiven  Anteil  an  der  Ge.setJ'g^ei)ll^;,^  Die  gesetz- 
gebend«^  Gewalt  kann  zwar  nicht  der  vollziehenden  Einhalt  tun, 
wohl  aber  steht  ihr  die  Prüfung  der  Art  und  Weise  zu,  in  der 
diese  die  Gesetze  ausfuhrt Die  einzige  Ausnahme  macht 
Hontesqnieu  fUr  die  Gerichtsbarkeit  des  Oberhauses.  Da  es 
ihm  unbekannt  ist,  dafs  das  Haus  der  Lords  der  höchste  Ge- 
richtshof Englands  ist,  so  Aihrt  er  für  die  ihm  bekannten  FsUe  der 
Rechtsprechung  dieses  Tribunals  ZweckmKrsigkeitsgrUnde  an,  um 
diese  Abweichung  von  dem  sonst  konsequent  festgehaltenen  Prinzip 
zu  reclitfertigen. 

Prüft  man  die  Lehre  M  o  n  t  e  s  q  u  i  e  11  s  unter  dem  (Jesiehts- 
poukte  der  Funktionen theorie,  s«  ergibt  sich,  dafs  er  gleich  allen 
•»einen  Vorgängern  aus  der  Verschiedenheit  der  Subjekte  den 
Kttckschluis  auf  eine  Verschiedenheit  der  von  diesen  versehenen 
objektiven  Tätigkeiten  gemacht  hat.  Der  bedeutende  Unterschied  | 
aber  swischen  ihm  und  all  seinen  Vorgängern  besteht  darin,  dafs 
in  seinem  Idealbilde  des  Staates  der  subjektive  und  der  objektive 
Unterschiedlich  durchweg  decken  sollen,  während  von  Aristoteles 
bis  auf  Montesquieu  zwar  auf  den  Unterschied  der  Subjekte 
die  P>kenutnis  objektiver  Uiiterscliiede  gegründet,  jedoch  nicht 
der  geringste  Anstofs  daran  genommen  wird,  dafs  dieselben 
Personen  an  der  Ausübung  mehrerer  oder  aller  Funktionen  be- 
teiligt sind.  Dieselben  Personen  können  nach  Aristoteles  im 
Bat,  in  der  Eegiemng,  im  Gericht  sitzen,  während  bei  Locke 
der  Monarch  an  allen  Staatstätigkeiten  teilnimmt 

Darin  liegen  aber  zweifellos  Abweichungen  von  dem  Prinzip 
der  Gewaltellteilung.  Die  Ausübung  des  Vetos  ist  ihrer  Natur  nach 
kein  Akt  der  Vollziehung,  sondern  bedeutet,  auch  in  <ler  Weise,  wie 
sie  M  o  n  t  e s  q  u  i  e  u  sich  denkt,  einni  Anteil  an  dt-m  Pro/ers  der  Gesetz- 
ffebung.  wie  ja  auch  eine  .iregen  di<'  He><  hlüss<'  di  r  iindcren  stimmende 
Kannner  ( iesetzgebung  übt.  Das  erkennt  Munte-ijuieu  selbst  an,  wenn 
er  von  dem  Veto  de^  Olterhauses  bei  Geldbewilligungen  sagt,  dafs  es 
.,u'ait  de  part  ä.  la  legislation  que  par  sa  faculte  d  cmpöcher".  Ebenso 
ist  die  Kontrolle  der  Regierung  nicht  Gesetsgebnngsakt.  So  nimmt  denn 
jede  Gewalt  yon  der  anderen  das  Mittel,  um  das  Gleichgewicht  zwischen 
ihnen  zu  erhalten. 
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Aus  dieser  se  iner  AnftasöUDg  mufste  sich  aber  ftlr  Montes- 
quieu ergeben,  daf«  in  der  nichtenglisclien  Welt  stets  mehrere 
Gewalten  in  einem  Subjekte  vereinigt  sind.  Nur  im  Idealataate 
deeken  sich  die  Gewalten  subjektiT  und  objektiv.  In  allen  andereo 
Staaten  h&tte  er  den  Gegensatz  von  materiellen  (objektiven)  und 
formellen  (subjektiven)  Funktionen  feststellen  mQssen.  Er  spricht 
ausdrücklich  von  Staaten,  in  welchen  cwei  oder  alle  Gewalten  io 
einer  Hund  vereinigt  sind;  sie  bleiben  demnach  in  ihrem  Weseu 
auch  dann  getrennt,  yvvnu  diese  Trennung  nach  Subjekten  nicht 
sichtbar  wird ' ).  Kr  verfolgt  jedoch  diesen  Gedankengang  nicht 
weiter,  wie  denn  auch  bei  ihm  nur  ein  dttrftiger  Ansatz  zu  einer 
Untersuchung  darüber  vorhanden  ist,  was  denn  Gegenstand  der 
Gesetigebungy  VoHaiehung  und  Bechtaprechnng  sei. 

Spiitere  Lehren  haben  die  Einteilung  Montesquieus  au 
verbesserui  allein  keine  völlig  neue  an  ihre  Stelle  au  setaen  ge- 
sucht. J  enes  Gleichgewicht  der  Gewalten,  von  dem  Montesquieu 
die  Erhaltung  der  Freiheit  erlioffte  .  erscheint  anderen  entweder 
als  den  Staat>prin/,ij)i<*n  widersjirecljend  (»der  als  unrealisierbar. 
Die  \'t)lkssouverUnetHtslehre  Rousseaus  ruht  auf  dem  Gedanken 
der  Gewaltenvereinigung  im  Volke ,  unterscheidet  aber  die  un- 
vertretl)are  Gesetzgebung  von  der  Kegieningy  die  einem  corps 
interm^iaire  swischeu  Volk  und  Individuum  anvertraut  werden 
kann  und  die  sich  zum  Volkswillen  wie  die  Kraft  aum  Willen 
verhält)  daher  ihm  strikt  untergeordnet  ist*).  Unter  Einwirkung 
Rousseaus  hat  die  franaOsisehe  Revolution  die  Montes- 
quieuscbe  Lehre  mit  der  bedeutsamen  Modifikation  angenommen, 
dafs  die  gesetzgebende  (Jewalt  die  höchste  sei.  CMermont- 
Tonnere  und  ihm  tolgend  Henjaniin  C  o  n  s  t  a  n  t  haben  sodano 
ein  })ouvüir  roval  oder  pouvoir  neutrc  konstruiert^).  Diese 
königliche  (iewalt  ist  nach  dem  Vorbilde  der  englischen  Prä- 
rogative gebildet^)  und  soll  dasu  dienen,  dem  Könige  im  parlamen- 
tarisch regierten  Staate  ttberhaupt  theoretische  Existensberechtigung 
au  verschaffen,  da  in  diesem  die  voUaiehende  Gewalt  dem  Minbterium 
ansteht,  nach  der  Dreiteilung  Montesquieus  daher  Ar  den 
Kdnig  gar  nichts  ttbrig  bliebe.  In  Deutschland  hat  man  die  drei  Ge- 
walten zu  formellen  lluheitsrechten  umxubildeu  und  ihnen  ein 

>)  So  XI,  12,  14,  16—20. 
•)  Contr.  soc.  II,  2,  UI,  1. 

*)  Con staut,  Cours  de  potitique  const.  I,  p.  18  ff. 
*)  Constant,  I,  p.  läOC 
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oder  das  andere  von  den  alten  MajestJitsrechten  als  selbstHudige 
Gewalt  an  die  Seite  zu  setzen  gesucht  oder  sie  als  Unterabteilungen 
der  yollzieheuden  Gewalt  der  Fanktionenlehre  eingeg;Uedert.  Zum 
Unteracliiede  von  den  franstfaiscben  Lehren,  die  praktisch- 
poliüechen  Bedttrfiiissen  entsprangen,  sind  die  erwähnten  deutschen 
Versuche  rein  literarischer  Art.  Nur  in  der  allgemeinen  Ab- 
lehnung des  Prinzipes  der  Gewaltenteilung,  die  nach  Bnndesreeht 
geboten  war,  haben  auch  diese  Theorien  eine  praktische  Spitze 
gehabt. 

II.  Einteiling  der  StantsfnnlLtionen. 

Ein  so  kom])liziertes  Gebilde  wio  der  Staat  kann  unter  d<Mi 
verschi<*densten  Gesichtspunkten  betrachtet  und  daher  n;eniJifs  allen 
£rscbeinungen,  die  er  darbietet,  den  verschiedensten  Einteilungen 
unterworfen  werden^).  So  auch  seine  Funktionen.  Dieser  weite 
Spielraum  wird  aber  bedeutend  eingeengt,  wenn  man  mit  diesen 
EinteUnbgen  den  praktischen  Zweck  verfolgt,  den  Bau  des  Staates 
sowohl,  als  auch  das  Wesen  seiner  Rechtsordnung  gründlich  su  ver- 
stehen, ^nr  solche  Einteilungen  haben  Wert,  die  in  das  Innere 
der  StaatstKtigkeit  dringen  und  nicht  am  ÄuCBeren  haften  bleiben. 
Streng  logische  Vollendung  wird  aber  keine  Einteilung  bieten 
können,  weil  es  sich  um  li«'greit'eti  des  Lebens,  niclit  toten  Stoftes 
handelt  und  alles  Lebendige,  aufs  Praktische  gerichtet,  der  I^>gik 
häufig  entbehrt.  Nur  tote  Scholastik  wird  sie  Uberall  fordern 
und  vergebens  suchen. 

Keine  Einteilung  der  Staats  Funktionen  ist  die  Zerfällung 
ihres  Umfauges  in  verschiedene  Verwaltungsgebiete.  Die  Scheidung 
der  Atnf  greisen  Verwaltungssweige  der  auswttrtigen,  Kriegs-i 
Finans-,  Justis-  und  inneren  Angelegenheiten  bezeichnet  die 
Angaben,  die  der  Staat  sich  gestellt  hat,  nicht  aber  besondere 
Tntigkeiten.  ünter  der  Nachwirkung  der  naturrechtlieh- absein* 
tistischen  Theorie,  dafs  es  sich  um  Rechte  des  Herrschers,  nicht 
um  Objekte  staatlichen  Tuns  handle ,  hat  sich  die  Anschauung 

*)  Daher  auch  die  Klagen  Haenels,  Staatsrecht,  I,  8.  119,  N.  1 
von  „der  vollkommenen,  Praxis  und  Wissenschaft  beherrschenden  Zucht- 
losigkeit  und  Willkür  in  den  Begriffsbestimmungen  und  in  der  Termino- 
logie aller  Haupterscheinungen  des  Staatslebens".  Sie  wird  nicht  nur 
fQr  den  Staat,  sondern  für  die  Welt  des  (iristes  so  lange  antreffen,  als 
nicht  ein  geistiger  Druck  sonderfj:leiclien  die  Menschen  zur  wider- 
spruchslosen Annahme  alleinseligmachender  Uegriffe  zu  zwingen  im- 
stande ist. 
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von  den  „materiellen  Uobeitsrechten'^  bis  in  die  Gegenwart  er- 
halten, trotsdem  die  neuere  Verwaltnngsreehtswissenschaft  sie  mit 
Recht  flberwQttden  hat  Verwaltnngtzweige  sind  nicht  selbetindige 
Funktionen.  Die  TMtigkeit  des  Staates  in  Ansllbnng  der  Ge- 
werbe pol  izei,  des  Sehnlswangs,  des  Finannwangs,  des  miliUbrisehen 
Dienstzwan^n  usw.  ist  wesenBeinS;  ebenso  die  Voraossetznn^ 
mid  Schranken  spinor  Tat  auf  diesen  Gebieten  Sie  bezeiihuen 
daber  die  Objekte  der  Verwaltung,  nicht  die  Verwaltung  selbst'). 

1,  Die  erste  eelite  Einteilung  ist  die  im  Gewände  der  Lehre 
▼on  der  Gewalteateilnug  zum  ßewufstsein  gekommene.  Wenn 
auch  die  Vorstellung  einer  Spaltung  der  Staatsgewalt  selbst  von 
der  deutschen  Wissenschaft  verworfen  wurde,  so  hat  doch  die 
neuere  Staatsrechtslehre  unter  dem  Einflüsse  der  fransttsischen 
Theorie  die  Dreiteilung  der  staatlich^  Funktionen  akieptiert, 
die  sich  aber  in  wichtigen  Punkten  wesentlich  anders  darstellen, 
als  Montesquieu  und  seine  Nachfolger  sie  formuliert  hatten. 

Vor  allem  verwirft  die  deutsche  Theorie  den  Doktrinarismus, 
der,  nicht  ciinnal  l»ei  M  o  n  t  e  s  ([  u  i  e  u  in  dieser  Schärfe  aus- 
gebildet, di^  auööchliefsliche  Zuteilung  von  Funktionen  der  einen 
Gattung  an  Organe  verlangt,  die  streng  von  den  mit  der  Ans- 
ttbung  einer  anderen  Funktion'  betrauten  zu  scheiden  sind.  In 
erster  Linie  läfst  sich  die  Stellung  der  deutschen  Monarehen,  die 
keineswegs  blofs  die  Exekutivgewalt  reprilsentieren,  durchaus  nicht 
in  die  ältere  franatlsische  Schablone  pressen.  Femer  aber  ist 
es  unmöglich,  bei  dem  inneren  Zusammenhang  alles  staatlichen 
Lebens  eine  durchgreifende  Darstellung  der  Funktionen  in  den 
entsprechenden  Organen  vorzune innen. 

')  Haenel,  Studien,  II,  S.  180  ff. .  und  Staatsr.,  I,  S.  127  ff.,  ver- 
wendet  die  alte  Kategorie  der  materiellm  Hoheitsrechte  sur  Bestimmnng 
des  Hegriffes  der  Verwaltung.  Verwaltung  ist  ihm  die  gesamte  Staat«- 
tritigk«'it  in  ihrer  Jvichtunir  auf  die  staatlichen  Aufgaben.  Dirser  jodt  r 
Begrenzung  entbchrendt'  Jirgriff  gewährt  aber  keine  ersprlefsliche  Ein- 
«icht  in  das  Wesen  der  Staatstatigkeit.  Da  auch  die  ganze  K»clits- 
pflege  nacli  dieser  Anschauung  Teil  der  V'erwaltung  ist,  so  kommt 
iiacnei  unter  anderem  zu  einem  die  Verwaltung  des  Privatrechts 
umfassenden  Verwaltungsgebiet,  als  dessen  Teil  die  Privatrecht^geseti- 
gebung  erscheint  (Staatsr.,  I,  S.  171  ff.).  Diese  ganz  eingehend  ent- 
wickelte Lehre  läfst  sich  in  dem  kurzen  Satse  susammenfassen,  dab 
bei  der  Lösung  jeder  Staatsaufgabe  alle  staatlichen  FunktioDeD  tn- 
sammen  wirk  eil  mflssen,  was  allerdings  ebenso  richtig  als  selbst» 
verständlich  ist. 
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Dil  innerlich  Gescliifdem's  stets  nach  aufscn  zu  wirken  strcht, 
jso  ist  es  zwar  uatUrlich|  tlafs  die  verschiedenen  Funktionen  die 
Teudenz  haben,  sich  in  verschiedenen  Orgauen  darzustellen.  Der 
Trennung  der  Funktionen  entspricht  die  Arbeitsteilung  der  Organe. 
Insofern  war  d«r  BückschlaCB  ans  der  Verschiedenheit  der  Organe 
auf  die  Verschiedenheit  der  Funktionen,  der  die  Geschichte  der 
Fonktionenlehre  durchzieht,  ganz  gerechtfertigt.  Allein  niemals 
läfst  sich  die  einheitliche  Staatsgewalt  in  ihren  Änfserungen  so 
spalten,  dafs  eine  reinliche  Aufteilung  der  Funktionen  unter  die 
entsprechenden  Or^^ane  sicli  iluichfUhren  Ittfst.  Es  sind  vielmehr 
überall  Zweckniälsif^keitsrtlcksiihteii  {gewesen,  d'nt  die  Art  der 
jedem  Organe  zugewiesenen  Funktionen  bestimmen.  Daher  ist, 
wie  bereits  frtlher  bemerkt  wurde,  selbst  dort,  wo  das  Prinzip  der 

• 

Gewaltenteilung  anerkannt  ist,  eine  völlige,  scharfe  Scheidung  der 
Gewalten,  und  zwar  mit  vollem  Bewnfstsein  der  Abweichung  von  der 
Schablone,  nicht  durchgeführt  worden.  In  den  Vereinigten  Staaten 
z.  B.  hat  der  Kongrefs  Krieg  zu  erklKren;  ferner  hat  der  Senat 
Verwaltungsakten  des  Präsidenten  (Abschlufs  von  Staatsvertritgen, 
Beamtenemennnngen)  zuzustimmen  und  Uber  Staatsanklagen  zu 
richten,  vereinigt  daher  alle  drei  Funktionen  in  sich.  Noch  weiter 
hat  sich  die  Praxis  von  der  Schabloiu'  i  ntternt.  l)vui  Präsidenten 
steht  in  den  letzten  Sitzungen  des  Kon^Tesses  nicht  nur  ein 
suspensives,  sondern  ein  absolutes  Veto,  ganz  wie  einem  an  der 
Gesetzgebung  positiv  beteiligten  Monarchen,  zu').  Die  Kichter 
besitzen  vermöge  des  ihnen  zustehenden  ausgedehnten  Prllfungs- 
rechtes  der  Gesetze  die  Macht  authentischer  Verfassungsinter- 
pretation, üben  damit  in  Wahrheit  geset^eberische  Tätigkeit 
ans Noch  weniger  ist  diese  Scheidung  in  der  groben  Mehrzahl 
von  Staaten  vorhanden,  die  die  Gewaltenteilung  in  jener  extremen 
Form  nicht  kennen.  Allen  voran  die  Staaten  mit  parlamentarischer 

>>  Da  der  Präsident  sehn  Tage  Frist  hat,  sich  fiber  Annahme  oder 
Verwerfung  einer  Bill  zu  entscheiden,  so  kann  er  die  zahlreichen  Ge- 
setze,  die  in  den  letzten  Tagen  einer  jeden  Kongrefssession  beschlossen 
werden,  durch  einfaches  Liegenlassen  vernichten.  \'gl.  Const.,  Art.  I, 
Beet.  7,  2,  und  dazu  Mason,  The  Veto  Power,  Boston  1891,  p.  US. 
Andere  amerikanische  Bundesverfassungen,  deren  Bcstiinmuniren  über 
den  Gaiip  der  (Gesetzgebung  denen  «1er  Union  nacligeliildet  sind,  wie 
die  von  Mexiko  ^Art.  71  H)  mnl  llrasilicn  (Art.  ÖÖ),  verhindern  ein 
solches  zufälli^'es  absithitr-  \"<'to  des  Präsidenten. 

*)  Vgl.  ferner  auch  Uehm,  ötaatsielire ,  Ü.  260,  dazu  aber  oben 
4^^,  N.  1. 
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Vorherrschaft,  in  erstor  Linie  England,  wo  das  Parlament  nicht 
nur  Gesetzgeber  ist,  sondern  anch  durch  die  private  bills  direkt 
an  der  Verwaltung  teilnimmt,  wo  das  Oberhaus  das  höchste  Ge- 
riebt des  Reiches  ist,  wo  das  Kabinett  dem  Parlamente  angeboren 
^  muTs  und  von  diesem,  nicht  der  Form,  aber  der  Sache  nach,  der 
Premierminister  nnd  damit  indirekt  das  ganze  Kabinett  designiert 
wird,  wo  der  Lordkanzlcr  Pr;i.">i(]t"it  des  Obcrliansos  und  zugleich 
oberster  Richter  des  Reiches  ist,  wo  die  Friedeiisrieliter  in 
mittlerer  und  unterer  Instanz  Verwaltung  und  Justiz  vereinigten 
und  sum  Teil  noch  immer  vereinigen. 

Aus  dieser  Erkenntnis  erwächst  die  Notwendigkeit,  zwisclien 
materiellen  und  formellen  FunktioDen  lu  scheiden,  d.  h. 
•  swischen  den  grofsen  Bichtungen  der  Staatstätigkeit  and  den 
Tätigkeiten  bestimmter  Organgruppen  Die  naive  Gleiehstellang 
von  Organtätigkeit  mit  Staatsfunktion,  wie  sie  die  Staatslehre 
von  Aristoteles  bis  in  die  Geprenwart  geübt  hat,  vermag  die 
wichtigen  theoretischen  nnd  pruktischeu  Probleme  der  Fuuktioueu- 
lehre  nirlit  betVi^'digend  zu  lösen. 

Di«'  materiellen  Staatst'unktionen  ergeben  sich  einmal  durch 
die  Beziehung  der  Staatstätigkeit  auf  die  Staatszwecke.  VermOge 

')  Dieser  Gegensatz  ist  zuerst  erkannt  und  «'iitwickelt  worden  von 
8chn\itthenner,  Grundlinien  des  allg.  oder  idealen  Staatsrechte», 
1845,  S.  474  tV.  Vgl.  zum  folgenden  J el  1  i n ek ,  Gesetz  und  Veronhmng, 
S.  213 ff.  Aul"  die  unifa^seude  Kritik,  die  liaenel,  Studii'n,  II,  S  246 ff., 
der  von  mir  entwickelten  Funktionenlehre  zuteil  werden  liefs,  kann 
hier  nicht  näher  eingegangen  werden.  Sie  beruht  nieht  sum  genugstn 
auf  dem  Gegensats  unserer  Methoden.  Wer,  wie  Haenel,  des  Glaubens 
ist,  dals  es  hinter  dem  flfissigen  Wesen  der  staatlieben  InstitutioiieB, 
das  mir  allein  als  das  erkennbare  erscheint,  ein  ewiges,  mit  absoluten 
Kategorien  zu  erfassendes  Ansieh  gibt,  der  hat  allerdings  das  Recht, 
jene  Begriffe  in  Form  fett  und  gesperrt  gedruckter  Sätse,  die  jeden 
Widerspruch  aussehliefsen,  in  die  Eraciu-iuungswclt  zu   ziehen.  Sie 
werden  aber  doc  Ii  nur  ilen  überzeugen,  dem  gleiche  Kraft  des  (ilaubens 
wie  ihrt'ui  l'^ntdfcker  verliehen  ist.    Interessant  ist  es,  dafa  mau  auch 
in  Auu-rika  ,  wo  die  G'  waltcutcilung  dor  Verfassung  in  weitgeht  iider 
Weise  zugrunde  gelegt  wurde,  nunmehr  den  Gegensatz  von  materiellen 
und  fonnellen  Funktionen  klar  erkannt  hat.    Goodnow,  Comparative 
Administrative  Law,  New  York  aud  London  1902,  I,  p.  25  ff. ,  erörtert 
eingehend  die  exekutiven  Funktionen  der  Legislative,  die  legisUtiven 
Funktionen  der  Exekutive  und  die  exekutiven  Funktionen  der  Gerichte. 
Damit  führt  die  amerikanische  Staatsrechtslehre  aUerdings  nnr  Ge- 
danken weiter  aus,  die  bereits  den  GrOndem  der  Union  und  ihrer  Staaten 
bekannt  waren;  vgl.  oben  S.  486. 
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des  Bechtszweckes  hat  der  Staat  eine  auf  BechtSBetsiing  und 
Beebtseclnitz  gerichtete  Tätigkeit,  die  von  der  anderen,  auf  Macht- 
behaaptung    und  Knltarfördeniug   gerichteten  Fonkdon,  sich 

abhebt. 

Ferner  erfordert  die  Einsicht  in  das  Wesen  der  Staats- 
tätigkeiten  Eikeuntuis  der  m<j|;Uchen  Formen,  in  denen  sie  sich 
vollziehen.  Dieser  Formen  gibt  es  aber  zwei.  Der  Staut  kaau 
entweder  abstrakte  Regeln  aufstellen ,  die  als  solche  nicht  un- 
mittelbar  die  Wirklichkeit  beherrschen,  sondern  einer  eigenen,  •  \ 
durch  jene  Begeln  motivierten  Tätigkeit  bedürfen,  dapit  der  Ton 
ihnen  beabsichtigte  objektive  Tatbestand  ihren  Anforderungen  ent- 
spreche. Oder^  der  Staat  lOst  durch  seine  Tat  unmittelbar  an  ihn 
herantretende  Aufgaben  entweder  gernttf»  jenen  abstrakten  Normen 
oder  innerhalb  der  ihm  durch  diese  gesteckten  Schranken.  Unter 
diesem  Gesii  htspmiktc  ergeben  sieh  zwei  Funktionen :  Norm- 
setzung und  Erledigung  einzelner  bestimmter  Aufgaben  durch  auf 
sie  gerichtete  individualisierte  Tfitigkeit. 

Durch  Beziehung  der  St«atstätigkeit  auf  ihre  Zwecke  aber 
entsteht  eine  Scheidung  in  der  unmittelbar  auf  konkrete  Aufgaben 
gerichteten  Tätigkeit.  Der  Rechtsschutz,  gettbt  durch  und  anf  . 
Grund  von  Entscheidungen,  die  auf  dem  Wege  geordneten  Ver*  ^ 
Threna  unklares  oder  bestrittenes  Recht  feststellen,  tritt  der 
gesamten  übrigen  Tätigkeit  dieser  Art  als  besondere  Funktion 
gegenüber. 

Sdiiiit  er;2:<'iten  sich  drei  materielle  Funktionen  des  Staates: 
Gesetzgebung,  Kechtsprechung,  Verwaltung. 

Die  Gesetzgebung  stellt  abstrakte,  eine  Vielheit  von  Fällen 
oder  auch  einen  individuellen  TatbeHtand  regelnde  Rechtsnormen 
auf.  Die  Rechtsprechung  stellt  für  den  einzelnen  Fall  Ungewisses 
oder  bestrittenes  Recht  oder  rechtliche  Zustände  und  Interessen 
fest.  Die  Verwaltung  löst  konkrete  Aufgaben  gemäfs  den  Rechts- 
normen  oder  innerhalb  deren  Schranken  durch  Mittel,  die  nähere  ? 
Untersuchung  als  ein  reichgegliedertes  System  erkennen  lehrt ').  * 

Neben  diesen  normal«Mi  Funktionen  j^ibt  es  aber  noch  aufser- 
ordentliche  StaatstUtigkcitca .  die  in  keine  der  drei  Kategorien 
passen.  Das  ist  in  erster  Linie  der  Krieg.  Mau  liat  zwar  auch 
verancht,  die  KriegsfUhruug  als  Yerwaltungstätigkeit  hinzustellen 

Näheres  über  Wesen  der  Verwaltung  und  der  Verwaltungsakte 
im  zweiten  Bande. 

>)  Vgl  F.  y.  Martens,  Volkerrecht,  II,  S.  448  f.,  477. 

88» 
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allein  mit  Uureclit,  deuii  alle  Verwaltung  setzt  die  unbestrittene 
Herrschaft  des  Staates,  seiu  unwiderstehlich  wirkeudes  Imperium, 

^  das  sichere  funktionieren  seiner  Rechtsordnung  voraus.  Der 
Krieg  aber,  wenn  auch  durch  Völkerrecht  einschrftnkbar,  ateht  ala 
solcher  anlserbalb  einer  jeden  RecbtM>rdnnng.  Im  Kriege  steht 
des  Staates  Dasein  auf  dem  Spiele,  in'  der  VerwaUnng  bewihrt 

-  es  sich  als  unerscbtttterliche  Macht.  Auch  vglkyrrechtliche  Zwangs- 
maßregeln  antserhalb  des  Krieges,  die  nnmittelbar  gegen  den 
fremden  Staat  selbst  gerichtet  sind,  wie  die  Friedensblockade,  sind 
nicht  als  Verwaltinif^sakte  zu  i-liarakterisieren,  weil  Verwaltungs- 
zwang  nur  gegenüber  eiiu-in  L  ntergebenen  geühl  werden  kann. 
Verwaltungsakt  ist  ferner  uielit  der  in  Form  eines  Krieges  ge- 
führte Kampf  gegen  einen  Aufstand ,  weil  in  ihm  die  Existens 
des  Staates  ebenso  bedroht  sein  kann  wie  in  einem  internationalen 
Kriege^). 

Vermöge  des  Unterschiedes  der  normalen  Funktionen  ser- 
fallen  die  einseinen  staatlichen  Akte  ihrem  Inhalte  nach  in  Ge- 
setze, Verwaltungsakte')  und  Rechtsprache.    Von  diesen  sind 

Gesetze  und  Rechtsprilche  stets  Akte  des  Imperiums.  Das  Geseti 

ordnet  eine  Kechtsregel  an,  der  Kethtsjiriich  sub.sumiert  einen 
konkreteu  Fall  unter  die  abstrakte  Norm  uud  entscheidet  iiia, 


>)  Vgl.  auch  die  treffenden  Ausführungen  von  O.  Mayer,  Dentsehes 
Verwaltungsrecht,  I,  S.  11.  Wenn  aber  Mayer  alle  unter  der  Völker» 

rechtlichen  Ordnung  vollzogenen  Akte  von  der  Verwaltung  ausscbliefseo 
will,  80  liegt  zu  solclier  Aiisscheidun;i  ein  wissenschaftliche.^  Bedürfnis 
nicht  vor.  Erkennt  doch  Mayer  selbst  II,  S.  4ö9  eine  völkerrechtlich 
gebundene  Verwaltunf^  an. 

*)  DicHcr  liej.Mitf  .stiimnit  keineswt'u's,  wieO.  Mayer,  I,  S.  95,  N.  1. 
behauptet ,  um  dem  iVauzo.-^i.^clien  Verwallung.-reciit :  vielmehr  hat  er 
sich  in  der  deutschen  Wis.-enschaft  ganz  selbj^tandig  heniusgebiidet, 
daher  die  französische  Definition  des  Verwaltungsaktes  als  obrigkeit- 
lichen Ausspruches  f&r  uns  gar  nicht  mafsgebend  ist  Es  besteht  sweifel« 
los  ein  fiedfirfnis,  alle  TättgkeitsftnfseruDgen  der  Verwaltung  unter 
einen  gemeinsamen  B^riff  zu  fissaen,  unter  dem  die  obrigkeitlichen  Akte 
als  Unterabteilung  su  be£sssen  sind.  Vgl  auch  6.  Meyer,  S.  646, 
N.  2,  Übrigens  unterscheidet  die  französische  Theorie  (vgl.  Berthe- 
lemy,  Trait»'  elementaire  de  droit  administratif,  2»'»»«  6d,,  Paris  15K»2, 
p.  22,  .:».")  ff.)  auch  zwei  (iattunpen  von  Verwaltungsakten:  actes  de 
ptiii^sance  pnbliqiie  oder  arro-<  d'autorit»'  um!  actes  de  pestion.  welch 
letztere  sich  auf  die  i'tVent liehe  \'enii''^'en>\erwaltun^'-  beziehen,  ein 
Hewei.s  dafür,  dafs  man  aui  li  in  Frankreich  mit  jener  engsten  Bedeutung 
,  von  Verwaitung.sikt  nicht  uubkommt. 
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d.  h.  er  stellt  ihn 'in  autoritatiTer  Weise  fest  und  spricht  die 
YnA  staatlicher  Hoheit  an  ihn  sich  anknüpfenden,  anzaerkennenden 

nnd  zn  verwirklichend en  Rechtsfolgen  ans. 

Die  zentrale  Stellung  unter  diesen  Funktionen  nimmt  die 
Verwaltung  ein.  £s  gab  lange  Epochen  in  der  Geschichte,  denen 
die  Gesetzgebung  ganz  unbekannt  war.  VerhUltnismäfsig  hohe 
Kultur  ist  es,  wo  neben  das  Gkwohnheits-  das  Gesetzesrecht 
tritt.  Auch  heute  aber  ist  die  Geset^ebnng  eine  intermittierende 
Funktion.  Ebenso  ist  die  Rechtsprechung  intermittierender  Natur; 
bei  geringer  sozialer  Entwicklung  können  sogar  längere  Zeit- 
rSnme  vergehen,  in  denen  kein  Anstofs  für  den  Richter  vorliegt, 
liiti^  zu  werden.  Vorwaltnnj,^  aber,  die  ja  die  Regierung  in  sich 
enthält ,  niufs  iuniier  geübt  werden.  Ohne  sie  könnte  der  Staat 
keinen  Augenblick  existieren.  Despoten  ohne  Gesetz  und  Richter 
sind  wenigstens  vorstellbar,  der  verwaltungslose  Staat  wäre 
Anarchie.  Die  Verwaltung  ist  aber  auch  die  umfassendste 
Funktion.  Alle  Vorbereitung  der  G^etzgebung  flült  ihr  zu,  die 
richterliche  Tätigkeit  wird  von  ihr  unterstützt ,  sie  sichert  die 
Vollziehung  des  Rechtspruches.  Auch  geschichtlich  zeigt  sich  die 
Verwaltung  als  Grundfunktion,  indem  die  Gesetzgebung  erst 
später  zu  ihr  hinzutritt  oder  aus  ihr  sich  absondert,  und  indem 
auch  die  rechtsprechende  Tätigkeit,  anfänglich  auf  ein  geringes 
Mafs  lj<  >chrjinkt,  mit  wachsender  Entwicklung  des  Staates  einen 
immer  breiteren  Kaum  gewinnt.  Daher  kann  man  als  Verwaltung 
alle  Staatstätigkeit  bezeichnen,  die  nach  Ausscheidung  von  Gesetz« 
gebuDg  und  Rechtsprechung  ttbrigbleibt In  dieser  Möglichkeit 
negativer  Begrenzung  zeigt  sich  ihre  Bedeutung  ftlr  den  Staat 
Nur  die  Verwaltung  wurde  in  solcher  Weise,  durch  den  blolsen 
G^nsatz  zu  anderen  Tätigkeiten  und  Gebieten  des  Staates,  zu 
erklären  versucht. 


')  Vgl.  0.  Mayer,  1,  8.  7,  der  allerdings  nicht  die  materiellen, 
sondern  die  formellen  Funkti<inen  im  Auge  hat.  Mayer  scheidet  (I, 
S.  9)  aus  der  Verwaltung  die  verfassungsrechtlicln-n  Hilfstätigkeiten 
(Berufung  und  Schliefsung  des  Landtags,  Ernennung  von  Ilcrronhaus- 
mitgliedrrn  usw.)  aus,  weil  sie  ^emäfs  seiner  Auffassung  der  Ver- 
waltung keine  Tätigkeiten  des  fertitren  Staates  zur  \'erwirklicliuug 
seiner  Zwecke  sind.  Aber  auih  die  Beamtenernennung,  die  Mayer 
zur  Verwaltung  zählt,  macht  den  Staat  fertig.  Jene  Hilfstätigkeiten 
kSnnen  als  besondere  Unterabteilung  der  Verwaltung  gelten,  nicht  aber 
als  ihr  koordiniert 
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Mit  dem  Wachstum  der  Gesetzgebung  jedoch  äudert  sich 
die  ursprüngliche  Stellung  der  Verwaltung.  Die  Gesetzgebung 
nimmt  nilmlich  ein  immer  breiter  werdendes  Gebiet  ein.  Aber 
nicht  nur  einschrftnkend  wirkt  sie,  vielmehr  wird  sie  uneh  sur 
Herrseherin  Uber  die  anderen  Funktionen.  Bei  der  rechtsverwirk- 
lichenden  Tfitigkeit  der  Bechtsprechnng  ist  das  ohne'  weiteres 
klar.  Aber  auch  ein  bedeutendes  StHck  der  Verwaltung  unter- 
wirft sich  die  Gesetzgebung  in  fortschreitender  Weise ,  so  dafs 
unter  normalen  \VrhUltiü.ssen  im  entwickelten  »Staate  die  Ver- 
waltung in  Abhängigkeit  von  der  ( iesetzgebung  gerät.  In  alter 
und  neuer  Zeit  ist  daher  der  normale  Staat  als  ein  solcher 
definiert  worden,  in  dem  die  Gesetze  herrschen,  in  dem  also  Ver- 
waltung und  Rechtsprechung  gemftfs  Bechtsregeln  erfolgen.  Die 
moderne  von  Mohl,  Stahl  und  Gneis t  formulierte  Rechts- 
Staatstheorie  hat  der  Lehre  des  Plate  und  Aristoteles  vom 
Gesetsesstaate  kein  neues  Merkmal  hinzugefügt. 

Die  materiellen  Funktionen  sind  nun  unter  entsprechende 
Arten  voneinander  relativ  uuahliängiger  Organe  so  verteilt,  dafs 
die  Zuweisung  einer  «rrofsen  Masse  von  Objekten  einer  bestimmttMi 
Funktion  an  ihr  zugt^htirige  Organe  derart  erfolgt,  dafs  sie  alle 
in  dem  höchsten  Organe  den  Ausgangs-  und  Einigungspunki 
finden.  Der  Scheidung  der  Funktionen  entspricht  die  Arbeits- 
teilung der  Oigane.  DaCs  diese  Scheidung  keine  reinliche  ist 
und  sein  kann,  ist  bereits  ausgeftlhrt  worden.  Daraus  eigibt 
sich  der  Gegensats  der  formellen  Funktionen,  die  von  den  gesets- 
gebenden,  verwaltenden,  richtenden  Organen  geübt  werden.  Ihrer 
formellen  Seite  nach  zerfallen  daher  die  Tätigkeitsaufserungen 
des  Staates  in  Akte  der  formellen  Gesetzgebung,  der  formellen 
Verwaltung  und  in  .lustizakte 

Eine  Vereinigung  sämtlicher  materieller  Funktionen  findet 
sich  namentlich  bei  den  Organen  der  Verwaltung.  Die  Verwaltung 
im  formellen  Sinne  hat  Verordnungs-  und  Entscheidungsgewalt 
Vermöge  der  ersten  nimmt  sie  an  der  materiellen  Greaet^gebnng, 
vermöge  der  zweiten  an  der  Rechtsprechung  teil.  Den  gesets- 
gebenden  Organen  sind  nicht  nur  die  mit  der  Gesetsgebuag  im 
materiellen  Sinne  in  Verbindung  stehenden  Verwaltungsfbnktione&i 
sondern  auch  Teilnahme  an  gewissen  Verwaltungsaktt  n .  deren 
Anordnung  (»der  (renehmigung  in  Gesetzesform  orNclu-int .  sowie 
richterliche  Goscliiifte  ( Wahlprtifungen ,  Beschlufsfassung  über 
Petitionen)  zugewiesen.    Die  ordentlichen  Gerichte  besitzen  ein 
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weites  Grebiet   der  Beehtssicherheit  bezweckenden  Verwaltung 
(Pflegschafts-,  Grundbuchswesen,  Ftthrong  von  Handels-,  Vereins-, 
Genossensehaftsregistem,  BeurkunduDgen,  Testamentserrichtungen 
usw.).  Dafs  Jnstisakt  und  Becbtspmcb  keineswegs  susammenfallen,  * 
wird  sebon  nnmittelbar  aus  dem  terminolop^ischen  Unterschied  klar. 

D«ckt  sich  somit  der  materielle  (objektive)  Gegensatz  von 
Gesetzgebung,  Verwaltung,  Keclitsprechiing  keineswegs  mit  dem 
formellen  (subjektiven)  der  Tätigkeiten  der  gesetzgebenden,  ver- 
waltenden und  Justizorgane,  so  ist  dennoch  auf  Grand  der  Er- 
kenntnis des  Unterschiedes  der  materiellen  Funktionen  auch  ihre 
fortschreitende  Aufteilung  an  die  entsprechenden  Organe  gefordert 
und  in  steigendem  MaCse  durchgeführt  worden.  Unter  diesem 
Geeicbtspunkte  bat  man  die  Snperiorität  der  Gesetsgebung  Ober 
die  Verordnnngsgewalt,  die  Unznlissigkeit  dispensatorischer  Akte 
der  Regierung  ohne  gesetzliche  ErmHchtigiing  aus  der  schärferen 
Erkenntnis  des  Wesens  der  materiellen  Gesetzgebung  abgeleitet. 
Die  Auseinandersetzung  zwischen  Verwaltung  und  Rechtsprechung 
ist  in  stetem  Fortschreiten  begriffen.  Die  Verwaltungsgerichts- 
barkeit nimmt  immer  mehr  an  Umfang  zu,  und  obwohl  dort,  wo 
bereits  ein  geregelter  Instanzenzug  vorbanden  ist,  die  Vereinigung 
von  Gerichts-  und  Beschlufobehörde  in  der  unteren  und  mittleren 
Listaaz  noch  statthat,  so  sind  doch  auch  hier  Ansfttze  zu  einer 
oigamsatoriscben  Sonderung  der  verschiedenen  Funktionen  dieser 
Behörden  durchgeführt  worden.  In  England  ist  die  Entscheidung 
tlber  die  Gültigkeit  bestrittener  Parlamentswahlen  vom  Unterhaus  an 
einen  Gerichtshof  übergegangen,  in  anderen  Staaten,  in  Erkenntnis 
der  Natur  jener  Entscheidungen,  deren  Übertragung  von  den 
Kammern  an  Gerichte  in  Aussicht  genommen  oder  gefordert 
worden^).  Damit  ist  aber  die  Bedeutung  des  Unterschiedes 
zwischen  materiellen  und  formellen  Funktionen  von  höchstem 
praktischem  Wert  geworden,  weil  erst  die  Erkenntnis  des  Inhaltes 
der  materiellen  Funktionen  den  Weg  weist  fttr  das,  was  den 
formellen  Funktionen,  d.  b.  genauer  der  Tat  der  Organe  einer 
bestimmten  Klasse,  zuzuweisen  ist.  Um  zu  wissen,  wie  weit  des 
Gesetzgebers  ZustÄndigkeit  sich  erstreckt,  miifs  man  erst  feststellen, 
was  ein  Gesetz  seinem  Inhalte  nach  sei.    Die  Gesetzgeber,  Ver- 

>)  Jellinek,  Ein  Verfassungsgerichtshof  für  Österreich,  1885, 
8.  lOft;  Seydel,  Abhandlungen,  8. 198 ff.;  Walz,  Über  diePrafnng 
der  psrlam.  Wahlen  snnftchst  nach  badischem  Recht,  Sep.-Abdr.  1902, 
8.  115  £ 
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Walter,  Bichter  empfangen  ihre  Zuständigkeiten  dnrch  staattiehe 
Zuteilung.  Einer  der  leitenden  Oedanken  in  Austeilung  seiner 
Kompetenzen  ist  aber  Air  den  Staat  der,  dafs  das  objektiT  Ge- 
schiedene es  auch  subjektiv  sein  solle.  Dennoch  können  sich 
materiell«^  und  tormelle  Funktionen  subjektiv  niemals  vollständifr 
decken,  weil  scharfe  (xrenzlinien  der  Theorie,  aber  nieht  dem 
Leben  möglich  sind.  Nicht  architektonische  Öchönheits«,  sondern 
politische  Zweckmäfsigkeitsrücksicbteu  sind  es,  die  die  wirkliche 
Staatsordnung  bestimmen  und  mancherlei  Abweichungen  selbst 
von  ansdrttcklich  anerkannten  Regeln  herbeiführen^). 

In  der  Scheidung  der  formellen  Funktionen  bat  die  fransOeiseh- 
amerikanische  konstitutionelle  Theorie  die  sieberste  Garantie  der 
gesetslicben  Austtbung  der  Staatsgewalt  und  damit  die  Grewihr 
der  politischen  Freiheit  des  Bürgers  erblickt.    Die  roneinander 
un.ihhJinjrifjen  Gewalten  bilden  gleichsam  ein  iueinandergreifeu'le? 
Räderwerk,  in  dem  das  eine  Kad  regulierend  in  das  andere  hinüber- 
greift.    Die  normale  Gestaltung  der  formellen  Funktionen  soll 
daher  ein  System  von  „checks  and  balances"  in  sich  schliefsen, 
das  die  einzelnen  Gewalten  hindert,  ihre  gesetzliche  Sphäre  m 
überschreiten.    Auch  diese  abstrakte  Formel ,  wie  so  manche 
andere,  gilt  nur  innerhalb  gewisser  Grenaen.   Am  meisten  trift 
sie  SU  bei  der  Trennung  der  Justiz  Ton  der  Verwaltung.  Gibt 
man  aber,  wie  in  Amerika,  dem  Richter  ein  unbegrenxtes  Prflfungs* 
recht  der  Gesetze  auf  ihre  materielle  Verfassnngsmftrsigkeit,  was 
dort  als  Folge  aus  dem  Prinzijie  der  Gewaltenteilung  geboten  ist, 
so  kann  er,  wie  die  Erfaliruug  leint,   die  ganze  gesetzgebende 
Tätigkeit    auf    wichtigen    (iehieten    zur    Untätigkeit  zwingen*). 
Nicht  minder  wäre  bei  tiefgreifenden  Konflikten  zwischen  Ge^tz- 
gebung  und  V<dlziehung  unter  Umständen  der  ganze  Staat  zu 
völligem  Stillstand  verdammt.    Solche  Fälle  finden  auch  nieht 
ihre  L5sung  durch  eine  eigens  für  Staatskonflikte  konstraiefte 
neutrale  Gewalt,  sondern  nur  dadurch,  dafs  im  Kampfe  der 
Organe  eines  von  ihnen  die  ddb  Staate  innewohnende  Macht- 

>)  Nähere  AusfQhrnngen  hierfiber  in:  Gesetz  und  Veroidnuagi 

s.  m  f. 

-)  Vit'lc  sozialpolitisch«' (icsc'tze  in  nordamerikanischen  Glied-staaten 
sind  neuostens  von  den  Hirlitern  als  gegen  die  Bills  of  Kight<  ver- 
stofsond  für  verfassung-w  iilri^^  erklärt  worden.  Vgl.  aueh  JeUinek, 
Das  Keclit  der  Minoritäten,  S.  26,  N.  44;  Freund.  Police  Power, 
§§  810  ti'.,  li^b.  Das  Uuiousobergericht  hat  vor  kurzem  alle  gesetzliches 
Beschrftnkungen  der  Arbeitszeit  ffir  nichtig  erklftrt 
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f^Ue  als  Einheit  anfireisty  and  mit  ihr  ansgerttstet,  den  Streit  ent- 
scheidet Vor  der  in  solchen  Konflikten  sich  offenbarenden 
rauhen  politischen  Wirklichkeit  haben  alle  ansgeklUgelten  Gleich- 
heitstheorien ein  Ende. 

Diese  (ilt'ichgewiclitsleliiM^  ist  in  den  luMitigon  curopjCisclwii 
Staaten  auch  in  der  lie^(•llr;iukung,  wclcln'  die  AiHTkennung  dor 
Teilung  der  formellen  Funktionen  gefunden  hat ,  nicht  Rechtens 
geworden.  Zwar  ist  durch  die  konstitutioQelle  Theorie  einiges 
TOn  den  Hinderuissen  und  I^alancen  iu  die  staatliche  Or>,^anisation 
eingedrungen  (Etatsrecht  der  Kammern,  Auf  Itfsungsrecbt  der  Wahl* 
kammem  durch  das  Staatsoberhaupt  usw.).  Das  gegenseitige  Yer- 
httltnis  der  unmittelbaren  Organe  ist  aber  ttberall  durch  die  Ge- 
samtheit der  politischen  und  sozialen  YerhlUtnisse  gestaltet,  die 
jeder  Einpressung  in  Schablonen  spotten. 

2.  Tiefere  Hetrachtiiii^'  der  staatlichen  Tätigkeit  hat  in  der 
neuesten  Staatslehre  andere  wicliti;^'»'  materiell«'  Unterscliiede  fest- 
gestellt, die  der  landläutigen  konstitutionellen  Theorie  nicht  zum 
Bewulstsein  gekommen  waren  und  dadurch  zu  ganz  schiefen  Auf- 
fassungen des  realen  Staatslebens  AulafH  gaben. 

Mit  ▼oller  Sicherheit  läfst  sich  uHmlich  fUr  jeden  Staat  ein 
bedeutsamer  Gegensats  in  der  Ausübung  aller  seiner  Funktionen 
konstatieren:  der  von  freier  und  gebundener  TMtigkeit. 
Freie  Tätigkeit  ist  die  nnr  durch  das  Gemeininteresse,  aber  durch 
keine  spezielle  Rechtsregel  bestimmte ;  gebundene,  die  in  Erfüllung 
einer  Keclitspflicht  erfolgende.  Die  freie  Tätigkeit  ist  die  der 
Ik'deutiuig  nach  erste,  logiscli  primäre,  aller  illiri^^en  Tätigkeit 
zugrunde  liegende.  Durch  sie  setzt  der  Staat  sein  eigenes  Dasein, 
da  Staatengrlindung  nie  Vollziehun«^  von  Uecktüslitzen  ist;  von  ihr 
empfängt  der  Staat  Richtung  und  Ziel  seiner  hist(»risclien  i3e- 
wegung;  aller  Wandel  und  Fortschritt  in  seinem  Leben  geht  von 
ihr  aus.  Ein  Staat,  dessen  ganse  Tätigkeit  gebunden  wäre,  ist 
eine  unvollsiehbare  Vorstellung. 

Diese  freie  Tätigkeit  ist  in  all  den  historisch  geschiedenen 
materiellen  StaatsAinktionen  ▼orhanden;  keine  ist  ohne  sie  möglich. 
Am  weitesten  ist  ihr  Spielraum  auf  dem  Oebiete  der  Gesetzgebung, 
die  ihrer  Natur  gemäfs  der  gröfsten  Freilieit  geniefsen  uiufs. 
Nicht  minder  bedeutsam  zeigt  sie  sich  jedoch  in  der  Verwaltung, 
wo  dieses  Element  den  Namen  der  Kegierung  empfängt.  Ein 
Staat  mit  einer  nur  nach  (Jesetzen  handelnden  Kegierung  wäre 
ein  politisches  Unding.  Über  die  Kichtuug  der  von  der  Kegierung 
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aus<;(  )ien(leu  Ötaatätätigkeit  kaun  niemals  eine  Kechtbregel  eutr 
scbeideu. 

Vor  allom  zeigt  sich  das  in  der  äufseren  Politik,  die  fast 
die  gleiche  Freiheit  zeigt  wie  die  gesetzgeberische  Tätigkeit,  da 
Völker-  und  staatsrechtUche  Normen  ihr  den  weitesten  Spielimnm 
lassen  und  lassen  mQssen.   Aber  aneh  naeh  innen  ist  die  ganie 

richtunggebende  Tätigkeit  der  Regierung  Bechtsregeln  notwendig 
entrückt.  Wenn  nHmlich  iigend  etwas  seinem  Wesen  nach  einer 

Normierung  nicht  Oihig  ist,  so  ist  es  die  zum  gröfsten  und 
wichtigsten  Teil  in  der  Rep;ierung  ruhende  Initiative.  Dazu  tritt, 
in  den  eiu/,eln«'n  Staaten  an  Umfang  verschieden,  das  jraiize 
grolse  Gebiet  der  Begierungsbefugnisse  bezüglich  der  {larlamen* 
tarischen  Kollegien,  die  Ernennung  der  Minister  und  Beamten, 
der  Oberbefehl  und  die  Verfügung  über  die  bewaffiiete  Macht, 
das  Begnadigungsrecht,  die  Verleihung  staatlicher  Ehren.  Die 
englische  Lehre  hatte  hierfür  die  dem  positiven  englischen  Rechte 
entstammende  Kategorie  der  Prärogative  angewendet,  die  von 
Locke  mit  logisch  richtiger  Erfassung  des  Wesens  der  Voll- 
ziehung als  HelbstJindige  Gewalt  neben  die  Exekutive  gestellt 
wurde.  Unter  dem  Einflüsse  der  französisclieti  Theorie  von  der 
Gewaltenteilung  jedoch  wurde  dieses  ganze  Gebiet  einfach  der 
voUsieheuden  Gewalt  zugewiesen ,  da  sich  diese  Lehre  um  die 
inneren  Unterschiede  der  Staatsfnnktionen  wenig  kümmerte.  Am 
entschiedensten  hatte  aber  die  Lehre  Rousseau s  der  Exekutive 
jede  selbsteigene  Tätigkeit  genommen  und  sie  ausdrücklich  auf 
die  ausschliefsliche  Ausfahrung  des  im  Gesetze  Beschlossenen  be- 
schränkt Ungeachtet  dieser  Theorien  aber  war  die  franatfsische 
Praxis  genötigt,  gouvemement  und  administration  zu  unterscheiden; 
ja,  es  ist  bezeichnend,  dafs  fast  alle  französischen  Verfassungen 
seit  dem  Konsulat  das  pouvoir  ex(  cutif  als  eine  beson<lere  Funktion 
des  gouverncoicnt  betrachten^).    Die  acte«  du  gouveruemeui  er* 


*)  Die  KoDsnlarverfassung  spricht  nur  vom  gouvemement  der 
Konsuln  und  teilt  den  Ministem  (Art  54)  die  Eiekution  der  Gtosetse 
und  Verordnungen  su.  Die  Charte  behält  in  dem  Abschnitt  fiber  die 
„fonnes  du  Gouvemement  du  Roi**  (Art  18)  dem  Könige  die  Exekutiv- 
gewalt vor.  Die  Verfassung  des  zweiten  Kaiserreiches  kennt  in  erster 
Linie  nur  das  gonvcrnemcnt  und  sprieht  nebenbei  (Art.  31,  57)  vom 
ponvoir  exöcutif.  Das  Verfassungsgesetz  vom  25.  Februar  1875  über  die 
Organisation  der  ötientlichen  Oe walten  definiert  die  Stellung  des  Präsi- 
denten gar  nicht,  operiert  aber  (Art.  ü  und  7j  ebenfalls  mit  den  Be- 
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achtete  man  bis  vor  kurzem  als  auch  formell  von  den  actes  ad- 
ministratifs  streng  geschieden,  indem  man  für  jene  eine  rechtliche 
Verautwortlichkeit  nicht  annahm  Der  Zusammenhang  zwischen 
dieser  freien  Tätigkeit  und  dem  Gedanken  der  exekutiven  Gewalt 
war  den  Franzosen  dureh  die  Idee  vermittelt «  dab  jene  anf  all- 
gemeinen TerfassnngBmlirsigen  Vollmachten  beruhe  was  innerlich 
mit  dem  Gedankenkreise  snsammenhängt,  ans  welchem  die  Vor- 
Stellung  des  ponvoir  eonstitnant  entsprungen  ist. 

Aber  auch  innerhalb  des  inhaltlich  vom  Gesetze  bestimmten 
Gebietes  der  Verwaltung  ist  neben  dem  rechtlieh  gebundenen  ein 
Element  freier  Tätigkeit  vorhanden,  das  nur  von  der  allgemeinen 
Norm  pflichtmäfsigeu  Handelns,  das  den  Staatsorganen  obliegt, 
nicht  aber  von  irgendwelchen  spezialisierten  Kechtssätaen  beherrscht 
ist.  Verwaltung  ist  niemals  blofse  Vollasiehnng,  maschinenmttlinge 
Anwendung  allgemeiner  Begeln  auf  den  einseinen  Fall,  schon 
deshalb,  weil  sie  nicht  blofs  obrigkeitliche,  sondern  auch  sosiale 
"Dltigkeit  in  sich  schlielst.  Die  Verwaltung  besitzt  daher  einen 
Raum  freien  Ermessens,  der  von  Bechtsregeln  begrenzt,  aber  nicht 
inhaltlich  bestimmt  ist. 

Die  Verwaltung  im  materiellen  Sinne  enthält  demnach  zwei 
in  ihr  zur  Einheit  verbundene  Elemente,  das  der  Regierung 
und  das  der  Vol  Iziehung,  jenes  die  Initiative  und  Anordnung, 
dieses  die  Ausführung  des  Angeordneten  enthaltend.  Die  Ver- 
waltungsakttt  zerfallen  daher  in  Akte  der  Regierung  und  der 
Vollziehung,  kOnnen  aber  auch  beide  Elemente  in  sich  schlieCsen. 
Beide  Elemente  finden  sich  auch  auf  dem  Gebiete  der  auTSser- 
ordentlichen  Staatstätigkeiten. 

Regierung  in  dem  hier  entwickelten  Sinne  ist  materieller, 
objektiver  Art.  Sie  kann  daher  auch  von  Organen  der  Gesetz- 
gebung gellbt  werden i  selbst  die  oberste,  richtunggebende  Ke- 
griffen des  gouvernement  und  des  pouvoir  executif.  Nur  die  Ver- 
fassung der  zweiten  Republik  teilt  dem  Präsidenten  (Art.  43)  ausdrück- 
Ueb  bloft  die  ezekutive  Gewalt  sn;  doch  spricht  auch  sie  (Art.  68)  von 
den  actes  du  gouvernement 

>)  Vgl.  aber  diese  Akte  Hauriou,  a.  a.  O.  p.  274  ff.;  vgl  auch 
die  8.  274  N.  2  angefUhrte  Literatur.  Es  sind  Akte,  gegen  welche  der 
„recours  pour  exc^s  du  pouvoir"  nicht  stattfindet.  In  neuester  Zeit  ist 
allerdings  der  Begriff  der  actes  du  gouvernement  heftig  angegriffen 
worden;  Berthölemj,  a.  a.  0.  p.  101  ff,  verwirft  ihn  mit  Michoud 
n.  a.  gänzlich. 

V'gh  0.  Majer,  Theorie  des  finuix.  Verwaltungsrechts,  S.  8. 
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gierungsgewalt  wird  von  diesen  da  verseben,  wo  ihnen  die  b(M:h8te 
Grewalt  snsteht.  In  der  Monarchie  jedoch  steht  die  oberste  Be- 
giemng  dem  Honarchen  zn.  Die  höchste  Leitung  der  Regiemng 
ist  das  auszeichnende  Merkmal  des  höchsten  Staatsorganes. 

Durch  Lokalisierung  in  bestimmten  Organen  erlangt  aber  der 
Begriff  der  Regierung  auch  eine  Kubjektivo  Hedeutnng.  Die  über- 
wiegend Regierungsgeschiifte  versorgend  en  Staatsorgane  werden 
als  Regierung  im  formellen  oder  siil)j('ktivt'n  Sinne  bezeichnet. 
Die  Regierung  im  subjektiven  Sinne  fuhren  daher  Monarchen 
und  republikanische  Staatshäupter  sowie  die  ihnen  imtergeordneten 
Behörden.  Die  Anerkennung  der  Bedeutung  der  Regierung  als 
der  leitenden  Tätigkeit  des  Staates  kommt  —  fast  möchte  ich  sagen: 
instinktiv  —  dadurch  zum  Ausdruck,  dafs  ihr  oberstes  Organ  in 
jedem  Staate  als  Staatshaupt^bezeichnet  wird,  selbst  in  der  demo- 
kratischen Re])uhlik,  trotzdem  sie  dem  Chef  der  Exekutive  nie- 
mals die  höchste  Stellung  unter  den  Staatsorganen  anw<'i>t.  lu 

* 

Frankrcicli  wird  der  Präsident  sogar  ofli/iell  als  chef  de  l'Etat  be- 
zeichnet, aber  schon  in  dem  Namen  „Präsident'^  liegt  die  Vor- 
stellung eines  Vorstehers  des  Staates  enthalten.  Selbst  die  Schweiz 
mit  ihr(>m  kolk'gialen  Bundesrate  hat  dessen  Vorstand  nicht  den 
Titel  eines  Bundespräsidenten  vorenthalten,  trotzdem  er  rechtlieb 
eine  viel  minderwertigere  Stellung  hat  als  der  Präsident  einer 
Bepnblik. 

Auf  den  ersten  Blick  scheint  es,  als  ob  freie  Tätigkeit  dem 
lEUcbter  nicht  zukommen  dürfe,  dessen  wesentliche  Aufgabe  in 
der  Konkretisierung  des  Rechtes  durch  EntscluMdung  dt*s  ciuzfliien 
Falles  besteht.  Solch«'  Auffassung  aber  verkennt  da>  Wesen 
geistiger  THtigkeit  tlberhau]»t.  Wäre  Rechtsprechung  mechanische 
Anwendung  des  Rechtes,  so  liefse  sich  der  Ausgang  eines  jeden 
Rechtsstreites  mit  Sicherheit  berechnen,  wäre  ein  Widerstreit 
riehterlicher  Entscheidungen  gar  nicht  denkbar.  Es  liegt  aber 
im  fiechtsprechen  ein  schöpferisches,  durch  Regeln  nicht  be- 
stimmtes  Element  verborgen,  daher  ein  Rechtssatz  erst  durch 
die  Rechtsprechung  voll  entwickelt  und  im  ganzen  Umfange  seiner 
Bedeutung  erkannt  zu  werden  vermag.  TrÄgt  der  Richter  derart 
zur  Kntwickluiij^  des  Rechtes  seihst  bei,  so  ist  überdies  dem 
modcrucu  J^irhtcr  ein  gesot/Jiili  umschriebener  Kreis  freien 
Krmessens  zugewiesen  worden,  der  inhaltlich  dem  bei  der  Ver- 
waltung beobachteten  gleichartig  ist,  also  auch  nur  gebunden  von 
jener  allgemeinen  Norm  pflichtmäftiigen  Handelns.  Hingegen  fehlt 
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der  richterlichen  Tätigkeit  das  Moment  der  Initiative,  welches 
der  Regierung  zu  eigen  ist;  der  Kichter  kann  immer  nur  auf 
einen  von  aufseu  kommenden  Anstofs  zur  Kechtsprechung  schreiten. 

Das  Wesen  der  freien  Tätigkeit  kommt  jaristisch  aach  da- 
durch  zum  Ansdrack,  da(s  die  wichtigsten  Sätse  tther  die  staat- 
lichen Zuständigkeiten  nur  in  Fonn  von  Machtbefugnissen,  nicht 
▼on  Pflichten  definiert  werden  können.  Das  gröfste  Mals  freier 
Tätigkeit  ist  jenen  unmittelbaren  Oiganen  zugemessen^  bei  denen 
die  ganze  .staatliche  Initiative  luht.  Die  Veifassungen  sprechen 
daher  von  Rechten  des  ^[ouarchen,  der  Kammern,  des  republika- 
nischen Prilsidenten ,  des  Gesamtvolkes  usw.  In  all  diesen 
Becbten  liegen  PÜicbten  verborgen,  die  aber  von  niemand  geltend 
gemacht  werden  können  als  von  dem  VerantwortungsgefUhie  des 
Verpflichteten  selbst  Hier  ist  einer  der  Punkte,  in  denen  sich 
Sittlichkeit  und  Becht  bertlhren  und  es  klar  wird,  dab  das  ganze 
Recht  haltlos  in  der  Luft  schwebt ,  wenn  es  sich  nicht  auf 
den  festen  Grund  ethischer  Oberzeugung  der  Machthaber  stutzen 
kann. 

Das  Komplement  der  freien  'l'ätijrkeit  ist  ilie  reclitlieh  ge- 
bundene. Am  geriogsteii  ist  seine  Hedcutuiijj;;  für  die  Kci  ht^set/ung 
selbst,  allein  auch  bei  ihr  nicht  gänzlich  ausgeschhisseu ,  wie  so 
häufig  behauptet  wurde.  Völkerrechtliche  Normen  schränken  die 
staatliche^  verfassungsrechtliche  die  einfache,  Bundes-  die  Staaten- 
gesetzgebung ein.  Da(s  diese  Schranken  in  der  Begel  Übertreten 
werden  können,  ohne  den  also  vorgenommenen  legislatorischen- 
Akt  rechtlich  unwirksam  zu  machen,  ändert  daran  nichts,  zumal 
auch  innerhalb  der  rechtlich  gebundenen  Verwaltung  und  Recht- 
sprechuuf,^  normwidrige  Verfügungen  und  Entscheidungen  Rechts- 
kraft gewinnen  können.  Immer  ist  aber  in  solchen  Fällen  die 
M'igliehkeit  rechtlicher  Beurteilung  des  normwidrigen  Aktes  ge- 
geben ,  was  bei  freien  Akten  von  vornherein  ausgesclil(».sM'n  ist. 
Selbst  inhaltliche  Bestimmungen  der  Kecbtssetzung  sind  möglich, 
wenn  eine  höhere  Kechtsquelle  einer  unter^ronrdneten  dieSchaflung 
von  Nonnen  anbefiehlt,  was  im  Verhältnis  der  bundes-  zur  glied- 
staatlichen,  der  gesetzlichen  zur  verordnungsmäfsigen  Rechtsnorm 
stattfinden  kann. 

*)  Auch  ein  republikanisches  Staatshaupt  kann  rechtlich  nur 
wegen  Verletzung  ausdrücklich  normierter  Pfliclitcn ,  nicht  wc^cn 
0«^-braucbs  von  verfassungsmafdigen  Reckten  verantwortlich  gemacht 
werden. 
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Weitaus  breiter  aber  als  in  der  Bechtssehöpfung  seigt  sich 
die  gebandene  Tätigkeit  in  der  Verwaltung,  wo  sie  den  Charakter 
der  Vollziehung  erhSlt.  Je  weiter  die  Gesetsgebung  vorwlrta 
schreitet,  desto  mehr  engt  sie  das  Gebiet  der  freien  Verwaltung 

(adininistratioii  pure  oder  discretionnaire  der  Franzosen)  ein,  wenn 
es  auch  uiiin<i-rlitli  ist,  os  joinals  güuzlich  der  Gesetzgebung  zu 
unterwerfen,  weil  ein  koukrt'tes  Mafs  freien  Ermessen«  wegen  des 
Zusammenhanges  der  Kegieruugs*  mit  der  Verwaltungstätigkeit 
notwendig  ist.  £iue  nur  auf  Grund  von  Gesetzen  verfahrende 
Verwaltung  wKre  nur  in  einem  regierungslosen  Staate  zu  finden, 
einer  Ausgeburt  politischer  Metaphysik ,  der  in  der  Wirklichkeit 
nichts  entspricht. 

Am  reichsten  seigt  sich  aber  die  gebundene  TStigkeit  In  der 
Rechtsprechung,  deren  spezifische  Form,  das  Urteil,  sieh  stets  als 
Anwendung  der  Hoclitsrcgel  auf  den  t'inzehien  Fall  darstellen 
mufs,  so  dafs  kein  streitentscheidcnder  richterlicher  Akt  bei  aller 
möglichen  Zulassung  freien  Ermessens  den  Charakter  einer  reiu 
arbitrliren  Festsetzung  annehruen  kann.  Gröfsere  Freiheit  zeigen 
richterliche  Verfügungen ,  die  aber  auch  stets  ein  Moment  der 
rechtlichen  Bindung  im  Hinblick  auf  den  Endzweck  des  Proaesses 
enthalten. 

Vollziehung  des  Staatswillens  ist  aber  nur  zum  Teil  Aufgabe 
der  Staatsorgan  e,  nomehmlich  der  Beh<frden.  In  erster  Linie  ist 

der  Staatswille  zu  vollziehen  durch  die  ihm  Unterworfenen  Der 
Gehorsani  des  einzelnen  und  derjenigen  Verbände,  die  nicht  >taat- 
liche  OrgantrKger  sind,  setzt  in  der  weitaus  gröfsten  Zahl  der  Fälle 
die  staatliche  Anordnung  iu  Tat  um.  Diese  Vollziehung  ist  aber 
nicht  Staatsfunktion,  sondern  indiv  iduelle  oder  genossenschaftliche 
Tat.  £s  beifst  die  staatliche  Funktionenlehre  gründlich  verwirren, 
wenn  man  Erfüllung  der  zahlreichen  bürgerlichen  Pflichten  als 
Taten  des  Staates  selbst  betrachtet^). 

8.  Ein  weiterer  wichtiger  Gegensatz  ist  der  zwischen 
obrigkeitlicher  und  sozialer  Tätigkeit,  der  dem  zwi^chen 
freier  und  gebundener  Tätigkeit  scheinbar  verwandt,  aber  dennoch 
von  ihm  geschieden  ist.  Es  kann  nämlich  die  obrigkeitliche 
Tätigkeit  ganz  frei,  die  soziale  durch  Rechtsregeln  ge- 
bunden sein. 


1)  Vgl.  die  treffenden  Bemerkungen  von  Bernatzik,  Kritische 
Studien,  a.  a.  0.  S.  278. 
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Ans  den  fiüheren  Untersnchungen  bereits  hat  sich  ergeben, 
dals  der  Staat  zwar  sein  Wesen  und  seine  Rechtfertigung  in 
der  Innehabung  und  dem  Besitz  der  Herrschaft  findet,  aber  nicht 
auBschlieblich  auf  sie  beschränkt  ist.   Durch  die  Gemeinsamkeit 

der  Herrschaft  werden  die  ihr  Unterworfenen  Genossen.  Die 
Fiirderung  genossenscliaftliclier  Zwecke  durch  ^gesellschaftliche 
Mittel  ist  in  stetig  steigendem  Mafse  Staatsanfgabe  geworden. 

Was  aber  hier  theoretisch  geschieden  wird,  ist  in  der  Einheit 
des  staatlichen  Lebens  ungebrochen  vereinigt.  Die  obrigkeitlichen 
fanktionen  haben  notwendigerweise  auch  soziale  Wirkungen,  die 
nicht  nur  unbeabsichtigt  auftreten.  Mit  Jedem  neuen  Rechtssatz 
wird  eine  Änderung  der  sozialen  Zustande  in  mehr  oder  minder 
meisbarer  Weise  herbeigeführt.  Der  Gesetzgeber  zieht  diese 
Änderungen,  soweit  sie  berechenbar  sind,  wohl  in  Betracht 
und  beabsichtigt  daher,  soziale  Wirkungen  durch  seine  Tätig- 
keit zu  erzielen.  Durch  RechtssHtze  und  Kechtszwang  werden 
nationale  Selbständigkeit  und  Macht,  wirtschaftliches  und  geistiges 
Leben  des  Volkes  auch  gefördert,  also  soziale  Resultate  durch 
obrigkeitliche  Macht  bewirkt.  Anderseits  aber  bedarf  wieder  die 
soziale  Tätigkeit,  die  sich  in  der  Verwaltung  offenbart,  der  obrig- 
keitlichen Gewalt,  ohne  welche  sie  auf  weiten  Gebieten  ihre 
Zwecke  nicht  zu  erreichen  verrnttchte. 

Diese  Scheidung  zwischen  dem  herrschaftlich  und 
gesellschaftlich  handelnden  Staate  ist  nicht  etwa  nur  von 
rechtlicher  Bedeutung.  Je  nachdem  das  eine  oder  das  andere 
Moment  in  einem  staatlichen  Wirkungsgebiete  überwiegt,  wird 
dieses  nach  allen  Seiten  hin  verschieden  ausgestaltet.  Je  mehr 
die  gesellschaftliche  Seite  Uberwiegt,  desto  weniger  unabhängig 
ist  die  Staatsgewalt  von  den  ihr  Unterworfenen,  desto  mehr  tritt 
sie  in  den  Dienst  des  einzelnen.  Das  zeigt  sich  deutlich  in 
der  Ausbildung  der  Rechtsinstitute,  die  der  Staat  auf  solchem 
Boden  schafft.  In  den  öffentlichen  Anstalten,  die  er  der  all- 
gemeinen Benutzung  darbietet,  steigt  er  von  seiner  Höhe  herab 
und  nähert  sic-h  dem  einzelnen.  Noch  immer  kann  er  sich  auch 
in  solcher  Stellung  mit  Privilegien  umgeben,  sich  dem  Privalrecht 
entrtlcken;  soweit  er  es  aber  nicht  ausdrücklich  tut  oder  es  nicht 
ans  dem  Wesen  der  einzelnen  Institution  deutlich  erhellt,  ist  er 
einer  unter  vielen. 

Die  wesentliche  Bedeutung  der  Erkenntnis  des  hier  erörterten 
Uotenchiedes  liogt  namentlich  nach  zwei  Richtungen  zutage. 
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Nach  der  rechtlichen  Seite  lehrt  sie  den  Staat  nicht  nur  als 
allen  llb»'ile<;ene  Maclit ,  sondern  auc  li  als  einen  Verband  er- 
kennen, der  mit  den  Mitteln  verwaltet,  die  jeder  Persönlichkeit 
zur  Verfll^'un^  stehen.  Verwalten  ist  kein  au-sschliefsliches  Privi- 
legium  des  Staates.  Der  Begriff  der  Staatsverwaltung  ist  viel 
enger  als  der  der  Verwaltung  Uberhaupt.  Verwalten  heilst  so- 
nttchst  geistige  und  wirtschaftliche  Interessen  in  gemetnntttsiger 
oder  doch  nicht  aussehlieCBlich  selbstntttsiger  Weise  befriedigcD. 
Daher  kann  anch  der  einzelne  sein  Eigentom  verwalten,  wenn 
er  dies  unter  Berttcksichtigung  der  socialen  Interessen  tut  Der 
Landwirt,  der  Fabrikant,  die  ihre  individuelle  Tätigkeit  gemein- 
nlltzijLC  ausgestalten,  üben  nicht  minder  Verwaltung  wie  Verbände 
aller  Art  und  ziili«»clist  der  Staat  selbst. 

Diese  gcmeiauUtzige  Tätigkeit  des  Staates  ist  aber  der  pri- 
vaten, sei  sie  individuell  oder  kollektiv  geUbt,  materiell  völlig 
gleichartig.  Briefe  befördern,  Eisenbahnen  betreiben,  Schulen 
grflnden,  Unterricht  erteilen,  Armenp6ege  tlben,  Strafsen  bauen 
sind  an  und  fttr  sich  private  Tätigkeiten,  die  im  sosialen,  nicht 
im  juristischen  Sinne  Öffentlichen  Charakter  besitsen.  Der  Staat 
kann  diese  und  Shnliche  TStigkeiten,  wenn  er  sie  austtbt  oder 
durch  andere  ausüben  liifst,  kraft  seiner  uiiifassenden  Macht,  mit 
der  er  Privat-  in  »iffentliches  Keclit  zu  verwandeln  vermag',  zu 
öffentlichen  inj  Kechtssinne  erheben.  Überdies  aber  steht  dem 
Staate  zum  Zwecke  seiner  sozialen  Verwaltung  seine  Herrschaft 
zu  Gebote.  Das  ist  der  wichtige  Punkt,  in  welchem  staatliche 
oder  mit  staatlichen  Machtmitteln  ausgeübte  körperschaftliche 
Verwaltung  sich  grundsätzlich  von  der  eines  jeden  Privaten  unter-  i 
scheidet.  Weil  Herrschaftsttbnng  staatliches  Verwaltungsmittel  ist, 
ist  der  Staat  der  mächtigste  soziale  Faktor  geworden,  der  stärkste 
Huter  und  Förderer  des  Gemeinintercsses.  Durch  Herrscher- 
gebot können  sich  der  Staat  und  die  von  ihm  mit  Herrscheruiacht 
ausgestattet«  11  Vcrbiiinl-'  die  ])ersönlichen  Kräfte  und  sachlichen 
Mittel  der  Verwaltung  verschatVen,  können  der  individuellen  Freiheit 
im  Interesse  der  Verwaltung  Schranken  gezogen  werden.  Der 
Staat  erreicht  daher  seine  Verwaltungszwecke  leichter  und  sicherer 
als  Individuen  und  freie  Verbände,  sofern  das  Resultat  solcher 
Tätigkeit  nicht  ganz  oder  überwiegend  von  hervorragenden 
individuellen  Eigenschaften  abhängt,  die  sich  frei  entfalten  mOssen 
und  nicht  durch  Zwangsgebot  in  den  Dienst  der  Gesamtheit  ge- 
zogen werden  können. 
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Die  soziale  Staatstätigkt'it ,  häufige  mit  dem  nicht  ganz  zu- 
treffenden Namen  der  Pflege  bezeichnet,  ist  keineswegs  auf  die 
Verwaltung  im  materiellen  8iuue  beschränkt.  6ie  teilt  auch  die 
materielle  Gesetzgebung  in  Anordnungen  ftlr  Herrsehaftsttbung  und 
fllr  geaeUachafUiehea  Handeln  dea  Staatea.  Die  erateren  verleihen 
der  Verwaltang  Macht  Uber  die  Indtvidnen,  die  letsteren  acbränken 
die  Verwaltang  im  individnellen  Intereaae  ein.  In  der  Reeht- 
sprechung  aber  kommt  anaachliefalich  die  obrigkeitliehe  Funktion 
tum  Ausdruck. 


4*lliD«k,  Dm  RMht  dM  mod«ni*ii  StMtM.  I.  2.  AnJI.  89 
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I.  Die  Bedeatung  des  Problems. 

Die  typiflcheB  YorstelliiDgen  vom  Staate  sind,  seitdem  es  eine 
Staatswissensehaft  gibt,  dem  Einheitsstaate  enUebnt.  Die  Polls, 
von  deren  Betrachtuig  die  wissenschaftliebe  Staatslehre  anhebt^ 

nnd  die  Termöge  der  stetigen  Entwicklung  des  antiken  Denkens 

auch  der  Folgezeit  bis  znr  C^egenwal•t  herab  als  das  Paradigma 
des  Staates  erscheint,  stellt  sich  als  t'estgeschlosseue  innere,  keinerlei 
ihr  fremde  politische  Macht  in  sich  anerkennende  Einheit  dar. 
In  diesem  Staatot^pos  geht  alles  politische  Leben  vom  Zentrum 
aus  und  kehrt  su  ihm  zurttck.  Glieder  des  Staates  sind  daher 
die  Individuen,  einseln  oder  su  familienrechtlichen  Verbttndea 
snsammengefalst,  deren  politisches  Leben  mit  dem  des  Staates 
snsammenfUlt  Nur  die  staatliche  Einheit  selbst  ist  insofem 
gegliedert,  als  ftlr  ihre  verschiedenen  Verrichtungen  ein  System 
von  Organen  besteht ,  die  mit  geschiedenen  ZasUndigkeiten 
begabt  sind.  Aber  alle  Hehördeu  des  Staates  sind  Zeutral- 
behiirden;  der  Gedanke  einer  auch  nur  administrativen  oder 
richterlichen  lokalen  Organisation  ist  in  der  Lehre  von  dem  ge- 
schilderten Idealtypus  des  Staates  entweder  gar  nicht  vorhanden 
oder  nnr  schwach  angedeutet 

Diesem  Typus  entsprachen  aber  nicht  einmal  die  VerblÜtntBie 
der  antiken  Polls  Am  wenigsten  in  Rom,  wo  eine  reiche 
territoriale  Gliederung  nnd  munistpale  Körper  dem  realen  Staate 
ein  ganz  anderes  Aussehen  gaben,  als  er  in  den  Abstraktionen 
der  Staatswissenschaft  besafs.  Bei  der  fi:eringen  Originalität  der 
Körner  sind  sie  jedoch  nicht  dazu  gelangt,  auch  theoretisch  das 

1)  Über  die  Detneu  und  Phyleu  in  Athen  vgl.  Busolt,  S.  211  C 
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hellenuche  Idealbild  des  Miitralisierten  Einheitsstaates  irgendwie 
gemlLfs  den  politischen  Erscheinungen  des  Weltreiches  in 
koii%ieren. 

Die  Folge  dieses  Maogels  der  antiken  Lehre  seigt  sich  in 
der  mittelalteriichen  Literatur  insofern,  als  xwar  die  ^egenttber 

den  .luuken  Gemeinwpson  gönzlich  verftiidertfii  Verhältnisse  der 
'Fliichfiistaaten  nicht  Ubersehen  werden  können,  aHein  nach  keiner 
Richtung  zu  besonderer  wissenschaftlicher  Krkennunjr  und  An- 
erkennung gelangen.  Das  die  Christenheit  umfassende  Imperium 
hat  gleich  dem  antiken  Rom  seine  Provinzen  und  Munizipien; 
allein  solche  Gliederung  wird  nicht  aus  dem  Wesen  des  Staates 
abgeleitet  Sobald  aber  der  antike  Staatsbegrüf  die  Herrschaft 
wiedergewinnt,  wird  der  Staat  der  Theorie,  im  schroffen  Glegen- 
sats  sn  der  geschichtlichen  Wirklichkeit,  die  in  sich  geschlossene 
lUnbeit,  deren  faktische  Dezentralisation  «war  häufig  konstatiert 
wird,  ohne  dafs  aber  die  in  dieser  Tatsache  verborgenen  Probleme 
irg:endwie  wissenschaitlieh  durchdrungen  würden.  Nicht  minder 
aber  ist  das  neuere  Naturrecht  von  der  Idee  den  zentralisierten 
Staates  beherrscht,  um  so  mehr,  als  es  sich  gleichzeitig  mit  dem 
Ausbau  des  kontinentalen  zentralisierenden  Absolutismus  entwickelt. 
Darum  vermag  auch  die  dem  realen  staatlichen  Leben  angewendete 
politische  Literatur,  der  die  jenem  Zentralismus  entgegenwirkenden 
Micbte  nicht  entgehen,  ihnen  keinesw^  zu  einer  allgemein 
anerkannten  Stellung  zu  verhelfen*). 

Erst  im  bewufsten  Kampfe  mit  dem  Absolutismus  wird  die 
Bedeutung  der  Mannigfaltigkeit  der  staatlichen  Gliederung  als  im 
Interesse  der  Gesamtheit  und  des  einzelnen  gelegen  erkannt, 
gefordert  und  verteidigt.  Erst  die  neueste  Zeit  aber,  seit  der 
französischen  Revolution,  hat  den  hier  vorhandenen  Problemen 
grOfeere  Aufmerksamkeit  zugewendet ,  sowohl  theoretisch  als 
praktisch.  Die  Lehre  von  der  Gliederung  der  Staaten  ist  heute 
▼on  der  Rechtegeschichte,  dem  Staats-  und  Völkerrechte  und  von 
der  politischen  Literatur  eingehend  behandelt,  so  dafs  sie  einen 
wesentlichen  Bestandteil  der  Lehre  vom  modernen  Staate  bildet. 

Neue  fruchtbare  Gesichtspunkte  für  Erweiterung  und  Be- 
urteilung der  staatlichen  VerhSltnisse  sind  immer  aus  den  Bedttrf- 
nisseu    und   Kämpfen   des  politischen  Lebens  hervorgegangen. 

I)  Über  die  ganze  literarische  Bewegung  seit  dem  Mittelalter  vgL 
Gierke,  Althusius,  S.  226  ff. 

39* 


Digitized  by  Google 


612 


Drittes  Buch.   Allgemeine  Staatgrecht&lekre. 


Solche  sind  es  auch  gewesen  und  sind  es  forid.iiiernd,  welche  die 
Bedeutung"  des  Gegensatzes  von  Zentralisatinn  und  Dezentralisati<»n 
der  staatlichen  Funktionen  kennen  gelehrt  haben.  Der  Schultjpus 
des  Staates  ist  der  sentralisierte  gewesen ,  in  dem  die  ganze 
öffentliche  I  sieh  des  Imperinins  bedienende  Tätigkeit  amschlief»- 
lieh  Tom  Zentniin  des  Staates  aiuigeht  und  darauf  snillckAlhr^ 
d.  h.  wo  alle  in  das  Gebiet  des  öffentlichen  Rechtes  fidlenden 
Angelegenheiten  von  Organen  erledigt  werden,  fleren  rünmliche 
Kompetens  sieh  Uber  das  ganae  Staatsgebiet  erstreckt.  Diesem 
stellt  die  neue  Lehre  gegenüber  den  dezentralisierten  Staat,  in  dem 
staatliche  Angelegenheiten  in  mehr  oder  minder  selbständiger 
Weise  durch  Staatsor<rane  oder  Verbände  mit  lokal  beschränkter 
Zuständigkeit  erledigt  werden. 

Vor  der  historiBchen  Krkenntnis  ersilieiiit  jener  Schultypns 
des  sentralisierton  Staates  logleich  als  ein  Ideailypusy  der  kanm 
in  den  hellenischen  Stadtstaaten,  geschweige  denn  in  den  Ver- 
hftltnissen  der  FlMchenstaaten  spKterer  Zeit  Yerwirfclichnng  finden 
konnte.  Seihst  Stadtotaaten  waren  nnd  sind  sn  den  Zwecken  der 
einzelnen  staatlichen  Fnnktionen  in  Quartiere,  Besirke  oder  anders- 
benannte Abteilungen  gegliedert.  Dern  fürstlichen  Absolutismus 
ist  es  niemals  gelungen,  das  selbständige  politische  Leben  der 
Kommunen,  Grundherren,  Ständeversammlungen  usw.  gänzlich  zu 
ersticken.  Hatte  doch  selbst  das  Frankreich  des  17.  und  18.  Jahr> 
hunderte  nicht  alles  ständische  Leben  m  vernichten  Temioebt 
nnd  neben  seinen  pays  d'^lection  eine  ganse  fieihe  von  psys 
d*^tat  mit  Proviniialständen  geduldet.  Zudem  können  Orolt- 
Staaten  unmöglich  hlofs  dnrch  Zentralbehörden  regiert  werden. 
Lokalen  Gerichte-  und  Verwaltungsbehörden  mnls  ein  bestimmtes 
Mafs  von  Entscheidnngsgewalt  eingeräumt  wei*den,  die  unter  Uid> 
ständen  definitiven  Charakter  gewinnt.  Damit  wird  der  de/euirali- 
sieite  Staat  zum  Xormalfail  des  realen  Staates.  Politisch  und 
rechtlich  kann  es  sich  nur  um  Mals  und  Umfang  der  Desentrsli- 
sation  bandeln^)« 

Diese  werden  von  den  verschiedensten  historischen  und 
politischen  Verhältnissen  bestimmt.  Tiefgehende  nationale  Gegen- 
sätae  in   der  Bevölkerung,    weitreichende  Kultnninterschisde 


')  Vgl.  über  Dezentralisation  aus  der  neuesten  Literatur  Carlo  F. 
Ferraris,  T(>oria  del  dieentraniento  politico»  2.  ed.,  Milano-Pslerioo 
ItJUd;  Hauriou,  a.  a.  0.  p.  3t>7  flf. 
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swiechen  den  «imelnen  temtorialen  Bestandteilen  des  Staates, 
linmliehe  Oeschiedenlieit  eines  Teiles  des  Staatsgebietes  Ton  dem 
Hauptkörper  bilden  soziale  nnd  natttriicbe  Hemmnngsmittel  grtffserer 
Zentralisation.  Be!  einheitlteber  BoTdlkemng  nnd  kontinuierlichem 

Staatsgebiet  aber  wirken  bedeutsame  politische  Rücksichten  den 
zentralisierenden  staatliehen  Tendenzen  entgegen.  Unmöglich- 
keit, vom  Zentrum  aus  einen  hinreichenden  Einblick  in  die 
realen  Lebensverhältnisse  der  Teile  zu  gewinnen;  Untauglichkeit 
einer  den  Bedürfnissen  des  Volkes  fremden  und  sozial  von  ihm 
geschiedenen  Bureaukratie  zur  gedeihliehen  Verwaltang;  das  Be- 
streben, die  Selbsttätigkeit  der  Blliger  in  (öffentlichen  Angelegen- 
heiten SU  heben  nnd  damit  ihr  Interesse  am  Staate  an  wecken 
nnd  zu  pflegen;  Steigerung  des  politischen  VerantwortlichkeitS' 
gefühls  der  Regierten,  indem  man  sie  an  Geschäften  der  Regierung 
und  Verwaltung  teilnehmen  läfst;  Berücksichtigung  lokaler  und 
berufsmäfsiger  Interessen  durch  (Gesetzgebung  und  Verwaltung: 
Garantie  gesetzlicher  Verwaltung  gegen  die  Willkür  der  Zentral- 
behörden; Überwälzung  der  Kosten  der  Lokalverwaltung  auf  die 
Interessenten  sind  die  hauptsächlichsten,  hier  aber  keineswegs 
erschöpfend  aufgezihlten  Grttnde,  mit  denen  die  Fordemngen 
der  verschiedenen  Arten  von  Dezentralisation  gerechtfertigt 
werd6n. 

Im  Znsammenhang  mit  dem  Ausbau  der  heutigen  Staats- 
ordnung, soweit  sie  die  Nachteile  des  Absolutismus  zu  heilen  be- 
stimmt war,  ist  die  Forderung  nach  einer  bestimmten  Form  der 

Dezentralisation,  nMmlich  der  durch  Selbstverwaltung,  ent- 
standen. Diese  politische  Forderung  liat  weitgehende  rechtliche 
Folgen  gehabt.  Um  das  hier  zu  behandelnde  Problem  von  (Irund 
aus  zu  verstehen,  mufs  man  sich  Uber  den  politischen  Begriff  der 
Selbstverwaltung  und  die  M(iglichkeit,  ilm  in  einen  Recbtsbegriff 
zu  verwandeln,  Klarheit  verschaffen^). 

Die  Nachwirkung  des  mittelalterlichen  Gegensatzes  von  rex 
nnd  regnum  tritt  in  der  politischen  Terminologie  der  Englftnder 


')  Über  die  Geschichte  der  politischen  Forderungen,  die  im  Be- 
griffe  der  Selbstverwaltung  liegen,  vgl.  Bosin,  Souverftnetät,  Staat, 
Gemeinde,  Selbstverwaltung,  Sep.-Abdr.  aus  Births  Annalen,  1883» 
S.  41  ff.;  Loening,  Lehrbuch  des  deutseben  Verwaltungsrechts.  1884, 
S.  S4ff.;  Hatsehek,  Die  Selbstverwaltung,  S.  8^69;  G.  Bfejer, 
Staatsr.»  S.  :M5ff.:  daselbst  auch  in  den  Noten  die  neuere  deutsehe 
Literatur  fiber  Selbstverwaltung. 
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noch  heute  klar  hervor,  was  bei  der  auch  durch  Kevolutionen 
nicht  gesWirteii  bewufsten  Kontinuität  der  englischen  VerhältniMe 
nicht  wandernehmen  kann.  Den  Englinderu  ist  die  Regiemiigs- 
fonn  ihres  Staates  das  self-goveiument,  dessen  Spitse  das  Parlament 
bildet  Den  Gegensati  snm  self-gOTemment  bildet  das  goremment 
hy  prerogative,  die  Begtemng  durch  den  einseitigen^  von  keiner 
Macht  gebundenen  ktfniglichen  Willen.     Es  ist  die  alte  An- 
schauung von  dem  zu  innerer  Einheit  nicht  gediehenen  Gegensatz 
von  König  und  Volk  ,   die  im  Begrifte  des  self-goverument  nach- 
wirkt.    Diese  Selbstregierung  beginnt   aber  in   der  Verwaltung 
der  lokalen  Angelegenheiten,  die  entweder  ausschUeÜBlich  oder 
doch  unter  Mitwirkung  von  Männern  vorgenommen  wird ,  die^ 
nur  dem  (resetie,  nicht  auch  den  Dienstbefehlen  der  jeweiligen 
kttnigliehen  Zentralregiemng  Untertan,  aus  dem  Kreise  der  Inter- 
essenten der  lokalen  Verwaltung,  welche  nach  englischer  Auf- 
fassung auch  die  Rechtsprechung  umfaCst,  entnommen  werden. 
Die  Institution  der  Friedensrichter  und  anderer  Ehrenbeamten, 
ferner   auch   die  Jury   gehören   diesem    politischen  System  der 
lokalen  Selbstregierung  an,  dessen  rechtliche  Art  später  zu  er- 
örtern sein  wird. 

Anders  hat  sich  auf  dem  Kontinente  der  terminologisch  nur 
in  der  deutschen  liiteratur  vorhandene  und  da  zuerst  ganx  an- 
klar gedachte  Begriff  der  Selbstverwaltung  gebildet^).  Trotwiem 
auf  dem  Kontinente  die  englischen  VerhKltnisse,  wie  sie  bis  m 
den  grofsen  Beformen  des  19,  Jahrhunderts  sich  gebildet  hatten, 
vor  den  epochemachenden  Arbeiten  Gneists  in  ihrer  wahren 
Gestalt  fast  unbekannt  waren,  hegte  man  dennoch  in  weiten 
Kreisen  die  Emj»findung,  dafs  die  blofse  Anteilnahme  des  Volkes 
an  der  kdii'^titutionellen  Gesetzgebung  weder  genüge,  um  die  Ge- 
setzlichkeit  der  Verwaltung  zu  sichern,  noch  um  dem  Volke 
den   gebührenden   Anteil  an   dem  öffentlichen  Leben  etnsu- 

')  Das  Wort  ist  wahrscheinlich  aus  einer  Abkürzung  von  .selb- 
ständiger Verwaltung"  der  Gemeinden  entstanden,  worunter  aber  ia 
erster  Linie  die  von  stsatlieher  Bevormundung  freie  YermSgeBS- 
verwaltung  begriffien  wurde.  So  faist  wenigstens  noch  Zöpfl,  H* 
S.  481  ff.,  die  Selbstverwaltung  auf,  soviel  ich  sehe,  der  erste  bekannte 
staatsrechtliche  Schriftstelier,  der  diesen  Ausdruck  gebraucht.  Die 
Frankfurter  Reichsverfassung  vom  28.  März  1849  hingegen  spricht  der 
Gemeinde  als  Grundrecht  zu  „die  selbständige  Verwaltung  ihrer  Ge- 
meindeangelegenheiten  mit  Einschlufs  der  ürtspolizei**  (§  184).  Darauf 
ist  wohl  der  umfassendere  Begriff  der  Selbstverwaltung  suruckzaf&hren. 
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rftnmon.  Eatspiechend  den  von  den  englisehen  gKaiUch  ab* 
weiehenden  kontinentalen  Verhiltniseen  wird  die  Wiederbelelnuig 
der  Kommnnalffeilieit  und  die  Schöpfung  oder  Anerkennmig 

selbständiger  öffentlicher  Körperschaften  als  TrMger  von  Ver- 
waltungsbefugnissen als  Grundlage  einer  ^gedeihlichen,  die  politische 
Selbstündigkeit  des  Bürgers,  aber  auch  die  Güte  und  Gesetzlich- 
keit der  lokalen  Verwaltung  verbürgenden  Staatsordnung  gefordert. 
IJa  die  Gemeinde  Überall  das  unterste  Glied  in  der  Verwaltungs- 
organisation bildet,  so  erscheint  sie  als  die  natürliche  Grundlage 
des  Staates,  ja  als  dessen  leitliches  nnd  logisches  Prins.  Damit 
wird  die  anf  Erweitemng  der  kommunalen  Bechte  gerichtete  Be- 
wegung snr  konsequenten  Eiginsung  des  auf  Herbei-  und  Durch- 
fBhrong  der  konstitutionellen  Monarchie  gerichteten  Strebens. 
In  Frankreich  vor  der  Revolution  beginnend,  während  dieser 
anfänglich  zum  Siege  führend,  macht  diese  Bewegung  doch  bald 
wieder  weitergehender  Zentralisation  Platz.  In  Deutschland, 
Belgien,  den  Niederlanden,  Österreich  und  anderen  Staaten  hin- 
gegen erlangt  das  Streben  nach  kommunaler  Freiheit  und  Macht 
bleibende  Bedeutung  durch  Anerkennung  einer  umfangreicheren 
kommunalen  Bechtssphäre. 

Eine  andere  Wendung  nimmt  die  Lehre  von  der  Selbst- 
verwaltung in  der  sweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts.  Gründ- 
liche Untersuchung  der  hbtorischen  Entwicklung  des  englischen 
Staates,  dem  allgemeinen  Bewnfstsein  in  Deutschland  namentlich 
durch  die  Arbeiten  (t  n  e  i  s  t  s  vermittelt,  hatte  den  innigen  Zu- 
sammenhang des  lokalen  self-government  mit  der  ganzen  Parla- 
mentsverfassuug  dargetan  und  damit  g«'zeigt ,  dafs  rechtlich  und 
politisch  das  Parlament  ohne  genaue  Kenntnis  des  Wesens  und 
der  Wirkungsart  dieser  lokalen  Institutionen  nnverstttndlich  bleibt. 
Diese  Erkenntnis  eifert  insofern  tm^  Nachahmung  an,  als  Be* 
bürden  gefordert  und  geschaffsn  werden,  die  wenigstens  auf  ver- 
wandten Prinsipien  beruhen  wie  die  englischen  Selbstverwaltnngs- 
Imter.  Sie  weichen  von  dem  englischen  Vorbilde  in  der  Regel 
allerdings  In  einem  wichtigen  Punkte  ab^  indem  ihre  Leitung 
häutig  einem  staatlichen  Berutsbeamten  zusteht,  auch  sonst  dem 
Berufsbeamtentnm  ein  grfifserer  Einflufs  eingeritumt  wird  als  in 
England.  Die  VerwaltungsreCorni,  die  sich  seit  der  Reorganisation 
der  badischen  Verwaltung  im  .Jahre  1863,  namentlich  aber  seit 
der  tiefgreifenden  Umbildung  der  preufsischen  Verwaltungs- 
organisationy  die  mit  der  Kreisordnung  von  1872  beginnt,  voll* 
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zieht,  ist  nicht  zum  genngen  Teile  unter  dem  Einflasse  der 
deutschen  Lehre  Ton  der  englischen  Selhstverwaltung  entstanden, 
obwohl  keineswegs  eine  Kopie  engliseher  Verhältnisse  vorli^gt^ 
▼ielmehr  der  von  frtther  her  wirkende  Einflots  der  frnoaOcIscheB 
Organisationsprinsipien  im  Vereine  mit  heimischen  Institutionen 
einen  bedeutenden  Anteil  an  der  realen  Ansgestaltung  der  neuen 
Einrichtungen  trägt. 

Anderseits  aber  hat  sich  das  englische  local  govemment  in 
der  ihm  iu  den  letzten  Jahrhunderten  autgeprÄgten  Konn  nicht 
halten  krtnnon.  Die  gänzlich  geänderten  sozialen  Verhältni>se 
des  19.  Jahrhunderts,  die  zu  einer  dreimaligen  tiefeinschneidenden 
Reform  des  Parlamentes  gefUhrt  haben,  sind  mit  der  Fortdauer 
einer  Form  der  Verwaltung  unvereinbar  geworden ,  welche  auf 
der  Vorherrschaft  einer  aristokratischen  Gesellschaftsklasse  anf> 
gebaut  ist  Denn  der  Kreis  jener  im  local  goyernment  herrschenden 
Personen  gehttrte  derselben  nobility  und  gentiy  an,  welche  die 
Mitglieder  beider  HAnser  des  Parlaments  umfalste.  Mit  der 
Demokratisierung  des  Wahlrechtes  lum  Unterhause  einer*  und 
der  Ausdehnung  der  Funktionen  der  lokalen  Verwaltung  ander- 
seits hat  sich  im  Laufe  der  neuesten  Zeit  eine  Form  der 
Verwaltung  herausjrehildet ,  die  sich  der  auf  dem  Kontineute 
herrschenden  mehr  und  mehr  angenähert  hat,  wie  denn  auch 
die  Zentralgewalt  durch  diese  neuen  Bildungen  eine  ihr  früher 
unbekannte  Stärkung  erfahren  hat.  Damit  ist  auch  neben 
die  immer  mehr  zurückgedrängte  Form  der  alten  Selbst- 
verwaltung die  neue,  durch  Körperschaften  und  deren  Orgaue 
getreten. 

Durch  diese  eigentümliche  Umbildung  und  g^nseitige  Be- 
einflussung haben  die  beiden  historisch  geschiedenen  Formen  der 
Selbstverwaltung,  die  englische  und  die  kontinentale,  ihre  Ver- 
einigung und  gegenseitige  Durchdringung  gefunden. 

Auf  der  Üasis  der  geschilderten,  in  ihren  Einzelheiten  riel- 
verschlnngenen  Entwicklung  hat  heute  der  einst  unklare  und 
vieldeutige  liegriä  der  Selbstverwaltung  einen  wenigstens  nach 
der  politischen  Seite  hin  unzweifelhaften  und  unbestrittenen  Sinn 
erhalten.  £r  bedeutet  alle  öffentliche  Verwaltung,  die  entweder 
ausschliefslich  von  nicht  im  öflientlichen  Dienste*)  angestellten 


>)  Ich  spreche  vom  „öffentlichen  Dienste",  nicht  vom  Staats- 
dienste, um  auch  die  von  den  fierufsbeamten  Oflfentlicher  Kdrperscbaften 
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Personen  oder  doch  anter  deren  Mitwirkung  vorgenomoien  wird, 
oder,  noch  klirser  mid  prägnanter  auagedrttekty  alle  tfffentÜche 

Verwaltung,  die  nicht  oder  nicht  anmchliefslich  von  öffentlichen 
Berufsbenrnteu  goUbt  wird  M.  Dioser  politische  Begriti"  dient  nun 
als  Wegweiser  für  die  Erfassung  des  rechtliclien  Wesens  der 
Selbstverwaltung'-).  Ist  sie  nämlich  nicht  nur  ein  Prinzip  im 
politischen  Parteikampfe  oder  ein  Gesichtspunkt,  anter  dem  zu 
bestimmten  praktischen  Zwecken  gewisse  Erscheinungen  des 
Stnatslebens  geordnet  werden,  sondern  bedeutet  sie  eine  bleibende 
Institution ,  so  muti  es  von  ihr,  wie  von  allen  dauernden  staat- 
liehen Einrichtungen!  einen  Bechtsbegriff  geben*).  Wer  die 
Selbstverwaltung  gänslicb  in  das  politische  Gkbiet  verweist^  ver« 
kennt,  dafs  alle  publizistischen  Rechtnbegriffe  ans  politischen 
hervftrgewachsen  sind,  indem  überall  das.  was  im  realen  Leben 
der  Staaten  zu  jtraktischen  Zwecken  gefordert  und  sodann  dauernd 
getlbt  wird,  sich  notwendig  zu  Rechtsgebtaltuogen  verdichtet.  Es 


gefibte  Verwaltung  aussnschliefsen,  obwohl  diese»  als  rechtlich  und 
politisch  weniger  wesentlich,  in  den  folgenden  Betrachtungen  weg* 

gelassen  werden  könnte. 

')  In  dieser  negativen  Begriffsbestimmung  vereinigen  sich  die 
beiden  voneinander  gänzlich  geschiedenen  Bedeutungen  des  Wortes 
Selbstverwaltung,  die  bürgerliche  und  körpersehaftliche ,  wie  Kos  in 
sie  bezeichnet  hat.  Auch  die,  welche  die  rein  politische  Natur  des 
Selbst  Verwaltungsbegriffes  behaupten,  sehen  sich  doch  genötigt,  für 
die  Korporatiousverwaltung  einen  staatsrechtlichen  Begriff  der  Selbst- 
verwaltoDg  zuzugeben.  Vgl.  G.  Meyer,  S.  :M6,  und  Labend  im 
Beebtsgeleerd  Hagazijn,  1891,  S.  14  (Sep.-Abdr.). 

•)  Vgl.  System  der  subj^  Off.  Rechte,  8.  277  (290)  ff. 

')  Von  neueren  Versuchen,  einen  allgemeinen  Rechtsbegriff  su 
gewinnen,  seien  hier  die  von  Neu  kam p  und  Preufs  erwähnt. 
Offsnbar  zu  eng  definiert  Neukamp,  Der  Hegriff  der  „Selbst- 
verwaltung" \m  Reehtasinne,  Archiv  f.  öff.  R.,  IV,  S.  538,  diese  als  die 
von  der  Miuistcrverwaltung  rechtlich  unabhängige,  nur  den  Gesetzen 
des  Landes  unterworfene  und  deshalb  von  Weisungen  einer  vorgesetzten 
Behörde  uiuibhinigige  Verwaltung.  Preufs,  Stiidt.  Amtsrecht.  S.  119  ff., 
will  auch  alle  bürgerliche  Selbstverwaltung  auf  Verwaltung  durch 
Organe  von  Selbstverwaltungskörpern  zurUckführeu,  wodurch  aber  den 
entgegenstehenden  geschichtlichen  und  politischen  Erscheinungen  Oe- 
walt  angetan  wird.  Anderseits  erklftrt  £.  v.  lieier  in  floltsen- 
dorff  -  Kohlers  Ensyklopftdie,  II,  M4  ff.  jeden  positiven  allgemeinen 
Begriff  der  Selfaotverwaltnng,  der  das  englische  und  deutsche  System 
zugleich  umfatbt,  fikr  unauffindbar,  in  welchem  Punkte  ich  mit  ihm 
flhereinstimme. 
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gibt  keinen  staatsrechtlichen  Grundbegriff,  der  nicht  aas  dem 
Kampfe  und  Siege  poHiiacher  Forderangen  herrorgewachsen  wäre. 

Überblickt  man  nunmehr  die  Staaten,  nm  sie  nach  der  Ait 
ihrer  Oliedemng  sn  klsssifisieren,  m»  ergibt  sieh  folgendes: 

Voranagesetst  ist  snnlehst  der  Normalfall  des  £iuaelstaste% 
d.  h.  jenes  Staates,  der  bei  aller  mtfgliehen  Mannigfaltigkeit  seiner 
Glieder  ansschliefslich  Eigner  der  Öffentlichen  Crewalt  ist,  d^seo 
Glieder  daher  weder  staatlichen  uoch  staatsähnlichen  Charakter 
besitzen. 

Zeutralibiert  oder  dezentraliniiTt  kfinnen  alle  materiellen  staat- 
lichen Funktionen  sein.  Darch  den  Terminus  „Selbstverwaltung'', 
die  sllerdings  nur  einen  möglichen  Fall  der  Dezentral isatioB 
bildet,  wird  dieser  Tatbestand  verdeekt  Es  gibt  neben  der 
Desentrslisation  der  Verwsltnng  eine  solehe  der  Geset^geboqg 
und  der  Bechtsprechnng.  Loksle  PoliieiTerordnnngen  and  Otts- 
statuta  sind  Akte  der  materiellen  Gesetigebmig,  sowie  Gemeinde-^ 
Gewerbe-,  Kanfmanns-  and  Sehtedsgerichte  der  Arbeiterversiche- 
ruug  lokale  Organe  der  Rechtsprechung  im  heutigen  Staate  sind. 

Als  (irundfornien  der  1  )ez<'iitialisati(»u  «TjLrt'l'en  sieli  zwei 
scharf  geschiedene  Arten :  adiiiiuistratiVe  DezentralisatioD  and 
Dezeutralisation  durch  Selbstverwaltung. 

Die  Dezentralisation  kann  aber  so  weit  gehen,  daCs  die  oben 
voransgesetste  innere  Einheit  des  Staates  bei  relativer  Selb- 
stindigkeit  der  Glieder  nicht  erreicht  wird.  Diese  FXlle  sind 
besonders  sn  betrachten.  Sie  sind  von  hohem  Interesse^  weil  sie 
ans  sowohl  die  Grensen  des  Staatsbegriffes  kennen  lehren  sls 
auch  zeigen,  dafs  im  geschichtlichen  Leben  Übergänge  von  Staat 
zu  uichtstaatlichem  Gebilde  vorhanden  sind. 

II.  Die  Arten  staatlicher  Gliederimg. 

1.  Administrative  Dezentralisation. 

Es  ist  bereits  erwfthnt  worden,  dals  der  streng  sentralisierte 
Staat,  minimale  staatliche  Glemeinwesen  abgerechnet,  nor  sls 
Schalbeispiel,  nicht  als  realer  T^pos  angetroffen  wird.  J«de 
Gliedernog  eines  Staates  in  territoriale  Abteilangen  sn  Zwecken 
der  Verwaltung  und  der  Rechtspflege  hat  notwendig  desentrsli* 
sierende  Wirkungen.  Die  Behörden  dieser  Abteilungen  sind 
nUmlicli  nicht  oder  nicht  nur  X  ullzu-^sorgane  der  Zentralregierung, 
soudcru    habeu    eigene,    unter    Umständen    der   Aufsicht  ond 
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Korrektur  durch  die  obere  Behörde  entrückte  Enteoheidongs- 
gewalL 

Zwei  Typen  dee  also  deaentralitierten  Staates  sind  gesehieht- 
lieh  herrorgetreten.   In  dem  ersten  sind  Air  Teile  des  Staates 

oberste  Behörden  bestellt,  in  dem  zweiten  steht  tlber  allen 
Provinzial-  und  Lokalbehörden  eine  einheitliche  Zentralregierung. 

Der  erste  Typns  findet  seinen  Ausdruck  dort,  wo  der  Ver- 
waltung und  Rechtspflege  das  Provinzialsystem  zugrunde  liegt. 
£s  bezeichnet  die  äufserste  Grenze,  bis  zu  welcher  die  ad- 
ministrative Dexentralisation  gehen  darf,  ohne  die  £inheit  des 
Staates  in  aersttfren. 

Das  ProTinsialsy  Stern  lilst  sich  nnr  historisch  begreifen. 
Sowohl  dem  nnansgebildeten  politischen  Denken  des  Mittelalters 
als  anch  noch  dem  fUrstflehen  Absolntismns  der  neneren  Zeit  ge- 
ntigte die  Einheit  des  staatlichen  Oberhauptes  und  der  Verwaltung 
gewisser,  allen  Teilen  eines  Henschaftsgehietes  gemeinsamer 
Angelegenheiten,  um  ein  einheitliches  Staatswesen  zu  erblicken, 
mit  welcher  Einheit  die  weitestgehende  Verschiedenheit  in  der 
politischen  Stellung  der  Glieder  vereinbar  ist.  Die  Forderung, 
daTs  die  Einheit  des  Staates  in  der  Einheit  der  Zentralregiernng 
sich  aeige^  ist  swar  schon  dem  frühen  Mittelalter  nicht  nnliekannt, 
findet  aber  anf  dem  Kontinent  an  der  in  der  ganaen  Knltnrlage 
begrOndelen  Unmöglichkeit  der  Herstellung  und  Anfrechterhaltnng 
einer  dauernden  Zentralgewalt  eine  Schranke  ihrer  Verwirklichung. 
Das  Fendalsystem  schafft  ans  untergeordneten  Organen  der  staat- 
lichen Zentr.'ilregieniii^'^  selbständige  lokale  Gewalten,  deren  Her- 
kunft aus  der  staatlii  hen  Machtfulle  immer  mehr  aus  der  ge- 
schichtliclien  Erinnerung  verschwindet.  Die  grofsartige  Neuoi :xani- 
sation  des  englischen  Staates  durch  Wilhelm  den  Eroberer  bildet 
das  erste  Beispiel  einer  weitgehenden  Zentralisation  inmitten  einer 
durch  die  selbstherrliche  Oewalt  der  grofsen  Lehnstrüger  in  Zer- 
stückelung begriffenen  politischen  Welt.  Auf  dem  Kontinente 
ist  es  vor  allem  fVankreich,  das  mit  dem  Fortachreiten  der  könig- 
lichen Gewalt  die  staatliche  Einheit  auch  durch  sich  Tervoll- 
kommnende  Einheit  der  gesamten  Staatsverwaltung  darsustellen 
strebt.  Auch  in  den  anderen  Staaten  ist  es  das  fürstliche  Streben, 
die  Kräfte  der  Gesamtheit,  vorerst  namentlich  zu  militärischen 
und  ökonomischen  Zwecken,  zusanimenzufassen,  sodann  aber  auch 
um  innere  Gegensätze  auszugleichen  und  alle  Teile  gleichmUfsig 
an  die  PTuastie  und  damit  an  den  Staat  zu  ketten,  das  zu  einer 


Digitized  by  Google 


620  Drittes  Buch.  Allgemeine  Staatarechtslehie. 

(''bemindung  des  Proviuzialsystenis  führt.  ^sN ichtsdestoweniger 
bleiben  noch  lang  Keste  zurück  ^) ,  wie  denn  anch  heute 
keineswegs  gänslich  geschwunden  ist.  Bei  Neuerwerbungen  Ton 
Oebietsteilen,  bei  der  Organisation  von  Nebenlindemy  bei  anderen 
staatsrechtlichen  oder  politischen  Schwierigkeiten  der  TdUigen 
bnreankratischen  Zentralisation  findet  es  auch  heute  noch  hlofig 
Anwendung.  Irland ,  Ostindien'),  Island*),  Elsafs- Lothringen, 
femer  diu  besonderen  Kolonialministerien  unterstellten  Nebeu- 
liUult'r  di'Y  (MiropüischtMi  Staaten  sind  Beispiele  vou  Teilen  eines 
Staates,  deren  Re;rierung  vou  der  sie  beherrschenden  Zentral- 
gewalt in  gröfserem  oder  geringerem  Umfange  gem&Li  dem 
Provinzialsjstem  vorgenommen  wird. 

Wenn  nun  auch  der  nach  dem  Provinzialsjstera  konstruierte 
Staat  heute  mehr  als  ein  Piovtnaenbllndel  denn  als  einheitliches 
Gemeinweeen  erscheint,  so  war  doch  lur  Zeit  seiner  grOlsten 
Herrschaft  ein  gewisses  Mafs  einheitlicher  Zentralregierung  fOa 
alle  Provinsen  vorhanden,  welches  namentlich  die  Einheit  nach 
anfsen  umfafste.  Eäne  hlota  auf  die  Herrscherperson  beschrftnkte 
Einheit  wurde,  sobald  die  Vorstellungen  vom  Staate  sich  nur 
einigermafsen  scliiirfi  r  ausprägten  ,  noch  nicht  als  ein  staatliche^ 
(iel)il(le  angesehen;  viehnclir  ^(»tzt  in  solchen  Fällen  der  Begritf 
der  Personalunion  in  seiner  ursprünglichen  Gestaltung  ein.  Auch 
wo  den  einzelnen  Territorien  eine  selbständige  Organisation  ver- 
bleibt, wird  doch  ihr  Zusammen schmelaen  cu  einem  Staate  in 
erster  Linie  durch  Herstellung  eines  Systems  von  Zentralbehörden 
neben  den  obersten  Provinzialbehtfrden  bewirkt,  namentlich  auf 
den  Gebieten  der  auswKrtigen  Angel^nheiten,  des  Heer-  und 
Finanswesens.  Aber  auch  heute  würde  dort,  wo  gar  keine  Ver- 
bindung zwischen  der  Verwaltung  mehrerer  Gebiete  bestände^ 

1)  Noch  in  diesem  tfahrhundert  sind  mehrere  deutsehe  Stsatev 
Iftngere  Zeit  teilweise  nach  Provinsialsystem  yerwaltet  worden  (Sachsen, 
Hannover,  Sachsen-Weimar,  Hecklenbnrg-Schwerin).  Vgl  Malchns, 
Politik  der  inneren  Staatsverwaltung,  I,  1823,  §|  60—68.  Österreich 
hatte  noch  in  der  dem  Dualismus  unmittelbar  TorangebeDden  Epoche 
als  konstitutioneller  Einheitsstaat  eine  besondere  ungarische  und  sieben- 
bfirgisch<>  Hofkanzlei. 

2)  Ul)tr  die  eigcntfinili<-ho  administrative  Stellung  beider  vgl. 
Gneist,  Das  Englische  Verwaltun-^Mfciit  der  Gegenwart.  3.  Aufl.,  II, 
18Ö4,  S.  Ilu4ff.;  Ha t sc  he k,  Engl.  Staatsrecht,  I,  S.  193  ff.,  208  ff. 

^)  Vgl.  Goos-Hansen,  Das  Staatsrecht  des  KSuigreichs  Dine- 
mark  (in  Marquardsens  Handb.,  S.  45,  157  if.). 
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daher  gemeinsame  Zentralstellen  gänzlich  mangelten,  von  einem 
einheitlichen  Staatswesen  nicht  mehr  gesprochen  werden  können, 
wenn  auch  anderseito  das  Dasein  solcher  2tentralatellen  allein 
dnrehans  nicht  genügt,  den  Gliedern  den  staatlichen  Charakter 
absnsprechen. 

Solche  Desentimlisation  gemtb  dem  Provinzialsy^tem  pflegt 
eine  nmikngreiche  Desentralisation  nicht  nnr  der  Verwaltnng, 
sondern  adch  der  Oesetsgebnng  nnd  der  Reclit^pi  echung  sn  sein. 
Sie   bejrUnstigt   und   erhält  dadurch   das  S<mderleben   der  also 

reoijfaiiisierten  Teile  eines  Staates  in  hohem  Grade.  Soweit  diese 
Teile  vom  Staate  organisiert  sind,  bilden  sie  demnaeli  nur  Ab- 
schnitte der  dezentralisierten  Einheit.  Sie  pflegen  aber  meistens 
aoTserdem  einen  Verband  darzustellen,  der  als  solcher  dem  Staate 
gegenüber  als  Bechtsträger  erscheint  In  dieser  Eigenschaft  sind 
sie  weiter  nnten  sn  betrachten. 

Die  sweite  Form  der  administrativen  Dezentralisation  ist 
faente  die  normale.  Sie  besteht  in  der  Organisiemng  des  durch- 
wegs mit  einheitlichen  Zentralbehörden  versehenen  Staates  durch 
Mittel-  nnd  Lokalbehörden  nnd  deren  Ausstattung  mit  selb- 
ständigen  Verwaltungs-  und  Entscheidungsbefugnissen.  Selbst  der 
am  stärksten  vom  Prinzipe  der  Zentralisation  beherrschte  Staat 
ist  genötigt,  den  Unterbehttrden  «'ine  sell)st;iii<Iige  Kompetenz 
einzuräumen,  da  es  ein  Ding  der  Unmoglirhkeit  ist,  alle  Ver- 
waltuDgsakte  gemäfs  individuell  bestimmten  Anweisungen  der 
Zentralbehörden  su  erledigen  oder  sie  zur  Bestätigung  an  die 
obersten  Stellen  zu  bringen.  Bei  den  Gericliten  ist  es  selbst- 
verstftndlichi  daCs  ein  geregelter  Instanzenzug  eingehalten  werde 
der  zur  Folge  hat,  daCs  es  in  den  meisten  Fällen  bei  der  Ent- 
scheidung der  unteren  Instanz  sein  Bewenden  hat,  da  die  obere 
nur  auf  Anrufen  der  Beteiligten  tätig  werden  kann.  Selbst  dort, 
wo,  wie  in  England,  das  oberste  Reichsgericht  nicht  nur  selbst 
eine  umfassende  Zuständij^keit  in  erster  Instanz  hat,  sondern  auch 
jeden  bei  einem  unteren  Gerichte  anhiin<rigen  Fall  an  sich  ziehen 
kann,  ist  selbstverständlich  die  Entscheidung  des  unteren  Kicbters 
die  Regel. 

Innerhalb  dieses  Typus  des  nach  dem  Zentralsystem  V 

In  der  Kegel  früher  als  Kealsystem  bezeichnet,  wegen  der 
Trennung  des  Geschäfts  in  mehrere  Ressorts,  während  die  obersten 
ProTinsialbehOrden  häufig  die  gesamte  Verwaltung  als  emheitliche 
Masse  behandelten.  Doch  traf  diese  Tatsache  keineswegs  äberall  zu 
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organisierten  Staates  sind  die  gr«>fsten  Mannif^faltigkeiteu  vor- 
banden, da  Mafs  und  Umfang  der  den  untergeordneten  Beliörden 
zugewieseoen  Zuständigkeiten  sich  stets  nach  den  konkreten  Ver- 
hältnissen und  Bedürfnissen  des  Einzelstaates  richten.  Es  ist 
daher  auch  bei  diesem  Typus  weitgehende  admtnistratiTe  Selb* 
ständigkeit  der  Staatsteile  nidglieh,  die  allerdings  gans  anders 
geartet  *ist  als  bei  dem  ersten  Typns,  da  die  Zentralregiemng 
gemäb  der  dienstliehen  Unterordnnng,  namentlich  der  nieht- 
ricbterliehen  Mittel-  nnd  Lokalbehörden,  stets  in  der  Lage  ist, 
unerwünschte  Abweichungen  von  ihren  Direktiven  m  verhindern 
oder  doch  auf  ein  geringes  Mafs  zu  reduzieren.  Diese  Form  der 
DezentralisatiDU  erstreckt  sich  aber  im  wesentlichen  nur  auf  Ver- 
waltung nnd  Rechtsprecliung,  während  gesetzgeberische  Befugnisse 
den  untergeordneten  Behörden  nur  in  Form  eines  dem  Umfang 
nach  beschränkten  nnd  an  Bedentung  sehr  zurücktretenden  Ver- 
ordnangsrechtes  anstehen  kann.  Sie  tritt  selten  rein  anf,  steht 
▼ielmehr  in  der  Segel  im  Znsammenhang  mit  dem  folgenden 
System  der  Desentralisation. 

2.    Dezentralisation  durch  Selbstverwaltung*). 

Wir  haben  das  gemeinsame  negative  Merkmal  aller  Selbst* 
Verwaltung :  Öffentliche  Verwaltung  durch  Personen,  die  in  keinem 
dauernden  berufsmäbigen  Dienstverhältnis  in  dem  öffentlichen 
Verbände  stehen,  dessen  Verwaltung  sie  ftihren,  kennen  gelernt. 
In  erster  Linie  handelt  es  sich  aber  hier  um  staatliche  Ver- 
waltung durch  andere  Personen  als  berufsmäfsige  Staatsbeamte. 
Sie  bildet,  näher  bezeichnet,  als  Gegensatz  zur  staatlich-bureau- 
kratischen  Verwaltung,  die  Verwaltung  durch  die  Interessenten 
selbst.  Hier  ist  liuu  der  Einblick  in  ihr  rechtliches  Wesen  zu 
gewinnen. 

Überblickt    man    die    verschiedenen   Formen    der  Selbst- 
verwaltung, so  eigeben  sich  für  sie  nach  der  rechtlichen  Seite 
hin  swei  Paare  von  Typen,  die  awar  in  der  Wirldichkeit  stets 
miteinander  verbunden,  anm  Zwecke  theoretischer  Erkenntnis 
jedoch  au8einandei|[ehalten  werden  mttssen.  Selbstverwaltung  hat 


und  war  überdies  nur  verwaltnngstechnisch,  nicht  aber  rechtlich  und 
politisch  von  wesentlicher  Bedeutung. 

>)  Vgl.  sum  folgenden  auch  meine  eingehenden  AusDUifungea 
System,  Kap.  XVI. 
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statt  entweder  auf  Gruud  einer  PÜiclit  oder  eines  Rechtes  zur 
Verwaltung.  Sie  wird  ferner  entweder  von  einzelnen  oder  von 
Verbttnden  geübt.  Diese  zunJlchst  Uufserlich  erscheinenden  Gegen* 
Sätze  aindy  wie  die  folgende  Untersuchung  ergeben  wird,  die- 
jenigen, die  uns  den  Einblick  in  das  rechtliche  Wesen  der  Selbst- 
▼enraltong  und  deren  jaristisehe  Abarten  gewähren. 

Dem  Staate  stehen  zwei  Mittel  m  Gebote,  um  den  ihm 

nötigen  Willen  zu  gewinnen:  Verptlichtung  uiul  Berechtigung.  So 
auch  zur  Sicherung  der  Verwaltung  lokaler  Interessen  durch  die 
Interessenten. 

Die  Verpflichtung  kann  sich  wenden  an  Indiyidnen  oder  an 
Verbände.  Lokale  Interessen  können  befriedigt  werden  durch 
Erfüllung  staatlicher  Dienstpflicht  von  selten  der  einzelnen  und 
der  zum  Dienst  herangezogenen  Verbltnde. 

Solche  Dienstpflicht  einzelner  ruht  nicht ,  wie  das  Berufs- 
beamtentum, auf  der  Grundlage  eines  dauernden,  durch  einen 
individualisierten  Akt  (den  Staatsdienervertrag)  erzeugten  Dienst- 
verhältnishes .  Hondern  auf  dem  Grund  der  allgemeinen  staats- 
bürgerlichen Subjektion.  Sie  findet  ihre  wesentliche  Gegenleistung 
in  dem  MaCse  spezieller  Ehre,  das  mit  jeder  Trägerschaft  Btaat> 
Ucher  Oiganstellnng  yerknttpft  ist^  Die  also  zur  Dienstleistung 
bemfenen  Personen  sind  Ehrenbeamte,  als  solche  in  ein  be- 
stimmtes Amt  berufSen,  daher  unversetzbar,  in  der  Bogel  nur  den 
Gesetzen  und  der  gesetzmäfsigen  Verordnungsgewalt,  nicht  aber 
Reglements  und  Instruktionen  der  vorgesetzten  Behörden  unter- 
werfen ,  demnach  unabhängiger  von  der  Zentralgewalt  als  die 
liernfsbeaniten  Ihre  Institution  soll  daher  namentlich  sowohl 
die  bessere  l^x'sorfruug  lokaler  Interessen  durch  die  mit  ihnen 
Verknüpften  als  auch  die  gesetadiche  Handhabung  der  Verwaltung 
garantieren. 

Scharf  ausgebildet  wurde  dieser  Typus  in  England  in  der 
Gbaftchafksverwaltung.  Er  ist  die  notwendige  Form  der  Selbst- 
Verwaltung  eines  Staates,  dessen  Geschichte  mit  einer  ein  selb- 
ständiges Becht  der  Verwaltung  seiner  Verbände  nicht  an- 
erkennenden Zentralisation  beginnt.  Ihrer  sachlichen  Seite  nach 
ist  diese  Form  der  Verwaltung  stets  Staatsverwaltung.  Sie  ist 
Staatsverwaltung  durch  Ehrenamt.    Dementsprechend  erfolgt  die 


1)  Vgl.  STstem,  S.  178  (188). 
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Bernfunj;  ins  Amt  auch  in  der  Regel  durch  kdniglicbe  Ernennung^), 
in  welclicm  Akte  die  staatliche  Übertragung  des  Amtes  gleichsam 
sichtbar  /iirn  Ausdruck  kommt 

Dieser  Typus  liat  verschiedene  Modifikationen  erfahren.  Das 
Moment  der  VerpÜichtung  konnte  zurückgedrängt  und  damit  ein 
Übergang  zum  zweiten  Typus  dieser  Gattung  geflchaffen  werden. 
Becht  und  Pflicht  der  Ernennang  konnte  vom  Staate  selb- 
ständigen Verbänden  Übertragen  nnd  damit  mm  Bestandteil  der 
VerbandsvenraltQng  erbeben  werden.  Das  Ehrenamt  konnte 
mit  dem  Bem&amt  an  einheitlichen  Behörden  tnsammengefaiirt 
werden. 

Diese  letztere  Modifikation  bat  in  grofsem  Umfange  bei  der 
Neuordnung  der  Verwaltungsbehcirden  in  vielen  deutschen  Staaten 
Btattgefuiiden.  Der  badische  Hezirksrat,  der  j'rt'uf>i>clie  Provinzial- 
rat,  Bezirks-  und  Kreisausschufs,  der  sächsisclie  Kreis-  um!  Hezirks- 
ausschufs,  der  heBsiscbe  Kreis*  und  ProvinzialausscbuXs  sind  Staats« 
behörden,  die  aus  Berufs-  nnd  Ehrenbeamten  zusammengesetit 
sind  derart,  dafs  mindestens  der  Vorsitzende  Berufsbeamter  ist. 
Im  Deutschen  Beiche  sind  die  Schiedsgerichte  der  Unfkll-  und 
InTaliditätSTersicbening  bierbergebOrige  Beispiele.  Dieses  System 
der  gemischten  Staatsbehörden  schliefiBt  in  sieb  nicbt  nor 
Dezentralisation  der  Verwaltung  durch  Teilnahme  der  Interessenten, 
sondern  auch  Kontrolle  der  bureaukratischen  Verwaltung  durch 
die  Selbstverwaltung. 

In  allen  diesen  Fällen  ist  aber  die  Verbindung  zwisclu'n 
Ehrenamt  und  Lokalverwaltun^^  dadurch  gewahrt,  dafs  die  Be- 
rufung zum  Ehrenamt,  wie  immer  sie  erfolgen  mr»ge ,  auf  einen 
örtlich  oder  korporativ  begrenzten  Kreis  von  Personen  beschränkt 
ist.  Selbst  in  jenen  AnsnahmefUUen,  wo  beute  Zentralstellen  den 
Charakter  gemischter  Behörden  haben,  wie  das  deutsche  Beichs- 
▼ersicbemngsamt,  ist  der  Zusammenhang  mit  den  lokalen  Ver- 
bänden durch  die  Art  der  Bestellung  der  ehrenamtlichen  Hit- 
glieder erhalten. 

Ähnlich  wie  die  persönliche  Dienstpflieht,  aber  dennoch  in 

1)  Mit  Ausnahme  des  Coroners,  dessen  Ernennung  auf  die  6n^ 
schaltsyersammluBg  fibergegangen  war. 

*)  In  Preu&en  ut  der  Amtsvorsteher  (Kreisordnnng  vom  18.  Des. 
1873,  §§  56  ff.)  nach  diesem  Typus  gestaltet  Doch  ist  der  Amts- 
Vorsteher  in  viel  gröfserer  Abhängigkeit  von  der  Regierung  als  der 
englische  FriedeuBricbter. 
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wiclitigon  Punkten  anders  g-eart«»!  ist  die  der  Verltiinde.  Die 
hier  in  Frage  kommenden  Verbünde  können  höchst  man nii: faltig 
beschaffen  sein*  Verbünde  ohne  Persönlichkeit^  mit  unentwickelter 
oder  omfangreicher  Rechtssubjektivität ,  kirchliche  und  weltliche, 
private  und  Verbände  des  öffentlichen  Rechtes  ktfnnen  lur  staat- 
lichen Dienstpflicht  herangesogen  werden.  Von  grofser  Bedeutung 
ist  namentlich  die  Dienstpflicht  der  Öffentlich-rechtlichen  Verbände, 
d.  h.  jener  Verbände,  die  entweder  Träger  öffentlicher  Herrschafts- 
reehte  und  tffi^ntlich'er  Pflichten  sind  oder,  ohne  Träger  von 
Herrschaftsrechten  zu  sein,  doch  ans  der  Zahl  der  übrigen  Ver- 
bünde dadurch  herausgehoben  sinil,  dafs  sie  vorn  »Staate  als  inte- 
grierende Bestandteile  seiner  Organisation  ein«r(M)rdnet  und  dem- 
gemUfs  vorn  ötl'entlichen  Keclite  reguliert  werden.  Die  ersteren 
sind  aktive;  die  letzteren  passive  öffentlich-rechtliche  Ver- 
bände 

Der  Typus  des  passiven  Verbandes  in  der  öffentlichen  Ver- 
waltung ist  wiederum  in  den  angelsächsischen  Staaten  zu  finden 
Das  hängt  damit  zusammen,  dafe  dort  der  Korporation^gedanke 
niemals  die  scharfe  Aus|irHgung  erfahren  hatte  wie  auf  dem 
Kontinente.  Daher  stellen  sich  namentlich  die  älteren  Graf- 
schaften in  England ,  vor  der  grofsen  Verwaltungsrefonn  des 
19.  .Jiiliriiunderts ,  sowie  die  anierikanisolien  KoniniunalverbKude 
bis  in  die  (Jejienw.-ii t '^j  als  derartige  unentwickelte  Verliilnde  dar. 
Sie  haben  keine  ilerrschergewalt  als  subjektives  Hecht,  werd«'n 
aber  dennoch  durch  öfl'entliches  Recht  gebildet,  beruhen  auf  dem 
Prinzip  der  Zwangsmitgliedschaft,  und  ihre  Verwaltungskosten 


>)  Vgl.  darfiber  System,  S.  254  (288)  ff.;  Gier ke,  Deutsches  Privat- 
recht, I,  S.  621;  Hatschek,  Selbstverwaltung,  S.  97  ff. 

Vgl.  den  eingehenden  Na<  hweis  b<'i  II  at  seh ek,  Selbstverwaltung, 
S.  20  ff.  und  S.  173  ff.,  und  in  sehr  gründlicher,  überzeugender  Dar- 
stellung Kii^l.  Staatsreclit ,  I,  S.  .''..')  fl'.,  naiuentlirh  S.  75  t^'.  Unklar 
M  :i  it  I  a  n  »1 ,  Trust  und  KoriMiiMtion,  Griinhuts  Zi  ir-cln  ifr,  XXXII,  S.  73, 
der  allerdings  die  Rückstäudigkeit  der  euglijjchen  junstiöcheu  Theorie 
selbst  betont. 

')  Da»  amerikanische  System,  das  auf  den  gleichen  Grundgedanken 
beruht  wie  das  englische  und  mit  ihm  geschichtlich  verknüpft  ist,  klar 
und  fibersichtlich  im  Veigleich  mit  diesem  dargestellt  von  Goodnow, 
a.  a.  O.  I,  p.  162  ff.  Interessant  namentlich  die  Richtersprfiche  p.  173  ff., 
die  von  der  ganz  untergeordneten  korporativen  Art  der  towns  und 
C(»nntie8  sprechen .  die  ihrem  Wesen  nach  nur  staatliche  Verwaltungs- 
abteilungen sind,  deren  Beamte  Staatliche  F'unktionen  auszuüben  haben. 
J«Uinek,  Da«  Becht  de«  laotlemen  Staates.  I.  2.  Aufl.  40 
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sind  durch  Örtliche  Stenern  hereinzubringen.  Sie  Üben  Imperium, 
aber  nur  kraft  staatlicher  Delegation;  nicht  ihr  Wille,  soud«'ru 
die  Staatsgewalt  wird  durch  sie  handelnd.  Sie  bilden  einerseit> 
die  Vorauss<'tzun;;  und  andcrscit.s  die  Ergänzung  der  «lurcli  Khren- 
beamte  geübten  Verwaltung.  Durch  ihr  Medium  wird  die  Ge- 
samtheit der  Untertanen  (in  Form  der  Verpflichtung  zu  persSn- 
Itchen  und  sachlichen  Leistangen)  sa  den  Zwecken  der  Staats- 
Verwaltung  herangeaogen. 

Auch  der  aktive  Öffentlich -rechtliche  Verband ,  als  dessen 
Typus  die  Gremeinde  der  kontinentalen  Staaten  erscheint,  ist  trotz 
TrVgetschaft  von  Henrschaftsrechten  ein  staatlicher  Dienstpflicht 
unterliegender  Verband.  Zuvörderst  sind  meist  Recht  und  Pflicht 
iu  seiner  Herrschaftssphftre  selbst  derart  miteinander  verknüpft, 
dafs  die  Ausübung  meiner  Ue(  htc  zugleich  ein  Moment  der  Ptliclit 
gegenüber  dem  Staate  enthält,  wenigstens  insofern,  als  es  nicht 
in  sein  belieben  gestellt  ist,  ob  er  überhau[)t  tätig  sein  wolle 
oder  nicht.  Sodauu  aber  werden  diese  Verbände  vom  Staate  zu 
seinen  Verwaltungszwecken  durch  Auferlegung  spezieller  Pflichten 
verwendet.  Auch  iu  dieser  Hinsicht  sind  verschiedene  Möglich» 
keiten  verwirklicht.  Es  kann  nämlich  die  Dienstpflicht  anf  dem 
Verbände  selbst  ruhen  oder  nur  auf  bestimmten  Organen  des 
Verbandes,  die  dadurch  eine  staatliehe  Organstellnng  erlangen, 
die  mit  ihrer  Qualität  als  Verbandsorgane  gesetzlich  verknttpft 
ist.  Ein  wesentliches  Merkmal  der  Dienstpflicht  der  Verbände 
ist  es  ferner,  dafs  die  Kosten  ihrer  Leistungen  fllr  den  Staat 
grumUittzlich  von  ihnen  zu  tragen  sind»,  wodurch  die  Verbands- 
niitglieder  zur  Ilerbeischaftung  der  «»konomischeu  Mittel  für  die^e 
Verwaltungstätigkeit  herangezogen  werden. 

Die  Möglichkeit  eines  Hechtes  auf  Selbstverwaltung  scheint 
auf  den  ersten  blick  mit  dem  Gedanken  der  Einheit  des  Staates 
und  seiner  Gewalt,  demzufolge  nur  der  Staat  selbst  ein  Hecht 
auf  Imperium  besitzen  kann,  unvereinbar.  Sie  ist  in  der  Tat 
nur  historisch  zu  begreifen»  da  alle  solche  Rechte  geschichtlich 
mit  dem  dualistischen  Staate  des  Mittelalters  zusammenhängen. 
In  jEUigland  mit  seiner  seit  der  normännischen  Eroberung  kon- 
zentrierten Staatsgewalt  ist  es  niemals  zur  Vorstellung  und  An- 
erkennung eines  Hechtes  einzelner  oder  eines  Verbandes  auf 
Selbstverwaltung  gekommen. 

Anders  auf  dem  Kontinente.  Dort  war  staatliche  Gewalt  iii 
die  UUnde  von  Feudalheireu  uud  Städten  geglitten  uud  zu  deren 
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eigenem  Bechte  geworden.  Der  Absolatismas,  welcher  den  grofsen 

Enteigntingsprozefs  vollzog,  den  die  Staatsgewalt  uc^'on  alle  unter- 
geordneten Gewalten  führte,  hat  die  bisher  mit  ei^eiieni  Imperium 
Begabten  keineswegs  giinzlieh  ans  dem  Besitze  gesetzt.  Bis  ins 
V.K  Jahrhundert  hinein  standen  (irnndherren  und  Stildteu  in 
verschiedenen  .Staaten  eigene  Gericditsbarkeit  und  Polizei  zu,  wie 
denn  auch  andere  Uerrschaftsreehte  den  Städten  bei  aller  Ein- 
aehränknug  und  Beaufsichtigung  durch  die  Staatsgewalt  verblieben 
wnren.  Allein  der  Gedanke,  dafs  der  ursprüngliche  Eigner  dieser 
Rechte  der  Staat  sei,  bricht  sich  in  Theorie  nnd  Praxis  mit 
elementarer  Gewalt  Bahn.  Dadurch  ist  eine  Fortdauer  oder 
Erweiterung  dieser  Bechte  juristisch  nur  möglich,  indem  man  an 
ihren  Ursprung  wieder  anknttpft.  So  wie  der  Landesherr  oder 
Bischof  durch  Belehnung  mit  den  Regalien,  die  Stadt  durch  Ver- 
leihung des  Goriclit^baiines  in  den  Besitz  von  llnlicitsrechten 
kam,  deren  Ursprung  aus  der  Staatsgewalt  dadurrli  sulitbar  in 
die  Krscheinuug  trat,  so  findet  auch  heute  in  der  Zuerkennung  von 
Öelbstverwaltungsrecbten  eine  Belebntmg  mit  Imperium  statt.  Der 
moderne  Selbstverwaltungskörper  dieser  Art  hat  daher  vom  Staate 
das  Becht  auf  Ausübung  staatlichen  Imperiums  in  der  Weise  er- 
halten, dals  es  ihm  als  ein  auch  dem  Staate  gegenüber  selb- 
stftndiges  —  abgeleitetes,  aber  eigenes  —  Recht  ansteht,  das  letsterer 
allerdings  auf  dem  Wege  des  Gesetzes  zu  ttndem  vermag. 

Solches  Reeht  auf  Selbstverwaltung  steht  heute  nur  aus- 
nahmsweise einzelnen  zu  und  auch  dann  nur  in  ihrer  Verknuptuug 
mit  einem  Verbände,  so  namentlich  die  Rechte,  welche  die 
Be>itzer  sell)stUndiger  Gutsbezirke  noch  in  mehreren  Staaten 
haben  *  j.  In  der  Regel  aber  ist  das  Recht  auf  Selbstverwaltung 
heute  Verbünden  gegeben.  Nicht  der  einzige,  aber  der  bei 
weitem  wichtigste  Fall  solcher  Selbstverwaltung  ist  die  durch 
Kommunalverbtfnde.  Aufser  diesen  gibt  es  zwar  noch  eine 
Fülle  von  Verbttnden,  die  in  ähnlicher  Weise  Selbstverwaltung 
ftben*).  So  namentlich  die  Kirchen,  wo  sie  den  Charakter  tfffent- 


1)  Vgl.  V.  Stengel  s.  v.  Gutsbesirk  im  Wörterbuch  des  deutsehen 
Verwaltmigsrechts,  I,  8.  617  ff.}  Glnth,  s.  v.  Gutsbesirk  im  österr. 
Staatswörterbneh,  I,  S.  968  £ 

*)  AussehlieCilich  als  Korporations Verwaltung  wird  die  Selbst- 
verwaltung in  ausführlicher  Darstellung  begründet  in  der  neuesten 
Literatur  von  Haenel,  Staatsr.,  I,  S.  13öff.;  M.  Mayer,  II,  S.  .S70  ff. 
Die  noch  weitergeheude  Beschränkung  der  belbstverwaltung  auf  die 
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1  icher  Körperschaften  besitzen,  sodann  Interessen  verbände  ohne 
juristische  Persönlichkeit,  wie  die  Handels-  und  Gewerbekammem 
oder  Innungsverbände  oder  mit  solcher  ani^gestattet,  wie  die 
Ejrankenkasseti ,  Bdmfsgenossenscbaften ,  Innungen,  Handwerks- 
kammern'). Sie  sind  aber,  abgesehen  von  den  Kirchen,  Neu- 
Schöpfungen,  auf  der  Kombination  bereits  vorhandener  Prinzipien 
bemhend. 

Als  Typus  des  zur  Selbstverwaltung  berechtigten  Verbandes 
soll  (lali<  r  im  folgenden  das  Wesen  der  Gemeinde*  initer>iulit 
werden.  Und  zwar  anch  in  erster  Linie  das  der  politisclu  n  Ge- 
meinde im  engeren  Sinne.  Die  höheren  Komnninah  erbäntle, 
die  nach  französischem  Muster  vom  Staate  gebildet  oiler  um- 
gebildet worden  sind ,  bieten  keine  selbständigen  Probleme 
dar.  Ebensowenig  die  Yerwaltungsgemeinden  zu  bestimmten 
Zwecken,  deren  Organisation  nnd  Funktionen  Air  die  Kenntnis 
der  Ordnung  des  Kommimalwesens  des  Einseistaates,  nicht 
aber  für  eine  allgemeine  staatliche  Prinzipienlehre  von  Be- 
deutung ist^). 

Die  Gemeinden  haben  gleich  dem  Staate  ein  Gebiet,  An- 
gehörige und  eine  selbständige  Gewalt.  Sie  untersclieiden  sieh 
aber  vom  Staate  dadnn  li,  daf.>  diese  (Jewalt  niemals  iir>]iiüuglicbes. 
vom  Staate  nirht  verlieli<'ne>  Imperium  besitzt.  Alles  Imperiuni, 
das  der  Gemeinde  zusteht,  ist  abgeleitet,  auch  die  ihnen  zu  eigenem 
Rechte  verliehenen  Hcrrschaftsrechte.  Eigenes  Herrschaftsrecht 
der  Gemeinde  ist  niemals  originäres  Recht.  Ihr  Gebiet  ist 
lugleich  Staatsgebiet,  ihre  Angehörigen  sind  Staatsaugehörige,  ibre 
Gewalt  ist  der  des  Staates  unterworfen. 

Diese  Gebietskörperschaften  ruhen  auf  einer  vom  Staate  nicht 
geschaffenen  sozialen  Basis,  den  nachbarlichen  Gemeininteressen. 
Sie  haben  sich  daher  vielfach  unabhängig  vom  Staate  gebildet, 
sie  haben  den  Wechsel  der  Staaten  Uberdauert,  und  in  diesem 


Kommunal  Verwaltung  kann  heute  wohl  als  auf^M-geben  betrachtet 
werden.  Vgl.  G.  Meyer.  S.  und  die  liaselhst  N.  10  angeführten 
Sehriftsteller;  umfassende  Aulzähluiif^  nitlit  kommunaler  Selbstvcrwal- 
tuiigsvcrbiuide  bei  Schön,  Das  Recht  der  Kommunalverhände  in 
Preufsrn,  I^'JT,  s.  12. 

')  Ihnen  kann  tlun  li  ßc^cldufs  dv^  Uundesrats  i'ersöulichkeit  bei- 
gelegt werden.    Gewerbeordnung  ^  104  g. 

2)  Vgl.  Gewerbeordnung  §  103  n. 
Zum  folgenden  vgl.  System,  Kap.  XVII. 
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Sinne  ist  es  richtig,  wenn  behauptet  wird,  die  Gemeinde  sei 
ilt«r  als  der  Staat.  Ihre  Aasstattnng  mit  Herrschaftsrecht  ist 
jed(jch  iirsprUii<;lich  vom  Staate  erfolgt.  Erst  als  die  Kriunening 
an  den  Ursprung  der  Sta<ltfreilit'iten  und  Privile;;ien  erlosch, 
koonte  sich  die  Vorstellung  eiuea  ursprUnglichea  Uerrschafts- 
rechtes  der  Gemeinde  bilden. 

Französische  Reformideen  vor  der  Kevolution  ond  die  Ver- 
suche der  Konstituante  stir  Reorganisation  des  französischen  Staates 
haben  die  Vorstellang  eines  natttrliehen  Rechtes  der  Gemeinde, 
eines  ponvoir  monicipal,  entstehen  lassen So  wurde  der  natür- 
liche von  dem  aufgetragenen  Wirkungskreis  der  Gemeinde  unter- 
schieden. Der  erstere,  namentlich  seitdem  die  Theorie  von  der 
Munizipalgcwalt  in  die  belgische  Verfassnngsurkunde  Eingang 
gefunden  hatte,  spielt  in  den  Lehren  und  Forderungen  des  sild- 
deutschen  Liberalismus  der  Epoche  1830 —  1><48  eine  bedeutende 
Rolle.  Sein  Einflufs  zeitigt  1848  4*.»  die  Festsetzung  von  Grund- 
rechten der  Gemeinden ,  die  wiederum  von  Bedeutung  fUr  die 
spfttere  Theorie  und  Gesetzgebung  war. 

Diese  naturrechtliche  Theorie  kann  heute  als  Uberwunden 
betraehtet  werden.  Selbst  diejenigen,  welche,  wie  Gierke  und 
seine  Schule,  an  der  Auffassung  eines  selbständigen  Imperiums 
der  Gemeinde  festhalten,  wissen  mit  ihrer  meist  nur  auf  die 
mittelalterliche  Rechtsgeschichte  gesttttsten  Theorie  praktisch  nichts 
anzufangen 

Die  heutige  Stellung  der  Gemeinde  im  Staate  ist  vielmehr 
nach  folgeucleu  ( irmul-iitzen  zu  beurteilen. 

Die  (ieriieinde  hat,  wie  jeder  Verband,  Rechte,  die  ihrem 
Wesen  nach  nicht  aus  dem  Gebiete  der  staatlich  anerkannten 
privaten  Assoziationsfreiheit  herausfallen.  Dahin  gehört  das 
Recbty  die  eigenen  Organe  cu  bestellen,  Mitglieder  aufzunehmen, 

^)  System ,  264  ('211)  tf. :  II  a  t  s  c  Ii  k  ,  SelhstvcrwaltuiiL' ,  S.  :! 4  ff. 
Über  den  Eintiufs  dieser  Ideen  auf  ilie  Steinache  Stadteordnung  von  löOS 
v-1.  M.  Lehmann,  a.  a.  O.  II,  S.  447  ff.  Mit  der  Ikdeutung  dieses 
grofsen  Reformwerkes  sowie  der  eigenartigen  Gestaltung  der  deutschen 
Gemeindeverhältnisse  wird  sich  der  zweite  Teil  dieses  Werkes  zu 
beschäftigen  liaben. 

')  Das  seigt  auch  die  neueste  Verteidigung  des  ursprfinglieben 
Rechtes  der  Gemeinde  durch  Preufs,  Stftdt  Amtsrecht,  S.  181  der 
8.  186 f.  sehr  richtig  ausführt,  dafs  die  Verhältnisse  eines  jeden  kon- 
kreten Staates  auch  de  lege  fer>  nda  für  die  Grenzbestimmung  zwischen 
Staat  und  Gemeinde  malsgebend  sind. 
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VermögensTerwaltung,  Verwaltnng  lokaler  Angel e^^enheiten,  knn: 
private  Verwaltungstlttigkeit  in  dem  oben  gezeichneten  Umfang 

auszntlben.  Der  Staat  reguliert  zwar  auch  dieses  Ghsbiet  iu 
seineil  (Jemoinflogesetzen  in  verschiedener  Woise;  soweit  aber 
nicht  einscliränkende  staatliclie  Keclitsstitze  ein  anderes  an- 
erkennen, gilt  hier  der  eigene  Wille  der  Gemeinde ,  der  nur 
an  den  Zwecken  des  Vorbandes  seine  Grenze  findet.  Sodann 
aber  i<t  die  (ienieinde  dnrch  Gesetz  mit  staatlichem  Uerracher- 
recbt  belehnt,  d,  h.  es  ist  ihr  Imperium  derart  augewieaen,  dafs 
sie  einen  Anspruch  auf  Austtbnng  Ton  Uerrschaftsreebten  bedtat 
Diese  Herrschalt  ist  ihr  nicht  nur  im  staatlichen  Interesse  ge- 
währt, das  dnrch  solche  Selbstverwaltung  besser  gewahrt  erscheint, 
als  wenn  es  von  Staatsorganen  besorgt  wird,  sondern  auch  im 
eigenen.  Die  Polizeigewalt*),  das  Recht,  persönliche  und  Sach« 
h'istnngen  von  iliron  Mitgliedern  zu  verlangen,  liat  die  (ionieinde 
nicht  nur  zum  Zwecke  ilirer  Pflicliterf iillung  gegenüber  dem  Staat, 
vielmehr  auch  zur  Erfüllung  ihrer  selbständigen  Aufgaben.  Die 
von  der  Gemeinde  kraft  ihres  Imperiums  erhobenen  Öteueru 
werden  für  alle  Gemeindezwecke  ohne  Untersihied  verwendet. 
Das  Imperium  ist  daher  ein  Verwaltungsmittel  der  Gemeinde  tHr 
ihre  gesamte  TKtigkeit. 

Femer  aber  verwendet  der  Staat  die  Gemeinde  an  seinen 
Zwecken,  indem  er  sie  seiner  Yerwaltungsorganisation  eingliedert 
Hier  hat  sie  kraft  der  vom  Staate  auferlegten  Verpflichtung  staat- 
liche Funktionen  auszuUben.  Dadurch  kann  der  Wirkungskreis 
der  Ot'meinde  geschieden  werden  in  einen  selbständigen  und  einen 
aufgetragenen  (übertragenen,  delegierten),  welcher  Unterschied, 
obwohl  aus  der  erwiiliaten  frauzosisclicn  Terminologie  stammend, 
hier  einen  ganz  anderen  Sinn  erhält.  Im  selbstUndigen  Wirkungs- 
kreis Übt  die  Gemeinde  ihr  Recht  aus,  im  aufgetrageneu  ist  sie 
Staatsoigan 

')  Deren  Stellung  zur  (Temi'inde  in  den  einzelnen  Staaten  ver- 
schieden geregelt  ist;  vgl.  System,  S.  263  (276),  N.  1. 

Andere  Einteilungen,  wie  die  Gn eist s  in  obrigkeitliche  und 
wirtschaftliche  Selbstverwaltung  oder  Loenings,  Verwaltnngsrecht, 
S.  181,  in  obligatorische  und  freiwillige  Aufgaben  der  Gemeinden  ver- 
mögen keine  rechtlich  erhebliche  Scheidung  der  Gemeindean%abea 
herbeizuführen.  Gemeindesteuern  werden  sowohl  kraft  obrigkeitlicher 
als  wirtschaftlicher  Verwaltmicxstütigkeit  erhoben,  wie  denn  überhaupt 
das  der  (ieineindo  zustehend»'  Imperium  auch  wirtschaftliches  Ver- 
waltungsinittel  ist.  Und  ebenso  kann  die  Auflage  einer  Gemeindesteuer 


^  .d  by  Google 


Naonzehntes  Kapitel.  IMe  OUederang  des  Staates. 


631 


'Venntfge  der  innigen  Verbindung,  in  welcher  die  Grenieinde 
mit  dem  Staate  steht,  übt  dieser  gegenüber  jener,  wie  jeder 
ttffentlich-rechtlicben  Körperschaft  gegenüber,  eine  nmfassende 
regulierende  Tätigkeit.   Er  setzt  ihre  Verfassung  entweder  ans- 

schliefslich  oder  in  ihren  wesentlichen  GrnudzUgen  fest  und 
iint«  rwirft  sie  seiner  Kontrolle,  die,  nacli  den  einzelnen  Kechts- 
systcnien  verschieden  geregelt,  die  Kommunen  mehr  oder  weniger 
vvi'itgelu'nden  Eingriffen  der  Staatsgewalt  ausst'tzen  kann.  In  seinen 
Gemeindegesetzen  disponiert  der  Staat  formell  uneingeschränkt 
ttber  Oiganisation  und  Wirkungskreis  der  Gemeinden,  ohne  da£i 
er  nnTerrUckbare  Grenzen  f^nde.  Dieser  Satz  ist  aber  ebenso 
eine  juristische  Hilfsvorstellung  wie  der  entsprechende  von  der 
staatlichen  Allmacht  gegenüber  dem  Individuum. 

Fttr  die  so  durch  Gemeinden  geübte  Selbstverwaltung  lassen 
sich  ihrem  Inhalte  nach  a  priori  keine  festen  Schranken  ziehen, 
da  der  Begriff  der  lokalen  Interessen  ein  flüssiger,  vielfach  dem 
Ermessen  unterworfener  ist.  Der  eigene  Wirkungskreis  umfafst 
vonu'hmlich  Angelegenheiten  der  inneren  und  Finanzverwaltung, 
der  aufgetragene  auch  solche  (l<  r  .lustiz-  uml  Heeresverwaltung. 
Die  Gemeindeverwaltung  ist  überall  Verwaltung  gemäfs  Staats- 
gesetzen.  Doch  kommt  den  Gemeinden  gesetzlich  auch  ein  Ver- 
ordnungsrecht  zn:  das  Recht,  Ortsstatuten  zu  erlassen,  durch 
welches  sie  an  der  materiellen  Gesetzgebung  teilnehmen. 

Auf  Grund  der  vorangehenden  Darlegungen  ergibt  sich 
folgendes  Resultat. 

Die  Dezentralisation  durch  Selbstverwaltung  bezeichnet  eine 
politische  Erscheinung,  die  sich  durch  eine  Mehrheit  von  recht> 
liehen  Formen  verwirklicht.  Sie  ist  entweder  passive  oder 
aktive  Selbstverwaltung,  je  nachdem  sie  als  eine  PHicht  oder 
als  ein  Recht  geübt  wird.  Ferner  ist  sie  entweder  indivi- 
duelle oder  V  e  r  b  a  n  d  8  V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  ,  je  nachdem  sie  von 
einzelnen  als  solchen  oder  von  Verbänden  geübt  wird.  Die 
passive  Selbstverwaltung  ist  ihrer  rechtlichen  Seite  nach  Staats- 
verwaltung, durch  die  Interessenten  geübt;  sie  erfolgt  demnach 
durch  Staatsorgane.  Ihre  praktische  Bedeutung  liegt  in  dem 
Charakter  dieser  Organe,  die  entweder  Ehrenbeamte  oder  Ver- 

»owohl  aus  einer  Vcrpfliehtung  der  Gemeinde  entspringen  als  fikiilta- 
tiven  Zwecken  dienen,  daher  selbst  auch  an  diesem  Charakter  teil- 
nehmen, ohne  dafs  es  mü<;lich  wäre,  in  der  Auflage  einer  neuen  Steuer 
die  beiden  Elemente  zu  trennen. 
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bUnde  sind.  Di»'  aktive  Selbstverwaltung  hin^'cgcii  wird  beule 
iu  der  Kegel  nur  von  Verbänden  geübt.  Sie  handeln  in  Austtboxig 
ihrer  Bechte  nicht  als  Organe  des  Staates,  sondern  in  eigenem 
Namen.  Bei  ihnen  li^  die  Bedeutung  der  Selbst?erwaltang  nicht 
nur  in  ihrer  eigenartigen  Stellung  sum  Staate,  aondem  auch  in 
dem  Charakter  der  von  ihnen  ausgetlbten  Funktionen. 

Unter  diesen  Verbänden  nehmen  die  Gemeinden  niederer 
und  höherer  Ordnung  eine  besonders  bedeutsame  Stellung  ein. 
In  der  Ausgestaltung,  die  sie  auf  dem  Kontinente  erfahren  haben, 
sind  sie  zugleicli  aktive  und  passive  Verbände,  so  dafs  an  ibueu 
alle  Seiten  der  Selbstverwaltung  studiert  werden  können. 

3.  I  >  e  z  e  u  t  r  a  1  i  8  a  t  i  <>  u  durch  Länder'). 

Der  einheitliche  Staat,  dessen  £lemente  von  ihm  den  Cba- 
rakter  darchgUngiger  Einheit  empfangen,  ist  lange  Zeit  hindurch 
ein  Ideal^pus  gewesen,  erst  nach  Überwindung  der  mittelalter- 
liehen  Zweiung  in-  die  Wirklichkeit  hinausgetreten.  In  vielen 
Fftllen  hat  jedoch  auch  später  die  Realität  der  theoretischen 
Forderung  der  vollkommenen  Staatseinheit  nicht  entsprochen.  So- 
lauge das  Schwergewicht  der  staatlichen  Einheit  in  die  Einheit- 
lichkeit  der  Monarchenpersönlichkeit  gelegt  wurde,  konnten  die 
gröfsten  liesunderheiteu  einzelner  Staatsteilc  mit  dieser  P^inheii- 
lichkeit  zusammen  bestellen,  ohne  «lals  die  Tiieorie  daran  AustoLs 
nahm.  Es  ist  schon  erwähnt  worden,  dafs  manche  Staaten  früher 
mehr  einem  ProvinzenbUndel  als  einer  inneren  Einheit  glichen. 
In  absoluten  Monarchien  oder  solchen  mit  unentwickelter  stän- 
discher Verfassung  konnte  trotz  aller  Verschiedenheiten  in  der 
provinaiellen  Otgauisation,  trotz  allem  Partikularismus  in  Geseti- 
gebung  und  Verwaltung  zwar  von  einem  sozialen,  nicht  aber  von 
einem  politischen  Sonderleben  der  also  sichtlich  voneinander 
geschiedenen  Glieder  gesprochen  werden. 

1)  Vgl.  zum  folgenden  meine  Abhandlung  fiber  Staatsfiragmente, 
deren  wesentliches  Resultat  die  Zustimmung  von  G.  Mejer,  Sb  38» 
gefunden  hat.  Auf  die  eingehenden  Erörterungen,  welche  meine  Aus* 
führungen,  so  auch  namentlich  iu  Frankreich,  erfahren  haben,  kann  an 

dieser  Stelle  nicht  näher  einge^'angen  worden.  Das  Dasein  einer 
Zwisflieustute  zwischen  Staat  und  (iemeinde  erkennen  nunmehr  unter 
meinem  Kintlnfs  auch  an  Ivosenl»erg,  Territorium,  Schutz^^ebiot  und 
Keich.-land,  Hirtlis  Annalen,  190:»,  S.  492  ff.,  uml  .Seidler,  Jur.  Kri- 
terium, S.  ^5,  die  jeder  in  seiner  Weise  zu  konstruieren  sucht,  ohne  alle 
hierhergehörigen  Fftlle  erldftren  zu  können. 


^  .d  by  Google 


Nemutehntes  Kapitel.  Die  Oliedening  des  Staate«. 


688 


Indes  ist  aach  schon  in  diesen  Zeiten  da»  geringe  MaCs  Ton 
staatlicher  Einheit^  mit  dem  die  staatsrechtliche  Theorie  sich  su- 
frieden  gab,  um  ein  Gebilde  als  Staat  an  charakterisieren,  nicht 
immer  Torhanden  gewesen.  Da,  wo  der  Herrscher  Recht  und 
Macht  hatte^  die  bestehenden  Besonderheiten  zu  beschrttnken  und 
aufzuheben,  konnten  diese  nur  als  Piekartnm  betrachtet  werden, 
das  deu  eiulieitlithen  Charakter  des  Staates  zu  zerstören  nicht 
imstande  war.  Anders  dort  aber,  wo  namentlich  ausgebildete 
ständische  Institutionen  die  EigeutUmlichkeiteu  der  Teile  in  scharfer 
Weise  hervortreten  liefäen. 

Sobald  man  sich  mit  solchen  Gebilden  ernsthaft  zu  l>e- 
Bchilftigen  anfing,  bemerkte  man,  daÜB  die  beigebrachten  Schul- 
typen  nicht  ausreichten,  nm  sie  genügend  an  erklären.  Da  wurde 
denn  sn  Hilfsbegriffen  Zuflucht  genommen.  Von  ihnen  sind 
namentlich  awei  zu  erwMhnen.  Der  ▼ieldeutige  Begriff  der  Real- 
nnion  wird  dort  angewendet,  wo  eine  Mehrheit  yon  Gebieten  an 
einer  unvollkommenen  Einheit  zusaromengefchmolzen  war,  und 
die  Kategorie  der  unvollkommenen  Inkorporation  aufgestellt,  um 
die  Besonderheiten  eines  einem  Staate  zugewachsenen  Gebietes 
zu  erklären,  dem  verfussungsmilfsig  eine  weitjrehende  Selbstiindig- 
keit  belassen  wurde.  Über  die  Natur  der  Teile  solcher  uu- 
voUkommeuen  Einheiten  herrschte  aber  keine  klare  Vorstellung. 
Mit  dem  ausgeprägten  Staatsbegrift'  der  Gegenwart  sind  jene 
Kategorien  unvereinbar,  wenn  sie  auch  heute  noch  nicht  gänzlich 
aus  der  Literatur  verschwunden  sind'). 

Nicht  aber  ist  das  Problem  selbst  damit  aus  der  Welt  ge- 
schafft. Auch  heute  noch  gibt  es  zahlreiche  Gebilde,  welche  mit 
den  herkömmlichen  Typeu  des  Einheitsstaates  nicht  begriffen 
werden  kOnnen.  Ja,  das  Problem  tritt  sogar  schärfer  hervor  als 
früher,  weil  der  w(jhlausgehihlete  Hau  des  moderuen  Staates  die 
Besonderheiten  seiner  (iliidt  r  in  noeli  viel  fafslieherer  Weise  zeigt 
als  der  absolute  und  >t;in(li.>*.lir  Staat  der  letzten  Jahrhunderte. 
Heute  ist  nämlich  die  rechtliche  Einheit  der  einzelnen  Staats- 
demente  in  weit  klarerer  Weise  ausgeprägt  als  früher.  Der 
Begriff  der  Staatsaugehörigkeit  hat  erst  mit  dem  Falle  der 
stUndisch-feudalen  Staatsordnung  seine  volle  Durchbildung  er- 

So  versucht  neuerdintrs  den  Begriff  der  un\<>llk<»Mimen<'n  In- 
korpoiation  wiederzubeleben  Born  hak,  Kin^L•itige  Abliiingigkeits- 
verhältnissf  unter  <len  moderoeu  Stauten,  IbUti  (in  J  eilinek-Mey er, 
Abhaudluiigen),  S.  62  ff. 
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faliren  :  die  Einheit  des  »Staatsg^ebietes,  die  Zentralisation  der  Ver- 
waltung und  Justiz  in  oberster  Instanz  ist  mit  voller  Konsequenz 
erst  seit  der  fransOsischeu  Kevolution  darchgefUhrt  worden.  Heute 
erscheint  der  Staat  grundstttzlich  ausgerttstet  mit  einem  einheit- 
liehen Gebiete y  einem  einheitliehen  Volke,  einer  einheitUehen 
Staatsgewalt.  Welche  Gebietskörperschaften  immer  in  ihm 
existieren  mögen,  ihr  Gebiet  ist  stets  sogleich  Staatsgebiet.  Die 
Mitglieder  der  in  ihm  begriffenen  Verbinde  sind  sogleich  Staats- 
angehöri^je,  alle  Verbandsj^walt  ist  seiner  Gewalt  Untertan,  &o 
dafs  Verliandsor^an»'  niemals  vennJige  ihrer  Zugehörigkeit  zu 
einem  nichtstaatlitiien  Verbände,  sondern  immer  nur  kraft  staat- 
licben  Willens  den  Charakter  als  Staatsorj^ane  erlangen  können. 

Nun  gibt  es  aber  Staaten,  in  denen  die  gesamte  Einhtit 
aller  Staatselemente  zweifellos  nicht  vorhanden  ist.  Dadurch 
entsteht  eine  Form  der  Dezentralisation,  die  den  bisher  erörterten 
Typen  nicht  nntetstellt  werden  kann.  Für  sie  mxSa  daher  eine 
neue  anf  Gmnd  des'  empirischen  Materials  gebildet  werden.  Wer 
irgendwie  mit  einem  derartigen  Gebilde  sich  nlher  beschäftigt, 
gerät  in  die  gröbsten  Widersprüche,  wenn  er  es  mit  den  vor- 
handenen staatsrechtlichen  Schulbegriffen  erfassen  will.  Im  fol- 
genden soll  zunächst  ein  Überblick  Uber  die  wichtigsten  hierher- 
gehörigen Fülle  ge^'^eben  werden. 

1.  Es  fribt  Staaten,  deren  Gebiet  und  Volk  staatsrechtlich 
keine  Einheit  bilden.  Das  ist  der  Fall  einmal  während  des 
Schwebezustandes,  der  nach  der  Abtretung  eines  Gebietes  oder 
der  Eroberung  eines  Staates  bis  zur  Einverleibung  in  das  Gebiet 
des  Eroberers  eintritt.  Solche  Gebiete  gehören  nicht  mehr  dem 
früheren  Staate  oder  haben  ihren  staatlichen  Charakter  verloren, 
sind  aber  staatsrechtlich  noch  nicht  Teile  des  sie  erwerbenden 
Staates.  Vielmehr  ist  dieser  durch  den  völkerrechtlichen  Akt  der 
Erwerbung  nunmehr  befugt,  jene  Gebiete  sich  einsuverleiben ; 
es  bedarf  jedoch  stets  eines  besonderen  staatsrechtlichen  Aktes, 
um  die  Einverleibung  durchzuführen,  die  also  niemals  ipso  iure 
statttiudet.  l^eiile  Akte:  Clebietserwerb  und  Einverleibung,  können 
zeitlich  walirnehnibar  auseinamlerfallen.  So  wurden  Schleswig- 
Holstein  im  Wiener  Frieden  vom  130.  Oktober  186-i  von  Däne- 
mark an  Preufsen  und  Österreich  abgetreten,  ihre  Einverleibung 
in  die  preufsische  Monarchie  wurde  aber  erst  auf  Grund  des 
preußischen  Gesetses  vom  24.  Dezember  1866  durch  königliches 
Patent  vom  12.  Januar  1867  vollsogen.   Elsafs- Lothringen  war 
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mit  dem  Tage  der  Ratifikation  des  Venailler  Prftüminarfiriedens 
(2.  Män  1871)  Ton  Frankreich  dem  Deutlichen  Reiche  sediert, 
allein  erst  dnrch  das  Reichsgesets  vom  9.  Jnni  1871  wurden 
Elsafs-Lothringen  für  einen  Bestandteil  des  Deutschen  Reiches 

und  die  Einwohner  von  Elsafs-Lothrinfjon  ftlr  Angehörige  des 
DfHitsehen  Keiches  erklärt.  In  der  Zwischenzeit  waren  hier 
Schwebezustiinde  vorlianden,  in  denen  dies«»  Gebiete,  trotzdem 
sie  nicht  Staaten  waren,  dennoch  keinem  anderen  Staate  ein- 
verleibt waren.  Solche  Schwebezustände  können  aber  auch  von 
längerer  Dauer  sein.  Dies  beweist  die  heutige  Stellung  BoRnien» 
und  der  Herzegowina.  Beide  unter  österreichisch«  ungarischer 
Verwaltung  stehenden  türkischen  Provinzen  sind  weder  öster* 
reichisches  noch  ungarisches  Staatsgebiet;  ihre  Angehörigen  hahen 
weder  die  österreichische  noch  die  ungarische  Staatsangehörigkeit 
Anderseits  hat  aber  trotz  des  Vorbehaltes  der  Souverinetät  die 
Herrschaft  der  Türkei  über  beide  Provinzen  kraft  der  Über- 
tragung der  ganzen  Kegierungs«re\vnlt  an  Ö.sterreicli-Unfrarn  keinen 
wie  imnuT  ^^carteten  staatsrochlliclioii  luhalt,  so  dafs  auch  dem 
tUrkischi'u  liciclie  «^e'jeniiber  diese  Proviuzeu  als  staatsrcrlitlich 
selbstilndij^e  Territorien  mit  eigenen  Angehörigen  erscheinen, 
zumal  Osterreich- Ungarn  sie  auch  nach  aufseu  hin  vertritt.  Ihre 
Verbindung  mit  dem  türkischen  Reiche  hat  wesentlich  nur  die 
▼ölker rechtliche  Bedeutung,  dafs  Österreich* Ungarn  gehindert  ist, 
sie  ohne  Zustimmung  der  Pforte  und  der  übrigen  Signatarmächte 
der  Berliner  Kongreisakte  einem  seiner  beiden  Staat^biete  zu 
inkorporieren. 

Völkerrechtlicher  Erwerb  kann  auch  grundsätzlich  von  dem 
Staatsgebiet  des  Erwerbers  getrennt  bleiben.   Ein  hervorragendes 

Beispiel  hierfür  sind  die  deutschen  Schutzgebiete.  Diese  sind  der 
Herrschaft  des  Deutschen  Kelches  unterworfen,  allein  sie  bilden 
keinen  liestandteil  des  verfassungsmilfsig  umscluiebencn  Reichs- 
gebietes. Sie  gehören  dem  Keiche,  aber  nicht  zum  Keiche.  Sie 
sind  daher  grundsUtzlich  fllr  das  Kcich  Ausland  im  staatsrecht- 
lichen Sinne').   Ferner  sind  die  Angehörigen  der  Schutzgebiete 

')  So  die  herrschende  Ansicht,  der  jetzt  Kühner,  Deutsches 
Kolonialrecht,  in  Kohlers  Knzykl.,  II,  S.  lÜiK),  mit  der  Behauptung 
entgegentritt,  dafs  die  Schutzgebiete  nicht  Ausland,  sondern  Neben- 
länder seien.  Allein  Ausland  im  stuatsreciitlichen  Sinne  ist  alles,  was 
nicht  gesetzlich  zum  Reichsgebiet  gehört,  wie  Luband,  II,  S.  27Ö, 
treffend  ausführt. 
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nicht  deutsche  ReichsangehOrige.  Es  kann  solchen  Angehörigen 
zwar  die  lieichsangehörigkeit  verliehen  werden,  dazu  ist  aber  stets 
ein  streng  individnalisierter  Verwaltungsakt  notwendig.  Der  nicht 
naturalisierte  Eingeborene  oder  sonstige  Angehörige  eines  Schnts- 
gebietes  ist  nnd  bleibt  Beichsansländer. 

Die  Schutzgebiete  weisen  demnach  zwei  der  weeenUichen 
Staatselemente  auf:  eigenes  Gebiet  und  eigene  Angehörige. 
Nichtsdestoweniger  sind  sie  weit  davon  entfernt,  Staaten  zu  seinM. 
Sie  haben  nicht  die  «jcringsten  Elemente  einer  staatliclien  IVrscin- 
lichkeit  aufzuweisen       Sie  sind  nicht  Subjekte  staatlicher  Tätig> 

>)  Rehm,  Staatslehre,  S.  264,  will  die  Schutzgebiete  für  uicbt- 
sonverine  Staaten  erUftren,  nnd  swar  für  solche,  die  auf  dem  Ckhiete 
der  Objektstheorie  (vgl.  oben  8.  159»  Note  1)  aufgebaut  sind.  Diese 
Ansicht  ist  aber  auch,  abgesehen  von  den  Widersprochen,  die  in  dem 
Uangel  eines  einheitlichen  Staatsbegriffes  für  eine  bestimmte  Knltor- 
epochc  liegen,  unhaltbar.  Vor  allem  fehlt  die  nelbstllndige  Staatsgewalt 
f&r  die  Schutzgebiete  sowohl  objektiv  als  subjektiv.  Denn  die  Herr- 
schaft Ober  die  Sohutzg«>biote  beruht  nur  auf  einer  Kompetenzerweite- 
ning  der  Reil  lisrjt  walt,  zu  dor  in  dt  r  Reichsverfa-ssung  felbi^t  (Art.  II) 
die  nll^oMueiiien  Vollinachtcn  rnthulteii  waren.  Es  ist  also  niclit  eine 
von  der  Reiehsgewalt  geschiedene,  soudern  die  einheitliche  Keichs- 
gewalt  selbst,  die  in  den  Schutzgebieten  herrscht.  Nimmt  man  aber 
mit  Behm  eine  selbständige  Schutzgebietsgewalt  an,  so  kommt  man 
zu  unlösbaren  Widersprochen.  Völkerrechtliche  Penönlichkeit  hat  dss 
Schutsgebiet  nicht,  weil  es  Oberhaupt  nicht  staatliche  Persönlichkeit 
hat;  damit  mangelt  ihm  gerade  das  für  Rehm  ausschlaggebende  Meik> 
mal  des  Staates.  Zwischen  Staaten  ferner,  auch  zwischen  einem  sonve- 
rinen  und  dem  ihm  unterfreordneten  nit  htsouveränen  ,  kann  es,  soweit 
ihr  staatlicher  Charakter  reicht,  nur  völkerrechtliche  ]Jezi«'liun;_'eu  geben; 
für  solche  ist  aber  zwisdu  n  lieieh  und  Sehutzgrbiet  nicht  der  geringste 
Riiuin  \orhnndcn.  Kbenso  mfifste  sich  die  völkerrechtliche  Art  des 
Schutzgebietes  irgeudwic  nach  aufsen  bemerkbar  machen,  das  Reich  z.B. 
mOfste  ausschliefsHeh  in  seiner  Kigenschaft  ab  Herrseher  des  Sehuts- 
gebietes  Krieg  erklären  können,  da  nirgends  das  Kriegsreeht  der  Schuts- 
gebiete als  identisch  mit  dem  des  Beiches  erklärt  ist,  usw.  O^en  die 
Lehre  Kehms  spricht  aber,  von  allem  anderen  abgesehen,  das  wichtige 
methodologische  Grundprinzip:  ]iraeter  necessitatem  principia  non  sunt 
multipücanda.  Um  meiner  Hypothese  von  den  Staatsfragmenten  zu 
entf^ehcM,  innfr!  ov  seine  drei  Gattiintren  von  Staaten  annehmen  und 
aufserdem  nocii  «'iiu-n  vierten  Mi.si  litypus  (S.  171),  in  dem  sich  anätalt* 
liehe  und  korporative  Elemente  miteinander  verbinden. 

-)  Sie  haben  durch  das  Reiclisgesetz  vom  SO.  März  1892  vermögens- 
rechtliche Persönlichkeit  erhalten  und  damit  öffentliche  Rechts- 
subjektivität.  Diese  beschränkte  Rechtsfähigkeit  ruht  auf  anstaltlichem, 
nicht  auf  korporativem  Typus  (vgl.  Staatsfragmente,  S.  19),  erhebt  die 
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keit.  Die  Staatsgewalt  Uber  die  Schutzgebiete  ruht  auBschliefslich 
beim  Reiche 

2.  Es  gibt  Staataglieder,  die  Organe  besitzen,  deren  Wesen 
und  Funktionell  denen  eines  Staatsorganes  ytfUig  gleichartig  sind, 
die  aber  trotzdem  niobt  Organe  des  Staates  selbst,  sondern  der 
betreffenden,  dem  Staate  eingeordneten  Gebietskörperschaft  sind. 
Diese  Organe  sind  Bndimente  einer  selbständigen  Staatsgewalt. 
Diese  Rudimente  können  so  bedentend  sein,  dafs  es  zweifelhaft 
wird,  ob  die  betreffende  Gebietskörperschaft  Staatscharakter  besitzt 
oder  nicht.  Der  politi^rlien  lieurteilung  erscheinen  Staaten,  die 
derartige  Gebilde  in  sich  hegen,  in  der  Ro<:<'I  nicht  mehr  als 
Einheitsstaaten,  sondern  als  Bundesstaaten,  Kealunionen,  Staaten- 
bunde.  Um  so  wichtiger  ist  es,  ihr  rechtliches  Wesen  zu  fixieren. 

Der  bedeutsamste  Fall  ist  der,  wo  Länder  besondere  Gesetz- 
gebungsorgane haben.  So  ist  ein  Teil  der  britischen  Kolonien, 
namentlich  Kanada,  Kapland  und  die  australischen  Kolonien,  vom 
britischen  Parlamente  mit  eigenen  Verfassungen  Terseben  worden 
Sie  haben  ihre  eigenen  Parlamente,  die  nicht  Organe  des  britischen 
Reiches,  sondern  der  betreffenden  korporativen  Charakter  be- 
sitzenden Kolonie  sind.  Ferner  haben  die  österreichischen  König- 
reich»' und  Länder  durch  die  Verfassung  vom  26.  Februar  18t>l 
Landesordnungen  erhalten,  die  den  Charakter  von  Staatsgrund- 
gesetzen für  das  betretlende  Land  haben.  Ihnen  geniUfs  nehmen 
die  Landtage  au  der  Landesgesetzgebuug  teil.  In  Österreich  gibt 
es  nämlich  zwei  Gattungen  von  Gesetzen :  Landes-  und  Keichs- 
gesetae,  die  nicht  nach  Art  der  deutschen  Gesetze  zueinander  in 


Schutzgebiete  aber  keineswegs  zu  Staaten.  Ähnlich  ist  es  mit  dem 
elsafs-lothringischen  Landesfiskua  bestellt  (Staatsfragmentc,  S.  32). 

>)  So  die  herrschende  Lehre.  Vgl.  G.  Meyer,  Die  staatsrecht- 
liche Stellung  der  deutschen  Schutzgebiete,  1888,  S.  87;  derselbe, 
Staatsrecht,  S.206;  Laband,  II,  S.  277;  Haeuel,  Staator.,  I,  S.  844  ff. 
Über  dieStellongen  der  Kolonialgesellschaften  und  Häuptlin^'o  der  ein- 
geborenen Stämme  vgl.  G.  Meyer.  Stiiatsr. .  S.  487  ff.  Man  kann  die 
Schutzgebiete  als  Objekte  der  Kcichshcrrschaft  bezeichnen,  sofern  damit 
das  Ft'blen  einer  sflb.ständi'irii  ritVentlichcii  (^fwalt  «b'r  Schutzfrcbicte 
au.«L'«'<lnn  kt  w  cnicn  soll  Die  Einwolnu'r  der  Sclnitzgel)icte  nher  sind 
keinegwt  lilofs  Ilcn ~chiifts(ilt)okt(\  <ia  ihre  iN  r-iinlichkcit  an<'rkannt 
und  geschützt  .ist.  Die  btaaf-rcclitliche  Objektstheorie  läfst  sich  auch 
bei  derartigen  Gebilden  nicht  durchlühren. 

*)  Vgl.  namentlich  Todd,  Parliamentary  Government  in  the  British 
ColonieSy  2.  ed.,  London  1894;  ferner  Dicey,  Introductiou,  p.  98  ff. 
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dem  VerhMltnia  stehen»  dafa  die  Beichsgesetse  den  Landeagesetsen 

vorgehen,  sondern  die  völlig  gleichartig  einander  nebengeordnet 
nind.  In  EIsafs-L<)tliiiii;;('ii  wirkt  der  aus  Wahlen  reichsIUndischer 
KominunalvcrbUndc  lu-rvor^adieude  Laudesausschuss  an  der  I^ndes- 
gehelz^ebun^  nacli  Art  und  \Vei>e  einer  Vulksvertretun;^-  mit.  da 
die  Landesgesetze  vom  Kaiser  mit  Zustimmung  des  Buudearatea 
und  dos  riandesausschusses  erlassen  werden^). 

In  all  diesen  Fällen  kann  man  die  angeführten  Gresetx- 
gebnngsorgane  weder  als  Organe  von  Kommnnalverbänden  noch 
ab  Organe  des  Übergeordneten  Staates  auffassen.  Der  Gesets- 
gebnngsprosefs  ist  ein  staatlicher  Prozefs;  alle  daran  mitwirkenden 
Organe  sind  Staatsorgaue  Landesgesetze  sind  nicht  etwa  mit 
den  Ortsstatuten  einer  Gemeinde  m  vergleichen,  da  sie  von  der 
Staatsgewalt  erlassen  werden.  Die  erwähnten  Landesparlanienle 
nehmen  als  «Staatsorgane  an  dem  Prozefs  der  Landesgesetzgebung 
teiP).  Allein  sie  sind  nicht  direkt  Organe  des  Staates  selbst, 
sondern  gehören  dem  Laude  zu.  Der  böhmische  Landtag  ist 
nicht  Organ  des  österreichischen  Staates ,  sondern  Böhmens. 
Landesparlamente  sind  daher  Staatsorganen  gleichwertige  Organe, 
die  aber  nicht  dem  Staate,  sondern  dem  Lande  eignen«  Sie  sind 
Glieder  einer  rudimentären  staatlichen  Organisation^)  des  be- 
treffenden Landes. 

')  Uber  den  Charakti-r  von  Elsafs-Lotlirini^en  als  eines  Landes 
vgl.  die  nsilurrn  Austülnuiii^en  Staatsfragniente,  S.  31  ff.  überein- 
stimmend G.  Meyer,  .Staatsrecht,  S.  204,  N.  7.  Labaud,  II,  S.  203, 
will  die  Auffassung  Elsafs-Lothringens  als  Staatsliagment  als  historisch- 
politischen  Begriff  gelten  lassen,  der  sieh  für  die  staatsrechtliche 
Oogmatik  nicht  eigne.  Und  doch  ist  er  allein  imstande,  die  Ein- 
swängung  der  Yerfossung  des  Beichslandes  unter  Begriffe  au  yerhfitea, 
die  seine  rechtliche  Eigenart  ohne  Gewaltsamkeit  nicht  zu  erklären 
Termögcn.  Mit  mir  grundsätzlich  übereinstimmend  Kosen  borg,  Hirths 
Annalen,  8.  494  ff. 

Dieser  Satz  ist  heute  communis  opinio.  Der  Charakter  von 
i^artikularparlamcnten  ist  bisher  gründlicher  Untersuchung  uirgeudä 
unterzogen  worden. 

■)  Negiert  man  das,  so  kann  man  konsequent  nur  zu  der  Anschauung 
yon  Misch  1er,  österreichisches  StaatswOrterbuch,  II,  8.582,  gelangen, 
dais  die  österreichischen  Landtage  „Selbstgesetzgebung"  fiben,  wihieod 
sie  doch  in  Wahrheit  an  der  Staatsgesetzgebnng  teiUiebmeD.  Daran, 
dafii  die  österreichischen  Landezgesetze  Staatsgesetze  smd,  zweifelt 
niemand.  Vgl.  die  nftheren  Ansföhrungen  Staatsfragmente,  S.  28  f. 

*)  Daher  ist  die  Anwendung  des  Begriffes  von  Staatsorganen  auf 
derartige  Landesotgane  völlig  berechtigt  und  der  Einwand  Rosen- 
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Zu  diesen  ( ies('tz;^('l>iingsoigaueii  köuiien  iiotli  andere  hinzu- 
gefügt  werden.  Es  kann  eiue  besondere  Regierung,  ein  besonderer 
Behördenorganismus  sowie  eine  besondere  Geriehtsverfassun^f  hin- 
sutreten.  Dafs  solche  Organe  Staatsorgane,  nicht  etwa  Organe 
eines  KommnnalTerbandes  sind,  ergibt  sich  daraus,  dafs  sie  un- 
mittelbar  staatliche  Geschäfte  besorgen.  Sie  sind  aber  nicht 
Organe  des  Gesamtstaates,  da  ihre  Funktionen  auf  Grund  der 
veriassungsmäfsigen  Lage  der  Dinge  gar  nicht  in  dessen  Eompetens 
fallen.  Das  Charakteristische  dieser  Landesorgane  liegt  darin, 
dafs  alles  im  Lande  als  solchem  geübte  Imperium  die  gemeinsame 
Tätigkeit  von  Landesorganen  und  herrschender  Staats;;('\\ alt  vor- 
aussetzt. Die  Landesgesetze  werden  von  der  Staatsgewalt 
sanktioniert,  die  Landesbehorden  von  ihr  oder  in  ihrem  Auftrag 
bestellt.  Das  Eigentümliche  der  mit  eigenen  Organen  aus- 
gestatteten Länder  liegt  demnach  darin,  dals  in  ihnen  zwei 
Gattungen  öffentlicher  Organe  zur  Versehung  der  staatlichen 
Funktionen  nötig  sind,  während  die  Funktionen  der  Gemeinden 
ausschlieCslich  durch  Gemeindeorgane  besorgt  werden  können,  die 
des  Staates  ausschlifCBÜch  durch  Staatsorgane  besorgt  werden. 
Im  Lande  können  jedoch  die  Landesorgane  niemals  ohne  Staats- 
organe, die  Staatsorgane  mindestens  nicht  in  bestimmten  Füllen 
ohne  Mitwirkung  von  Landesorganen  tätig  werden  So  haben 
die   britischen  Kolonien  ihre  nur  den  Koloniailegislatureu  Ver- 


bergs in  Hirths  Annalen,  b.  492,  Staatsorgane  könne  nur  ein 

Staat  haben,  erledigt 

')  Rehm,  S.  170,  findet  in  den  hritischen  Kolonien  trotz  aller 
selbständigen  Urgauiöation ,  die  sie  besitzen,  keine  Abweichung  vom 
Typus  der  Provinz.  Nun  steht  aber  die  britische  Staatsgewalt  zu 
der  kolonialen  genau  in  demselben  Verhältnis  wie  die  fieichsgewalt 
zur  Schntzgewalt,  nur  mit  dem  Unterschied,  daüs  die  Rechte  der 
britischen  Zentralgewalt  gegenfiber  den  Kolonien  yiel  eingeschränkter 
sind  als  die  entsprechenden  des  Reiches.  Warum  daher  in  dem  einen 
Fall  Staaten  annehmen,  in  dem  anderen  nicht?  Wenn  Kamerun  ein 
Staat  ist,  dann  sollte  es  doch  Kanada  sicherlich  auch  sein!  Und 
umgekehrt,  wenn  man  Kanada  und  das  sich  jetzt  zu  einem  Bundes- 
land zusaninienschliefsende  Australien  für  «'iiifache  Provinzen  hidt,  so 
f«ind  die  abiiängigen  deutschen  Scluit/jirebietc  gewifs  nicht  mehr, 
btatuiert  mau  aber  in  solchen  Faillen  der  politischen  Wirklichkeit 
diametral  entgegenlaufende  Unterschiede,  so  taucht  wieder  einmal  die 
Frage  auf,  woin  derartige  Jurisprudenz  gut  ist,  ob  sie  irgend- 
welchen praktischen  Wert  hat  oder  nur  ein  Spielen  mit  Begriffen  be- 
deutet 
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antwortlichen  Kabinette,  ihre  eigenen  Oerielitslitffe,  ihre  eigenen 
Truppen  und  ihre  eigeueu  Kriegsflotten*). 

SoIcIk'  Lander  haben  stets  benondere  Verfassungen,  die  ilmen 
von  den  über  sie  lierrschondcn  Staaten  vorliehen  sind.  In  mnnclieu 
Fällen  ist  sopar  jede  AbUndcnin^  der  Landesverfassung  aar  mit 
Zaetimniung  der  legislatorischen  Landesorgane  möglich. 

3.  Die  Desorganisation  eines  Staates  kann  aber  so  weit  gehen, 
dah  aach  rechtlich  der  nichtstaatliche  Charakter  Betner  Glieder 
sweifelhaft  wird*  Da»  ist  hente  der  Fall  mit  der  Stellnng 
Kroatien  -  Slawoniens  im  ungarischen  und  der  Finnlands  im 
nullischen  Staate Kroatien  hat  nicht  nur  einen  eigenen  Land- 
tag, der  an  der  Landesgesetzgebung  mitwirkt^  sondern  auch  eine 
eipene  Landesregierung,  an  deren  Spitze  der  dem  Landtage  ver- 
antwortliche lianus  steht;  es  hat  seine  eigenen,  von  den  ungarischen 
^'anz  nnaliliiinj^i^MMi  (M-richte,  die  nur  nach  kroatischen  Gesetzen 
urtfilrii.  Die  Hegelnn^^r  seiner  Bezieliungen  /.u  Ungarn,  die 
Ordnung  der  gemeinsameu  Angelegenheiten  aller  Länder  der 
Stephanskrone  sind  durch  nngarische  und  kroatische,  inhaltlich 
ttbereinstimmende  Doppelgesetze  erfolgt,  jede  Änderung  in  den 
staatsrechtlichen  Beziehungen  Kroatiens  au  Ungarn  ohne  ans- 
drttckliche  Zustimmung  des  kroatischen  Landtags  ausgeschlossen. 
Das  Grofsfürstentum  Finnland,  im  Frieden  von  Flredrikshamn  vom 
17.  Septemher  1809  von  Schweden  an  Rufsland  abgetreten,  hat 
durch  freie  Entschliefsung  des  Kaisers  Alexander  I.  trotz  seiner 
Einverlei  hu  n;j:  in  das  russische  Reich  die  weite>t^^ehende  8elh- 
stftndi^rkeit  crlialten.  Die  alte,  aus  der  Zeit,  da  es  einen  inte- 
grierenden Bestandteil  des  schwedischen  Staates  bildete,  her- 
rührende Verfassung  dieses  Landes  wurde  bestätigt  und  vom 
Kaiser  zu  sein^  bisherigen  Titeln  der  eines  GrofsfUrstcn  von 
Finnland  angenommen.  Auf  Grund  seiner  Verfassung  hat  Finnland 
ein  eigenes  Territorium,  eigene  Angehörige,  die  nicht  zugleich 


')  l'lx^r  die  »'i^'entiimliche  kanatlit^clio  Provinzialor^'-ani^ation  vgl. 
Munro.  The  Cou.stitution  of  Canada,  ISbU,  ch.  IV-  X.  Uber  die  neue 
australische   Verfasäuug  namentlich  das  angef&hrte  Werk  von 

W.  H.  Moore.  Auf  sie  hat  die  amerikanische  Konstitution  erheblichen 
Einflufs  genommen.  Literarisch  haben  das  Werk  von  Br^ce  fiber 
Amerika  und  das  von  der  deutschen  Wissenschaft  be««nilufste,  oben 
S.  64  Note  zitierte  Buch  von  Burgess  auf  sie  eingewirkt;  vgU  Moore, 
p.  64,  05. 

*)  Näheres  über  Kroatien  und  Finnland  s.  Staatsfragmente,  S.  35  ff. 
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roasische  Staatsangebörige  sind ;  die  ganze  Verwaltiing  ist  Finnland 
eigentamlicb,  mit  Ansoabme  der  aoflwMrtigen  Angelegenheiten  nnd 
der  militftrischen  Kommandosachen,  die  ihm  mit  Rufsland  gomein- 
satn  sind.  Krontit'ii  und  Finnland,  so  nalie  ihre  iiilduu^  an  die 
von  Staaten  grenzt,  sind  trotzdem  keine  Staaten,  weil  ihre  liöc  hsten 
Oriranc,  die  Monarchen,  mit  denen  der  Uber  sit-  lierrschenden 
Staaten  identisch  sind.  Ihre  Verfassungen  sind  aber  Bestandteile 
der  Gesamtverfassung  des  Staates,  dem  sie  angelifiren,  und  damit 
recHtlicb,  wie  jede  Verfassung,  gegen  wUlkttrlicbe  Änderung  ge* 
schiltst.  Erfolgt  eine  solche  dennoch,  so  ist  sie  stets  als  Ver« 
fassnngsbrach  sn  werten'). 

4.  Für  alle  diese  Bildungen  ist  der  Name  des  Landes  der 
passende,  um  so  mehr,  als  er  bftufig  in  der  offiziellen  Sprache  der 
betreffenden  Staaten  fllr  sie  verwendet  wird.  Man  wird  als  Land 
(Staatsfragmeut)  zusammenfassend  definieren  können  Bestandteile 
eines  Staates,  die  diesem  gegenüber  eines  oder  mehrere  der  uot- 

')  In  der  weitsdiichtigen  internationalen  Literatur,  die  aus  Anlafs 
der  Vergewaltigung  Finnlands  durch  Bufaland  entstanden  ist,  sind 
meine  AusAhrongen  Gegenstand  eingehender  Erörterungen  und  Augriffe 
geworden,  so  z.  B.  von  Delpech,  La  question  finlandaise,  Revue 
g^n^rale  de  droit  international  public,  1899,  p.  564  ff.;  Despagnet,  La 
«juestion  finlandaise,  Paris  1901,  p.  HÖH*.;  Miclioud  et  Lapradelle. 
La  question  tinhmdaise,  Paris  r.»01,  p.  l'A  tV. ;  G  e  t  z  ((jt  neralstaatsanwalt 
von  Norwegen),  Das  staatsrechtliche  Verhältnis  zwischen  Finnland  uud 
liufslaud,  liMX»,  S.  '6ö  ff.  Das  ausgesprochene  politische  Ziel  dieser 
Schriften,  wie  anderer  (vgl.  auch  die  von  mir,  Staatsfragnente,  S.  43  f., 
sitierte  Literatur)  ist  es,  das  Recht  Finnlands  gegen  Rufsland  auf  seinen 
staatlichen  Charakter  au  grfinden.  Keine  von  ihnen  beantwortet  aber 
die  naheliegende  Frage,  welcher  Rechtssats  dem  Kaiser  von  Rufsland 
verbietet,  den  von  ihm  rechtlich  getrennt  zu  denkenden  Grofsfüraten 
von  Finnland ,  dem  er  doch  natürlich  nicht  den  Krieg  erklären  kann, 
dureli  andere  Zwangsmittel  sich  zu  unterwerfen,  wenn  es  die  Interessen 
des  musischen  Keiclies  nach  dein  Outdnnken  seines  S<>ll)>therrschers 
erheischen  sollten.  Ist  Finnland  ein  Staat,  dann  ist  .s  zwar  petxen 
verfassungswidrige  Uaiullun^eu  des  tinnländisclu-n  Monarchen  rechtlich 
sichergestellt,  keineswegs  aber  gegen  Angriffe  KulslanUs,  das  gemäfs 
dem  weiten  Spielraum,  den  das  Ydlkerrecht  der  Politilc  läfst,  unter 
Umständen  selbst  die  Existens  eines  mit  ihm  dauernd  verbflndeten 
Staates  au  Temichten  befugt  ist.  Nur  nach  der  von  mir  vertretenen 
AnfiGusung  ist  solches  Vorgehen  als  Verfassungsbruch  von  seiten  Rufs- 
lands  zu  bezeichnen.  Das  sei  ausdrücklich  betont,  weil  man  sich  zu 
meinem  Leidwesen  in  offiziellen  russischen  Kreisen  auf  meine  Ansichten 
SU  berntf  ii  pt^errte,  um  die  verfassungswidrige  Unterdrückung  Finnlands 

2U  reehtfcrtigeii. 

JelÜDok,  Dm  liecht  iiea  mutioriien  ätaat«)^.    I.  2.  Aufl.  41 
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wendigen  selbständigen  Staatselemente  (Gebiet,  Volk,  Staats- 
organe) besitsen,  und  sich  dadurch  vom  blufsen  Staatsteile  oder 
Staatsgliede  (Kommanalverband)  unterscheiden,  anderseits  aber 
einer  selbständigen,  nur  anf  ihrem  eigenen  Willen  rnhenden  Staats- 
gewalt entbehren.  Nach  ihrer  rechtlichen  und  politischen  Be- 
deutung fttr  den  Uber  sie  herrschenden  Staat  sind  xwei  Hanpt- 
formen  des  lindes  zu  nnterscheiden. 

Die  erste  Fonu  ist  du-  des  Nebenlandes,  welches  eine 
gi'M.nderte  jinliti^^ch«'  Kxistt'nz  dadurch  besitzt,  dafs  es  an  dem 
Lebeu  des  hei  rM-ln  udt  n  Staates  keinen  Ant<Ml  zu  nehmen  vermag:. 
Das  ist  der  Fall  mit  allen  Schutzgebieten  und  Kolonien,  deuea 
keine  Teilnahme  an  der  parlamentarischen  Vertretung  des 
Gesamtstaates  ein<rerüumt  ist,  deren  Verwaltung  weitgehende 
Sonderang  von  der  Staatsverwaltting  zeigt,  so  daCs  sie  nicht  als 
integrierende  Bestandteile,  sondern  als  blofse  Adnexe  des  Staates 
erscheinen,  daher  auch,  ohne  sein  inneres  Leben  zu  bertthren, 
von  ihm  wieder  gän£lich  losgelöst  werden  ktfnnen. 

Die  andere  Form  ist  die  des  Landes  als  integrierenden 
8 1  a  a  t  s  g  I  i  e  d e  8.  Hier  ist  das  Land  in  gröfserem  oder  geringerem 
Umfange  dem  .Staate  eingeordn«'t ,  bildet  in  Hcziclmnjj:  auf  die 
ausschli'fslich  dem  Staate  voibchalteuen  Anirelc^ieulifiteii  eine 
Provinz,  deren  Anteil  an  dem  Leben  des  Staates  entsprechend 
bemessen  ist.  Das  Land  in  dieser  Form  kann  aber  auch  die 
Grundlage  des  ganzen  Staatswesens  sein,  indem  der  Staat  selbst 
aas  Ländern  zusammengesetzt  ist  So  besteht  Kanada  ans 
Provinzen,  wie  sie  offiziell  genannt  werden,  die  ihre  eigenen  Ver> 
fassangen  erhielten,  denen  gemäfs  jede  ein  Provinzialparlament 
besitzt  and  an  der  Spitze  der  Verwaltung  ein  vom  General- 
gouvemeur  Kanadas  ernannter  Lieutenant-Govemor  mit  einem 
von  ihm  ernannten,  der  Provinziallegislatur  verantwortlichen 
Kabinett  steht.  Sie  verhalten  sii  h  /.u  Kanada  in  derselben  Weise 
wie  dieses  zu  ( irr>fsbrit.uniien ;  es  sind  Länder  zweiter  Ordnung. 
Kanada  ist  durch  die  Art  seiner  Entstehung,  seiner  <  htranisation 
und  Dezent ralisatiou  einem  Huudesstaate  ähnlich  geworden.  Es  ist 
ein  Bundesland,  ein  aus  der  Föderation  von  Ländern  entstandenes 
Gesamtland,  ein  Land,  das  wiederum  aus  Ländern  besteht.  Noch 
eigenartiger  ist  diese  bandesstaatsähnliche  Organisation  durch- 
geführt in  dem  „Commonwealth  of  Anstralia" ,  wo  die  Bandes- 
glieder  sogar  den  Namen  „State"  führen^). 

>)  Trefi'cnd  hebt  Moore,  p.  6ö  ä'.,  hervor,  dafs  die  Ausdrücke 
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Die  Grundlage  der  staatliehea  Organisation  aber  bietet  das 
Land  in  Österreich  dar,  das  in  der  offisiellen  Sprache  sich  als 
Linderstaaty  als  den  Staat  der  im  Beichsrate  vertretenen  König- 
reiche und  liXader  beaeichnet.  Österreich  ist  ans  dem  durch 
die  Person  des  Monarchen  vermittelten  Bnnd  seiner  Territorien 
hervorgewachseu.  Durch  die  Verwaltungsicfonn  M.iria  Theresia-s 
wurden  die  bis  daliiu  im  Ki'clitssiune  s('lb>tiiü(ligeu  ober.sten  (le- 
wjilteu  der  deutschen  und  böhmischen  Krbländer  miteinander  zur 
Einheit  verbunden,  und  diese  Territorien  blieben  nunmehr  nur 
als  LUnder  Übrig.  Dieser  Charakter  ist  ihnen  aber  auch  in  allen 
Wandlungen  des  tfsterreichischen  Verfassungslebens  seit  1860  ge- 
wahrt geblieben»  so  dals  Österreich  auf  Grund  seiner  staatsrecht- 
lichen ESntwicklnng  als  Länderstaat  erscheint,  eine  Art  des 
Föderalismus,  die  staatsrechtlich  nur  verständlich  wird,  wenn 
man  die  bisher  unbekannte  Form  des  Landes  erforscht  hat. 

5.  Mit  Rlleksieht  auf  das  Dasein  oder  Fehlen  besonderer 
Landesorgane  zerfallen  die  Länder  in  u  n  o  rg  a  n  i  s  i  e  r  t  e  und 
organisierte.  Die  organisierten  LJinder  weisen  mehrere 
Stuten  auf,  gemäfs  dem  Charakter  ihrer  Verfassung.  Änderungen 
der  Landesverfassung  sind  entweder  jeder  Teilnahme  der  Landes- 
Parlamente  entrilckt,  oder  es  ist  diesen  ein  geringerer  oder 
weiterer  Anteil  an  jenen  zugestandeui  ja  es  kann  sogar  jede  Ver- 
fassungsänderung von  der  Zustimmung  der  parlamentarischen 
Landesvertretung  abhängig  gemacht  sein,  wie  ^in  Kroatien  und 
Finnland.  Länder  ktfnnen  daher  gegen  Eingriffe  der  Gesetagebung 
des  herrschenden  Staates  in  ihre  Kompetenz  "sogar  viel  stärker 
geschlitzt  sein  als  Gliedstaaten  im  Bundesstaate. 

Nach  aufsen  hin  verschwindet  aber  stets  die  Eigenart  der 
Staatselemente  (h's  Landes;  es  vermag  keine  wie  immer  geartete 
völkerrechtliche  P^xistenz  Zugewinnen;  alle  sein«-  Kiemente  gelten 
daher  nach  aufsen  als  dem  Staate  eigentllmlich.  Darin  liegt 
ancb  ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  Land  und  ab- 
hängigem Staate,  dem  beschränkte  völkerrechtliche  Peräönlicbkeit 
ankommen  kann. 

Das  Land  beaeichnet  die  äufserste  Grenze,  bis  zu  welcher 
die  Dezentralisation  eines  Staates  gehen  kann,  ohne  dessen 
Charakter  als  Einheitsstaat  zu  zerstören.    Wenn  diese  Einheit 


^Commonwealth"  und  ^Stat.-"  in  der  australisclien  Verfassung  keines- 
wegs in  einem  klaren  wissenschaftlichen  Siuue  gebraucht  sind. 
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nKmlich  aach  keine  ToUkommene  ist,  so  geht  sie  doch  nie  so  weit, 
nm  den  Charakter  des  einheitlichen  Staates  gttnilich  anfsohebea. 
JnristiBche  Begriffs  sind  scharf,  das  Leben  ist  fliefsend,  die 
Grensen  mtlssen  daher  mitten  durch  die  Übergäuge  gelegen 
werden. 

PrtlitiHcli  bedeutet  in  der  Kegel  das  Land  ein  Element  dtr 
iinvollkonimenen  oder  der  Desorganisation  eines  Staates.  Nebeu- 
lUuder  können  vom  Ilauptlande  getrennt  werden ,  ohne  dessen 
inneres  Leben  irgendwie  zu  berühren.  Aber  auch  der  Staate  der 
Länder  als  integrifrend»'  IW-standteile  besitzt,  ermangelt  der 
politischen  Einheit.  Häufig  findet  in  den  Gliedern  ein  aentrifugales 
Streben  nach  gröberer  Selbstttndigkeit  statt,  das  die  Fortdaner 
dieser  Form  des  Staates  ebenso  prekXr  macht  wie  die  der  meisten 
Staatenyerbindnngen.  Die  Eadstena  von  Lindem  beruht  in  der 
Regel  auf  denselben  Ursachen  wie  die  yieler  Staatenverbindnogen: 
auf  der  Unmöglichkeit,  national,  geschichtlich,  sozial  geschiedene 
Volksmassen  zur  völliiicn  Kinlieit  zu  verschmelzen.  Der  zentri- 
fugalen eiitsprielit  von  seiten  des  Staates  wiiMlerum  liHufig  eine 
zentralisierende  Tendenz,  woraus  dann  innere  Kämpfe  langwieriger 
Art  zu  entstehen  pflegen.  Von  der  Dezentralisation  durch  Selbst« 
Verwaltung  unterscheidet  sich  die  durch  Lander  somit  politisch 
dadurch,  dals  jene  eine  normale,  diese  eine  abnorme  Form  ist, 
die  entweder  au  neuen  Staatenbildungen  oder  su  einer  stirker 
sentralisierten,  die  LHnder  dieses  ihres  Charakters  entkleidenden 
Yerfsssung  des  ganzen  Staates  hinstrebt. 
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I.  Einteilnug  der  Staaisformeu. 

Die  BastimmiiQg  der  StMtoformen,  der  Gattangen  der  Staaten 
gebort  %n  den  Klteaten  Problemen  der  Staatswissenscbaft.  Wabr> 
■ebeinlicb  in  ibren  Anflügen  nocb  weiter  snrttckreicbend,  spielt 
die  Staatsformenlebre  bei  Plate  und  Aristoteles  eine  sebr  berror^ 
ragende  Bolle.  Jenem  sind  die  Staaten  dnreb  Übereinstimmung 
mit  dem  Ideal  oder  dnrch  geringere  und  gröfsero  Abweichung 
von  ihm  ihrer  Natur  nach  geschieilou ,  dieser  si<  lit  in  der  Form 
das  Wesen  der  Dinge  und  sucht  daher  die  fonn^'^cbcndcn  Prin- 
zipien der  Staaten  zu  bestiinnm-n.  Unter  dem  ungclicurcn  Einflufs 
des  Ari8toteh>8  namentlich  hat  die  Folgezeit  bis  zur  Gegenwart 
berab  nach  Einteilungen  der  Staaten  geforscht,  die  von  einem 
bewegenden  Zentrum  aus  der  Staaten  Leben  und  Scbicksale  sollten 
allseitig  uns  versteben  lebren. 

Mit  der  Entfaltung  der  neueren,  auf  breiterem  Boden  als  die 
antike  rnbende  Staatswissenscbaft  mebren  sieb  die  BemUbungen, 
ttber  die  Kategorien  der  aristoteliscben  Staatslebre  mit  ibren  drei 
normalen  Formen  und  deren  Ansscbreitungen  binauszukommen. 
In  der  i'al  i>t  bei  di'r  Fülh»,  von  Hesonderheiten ,  welche  die 
Staaten  der  Betrachtung  darbieten,  Ix'i  der  Manni;;talti<ik('it  der 
Gesichtspunkte,  unter  denen  sie  erblickt  werden  kennen,  auch  eine 
Fülle  von  Einteilungen  möglich.  Schon  die  Eigentümlichkeiten 
des  Gebietes  können  als  Grundlage  zahlreicher  Einteilungen 
dienen,  so  nacb  lüige  an  der  See,  nach  dem  Klima,  der  Boden- 
bescbaffenbeit,  nacb  der  Gr(^fse,  der  Geacblossenbelt  des  Ge- 
bietes usw.  Die  sozialen,  nationalen,  religiösen  Eigentttmlicbkeiten 
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der  BevöIkeniDg  geben  eine  fast  unübersehbare  Zahl  vou  Ein- 
tcilnngsgründen  ab,  nicht  minder  die  vcrHchiedenen  ökonomischen 
Verhältnisse,  welche  dem  Aufbau  der  Gesellschaft  zngiunde  li^pen, 
ebenso  wie  die  wechselnden  Erscheinungen  der  Staaten  in  ihrer 
geschichtlichen  Aufeinanderfolge 

Alle  Einteilungen  dieser  Art  heben  aber  stets  ein  Element 
henror,  das  fUr  den  Staat  als  solchen  zwar  nicht  ohne  Bedeutung 
ist,  aber  für  ihn  dennoch  nicht  entscheidend  sein  kann,  weil 
8ie  das  eigentümlichRte  Element  des  Staates,  das  ihn  von  allen 
anderen  sozialen  liildunj^^en  nntersclieidet ,  anfser  acht  lassen. 
Dieses  Eh'nient  aber  ist  die  Staatsgewalt.  Deshalb  sind  auch 
alle  d  ie  erwähnten  Einteilungen  nicht  imstande,  eine  be- 
friedigende  wissenschaftliche  Klassifikation  zu  gewähren.  Es 


Die  Versuche,  Einteilungen  der  Staataformen  au  gewinnen,  sind 
kamn  erschö]>fend  aufzuzählen.  Die  ältere  Literatur  ist  zum  Teil  an- 
geführt bei  H.  A.  Zacharinf.  T.  S.  74  f.;  M o h  1 ,  Enzyklopädie,  8.  109 
und  Waitz,  a.  a.  O.  S.  107  tl.  Zur  ( Jesrhicht»-  der  Staat.Hfornn^nlf'hre 
vgl.  aus  der  jüngsten  Literntur  v.  Martitz,  Die  Mouarchic  als  Staat«- 
fonn,  Utu3.  S.  10  ff.  Von  (h  ni  Subjektivismus  und  der  Vta  wirrung,  die 
diese  Materie  au.szei«  Imen ,  njitgen  einige  Beispiele  eine  Anschauung 
geben:  Despotie,  'J'hcokratie,  Rechtsstaat  (Welcker),  Republiken, 
Autokratien,  Despotien  (Heeren)»  organische,  mechanische  Staaten,  an 
den  ersteren  Nomaden-  und  Ackerbaustaaten,  zu  den  letzteren  Hierarehien, 
Ideokratien,  Hilitirfaerrschaflen,  Banqoiexhenrschaften  zählend  (Leo); 
Idolstaaten,  Individualstaaten .  Rassestaaten,  Formstaaten  (Böhmer); 
patriarchalische  Staaten,  Theokratien.  Patrimonialstaaten,  antiker  Staat, 
Rechtsstaaten  der  Neuzeit  (Mohl),  Einherrschaften  zerfallend  in  Mon- 
archien und  nionokratiselie  Republiken  und  Ploonokratien  inkl.  der 
Unterabteilungen  der  l'lconarehien  und  ploonokratischen  Re})uldiken 
((iareis).  Eine  Fülle  von  Einteilungen  nach  den  versehiedensteu 
Riclitungen  ist  in  der  neuesten  Literatur  bei  Schvarcz,  Elenn  ute  der 
Politik,  S.  79  ff.,  zu  finden:  Aristokratien,  Timokratien,  reine  Demo- 
kratien, Kttltnrdemokratien  nebst  Mischformen;  ErbherrschaftoD  und 
Freistaaten;  Polizei-  und  Bechtsstaaten;  Zentralisationsstaaten»  Seif- 
govemmentalstaaten,  Staaten,  die  auf  Provinzial-  und  Munizipal- 
aatoDomie  beruhen  und  Mischformen;  homo-  und  polyglotte  Territorial-, 
National-  und  Nationalitätenstaaten,  homodoze  und  polydo.xe  Staaten, 
wozu  noch  zahlreiche  Unterabteilungen  kommen.  R.  Schmidt,  I, 
S.  26;^  ff. .  will  die  Frage  naeh  der  iStaatsfonn  zerfallen  in  die  Frajren. 
wer  im  Staat  als  Cie>etz^'el)er .  als  Regierung  und  als  KonfrollorL'Hii 
jxepenüV)er  der  Retrierunf^  tunixieit  und  unterscj^eidet  dcniuach  Ke- 
gierungö-  und  Verfassungsformen ,  uuter  welchen  Etiketten  einerseitü 
die  bekannte  antike  Trias  und  anderseits  der  Gegensatz  von  absolutem 
und  Verfassungsstaat  abgehandelt  werden. 
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werden  dnrcb  sie  vietmelir  Schablonen  gebildet,  die  «ns  von  dem 
Leben  des  Staates  als  solcbein ,  d.  h.  von  seiner  Willensbildung 
nnd  seinem  Verhältnisse  zu  seinen  Gliedern,  entweder  gar  keine 
oder  doch  nur  höihst  kihiimerliclie  Kunde  geben.  Teile  ich 
z.  Ii,  die  Staaten  in  Ackerbau-,  Handel-  nnd  Industriestaaten  ein, 
so  geben  mir  diese  Etiketten  keinen  wie  immer  gearteten  Auf- 
schlufs  ttber  den  Bau  dieser  Staatengruppen,  also  Uber  das,  was 
den  Staat  znm  Staat  macbt.  Es  ist,  wie  wenn  man  die  Sänge- 
tiere nach  Grtflse,  Farbe,  Nntsbarkeit  und  ähnlichen  Merkmalen 
einteilte,  die  ja  alle  vorhanden,  aber  nicht  das  Unterscheidende 
der  einzelnen  Tiergattnngen  dieser  Klasse  bilden.  Alle  jene 
Einteilungen  «ind  zudem  notwendigerweise  einseitig  und  will- 
ktlrlich,  wie  jede  von  nebensKchlichen  Elementen  oder  begleiten- 
den Erscheinungen  einer  Gattung  von  Objekten  ausgebende 
Klassitizierung. 

Daher  knüpft  sich  auch,  was  ja  schliefslicli  der  Zweck 
aller  Klassifikation  sein  soll,  keine  tiefere  wissenschaftliche  Ein- 
sicht an  alle  diese  Versuche,  die  Staaten  selbst  einer  Gruppierung 
zu  unterwerfen.  Der  Staat,  wie  alles  Menschliche,  ist  in  seiner 
konkreten  Erscheinung  derart  kompliziert,  daTs  es  vergebenes 
Bemfthen  ist,  ihn  in  ärmliche  Schablonen  zu  pressen,  die  den 
Anspruch  erheben,  die  Fülle  seines  Daseins  durch  ein  Schlag- 
wort zu  erklären.  So  wenig  es  möglich  ist,  die  Menschen  durch 
allgemeine  Kategorien,  die  sieb  auf  Geschlecht,  Alter,  Tempera- 
ment usw.  beziehen,  zu  begreifen;  wie  das  Individuum  dem 
mit  'Bolchen  Schablonen  AnsgeiÜNteteu  d»Kli  stets  als  eine  selb- 
ständigt',  der  Einordnung  in  jene  Filcher  spottende,  durch 
sie  i^iemals  als  eine  ohne  Rest  verstUndliche  Gröfse  gegen- 
ttbertritt,  so  ist  es  auch  mit  den  Individualitäten  der  Staaten. 
Dazu  tritt  aber  noch  tiberdies  die  historische  Bedingtheit  eines 
jeden  konkreten  Staates,  die  es  verhindert,  aus  iigend  einem 
Merkmale  seines  Gebietes  und  Volkes  eine  tiefere  Einsicht  ge- 
währende Einteilung  zu  gewinnen.  Der  antike  und  moderne 
Uandelsstaat  z.  B.  sind  vermtfge  der  Unterschiede  des  Handels 
im  Altertum  und  der  Neuzeit  derart  voneinander  geschieden, 
dafs  die  Zusammenfa.ssung  etwa  Athens  und  Englands  unter  einen 
gemeinsamen  Oberbegriff  keine  Erweiterung  unserer  Kenntnis 
dieser  Staaten  herbeizuluhren  vermag.  Die  Einordnung  beidt  i 
Staaten  in  dieselbe  Kategorie  geschieht  solcheufalls  nicht  kraft 
eines  identischen,  sondern  nur  kraft  eines  analogen  Merkmais. 
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Einteilangen  aber,  die  auf  Analogien  beruhen,  haben  nur  einen 
sehr  geringen  und  bedingten  Wert*). 

MuCb  man  nnn  Überhaupt  auf  eine  Einteilung  ▼ersichten, 
die  uns  kraft  allgemeiner  Merkmale  mit  Sicherheit  den  ganaen 
Lebensproaels  der  Staaten  erkennen  lehrt,  so  bieten  doch  die 
Staaten  In  aller  Fttlle  der  historischen  Erscheinungen  feststehende 
Typen  dar.  Es  gibt  nämlich  in  allen  Staaten  konstante,  Uberall 
im  W«'clis<'l  all«»r  liesonderln-iten  ^rlciclibleibende  Verhältnisse. 
Das  sind  die  formalen  Willonsverhiiltnisse ,  auf  denen  die 
Staatsgewalt  und  ihre  lieziehung  zu  den  StaatÄgiiedern  ruht. 
So  weit  auch  ttgyptiscbes  Königtum  sich  vom  kaiserlichen  Rom 
und  dieses  TOm  Frankreich  Ludwigs  XIV.  oder  vom  heutigen 
Kufsland  unterscheiden  mOgen,  die  Tatsache,  dals  ein  phjraiacher 
Wille  in  all  diesen  Staaten  die  gesamte  Staatsgewalt  darstellt, 
ist  in  aller  sonstigen  Mannigfaltigkeit  dieser  Staaten  in  gleicher, 
nicht  nur  in  analoger  Welse  ausgeprägt.  Eine  die  Einsicht  in 
das  Wesen  des  Staates  mehrende  Einteilung  kann  daher  nur  auf 
Grund  der  in  ihm  zum  Ausdruck  gelangenden  konstanten  Willens- 
verhUltnisse  erfolgen.  Diese  ;rnnullegenden  Willensvi'rhälinisse 
sind  aber  die  Hasis  der  Verfassunj^en  der  Staaten.  Die  wissen- 
schaftliehe Einteilung  der  Staaten  ist  die  nach  deu  Formeu,  die 
diese  darbieten. 

Es  gehört  zu  den  genialsten  Gedanken  der  antiken  Staats- 
wissenschaft, dafs  die  Staatsformen  identisch  mit  den  Verfassungs- 
formen sind.  Was  immer  in  staatlichen  Dingen  sich  ändert,  ge- 

M  Anders  verhält  es  sich  mit  den  keine  systematische  und  er- 
fichöpfemlt'  Kintt'iluii;^-  hezweckendon  Kategorien,  die  aufgestellt  werden, 
imi  den  Stanilpimkt  /.n  keiiiizeiclnn'u,  von  dem  ans  eine  bestimmte  Art 
von  Staaten  wissenselialtlieli  betraolitet  werden  ^^'>I1.  Wenn  z.  B.  vom 
antiken  Staate  die  Rede  ist,  so  werden  damit  die  nur  den  lieUenir.chen 
Staaten  und  dem  alten  Korn  eigentümlichen  Institutionen  gemeint^  ohne 
dafs  damit  an  ein  allen  mSgUcben  Staaten  zugrunde  sn  l^^des  Ein- 
teilangsprinslp  gedacht  wQrde.  Oder  wenn  der  Historiker  den  Feudal- 
Staat  schildert,  wobei  er  natfirlich  nur  gewisse,  den  Bau  und  Lebens- 
prosefs  der  yom  Lehnswesen  beherrschten  Staaten  im  Auge  hat.  Solche 
Mannigfaltigkeit  von  Kategorien  läfst  sieh  nicht  vermeiden  und  ist 
auch  för  die  ver^^ehiedenen  Zwecke ,  die  man  in  der  Betrachtung  der 
Staaten  verfolg<'n  kann,  panz  erspriefslleh,  wofern  man  os  nur  ver- 
m«  i(i'  t  .  aus  diesen  zu  solch  praktisch-wissensehafflichen  Zwecken  anf- 
gesti'lltt'M  ri  hiti\-en  Typen  absolute  Einteilun^jsprin/iiiien  für  die  (-ie- 
samtlieit  der  Staaten  abzuleiten,  die  tiefere  Einsicht  in  ihr  Wesen  ge- 
währen sollen. 
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wisse  abstrakte  Willenavt^lialtuisse  bleiben  unter  allen  ünistiinden 
dieselben,  das  Mafs  ihrer  Veränderlichkeit  ist  in  teste,  eng- 
umschriebene Grenzen  gebannt.  Sie  bilden  gleichsam  das  feste 
Gerüst,  an  das  sich  die  tausendfachen  variabein  Elemente  des 
einselDen  Staaten  anschmiegen. 

Welches  aber  ist  das  oberste  £inteilaiig8prinzip  'der  Ver* 
fasaungan?  Die  antike  Lehre  hat  es,  anagehend  you  der  Ansahl 
der  herrschenden  Personen,  in  deren  ethischen  und  socialen  Eigen- 
schaften finden  wollen.  Damit  wnrde  aber  ebenfalls  ein  un- 
bestimmtes und  schwer  su  bestimmendes  Element  in  das  Ein- 
teilnngsprinzi])  eingeführt,  das  im  konkreten  Falle  die  Möglichkeit 
der  Anwendung  leicht  versagen  kann.  Mit  wissenschaftlicher 
Sicherheit  lassen  sich  unter  allen  UinNtänden  nur  die  formalen 
Momente  der  in  der  Verfassung  ausgeprägten  AVillensverhHltnisse 
erkennen,  die,  von  aller  konkreten  Besonderheit  unberührt, 
kraft  rechtlicher  Notwendigkeit  im  Staatsleben  zum  Ausdruck 
kommen  mtls^n.  Daher  ist  eine  wissenschaftlich  befriedigende 
Einteilung  der  Staatsformen  nur  als  eine  rechtliche  Einteilnng 
möglich.  Die  Frage  nach  den  Staatsformen  ist  identisch  mit  der 
nach  den  rechtliehen  Unterschieden  der  Verfassungen^). 

Das  rechtliche  Unterscheidnngsprinzip  ist  aber  kein  anderes 
als  das  nach  der  Art  der  staatlichen  Willensbildung.  Zwei 
juristische  Möglichkeiten  sind  hier  gegeben.    Entweder  wird  der 


')  Der  rechtliohen  Form  der  Staaten  gegenüber  erkennt  die 
auf  das  reale  gesehichtliilie  Leben  gerichtet»'  Hetraclitiing  ih  rt  n  poli- 
tische Form.  Die  ist  aber,  wie  alles  Xichtreelitliclie  im  Staate,  un- 
sicher und  unbestimmt.  Von  den  stets  wechselnden  konkreten  Ver- 
hiltnissen  des  Staates  abhängig,  ändert  sie  sich  fortwfthrend,  so  dafs  es 
kaum  möglich,  jedenfalls  aber  wenig  erspriefslich  ist,  diese  Moment- 
bilder  des  Staates  in  feste  Kategorien  su  bannen.  Politisch  war  Athen 
znr  Zeit  des  Perikles  Einherrschaft,  Bufsland  stand  unter  Paul  I. 
einige  Zeit  unter  der  Herrschaft  des  allmächtigen  Kammerdieners  des 
Kai-ers,  andere  Monarchien  wurden  zeitweilig  von  Maitre^sen  oder 
Beichtvätern  regiert,  Staaten  mit  kräftiL-^i  r  monarchischer  Maclit  haben 
vorübergehend  parlamentarische  h'o^'ifriintji'n  gehabt  usw.  Soh  lir  Fest- 
stellungen sind  für  die  lilr^torisehe ,  soziale,  politi^elie  Hrtruchtung  d»'3 
Einzelstaates  von  Bedeutung,  für  das  Recht  aber  können  sie  nur  in- 
sofern Wert  gewinnen,  als  ein  dauernder  Gegensatz  zwischen  politischen 
und  rechtlichen  Maehthabem  sich  schliefsllch  auch  im  Bau  der  Staaten 
ausprftgen  mufs.  Darfiber  treffende  AnsfAhrungen  von  Piloty,  Auto- 
rität und  Staatsgewalt,  Jahrbuch  der  intemat.  Vereinigung  f&r  vergl. 
Rechtswissenschaft,  VI,  1908,  S.  558  ff. 
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höch.sU*,  den  Staat  in  Hewef^ung  setzende  Wille  gemäfs  der  Ver- 
fassung auf  rein  psychologischem,  daher  natürlichem  oder  auf 
juristischem,  dabei  kiinstlicliem  Wege  gebildet.  Im  ersten  Falle 
▼ollzieht  sich  die  Willeubbildung  gftnslich  innerhalb  einer  physischen 
Person,  und  der  also  gebildete  Staatswille  erscheint  daher  xngleich 
auch  als  physischer ,  individuell  bestimmter  Wille.  Im  anderen 
Falle  wird  der  staatliche  Wille  erst  auf  Orund  eines  juristischen 
Vorganges  ans  den  Willensaktionen  einer  Mehrheit  physischer 
Personen  gewonnen,  so  dafs  er  nicht  als  Wille  einer  individuell 
bestimmten,  nichtbaren.  lehendi;ren  Person,  sniidt  in  lediglich  als 
Wille  eines  nur  juristische  Realitiir  besitzenden  Kolle^'iinns  erseheint. 
Physischer  Wille  und  juristisclier ,  aus  physischem  Willen  durch 
Anwendung  von  Kechtss&tzen  auf  eine  verfassungsmäfsig  vor- 
geschriebene Art  gewonnener  Wille,  das  sind  die  beiden  einsigeii 
Möglichkeiten  für  die  oberste  Einteilung  der  Staaten. 

Diese  Einsicht  war  bereits  der  antiken  Staatslehre  nicht  vef- 
böigen^)  und  tritt  sofort  hei  dem  GrOnder  der  modernen  Politik 
wieder  hervor.  Seitdem  Machiavelli  der  fürstlichen  Herrschaft 
die  Bepublik  entgegengesetzt^  wird  zwar  die  griechische  Lehre  der 
Trias  von  Monarchie,  Aristokratie  und  Demokratie  (Politie)  und 
deren  Ausartungen  durch  den  scharfen  (Gegensatz  vt»n  M<tnarchie 
un<l  Ke]iublik  nii  lit  veidiängt,  jedoch  sjtiiter  unter  seinem  Eintlufs 
diese  Zweiteilung  von  anderen  der  l^elire  von  den  Staatsformen 
zugrunde  gelegt.  Allerding»  treten  zu  diesen  beiden  Grund- 
formen bei  verschiedenen  Schriftstellern  noch  andere  hinzu,  die 
aber  samt  und  sonders  nicht  imstande  waren,  sich  allgemeiiie 
Anerkennung  zu  erringen.  Es  wurden  n&mlich  Unterabteilungen 
jener  Typen  als  selbständige  Typen  aufgestellt  oder  soziale 
Elemente  herangezogen,  um  neben  den  einsig  und  allein  mit 
Sicherheit  festzustellenden  formalen  WillensverhXltnissen  noch 
andere  Einteilungsprinzipien  zu  gewinnen,  die  eine  grd&ere  Zahl 
von  Staatsfornien  ergeben. 

Öo  hat  z.  B.  Muutebquieu  die  Despotie  alt>  eine  bcbuudeie 


Schon  Aristoteles  stellt  der  Monarchie  alle  nichtmonarchiscljcn 
Staaten  al-  Politien  gcgemiber.  vgl.  R  Ii  m .  (Jeschichte,  S.  Iu4.  X.  j*. 
Der  (iej_'<^nsatz  von  ,ifcat/.ixcjr  und  Tjoluiyöi  einerseits  und  von  iniperium 
und  res  publini  anderseits  hat  wohl  dazu  beigetragen,  den  zuerst  von 
Machiavelli  ausschlierslich  fQr  die  nichtmonarchischen  Staaten  ge- 
brauchten Ausdruck  Republik  spftter  in  den  anderen  Sprachen  in  dieser 
engeren  Bedeutung  heimisch  werden  zu  lassen. 
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Staatsfonn  neben  der  Monarchie  aufgestellt,  während  sie  doch 
wohl  nnr  eine  Art  der  Austtbnng  der  monarchischen  Regie- 
rang  ist.  Sie  ist  eine  Unterart  der  Monarchie ,  die  entweder 
eine  MifsbiUiguDg  der  Herrschaftsübang  durch  die  Untertanen 
(Tyrannis)  oder,  wo  sie  der  VolkstlberseugUDg  als  normale  Re- 
gierungsform  entspricht,  eine  Beurteilung^  an  dem  Mafsstabe  anders- 
gearteter  HerrschaflsUbnng  bfileutet.  Zudem  ist  sie,  wie  au  anderer 
Stelle  bereits  erwJtlmt ,  ein  reiner  Scliulty}ius ,  dem  kein  realer 
k^^taat  auf  die  Dauer  völlig  cntsju-icht,  Oder  man  hat  in  neuerer 
Zeit  die  Theokratie  den  anderen  Staatsformen  als  besonderen 
Typus  zur  Seite  gesetzt,  wHhreud  doch  die  theokratiscbe  Idee 
nichts  anderes  als  eine  Anschauung  vom  Ursprünge  der  Staats- 
gewalt und  der  Sanktion  ihrer  Gebote  ist,  die  in  den  wechselndsten 
Formen  in  die  Erscheinung  treten  kann,  aus  der  sich  zwar 
mannig&ltige  soziale  Wirkungen,  aber  nicht  feste  und  klare  Sätze 
ober  den  Bau  des  Staates  und  die  Wirkungsart  seiner  Gewalt 
ergeben.  Theokratie  ist  somit  eine  soziale,  keine  Juristische 
Kategorie,  die  schliefslich  auch  wieder  zur  weiteren  Differenzierung 
(l<r  Ix'idt'u  grofseii  Staatentypen  verwendet  werden  kann,  da 
in  allen  als  Thfokratien  bezeichneten  Staaten  der  als  Ausflufs 
der  Gottheit  betrachtete  Wille  wieder  entweder  Wille  eiues 
Individuums  oder  einer  Mehrheit  ist. 

Der  Gegensatz  von  Monarchie  und  Republik  tritt  schon  in 
der  frühesten  Zeit  des  staatlichen  Lebens  auf;  sie  sind  auch  ge- 
schichtlich die  weiter  nicht  ableitbaren  Grund^pen  des  Staates. 
Schon  die  dem  territorialen  Staate  vorangehende  Horde  ist  ent- 
weder herrschaftlich  oder  genossenschaftlich  oiganisiert;  entweder 
ftthrt  und  entscheidet  ein  über  den  anderen  stehender  Wille  oder 
die  Gesamtheit  der  vollberechtigten  Hordengenossen. 

Die  Eint<'ilung  der  Staaten  in  ]Slnnarchien  und  Re])ul>lik.en 
ist  aber  nur  die  oberste  Einteilunir.  Beide  Formen  können 
wieder  in  zahlreiche  Unterarten  zeriaill  werden,  die  aus  allen 
möglichen  Unterschieden  in  der  Organisation  der  Staaten  ;rewouuen 
werden.  So  z.  B.  nacli  Dasein,  Maugel.  Art  der  Volksvertretung, 
naeh  Oi^anisation  und  Ausübung  der  Regierung,  deren  Beziehung 
zu  anderen  Staatsoi^anen     nach  Art  der  Zentralisation  und  De- 

')  Kehin,  Staatslehre,  S.  180  ff.,  hebt  als  ^rnmdlejjend  den  l'nter- 
Bchie.l  von  VertasäunffH-  und  Ke^ierungstormen  hervor,  den  bereits 
liodin  aufgestellt  hatte.  Er  allein  ij»t  aber  ebensosehr  oder  ebenso- 
wenig für  unsere  Uestimmung  der  Staatsform  ausschlaggebend  wie 
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«eutralisatiou,  nach  der  Stellung  der  Gerichte  zur  Gesetzgebung, 
nach  der  Art  de«  Wchrsvstenis  usw.  Alle  diese  Einteiluniren 
durchkreuzen  sich  in  der  mannigfaltigsten  Weise ,  so  dafs  jeder 
konkrete  JStaat  unter  eine  ganse  Reihe  von  Kategorien  fallen 
würde  y  ohne  dafs  alle  zusammen  imstande  wKren,  sein  Weeen 
nach  allen  Biebtungen  hin  feat  in  bestimmen.  Allein  so  weit 
getriebener  Sehematismua  ist  fmchtloa  nnd  artet  in  tote  Scho- 
lastik ans.  Je  spezieller  die  Typen  werden,  je  enger  daher  die 
Begriffe,  die  sie  leichnen  sollen,  desto  mehr  Ausnahmen  vom 
Typus  treten  ein,  die  entweder  an  neuen  Untertypen  ausgestaltet 
werden  oder  zu  der  Aufstellung  von  Mischformen  führen ,  der 
sicherste  Beweis  dafür,  dafs  die  ungemischten  Formen  selbst 
uuv»dikomnien  und  daher  nicht  imstande  sind,  die  Wirklit  likeit 
zu  bewHltigen.  Denn  so  etwas  wie  Mischung  der  Typen  geht 
in  der  Begei  nicht  in  der  Natur,  sondern  nur  in  den  Köpfen  der 
MeoHclien  vor  sich.  So  wie  Mischarten  in  den  wenigen  Fitllen^ 
wo  sie  überhaupt  anstände  kommen,  in  der  organischen  Welt  un- 
fruchtbar bleiben,  so  steht  es  anch  mit  den  gemischten  Typen  der 
Staatslehre.  Bei  der  UnvoUkommenheit  unserer  Erkenntnis  auf 
diesem  Gebiete  wird  die  Au&tellung  solcher  gemischter  Kategorien 
yielleicht  nie  gans  vermieden  werden  können ;  nur  möge  man  sich 
▼or  Angen  halten,  dafs  sie  niemals  reale  Erkenntnis  Termitteln, 
sondern  stets  nur  auf  die  Fehlerhaftigkeit  unserer  Begriffe  hin- 
deuten. 

Wenn  daher  im   foljrenden  die  Hauptgattun'jen  der  Staats- 
formeu  in  Arten  eingeteilt  werden,  so  soll  nicht  einem  leerten, 

andere  Eiutcilungsprinsipien.  Die  Art,  wie  Rehm  die  Kcgierungs- 
fonnen  an  den  Gegensats  von  Triger  und  Ausfiber  der  Staatsgewalt 
anknfipft,  steht  und  ftUt  mit  dieser  unsutreffenden  Unterscheidung,  die 
mit  dem  BeprSsentationsgedanken ,  wie  er  namentlich  in  der  modernen 
demokratischen  Bepublik  verwirklicht  ist,  gans  unvereinbar  erscheint, 
weichte  Sprache  auch  immer  die  von  unrichtigen  staatsrechtlichen 
Theorien  aii<L'i  hondeu  Verfassungsurkunden  mit  ihren  Wendungen  von 
Delegation  der  Gewalt  an  dio  Rejiräsontanten  reden.  Für  Monarchien 
wie  Belgien  nnd  Knmänien  konunt  man  nach  Rehm  z\i  dem  Resultat, 
dafs  sie  der  NfrfaHsung  nach  Republiken  seien,  wodurch  die  Lehre  von 
Monarchie  und  Republik,  zumal  wenn  man  auch  die  völkerrechtliehe 
Stellung  der  Staatshäupter  mit  in  Betracht  zieht,  in  unlösbare  .Ver- 
wirrung ger&t  Die  parlamentarische  Monarchie  ist  ja  politiseh  häutig 
als  eine  Spielart  der  Bepublik  beseichnet  worden,  oferade  sie  aber 
lehrt  die  Bedeutung  des  Unterschiedes  rechtlicher  und  politischer  Be- 
trachtungsweise. 
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ins  Detail  eindringenden»  enchttpfenden  seholastiflchen  Schema- 
tismiiB  gefol^,  sondern  die  Arten  benrorgeboben  werden,  die 
bistoriscb  dnrch  den  Geg:onsatz  mit  der  Gegenwart  lehrreich  ge- 

worch  n  >imi  «»der  in  der  Gegenwart  selbst  eine  scharfe  Ausprägung 
erfahren  haben.  Das  praktische  Bedürfnis  des  Verstiindnisses  der 
nie  ganz  ohne  Rest  zu  erfassenden  AVirklichkeit,  nicht  das  logische 
einer  tadellosen  Systematik^  der  es  niemals  vergönnt  ist,  in  voller 
Keinheit  in  die  Erscheinnngswelt  zu  treten,  soll  uns  dabei  leiten. 

II.  Die  Monarchie. 

1.  Das  Wesen  der  Monarchie. 

Monarchie  iat  der  von  einem  physischen  Willen  gelenkte 
Staat*).  Dieser  Wille  mufs  reebtlieh  der  höchste,  von  keinem 
anderen  Willen  abgeleitete  sein').  Die  neuere  Staatsrechtslehre 
ptiegt  es  überdies  als  dem  Monarchen  wesentlich  zu  bezeichnen, 

dafs  ihm  ein  eigenes  und  zwar  nrs]»rlln;:liches,  von  niemand 
abgeleitetes  Recht  auf  die  Ilerrscliat't  zusteht.  Wie  bereits 
nachgewiesen,  entspricht  diese  Vorstellung^  nicht  der  Auffassung 
des  Staates  als  einer  Einheit;  sie  entstammt  dem  dualistischeU| 
das  öffentliche  Recht  nur  unvollkommen  erfassenden  Staats- 
b^riif.  Sie  ist  privatrechtlicher  Natur,  indem  sie  den  Monarchen 
anÜBerhalb  des  Staates  und  damit  aufserhalb  des  rechtlichen 
Zusammenhangs  mit  dem  Staate  stellt  Sie  kann  konsequent 
nur  in  einer  theokratischen  oder  patrimonialen  Staatsauffassung 
durchgeführt  werden.  Es  gab  daher  Staaten,  in  denen  eine 
solehe  Auffassung  des  Monarchen  aus  den  gegebenen  Verhältnissen 
und  Vorstellungen  folgte,  allein  diese  historisch  Überwundenen 
Bildungen  haben  nidit  v«!rnioclit,  ihre  eifi^entümliche  Ausgestaltung 
des  Monarchenrechts  zu  dem  Typus  aller  Monarchie  zu  erheben. 
Vielmehr  liegt  gerade  in  der  grofsen  Anpassungsfähigkeit  der 
Monarchie  au  die  verschiedensten  sozialen  Verhältnisse  ihre  grolse, 

^  —  —  ^ 

'j  Abweichender  .Ansicht  liernatzik,  Republik  und  Moiuirchie; 
vgl.  hierzu  meine  oben  8.  A^)'J  zitierte  Hcspreclmng.  Hr.  Schmidt, 
8.  117  ff.,  kommt  zur  Verwertung  des  Gegensatzes  von  Monarchie  und 
Republik,  weil  sidi  ihm  bei  der  Betrachtung  der  Monarchie  politische 
Oesiehtspunkte  einmengen.  Vgl.  auch  die  Bemerkungen  von  Behm, 
Btaatolehre,  S.  182,  N.  S. 

*)  Dab  dies  auch  in  den  Monarchien  der  Fall  sein  kann,  die  das 
Prinzip  der  Nationalsouverinetät  veriassungsmärsig  ausgespFochen 
haben,  vgl.  oben  S.  577. 
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auch  in  die  ferne  Zukunft  fortdauernde  Bedeutung,  die  sehr  in 
Frage  gestellt  wttrde,  wenn  sie  unaufhörlich  mit  Erscheinungen 
▼erkettet  wäre,  die  nnwiederbringlich  der  Vergangenheit  an- 
gehören. 

Um  das  Wesen  der  heutigen  Monarchie  besser  m  verstehen, 
sind  xunltchst  die  geschichtlichen  Haupttypen  Air  die  persön- 
liche Stellung  des  Monarchen  zum  Staate  zu  betrachten.  Zwei 

Grnndtypen  sind  da  zu  unterscheiden :  der  Monarch  Ober  und 
aufserhalb  des  Staat»"^  und  der  Monarch  als  inn«Thalh  dos  Staates 
stellend.  l><  r  t  i^te  Typus  >j)altet  sich  in  zwei  Ari»  ii.  Knt weder 
wird  der  Monarch  als  schlechthin  erhabene  Autorität  oder  als 
Eigentümer  des  Staates  betrachtet.  Daraus  ergeben  sich  die 
folgenden  drei  Auffassungen  der  Monarchenstellung. 

a)  Der  Monarch  als  Gott  oder  Gottes  Stell- 
vertreter. So  erscheint  der  Monareh  in  allen  theokratischen 
oder  doch  theokratische  Zttge  aufweisenden  Monarchien.  Ent- 
weder wird  er  selbst  als  Gott  oder  als  Stellvertreter  Gottes  oder 
doch  als  mit  besonderer  göttlicher  Weihe  umgeben  betrachtet. 
Die  Vergöttlichung^  des  Monarchen  tritt  in  verschiedenen  Formen 
in  der  (ieschiclite  hervor  und  liegej^tiet  uns  schon  auf  iiiodriger 
Kultur>tule.  Es  ent-ipriciit  sowcdd  dem  Zup'  der  Menscheiinatur, 
das  MUehti;:«',  Erhabene,  Gewalti^'e  zu  vergöttern,  als  auch  dem 
Machtbewahrungstrieb  des  lierrscheuden,  die  monarchische  In- 
stitution auf  solcher  psychologischen  Basis  aufzubauen.  Am  ans- 
gebildetsten  zeigen  diesen  Uerrschertypus  die  meisten  altorien- 
talischen  Staaten.  Von  da  aber  hat  er  seinen  Weg  nach  dem 
Westen  genommen,  wo  nur  schwache  Anklftnge  an  ihn  in  den 
ftitesten  Erinnerungen  der  klassischen  Völker  anfUnglich  vorhanden 
waren.  Diese  orientalische  Anschauung,  die  sieh  schon  in  den 
Schicksalen  Alexanders  des  Grofsen  zeigt,  tritt  seit  Diocietian 
in  den  offiziellen  römischen  Gedankenkreis  ein,  nachdem  sie  sch"n 
in  der  Epoche  des  Prinzipates  unverkennbare  AVirkun^M*n  ^'eUufMTt 
hatte.  Auch  in  der  mittelalterlichen  Welt  wird  die  kaiserliche 
Würde  auf  f^öttliche  Einsetzung  zurUckp«  fiihrt.  Die  dem  jüdischen 
Vorstellungskreis  entlehnte  Salbung  bedeutet  die  Erfüllung  des 
Ktfnigs  mit  höherer,  direkt  von  Gott  stammender  Macht.  Von 
den  Franzosen  wurde  die  Salbung  sogar  als  ein  selbständiges 
Sakrament  der  Kirche  betrachtet').  In  den  modernen  Vorstellungen 

')  Kglise  *  n  oi;_Miant  et  en  habillant  le  roi .  le  fait  mombre 
de  TEglise  elle-mtMue.    Elle  crce  pour  hü  un  huitieme  sacraiueut:  le 
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des  Xdoigtums  von  Gottes  Gnaden  lebt  die  AufPassung  des  König- 
tums als  g^Sttlicher  Sutthalterschaft  Jbis  auf  den  heutigen  Tag 
fort.  Eine  besondere  Art  des  erörterten  Typus  ist  die  pa- 
triarehalische  Monarchie,  die  den  Herrscher  ebenfalls  mit 
göttlichen  Attributen  umgeben  oder  doch  mit  göttlicher  Weihe 
ausgestattet  wtthnt  und  nur  aus  dem  religiösen  Vorstellnngskreis 
des  betrefl'enden  Volkes  völlig  begriffen  werden  kann. 

Von  den  psycholoj^ischen  Vomussetzuuf^eii  dieses  Typus  aus 
kann  der  M<»narch  niemals  als  Glied  des  »Staates  rechtlieh  be- 
griften  werden.  Kr  steht  notwendig  aufserhalb  des  JStaates,  der 
dem  Monarchen  gegenüber  niemals  Kechtssubjektivität  gewinnen 
kann.  Ebensowenig  ist  von  diesem  Standpunkte  nus  der  Charakter 
des  Staates  als  Gemeinwesens  zu  erkennen,  daher  auch  nicht  die 
Vorstellung  von  einem  Rechte  des  einzelnen  gegenüber  dem 
Monarchen  vorhanden  ist.  Doch  kann  trotzdem  in  der  zweiten 
Form  theokratischer  Ordnung  eine  Mäfsigung  der  monarchischen 
Gewalt  stattfinden,  wie  denn  auch  das  neuere  Königtum  iure 
divino  religiös-ethische  Schranken  seiner  Macht  anerkennen  mufste, 
für  dereu  Hinlialtuug  es  allerdings  sich  keiner  irdischen  Macht 
verantwortlich  erklären  wollte 

b)  Der  Monarch  als  Eigentümer  des  Staates. 
Dieser  Typus  hat  wie  der  vorige  mehr  oder  weniger  scharte  Aus- 
bildung erfahren.  Er  verhindert  nicht  minder  als  der  vorige  die 
üirkenntnis  der  Gemeinwesensart  des  Staates.  In  seiner  schärfsten 
Ansprigung  stehen  Menschen  und  deren  Güter  dem  Monarchen 
aberwiegend  als  Herrschaftsobjekt  gegenüber.  Nur  soweit  der 
Herrscherwille  es  gestattet,  kann  dem  einzelnen  eine  prekäre, 
niemals  aber  gegen  den  Monarchen  selbst  geltende  Rechts- 
BubjektivitXt  beigelegt  werden.  Dieser  ausgeprägte  Typus  er- 
scheint  innig  verknüpft  mit  dem  vorigen  im  Orient.  Im  Abendland 
wird  er  ebenfalls  in  der  letzten  Epoche  des  romischen  Reiches 
rezipiert.  Der  princeps  wird  da  zum  dominus,  zum  JStaats- 
eigeutiUuer ' Doch  zeigt  sich  in  Europa  der  neue  Typus  in 


sacre.**  Kam  band,  Hiatoire  de  la  civilisation  fran^aise,  5.  ^d.,  I, 
189a,  p.  167. 

Ludwig  XIV.:  .,Celui  qui  a  donne  des  roh  aux  hommes  a  voulu 
(ju'on  le.s  respectät  coniuic  ses  lieutenants,  sc  rt'-srrvant  ä  lui  seul  d'cxa- 
ininer  leur  conduite:  sa  volonte  est  (jue  (piiconque  est  ne  sujet  obeiaöe 
saos  discernenient."    CEuvres  lj?UO,  II,  p.  WO. 
*)  Mommsen,  Abrifs,  is.  iJö'J. 
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abgescliwiehter  Form,  da  trotzdem  die  Penffnliehkeit  des  Indi- 
▼idnums  anerkannt  irird.  Deutlich  tritt  dies  im  germanisclien 
Mittelalter  berror.  Der  König  ist  Überall  Herr  des  Landes,  eine 
Vorstellung,  die  sich  bis  in  die  Gegenwart  im  englischen  Staats- 
recht erhalten  hat.  Dieses  Eigentum  ist  blofses  Obereigentum, 
während  einzehieu  und  V^erbHnden  das  Xutzungseigentuiii  zusteht. 
Damit  i>t  veiknilpt't  die  Vorstellung  von  dem  Könige  als  öljorstem 
lichnslurrn.  Jieide  Rechtsanschauungen  wirken  in  bedeutsamer 
Weise  mit  an  der  dualistischen  Ausgestaltung  des  mittelalterlichen 
Staatswesens.  Aber  auch  der  absolute  Staat  der  neueren  Zeit, 
so  sehr  er  dem  Feudalismus  sich  entgegensetzte  und  ihn  su 
überwinden  trachtete,  hat  doch  die  mittelalterliche  Vorstellung 
nicht  aufgeben  wollen.  So  hat  Ludwig  XIV.  den  gansen  Staat 
als  königliche  Domftne  betrachtet  und  die  ihm  anstehende  Gewalt 
gleichsam  als  die  Vereinigung  der  ehemals  blols  oberlehnsherr* 
lieben  Gewalt  des  französischen  Königs  mit  der  seigneurialen,  die 
ihren  ursprlinglichen  Inhahcrn  entzogen  worden  war.  Er  reihst  er- 
klitrte,  dafs  der  K<"»iiig  im  Staatsintt're>se  unbe>ciir;inkte  I)is|M»sitiou 
über  alle  geistlichen  und  weltlichen  OUter  besitze  In  Deutsch- 
land ist  es  die  Auffassunir  der  Laudeshoheit  als  eines  dinglichen 
Bechtes,  welche  den  Landesherrn  als  Eigentümer  des  Territoriums 
erseheinen  läfst,  und  Wirkungen  dieses  patrimonialen  Gedankens 
sind  noch  bis  in  die  Institutionen  und  die  Literatur  der  Gegen- 
wart herab  nachsuweisen '). 

Auch  dieser  zweite  T)rpus  zeigt  den  Monarchen  als  aulser- 
halb  des  Staates  stehend.  Der  Staat  ist  ihm  gegenllber  entweder 
Objekt  oder,  wie  in  der  germanischen  Auffassung  ^  ein  von  ihm 
getrenntes  Subjekt,  so  dafs  sich,  wie  des  öfteren  erwähnt,  KOnig 
und  Knni;4reich  >elb>.titndig  gegenüberstellen,  ohne  dafs  es  gelängOi 
sie  zu  einer  rechtlich«'n  Einheit  zu  vereinigen. 

c )  D  e  r  M  o  u  a  r  c  h  als  iS  t  a  a  t  s  g  1  i  e  d  u  n  d  «S  t  a  a  t  s  o  rg  a  u. 
In  den  auf  Grund  der  beiden  erörterten  l^pen  gestalteten  Staaten 

')  Voll!*  di'vez  donc  premiereuient  etre  persuadö,  que  les  rois  sout 
seigneurs  absolus,  et  out  naturellement  la  dispositiou  pleine  et  libre  de 
tous  les  biens  qui  sont  possöd^s,  aussi  bien  par  les  gens  d'^lise  que 
par  les  s^euUers,  pour  en  user  en  tont  temps  comme  les  sages  ico- 
nomes,  cW-A-dire  suivant  le  besoin  gte^ral  de  leur  £tat  (Enyres  II, 
p.  121.  Vgl.  jedoch  hierzu  Wahl,  Polit  Ansichten  des  ofiBsiellen 
Prankreicli  im  Is.  Jahrb.,  1903,  S.  37. 

'•')  darüber  aus  der  neuesten  Literatur  Schficking,  Der  Staat 
und  die  Agnaten,  1»02,  iS.  9  A', 
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koiute  der  Monarch  nicht  aus  dem  Wesen  des  Staates  selbst  be- 
griffen werden.  Der  Monarch,  wie  immer  im  einxelnen  sein  Ver- 
hMltnis  snm  Staate  sich  gestalten  moebte,  ist  vom  Staate  getrennt, 
der  Staat  ist  entweder  ein  dem  Monarchen  g^entlberstebendes 
Objekt  oder  Subjekt.  Ans  dem  Staate  kann  der  Monarch  nur  be- 
griffen  werden,  wenn  der  Staatsgedanke  selbst  in  den  Instituttonen 
ansgeprUgt  nnd  von  den  Menschen  erkannt  wird.  Das  ist  aber 
weder  unter  der  Herrschaft  des  ersten  noch  des  zweiten  Typus 
der  Fall:  alle  (leiartigen  liilclun<i:;eii,  solange  die  ilun'ii  zii^nuide 
liegenden  Vorsttdliuiüeii  rein  und  unvermischt  aut treten,  biiiiireii  in 
dem  liewufstscin  der  ilmen  anj^cluironden  Menschen  nichts  unserem 
StaatsbegritI  Entsprechendes  hervor.  Erst^  wenn  der  »Staat  als 
innere,  in  sich  ruhende  £inheit  begrüben  wird,  erscheint  mit  dem 
Ji^rfiissen  der  Staatsvorstellung  der  Monarch  als  Glied  des  Staates. 
So  erscheint  die  wahre  Monarchie  im  Gegensatse  sur  Tjrannis, 
der  den  Staat  xnerst  als  Gemeinwesen  betrachtenden  antiken 
Staatslehre.  Im  Mittelalter  keimt  diese  Idee  in  den  staatsrecht- 
lichen Vorstellungen  von  den  Amtsrechton  des  Königs,  die  ihm 
nnabbXogig  von  seinem  Obereigentnm  am  Staatsgebiet  zustehen, 
sowie  in  der  Lehre  von  der  Stellung  des  Kaisers,  die  Legisten 
und  Kanonisten  ans  dem  Charakter  des  Reiches  als  eines  Pcrs(»neu- 
verbandes  unter  Xachwirknng  antiker  Anschauungen  zu  erklären 
behtrebt  sind.  Die  absolutistische  Kichtung  der  neueren  Staats- 
lehre stellt  die  Theorie  von  der  absorptiven  KeprHsentation  des 
Staates  durch  den  Monarchen  auf.  Dadurch  werden  Staat  nnd 
Monarch  zur  Einheit  zusammengeschlossen,  indem  die  mit  dem 
Staate  nach  antikem  Vorbilde  identifizierte  Volksgesamtheit  in 
die  Person  des  Fürsten  verlegt  wird,  der  sie  nunmehr  als  Be- 
prftsentant  darstellt.  Wenn  für  Hobbes  der  Staat  der  grofse 
Leviathan  ist.  so  ist  der  Monareh  die  Seele  dieses  grofsen  Ge- 
schöpfes ,  das  ohne  ihn  eine  tote  Masse  wKre.  Bezeichnend  ist 
es,  dafs,  M-ie  die  the<»krati>che  und  ])atrimoniale,  so  auili  die  re- 
präsentative Vorstellung  vom  Monarchen  ihren  Ausdruck  durch 
Ludwig  XIV.  gefunden  hat,  der  sicli  derart  unter  allen  möglichen 
Gesichtspunkten  als  Herrscher  betrachtet  wissen  W(dlte.  So  erklärt 
er:  „Le  roi  repr^sente  la  nation  toute  entiöre,  et  chaque  par- 
ticulier  ue  repr^sente  qu'un  individu  envers  le  roi.  Par  cons^quent, 
toute  pnissance,  tonte  antorit^  resident  dans  la  main  du  roi,  et 
il  ne  pent  y  en  avoir  d'autres  dans  le  royaume  que  Celles  qu'il 

J«llia6k,  Dm  B«oht  dM  mod«rii«n  SUatM.  I.  2.  Aufl.  42 
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y  /'tablit  .  .  La  iiation  ne  fait  ]»as  CDrps  eu  Frauce  ^  eile  K'side 
tuutf  «'iitiiTc  daus  la  pcrsonne  tlu  roi."  ') 

Der  zwcito  Versuch  einer  VoreiuigUDg  von  Monarch  und 
ätaat  geht  von  der  Lehre  von  der  VolkssonverHiietUt  und  der  Ge- 
waltenteilang  aoit,  die  den  Monarclien  als  mit  beschränkter 
Gewalt  ausgerttstetes  Organ  des  trotz  der  Gtowaltttbertragnng  noch 
immer  rechtlich  als  primHres  Subjekt  der  Staatsgewalt  dastehenden 
Volkes  anffaCat  Auch  diese  Anschaanng  ist  von  herrormgenden 
Herrschern  vertreten  worden,  sie  gehört  zn  dem  Ideenkreise ,  in 
welchem  sich  die  erlenchteten  MKnner  des  18.  Jahrhunderts  be- 
wehrten.  So  nennt  Friedrich  der  Grofse  den  Sonveriin  den  oberj*ten 
I)i«'iier  der  unter  seine!"  Herrsoliaft  stehenden  ViilktT  -').  und  Kaiser 
Leopold  IL  sclirt'il»!  als  ( irofsiierzo;:  \  on  Td^c  ana.  wenige  Woolau 
vor  beiner  Berufung  auf  den  Tlinm  der  österreichischen  Länder: 
ijJe  crois  rpio  le  sonverain,  meme  liereditaire,  n'est  qu'un  d^l^gu^ 
et  empioy^  du  peuple  poor  le((uel  il  est  fait,  qa'il  lai  doit  tons 
ses  soinS)  peines,  veilles  .  .  .  £nfin  je  crois  qae  le  sonverain  ne 
doit  r^gner  que  par  la  loi,  et  qne  ses  constituants  sont  le  penple, 
qut  n'a  jaraais  pu  renon^jer  ni  dtre  priv^  par  ancnne  prescription 
ou  consentement  tacite  et  forc^,  k  nn  droit  imprescriptible." ') 

Nach  Überwindung  der  natnrrechtlichen  Theorie  vom  Moo- 
«rchenrecht  durch  die  klare  Erkenntnis  der  nicht  aus  dem  vor- 
staatliiluMi  Volk«'  abzuleitenden  Kinln'it  nnrl  kör|)ersc]mt'tlichen 
Natur  des  Staates  ist  in  der  dentsrln  n  Wissen>rliat't ,  zner-^t  in 
tiefdrin-render  Weise  von  Albrecht  begründet,  ilie  AutYas^u^g 
des  Monarchen  als  eines  Gliedes  und  Organes  des  Staates,  das 


>)  Zittert  bei  Rambaud,  II,  5.  öd.,  1894,  p.  2. 

')  II  se  trottve  quo  le  souverain,  bien  loin  d*6tre  le  maitre  absola 

des  peuples,  qui  sont  sous  domination.  n'en  e?t  lui-m^me  que  le 
premier  domeBtique."  Antimachiavcl  eh.  L  Wcnji  Friedrieh  der  Grofse 
auch  energisch  den  organischen  und  porsiuilichen  Charakter  <b^s  Staates 
und  die  Organstelhnifj:  des  Monarclien  betont  (\gl.I>ock,  Souveränetat*- 
begriti;  S.  H.itl". :  Kehni,  Staatslehre,  S.  tl't,  .-o  steht  er.  ^vie  vor- 
stehender Ausspruch  und  das  ganze  er^te  Kapitel  des  Antimachiavcl 
deutlieh  beweist,  doch  ebenfalls  unter  der  Herrschaft  der  damals  oB' 
bestritten  herrschenden  Lehre,  dafs  das  Volk  Schöpfer  des  Staates  sei. 
Der  andere,  berühmtere  Ansspracb:  un  prince  est  le  premier  servitenr 
et  le  premier  magistrat  de  TKtat  ((Envres  I,  p.  12^)),  ruht  doch  im 
Grunde  auf  «L  r  ( Jl.  i<hstellunju'  von  penple  und  Etat. 

A.  Wolf,  Leopold  II.  und  Marie  Christine,   ihr  Br;efwecbsel 
(1781--17U2),- 18137,  S.  ff. 
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frpmHf>  der  Staatsorclmuig  im  staatlichen  Interesse  stiiatliche 
Funktionen  übt,  d'u'  herrsrhende  geworden,  wenn  auch  manche 
WidenprUi  he  und  Unklarlieiten  in  der  Theorie  des  Monarchen- 
rechtes  noch  nicht  überall  Uberwnndeii  sind.  Sie  erklttren  sich 
dadurch,  dala  die  ertfrterten  Monarchentypen  nicht  immer  rein 
auftreten,  derart  dab  einer  die  Herrschaft  des  anderen  völlig  ab- 
löst. Vielmehr  Überwindet  selten  der  spfttere  Tjpns  den  frttheren 
gilnzlich,  sondern  dieser  zeigt  häufig  noch  deutlich  Spuren  in  einer 
Epoche,  die  sonst  einer  ganz  anderen  Orundauffassnng  vom  Staate 
hnhligt.  Die  Anscliauiinj;  Liulwi«;s  XIV.  von  der  Monarchie  hat 
Hich  uns  als  aus  allen  Lehren  von  der  Stellun;^;  des  Kiinigs  zu- 
sammengesetzt gezei<;t.  So  ragen  aber  auc  h  noch  in  unsere  Zeit 
Überreste  ehemals  herrschender  Lehren  hinüber.  Auf  d<!n  Nach- 
klang theokratischer  Anschanung  vom  Königsrecht  in  der  Formel 
^von  Gottes  Gnaden"  haben  wir  bereits  hingewiesen.  Aber  auch 
die  Salbung  und  Krönung  von  geistlicher  Hand,  wie  sie  heute 
noch  in  England  und  Ungarn eine  staatsrechtliche  Pflicht  des 
Monarchen  ist,  ist  auf  sie  zurtlckzuführen Der  KrOnnngsakt 
bezeichnet  zugleich  die  Besitzeinweisung ;  in  ihr  lebt  auch  die  lehns- 
rechtliche  und  patrimoniale  Anflfassnng  des  Königtums  symbolisch 
fort.  Auch  sonst  zeij^t  die  Gep  invart  noch  deutlich  Überreste 
der  alton  dualistischen  8taa(>l(dire  ;  die  Nähte,  w(dclie  die  ehemals 
getrennten  Teile  des  Staates  miteinander  verbinden,  sind  dem 
kundigen  Auge  noch  immer  sichtbar.  Wenn  daher  auch  heute 
der  Staat  als  Einheit  aufgefafst  und  demgemäfs  der  Monarch  nur 
aus  dem  Staate  begriffen  werden  soll,  so  ist  in  den  populären 
Vorstellungen,  namentlich  in  den  alten  Monarchien,  noch  immer 
ein  Stttck  Uber*  und  aufserstaatlicher  Herrschergewalt  enthalten, 

I)  Über  die  Bedeutnng  der  ungarischen  Krönung  vgl.  v.VirossiU 
Das  Staatsrecht  des  Könicrelchs  Ungarn,  1865,  1,  S.  21)9  ff.  Erst  der 
gekrönte  K5nig  ist  im  Vollbesitze  der  kihiiglichen  Kechte.  Die  Krönung 
des  Kaisers  von  Kufsland  (d«>r  sich  selbst  die  Krone  aufsetzt)  scheint 
atisschliefslieh  religiös-symboiische  Bedeutung  zu  haben.  \'gl.  Eugcl- 
maou,  a.  !i.  O.  S.  1.'^. 

*)  Die  englische  Krönung'  wird  seit  der  Bill  of  Rights  auff^efafst 
als  Beschwörung  des  V'erfassungspaktes  zwischen  König  und  Reich. 
Ihr  geht  vofin  die  Ancfrkennung,  indem  der  Erzbischof  von  Canterbury 
das  Volk  fragt,  ob  es  willig  sei,  dem  Herrscher  zu  huldigen,  worauf 
dieses  (bei  der  Krönung  der  Kdnigin  Viktoria  durch  die  Schuljugend 
von  Westminster  repräsentiert)  mit  Akklamation  antwortet.  Vgl.  Anson, 
II,  p.  64  ff, 

42* 
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die  vom  »Standjiuukt«'  d»'s  iiiodcruen  Staaten  und  mmih's  Kechte> 
nicht  «'ifafst  werden  kann.  Deuu  dir  rcchtlicheu  Vorstellungeo 
einer  Epoche  können  niemals  mit  dem  Mafse  einer  neaen,  auf 
ganz  anderen  Vorausset/iing:en  ruhenden  gemessen  werden.  Der- 
artige Überreste  sind  politisch  oft  von  grofser  Bedeutung,  kennen 
aber,  weil  nicht  mehr  in  der  Staatsordnung  begrflndet,  den  recht- 
lichen Typus  der  Gegenwart  nicht  Terilndem.  Sie  mttssen  an 
den  Rechtsanschauungen  der  Gegenwart  gemessen  und  den  Be- 
griffen, die  dem  heutigen  Rechtssystem  sugrunde  liegen,  ein- 
geordnet werden,  ansonst  man  zu  den  gröfsten  Widersprüchen 
^(•lan«^t  oder  gar,  will  mau  tol<rerichtig  sein,  den  jia!i/.en  mod<*ruen 
Staatügedauken   einem  Thantom  anfzuoptorn   bereit   >ein  rnufsM. 

Auch  die  ncdjen  der  Erkenntnis  der  (.)rjfanst«dlung  des  Mou- 
areheu  einber^reliende  Vorstellung  von  dem  eigenen  Recht  de» 
Monarchen  auf  die  Staatsgewalt,  derzufoli^e  der  Inhalt  der  mon- 
archischen Funktionen  selbst  iudividuelles  Hecht  des  Monarchen 
sei,  ist,  wie  schon  erwähnt,  dem  Ideenkreise  der  theokratiachen 
oder  patrimonialen  Staatslehre  entlehnt,  weil  sie,  au  Ende  gedacht, 
den  Monarchen  aufserhalb  des  Staates  stellt*).  Sie  konnte  wissen- 

Das  zeigt  die  neuere  höfische  Jurisprudenz,  welche  der  lippiache 
Tbronstreit  gezeitigt  hat  (vgl.  Aber  sie  Anschfits  zu  G.  Meyer, 
8.  255  ff.  und  oben  8.  165),  die  aus  den  Überlebseln  des  patrimonialen 
Staates  diesen  nolbst  restaurieren  zu  können  vermeint,  indem  sie  die 
Verfa!*8ungen  dj  r  deutschen  Gliedstaaten  als  dünne  Oberschicht  auf 
dem  unersclnitfcrtcn  Fundament  des  Pntrimoiiialsta.itt^«  betrachtet.  Alle 
diese  Versucln.'  htelifii  und  fallen  mit  der  Moglirlik«  it ,  ein  vini  jedem 
Staate  nnahhiitifriirt's  Kim  lit  üUer  dem  Rechte  naeiizuwoison ,  da;-  im 
Jahre  i6U<)  im  Augenblick  der  Keichsaui lösung  geboren  wurde.  Dieses 
Recht  ist  aber  nichts  anderes  als  das  bekannte  legitimistische  Natur- 
recht,  wie  es  namentlich  in  der  Hallerschen  Fassung  im  Zeitalter  der 
Restauration  sich  in  regierenden  Kreisen  grofser  Beliebtheit  erfireute. 
Vgl.  auch  Schock ing,  Staat  und  Agnaten,  S.  11. 

•)  Ed.  Loening,  Die  Geriehtabarkrit  über  fremde  Staaten  und 
SouTerSne,  1903,  S.  WA,  behauptet,  der  Monarch  nei  nicht  Staatsorgan, 
sondern  Inhaber  des  Rt'<•llt«'^i.  zw  horrfchen,  das  daher  nicht  vom  Staate 
stammen  kann.  A»U'h  v.  Martitz.  der  doch  die  kiirper.^chaftliche  Natur 
des  modernen  Staates  vrdlij;  zntrefVend  erkiuint  liat,  findet  a.  a.  <>.  S.  -JJ^ 
als  Merkmal  eines  moinirchisflien  Staatsolierliauptes  seine  Herrscher- 
stellung, deren  Wesen  ein  Hecht  au  dem  kürperschaftlicheu  Staats- 
verbandc  ist.  Em  Recht  an  dem  VerlMUid  kann  aber  nicht  ein  Recht 
aus  dem  Verband  sein,  setzt  daher  ebenfiills  eine  fiber  dem  Verband 
stehende  Rechtsordnung  voraus.  Die  Herrseherstellung  des  Monarchm 
ist  genügend  durch  die  Tatsache  erklärt,  dafs  er  unmittelbar  als  Indi- 
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schaftlich  noch  jro'^tiitzt  worden  durch  (Vio  Idee  der  absorptiven 
Repräsentation  des  Volkes  durch  den  Monarchen  zn  einer  Zeit, 
wo  die  natnrrechtUche  Herleitung  des  körperschaftlichen  Charakters 
des  Staates  in  ihren  Grundirrtttmem  noch  nicht  bekannt  war. 
Mit  den  jurbtischen  Grundanschanungen  früherer  Epochen  httngt 
aaeh  die  Formel  von  dem  Monarchen  als  Inhaber  der  gesamten 
Staatsgewalt  zusammen 

Gegenüber  dem  wohlan.so^ebildcteii  Bau  der  heutigen  koii- 
siitiitioiicllen  Monarcliie  bietet  alier  di«*  Lelirc  vom  Monari-lieii,  der 
alle  Kechte  der  Staatsgewalt  in  sich  vereinigt,  keine  reale  Ki- 
keimtiiis  mehr,  sondern  ist  zu  einer  Fiktion  geworden,  die  nicht 
mehr  mit  der  Wirklichkeit  des  rechtlichen  Tatbestandes  überein- 
stimmt Ein  groCser  nnd  wichtiger  Teil  der  staatlichen  Funktionen 
Ist  gänalich  dem  monarchischen  Willen  entrttckt  Vor  allem  die 
richterliche  Ttttigkeit.  Der  Monareh  hat  nicht  mehr  das  Recht 
sn  richten,  das  ihm  ehemals  zustand.  Der  Satz,  der  Monarch  ist 
Inhaber  der  richterlichen  Gewalt,  ist  nur  ein  Ausdruck  für  die 
geschichtliche  Tatsache^  dafs  er  ehedem  in  Person  richtete'). 
Der  Richter  kann  in  seiner  spezifischen  TUtigkeit  nicht  nndn-  aU 
Beauftragter,  sondern  nur  noch  als  Repriiscutant  des  Monarchen 
aufgefafst  werden,  AIxm-  auch  die  Ernennung  der  Richter  steht 
dem  Monarchen  uur  nach  der  Richtung  hin  frei,  dafs  ihm  die 
Wahl  der  den  gesetzlichen  Anforderungen  fllr  das  Richteramt 
entsprechenden  Personen  zusteht,  während  der  Fortbestand  der 
gerichtlichen  Organisation  ebenfalls  Ton  seinem  Willen  unabhängig 
ist.  In  der  Sorge  ftlr  die  Besetzung  der  Gerichte  Übt  der  Monareh 

viduum  höchste  staatliche  Gewalt  hat,  während  sie  in  der  Republik 
niemals  einem  einzelnen  zukommt. 

')  Sie  entspricht  am  rciustcu  den  Verh:iltiii>spn  des  absoluten  Sta.itos. 

^)  Noch  erhalten  ist  ein  Rest  dieses  K'HiiLr-^rt'elits  in  Sclnvcdt-n, 
wo  der  Mouarcli  das  Recht  hat,  au  allen  Sachen  teilzuneliinen  ,  die  in 
dem  höchsten  Gerichtshof  vorgetragen  und  entschieileii  werden,  in  der 
Regel  aber  nur ,  sofern  er  persönlich  im  Gerieht  anwesend  ist.  Er  hat 
dabei  nur  zwei  Stammen  und  kann  fiberstiount  werden.  Er  macht  indes 
von  dem  Recht,  an  den  Urteilssprüchen  des  höchsten  Gerichtshofes 
teilzandimen ,  jetzt  niemals  Gebranch ,  unterzeichnet  jedoch  diese 
Urteile;  Aschehoug,  S.  105.  In  den  deutschen  Hausgesetzen  hat 
sich  in  der  Entscheidung  über  Klagen,  die  gegen  Familienmitglieder 
der  r>ynastie  gerichtet  sind,  ebenfalls  die  persiuiliche  Richterstellung 
des  Monarchen  erhalten  vgl.  B.  §  2  des  1»;iyeris(  lien  Familienstatuts 
vom  5.  August  lbl9,  §  77  des  kgl.  sächsischen  Hausgesetzea  vom 
30.  Dezember  1837). 
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kein  Hecht,  sondern  eine  Pflicht  aus.  Auf  dem  Gebiete  der 
Verwaltang  ist  ferner  die  ganse  nach  Gesetsen  verfahrende  Ver- 
waltong  Ton  seiner  Person  nnabhlngigy  nicht  minder  die  Rxisteni 
eine«  grolsen  Teiles  der  weitverzweigten  BehOrdenorganisatioo 
selbst.  Die  Beamten  sind  nicht  Diener  seines  persönlichen  Willen«, 
von  dessen  Belieben  ihr  Dasein  abhftngt,  sondern  ihm  not« 
wendige  Berater,  Gehilfen  und  Vollzugsorgane,  die  er  troti 
aller  ihnen  obliegenden  dit-nstlic  lieii  Unterordnung  unter  sfinen 
Will«  11  zu  berufen  verptiit'lit«*t  ist.  Die  'I'eiliiahnie  der  Kommunal- 
verbände  und  anderer  Selbstver\valtun;;.skr»rper  an  der  Ausübung; 
der  öfVentlichen  Gewalt  ist  vom  Mouarchen  ganz  unabhängig: 
nicht  einmal  zur  UilfsTorstellung  einer  Delegation  oder  He- 
prisentation  kann  hier  gegriffen  werden.  Soweit  aber  der  Monarch 
eine  Seite  der  staatlichen  Gewalt,  ein  „Recht  der  Staatsgewalt* 
in  der  Sprache  der  frttheren  Staatsrechtslehre  nach  der  bestehenden 
TerfassnngsmMlsigen  Ordnung  niemals  und  unter  keinen  Um- 
stKnden  austtben  kann,  ist  es  eine  leere  Formel,  die  keine  wie 
immer  geartete  Einsieht  in  den  realen  Tatbestand  gewährt,  wenn 
man  ihm  die  Substanz  auch  dieses  'J'eiles  der  Staatsgewalt  zu- 
schreibt. Diese  Formel  ist  nach  ihrer  juristischen  Seite  nichts 
anderes  als  ein  Cl)errest  der  alten  Identifizierung  von  (Obrigkeit 
und  Staat,  der  ein  Kecht  des  monarchischen  Staates  nur  als 
persönliches  Kecht  des  Monarchen  Uberhaupt  denkbar  war.  Gebt 
man  aber  von  dem  in  der  heutigen  Staatsordnung  ausgeprägten 
Gedanken  ans,  daüs  die  dem  Staate  notwendige  innere  Einheit 
nur  durch  das  ▼erfassungsmftCsige  Znsammenwirken  einer  Vielheit 
von  Organen  bewahrt  werden  kann,  so  schwindet  jeder  AnlaCi, 
jener  Formel,  abgesehen  natürlich  von  der  absoluten  Monarchie, 
einen  tieferen  dogmatischen  Wert  suauerkennen.  Sie  driickt 
vielmehr  nur  den  historischen  Tatbestand  aus,  dafs  in  den  alt- 
nionarchischeu  Läuderu  jedes  Recht,  Imperium  zu  üben,  einmal 
Kecht  des  Monarchen  gewesen  ist.  Tout  fuit  al  couinn'ncj-ment 
in  luy  et  vient  de  luv,  dieser  Ausspruch  des  mittelalterlichen 
englischen  liichters  von  dem  Verhältnis  aller  staatlichen  Grewalt 
zur  K^inigsgewalt  ist  ihr  wahrer  Kern.  Alle  praktischen  juristi- 
schen Folgerungen,  die  in  altmonarchischen  Staaten  aus  dem 
monarchischen  Prinzip  gezogen  wurden,  ergeben  sich  in  un- 
gezwungener Weise  aus  der  Entstehung  und  der  Natur  der  Ver- 
fassungsgesetze in  solchen  Staaten  als  Selbstbeschränkungen  der 
Herrschelgewalt. 
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Für  den  Typus  des  ausgebildeten,  modernen,  diu  Volks- 
gesamtheit  aar  £inkeit  zusammcnfaroenden  Staates  kann  der 
Monarch  nnr  ans  dem  Staat  erklärt  und  als  Organ  des  Staates 
aufgefafst  werden.  Daraus  ergibt  sich,  dab  das  monarchiache 
Prinsip  rein  politischer  Natur  ist  ^)  und  keineswegs  notwendig  in 
der  Konsequenz  der  richtigen  Auffassung  der  Monarchie  liegt. 
Unter  und  neben  dem  Monarchen  kennen  einer  Fttlle  von  Organen 
in  Unterordnung  sowohl  als  in  g^röfserer  oder  jj^eringerer  Un- 
al)liiin|j,igk('it  vom  Mouaielu'ii  staatliclu'  Komjx'tonzfMi  zustehen, 
ohne  «lafs  der  Typus  der  Monarchie  selbst  dadurt  li  alteriert  wird. 

Wesentliches  Merkmal  des  Monarchen  ist  ausscliliefslich,  dafs 
er  die  höchste  Gewalt  des  Staates  darstellt.  Das  ist  aber 
jene  Gewalt,  die  den  Staat  in  Bewegung  setzt  und  erhält.  Näher 
gefafst  besteht  sie  in  der  Sphäre  freien,  vom  Gesetze  nur  be- 
grenzten aber  nicht  inhaltlich  bestimmten,  richtunggebenden 
staatlichen  Handelns.  Also  das  Becht  der  Gesetzessanktion,  d.  h. 
der  freien  Entscheidung  ttber  das,  was  Becht  werden  soll,  die 
freie,  in  der  Pflege  internationaler  Beziehungen,  im  Yertrags- 
flcblufs  und  dem  Becht  ttber  Krieg  und  Frieden  sich  äufsernde 
Tätigkeit  nach  aufsen ,  der  Oberbefehl  über  das  Heer,  die  Er- 
nennung der  Minister  und  anderer  Beamten,  das  Keclit  der  Be- 
gnadifruiijj:  sind  in  der  wirklichen,  von  Fiktionen  freien  Kompeten/> 
des  Mt)narchcn  enthalten.  Auf  diesen  Gebieten  besteht  auch  ein 
wahres,  freies  Befehisrecht  des  Monarchen,  das  dort,  wo  die  Ver- 
pflichtung zur  Anordnung  im  Gesetze  enthalten  ist,  ausgeschlossen 
erscheint.  Nur  in  dem  Sinne,  dafs  die  ganze  Staatsordnung 
heute  eine  gesetzliche  ist,  das  Gesetz  aber  einmal  Inhalt  des 
monarchischen  Willens  gewesen  sein  mufs  und  fortdauernd  als 
dem  Willen  des  Gesetzgebers  entspringend  gedacht  wird,  kann 
man  auch  heute  noch  die  gesamte  Staatsgewalt  als  potentiell  im 
Monarchen  enthalten  denken.  Das  ist  aber  nicht  der  lebendige 
Monarch,  sondern  die  abstrakte  Institution. 

Solange  diese  höchste,  den  Staat  in  Tätigkeit  setzende  und 


')  Dem  heute  noch  ein  beliebiger  rechtlicher  Inhalt  fjegeben  werden 
kann.  So  erklfirt  Arndt.  Können  Rechte  der  A;jjnaten  auf  die  Tliron- 
folge  nur  dun  h  Staats^'est  tz  abpe;lndert  werden?,  1900,  S.  41,  da-i 
monarchische  Prinzip  bedeute  nichts  anderes,  als  dafs  nach  einer  festen, 
durch  menschliche  Willkfir  unabänderlichen  Beihenfolge  der  Herrscher 
bestimmt  ist,  woraus  sieh  denn  ergäbe,  dafs  Bufsland,  wo  der  Kaiser 
die  Thronfolge  einsdit^  ftndern  kann,  keine  wahre  Monarchie  sei. 
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erhaltende  Gewalt  in  der  Hand  eines  einzl^^^cn  mht,  ist  der  Staat 
Monarcliie ,  wt-lchc  Gewalten  aiu-li  immer  son.st  noch  staatliche 
Zwecke  versehen.  Die  Monarchie  erlanjxt  gerade  dadurch  eine 
so  grofse  An|>assn!i};-^riiliigkeit  an  die  verschie.lensten  liisturiscln^n 
und  sozialen  Verhiiltnisse,  dafs  die  jrröfsten  Unterschiede  in  dem 
realen  Mafse  staatlicher  Gewalt  des  Monarchen  mit  Begriff  und 
Wesen  der  Monarehie  vereinbar  sind.  Die  dem  Monarchen  sa- 
Htehende  staatsbewegende  Ttttigkeit  kann  mit  der  nmfaasendstaii, 
aber  auch  mit  sehr  geringer  Macht  ttber  das  ganse  Staatsleben 
verknüpft  sein.  Eines  bt  aber  allen  Monarchien  gemeinsam : 
mit  dem  Ausschalten  der  monarchischen  Gewalt  würde  der  Staat 
sofort  in  seinen  wichtigsten  Fnnktionen  gestKrt  erseheinen  nnd 
der  Anarchie  anheimfallen.  Dies  möge  an  dem  lieispiele  einer 
Monarchie  veranschauliclit  werden,  in  welcher  heute  die  Krone 
das  tleiikhar  ^eriu^ste  Mafs  renler  Maclit  liat. 

In»  heutigen  Kngland  ruht  das  Schwergewicht  der  Staats* 
gewalt  im  Parlamente.  Das  Parlament  gibt  Gesetze,  denen  der 
König  seit  fast  zwei  .Tahrhunderten  seine  Zustimmung  niemals 
verweigert  hat;  das  Kabinett,  ein  Ausschuls  der  Parlaments- 
majorität,  wird  formell  swar  vom  König  ernannt,  in  Wahrheit 
aber  vom  Parlament  designiert,  indem  der  Führer  der  Unterhaus- 
majorität oder  eine  ihr  entsprechende  Persönlichkeit  des  Ober- 
hauses, von  der  Krone  zum  Premierminister  bestellt,  die  ttbrigt>n 
Kabinettsmitglieder  aus  der  Majorität  auswählt  und  der  Krone 
zur  Krn«'niiuug  vnrschlftgt:  das  Kabinett  ernennt  in  Wahrheit 
alle  l^eaniten  und  iiht  auch  Sdiist  die  königliche  Prärogative  aus. 
indem  die  Krone  den  Anträgen  d«'S  Kabinetts,  namentlich  seit  der 
Regierung  der  Kiinigiu  Viktoria,  einen  nennenswerten  Widerstand 
nicht  rntgegenzusetzen  vermag^).  Nichtsdestoweniger  ruht  die 
oberste  Leitung  det»  Staates  ganz  in  der  Hand  des  Königs.  Nur  er 
kann  das  Parlament  in  Tätigkeit  setzen,  dem  Selbstversammlungs- 
recht nicht  gegeben  ist,  er  ist  auch  heute  noch  caput,  principium  et 


')  Dafs  aher  aucii  dieser  Zustand  einer  der  wecliselndeu ,  von  der 
per.>(»uliclieu  Art  der  jeweili^'en  Machthaber  abhäniriger  ist,  zeigt  der 
Umschwung,  der  seit  der  Tlironbesteigung  Eduards  VII.  eingetreten  ist. 
Dieser  König  hat  in  manchen  wichtigen  inneren  Angelegenheiten  die 
Initiative  ergriffen  und  ist  in  der  ftufseren  Politik  richtunggebend,  ohne 
dafs  sein  persönliches  Hervortreten  als  verfassungswidrig  getadelt 
würde:  die  Stellung  der  Krone  in  der  viktorianisohen  und  in  der 
gegenwärtigen  Ära  sind  keineswegs  völlig  gleichartig. 
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finis  ])arliameuti  Würde  er  trotz  des  politischen  Zwanges,  der 
auf  ihm  lastet,  einem  Gesetze  den  royal  assent  Terweigenit  so 
könnte  keine  Macht  der  Welt  ihn  rechtlich  dazu  zwingen;  ohne 
seinen  Willen  wttrde  die  ganze  G^esetzgebungsmaschine  stillstehen 
£benso  kOnnen  seine  Willensakte,  durch  welche  er  das  Kabinett 
ond  die  Beamten  ernennt  sowie  andere  wichtige  Begiemngsakte 
▼oraimmt,  von  niemand  ersetzt  werden.  InaktivitMt  des  Königs 
könnte  sofort  den  ganzen  Staat  liilimen,  und  ein  rechtliches  Mittel 
znr  Be.seiti(:;iing  einer  S(dchen  Störung,  solange  überhaupt  die  Ke- 
gieruii;rst';ihigkeit  des  Königs  dauert,  ist  niciit  vorlianden.  Jede 
Änderung  eines  solchen  Znstandes  könnte  nur  auf  dem  Wege 
einer  Revolution  erfolgen.  Man  hat  die  viele  Schreibarbeit,  die 
dem  König  auferlegt  ist,  in  England  lebhaft  getadelt Ohne 
diese  königlichen  Unterschriften  könnte  aber  der  englische  Staat 
nicht  in  Gang  erhalten  werden. 

Die  gesetzliche  Disposition  Uber  die  gesamte  Staatsgewalt  ruht 
in  England  beim  Parlament  im  alten  Sinne,  d.  h.  dem  König 
und  den  beiden  Häusern ;  die  höchste  rechtliche  Gewalt  hat  aber 
trotz  der  andersgearteten  realen  Machtverteilnng  der  König  allein^ 
denn  die  beiden  liHnser  des  TarlanKMites  können  durch  eigenen, 
vf»in  Monarchen  unabhiingij^eu  Willen,  von  ihrer  inneren  Ordnung 
abgesehen,  auf  dem  We^e  direkter  Auorduuug  keiue  Änderung 


')  Vgl.  namentlich  Hearn,  The  govemment  of  England,  p.  51 
(zitiert  in  Gesetz  und  Verordnung,  S.  18,  N.  29),  der  den  rechtlichen 
Charakter  des  royal  assent  zu  den  Gesetzen  am  treffendsten  zeichnet. 
Auch  Burgess,  Political  Science,  II,  p.  20:^  setzt,  obwohl  nicht  mit 
gleicher  Schärfe  wie  Hearn,  (li<'  UinnitjLrliehkeit  auseinander,  dafs  das 
königliche  Recht  durch  Nichtgebrani  h  verlorenireuMn^cn  sei. 

*)  Es  ist  ganz  unjuristisches  Denken,  wenn  in  Werken  über  eug- 
iiscbes  Recht  fortwährend  behauptet  wird,  die  Krone  hätte  ihr  Veto- 
recht „hy  disnse*  Terloren*  Von  ihrem  Rechte,  den  Gesetzen  ihre  Zu* 
Stimmung  zu  erteilen,  hat  sie  yielmehr  immer  Gebrauch  gemacht. 
Wer  könnte  aber  den  nach  englischem  Staatsrecht  znr  Perfektion  des 
Gesetzes  nötigen  royal  assent  im  Falle  der  Verweigerung  ohne  Usur- 
pation königlicher  Rechte  supplieren?  Audi  die  politische  Sachlage 
wird  nicht  richtig  wiedergcf^eben,  wenn  Bagehot,  Englische  Ver- 
fasfiungszustände ,  deut.'ielie  rbersetxung  mit  einem  Vorwort  von 
V.  H  o  1 1  z  e  n  (1  o  r  f  t',  l>G>i,  S.  iu  »eherzender  rbertreiliuni;  von  der 
Köuij4:in  Viktoria  sa^t :  „Sie  mufs  ihr  ei;_'enes  Tod. ■surteil  unteix-lireiben, 
wenn  die  beidin  Ilauser  es  ihr  eiu.stinHnig  vorlegen."  Wer  konnte  sie 
üherhaupt  zu  irgend  etwas  zwingen? 

*)  Bagehot,  S.  91  f. 
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der  Staatsordnung::  und  der  Amterbesotzung-  vornehmen.  Das 
Parlnm«*nt  allein  macht  Gesetze,  und  docli  kann  es  ihuen  keine 
Gesetzeskraft  verleilien;  e.s  wählt  den  Premierminister  und  durch 
diesen  die  Übrigen  Mitglieder  des  Kabinetts  aus  seiner  Mitte,  und 
doch  kann  es  kein  einziges  Mitglied  des  Kabinetts  selbständig 
erneDnen.  £0  kann  der  Krone  eine  Forderung  yerweigeniy  ihre 
Bäte  dem  Impeachment  nntersiehen,  was  beides  Überdies  bei 
dem  Sjstem  parlamentarischer  Begiemng  unpraktisch  geworden 
ist;  allein  das  sind  wesentlich  Handlungen  mit  n^gatiTem  Erfolg, 
die  keineswegs  die  ununterbrochene  Fortdauer  der  staatlichen 
Funktionen  b^swecken.  80  vermag  denn  der  Konio:  mit  dem 
l'arlanient  alles,  das  Parlament  ohne  d**n  Köni;^  nicht?.,  während 
der  König  ohne  l^arlament  kraft  seiner  Prärogative  die  höchste 
Funktion  ausübt,  nämlich  dafür  surgt,  dals  der  Ötaat  fortwährend 
in  Tätigkeit  erhalten  werde. 

Der  Monarch  ist  daher  Uberall  der  Ausgangspunkt  der 
staatlichen  Funktionen,  die  deshalb  alle  mit  ihm  in  dauernder 
Verbindung  stehen,  ohne  darum  notwendig  Ton  ihm  abhängen  su 
mttssen.  Die  Lehre  von  der  Gewaltenteilung  in  der  Montes- 
quieu'sehen  Fassung  hat  diese  wichtige  Bechtstatsache  gänslich 
verkannt,  indem  sie  dem  Monarchen  blofs  die  den  beiden  anderen 
nebengeordnete  exekutive  Gewalt  zugeteilt  wissen  wollte,  was 
praktisch  den  Staat  zur  Untätigkeit  oder  zu  innerem  Kanipfe 
verurteilen  winde.  Alles  Leben  kann  im  Kinheitsstaate  nur  von 
einem  Zentrum  ausgehen.  Wäre  es  möglich,  in  einer  lebendigen 
Einheit,  wie  es  der  Staat  ist,  mehrere  solciie  gleichwertige  Zentren 
SU  schaffen,  so  wäre  schlielsiich  dauernde  Anarchie  die  Folge 
solchen  Beginnens. 

Ist  demnach  der  Sata:  alle  Gewalt  ist  notwendig  beim  Könige» 
unrichtig,  so  gilt  doch  von  allen  Monarchien,  selbst  von  den- 
jenigen, die  das  demokratische  Prinsip  in  ihren  Verfassungen  ver- 
kündigt haben,  dafs  alle  staatliehen  Funktionen  ihren  Ausgangs- 
])unkt  und  daher  auch  ihren  Einigungspunkt  im  Monarchen  haben. 
Vereinbar  hingegen  mit  der  Einheit  des  Staates  ist  eine  Verteilung 
staatlicher  Macht  an  verschiedene  Organe  unter  dem  Monarchen, 
die  als  solche  ja  nur  Glieder  des  einheitlichen  Staates  sind, 
ebenso  Machtzuweisuug  an  nichtstaatliche  Verbände,  sofern  sie  nur 
sugleich  die  Funktionen  staatlicher  Organe  versehen  oder  vom 
Staate  in  ihrer  öffentlich-rechtlichen  Tätigkeit  kontrolliert  werden. 
Auch  die  Gesetsgebungs  •  Initiative  der  Kammern  ist  der  Mon- 


^  .d  by  Google 


Zwansigstes  KapiteL  Die  Staatafonneii. 


667 


archie  iiiclit  widersprechend  wenn  nnr  der  also  erfolgte  Anstois 
nicht  durch  den  Kammerwillen  selbst  Terbindliche  Kraft  erhält 

In  der  Monarchie  mttssen  daher  alle  Qbrigen  Organe  dem 
Monarchen  zwar  nicht  notwendigerweise  nntergeordnetf%ber  doch 
mindestens  nach  der  Richtung  von  ihm  abhängig  sein,  dab  ent- 
weder  ihre  Tätigkeit,  ihr  ununterbrochenes  Funktionieren  oder 
doch  die  Verleihung  der  Gesetzeskraft  an  ihre  Beschlüsse  von 
seinem  Willen  ahliiingt.  Das  zeigen  ini  niod<'rnen  Staate  die 
Kammern,  die  in  vielen  Staaten  »>lme  den  Monnrclien  ihre  TUtig- 
keit  nicht  lieginnen  und  von  ihm  Überall  unter  verschiedenen 
Bedingungen  anfser  Tätigkeit  gesetzt  werden  können^),  Uberali 
jedoch  grundsKtzlicb  keine  die  UntertAnen  unmittelbar  ver- 
pflichtenden Beschlüsse  m  fassen  vermögen Das  aeigen  alle 
BtaatabehSrden,  auch  die  Gerichte ,  die  von  ihm  oder  in  seinem 
Auftrage  mit  den  passenden  Personen  besetst  werden  mflssen 
und  erst  dadurch  in  den  Stand  gesetzt  werden ,  ihre  Zuständig- 
koiten  sn  versehen.  Daher  sind  die  Kammern^  und  soweit  die 
Bechtsprechung  reicht,  die  Gerichte  zwar  dem  Monarchen  nicht 
dienstlich  untergeordnet,  aber  nichsdestoweniger  von  seinem 
"Willen  in  ihren  Funktionen  bedingt.  Auch  Komrnunalverbände 
und  andere  Selbstverwaltungskörper  aber,  die  staatliches  Imperium 
als  ihr  Kecht  tlben ,  sind  seiner  höchsten  Aufsicht  durch  das 
Medium  der  staatliehen  Verwaltungsbehörden  unterstellt;  sie  sind 
vom  Staate  und  damit  vom  Staatsoberhaupte  abhängig. 

Das  wesentlichste  Merkmal  des  also  festgestellten  Tjpus  der 
Monarchie  besteht  aber  darin,  dats  keine  Änderung  der  ver- 
ftssongsmäbigen  Ordnung  des  Staates  anders  als  mit  Willen  des 
Monarchen  erfolgen  kann.  Soweit  der  Spielraum  für  die  Oe- 
staltnng  der  Monarchenstellung  innerhalb  des  Typus  auch  sein 
niag,  so  viele  Abweichungen  im  einzelnen  von  diesem  Typus  auch 
vorkommen  konneu,  an  dem  Dasein  der  angegebenen  Macht  hat 

<)  Noch  von  Gerber,  S.  126,  N.  2,  für  prinzipiell  bedenklich 
erklärt. 

^  Selbst  in  Norwegen,  dem  einzigen  Staate,  in  dem  dem  König 
ein  Auflösungsrecht  der  Kammern  nicht  zusteht,  kann  er  das  Storthini^ 
nach  zweimonatlicher  Session  schliefsen.  Hat  er  es  zu  aufserordent- 
lirher  S«'s>*if»n  zusammenberufen,  so  steht  ihm  der  Zeitpunkt  der 
Scbliefsun^  vollkoininen  frei.    Matter.  ;i.  a.  O.  p.  2'n. 

*)  Darin  gibt  ailerdin;^^  später  zu  erwähnende  Ansiuihnieu,  vor 
allem  Ministeranklagen,  Walil  einer  neuen  Dvnastie  (Ungarn,  Jielgien), 
Einaetzuug  einer  Regentschaft  beim  Mangel  rechtlich  hieran  Berufener. 
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der  BegiitV  des  Monarclieii  seine  Gionze.  Wo  Verfassungs- 
Hnderuugen  olmo  oder  gf^gcii  ilcn  Willen  des  8taat>c»berliauj>te?! 
durchgesetzt  werden  können,  da  ist,  welchen  Namen  auch  immer 
das  Ötaq|^oberhau])t  trMgt.  eine  Monarchie  nicht  mehr  vorhanden, 
denn  die  oberste  richt<ni<:gebende  'J'Htigkeit  ist  ihm  damit  ge- 
nommen. Daher  war  Frankreich  auf  Gnind  der  Verfassung  vom 
8.  September  1791 ,  welche  die  verfasanngsändemden  BeechlQase 
des  Corps  l^gislatif  der  königlichen  Sanktion  entTttckte,  keine 
Monarchie  mehr,  sondern  eine  Bepublik  mit  erblichem  Staats* 
hanpte.  In  Norwegen  hingegen,  wo  bei  einfachen  Gesetaen  dem 
Könige  nur  ein  suspensives  Veto  zusteht,  bedfirfen  Verfasmings- 
Hnderungen  der  königlichen  Sanktion*):  daher  fällt  Norwegen 
auch  unter  den  Typus  der  Monarchi«'.  R<'publikanischen  Prä- 
sidenten jedoch,  denen  für  die  einfache  Gesetzgebung  h<ichstens 
ein  suspensives  Veto  zusteht,  ist  jeder  Eiugrifl"  in  den  Gang  der 
Verfassnngsgesetzgebung  unmöglich.  Auch  in  England ,  selbst 
wenn  man  sich  auf  den  Boden  der  ])oli tischen  Lehre  stellt,  welche 
die  Verweigerung  der  königlichen  Zustimmung  zu  den  Pariaments- 

I)  Über  Dasein  und  Umfang  des  königlichen  Sanktionarechtes  bei 
Verfassungsftndemngen  besteht  in  Norwegen  theoretisch  nnd  praktiscb 
Streit.   Vgl.  Bernatzik,  Der  Verfassungsstreit  awischen  Schweden 

nnd  N  rwop  ii,  in  GrGnhuts  Zeitschrift,  XXVI,  8.  :303  ff.  Bejaht 
wurde  das  absolut«  Veto  des  Königs  in  eingehender  Hegründung  vn 
der  Juristenfakultät  zu  Christiania  (Om  Kongens  Sanktionsret,  Kristiania 
IKSl,  ]>  V»l  f.),  üliereet/t  voll  Jonas  unter  dem  Titel  „Gutathton  «1er 
jur.  Fakultiit  über  (bis  Sanktion.srei-lit  des  Königs  bei  (^rundges«  tz- 
veniml«  runden",  1^^2,  8.  81  f.,  und  von  .Seidler  in  der  Zeitschrift  tur 
Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  nnd  Verwaltung,  VIII,  S.  455  ff.  Gegen 
das  Sanktionsrecht  spricht  die  Vorbildlichkeit  der  französischen  Ver- 
lassung von  1791  fßr  das  norwegische  Grundgesetz.  Doch  ist  m.  E. 
unter  allen  Umständen  den  AnsAhmngen  Bernatziks  zuzustimmen, 
der  a.  a.  O.  S,  811  dem  König  gegen  alle  den  IJegriff  des  Königtums 
tangierende  Storthingbeschlüssc  ein  absolutes  Veto  zuschreibt ,  so  dafs 
die  Streitfrage  nur  auf  die  {ihrigen  verfassungsändernden  Storthing- 
besi'lilü-se  sich  ZU  beschränken  hat.  Der  Si'hlufsrtatz  der  Verfas^iung 
(Art.  llL'l.  der  deren  Prinzipien  zuwidt  rlaufcnde  Änderungen  unt(  r?a;rt, 
kann  nur  in  diest-m  Sinne,  der  allein  mit  deni  Wesen  der  Monarcliie 
verträglich  ist,  ausgelegt  werden.  Sollte  Norwegen  nach  der  Trennung 
von  Schweden  noch  ferner  Monarchie  bleiben,  so  wird  vermutlich  diese 
Frage  durch  authentische  Inteipretation  zugunsten  des  Königtums  ge- 
löst werden  müssen,  zumal  die  praktische  Bedeutung  des  suspensiven 
Vetos  gogen  den  Unionskönig  gerichtet  war.  Im  parlamentarisch 
regierten  unabhängigen  Norwegen  ist  es  politisch  völlig  ftberflnssig.''  i; 
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beschlUssen  nicht  mehr  für  zulässig  erklärt,  bedarf  auch  heute 
noch  Jedes  auf  die  StelluDfr  des  Königs,  die  königliche  Präro- 
gative, bestlgliche  Gesetz  der  königlichen  Initiative,  was  bei  jeder 
Änderung  der  britischen  Gmndinstitntionen  von  einschneidender 
Bedentnng  ist.  Diese  sind  nämlich  so  innig  mit  der  Prärogative 
verknüpft,  dafs  jede  wesentliche  Änderung  in  ihnen,  also  jede 
Andemng  der  materiellen  Verfassunj;  Englands  an  einen  könig- 
lii  lien  Willensakt  g:<'kntlprt  i^t  M.  Kine  Auriielmiig  des  Ober- 
hauses z.  B.  würde  das  zur  k<iiiij^lichen  IViirogative  zHhlende 
Keclit  der  I*airserueiinung  vernieiiten,  könnte  daher  ohne  vorher- 
gehenden königlichen  Antrag  nicht  in  Verhandlung  gezogen 
werden. 

Diesem  die  äuf^erste  Grenze  der  Monarcliie  bezeichnenden 
Typus  steht  aber  als  Normalfall  in  der  heutigen  Staatenwelt  jener 
gegenüber ,  in  dem  keine  Änderung  der  gesamten  Bechtsordnung 
ohne  den  monarchischen  Willen  erfolgen  kann.  Dazu  tritt  dann 
die  weitere,  auf  die  Leitung  des  Staates  sich  beziehende  freie 
Tätigkeit  nach  aufsen  und  innen,  so  dafs  jeder  Akt  der  Staats- 
leitung vom  Monarclien  oder  docli  in  seinem  Auftrag  vorgenommen 
wird.  Mancherlei  Ausnahmen  können  den  Typus  modifizieren, 
ohne  ihn  dt;8halb  zu  striren.  So  z.  B,  wird  in  der  parhimentarisclien 
Befugnis  zur  Ministeranklage  und  der  daran  geknüpften  Wirkung 
der  Suspension  der  Minister  eine  solche  Abweichung  vom  Typus 
erblickt  werden  müssen,  die  aber  bei  der  geringen  praktischen 
Bedeutung  solcher  nur  ganz  ausnahmsweise  zur  Anwendung  ge- 
langenden Gesetzesbestimmungen  keine  wesentliche  Änderung  der 
Monarchenstellung  herbeifahrt.    Mannigfaltig  können  auch  die 


')  Vj;l.  May,  Law  of  Parliauient,  lo.  od.  18!);;,  p.  Die  Kimigin 

Viktoria  hat  uielnniaU  ihre  vorläufige  Zustinmiung  zu  soU'hen  Gesetzen 
verweigert,  die  deshalb  von  der  Tagesordnung  abgesetzt  werden  mufsten; 
vgl.  May,  p.  424.  Übrigeus  hat  es  das  Kabinett  in  der  Hand,  jede 
von  ihm  bedenklich  gefundene  Bestimmung  im  Laufe  des  parlamentari- 
schen Verfobrens  zu  unterdrficken,  so  dafs  sich  kaum  ein  Anlafs  zur 
Ausübung  eines  Vetos  ergeben  kOnnte.  Burgess,  Political  Science, 
II,  p.  200f.,  unterscheidet  zwischen  konstitutionellen,  ein  Residuum 
der  früheren,  selbständig  ausgeübten  Prärogative  darstellenden  und 
auf  Parhimentsakten  beruhenden  oder  statutarischen  Kronrechten. 
Erstere  können  durch  absohitf-  \'<  to  verteidigt  wrrdeu,  „uutil  the  state, 
through  a  House  of  Cominous  ehn  trd  u\)Ou  the  issue.  shall  have  eoni- 
manded  the  Submission  of  the  Crown'*  (p.  'JOl).  Das  ist  aber  keine 
juristische,  sondern  eine  revolutionäre  Lösung  der  Frage. 
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[k'tliii'ruii'rPii  luul  Eiii-^rlirUnkungou  sein,  die  «lieber  t'reieu  Täti^'kfit 
df»s  Monarclicn  Vl'^t".■ls•^u^g•'lIli^f^i«:  ^■e^ebcn  >in<l.  Die  Ziisiäiidi^- 
keiteii  der  parlainentarisichen  Kcdlegien,  das  Erfordernis  mioi- 
sterieller  Koutrasiguatur,  Präsentationsrechte  von  Körperschaftea 
usw.  sind  unter  diesem  Gesichtspunkte  zu  betrachten.  Sie  ziehen 
der  richtunggebenden  monarchischen  Funktion  Schranken ,  be- 
stimmen sie  aber  keineswegs  in  ihrem  Inhalte. 

SchlieCslieh  ist  noch  eine  wichtige  Abweichung  vom  Grund- 

tyiius  der  Monarchie  zu  erwfthnen.  Wenn  auch  als  Normalfall 
die  Mniian  liie  eine  einzige  physische  Person  als  iir.clKtes  Organ 
aut'wrivt.  so  ist  drjinofli  eine  Monarchie  mit  einer  Mflirheit  inon- 
archisclier  Personen  möglich,  wofern  nur  die  mouarchischeo 
Willensakte  nicht  nach  einer  verfassungsmäfsi^j:  bestimmten  Form 
unter  Anwendung  des  Majoritätsprinzips  aus  dem  Willen  mehrerer 
gewonnen  werden,  vielmehr  jeder  Akt  entweder  als  von  jedem 
einzelnen  der  Monarchen  oder  von  allen  einseinen  als  solchen  ge- 
meinschaftlich ausgehend  angesehen  wird.  Solange  jeder  höchste 
staatliche  Willensakt  Wille  individuell  bestimmter  Personen,  also 
nicht  eines  Kollegiums  ist,  so  lange  bleibt  der  Typus  der  Mon- 
archie gewalirt.  Daher  war  lioin  in  der  nachdiocletianisclifii 
Kpoclie  auch  dann,  als  mehrere  Augnsti  nnd  Caesares  znghiih 
regierten,  eine  Monarchie;  el»enso  ändert  die  Annahme  eines 
Mitregenteu  oder  eine  gemeinsame  Regierung  keineswegs  den 
Typus  der  Mf>narchie.  So  war  England  unter  Wilhelm  III.  and 
Maria  (1689 — 1694),  wo  die  Königin  alle  Staatsakte  mit  au  unter- 
zeichnen hatte,  ebenso  Monarchie  wie  unter  der  folgenden  Allein- 
herrschaft Wilhelms  (1694  -1702). 


2.  Die  Arten  der  Monarchie. 

Wie  die  Staatsformen  Überhaupt,  so  ist  auch  die  Monaiehie 

den  verschiedensten  Einteilungen  unterworfen  worden.  Mannig^ 
faltige  liistorisrhe  und  soziale  Elemente  sind  Ijervorgehobcn 
worden,  nni  anf  ihnen  besondere  Typen  der  Monarchie  auf- 
zubanen.  (M';:en  alle  derartigen  Versuche  erheben  sich  dieselben 
kritiüchen  lietlenken  ,  die  wir  bereits  bei  den  allgemeineu  Ein- 
teilungen der  Staaten  kennen  gelernt ,  in  erhöhtem  Mafse.  Es 
werden  nämlich  oft  Elemente,  die  nicht  einmal  imstande  sind, 
den  Staat  überhaupt  in  seiner  Eigenart  xu  individualisieren,  sor 
Charakterisierung  einer  besonderen  Staatsform  verwendet,  was 
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natttrlich  noch  weniger  gelingen  kann Im  Grande  geben  aoch 
dtPy  welche  historisch  •  soziale  Kat^rien  der  Monarchie  anf- 
atellen,  nicht  sowohl  l^pen  als  vielmehr  eine  Reihe  individneller 
Einselbilder').  In  gedeihlicher  Weise  kann  die  Monarchie,  wie 
die  Staatsformen  ttherhaupt,  nur  nach  rechtlichen  Unterschieden 
eingeteilt  werden. 

Im  tol^j^t'iulen  sollen  alxT  nur  dii-  Ix  kanntcn  Bililungen  höherer 
Kulturstufen  herUeksiehtigt  wenlen.  Bereits  crwUlmt  wurde,  dafs 
der  monarcliisclie  'Pvpus  der  Verbandsorganisation  iu  die  An- 
fange des  Htaatlicheu  Lebens  anrückreicht.  Einer  unentwickelten 
Knltur  gehört  die  StnmmeshKnptlingBSchafty  das  Stammeskönigtum 
an.  Entweder  herrscht  da  nur  eine  Qelog^nheitsorganisation 
vor,  wie  s.  B.  hei  Kriegsatlgen ,  nach  deren  Beendigang  wieder 
eine  genossenschaftliche  Form  des  Horden-  oder  Stammeslebens 
eintritt,  oder  der  dauernde  Häuptling  hat  keine  scharf  abgegrensten 
Kompetensen,  die  bereits  eine  reiche  Rechtsentwicklnng  vorans- 
setzen.  Die  faktische  Macht  eines  soUIh'u  HHuptliu;rs  kann  bchr 
gering  sein,  sicli  aber  auth  bis  /n  völllL'er  r)es|)otie  steigern. 
Sie  mit  den  ReehtsbegritVen  eim-r  entwirkeiteu  Zivilisation  zu 
messen,  wJlre  ein  höchst  unhistorisches  Beginnen.  Immerhin  ist 
ein  Blick  auf  die  Verhältnisse  solcher  Art  lehrhaft .  weil  er  die 
Kenntnis  möglicher  Variationen  eines  auf  höherer  Kulturstufe  in 
mancher  Hinsicht  stationären  Typus  Termittelt. 

M  So  wt'im  in  der  neue-sten  Literatur  II  <»  s  e  n  b  e  r  .  Hie  juristisehe 
Natur  des  tli  iit^i  liei)  Kai^^ertiinis,  rreufs.  Jahrbücher  Ui'.l,  l'JDl.  S.  i.'>7, 
auf  Gruml  eingehender  Unter.sucliung  als  Monarchen  den  Inhaber  der 
Regieruugsguwalt  bezeichnet ,  dem  diese  nicht  einseitig  von  anderen 
Faktoren  des  Staates  entzogen  werden  kann.  Damit  wären  —  von 
älteren  aristokratischen  Staaten  ganz  abgesehen  —  z.  B.  das  Frankreich 
der  Konsulatsverfassung  oder  die  deutschen  Hansestädte,  wo  dem 
Senatskollegium  die  ihm  zustehende  Gewalt  nur  mit  dessen  Zustimmung 
geschmälert  werden  kann,  unter  den  Begriff  der  Monarchie  zu  bringen. 
Oder  wenn  Seid  1er,  Das  juristisdie  Krit»'rium  des  Stjiates.  S.  0^.  das 
Wesen  des  Moüarchen  darin  findet,  dafs  der  Monarch  ein  konstitutiver 
Faktor  der  st}iatli»-hen  Ni-rfassunf;  ist,  die  ohne  ilui  nicht  ln'stelit.  der 
Präsident  der  liepnlilik  ein  krat't  der  bereits  Itestelieinlt-n  \'erta.H~iing 
geschaffenes  Organ,  was  weder  für  die  Waidntonarchio ,  noch  für  eine 
Monarchie  wie  Belgien  zutrifft,  wo  die  Verfassung  früher  da  war  als 
der  Monarch. 

*)  Das  ist  der  Fall  bei  Roscher,  Politik,  wo  S.  250  ff.  innerhalb 
des  Typus  der  absoluten  Monarchie  drei  Unterarten,  die  konfessionelle, 
die  höfische  und  die  aufgeklärte  Absolutmonarchie  unterschieden 
werden. 
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So  ist  Beit  langem  Lt^benslän^lichkeit  der  monarchischen 
Würde  eines  ihrer  wesentlicluMi  Merkmale.  Soweit  die  KrinDemng 
der  Kttltarvölker  surttckreicht,  hat  es  keine  Könige  auf  Zeit  ge- 
geben. Das  ist  aber  eine  geschichtliche  Tatsache,  die  bereits 
ausgebildete  politische  Verhftltnisse  voraassetst.  Dennoch  lassen 
sich  Überreste  eines  Königtnms  auf  Zeit  noch  lange  nachweisen. 
Die  römische  Diktatur  ist  „eine  monarchische  Institution  inner- 
halb der  repnblikanischen  Ordnung"  Die  Absetzungen  mittel- 
alti^rlii'lier  K«»nigt'  (lunh  das  \n\k  siiul  iiacii  den  liechtsbe^riften 
jener  Zeiten  uielit  als  Ke v<iliiti(tiien  zu  bezeichnen,  vielnielir  aus 
dem  dualistisehen  l'iiarakter  des  Staates  und  der  AutYassunj;  des 
Krmigtums  als  einer  Vertragspartei  zu  verstehen.  Die  Zulässig, 
keit  der  Thntnentsagunj^  de«  Monarchen,  die  Zeitiichkeit  der 
rechtlich  an  des  Monarchen  Stelle  tretenden  Begentschafl  zeigen 
auch  heute  noch  die  Möglichkeit  begrenzter  Begiemngsdaner  des 
höchsten  Staatsorganes.  Nichtsdestoweniger  wäre  es  unrichtig, 
die  Dauer  der  monarchischen  Wttrde  zum  EinteUungsgrunde  der 
Monarchie  zu  wählen,  weil  namentlich  vom  Standpunkte  des 
modernen  Staates  die  Lebennlllnglicbkeit  der  monarchischen  Orgaii- 
stcllun^  grundsiit/.lirli  ein  Ksseutiale  des  -Monarchen  ^'worden  ist*}. 

Ebensowenig^:  kann  das  ^Merkmal  der  Unverantwortliohkeit 
zum  Einteilungsprinzi})  der  Mouarcliie  erhoben  werden.  Im  ent- 
wickelten einheitlichen  Staatnwesen  gilt  notwendig  der  zuerst  von 
der  Kirche  klar  formulierte  Satz :  summa  sedes  a  nemine  iudicetur. 

^)  M  o  rn  m  s  e  n  ,  Abri fs,  S.  ]  *'.:>. 

Und  doch  sind  auch  lii  ute  Abwoichnnjjen  von  diesem  Grundsatz 
dankbar.  In  S:i(  hsen-Koburg-Gotlia  bestimmt  das  Staatsfrrund'rP^f'fz 
\  om  'A.  Mai  \>^'>'2  §  9.  dafs  der  regierende  Kitni^'  von  England  und  dor 
voranssii  litliclie  Thronfolger  von  der  Nachfolge  in  die  Kegierunii  dieses 
deutschen  Staates  ausgescbloBsen  seien,  dergestalt,  dafs  die  Hegieniog 
sofort  auf  den  nach  ihnen  snnlchst  berechtigten  Prinzen  übeigeht  Ist 
jedoch  zur  Zeit  des  Thronanfalls  anfser  dem  regierenden  König  oder 
dem  englischen  Thronfolger  oder  beiden  zusammen  ein  suksessioiU' 
Ikhiger  Nachkomme  aus  der  Speziallinie  des  Prinzen  Albert  nicht  vor- 
lianden,  so  hat  im  ersten  und  letzten  Falle  der  König,  im  zweiten  der 
Thronfolger  die  Begiemng  dor  Herzogtümer  anzutreten  und  sie  durch 
einen  Statthalter  so  lange  ffdiren  zu  lassen,  bis  sie  von  einem  voll- 
jriliri}_o>n  sukzessionsfäliiir«'!)  Prinzen  ans  der  Speziallinie  iles  I'rinzon 
Albert  nhernoniinfii  w  erd»  ii  kann.  Wenn  dieser  Fall  sich  ereij;not.  so 
würde  es  in  Koburg-Gotha  «-iiH'n  Herzog  auf  Zeit  geben  (z.  B.  dem 
König  von  England,  der  bei  der  Thronbesteigung  von  Koburg  nur  einen 
Sohn  hat,  wird  spftter  ein  zweiter  geboren). 
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Jede  strafrechtliche  oder  politische  Verantwortlichkeit  ftlr  Be- 
gierangBakte  hebt  fttr  das  Staatshanpt  das  Merkmal  des  obersten 
Organes  auf,  weil  der  Richter  Imperinm  Uber  den  Angeklagten 
ansttbt.  Das  gilt  aber  auch  für  alle  privaten  Akte  des  Monarchen. 
Streng  logische  Konsequenz  wttrde  ihn  sogar  der  Zivilgerichts- 
barkeit entsiehen^  was  im  englischen  Recht  seine  formelle  Ver- 
wirklichung^ gefunden  hat,  wfthrend  in  der  Regel  Unterwerfung 
unter  da.s  Zivilrecht,  woforu  nur  d'w  einen  Zwang  gegen  die 
Person  einscliliefsenden  liestimnuingen  aiisgeiioiinnen  sind,  der 
herrsclieuden  Kechtsanschauung  Uber  die  Stelliin-  des  Motiarcheu 
nicht  widerspricht.  Die  Idee  einer  Verantwortlichkeit  des  Mon- 
archen^), wie  sie  sich  in  den  deutschen  Rechtsbttchem  wider- 
spiegelt'), kann  nur  im  dualistischen  Staate  entstehen,  wo  klare 
Vorstellungen  Aber  das  Verh&ltnis  beider  Staatsteile  nicht  vor- 
handen sind.  Da  kOnnen  denn,  dem  TertragsmiCsigen  VerhMltnis 
Ton  König  und  Reich  entsprechend,  den  englischen  Baronen  das 
Recht  der  Pfilndnng  des  Königs  znm  Schntx  der  Magna  Charta, 
den  ungarischen  Adligen  das  Recht  der  bewaffneten  Insurrektion, 
den  aragonischen  Ständen  die  Befugnis  zur  Versagnng  des  Ge- 
horsams im  Falle  einer  Verletznnjr  ihrer  Ixechte  durch  den  König 
zugesagt  sein.  Wo  aber  der  Gedanke  der  Staats«  iulidt  in  der 
Staatsordnung  klar  ausgejirllgt  ist,  da  wird  Unverantwortlichkeit 
zum  Kssentiale  des  Monarebenbegriffes''),  dem  gegenüber  ver- 


*)  Strafrechtlicher  Verantwortlichkeit  unterlag  der  frinkische  König 
nicht,  vgl.  Schröder,  S.  119.  Die  Vorstellnng  einer  solchen  kann 
sieh  daher  nur  seit  dem  Zerfall  des  Frankenreiches  gebildet  haben. 

*)  Sie  war  Theorie,  nicht  geltendes  Recht  VgL     Frisch,  Die 

Verantwortlichkeit  der  Monarchen  und  höchsten  Magistrate,  1904, 
8.  110  ff.,  der  treffend  hervorlu  l)t,  dafs  auch  der  auf  ihr  ruhenden  He- 
ptimmung  der  (»oldenen  HuUe  c.  V,  !j  H  keine  praktisdie  Bt  dcutung 
xiikain.  Noch  Gönner,  Staatsrecht,  S.  121,  hält  eijie  Ahsrt/.nntr  des 
Kaiser?  tür  zulässig,  verlangt  aber  hierzu  naeh  <ler  Wahlkapituhif ion, 
Art,  I,  §^  M,  4,  Bewilligung  des  IJeiclistags.  Da  nun  ein  Reichäscblufii 
nur  mit  kaiserlicher  Zustimmung  zustande  kam,  so  hätte  der  Kaiser 
sich  selbst  absetsen  müssen! 

')  Doch  können  anderseits  auch  unverantwortliche  republikanische 
Staatdiftopter  vorkommen.  Solcher  Art  waren  die  fransösischen  Konsuln 
auf  Grund  der  Ver&ssung  vom  22.  frimaire  des  Jahres  VIII,  titre  VI, 
Art.  69,  70.  Gans  wie  bei  Monareben  war  bei  den  Konsuln  jede  straf- 
gerichtliche Verfolgung  auch  wegen  anfseramtlicher  Handlungen  aus- 
geschlossen. 

J*llin«k,  Dm  fiMht  dm  moderoMi  StMt«s.  I.  2.  Aufl.  43 
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antwortliclio  Mouarchea  nicht  als  gleichberechtigte  Gattong,  sondern 
als  Abweichung  vom  Typus  erscheinen 

Endlich  kann  die  Kontinuität  der  Monarchie  keinen  Ein- 
teilungagntnd  ftlr  ihre  Arten  abgeben.  In  der  Wahlmonarchie^ 
bei  Thronstreitigkeiten  y  beim  Aassterben  einer  Dynastie  oder 
dauernder  Verhinderung  des  Thronfolgers,  die  Begierung  zu  llber- 
nehmen^  können  Zwischenherrschafken  eintreten,  die  selbst  nicht 
wieder  monarchiBchen  Charakters  sein  mtlssen.  Der  Charakter 
solcher  Zwisclu'nlicrrschaft  ist  von  Fall  zu  Fall  zu  beurteilen. 
Zwi.sclu  nlu  irM  lier  sind  provisoiisi-lie  8taatshiiuptcr,  niouarchischtT 
Art,  wt'iin  ein  {ihysischer,  republikanischer  Art,  wenn  Wille  eines 
Koll^giuius  die  Uerrschaft  fUhrt^).  Ist  das  Interregnum  ver- 
faasungsmftfsig  g^eordnet,  demnach  ein  rechtlicher,  kein  blofs 
faktischer  Zustand,  dann  haben  die  Zwischenherrscher  nicht  minder 
ein  Recht  auf  Organstellung  wie  der  Monarch  selbst.  Solche  Aus- 
nahmen jedoch  sind  ebenfalls  nicht  geeignet,  die  Monarchie  selbst 
in  Unterarten  sn  teilen. 

Zwei  rechtlich  wichtige  Gegensfttte  sind  es,  die  in  ersprieis- 
licher  Weise  als  EinteiluntcHprinzip  der  Monarchie  dienen  können: 
die  Art  der  Besetzunjj:  des  Thrones  und  der  ünifano:  der  mon- 
archischen Befu^niisse.  Daraus  ergeben  sich  die  Typen  der 
Wahl-  und  Krbmonarchie  einerseits  und  der  uubebchränkteu  und 
beschränkten  Muuarehie  anderseits. 

n.  Wahlmonarchie  und  Erbmonarchie.  In  der 
Wahlmonarchie  wird  der  Thron  von  Fall  zu  Fall  durch  einen 
juristischen  Kreationsakt  besetzt,  in  der  Erbmonarchie  der  Monareh 
aus  einer  bestimmten  Familie,  der  Dynastie,  gemXls  einer  ver- 
fassungsmäfsig  bestimmten  Ordnung,  der  Thronfolge-  oder  Suk- 
Sessionsordnung,  gewonnen. 

Die  Wahlmonarchie  bedarf  besonderer  Kreationsorgane,  deren 
Funktion  aber  derart  auf  den  Wahlakt  beschränkt  bleibt,  dafs 
diese  ihre  OrgautHtigkeit  mit  dem  Wahlakt  konsumiert  ist  und  ihnen 


<)  Wie  die  cftsaristiscbe  Herrschaft  Napoleons  IlL,  vgl.  oben 
8.  511. 

-')  Triepel,  Intene^rmun,  S.  O'.l,  kommt  auf  Grund  einer  unlialt- 
bareii  L«lir»'  vom  Träger  der  Staatsgewalt  zu  dem  Resultat,  dafs 
während  eines  Interregnums  der  Staat  eine  besondere,  weder  als 
Monafchie  noch  als  Aristokratie,  noch  als  Demokratie  zu  bezeichnende 
Staatsform  besitze,  ein  Resultat,  das  allein  schon  die  Unrichtigkeit  der 
ihr  zugrunde  liegenden  Konstruktion  dartnt. 
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fortan  nun  eine  gegeuttber  dem  Monarchen  als  htfchstem  Organe 
OBteigeordnete  Stellang  ankommt.  Iigendeine  Repräsentation  der 
Wähler  dnreh  den  Gew&hlten,  irgendeine  Delegation  von  Bechten 
dnreh  den  Wahlakt  findet  nicht  statt.  Die  Wahlmonarehie  gehört 
demnach  zur  Monarchie,  allftllige  Interregna  nichtmonarchischen 
Charakters  ab{?oreehnet,  nicht,  wie  häufif?  behauptet  wurde,  zur 
Republik.  Allerdings  b<*sitzt  die  Wahluion.ucliic  die  Xeig'un^'-, 
mindestens  zu  einer  politisclien  Suprematie  der  Wälder  zu  führen, 
daher  alle  kräftigen  Monarchien  Erbmonarchien  waren  oder 
■chliefslich  wurden.  Den  Übergang  von  der  Wahl-  zur  Erl>- 
inonarcbie  bildet  die  Wahl  aus  den  Mitgliedern  eines  bestimmten 
Geschlechtes,  die  in  mittelalterlichen  Reichen  häufig  geübt  wurde. 
Die  Wahl  kann  nur  auf  liobensseit  erfolgen ;  jede  Befristung  der 
Wahl  widerspricht  dem  Typm  der  entwickelten  Monarchie.  Hin- 
gegen  kann  Lebenslängliehkeit  des  obersten  Begierungsamtes  noch 
keineswegs  als*  Zeichen  der  Monarchie  gelten;  man  denke  an 
den  Lord  Protektor  der  englischen  Republik*)  und  den  Erb- 
statthalter der  Niederlande.  Selbst  in  Republiken  der  Gegenwart 
kommen  lebensliin^^-liihe  Mit;^lieder  des  regierenden  Kollegiums 
vor,  wie  die  Senatoren  der  Hansestädte  beweisen. 

Die  Wahlmonarchie  ist  aus  der  heutigen  Staatenordnung  ver- 
•ehwunden ;  nur  Bulgarien  bildet  nach  dem  Buchstaben  des  Berliner 


>)  Das  Commonwealth  of  England  gehört  zu  den  merkwfirdigsten 

Stutsbildungcn.  Eingehendere  rechtliche  und  politische  Untersuchung 
i»t  ihr  erst  kürzlich  von  Esmein,  Les  constitutions  du  protectorat  de 
Crnmwpll,  Rovne  du  droit  pnbhV,  XIT,  1>*99,  p.  198  ff.  und  404  tV.,  zuteil 
geworden.  Uber  die  Verfa^-mii^eii  dea  I'rotektorat<'s  vj^l.  auch  Roth- 
schild, a,  a.  O.  S.  141  ff.  Die  \v«M  li-;olnd»Mi  \'ert"a.s?<UM^'s\  er}i;iltnisse  der 
Kepublik,  die  als  militärische  Diktatur  beginnt  und  /ngrunde  g»dit,  ehe 
•ie  eine  dauernde  Form  gewinnen  kann,  hatten  bisher  diesen  Mangel 
bewirkt.  (Ein  Überblick  hei  G  n  e  i  s  t ,  Englische  Verfossungsgeschiehte, 
1882,  8.  579  ff.)  Auf  Qrund  des  Instrument  of  Goyenunent  hat  der 
Lord  Protektor  eine  ^t  königliche  Stellung,  ist  aber  durch  einen  vom 
Parlament  zu  repräsentierenden  Staatsrat  sehr  eingeschränkt;  bei  Ge- 
setzen hat  er  binnen  zwanzig  Tagen  entwcdr-r  seine  Zustimmung  zu 
«erklären  oder  das  Parlament  zu  bewegen,  die  Bill  zurückzuziehen, 
widrigenfalls  sie  Gesetz  wird,  sofern  si«-  niiht  gegen  tla<  Instrument 
Vf>r»tf^r«t.  Vom  Monarchen  ist  der  Protcktur  dnn  h  seiiu'  als  selbst- 
verständlich gedachte  Verantwortlichkeit  untiTschicdcn.  Sie  ist  nicht 
■nsdrücklich  ausgesprochen.  Wer  aber  Verurteilung  tind  Hinrichtung 
des  Königs  suliefs,  konnte  unmöglich  einem  den  Königstitel  nicht 
Ahrenden  Staatshaupte  UnVerantwortlichkeit  vindizieren. 
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Vertrages  eine  seheinbare  Ausnahme.  Doch  kann  sie  noch  immer 
in  anlserordentlichen  FKllen  Torllbeigehend  entstehen.  Die  Em- 
setanng  von  Dynastien  in  nengebildeten  Staaten  geht  hente  natar- 
gemKls  auf  dem  Wege  der  Wahl  vor  sich,  wie  wfthrend  des 
19.  Jahrhunderts  Belgien  und  die  christlichen  Staaten  der  Balkan- 
hnlbinsp]  ^07.ev^i  haben.  Beim  Wegfall  der  Dynastie  ohne  ver- 
fa8s^u^^^*^lUfsi;r«'  Vorsortrc  für  eine  neue  ist  sie  auch  fernerhin 
das  uormah»  Mittel  zur  Hesetzun^^  des  Thrones,  uml  zwar  sind 
niani^els  abweicheuiler  Festsetzuni^<'ii  ^-oKlien  Falles  die  Kammern 
als  das  verbleibende  unmittelbare  Organ  berufen,  die  Wahl  vor- 
zunehmen. Derartige  Wahlen  waren  die  Wilhelms  III.  und  der 
Maria  durch  das  englische  Parlament,  Amadeos  von  Savoven 
durch  die  spanischen  Kammern  (1878).  Ähnlich  wie  die  Wahl 
wirkt  die  Bestätigung  des  durch  Usurpation  erworbenen  Thrones 
durch  Volksschtufs,  wie  die  Praxis  der  Bonapartes  in  Frankreich 
zeigt.  Diese  auÜBerordentlichen  Wahlen  und  Bestfttigangen  be- 
rufen aber  in  der  Regel  nicht  nur  eine  individuell  bestimmte 
Person,  sondern  eine  Dynastie,  aus  deren  Mitte  die  kllnftig^eü 
TrUf^er  der  Krone  entstehen,  was  formell  durch  eine  Ergänzaug 
der  Verfassungs^'^(»sef /.I'  ausges])rochen  zu  werden  j)tlegt. 

Dafs  in  der  Erbmonarciiie  nur  im  bildlichen  Sinne  von  der 
Erblichkeit  der  Krone  gesprochen  werden  kanny  bedarf  vom 
Standpunkte  der  heutigen  Staatsordnung  kaum  näherer  Aus- 
ftlhrung.  Nicht  der  Monarch  erbt  die  Krone,  sondern  die  Krone 
den  Monarchen;  die  bleibende  staatliche  Institution  nimmt  beim 
Thronwechsel  einen  neuen  Organtrüger  auf.  Die  Gesamtheit 
der  auf  die  Thronfolge  bezüglichen  Sfttze  ist  rein  öffentlieb- 
rechtlicher  Natur,  daher  auch  ausschlielislich  der  staatlichen  Ver- 
fnssungsgesetzgebung  unterworfen.  Dieser  Gedanke  ist  aber  erst 
in  der  Ordnung,'  der  heutigen  Monarchie  klar  ausgeprJlgt  wonlen. 
Solange  die  Anscliauun;^'^  vom  Staate  als  Patrimonium  de>  Fiir>ten 
vorherrscht  und  d«'n  (iedanken  des  Fiirstenamtes  zurückdrängt, 
itit  die  Thronfolge  mit  privatrechtlichem  Krbgang  ideutitiziert 
worden.  Solange  die  Vor8t(dlung  der  Staatseinheit  nicht  vor» 
handen  ist,  werden  Staaten  gleich  Erbschaften  geteilt.  Im  Wider* 
stand  der  politisch  mächtigen  Volksklassen  gegen  die  Teilungen 
regt  sich  auch  die  Idee,  dafs  der  Staat  kein  Objekt  eines  Familien- 
besitzes  sei,  und  die  Herausbildung  des  einheitlichen  Staates  liCst 
die  öffentlich-rechtliche  Natur  der  Thronfolge  aus  ihrer  priTat- 
rechtlichen  Umhfillung  zuerst  hervortreten.  Dem  privatreehtllehen, 
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demLeheusrecht  cutstammeadenUrspruQgder  modernen  Suksessions» 
ordnangen  verdankt  aber  die  moderne  Thronfolge  ihre  eingehende 
Ausbildting  and  Bestimmtheit,  die  ThronfolgestreitiglLeiten  to  viel 
wie  möglich  aosBchlielBen,  damit  ein  wesentliches  Bedürfnis  der 
monarchischen  Ordnung  befriedigend. 

Der  Typns  der  Erbmonarchie  wird  auch  nicht  in  den  Ans- 
nahmeßülen  gestffrt,  wenn  die  fehlenden  Thronfolger  nach  Ge- 
bnrtsrecht  dnrch  Erbverbrttderaogen oder,  wie  es  bei  den 
Bonapartcs  und  bei  der  Nachfolg«  der  Bornadottes  in  Scliwedcu 
der  Fall  war,  durch  Adoption  bostiniint  wcrdi  n  ,  t  iKllich  auch 
•lann  nicht,  wenn  kraft  Ernennung  durch  den  k'tztfu  Throninhaber 
oder  durch  Verfassungsgesetz,  das  dieser  sanktioniert  hat,  eine 
neue  Dynastie  berufen  wird.  Die  ersteren  Fülle  hat  man  treffend 
als  künstliche  Agnation  bezeichnet^);  in  den  letsterwäbnten  aber 
fungiert  der  Monarch  selbst  als  Kreationsorgan,  ersetzt  demnach 
nnr  einen  physischen  Akt  durch  einen  juristischen. 

b.  Unbeschränkte  und  beschränkte  Monarchie. 
Eine  Staatsform  ist  dann  unbeschränkt  oder  absolut,  wenn  der 
Staat  nnr  ein  einziges  unmittelbares,  und  zwar  primäres  Organ 
besitzt.  Einen  scheinbaren  Aasnahmefall  böte  die  cäsaristtsche 
Monarchie  ohne  konstitutionelle  Einrichtungen  oder  Volks- 
abstiunnungen  dar,  in  welcher  der  Monarch  sich  zum  Re- 
präsentanten des  Volkes  als  priiniiren  Organes  erklUrte.  Doch 
wäre  ein  solcher  Staat  in  Wahrheit  von  einer  absoluten  Monarchie 
nicht  zu  unterscheiden.  Eine  absolute  Monarchie  ist  demnach 
ein  Staat,  in  welchem  nur  der  Monarch  unmittelbares  Staats- 
organ ist. 

Mit  der  absoluten  Monarchie  bt  weitgehende  Selbstbeschränkung 
dieses  Organs  durch  andere,  mittelbare,  ihm  unteigeordnete  verein- 
barlich,  denen  aus  der  MachtfUlle  des  Herrschers  Staatsaufgaben 
zur  selbsttndigen  Erledigang  zugewiesen  werden.  Solche  Macht- 
Verteilung  war  in  allen  absoluten  Staaten  der  neueren  Zeit  in 
gröfserein  oder  j;eringerem  Uuilauj^e  vorhanden,  iu  denen  es  daher 
auch  ein  «itTentliches,  die  staatliclien  Kouipoteiizeu  regcdndes  Hecht 
gab,  das  sich  von  der  Kechtsorduung  auderer  Staaten  allerdings 

')  Bayer.  Verfjissuu^S  Tit.  11,  ?;  ö,  hessische  Verf.,  Art.  5,  sächsische 
Verf.,  §  7.  Die  Frage,  inwiefern  die  bereits  bestehenden  Erbverbrüde- 
rungen Bodi  rechtUdie  Bedeutung  haben,  ist  an  dieser  Stelle  nicht  zu 
berfihren. 

*)  Vgl.  fi.  Schulze,  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsr.,  I,  S.  240. 
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durch  den  Man^^'l  wirksamer  rechtlirlier  Garantien  unterschied. 
I>ie  absolute  Monarchie  pflegt  auf  Grund  des  antiken  Gegensatzes 
von  Monarchie  und  TyranniB  derart  gezeichnet  sn  werden,  dafs 
die  Herrschermacht  an  dem  Privatrecht  der  einsehien  eine  Schranke 
findet  Allein  auch  ihre  öffentlieh-rechtliehe  Ordnung  ist  Beeht, 
nicht  Willkür.  Die  feste  Ämterorganisatien  des  modernen  Staates 
verdankt  wesentlich  den  Zeiten  der  absoluten  Monarchie  ihre 
wichti^'sten  Keime.  Die  Orundlagen  dieser  Orjranisation  sind  aber 
Bestandtt'ile  der  materiellen  Verfassung  eines  Jt'den  Staat >uesens. 
Schon  im  Mittelalter  zHhlte  die  Aushildtmjj:  der  Z<'ntralbeh<irden 
in  England  und  Frankreich  sowie  deren  Kintlnf<  auf  die  Ge- 
staltung des  Amterwesens  in  Deutschland  und  seinen  Territorien 
SU  Anfang  der  neueren  Zeit  zu  den  bedeutsamsten  Vorgängen 
in  der  Verfassungsgeschichte  dieser  Staaten.  Durch  Errichtung 
einheitlicher  oberster  Behörden  sind  später  manche  Staaten  ans 
vordem  staatsrechtlich  getrennten  Teilen  cur  Einheit  ansammen- 
gefUgt  worden. 

Mit  den  Ämtern  bildet  sich  in  der  absoluten  Monarchie 

allmählich  ein  festes  Beamtenrecht.    In  diesem ,  in  der  inneren 

Verfassung  der  Ämter,  in  der  Herstellung  geregelter  Insian/.co, 
in  der  N'erwaltungstradition.  die  Jode  liehördc  pflegt,  liegen  auch 
gewisse  (Jarantien  gegen  willkürliche  Verwaltung  und  Änderung 
amtlicher  Kompetenzen.  Aui  h  die  Selbständigkeit  der  Justiz 
gegenüber  der  Verwaltung  tindet  sich  in  den  absoluten  Staaten 
der  neueren  Zeit  bereits  mehr  oder  minder  scharf  ausgeprigt 
vor.  So  hat  denn  auch  die  absolute  Monarchie  ihre  ausgebildete 
Verfassung,  deren  Grundlage  in  der  Delegation  von,  der  Substans 
nach  dem  Monarchen  verbleibenden,  Znstftndigkeiten  an  mittel- 
bare Organe  besteht.  Darin,  dafs  der  Monarch  die  geliehenen 
Kompetenzen  jederzeit  wieder  an  sich  ziehen  oder  in  sie  ein- 
greifen kann ,  und  dafs  kein  unabhängiges  Organ  vorhanden  ist, 
dem  rei  litlit'he  Macht  zustellt,  eine  Handlung  des  Monarchen  zu 
verllindern  und  die  Tätigkeit  der  Helnirden  zu  kontrollieren,  so- 
mit die  Einhaltung  der  verfassungsniHfsigen  Schranken  ganz  in 
den  rechtlich  gestimmten  Willen  des  Monarchen  und  seiner  Be- 
hörden gestellt  ist,  liegt  das  unterscheidende  Merkmal  dieser  Art 
von  Verfassungen  von  anderen. 

Die  uralte  Erfahrung,  daÜB  absolute  Gewalt  dem  MiCsbraach 
zuneigt,  hat  bereits  im  Altertum  die  Probleme  der  Beschränkung 
der  Gewalt  und  der  GewKhr  ihres  gesetzmäßigen  Fnnktionierens 
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in  den  Vordergrund  der  praktischen  Politik  gedrängt.  AIh  Haupt* 
mittel  xn  ihrer  Lösung  erschien  den  antiken  Staaten  die  Ver- 
teilnng  staatlicher  Kompetensen  in  der  Weise,  dals  eine  Mehrheit 
▼on  Oiganen  geschaffen  wnrde,  deren  Wirkungskreis  gesetzlich 
abgegrenzt  und  von  dem  der  tthrigen  gttnzlieh  unabhängig  war. 
Am  grofsartigsten  war  dieser  Gedanke  in  dem  System  der 
Magistraturen  des  republikanischen  Rom  durchgeführt,  die  ein- 
ander zwar  begrenzten,  aber  sich  gog«'nsi'itig  inhaltlich  nicht  zu 
Viostiinmen  vennochten,  indem  keine  von  der  anderen  abhängig 
war  und  die  par  maiorvo  ])otestas  Akte  des  gleich  oder  niedriger 
gestellten  Magistrates  zwar  vernichteu,  aber  nicht  anbefehlen 
konnte. 

Anf  ganz  anderen  historischen  Verhältnissen  ruht  die  be- 
schränkte Monarchie  der  mittleren  und  neueren  Zeit,  die 
rechtlich  die  Macht  des  Monarchen  dauernd  zu  begrenzen  und 
die  Einhaltung  der  verfassungsmäfsig  aufgerichteten  Schranken 
zu  gewährleisten  bestrebt  Ist.  Sie  ist  nicht  aus  der  in  einem 
einheitlichen  Staatswesen  rationell  vorgenommenen  Verteilung  von 
Zustilndigk«'it<'n  hervorgegangen,  sondern  verdankt  der  dualistischen 
Gestaltung  des  niittelalterliclicn  Lelmsstaates  ilir  Dasein.  Die 
beiden  Staatselemente  König  und  Volk,  und  zwar  diese  zunllchst 
als  Gesamtheit  der  mit  Ilerrschaftsbefugnissen  ausgestatteten,  be- 
vorrechteten Volksglieder  stehen  sich  anfänglich  als  selbstiindige 
Sechtssubjekte  gegenüber,  deren  gegenseitiges  Verhältnis  auf 
Vereinbarung  ruht  und  durch  Vereinbarungen  sich  dauernd  äulsert 
Daraus  eigibt  sich  eine  Beschränkung  der  monarchischen  Gewalt 
durch  die  anerkannten  Bechte  der  Stände. 

Die  erste  Form  der  beschränkten  Monarchie  ist  demnach 
die  ständische  Monarchie.  Ihr  Typus  besteht  darin,  dafs 
der  Monarch  in  seiner  Regierung  durch  die  Teilnahme  der  zu 
gtäudischen  Körperscliat'len  vereinigten  oder  durch  Heanftragte  d<M- 
dort  vertretenen  IVvorrechteten  und  sodann  aucli  durch  die  selb- 
ständige Innehabung  und  Ausübung  von  Hoheitsrechten  von 
selten  der  Gesamtheit  der  StUnde  oder  deren  einzelner  Mitglieder 
eingeschränkt  ist.  In  der  ständischen  Monarchie  erscheint  das 
Recht  von  Fürst  und  Ständen  als  gleichmäfsig  ursprünglich  und 
selbständig,  als  eigenes,  nicht  etwa  aus  der  Ordnung  eines  sie  zu- 
sammenfassenden einheitlichen  Staatsverbaudes  abgeleitetes  Becht, 
wenn  auch  fortwährender  Kampf  wogt,  das  eine  unter  das  andere 
zn  beugen. 
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Die  eip'utUnilichsten   Merkmale  dw  StUnde  ^iiiJ  ihre  selb- 
stHndigt;  Persönlichkeit  gegenüber  dem  im  Fürsten  verkörpertea 
obrigkeitlichen  Staate  sowie  die  Ei^eube recht i^irting        mit  Viril- 
stimmen  ansgertlsteton  StKndemitglieder  oder  der  durch  Mandatare 
vertretenen  Verbinde,  die  bei  schroffer  Anaprignng  des  stXndiscben 
Oedankens  niemandes  Organe  ^  sondern  durchaus  selbstXodige 
Rechtssnbjekte  sind.   Die  Stände  sind  demnach  in  ilirar  ans- 
geprägten  Oestaltnng  Körperschaften,  die,  ans  selbständigen  Bechts- 
Subjekten  ohne  Organi|imIitHt  zusammengesetzt,  ihr  Recht  und 
ihre  Interessen  vortittm.   die  mit  dem  Ftlrsten,  wie  mit  einem 
anderen  selbstilndi{;en  Keclitssubjekte,  paktieren  oder  auch  kämpfen, 
die  Rlite  des  Fürsten  zur  Verantwortung^  zielim  '  )  »ind  auf  ihrem 
Höhepunkt  ihre  eigene  Verwaltungs- ,   üoercü-   und  —  selb&t 
später  noch  —  ihre  eigene  Finanzorganisation,  ja  so^ar  ihre  Ver- 
tretung nach  aufsen  durch  Gesandtschaften  haben       daher  nach 
den  Begriffen  unserer  Zeit  einen  Staat  im  Staate  danteilen. 
Ihr  Becht  ist  namentlich  nach  swei  Richtungen  hin  als  von 
dem  des,  wenn  der  Ausdruck  erlaubt  ist,  fäistlichen  Staates 
getrennt   Einmal  dem  Fürsten  gegenüber ,  der  in  ihrer  Blflt«^ 
seit  auf  ihre  Yasallentrene  im  Kriege,  auf  ihre  gans  freiwilligen 
(Jähen   zur  ErgUnzung  der  von  ihm  aus  dem  Ertrag  seiner  Do- 
mHnen    und   den   Kegalien   zu  bestreitenden  Staatsausgaben  oder 
aucli    zur  Auf besseruii};   seiner   ]*riviitwirtschaft  aufgewiesen 
dessen   Herrschaft  den  konkreten  MachtverliHltuissen  gemäfs  von 
ihnen  entweder  kontrolliert,  durch  eigene  Rechte  eingeschränkt 
oder  auch  tou  ihnen  geteilt  wird.   Hndann  gegenüber  ihren  Unter* 
gebenen,  Uber  die  ihnen  Uerrschafitsrechte  suttehen,  deren  Aus- 
übung swar  der  Kontrolle  des  Ftlrsten,  zumal  in  der  höchsten 

*)  Unsere  moderne  MinistenrerantwortUchkeit  stammt  aus  den 
dualistischen  Staate  und  ist  keineswegs  nur  im  mittelalterlichen  Eng- 
land in  ihren  ersten  Anf&qgeu  su  finden.  Vgl.  nähere  Nachweise  htt 

Schvarcz,  Montesquieu  und  die  Ver;iiit\\  ortlichkeit  der  Räte  des 
Monarchen  in  Kngland,  Aragonien,  Siebenbürgen  und  Schweden  (11>'9 
l>is  174^),  I>ie  neueste  Literatur  über  den  ständischen  Staat  in  den 

oben  S  ;{1.'>,  N.  gonannten  Werken,  hierzu  noch  Tezner.  Technik  und 
(it'ist  des  stiindisch-monarchiacben  Staatarechtd  (SchmoUerä  Forschungen, 

XIX,  a>,  lüui. 

*)  Noch  1790  verlangten  die  ungarischen  Stände  von  Leopold  11^ 
dafs  zu  einem  Frieden  mit  den  Tfirken  ungarische  Gesandte  beigezogen 
werden  sollten.  A.  Wolff-Zwiedinek- Sfidenhorst»  örteneich 
unter  Maria  Theresia,  Josef  II.  und  Leopold  II.,  1884,  S.  9S2, 
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Gerichtsbarkeit  geübt,  unterworfen  ist,  die  sich  aber  häufig  als 
praktisch  wenig  bedeutongsvoll  erweist.  So  herrschen  denn  im 
aasgebildeten  Typus  des  stKndischen  Staates  swei  Toneinander 
getrennte  Gewalten  teils  nebeneinander!  teils  miteinander,  teils 
aber  auch  gegeneinander. 

Dieses  grundsätsliche  VerbMltnis  xwischen  Krone  und  Stünden 
modifisiert  sidi  aber  in  mannigfaltiger  Weise.  GemXfs  der  Eigen- 
art des  einzelnen  Staates  erscheint  bald  die  Krone,  bald  der 
ständische  Körper  als  das  mächtigere  Element,  was  dem  ganzen 
Staatsleben  sein  eigentümliches  Gepräge  autdriukt.  Zusammen- 
fassung beider  Elemente  zur  Einiieit  sciieint  in  vielen  Staaten 
nur  durch  Vernichtung  der  Selbständigkeit  des  einen  möglich, 
so  daCs  absolute  Monarchie  oder  ständische  Republik  Ende  des 
Kampfes  ist.  In  manchen  kontinentalen  Staaten  zeigen  sich 
femer  im  Laufe  der  stündischen  Entwicklung  Ansätze  einer 
Wandlung  der  Stünde  zu  Staatsorganen.  Die  Stände  betrachten 
sieh  da  häu6g  als  die  politische  Nation  und  damit  als  Repräsen- 
tanten des  ganzen  Volkes  in  welchem  Beginnen  häufig  die  staats- 
rechtliche Literatur  vorangeht.  Die  Klagen  und  Beschwerden,  die 
sie  auf  Keichs-  und  Landtagen  vorbringen,  gelten  nicht  sowohl 
als  ständische  Gravaiuiiia  denn  als  Landesbeschwt'rden.  Dieser 
repräsentative  G<':danke  kann  aber  im  stiindiscben  Staate  niemals 
klar  durchgeführt  werden,  einmal,  weil  die  Privilegien,  die  Vor- 
rechte einzelner  und  ganzer  Klassen  eine  zu  grofse  Holle  spielen, 
dann  aber  auch,  weil  es  infolge  der  weite  Kreise  des  Volkes 
beherrschenden  persönlichen  Unfreiheit  su  einem  einheitlich 
gestalteten  Begriffe  des  Volkes  nicht  kommen  kann.  In  manchen 
Staaten  bleiben  die  Stände  in  dieser  hjrbriden  Form  bis  in 
das  19.  Jahrhundert  hinein  bestehen,  so  in  Schweden,  Ungarn 
und  in  einigen  deutschen  Territorien  bis  in  die  Zeit  des 
Deutschen  Bundes.  Ja,  noch  in  die  Gegenwart  ragen  in  Finnland 
und  Mecklenburg  die  Ülicrreste  des  stiindiscben  Staates  mit 
seinem  Dualismus  lierüber,  der  allerdings  den  Typus  einer  Zeit 
trügt,  die  durch  das  entschiedene  Überg<'wicht  der  Krone  das 
ständische  Korpus  zu  einer  öft'entlich*rechtlichen  Körperschaft 
innerhalb  des  einheitlich  gestalteten  monarchischen  Staatswesens 
herabgedrllckt  hat. 

So  in  Frankreich  solinn  14>=4:  vpl.  Mrstr»',  a.  a.  < ».  p.  11. 
Uber  den  repräsi-ntativen  Cliaraktrr  «1er  Landstiiiid»'  in  dt-n  deutschen 
Territorien  vgl.  v.  Below,  Territorium  und  Stadt,  S.  244  ff. 
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Aus  dem  st.in'lisclicn  Staat  hervorhebend  und  doch  in 
8charf»'m  (iegcnsatz  zu  ihm  ist  der  moderne  Staat  durcli  Über- 
windung des  ständischen  Dualismus  entstanden.  Auf  dorn  K<hi- 
tinente,  von  den  erwähnten  Residuen  abgesehen,  siegt  entweder 
der  Absolntismuf  oder  die  den  Staatsserfiül  vorbereitende  Stände- 
repnblik.  Anden  ist  der  EntfKeklnngagnng  in  England,  wo  dnrcli 
allmXhliebe  Umbildung  der  Beicbsstlnde  in  Staatsoigane  die  Fora 
der  konstitutionellen  Monarebie  geboren  wird. 

Die  konstitutionelle  Monarekie  ist  ein  Typus  des  unitariscb 
gebauten  Staates  znm  Unterschied  von  der  dnalistiscb  gearteten 
ständischen  Monarcliie.  Neben  und  unter  dem  mit  der  maior 
potestas  ausprerlisteten  König  stehen  das  Parlament  oder  die 
Kammern  als  unmittelbare  Staatsorgane.  Sie  sind  also  niemals 
juristische  Personen .  nicht  öffentlich-rechtliche  Körperschat^en, 
sondern  kolle;:ialisch  oi^ganisierte ,  beim  Zweikammersystem  in 
selbständige  Abteilungen  g^liederte  Staatsorgane.  Sie  stehen, 
wie  der  Monarcb,  im  Staate  und  sind  nur  ans  dem  Staate  sn  er- 
klären. Die  Funktionen  der  Kammern  besteben  in  der  Teil- 
nahme an  der  Oeset^bung,  indem  nur  das  von  ihnen  Be- 
schlossene zum  Gesets  erhoben  werden  kann,  in  der  Genehmigung 
wichtiger  Regierungsakte  und  in  der  Kontrolle  der  Verwaltung, 
dalier  ihnen  die  Minister  verantwortlicli  sind.  Der  Monarch  ist 
demnach  auf  allen  (Gebieten  staatlicher  Tätigkeit  im  konstitutio- 
nellen Staate  eingocbriinkt  tind  ihm  nur  eng  bei^n'uzter  Raum 
persönlicher,  keiner  Verantwortlichkeit  unterliegender  Tätigkeit 
gegeben.  Gesetzbeschliefsendes  und  kontrollierendes  Parlament, 
Erfordernis  ministerieller  Kontrasignatur  fllr  die  monarchischen 
Akte,  unabhängige  Gerichte  sind  die  wesentlichsten  staatsrecht- 
lichen Merkmale  der  konstitutionellen  Monarchie.  Am  wichtigsten 
jedoch  (tor  die  Erkenntnis  ihrer  Eigenart  ist  die  Einsicht  in  das 
Verhältnis  ihrer  beiden  unmittelbaren  Oigane. 

Es  sind  ganz  eigenartige  unwied erholbare  geschichtliche  Ver- 
liÄltni'-M'.  die  die  Wandlung  der  englischen  Reichstäude  in  Staat >- 
Organe  herbeigeführt  haben.  Am  bedeutsamsten  in  diesem  Pro- 
zesse aber  waren  drei  wichtige  Umstände.  Einmal  der  streng 
monarchische  Charakter  des  englischen  Staates,  der  alle  seine 
Instittitionen  derart  mit  dem  Königtum  verknUpft  hat,  dafs  alles 
öffentliche  Recht  in  ihm  seinem  Ursprung  nach  als  Königsrecht 
erscheint.  Niemals  ist  in  England  der  staatliche  und  daher  könig- 
liche Ursprung  aller  von  Baronen  und  Körperschaften  geübten 
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Hoheit  Teigessen,  der  Amtsc-haraktcr  aller  mit  MaehtnbiiD<x  Beauf- 
tragten verkannt  worden.  Der  Gedanke  der  Ötaatseinbeit,  bereits 
Ton  Wilhelm  dem  Eroberer,  der  grobe  Güter  durch  die  Land* 
Terteilnng  nur  spärlieh  nnd  mit  nnznsammenhängender  Gnrnd- 
flXche  schuf  y  sowie  durch  die  persönliche  Treuverpflichtung  der 
subtenentes  gegenüber  dem  Ktfnige,  bewu&t,  und  zwar  im 
Gegensatz  zur  feudalen  Zersplitterung  Frankreichs  im  11.  Jahr- 
hundert ausgeprägt,  hat  die  Furcbung  des  Feudalstaates  in  Eng- 
land nie  so  scharf  hervortreten  la>->en  wie  auf  dem  Kontinente 
Dazu  kommen  zweitens  die  Kohenkriege ,  weiche  durch  den 
Wechsel  der  Dynastien  und  die  Ungewifsheit  Uber  die  Person 
dos  jeweiligen  Königs  die  ReichsstÄnde  znm  unzweifelhaften  Ge- 
waltenträger  des  Staates  erheben,  dem  schlicfslich  die  letzte  Ent- 
scheidung darflber  auflült,  wer  als  König  anzuerkennen  sei. 
Endlich  ist  das  Parlament  die  Spitze  der  Gerichts-  und  Ver* 
waltungsoiganisatiou  des  Reiches,  und  damit  dringt  auch  die  Über- 
zeugung von  seiner  Organnatur  frühe  durch.  Nicht  nur  die 
Organstellung  der  Krone,  auch  die  des  Parlamentes  ist  zuerst  in 
England  erkannt  und  in  der  juristischen  Theorie  ausgeprägt 
worden. 

In  dem  Verhiiltnis  von  Kr>nig  und  Parlament  treten  aber 
nach  der  Wiederherstellung  des  inneren  Friedens  durch  die  He- 
rufung  der  Tudors  auf  den  Thron  tiefgehende  Wandlungen  ein. 
Ist  unter  den  Tud«>rs  zweifellos  die  Krone  die  vorherrschende 
Macht,  so  ändert  sich  dieses  Verhältnis  in  den  Kämpfen  der 
Stuarts  mit  dem  Parlamente.  Beruhte  schon  das  Dasein  der 
reataurierten  Stuarts  auf  Zustimmung  des  Parlaments,  so  ist  seit 
der  Bevolution  von  1688,  welche  einem  vom  Parlamente  ins  Land 
gerufenen  Herrscher  den  Thron  verlieh,  die  Vorherrschaft  des 
Parlamentes,  die  sich  bald  durch  eine  neue  Änderung  der  Thron- 
folgeordnung und  Kriiebung  der  landfremden  Weifen  zur  re- 
gierenden Dynastie  auf  da.-,  klarste  betittigte,  entschieden.  J><>ch 
jjril^^t  sie  sich  aucli  unter  dem  ii<  neu  Herrscherhaus  unter 
manchen  öchwaukungeu  erst  nach  und  nach  schärfer  aus').  Am 

')  T'lxT  diese  uMuicntlich  durch  Stubhs  und  Cineist  einir'dieiid 
fcst^'estelltc  Entwickhing  vgl.  ans  der  neuesten  Literatur  die  anziehende 
Schilderung  von  Boutmv,  Le  developpement  de  la  Constitution  et  de 
la  soci^t^  en  Augleterre.    Xouvellc  6d.  l&Uä,  p.  13  ff. 

*)  Eingehende  ErOrtentng  des  Entstehens  und  Wesens  der  parla- 
mentarischen Regierung  in  England  gehört  an  spätere  Stelle.  Vorläufig 
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schärfsten  erst  nach  der  Tliroubesteifrun^r  der  K'inigin  Viktoria. 
Der  firnndsatz  der  jiolitischen  SolidsiritUt  der  Mitj^lieder  d»'s 
Kabinetts,  demzufolge  mit  dem  Premierminister  das  ganze  Kabinett 
wecliseln  mufs,  datiert  erst  von  dem  Fall  des  MiuisterioiiLB  North 
(1782)  durch  ein  Mifstranensvotnm  des  Unterhauses.  Bis  zur 
enteil  BeformbiU  (1832)  sind  die  Kabinettsmit^lieder  ttberwiegend 
dem  Oberhaus  entnommen.  Die  Auflösung  des  Unterhauses  als 
Mittel  des  Kabinetts,  nm  gegen  die  herrschende  Majorität  an  die 
Wähler  zu  appellieren,  ist  suerst  von  dem  jttngeren  Pitt  (1784) 
in  Anwendung  gebracht  worden.  Femer  hatten  bis  sur  Regierung 
der  Königin  Viktoria  die  hannÖTerschen  Monarchen ,  namentlich 
seit  Geor^  III..  hUufig  versucht,  ihren  AVillen  gegen  den  des 
Parlamentes  durchzusetzen,  wa>  ihnen  auch  oft  «relan;;^,  wenn  auch 
weniger  durch  positive  Machtentfaltung  als  durch  heimliche  Ränke 
gegen  die  ihnen  unbequemen  Kabinette*).  Krst  seit  dem  Sturse 
des  Kabinetts  Melbourne  kann  man  von  einem  streng  parlamen- 
tarischen Begime  in  England  mit  unbezweifelter  Vorherrschaft 
des  Unterhauses  sprechen'). 

sei  auf  meine  Ahlüindlung  über  die  Entwicklung  des  Ministeriinn^  in 
der  konstitutionellen  Monarchie,  Grünhuts  Zeitschrift,  X,  S.  .S21,  ver- 
wiesen. B.  Schmidt,  8.  747,  Note,  wUl  die  angeblich  irrige 
«landläufige**  Ansicht  yon  der  langsamen  Ausbildung  der  parlamenta- 
rischen Monarchie  (vgl.  hiersu  vor  allem  Qneist,  Englische  Ver* 
fassungsgeschichte,  S.  688)  berieht^en,  indem  er  auf  die  gesetstiehen 
Einrichtungen  hinweist,  welche  die  Entstehung  des  Parlamentarismus 
begäustigten.  Diese  alllx-kannten  Of^'^etze  sind  seit  Hallam  in  jeder 
he««feren  englischen  Verfassungsgeschichte  zu  titiden  und  werden  selbst- 
verstiindlich  aucii  hereits  von  (4neist,  a.  a.  ( >.  S.  twU  tf . .  <»v4  ff.  ein- 
gehend  ^ewfirditrt.  Aiuh-rseits  Ist  doch  aher  nicht  zu  hezwcittdn,  dafs 
das  parlamentarische  .System  iieiite  ein  ganz  anderes  ist  ah  in  den 
Tagen  Wilhelms  III.,  und  dafs  sich  seine  verwickelte  Geschichte  nicht 
mit  einigen  Schlagwörtern  erklären  läfst.  Es  ist  demnach  nicht  absn- 
sehen,  wen  und  was  Schmidt  eigentlich  berichtigen  will. 

1)  Die  Anschauungen  yon  dem  parlamentarischen  System  in  Eng- 
land pflegen  von  dem  bedeutenden  Einflufs  der  Krone  unter  den  un> 
mittelbaren  Vorgängern  der  Königin  Viktoria  nichts  zu  wissen.  Der 
bekannte  Geschichtsschreiber  des  modernen  Englands  aber,  McCarthy, 
beginnt  sein  \V«'rk  (.\  history  of  oiir  own  times,  new  ed.  l,  London 
1H?^2,  p.  12)  mit  der  Heriierkunfr ,  dafs  mit  dem  Tode  Wilhelms  IV.  die 
Ära  des  persönluhen  Hr^'^imes  in  Euroland  zu  Ende  ging,  dafs  noch 
dieser  König  von  dem  K<chte  Gebrauch  machte,  Minister  ganz  nach 
Outdflnken  zu  entlassen.  (King  William  still  held  to  and  exercised  the 
right  to  dismifls  bis  ministers  when  he  pleased,  and  because  he  pleased.) 

*)  Das  Kabinett  Melbourne  gab  am  7.  Mai  1888  seine  Demission, 
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In  der  englischen  Oesehichte  treten  somit  die  drei  Arten  der 
beschränkten  Monarchie  der  mittleren  nnd  neueren  Zeit  in 
geschichtlicher  Abfolge  antage:  die  ständische,  die  konstitutionelle 
nnd  die  parlamentarische  Monarchie.  Von  diesen  drei  Arten  ist 
nur  die  erste  nnd  streite  streng  joristisch  an  erfassen,  während 
die  dritte  Art  eine  auf  den  konkreten  Machtverhältnissen  der 
bei(l<'n  uiiniittelbami  Staats(»r<?.ine  rulicnde  j)<>litischo  Spezies  der 
^foTiarchi«' ,  eine  Art  der  Auslibniij,^  der  Kegiei  uii^ ,  ahcr  keine 
reclitlich  aus«,'eprägte  Staatsforni  bildet.  Denn  die  Vorlierrschat't 
des  Parlaments  Uber  den  Monarchen,  die  sich  iUr  diesen  nament- 
lich in  der  Notwendigkeit  bekundet,  die  Minister  aus  der  jeweiligen 
Parlamentsmajorität  zu  wählen,  ist  ein  durch  die  realen  politischen 
Besiehungen  zwischen  Krone  und  Parlament  gebotener  Korn- 
promifs,  kann  jedoch  niemals  in  den  Buchstaben  des  Gesetzes 
aufgenommen  werden,  weil  dadurch  die  monarchische  Staatsform 
Tffllig  zerstört  wäre;  nicht  der  König,  sondern  das  Parlament 

weil  es  der  Majorität  des  Unterhauses  nicht  mehr  sicher  war.  Die 
Königin  betraute  Sir  Robert  Peel  mit  der  Bildung  eines  neuen  Kabinetts. 
Als  aber  Peel  dio  Entlassung  der  wighistisch  gesinnten  Ilofdanion.  der 
Ladies  of  tho  H«'dcliaml)Gr ,  verlangte,  wtirdf  ihtn  dies  von  der  (Inrcli 
solches  Anfsiniu'n  vcrietzton  KTinigiu  ahgosolilagon ,  worauf  Pcol  auf 
die  Kabinettsbildung  vorzichtoto.  Hierauf  wurde  das  KabitK'tt  Mel- 
bourne wieder  cniannt  und  erlitt  im  Parlamente  Niederlage  auf  Nieder- 
lage. Auf  Grand  eines  am  4.  Juni  1841  mit  einer  Stimme  Majoiität  be- 
sdilossenen  MiCitnaensTotunis  wnrde  hierauf  das  Unterhaus  aufgelöst, 
und  als  sodann  eine  grofse  oppositionelle  Majorität  gewählt  wurde,  trat 
am  SO.  Angnst  1841  das  Kabinett  Melbourne  snrfick,  um  dem  Ministerium 
Peel  Platz  zw  machon,  hatte  also  mehr  als  sw<-i  .Tuln-e  ohne  aus- 
gesprochene Majorität  die  Geschäfte  geleitet.  (Vgl.  die  eingehoide 
Dar'»t<'lltititr  bei  Todd,  l'b«'r  die  ])arlamentarisohe  Kegierung  in  Eng- 
land, üiMTsetzt  xVfHtnann.  I,  ISfVJ,  S.  110  tV.,  fcnior  McCartiiy, 
I,  p.  tl.)  Von  da  angffaim'm  r-rst  datiert  das  heute  in  Enjilaud 
herr.-^clwnde  System,  und  es  ist  keineswegs  ausgeschlossen,  daf^^  es 
selbst  bei  gleichbleibenden  parlamentarischen  Verhältnissen  unter  einem 
anderen  KOnig  einen  anderen  Typus  erhält  JedenüsUs  steht  auch 
beute  noch,  wenn  die  entgegengesetsten  Parteien  einander  ungefähr 
die  Wage  halten,  die  Entscheidung  bei  der  Krone.  Auch  die  politische 
Bedentang  des  heutigen  englischen  Königtums  darf  nicht  so  gering 
gewertet  werden,  wie  gemeiniglich  angenommen  wird.  Selbst  ein  die 
reale  Macht  der  Krone  so  ni»  dn:r  veranschlagender  Schriftsteller  wie 
Rage  Im» t  weist  eingehend  die  bedeutsamo  Holle  nach,  die  sie  im 
Staat^ieljen  spielt,  nnd  die  der  parlaincntai  isolien  Monarchie  einen  grofsf  ii 
Vorzug  vor  der  Präsidentsebaft.'^repnblik  gibt.  Vgl.  oben  S.  664  ti.  und 
nunmehr  auch  Hatschek,  Engl.  Staatsr.,  I,  S.  065  ff. 
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wHre  dnnn  rechtlich  der  Herrscher,  der  Monarch  hingegen  nichts 
aÜB  Exekutor  parlamentarischer  Beachlttney  was  den  Intentionen 
selbst  der,  wenn  aneh  den  Ktfnig  noch  so  weit  einsehrttnkenden, 
aber  immerhin  die  Monarchie  bejahenden  Verfassungen  wider- 
spräche. Die  in  England  snerst  ausgebildete  Monarchie  mit 
parlamentarischer  Regierung  *)  ist  auch  in  eine  Zahl  kontinentaler 
Staaten  eingedrungen,  nirgends  jedoch  fllr  eine  verfassungsmÄfsige 
Institutiun  erklUrt  worden'^),  was  nicht  nur  für  die  staatsrecht- 
liche Theorie,  sondern  aucl»  für  die  praktische  Politik  von  grofser 
Bedeutung  ist.  Ks  ist  dadurch  nämlich  eine  viel  gröfsere  Schmieg* 
samkeit  der  Verfassungen  an  wechselnde  politische  Verhältnisse 
mOglichy  die  in  schwierigen  staatlichen,  nariMMitlich  parlamentarischen 
Krisen  durch  die  möglicherweise  au  politischer  Bedeutung  ge- 
langende formalrechtliche  Selbstltndigkeit  des  Königtums  hohen 
Wert  erhalten  kann.  Nicht  einmal  in  der  heutigen  firamOaisdien 
Republik  hat  man,  trots  der  Absicht,  die  parlamentarische  Re- 
gierungsform snr  dauernden  Institution  an  erheben,  ihr  Torfassungs- 


')  Gründliehe,  streng  wissensohaftliche  Untersuchung  der  recht- 
lichen Natur  diT  heutigen  I'arhimentsherrschuft  in  Engliind  hatte  l)i8her 
nicht  f^tattgefundeii.  Wälircud  «iie  uitoffiziello  Theorie ,  wie  si»-  noch 
bei  Hiackstone  zum  Ausdruck  kommt,  das  Kabinett  als  (bis  auf  den 
heutigen  Tag!)  ungesetsliche  Institution  gftnalieb  ignoriert,  wird  in  der 
Regel  die  parlamentarische  Regierung  in  ihrer  heutigen  Ausbildung  als 
Rechtsinstitut  betrachtet.  Einen  Mittelweg  hat,  von  Freeman,  The 
Qrowth  of  the  EngUsh  Oonstitntioa,  1872,  p.  100  ff.,  angeregt,  Dicej, 
a*  a.  O.  S.  ^^41  ff..  cint:cs(  hlagcn,  indem  er  Conventions  of  the  Constitution 
von  dem  allein  Rechtscbarakter  besitzenden  und  für  die  Kognition  der 
Gerichte  geeigneten  law  of  Constitution  untcr.«cheidet.  Allein  für 
unsere,  mit  schärferen  liegritlen  als  die  en;:lische  arbeitende  Wi.ijsen- 
schaft  bleil)t  noch  iinin<'r  die  Frage  offen,  wie  weit  diese  konstitutioueile 
oder  politLstln' Ktliik.  wieDicey  sie  nennt,  gewohnheitsiechfliche  oder 
blofs  politische  Normen  enthält.  So  z.  B.  ;:ählt  Diccy  (p.  den 
Satz,  dafs  das  Pariament  jfthrlich  einsobemfen  sei,  tiotsdem  ihm  weit- 
gehende Garantien  (Notwendigkeit  der  jährlichen  Bewilligung  der 
mntinj  aet  und  des  Budgets)  snr  Seite  stehen,  nicht  su  den  Rechte-, 
sondern  su  den  Konventionalregeln,  weil  er  weder  im  common  noch 
im  Statute  law  begründet  i.st.  Nunmehr  hat  H  a  t  ^  c  h  e  k ,  BagL 
Staatsr.,  I,  S.  o42ff. ,  in  sehr  eingehender  Weise  den  Nachweis  unter- 
nommen, daf8  ein  Teil  dieser  angeblichen  Konventionalr^;eln  tatsächlich 
Recht.s.'<ätze  sind. 

-')  I)aff<  der  König  verfH.ssungsniäfsig  die  freie  Wahl  der  Minister 
anfrierhalb  der  Kammern  habe,  hebt  für  iielgien  ausdrücklich  hervor 
Vauthicr,  S.  51. 
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gesetzlichen  Ausdrack  zn  geben  unternommen  indem  man  ein- 
Mhy  dab  damit  unter  UmBtADden  die  äubente  Schwttcbaiig,  ja 
sogar  LKhinnng  der  Begiernng  verbunden  sein  könnte ').^ 

In  Kaebabmang  engliscber  nnd  der  ibnen  trotz  der  repn- 
bUkanischen  Formen  vorwandten  amerikanischen  Institutionen 
wird  seit  dem  Anstofs,  den  die  französische  Revolution  gegeben, 
das  konstitutionelle  Övstcin  in  der  kontinentalen  Monarchie  mit 
Ausnahme  Rufslands  rezipiert.  DemgemHfs  sind  in  allen  diesen 
Staaten  zwei  unmittelbare  Organe  vorbanden,  die  in  Beziehung 
auf  ihre  WillenssphHre  voneinander  ganz  unabhängig  sind,  deren 
keines  also  der  BefebU-  oder  Zwangsgewalt  des  anderen  unter- 
stellt ist.  Der  Monarcb  kann  das  Parlament  innerbalb  der  gesets- 
lichen  Grenzen  zwar  in  und  aufser  Tätigkeit  setzen,  der  Inbalt 
dieeer  Tätigkeit  aber  ist  seiner  Gewalt  entrückt;  nnd  ebenso  kann 
das  Parlament  durch  seinen  Willen  Akte  des  Monareben  bindern, 
auch  auf  dessen  Entschliefsungen  durch  Ausübung  seiner  Befug- 
nisse Eintlufs  nehmen,  kann  aber  seiue»i  Willen  dein  Monarchen 
niemals  rechtlich  autiifif i^fii.  Der  Dualismus,  der  ehedem  d«'n 
Staat  selbüt  iu  zwei  »taaUiähnliche  UäU'tea  teilte,  hat  sich  in  der 


1)  „Th^oriqnement,  c*e8t  le  Pr&ident  de  la  R^publique  qoi  forme 
le  ministAre;  et  aueun  texte  ne  Ini  d^fend  de  prendre  ses  ministres, 
oft  11  vent  et  comme  il  lui  plait,  de  les  choisir  lui-mSme  un  &  un,  pour 
les  grouper  ensnite  comme  il  le  peut."  Lefcbvre,  Etüde  sur  les  lois 
constitutiouelles  de  1>^7'),  Paris  l!^2,  p.  lO-'i.  In  der  Tat  hat  Mac 
Mahon  am  2S.  Novemltcr  1^^T7  das  aufserparlamontarir'che  Ministerium 
Rochebouet  ernannt,  mit  den»  jedoch  die  Deputiertenkanniier  in  He- 
riehung  zu  treten  sicli  weij,'erte,  und  das  bereits  am  13.  Dezember  1077 
dem  Kabinett  Diitaure  Platz  inaehte. 

*)  Verfassungsmäfsig  festgelegt  wurde  die  parlamentarische  Re- 
gierung nur  in  einigen  englischen  Kolouieu.  Namentlich  ist  es  von 
Bedeutung ,  dafs  die  Minister  io  Australien  (Verf.  des  Commonwealth 
of  Australia,  Art.  64)  ihr  Amt  nicht  Unger  als  drei  Monate  führen 
dfirfen,  wenn  sie  nicht  Mitglieder  des  Bandesparlamentes  sind.  Da 
aber  die  englische  Krone  australibcben  Gesetzen  ihre  Zustimmung  ver- 
weigern  kann  und  f&r  solchen  Akt  keine  Verantwortlichkeit  der  austra» 
lischen  Minister  gegenüber  dem  Ihindesparlamente,  sondern  nur  der 
Reiehsminister  gegenüber  dem  Reichsparlamente  existiert,  so  ist  schon 
deshalb  die  parlamentarische  Hr-stinänkung  der  Krone  durch  die 
koloniale  R<'^ierung  eine  nn\  ollkommene ,  wozu  aber  noch  die  bedeut- 
same Tatsache  kommt,  dafs  in  wichti<ren  Punkten  di**  Reichsgesetz- 
gebung und  Reichsverwaltung  sicii  auf  die  gesamten  Kolonien  erstreckt. 
(Vgl.  z.  Ii.  Moore,  a.  a.  0.  p.  142.) 
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konstitutionellen  Monarchie  in  einen  Dualismus  der  unmittelbaren 
Organ«'  vorwandelt. 

In  dem  Verhältnisse  der  beiden  unmittelbaren  Organe  an- 
einander  sind  a  priori  drei  politische  Möglichkeiten  g^eben: 
Vorherrschaft  des  Monarchen,  Vorherrschaft  des  Parlamentes, 
Gleichgewicht  beider.  Der  letstere  Fall  ist  der  politiBch  unwahr- 
scheinlichste,  weil  die  sorialen  Machtverhältnisse,  welche  die 
Grundlage  der  politischen  bilden,  sehr  selten  und  dann  sicherlirh 
höcljHtcns  vorüber}j^i'bt'ii<i  Höpen,  dafs  ein  vf>llip^es  Gh'ichgewicht 
zweier  koijstanter  politiselier  Machtfaktoren  nioglieh  ist.  Mit 
diesem  unwalirNtlieinlichen  Falle  rechnet  aber  die  Lehre  von 
Bolingbroke,  8wift  und  Montesquieu  von  der  Balance 
der  Gewalten.  Die  beiden  anderen  Möglichkeiten  hingegen  werden 
in  den  einaelnen  Staaten  nach  der  ganien  historischen  und 
soaialen  Lage  eines  jeden  verwirklicht  werden.  Staaten,  in  denen 
das  Parlament  die  ältere,  gefestigtere  Macht  gegenüber  der 
Dynastie  ist  —  ähnlich,  wie  es  Englands  lange  und  Wechsel  reiche 
Parlamentsgeschichte  als  letstes  Resultat  ergeben  hat  — ,  also 
Norwegen,  Belgien,  Griechenland,  Italien,  Spanien,  Portugal. 
Rumiinien ,  kurz:  alle  Staaten,  die  entwed»'!-  dun  Ii  Kevolutionen 
entstanden  oder  d<n  !i  Tiiiig(djildet  wordi-n  sind,  oder  deren  Dynastien 
nicht  durch  .Tain  Imnderte  alte  Bande  mit  dem  Volke  verknüpft 
8ind,  werden  nnturgemurs  eine  politische  Vorherrschaft  des  Paris- 
nients  darbieten  und  damit  zur  parlamentarischen  Monarchie 
fuhren.  Anders  die  Staaten,  in  denen  die  Krone  die  Sltere, 
gefestigtere  Macht  ist,  deren  Stellung  niemals  durch  tiefgreifende 
Revolutionen  erschüttert  wurde,  wo  die  Parlamente  einem,  wenn 
auch  unter  dem  Drucke  geschicbtlicher  Verhältnisse  entstandenen, 
dennoch  formell  freien  Willensentschlnls  des  anm  Erlab  einer 
konstitutionellen  Verfassung  entschlossenen  Monarehen  ikr  Daama 
verdanken.  Rechtlich  stellen  sich  solche  Verfassungen  als  8e1b«t- 
bestdirHnknngeii  des  Monarchen  dar,  daher  die  l'arlamente  nur 
die  ihnen  vt  i  fassungsniilfsig  zugewie>»enen  KoTnjn*t«nzcn  besitzen 
und  die  Vermutung  im  Zweifelstalle  für  die  Zuständigkeit  und 
UnbeschrUnktheit  des  Monarchen  streitet;  in  diesem  Kechtssatze 
liegt  der  ganze  juristische  Kern  des  monarchischen  Prinzipe». 
In  solchen  Staaten  wird  auch  politisch  trotz  der  Beschränkung 
des  Monarchen  dessen  Vorherrschaft  bestehen  bleiben.  Am 
klarsten  wird  diese  Bedingtheit  des  konkreten  Verhältnisses 
zwischen  Krone  und  Parlament  durch  die  jeweiligen  historischen 
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yerhSltnisse,  wenn  man  die  Stellung  des  Monarchen  in  den  beiden 
dorch  Bealnnion  verbundenen  Staaten  österreieh  und  Ungarn 
miteinander  vergleicht.  Während  in  Ungarn  die  altstSudische, 
den  Köni<;  weitgehend  einschrHnkende  Verfarnng  zur  konstitu- 
tionellen umgebildet  wurde  ^  ist  in  Österreich  die  Verfassung  ein 
Geschenk  de«  absohiton  Kaisers  «i^owesen ;  dort  hat  sich  jiarla- 
mentariM-lie  Kej^ierung  entwickelt,  liier  hat  si<>  nur  voriibcrg<'hend 
hotaiiden.  In  Beziehunp:  anf  die  gt-meinsamen  Anpoh'irenheiten 
aber  ist  eine  parlamentarische  Regierung;  geradezu  unmöglich, 
weil  die  beiden  Delegationen  keine  einheitliche  Majorität  bei  dem 
Unterschiede  der  Parteiverhtfltnisse  in  beiden  Staaten  besitzen 
können.  Diese  gemeinsamen  Angelegenheiten  (hauptsMchlich  die 
Vertretung  nach  aufsen  und  das  Kriegswesen)  sind  aber  diejenigen, 
bezilglich  deren  der  Herrscher  der  Gesamtmonarchie  ehedem  stets 
gans  nnbeschrSnkt  war.  Ausgeschlossen  auf  Grund  der  geschicht- 
lichen und  der  gegebenen  politischen  Verhältnisse  ist  die  parla- 
mentarische Regierung  auch  im  Deutschen  Reiche.  Einmal  wegen 
der  Stellung  des  Reichskanzlers  als  preufsischen  ]Viinisters,  da 
parlamentarische  Regierung  im  Reiche  rdnie  eine  S(dche  in  Preufsen 
nicht  möglich  ist,  die  MajoriUitcn  des  Reichstages  und  des 
preußischen  Landtages  aber  ganz  verschieden  geartet  sind.  So- 
dann wegen  des  Bundesrates}  der  als  selbständiger  Faktor  der 
Beicbsregiemng  gans  ansgescluütet  werden  würde,  da  er  neben 
Kaiser  und  Reichstag  einem  parlamentarischen  Reichskander 
gegentlber  sur  völligen  Bedeutungslosigkeit  herabsinken  mttiiBte^). 

Di6  beiden  in  den  hentig^en  konstitutionellen  Monarchien 
verwirklichten  Möglichkeiten  haben  auch  nach  einem  rechtlichen 
Ausdruck  gerungen:  die  parlamentarische  Monarchie  als  solche 
ist  niemals  gesetzlich  fixiert  wordeji.  niolitsdestoweniger  ist  für  sie 
auch  eine  juristische  Formel  ^^esiuht  worden,  so  wie  sj)äter  für  die 
Monarchie  mit  Unterordnung  des  Parlamentes  unter  den  Fürsten. 

Beide  Formeln  wurden  in  Frankreich  gefunden.  Unter  dem 
Einflüsse  der  Lehre  Rousseaus  und  der  amerikanischen  Ver- 
fiusungsgesetsgebnng  seit  1776  wird  die  Volkssouveränetät  als 
die  selbetverstflndliche  Grundlage  der  Verfassung  betrachtet  Ihr 
sufolge  wird  der  König  vom  Volke  nur  mit  delegierter  Gewalt 

')  Das  ist  iiingst  auch  von  einom  objektiven  ainerikanist  ln  n  Kritiker 
deutscher  N'erhältnissp  liervorgeiioben  worden.  Vgl.  I^awrence  Lowell, 
Government  and  Parties  in  Continental  Europe,  lioston  and  New  York 
1896,  II,  p.  67  ti". 
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aiis^M'>>tatt<'t  uiul  i.st  nur  Voll.streckiT  des  im  (resetze  nieder- 
gelegten Volkswillens.  In  »scharfem  Gegensatze  zu  diesem  zuerst 
in  der  französischen  Verfassung  von  1791  niedergelegten  demo- 
kratischen Prinzip  stehen  jene  Verfassungen,  die  nach  dem  Vor- 
bilde der  Charte  Ludwigs  XVIII.  das  monarchisehe  Priniip 
▼erkunden,  indem  sie  alles  Imperium  in  der  Hand  des  Monarehen 
lassen,  so  dafs  die  Kammern  nur  an  dessen  Auattbnng  teilnehmen 
können.  Während  daher  die  englische  Verfassung  im  Laufe 
der  Geschichte  begleitet,  aber  nicht  wesentlich  beeinflufst  von 
abstrakten  Theorien  sich  entwickelt  hat,  erscheinen  die  kon- 
tinentalen Verfassungen  mit  als  das  Produkt  allgemeiner  Theorien, 
die  mit  allen  ihren  Ifehleru  zur  Grundlage  des  geltenden  Kechie» 
erhoben  werden. 

Der  demokratische  Typus  det»  kontinentalen  konstitutionellen 
Staates  ist  nun  kein  anderer  als  der  parlamentarische.  Die 
Basiemng  des  Königtums  auf  die  Volks-,  oder,  was  dasselbe  besagt, 
die  Nationalsouverinetät,  wie  in  der  belgischen  Verfossung,  hat 
juristisch  gar  keine  Folgen  fttr  die  Stellung  des  Königs  tarn 
Volke.  Der  Satz,  dab  der  König  nur  die  ihm  ausdrncklich  ver» 
fassungsmftfsig  zugesprochenen  Rechte  habe,  dals  also,  im  Gegeu- 
satz  zu  den  Staaten  mit  überwiegender  königlicher  Gewalt,  die 
Vernmluiig  gegen  die  Zu>taiuli^keit  des  Königs  streite,  ist  reoiit- 
lirli  ganz  bedeutungslos,  weil  dem  K<inig  alle  Attribut«?  seiner 
Stellung  in  der  Verfassung  voll>tandig  gegeben  worden  sind, 
Zweifel  daher  kaum  auftauchen  können*).  Sollte  aber  wider  Er- 
warten einmal  ein  königliches  Kecht  zweifelhaft  sein,  so  würde 
es  de  iure  dennoch  nicht  dem  ebenfalls  nach  dem  Buchstaben  der 
VerfSusung  nur  mit  delegierter  Gewalt  ausgestatteten  Parlament 
als  zurückbehaltenes  Recht  zustehen.  Nun  hat  aber  die  souveiiae 


*)  Die  Rechte  des  belgischen  Königs  decken  sich  vollsttodig  nit 

denen  der  Kione  eines  altnionarchiscben  Staates.  Höchstens  in  der 

Bestimnumg,  dafs  die  königliche  Gewalt  vom  Monarchen  erst  nach 
Ableistung  des  Verfassungsoides  ausgeübt  werden  kann  (Art.  79,  80\, 
liegt  ei)H*  Abweichung  von  dem  monarchischen  Typus,  für  die  siih 
aber  auch  in  alten  Monarchien  Analogien  Huden  (vgl,  z.  H.  die  Stellung; 
«les  noch  nicht  gekrönten  Könige  in  Ungarn).  Wesentliche  rechtliche 
Unterschiede  bestehen  blofs  in  der  Stellung  der  Kauimern,  die  (Const. 
Art.  70)  ordentlicherweise  an  einem  bestimmten  Tage  auch  ohne  könig- 
liche Einberufung  sich  yersammeln.  Andere  Rechte  der  belgischen 
Kammern  (Budgetrecht,  Genehmigung  von  Staatsvertrftgen)  sind  aber 
auch  in  altmonarchischen  Staaten  eingeführt  worden. 
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Nation  als  primäres  Staatsorg-an  weder  ein  Recht  der  Leitung 
noch  der  Beatiitignng  staatlicher  Aktionen,  so  dafs  nicht  die  Nation, 
sondern  der  König  rechtlich  das  bdchste  Organ  des  Staates  ist 
Allein  diese  nnd  ähnliche  Verfassungen  sind  atigleich  der  Aus- 
druck für  die  geschichtliche  Tatsache,  dafs  sie  durch  demokratische 
Milchte  entstanden  sind;  sie  ersählen  in  den  einschlKgigen  Be- 
Stimmungen  von  ihrem  Ursprung  und  konstatieren  damit  in 
politischer  Hinsicht  das  MachtverhHltnis  der  staatlichen  Faktoren. 
l>alirr  isit  in  ihnen  die  Stellung  der  Kammern  als  KoprH.sentauteu 
der  Nation  um  so  mehr  eine  politisi  li  illx'rr.igende ,  als  die  in 
Frankreich  sich  vollendende  Theorie  der  euritpäischen  Demokratie, 
im  Gegensatz  zu  dem  amerikaniHchen  Prinzip  der  Koordination 
der  Gewalten ;  den  gesetzgebenden  Organen  die  herrschende 
Stellung  gegenttber  der  Exekutive  anzuweisen  bestrebt  ist.  Nicht 
die  Nation,  wolü  aber  die  Kammern  werden  gegebenenfalls  das 
nrsprangliche  Becht  des  Volkes  gegen  den  seine  Kompetenz  zu 
erweitem  versuchenden  König  geltend  machen.  Daher  ist  die 
parlamentarische  Monarchie  in  diesen  Verfassungen  vorgebildet, 
wenn  auch  nicht  ausgesprochen.  Denn  nur  in  dieser  Form  kann 
die  Anerkennung  des  demokratischen  Prinzipes  irgend  einen 
praktiscli-]H)litischen  Sinn  bekommen.  Die  au.sdrlickliche  An- 
erkennung: dieses  I*rinzi])es  kann  tlbri«:ens  durch  die  konkreten 
geschichtliciien  Verhältnisse,  unter  denen  die  Verfassung  ihr  Lehen 
fuhrt,  ersetzt  werden,  was  z.  B.  der  Fall  in  Italien  ist.  Da» 
sardinische  Statut  von  1848  ist  ganz  nach  dem  Vorbilde  der 
franzifeischen  Charte  von  1814  gebildet.  Es  ist  heute  zur  Ver- 
fassung des  Königreichs  Italien  geworden.  Währen4  aber  in 
Sardinien  die  angestammte  königliche  Gewalt  die  Vorherrschaft 
hatte,  hat  sich  in  dem  unter  der  energischen  Mitwirkung  revolu- 
tionftrer  Mlchte  gebildeten  Italien  die  parlamentarische  Regierung 
durchgesetzt. 

So  ruht  denn  die  jwu  lainentarische  Monarchie  auf  dem  Kon- 
tineute, trotzdem  sie  da>  englische  Vorbild  zu  kopieren  bestrebt 
war,  auf  ganz  anderem  Hoden  als  die«^es.  In  En;^land  Produkt 
einer  langen  geschichtlichen  Entwicklung,  ist  sie  auf  dem  Kon- 
tinente Ergebnis  abstrakter  Theorien.  l)ah»'r  unterscheidet  sich 
io  Wirklichkeit  auch  die  kontinentale  Abart  d(M-  ])arlamentarischen 
Monarchie  in  bedeutsamer  Weise  von  dem  britischen  Originale. 
Die  Engländer  mit  ihren  regierungsfähigen  Parteien  nnd  der  Er- 
kenntnis der  Bedeutung  einer  starken  Regierung  haben  zwar 
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nicht  der  Krone,  wohl  aber  dem  Kabinett,  trotz  aller  parla- 
mentarischen Einflttsse,  Kontrolle  und  Mitwirkung  bei  der  Yer- 
waltung,  das  Schwei^wieht  der  Staatsleitnng  erhalten,  wllirend 
anf  dem  Kontinente  in  Verkebrung  des  natilrlieben  Verhlltnisses 
das  Parlament  hftnfig  das  Kabinett  als  seinen  nnteigeordneten, 
von  seinen  jeweiligen  Weisungen  abbingigen  Diener  betracbtet'). 
Überdies  individualisiert  sieb,  wie  nicht  anders  mtfglicb,  das 
kontinentale  parlaroentariHche  System  in  jedem  Staate  in  eigen- 
tilniliclnr  Weiso.  Dies  nHber  zu  verfolgen,  ist  Aufgabe  der 
speziflli'ii  Staatslehre. 

Da  die  konstitutionelle  Monarchie  derart  zwei  Typen  auf- 
weist,  so  gibt  es  auch  Air  die  rechtliche  Stellung  der  Kämmen 
Ewei  H0g1icbkeiten.    Entweder  den  Kammern  wird  gemäls  der 
Verfassung  ein  selbständiger,  staatliche  Hobeitsakte  ersengender 
Wille  angeschrieben  oder  nicht.  In  England  ist  das  Oesets  gemein* 
scbaftlicber  Willensakt  beider  Häuser  des  Parlamentes  und  des 
Königs.    Das  Parlament  befiehlt:  be  it  enacted  bj  the  Kings 
most  excellfut  Majesty  by  and  witli  the  advice  and  consent  of  tlie 
Lords  Spiritual  and  tenipnrai  and  the  Coniinnns  in  this  pre^ent  Par- 
lianicnt  assiMubled  and  by  the  authority  of  the  name.  Ausdrück- 
lich gilt  daü  Gesetz  auf  Gruud  der  AutoritUt  des  Parlamentes,  das 
derart  an  der  Substanz  des  gesetzgeberischen  Willensaktrs  selbst 
teil  bat.    In  kontinentalen  Staaten  mit  ktfnigliclier  Vorherrschaft 
jedoch  ist  der  gesetsgeberische  Willensakt  aussehlierslich  Akt  des 
Monarchen ,  dem '  das  Parlament  seine  Zustimmung  erteilt  hat. 
Dort  ist  das  Parlament  selbständiges,  hier,  wenigstens  Überwiegend 
unselbständiges  Organ.    Grundsätslich  unterscheidet  es  sich  aber 
vom  Monareben  überall  dadurch,  dafs  es  allein  keinen  unmittel- 
bar die  Untertanen  verpflichtenden  Akt  des  Imperiums  vornehmen 
kann.    Stdbst    wo   der  Erlafs  des  Oe.setzesbefehls  mit  von  ihm 
ausj^elit,  ist  die  niouarcliische  Sanktion  ein  wesentliches  Erfordernis 
i\lr   die    Perfektion    des    Jiefehles;  das  Gesetz    ist  geraeinsamtr 
Willeusakt  von  König  und  Parlament.   Von  dieser  Begel  besteben, 
wie  schon  erwähnt,  einige  Ausuahmen.    Am  weitesten  gehen  sie 
in  England,  wo  der  obrigkeitliche,  behtfrdenähnliche  Charakter 

')  Difses  Sy>tem  und  st  ine  finlenkliohen  Folgen  sind  in  einer  auti) 
auf  die  |iurlanieutari8che  Monarchie  des  Kontinents  passenden  Weidtf 
grundlich  belenehtet  von  d*Eichthal,  p.  218  ff.  Vgl.  auch  £.  Loe- 
ning,  Die  fieprftsentativverfassung  im  XIX.  Jahrhundert,  1889,  S.26C 
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des  Parlamentee  aucli  darin  ram  Aiudnick  kommt ,  dab  es  eine 
omfaDgreiclie  SellMtg^richtsbarkeit  ttbt  und  wegen  Privilegien- 
braches  aneh  Anfsenstehende  snr  Verantwortung  liehen  kann. 

III.  Die  Republik. 

1.  Das  Wesen  der  Republik. 

Die  monaroliisclio  (Testaltunir  cler  staatlicluMi  Institutionen 
häugt  eng  mit  dem  Kriege  zusammen,  «1er  zur  Zusammenfassung 
der  staatlichen  Leitung  in  einer  Hand  drängt.  Daher  wird  die 
^fonarehie  mit  der  Herausbildung  fixer  Staatensysteme  in  der  alten 
Welt  znnftchst  die  normale  Form  des  Staates.  Das  gilt  nicht  nur 
▼on  den  sn  festen  Wohnsitaen  gelangten  Völkern  des  Orients. 
Auch  dort,  wo  später  republikanische  Staaten  sich  bilden,  in  den 
Stadtstaaten  Griechenlands  und  Italiens,  ist  die  Republik  nicht 
ursprüngliche  Staatsformf  sondern  im  Oegensats  su  einer  onftng- 
liehen  monarchischen  Organisation  entstanden,  deren  nähere  6e* 
.Htaltuug  allerdings  nicht  derart  überliefert  ist,  dafs  mau  ein  völlig 
sicheres  Urteil  über  sie  abzugeben  vermag. 

Am  deutlichsten  können  wir  die  Entstehung  der  Republik 
in  Rom  verfolgen ,  dessen  ümbildungsprozefs  für  den  Stadtstaat 
überhaupt  typisch  zu  sein  scheint.  Dort  hat  sich  die  Republik 
im  bewuÜBten  Gegensatz  zur  Monarchie  entwickelt;  sie  ist  in 
den  Vorstellungen  ihrer  Gründer  einfach  Nicht-Monarchie ;  ihr 
ursprünglicher  Inhalt  ist  nichts  als  Negation  der  Einherrschaft, 
was  auch  in  dem  sie  beaeichnenden  Worte  zum  Ausdruck  kommt 
«Den  Rtfmem,  welchen  res  publica,  genau  entsprechend  dem  eng- 
lischen Commonwealth,  das  Gemeinwesen  schlechthin  beaeichnet, 
erscheint  die  geftnderte  Verfassung,  ftlr  die  ein  politischer  Schlag- 
name fehlt,  ne<:ativ  als  die  Heseitiguug  der  Einlieitlichkeit  und 
der  Lebeu.sljinglichk«'it  der  ( lemrindevertrctung ,  s()wie  ihrer  bis- 
herigen Benennung."*  ')  Die  Konzentration  der  Gewalt  in  eines 
Mannes  Hand  erscheint  dem  Volksbewufstsein  sofort  als  derart 
typisch  für  die  ganze  Gestaltung  des  Staates^  dafs  ihm  alle  anderen 
möglichen  Staatsformen  in  ihrer  Gesamtheit  den  Gegensatz  snr 
Konarchie  bilden. 

Dieser  G^nsatz  ist  aber  auch  heute  noch  von  grundl^ender 
Bedeutung  für  die  Erkenntnis  des  Wesens  der  Republik.  Auch 
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beute  noch  kann  sio  definiert  werden  als  Nicht-Monarchie,  als 
Negation  der  Leitung  des  Staates  durch  eine  physische  Person« 
Die  gro(se  Bedeutung  dieses  Gegensatses  wird  klar,  wenn  man 
erwügt,  dafs  in  der  Monarchie  der  höchst«  Wille,  als  einer 
individuell  bestimmten  Person  zustehend,  durch  diese  gleichsam 
körperlich  dargestellt  wird,  wXhrend  in  allen  nicbtmonarchischen 
Staaten ,   mögen  sie  wie  immer  gestaltet  sein ,  das  Organ  der 
liiichsten  Gewalt  niemals  mit  dem  sie  bildenden  jiliysischen  Kinz«  l- 
willen  zusaiiiiin  ntallt  und  daher  auch  niemals  zur  sirhtttan'ii  Er- 
scheinung gelangen  kann.    Das  ist  jinlitisch  wie  iuii«.ti>(  li  von  der 
höchsten  Hcdfutung.    Die  h(k:bäte  Staatsgewalt  wird  in  der  Re- 
publik niemals  l»lnfv,  durch  einen  psychologischen  Prozefs  gebildet; 
sie  ißt  stets  Wille  eines  kleineren  oder  gröfseren  Kollegiums. 
Dieses  Kollegium  aber  hat  eine  rein  juristische  £«xistens,  die  von 
den  einzelnen  es  bildenden  Personen  scharf  unterschieden  ist. 
Sein  Wille  ist  durch  einen  juristischen  ProseCB,  kraft  einer  ver- 
fassungsmäfsigen  Ordnung,  aus  den  WUlensakten  verschiedener 
Individuen  gewonnen.  Daher  ist  die  Republik  In  jeglicher  Form 
dem  naiven  Denken  viel  schwerer  verstandlich  als  die  Monarchie, 
in  (l*-r  di*-  ganze  Aktivität  des  Staates  gleichsam  sinulidi  wahr- 
uehnibar  ist. 

Die  zunächst  nur  durch  den  Gegensatz  gegen  die  Monarchie 
bestimmte  Hepublik  als  einlieitliche  Kategorie  zu  erfassen,  ist  aber 
auch  positiv  gerechtfertigt.  Denn  unter  formaljnristischem 
Gesichtspunkte  lassen  sich  nur  quantitative,  aber  keine  qualitativen 
Unterschiede  innerhalb  des  Typus  der  Republik  wahrnehmen. 
Der  Kreis  der  Personen,  ans  denen  der  herrschende  Wille  ge- 
bildet  wird,  kann  gröfser  oder  kleiner  sein,  was  nach  der 
politischen  und  sozialen  Seite  hin  von  hoher  Bedeutung  ist,  recht- 
lieh  aber  keine  der  Republik  selbständig  gegenüberstehenden 
Kategorien  zu  s(  hatTfU  vmiiaiL^  Aristokratie,  Oligarchie,  Tinio- 
kratie.  Demokratie,  und  wi  U  li«'  Staatsformeu  neben  der  Monarchie 
antike  und  moderne  »Staatswi^senscliatt  sonst  unterschieden  haben 
mag,  können  vom  streng  logischen  Standjiunkte  ans  nur  als  Unter> 
arten  des  einen  grofsen  Genus  Ke])ublik  und  auch  da  nur  insoweit 
in  Betracht  kommen,  als  feste  formale  Unterschiede  zwischen 
ihnen,  nicht  nur  jene  oben  geschilderten  fluktuierenden,  Analogien, 
aber  nicht  Identitäten  darbietenden  sozialen  Elemente  als  Ein- 
teilungsprinzipien dienen.  Der  in  der  Republik  entscheidende 
höchste  Wille  kann  ttberdies  viel  mannigfaltiger  gebildet  sein,  als 
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die  herkömmlichen  Ansichten  annehmen.  Es  kann  eine  anfserhalb 
des  Staates  stehende  juristische  Person  nein,  der  die  Herrschaft 
zusteht;  es  kann  einer  der  leitenden  Personen  eine  gesetzliche 
Vorherrscbaft  znstehen,  so  daüs  dieser  Typus  der  Monarchie  sieh 
annXhert.  £s  kann  eine  Mehrheit  gans  verchieden  gearteter 
Kollegien  in  ihrem  Zusammenwirken  die  höchste  Gewalt  besitzen. 
Auch  eine  Mehrheit  von  Monarchen  kann  sich  vereinigen ,  um 
eine  Repnblik  zu  bilden.  Daher  ftlllt  auch  das  Deutsche  Reich, 
in  dem  die  zur  Einheit  verbundene  Gesamtheit  der  verbündeten 
Rej^'icrun;;^!!  lien  sclit ,  unter  den  Tvpns  der  K»'j»ul)lik.  Über 
die  Staatsfonn  de>  ] )('nts('h<Mi  Reiches  sthwei^reu  die  meisten 
Sclirittsteller  d*'s  H<»iihsstaatsrt'i-lits,  Von  einijxen  \vur«le  sie  als 
Pleonokratie  bezeichnet  V) ;  das  ist  aber  nichts  anderes  als  ein 
neues  Wort  für  eine  alte  Sache.  Denn  Republik  ist  eben  Mehr- 
herrschaft  im  Gegensatz  zur  Einherrschaft.  Dals  das  Reich 
Republik  sei,  hat  aber  kein  Geringerer  als  Bismarck  aus- 
gesprochen'). Gerade  dieses  Beispiel  zeigt,  wie  auch  noch  in 
der  Gegenwart  die  Republik  an  die  Monarchie  grenzen  kann,  wie 
politisch  zwischen  beiden  mannigfaltige  übergUnge  stattfinden 
ktSnnen  und  nur  die  äufsersten  Enden  der  Typen  schroffe  Gegen- 
sUtze  aufweisen. 

Die  drei  nir»j;lii'lien  Positionen  des  Monarrli«'n  zutn  Staate 
finden  wir  auili  in  den  liezielningen  der  luMrsclicndt'n  n  pnbli- 
kanischen  Kolle;j^ien  zum  (iemciuweseu  wieder :  Priestcrherrsclialten 
und  nach  der  Art  privatrecbtlicher  EifrentUmer  herrschende  Kolonial- 
p-esellschaften  reprUscntioren  den  theokratisclien  und  patrimonialen 
Typus  der  Republik.  In  den  antiken  und  den  Republiken  der 
neueren  Zeit  tritt  der  Gedanke  der  Organstellung  des  herrschenden 

0  Zorn,  I,  S.  90;  Gar  eis,  S.  88.  Viel  zutreffender  ist  es,  wenn 
vom  Boden  der  antiken  Dreiteilung  aus  G.  Meyer,  Grundzfigc  des 
norddeutschen  Bundesrechts,  1868,  das  Reich  als  konstitutionelle  Aristo- 
kratie bezeichnet.  Geffcken,  S.  17,  nennt  das  Reich  eine  Dh'garchie, 
die  er  ohne  durchschlagenden  Grund  mit  der  Monarchie  als  Unterart 
der  Aristokratie  auffaf-st  Zorn.  Dentseh«»  Litoratiirzeitunj^ ,  a.  a.  O. 
S.  88U,  polemisiert  gegen  die  liier  vorgetragene  Lehre,  trot/.dein  er  <ioeh 
selbst  das  Kelch  nicht  als  Monarchie,  also  in  meinem  Sinne  als  liepublik 
auffafst.    Welche  Scheu  vor  einem  Worte! 

*)  Gelegentlich  der  Beratung  der  norddeutschen  Hundesverfassung 
bemerkte  Bismarck  in  der  Rede  Tom  28.  März  1867:  dats  „verbfindete 
R^iemngen  gewissermafsen  eine  republikanische  Spitse,  die  in 
dem  Worte  ,verbfindete  Regierungen*  liegt,  bilden**. 
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Kollepiims  im  Staate  deutlich  hervor,  und  heute  ist  es  nur  uatur- 
reclitliehe  üuklarheit,  weuu  iu  der  demokratisch«'!!  Republik  das 
Volk  aU  Trüger  der  Staatsgewalt  bezeichuet  und  ihm  damit  eiae 
yon  Heiner  Orgaastellung  im  Staate  anterschiedene  Qualität  so* 
geBchrieben  werden  soll'). 

2.  Die  Arten  der  Bepoblik. 

Rechtlich  bedeutsame  Einteilungen  der  Republik  sind  die 

nach  Zahl  und  Wenen  ihrer  unmittelbaren  Orjrane. 

1.  Es  ^iht  Republiken  mit  einem  einzi<?en  unmittel- 
baren und  jtri  mären  Urgan.  llaupttypen  >ind  die  absoluten 
oder  unmitttdbaren  hellenischen  Demokratien.  Die  Kegel  aber 
bildet  die  Republik  mit  einer  Mehrheit  unmittelbarer 
Oigane.  So  vor  allem  Rom«  Zunächst  in  der  Epoche  der  Republik 
im  engeren  Sinne  von  dem  £nde  des  Königtums  bis  sar  Er- 
richtung des  Prinsipatesi  wo  Magistrat,  Senat,  Komitien  als  neben* 
geoidnete  Organe  erscheinen,  deren  Zusammenwirken  den  höchsten 
Staatswillen  eneugt  UrprUnglich  ist  auch  rechtlich  das  Über- 
gewicht bei  der  Magistratur  und  dem  Senate,  bis  die  spitere 
Theorie  die  Lehre  von  der  souverllnen  Stellung  der  Komitien  aus- 
bildet, die  aber  niemals  bis  in  ihre  letzten  Konseij Uenzen  durch- 
get'iUirt  weiclcn  konnte,  da  die  Komitien  je'jlicher  Initiative  er- 
mangelten und  sie  stets  nur  auf  einen  vom  Magistrat  ausgehendeu 
Anstofs  zu  handeln  vermochten.  Ebenso  aber  trägt  Rom  in  der 
Zeit  des  Prinzipates  den  Charakter  der  Republik  mit  einer  Mehr- 
heit unmittelbarer  Organe,  indem  Princeps  und  Senat  in  Form 
Mer  Dyarchie  die  Ftllle  der  Staatsgewalt  ausüben  und  die  fort* 
dauernde  theoretische  Behauptung  der  Volkssouverlnetit  rein 
doktrinXrer  Art,  ohne  alle  praktische  Bedeutung  ist  Auch  die 
mittelalterlichen  Stadtrepubliken  weisen  eine  Mehrheit  unmittel- 
barer Organe  auf,  und  iu  der  Gegenwart  bieten  die  freien 
deutschen  Städte,  in  denen  Senat  und  Bürgerschaft  gemeinsam  das 
'/■iQiuv  bilden,  das  13eit>piei  einer  im  Zusammeuwirkeu  persönlich 

M  Ihis  V(»lk  wird,  wie  früher  dargelegt,  als  rechtliche  Einiieit  erst 
durt  h  die  Staatöordiiuiig  geschatFcn,  und  doch  soll  es  Träger  der  Gewalt 
sein,  durch  die  es  selbst  ins  Leben  gerufen  wird.  Ganz  deutlich  tritt 
dieser  Widerspruch  s.  B.  hervor  bei  Zorn,  I,  S.  89,  der  das  Volk  ab 
die  natfirliche  Persönlichkeit  beseichnet,  die  nach  republikanisebem 
Staatsrecht  Träger  der  Souverftoet&t  ist.  Woher  stammt  diese  „Persön- 
lichkeit** des  Volkes? 
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getrennter  Organe  sieb  darstellenden  höchsten  C^walt.  Aber  auch 
nach  dem  T^pns  der  konstitutionellen  Monarchie  kann  die  Bepnblik 
mit  einer  Mehrheit  unmittelbarer  Organe  gebildet  sein.  Ver* 
wirklicht  ist  er  im  Dentsehen  Beiche,  das  drei  anmittelbare  Organe : 
Bundesrat;  Kaiser  and  Reichstag,  besitst.  Die  höchste  Gewalt 
kuiiiint  hier  kraft  der  geschichtlichen  Entwicklung  des  Reiches 
den  durch  den  Bundesrat  vertreteneu  verbündeten  Regierungen, 
unter  Bevorrechtung  des  an  ihrer  Spitze  stehenden  Kaisers,  zu, 
während  der  Reichstag  rechtlich  nur  die  dem  Landtage  eines 
deutschen  Gliedstaates  in  seinen  Beziehangen  zum  ^lonarcheu 
gebühren d(;  Stellung  inne  hat.  Dieses  rechtliche  Verhältnis 
entspricht  aber  auch  den  tatsSchlichen  politischen  Beziehangen 
swischen  Bcgierongea  und  Beichstag,  da  dieser  weit  davon  ent- 
femt  ist,  aaf  die  Leitung  der  Beichsangelegenheiten  den  Einfln£s 
zu  ttben,  den  die  Volksvertretung  in  der  parlamentarischen  Mon* 
archie  besitzt. 

Eine  Mehrheit  unmittelbarer  Organe  hat  auch  die  moderne 
dfiiiokratische  Republik,  nur  ist  ihr  Vcrliältnis  anders  als  in  den 
angeführten  Fällen,  weil  hier  entweder  mehrere  sekundäire  oder 
primäre  und  sekundäre  Urgane  nebeneinaudcr  stehen,  die  alle  im 
Kinlieitsstaate  ihren  Einigungspunkt  in  dem  primären  Organ,  dem 
Volke  haben.  Eine  Melirheit  von  primären  Organen  haben  die 
demokratischen  Bundesstaaten,  die  deshalb  die  gröfste  Anzahl 
unmittelbarer  Organe  besitzen.  So  sind  in  den  Vereinigten  Staaten 
Volk  und  Staaten  die  priroiren,  Kongrefs,  PrXsident  und  Unions- 
gerichte die  sekundären  unmittelbaren  Organe  der  Union. 

2.  Nach  der  Art  der  unmittelbaren  Organe  sind  folgende 
Jb^ormen  der  Republik  geschichtlich  hervorgetreten: 

a.  Re  publiken  mit  korporative  m  H  e  r  r  s  c  h  e  r.  Eine 
Korporation  erwirbt  die  Herrschaft  Uber  ein  Land  oder  einen 
bereits  bestehenden  Staat,  ohne  sich  ihrer  Korporationseigenschaft 
zu  entkleiden.  Derart  war  die  Herrschaft  des  Dentsehen  Ordens 
in  Preufsen,  die  der  ostindischen  Kompanie  in  Indien,  sowie 
anderer  neuerer  Handelsgesellschaften,  ehe  sie  die  Herrschaft  ab- 
traten (Grttndung  des  Kongostaates  durch  die  Kongogesellschaft) 
oder  das  Mutterland  sie  seinem  Schutz  unterstellte.  Bis  vor 
kurzem^)  bot  die  Neu-Gninea-Kompanie  das  Beispiel  eines  der 


')  V^d.  kaiserl.  \'erordn.  vom  27.  März  1899,  Koiouialbiatt,  X, 
S.  227,  dazu  La  band,  11,  S.  260  f. 
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Oberhoheit  de»  Deutschen  Reiches  unterworfeueii  Staates  mit 
korporativem  Herrscher  dar.  Das  Charakteristische  dieser  unter 
den  neneren  Republiken  praktisch  am  meisten  der  absoluten 
Monarchie  sich  annähernden  Form  besteht  darin,  dafs  ein  Wille 
den  Staat  leitet,  dessen  Beruf  nicht  in  der  Titigkeit  fllr  den 
Staat  aufgeht,  der  also  eine  Doppelstellung :  im  Staate  nnd  anlaer- 
halb  des  Staates  hat^).  Der  Charakter  des  Staates  als  Gemein- 
wesens kann  sich  da  nicht  nach  allen  Richtnngen  hin  rechtlich 
ttufserii ;  viclmolir  orsvlieint  der  Staat  in  bestiimiitt'm ,  von  den 
k«»nk.it'tt'ii  Vt'rhjiltnisvpii  des  Einzelfalles  ahliUngendeni  Umfange, 
wie  hei  den  Ulteren  Tv  pen  der  Monarchie,  als  oi;r*  ntUMi>;ihnlich>'s 
Objekt  der  llerrst  lu'i  tätigkeit,  wenn  aiu  h  .  wie  nicht  anders 
möglich,  in  manchen  Institutionen  der  körperschaftliche  Charakter 
des  Gemeinwesens  ausgeprttgt  ist. 

b.  Oligokratische  Republiken,  in  denen  eine  geringe, 
verfassungsmütsig  begrenzte  Zahl  von  Personen  den  Uerrscher- 
willen  erzeugt.  Dieser  Art  sind  Dyarchien  (Rom  zur  Zeit  des 
Prinzipates)  oder  Gesamtherrschaft  von  Bundesregierungen,  wie 
im  Deutschen  Reiche.  Als  besondere  Unterart  mttssen  sie  hervor- 
gehoben werden .  weil  sie  politisch  dem  Typus  der  Monarchie 
ebenfalls  selir  nahe  stidien.  Von  der  vorigen  Klasse  unterscheiden 
sie  sich  aher  wesentlich  durch  die  ausgeprägte  Orgaustellung  der 
Herrschenden. 

c.  Klassenherrschaften  oder  aristokratische  Re- 
publiken Eine  Flllle  von  Staatsbilduugen  fltilt  unter  diesen 
Begriff.  Uerrschaft  eines  Berufes :  Priester-  oder  Kriegerherrschaft, 
Herrschaft  eines  siegenden  Stammes,  eines  Geburtsstandes,  des 
Grundbesitzes  oder  einer  anderen  Klasse  der  Vermögenden  oder 
auch  eine  Mischung  verschiedener  derartiger  bevorrechteter 
Elemente  erzeugt  diese  Unterart  der  Republik.  Juristisch  gefiilst 
besteht  diese  Herrschaft  darin,  dafs  die  herrschenden  Personen 
ans  einem  Volksteile  gev^onnen  werden ,  der  kraft  besonderer 
Vorzüge  aus  der   Vrdksgesamtheit  rechtlich   hervorgehoben  ist, 


M  Di»'  krir|M'rsilmftliche  Eigenscliaft  des  fh-rrschers  hosteht  nicht 
nach  dtin  luihte  des  l)eherrsiliten  Staates,  sondern  nacli  dem  Rechte 
des  (Jcineiiiwesrns,  aus  drin  Uic  Kiirporschaft  stammt ;  stets  ist  deiDiiat  h 
auch  hier  die  höhere  Kechtsürduung  vorhanden,  welche  von  einer 
cigentumsShnlichen  Herrschaft  vorausgesetzt  werden  mulk  Für  Volker 
abendländischer  Gesittung  kann  diese  Form  allerdings  nur  mehr  als 
kunces  Übergangsstadiwn  gedacht  werden. 
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deuen  Mitgliedern  aqch  sonst  noch  Vorrechte  snstehen.  Die 
Klassenherrschaften  mhen  daher  anf  der  privilegierten  politischen 
Stellung  eines  Teiles  des  Volkes' gegenüber  dem  Reste. 

Keine  Staatsform  hSn^  inniger  mit  der  ganzen  sozialen 
Scliichtung  des  Volkes  zusarniiu'ii  als  diese.  Während  die  Mou- 
arcliie  den  £rewalli;^^steu  "Wandel  der  sozialen  Verhältnisse  llber- 
dauert  hat  und  sogar  hei  vidliger  Demokratisierung  der  Gesell- 
schaft noch  die  absolute  Monarchie  in  Form  des  Cäsarismus 
möglich  ist,  während  anderseits  Demokratien  selbst  beim  Aus- 
schlufs  eines  grofsen  i'eiles  von  Staatsmitgliedern  von  der  Teil- 
nahme an  der  Herrschaft  entstehen  konnten,  beruht  die  Aristokratie 
in  allen  ihren  Formen  auf  dem  Dasein  eines  in  seiner  Eigenart 
vom  Staate  unabhängigen  tiberragenden  sozialen  Elementes,  das 
ttber  die  anderen  auch  politisch  den  Sieg  davonträgt.  Daher  hängt 
die  nähere  Ausbildung  dieser  Staatsart  ganz  von  den  konkreten 
sozialen  Verhältnissen  ab,  ko  dafs  sich  wenig  gemeinsame  Charakter- 
züge  für  alle  Klassenherrschaften  konstatieren  lassen,  irgendwelche 
Anschaulirhk«Mt  ihrer  zahlreichen  Exemplare  nur  durch  genaue 
Analyse  einer  jeden  einztdnen  Bildung  gewonnen  werden  kann. 
Anch  darin  liegt  ein  bedeutsamer  Unterschied  der  Klassenherr- 
schaft von  der  Monarchie  und  der  demokratischen  Republik. 

Doch  lassen  sich  immerhin  innerhalb  des  Kahmens  dieses 
Typus  xwei  Unterarten  unterscheiden.  In  der  einen  ist  die  herr- 
schende Klasse  von  der  beherrschten  durchaus  getrennt,  so  dafs 
kein  Aufsteigen  von  dieser  zu  jener  möglich  ist,  während  in  der 
zweiten  den  Mitgliedern  der  beherrschten  Klasse  die  rechtliche 
MfSglichkeit  gegeben  ist,  in  die  Klasse  der  politisch  Bevorrechteten 
zu  gelangen.  Der  erste  Typus,  namentlich  da  vorhanden,  wo 
geschlossenen  GeburtsstUnden  die  politische  Bevorreehtuug  zu- 
kommt, neigt  in  der  Stidlung  der  Herrschenden  zu  den  Beherrschten 
mehr  dem  (Miarakter  der  Monarchie  zu,  während  <ler  zweite  viel- 
mehr Analogien  mit  der  Demokratie  aufweist,  der  er  häufig  zu- 
gezählt wird.  So  ist  irgendein  Vermögeuszensus  in  der  Republik 
eine  aristokratische  Einrichtung,  was  die  antike  Staatslehre  bereits 
hervorgehoben  hat,  nicht  minder  eine  Abstufung  der  politischen 
Bechte  nach  dem  Mafs  der  staatlichen  Leistungen,  denn  der  Ge- 
danke irgendeiner  Bevorrechtung  ist  mit  dem  konsequent  durch- 
gefithrten  demokratischen  Frinzipe  unvereinbar.  Das  Leben  zeigt 
aber  auch  in  dieser  Hinsicht ,  wie  Uberall ,  ÜbergUnge ,  nnd  in 
der  heutigen  Staaten  weit  wird  mau  deshalb  die  flieCsende  Orenze 
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zwischen  aristokratischer  uud  demokratischer  Republik  am  besten 
uach  der  Kntwicklangstendens  der  betreffenden  Verfassungen 
sieheu. 

Mit  Ausnahme  der  letsterwühnten  Rudimente  ist  die  aristo- 
kratische Republik,  kraft  ihrer  AbhAngigkeit  Ton  der  sosialen 
Sehiehtnng  des  Volkes,  durch  die  Verwandlung  der  stindiscb  ab- 
gestuften Gesellschaft  in  die  staatsbttrgerliehe  aus  der  modernen 
Staatenwelt  Terschwunden.  Wenn  eine  konkrete  Republik  heute 
dennoch  eine  Klassenherrschaft  darbieten  sollte,  so  wÄre  sie  stets 
fuktihclicr ,  nicht  reclitlioher  Natur;  <*s  mangelten  ilir  die  Ab- 
schliefsuug  der  herrschenden  Klasse  und  jegliche  rechtlitlien  He- 
stimmungen  über  das  Aufsteigen  zu  ihr  aus  <ler  Klasse  der  He- 
berrschten.  Ein  solcher  Zustand  könnte  daher  auch  jederzeit 
ohne  jede  Wandlung  der  Rechtaordniing  sich  Andern.  Derartige 
politisch-soziale  Bildungen  sind  daher,  wie  grofs  immer  ihre 
momentane  Bedeutung  für  ein  bestimmtes  Volk  sein  mag«  nicht 
imstande,  einen  scharf  abgegrensten  rechtliehen  Typus  m 
schaffen.  ^ 

d.  Die  demokratische  Republik.  Sie  beruht  auf  der 
Stellung  der  Volkagemeinde  als  höchsten  Staatsorganes,  d.  b.  der 
Teilnahme  aller  erwachsenen,  in  der  Regel  blob  der  mAnn- 
liehen  Staatsbürger  an  der  höchsten  staatlichen  Herrschaft,  lu 
ihr  allein  soll  der  herrschende  Wille  grundsätzlich  aus  der  Oe- 
saintlieit  der  Volksgenossen  hervor^M'hi'U.  Nichtsdeslowi'uiger 
bleiben  auch  in  ihr  ausj^eschlossen  die  liandluugsunfilhigen  und  fast 
uberall  die  Frauen.  Aufserdem  linden  in  ihr  stets  noch  spesielle 
Ausschliersungsgrilnde  statt,  so  dals  auch  in  ihr  faktisch  immer  nnr 
eine  Hinderzahl  der  Volk^enossen  rechtlich  Willensbildner  des 
Staates  ist  Wo  zudem,  wie  es  ja  die  Regel  ist,  keine  Pflicht 
sur  Teilnahme  an  der  Ausübung  der  htebsten  Gewalt  existiert,  da 
sinkt  diese  Minderheit  in  Wirklichkeit  noch  mehr  susammen« 
Indes  sind  es,  mit  Ausnahme  des  oft  geforderten  Vollbesitaes 
bttrgerlicher  Ehre,  natürliche,  nicht  rechtliche  Eigenschaften,  die 
von  der  Teilnahme  an  der  Staatsgewalt  ausachliefsen ,  so  dafs 
jede  Privilegierung  durch  bestimmte  soziale  Qualitäten  wegfällt. 
Abt  i"  aucli  so  verstanden  sind  mannigfache  Unterschiede  in  der 
ZusauniK  usetzung  des  Volkes  als  höchsten  Staatsorganes  möglich. 
Durch  Uiuauf  oder  Herabsetzung  der  Altersgrenze  kann  die  Gr^ifse 
der  herrschenden  Volksgemeinde  vermindert  oder  vermehrt  werden ; 
Ausdehnung  der  politischen  Rechte  auf  die  Frauen  ist  heute 


Digitized  by  Google 


Zwanzigstes  Kapitel.  Die  Staatsformen. 


701 


bereits  vielfach  gefordert  nnd  schon  hio  und  da  erreicht  worden*). 
Aiidor^eits  gibt  es,  wie  schon  erwähnt,  Demokratien  mit  aristo- 
kratischen Besidnen,  wie  z.  B.  Steuer-  oder  Bildangszensus 

Am  eigentümlichsten  in  dieser  Hinsicht  sind  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  wo  die  Stimmherechtignng  für  Union  und 
Einielstaat  von  dem  letzteren  festgestellt  wird  und  bei  der  Ver- 
schiedenheit der  einzelstaatlichen  Wahlgesetze  in  einigen  Staaten 
das  Wahlrecht  hinter  der  Ausdehnung,  die  es  in  den  europHiftcheu 
Demokratien  gewonnen  hat^  zurückbleibt,  in  anderen  darüber 
hinausfjeht^). 

Keineswegs  aber  gebt  die  Idee  der  demokratischen  Republik 
so  weit,  dafs  alle  Einwohner  des  Staates  politische  Rechte  linhcn 
sollen,  sondern  nur  die  Mitgliedftr  des  Staates.  Im  Altertum 
waren  die  Sklaven  vom  Staate  gUnzlich  ausgeschlossen,  einer 
sellwtändigen ,  vom  Staate  unabhängigen  Gewalt,  der  hftuslichen, 
unterworfen.  Die  oft  gehörte  Behauptung,  die  antiken  Demokratien 
seien  wegen  ihrer  politisch  rechtlosen  Sklavenmengen  Aristokratien 
gewesen,  ist  deshalb  irrig.  Der  Staat  als  solcher  herrschte  ttber^ 
haupt  nicht  über  die  Sklayen,  die  dem  Dominium,  nicht  dem 
Imperium  unterworfen  waren.  Ebensowenig  waren  die  Sklaven- 
staaten der  amerikanischen  Union  Aristokratien  im  Rechlssinne. 
Aber  auch  in  der  Gegenwart  ist  der  Fremde  in  der  Demokratie 
(wenige  Ausnaliraen  abgerechnet)  nicht  Mitglied  der  herrschenden 
Volksgem  e  i  nd  e . 

Die  demokratisclie  Rej)uhlik  ist  auch  viel  unabliUugiger  von 
der  sozialen  Schichtung  des  Volkes  als  die  Aristokratie.  Wie 
sie  einerseits  vereinbar  ist  mit  dem  Ansschlnls  eines  grofsen  Teiles 
der  Bevölkerung  vom  Staate,  wie  im  Altertum,  so  tritt  sie  ander- 
Seite  auch  bei  Völkern  mit  Besten  alter  privilegierter  Stände, 
sowie  bei  tiefgreifenden  Unterschieden  in  der  sozialen  Lage  der 
.  wirtschaftlichen  Klassen  auf,  also  selbst  dann,  wenn  Elemente  zu 

')  So  in  den  amerikanischen  Staaten  Wyoming  nnd  Kolorado. 
Bryce.  ATnerioan  Commonwealth.  II,  p.  .V)H  f.  Auf  das  australische 
Frauenstimiiircdit  —  als  nicht  republikanisch  er  Art  —  kann  an  dieser 
btelle  nur  liingedeutet  werden. 

Wie  nahe  sich  Politie  und  Oligarchie  mit  mäfsiger  Schätzung 
berfihren,  fahrt  Aristoteles,  Pol.  IV,  1296a,  86  aus. 

*)  Vgl.  die  eingehende  Darstellung  dieser  verwickelten,  aber 
interessanten  Verhftltmsse  bei  Fisk,  Stimmrecht  nnd  Einzelstaat  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  (Jellinek'Hejer,  Ab- 
handtungen,  I,  4|. 
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eiiu'iu  ari>tt>kratiüchen  Aufbau  der  Verta.s>ung  gegeben  wiimi. 
NiemaU  aber  kauu  »k-li  in  eiueiu  sozial  autigegliclienea  Volke 
eine  ArUtolsr-itic  entwickeln. 

Die  deuiokratiscitc  Republik  hat  gefichichtiich  die  folgenden 
eigentümlichen  G^taltongen  gezeigt: 

A.  Die  antike  Demokratie.  Sie  beruht  sowohl  anf 
dem  Gedanken  der  Identität  von  Borger  and  aktivem  Staats- 
glied als  anch  der  völligen  Gleichheit  der  StaabifgUeder  im 
Hinblick  anf  alle  Fähigkeiten  pnblisistischer  Art  Daher  er- 
scheinen für  sie  das  Los  oder  gesetzlicher  Reihendienst  als  die 
einzigen  entsprechenden  Mittel,  die  öffentlichen  Ämter  zu  be- 
setzen, die  \Vald  hingegen,  die  doch  persCuiliche  Qualitiiten  des 
Kandidaten  bevorzugt,  bereits  als  aristokrati^^che  Hinriciitung. 
Darum  kommt  aber  auch  im  Altertum  dieser  der  antiken  demo- 
kratischen Idee  entsprechende  Typus  nur  selten  zur  reinen 
Existenz.  Die  neuere  Demokratie  hingegen  kennt  diesen  Ideal« 
begriff  nicht,  das  Los  entscheidet  in  ihr  nur  gaas  ausnahmsweise^ 
und  der  Reihendienst  hat  höchstens  unteigeordnete  Bedentong. 

Die  Ablehnung  der  Wahl  als  einer  aristokratischen  Institution 
hängt  übrigens  tief  mit  dem  Mangel  der  Repräsentationsidee  im 
Altertum  susammen.  Die  antike  Demokratie  ist  unmittelbare 
(absolute)  Demokratie,  d.  h.  die  Bttrgergemeinde  übt  die  ihr 
snkommenden  Fnnktionen  selbst  aus.  Die  Führung  der  stets 
zeitlich  beschränkten  .Staat>ämter  ist  gleich  dem  Heeresdienst 
Pflicht  gegen  den  Staat,  daher  auch  mit  rechtlieher  Verantwortlich- 
keit verknüpft.  Als  reines,  nur  durch  ethische  Rücksichten  in 
•Schranken  gebanntes  Recht  erscheint  nur  die  Teilnahme  an  der 
BUrgergemeinde,  die  in  allen  Dingen  höchste,  unverantwortliche 
Entscheidung  hat.  Diese  BUrgergemeinde  ist  dem  antiken  Denken 
ebenso  identisch  mit  dem  Staate  wie  später  der  absolute  Fürst 
den  allgemeinen  Vorstellungen  von  der  absoluten  Monarchie.  In. 
ihrer  typischen  Ausgestaltung  ist  daher  diese ,  am  reinsten  in 
Athen  seit  Perikles  verwirklichte  Form  der  Demokratie 
das  republikanische  Widerspiel  der  absoluten  Monarchie.  Bei 
allem  Gegensatz  zwischen  antikem  und  modernem '  Staate  ist 
es  das  gleiche  Grundproblem,  das  die  politischen  Untersuchungen 
alter  uml  neuer  Staatswissenschatt  durchdringt,  die  Frage  nach 
den  miifsi^a'nden .  die  Einhaltung  der  gesetzlichen  iSchranken 
durch  den  Herrscjjer  vermittelnden  ( Garantien  der  al»soluten 
Gewalt.    Doch  ist  bei  aller  Ähnlichkeit  der  im  Wesen  beider 
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Staatsformen  begründete  Unterschied  zwischen  absoluter  Demo- 
kratie und  absoluter  Monarchie  leicht  erkennbar.  Die  Re- 
publik bedarf,  da  ihr  höchster  Wille  juristisch  gebildet  werden 
mols,  stets  einer  äu(seren  Terfassungsmäfsigen  Ordnung  ^  auch  ist 

in  ihr  stets  eine  verfassunfjsmUfsi^e  Verteilung  der  staatlicheu 
Funktionen  vorhanden,  wälirenil  in  der  absoluten  Monarcliie 
psychologisclier  und  juvi>tisclier  lnk'ljster  Staat>willen>aki  /.u^aimnen- 
fallen.  Daher  ist  die  Uiibe>thränktheit  der  Demokratie  inuuer 
in  geringerem  Mafse  zu  linden  als  die  der  Monarchie,  wenn 
nicht  revolutionäres  Handeln  zeitweilig  sich  Uber  alle  gesetzlichen 
Schranken  hinwegsetzt.  Ganz  dasselbe  gilt  auch  von  der  aristo- 
kraüichen  Bepublik.  ^ 


B.  Die  moderne  Demokratie.  Eine  demokratische 
Verfassung  kennt  die  mittlere  Zeit  kraft  der  stftndischen  Gliederung 
der  Gesellschaft  nur  ausnahmsweise.  Sieht  man  von  den  rudi- 
mentären ältesten  germanischen  Verfassungen  ab,  die  demokratisch 

waren,  solange  die  gesellschaftliche  Basis  für  aristokratische  und 
monarchische  Institutionen  mangelte,  sowie  von  den  Verfassungen 
einiger  frei  gebliebenen  Bauernschaften,  so  ist  das,  was  im  Mittel- 
alter bei  den  germanisch  -  romanischeu  Völkern  als  Demokratie 
gilt,  in  Wahrheit  aristoluratiäche  Republik  oder  Monarchie.  Auch 
die  Literatur  hat,  wenn  sie  unter  dem  Einflüsse  antiker  An- 
sebauungen  vom  populus  spricht,  fast  niemals  die  ganze  Volks- 
gemeinde, sondern  nur  die  herrschenden  Gesellschaftsklassen  im 
Auge.  Dazu  kommen  die  mannigfach  abgestuften  Verhältnisse 
der  Unfreiheit,  die  notwendig  ihre  Wirkung  auf  die  staatliche 
Organisation  äntsern.  Auch  der  Unfreie,  sofern  er  nicht  leibeigen, 
ist  Staatsglied,  nicht  nur  seinem  Herrn,  sondern  auch  der  obersten 
Genchtfegewalt  des  Königs  unterwt)rfen,  wodurch  allein  schon  ein 
höchst  bedeutsamer  Unterschied  vom  antiken  Staat«;  gegeben  war, 
der  nur  die  scharf  voneinander  getrennte  pcditische  und  hUusliche 
Gewalt  kannte.  Auch  in  den  ihrer  Natur  nach  auf  republikanische 
Verfassung  angelegten  Städten  ist  der  aristokratische  Typus  von 
Anfang  an  vor-  und  späterhin  ausgebildet. 

Die  neuere  demokratische  Bepublik  ist  mehr  als  jede  andere 
Staatsform  mit  der  Wirkung  allgemeiner  geistiger  Mächte  ver- 
bunden. Demokratische  .Ideen  tauchen  häufig  im  Mittelalter  anf^ 
nicht  minder  literarische  Versuche,  den  Monarchien  eine  demo- 
kratische Chrundlage  zn  geben,  oder  Anpreisungen  der  Demokratie 
als  der  beuten  Ötaatsform.    Niemals  jtidoch  wird  die  Volksherr- 
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Bchaft  als  die  notwendig,  einzig  nnd  allein  zu  Recht  bestehende 
Staatoform  behauptet,  auch  nicht  von  8olchen,  die  jode  Staats- 
▼erfassnug  aus  dem  Willen  des  Volkes  ableiten.  Diese  ForderoDg 
tritt  etut  im  Gefolge  der  politischen  Lehren  auf,  die  In  den 
Kämpfen  der  Reformation  geaeitigt  wurden.   An  anderer  Stelle 
wurde  bereits  ansgefllhrt,  wie  die  Calvinsche  Lehre  von  der  (Ge- 
meinde ab  Trägerin  des  Kirehenregiments  in  Scbotdand,  Holland 
und  England  fortgebildet  wird  sn  einer  Theorie,  die  «nch  die 
weltliche  Ordnung  als  Produkt   des  Gemein  willens  darstellt  und 
die  ri)r<lcrung  crhcht ,   dnfs   dein  durch  Vertrajr  zum  Staate  ge- 
einten   \'(»lke   dauernd   dii'    liöcliste   (lewalt    ini   Staate  zustehen 
und  von  ihm  auch  ausgellht  wt-iden  solle.    Diese  Hewegun«;  tlihrt 
sunttchst  zu  republikanischer  GcMtaltung  den  englischen  Staates, 
die  sieh  jedocii  nicht  au  behaupten  vermag        D><^  Monarchie 
war  zu  tief  in  der  geschichtlichen  Entwicklung  Englands  l)e- 
grttndety  als  dafs  die  neue  Ordnung  des  Commonwealth  fette 
Wnrseln  im  Heraen  des  Volkes  bitte  schlagen  können.  Hingen 
wuchsen  in  den  amerikanischen  Kolonien  Englands  auf  Grund  der 
sozialen  Verhältnisse  der  Kolonisten,  die  von  denen  des  Mntler- 
landes  weit  ablagen,  republikanische  Institutionen  empor,  so  dafs 
mit  ihrer  Trennung  von  Grofsbritannien  diese  Kolonien  als  nun* 
nndir  souverUne   demokratische  Republiken   in  die  Gemeinschaft 
der  zivilisierten  Staaten  eintraten.    Im  Verlaufe  des  amerikanischen 
Unabhän^igkeitskaniplcs  aber  wird  die  Theorie  geboren,  dafs  die 
demokrati>clie  Republik  aus  dem  Wesen  des  Menschen  schlechthin 
folge,  daher  die  «duzif^e   zu  liecht  bestehende  Staatsform  sei"). 
Diese  Lehre  tindet  in  Europa  grofise  Empfftnglicbkeit  in  Fnuik' 
reich,  auf  welches  Überhaupt  die  amerikanisehe  Bevolntion  tod 
grtffstem  Einflnfs  war.  Der  contrat  social  hatte  zwar  die  Möglich- 
keit verschiedener  Regierungsformen  zugegebeui  sie  jedoch  alle  auf 
demokratische  Basis  gestellt  Lag  damit  schon  die  repnblikanisehe 


')  Audi  diese  Republik  war,  wie  urnjinlnplicli  die  römis<-ho,  weseot- 
lich  nur  Nefxation  der  vorübtruelH  ucien  Monarchie;  das  damalige  Eng- 
land ist  sich  über  ihren  positiven  Htaatsrechtiichen  Charakter  niemals 
klar  geworden. 

*)  Das  Prototyp  der  amerikanischen  Erklftrungen  der  Becbte,  die 
bill  of  Rights  von  Virginien  enthftit  den  Sati  (Art  II):  That  all  pow^ 
is  vested  in,  and  consequently  deriyed  from,  the  people;  that  nigi- 
strates  are  their  tmstees  and  senrantSt  and  at  all  time  amensble 
to  them. 
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Staataform  in  der  folgerichtigen  Dnrcbftahrnng  seiner  Ideen,  so 
wird  von  den  Jakobinern  selbst  die  anf  Delegation  von  Seiten  des 

Volkes  beruhende  könig^liche  Herrschaft  als  tyrannisch  bezeichnet*) 
und  jede  Kriniu  iun^  an  sie  ans  (l<'r  Stiiatsordmnij^  auszulöschen 
jresucht.  Die  franz«»sische  Kepublik  gibt  sich  daher  nicht  als 
ein  Staat  unter  vielen,  sondern  als  der  nadi  dem  einzig  riclitigea 
Modell  geformte,  allen  andern  ;um  allein  vernunftgemäfsen  Vor* 
bild  dienende  Staat. 

Die  Idee,  die  einzige  dem  Wesen  des  Menschen  entsprechende 
Staatsform  an  sein,  liegt  allen  seither  entstandenen  oder  um- 
gebildeten demokratischen  Republiken  sngmnde.  Von  Anhlingem 
der  Monarchie  ist  zwar  ähnliches  behauptet  nnd  ausgeführt  worden, 
allein  weder  in  gleicher  Ausdehnung  noch  mit  gleicher  Wirkung. 
Wahrend  die  antike  Staatslehre,  nach  dem  Staatsideal  forschend, 
es  zwar  unter  Verwendung  geschichtlich  gegebener  Institutionen, 
aber  immerliin  docli  abweicliend  von  allen  historischen  Bildungen 
gestaltete,  helianptet  jene  re])nblikanische  Theorie  das  schlechthin 
Beste  in  einer  bereits  vorhandenen  Staatsform  gefunden  zu  lialien 
nnd  macht  höchstens  Verbesserungsvorschlttge  tiir  bestehende  In- 
stitutionen^). Daher  ist  die  demokratische  Republik  das  Ziel 
aller  radikalen  Parteien  in  sMmtlichen  andersgearteten  Staaten. 

Im  letzten  Grunde  fahrt  die  moderne  Demokratie'  auf  "den 
staatsrechtlichen  Ausgangspunkt  des  modernen  Naturrecbts  zurflck, 
die  Ableitung  der  Staatsgewalt  aus  dem  vereinigten,  ursprünglich 
souverXnen  Willen  der  ans  dem  Natur*  in  den  staatlichen  Zustand 
hinübertretenden  Menschen.  Daher  ist  ftlr  sie  das  politische 
Reclit,  die  Aiiteilnahnie  an  der  Staatsgewalt,  ein  allgemeines,  aus 
der  me  nschlichen  Natur  tliefseudes,   das  jedem  in  den  Staats- 

')  Die  Verfassung  vom  24.  Juni  17^»;'.  erklärt  (Art.  120j,  dafs  das 
französische  Volk  „den  Tyrannen"  kein  Asyl  gewähre. 

*j  Die  Erklärung  der  Menschen-  und  Bürgerrechte  in  der  jakobi- 
uischen  Verfiusung  stellt  in  den  Artikeln  2$— 85  einen  allgemeingültigen 
Kodex  des  republikanischen  Staatsrechts  auf:  Unteilbarkeit,  Unverj&hr- 
barkeit,  Unverftufserlichkeit  der  Souverftnetät,  die  niemals  von  einem 
Teile  des  Volkes  in  ihrem  ganzen  Umfimge  ansgefibt  werden  kann, 
allgemeines  Stimm-  und  Wahlrecht,  Zeitlichkoit  aller  öffentlichen  Ämter, 
Verantwortlichkeit  ihrer  Trfiger,  Recht  und  l'tlidit  des  Widerstandes 
gegon  ungesetzliche  Akte  der  T^egiening.  Hezt-iehnenfl  namentlich 
Art.  27:  ^Que  tout  individu  «jui  usiirperait  la  sonverainet»'- ,  soit  A 
l  iti^^tant  mis  k  mort  par  les  hommes  libre.^.**  Also  der  Tyrauneumord 
burgerpHicht. 

Jellinek,  Da«  Recht  de«  modernen  8ta«t«8.  I.  2.  Aufl.  45 
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vorband  aufgenommenen  uud  dadurch  zum  Bttrger  «rewandelten 
Individonm  insteben  mnls').  Das  ist  der  weeentlicbsta  Punkt, 
in  dem  ne  sich  prinsipiell  von  der  antiken  Demokratie  unter- 
scheidet, die,  weit  davon  entfernt,  die  Freiheit  als  vom  Wesen 
des  Menschen  unabtrennbar  su  erklttren,  Uber  rein  theoretische 
Bekämpfiing  der  Sklaverei,  die  nur  Hirten  des  geltenden  Bachtes 
milderte,  das  Institut  selbst  aber  unangetastet  lieb,  nicht  hinaus- 
gekommen ifit  Allerdings  wird  auch  in  der  Geschichte  der 
modernen  Demokratie  die>c  Foljieruiig  nicht  sofort  uud  nicht 
tlbcrall  gezogen,  sie  liegt  aber  so  >ehr  in  der  Kii  lituiig  ihrer  not- 
wendigen Konsefjuenzen,  dals  sie  in  verhältnismäfsig  kurzer  Zeit 
gegen  alle  widerstrebenden  politibchen  MUchte  durchgesetzt  wird. 
Zur  letzten  Folgerung  zwar,  der  völligen  Gleichstellung  der 
Frauen  mit  den  Männenit  ist  sie  auch  beute  erst  ganz  ausnahms- 
weise durchgedrungen;  dals  sie  aber  aus  ihren  Prinaipien  folgt, 
seigen  die  Forderungen  der  radikalen  Parteien  der  G^egenwart, 
welche  den  naturrechtlichen  Gedanken  des  Aufbaues  des  Staates 
auf  das  abstrakte  Individuum  mit  der  gröfsten  Folgerichtigkeit 
durchführen.  Aus  ihren  Grundsitsen  ergibt  sich  demnach  fUr 
die  moderne  Demokratie  der  Gedanke  der  absoluten  politischen 
Gleichwertigkeit  der  Individuen.  Doch  wird  dieser  (iedauke  iu 
den  einzehien  Institutionen  kein»  swegs  konsequent  durchgetülirt. 
"Wie  einerseith  alle  Walilen,  so  beruhen  .UKierHeits  die  zahlreichen 
gesetzlich  oder  gewohnheitsmlifsig  geforderten  Eigenschaften 
für  die  Be^mtung  in  der  demokratischen  Kepublik  auf  einer 
ihre  tu  C  riindprinaipe  suwiderlaufenden  Wertung  individueller 
Qualiükationeu. 

Die  moderne  demokratische  Bepublik  bietet  eine  BHllle  eigeii- 
tttmlicher  Bildungen  dar,  die  um  so  komplizierter  sind,  als  die 
meisten  Exemplare  dieser  Staatsform  bundesstaatlich  geartet  sind. 
Da  im  Bundesstaate  xwei  unmittelbare  Organe:  Gesamtvolk  und 


M  Daher  wird  auch  dem  Frornib'n.  der  gewis'^e  liedingtmgen  er- 
füllt hat.  ein  Kechtsan;»]"!  in  Ii  nuf  Aufnahme  in  den  Staat-verliami  i:e- 
gei»en.  Vgl.  Art.  4  der  jakohiniM  hen  Verfas.sung.  Ferner  M  erd-  n  die 
Wahl-  und  Stinnnrochte  in  dieser  Anschauung  al.s  streng  individuelle 
mit  keiner  Ptiicht  verknüpfte  Rechte  aufgefafst,  während  jede  Stellung 
als  Organ  der  Gesamtheit  einen  Pflichtcharakter  haben  soll.  (Les 
fonctioiu»  publiques  .  .  .  ne  peuvent  dtre  consid^es  comme  distinction 
ni  comme  des  r^compenscs,  mais  comme  des  devoirs.  Deklsration  der 
Rechte  von  179;^.  Art.  SO.) 
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eo  Rind  damit  in  ihm  wie  in  der  Monarchie  zwei  voneinander 
unabhängige,  in  der  Demokratie  überdies  koordinierte  Organe  vor- 
handen. Sodann  aber  individnalisiert  das  Repräsentativsystem 
vermöge  der  eigentümlichen  Ausgestaltung,  die  es  in  jedem 
einzelnen  Staate  erßlhrt,  die  heutigen  demokratischen  Republiken. 

Zwei  bedeutsame  Einteilungen  klassifizieren  sie.  Die  ente 
beroht  auf  der  Stellung,  die  dem  herrschenden  Demos  Terfassungs- 
mfllsig  zukommt. 

Drei  Typen  sind  in  dieser  Hinsieht  in  der  heutigen  Staaten- 
welt SU  unterscheiden. 

a.  er.  Demokratische  Republiken  mit  beratender 
und  beschliefs ender  Volksgemeinde.  Eine  unmittel- 
bare Demokratie  im  vollen  Sinne  gibt  es  heute  nicht  mehr. 
Selbst  in  den  schweizerischen  Kantonen  mit  LandsgcnH'ind^'n  ist 
aufser  dieser  ein  repräsentierendes,  gesetzgeberische  und  andere 
Funktionen  ausübendes  Organ  vorhanden.  So  hatte  in  Uri  der 
Landrat  ausdrücklich  die  „stellvertretende  gesetzgebende  Gewalt" 
in  Obwalden  und  Appenaeli  A.  Rh.  der  Kantonsrat,  in  Glarus  der 
dreifache  Landrat,  in  Nidwaiden  der  Landrat,  in  Appenzell  J.  Rh. 
der  grolse  Bat  Kompetenzen,  die  in  der  antiken  Demokratie  nur 
der  Volksgemeinde  zustanden*).  Die  Landsgemeinde  ist  auch 
keineswegs  dem  absoluten  Fürsten  in  der  Monarchie  vergleichbar. 
Nicht  sie,  sondern  jenes  oberste  Kegierungskollegium  übt  das 
liegnadii^ungsrecht  aus,  und  selbst  ihr«'  legislatorischen  Beschlilsse 
haben  eine  Grenze  an  der  Privatrcclitssphih''  (le.>  IndiN  iiliiums. 
So  erklUrt  Xidwaideu,  dafs,  sotcrn  sich  jemand  durch  einen  Be- 
schlufs  der  Landsgemeinde  in  seinen  Privatrechten  verletzt  glaubt, 
der  gesetzliche  Richter  angerufen  werden  kann  und  in  Uri 
fand  bis  vor  kurzem  in  solchem  Falle  ein  höchst  merkwürdiges 
Verfahren  statt,  um  das  Privatrecht  vor  legislatorischer  Willkür 
sicherzustellen^).  Ferner  ist  der  Qedanke,  dafs  die  Volksgemeinde 


>)  Vergasung  vom  5.  Mai  1850  §  47.  Als  solche  übt  er  die  Initia- 
tive und  erUUat  in  dringenden  Fällen  provisorische  Gesetze;  femer 
steht  ihm  die  Macht  der  Gesetzesinterpretation  zu.  Vgl.  die  Jetzige 

Verfassung  vom  r,.  Mai  188s,  Art.  54  tl'. 

")  Z.  B.  Abschlufs  von  Staatenvertrii::'  n.  Ernennungen  von  Beamten, 
Handhabung  der  Verantw  ortlichk<Mt  dor  Iii><;ieraog8behörden. 

')  Verfassung  vom  'J.  April  1>'77,  Art.  4ti. 

*)  Verfassung  vom  5.  -Mai  löOO,  §  37. 

45* 
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nicht  der  Staat  Bchk'chtliin ,  sondern  nnr  Organ  des  Staates  sei, 
naabbMngig  von  aller  Theorie  in  diesen  kleinen  Demokratien 
scharf  ausgebildet  worden.  nRichtecbnur  der  Landsgemeinde*  — 
erklärte  Uri  in  seiner  frtlberen  Verfassung  —  »sei  nicht  unbedingte, 
schrankenlose  Willkür,  nicht  die  Gewalt  des  Stftrkeren,  sondern 
daa  Recht  und  die  nur  damit  ?ereinbarliche  Staats- 
wohlfahrt. Das  Volk  verpflichtet  sich  zu  diesem  Grundsätze 
durch  den  jährlich  zu  schwörenden  Lantlesjcemeinde-Eid."  M. 

ß.  Rein  r  e  j»  r  H  s  e  n  t  a  t  i  v  e  demokratische  R  e  p  u  - 
hlikt'ii.  Die  zweite  F<»rin  dt-r  lieuti;ren  demokratist-hiii  R»^- 
|)nhlik  ist  die  r  «•  i  n  repräsentative.  Alle  staatlichen  Fuiiktiouen 
werden  in  ihr  durch  Repriisentanten  aasgeUbt.  Da  diese  Re- 
prKsentfnten  ausnahmslos  sekundMre  Organe  eines  und  desselben 
primKren  Organes  sind,  so  ist  die  staatliche  Einheit  durch  die 
Einheit  dieses  priroftren  Organes  —  des  Volkes  —  durchaus  ge- 
wahrt. Wie  oben  dargelegt ,  wird  durch  diese  Oigane  das  Volk 
selbst  organisiert,  so  dafs  also  auch  in  diesem  Typus  der  Republik 
das  oiganisierte  Volk  die  höchste  Gewalt  hat  und  austtbt').  Nur 
durch  diese  Erkenntnis  wird  die  reprisentative  Demokratie  flber- 
hanpt  verstund  lieh.  Anderseits  kommt  man,  wie  oben  näher 
ausgetiilirt  wurde,  zu  der  V^orstellung:,  dafs  das  Volk  gemäfs  einer 
solchen  Verfassung  willens-  und  handlungsunfJihifir  sei.  ein  Resultat, 
das  mit  den  p<ditischen  Tatsachen  und  rechtlichen  Anschauungen^ 
die  in  dieser  Staatsform  herrschen,  ganz  unvertrttglich  ist. 

Vermfige  der  Einheit  de«  primÄren  Organes  unterscheidet  sich 
schon  auf  den  ersten  Blick  die  repräsentative  D^okratie  grund- 
sätzlich von  der  konstitutionellen  Monarchie,  die  swei  unmittel- 
bare primäre  Organe  hat,  von  denen  das  eine  durch  ein  sekondäree 
Organ  repräsentiert  wird.  Dennoch  kehrt  in  der  Demokratie  in 
dem  Verhältnis  von  Gesetzgebung  und  Regierung,  wenn  auch  in 
anderer  Form,  dieselbe  Spaltung  wieder  wie  in  der  konstitutionelleii 
Monarchie.  Daher  sind  dort  ähnliche  Konflikte  wie  hier  möglich 
und  Kompromisse  zu  ihrer  Schlichtung  notwendif^.  Die  Einheit 
des  primären  Organes  gestattet  nUnilich  viel  weitergehende  Ver- 
teilung der  staatlichen  Funktionen  als  in  der  Monarchie  \  der 

')  Ebenda  Jj  36. 

*)  In  einzelnen  amerikanischen  Gliedstaaten  kommt  diese  Idee  in 
der  Publikationsformel  der  Gesetze  zum  Ausdruck.  So  z.  B.  in  New 
York:  The  People  of  the  State  of  New  York,  represented  in  Senate 
and  Assemblj,  do  enaet  as  foUows. 
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Gruiulsatz  der  Gewaltenteilun^  und  des  Gleichgewiclites  der  Ge- 
walten kann  in  der  repräsentativen  Demokratie  viel  euergtscber 
durchgeführt  werden  als  in  der  Monarchie,  weil  in  dieser  der 
Forst  Uberall  selbsttAtig  auftrUl,  während  dort  der  herrschende 
Demos  nnr  dareb  Wahlen  au  wirken  vermag.  Selbst  in  der 
unmittelbaren  Demokratie  des  Altertums  ist  man  sn  scharfer 
Sondemng  der  Kompetenzen  des  Demos  und  der  Behörden  ge- 
schritten, ab  der  einsigen  Möglichkeit,  die  Ansprttguog  der  staats- 
rechtlichen Normen  in  der  Wirklichkeit  des  staatlichen  Lebens 
tu  garantieren. 

Unter  allen  re])ul)Iikainschen  Verfassungen  haben  die  der 
Vereinifjten  Staaten  und  ilirer  (iliedcr  die  TluMirie  von  der 
Sonfleriinj;  und  dein  Gleichgewiclite  der  Gewalten  verliUltnis- 
mälsig  am  strengsten  durchgeführt^).  Die  Koudikte,  die  sich 
daraus  ergeben  können ,  werden  durch  die  kurze  Dauer  der 
parlamentarischen  Wahlperioden  und  der  Prlisidentschaft  wett* 
gemacht').  Auders  hingegen  sind  die  Verhältnisse  in  Frank- 


0  Vgl.  oben  8.  48$. 

*)  Oana  eigentfimlich  geartet  ist  die  Stellung  des  obersteu  Re- 
gieruDgsorganes  in  der  Schweis.  Von  einer  strikten  Durehföhruog  des 
Prinsipes  der  Teilung  der  Gewalten  ist  keine  Rede,  vielmehr  herrscht 
dort,  wio  Dubs  (Das  öftentliche  Recht  der  Schweiserischen  Eidgenossen- 
schaft, II,  187>j,  S.  71)  es  treffend  ausdrückt,  „organische  Gi-walten- 
konfusion".  liimdesversanunhinfr  ift   in   manchen  Stücken  dem 

Bundesrat  übeif^cordnt't ,  sie  wählt  und  koiitiolliei  t  ihn.  Aber  nichts- 
destowenijxer  ist  er  die  ..<il)rrste  leitende  und  \  <>!lziehende  lichörd«'  der 
EidgenosaenscUaft"  iBundt-sverfasaung,  Art.  Vi  und  steht  der  Bundes- 
versammlung auf  breitem  Gebiete  unabhängig  gegenüber.  Seine  Mit^ 
glieder,  die  in  der  Regel  immer  wiedergewählt  werden,  bestehen  oft 
aus  Angehörigen  entgegengesetzter  Parteien.  Solches  Veibältnis  ist 
allerdings  nur  in  ein^  kleinen  und  neutralen  Staate  durchsufiihren. 
Ganz  unrichtig  abor  ist  es  deshalb,  in  den  Bundesratsmitgliedem  ab- 
hängige Vollzugsorgane  der  Bundesversammlung  zu  sehen,  wie  es 
Ri'hiii,  Staatslehre,  S.  '2x1,  N.  1,  tut.  Schon  der  wichtifro  Umstand, 
dafs  dem  lliindesriiti'  das  Recht  der  (icM't/.esiniti.itivo  zusteht,  sj)riclit 
gegen  solche  Annalime.  Der  Ausdruck  „IJeauite",  den  die  Bundes- 
verfassung für  die  Mitglieder  des  Bundesratejj  gebraucht,  beweist  gar 
nichts,  da  Art.  117  der  Verfassung,  der  die  Beamten  der  Eidgenossen- 
schaft f&r  verantwortlich  erklärt,  auch  auf  die  Mitglieder  der  gesets- 
gebenden  Räte  Anwendung  findet  In  der  Schweiz  heif^en  nämlich 
auch  die  Kammern  Behörden  und  deren  Mitglieder  Beamte.  Vgl. 
Bundesgesetz  Aber  die  Verantwortlichkeit  der  eidgenössischen  Behönlen 
und  Beamten  vom  9.  Dezember  1850;  Wolf,  Die  Schweizerische 
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reicli,  wo  in  der  dritten  Hejuihlik  auf  Grund  der  Lehren  von 
h.  Constant,  Tliiers  und  1*  r  e  v o s  t - P a r  a d  ol  ' )  das  parla- 
mentarische RegieruugääyBtem  durchgeführt  und  dem  Staatschef 
nur  die  Stelle  eines  Uber  den  staatlichen  Machtfaktoren  stehenden, 
dafür  aber  auch  eines  realen  Anteils  an  der  Leitung  der  Geschäfte 
beraubten  neutralen  Elementes  angewiesen  wurde.  In  Frankreich 
sind  die  Kammern  das  htfhere  Oxgan  gegenüber  dem  Pristdenten, 
und  swar  politisch  schon  deshalb)  weil  sie  ihn  wählen,  er  daher 
im  Falle  einer  Wiederwahl  ihnen  während  der  Daner  seiner 
Präsidentschaft  genehm  gewesen  sein  mufs.  AuCrardem  ist  die 
Regierung  bei  der  grofsen  Kompetenz  der  Kammern  und  den  ge- 
ringen Maehtiiüttehi ,  die  ihr  diesen  gegenüber  zustehen ,  fort- 
während von  KauiuifrbesciilUssen  abhängig .  die  mittelst  der  An- 
nahme iiml  \'crwertung  von  Ta^esordnun^ren  mit  unberechenbarer 
Willkür  Ministerien  stürzen  und  den  im  Amte  befindlichen  die 
Richtung  ihrer  Politik  vorschreiben.  Rechtlich  aber  ist  der 
Präsident  von  den  Kammern  abhängig,  da  sie  jederzeit  seine  ver- 
fassungsmäfsige  Stellnng  ändern  können.  In  der  Union  htngiegen 
ist  der  Präsident  vom  Kongrefs  unabhängig,  nicht  nur  kralt  des 
verfassungsmäisigen  Ausschlusses  der  parlamentarischen  Begterung, 
sondern  auch  deshalb,  weil  der  Kongrefs  nur  begrenate  Gesetz- 
gebungsgewalt hat  und  an  den  verfassungsmäfotgen  Kompetenten 
des  Präsidenten  nicht  au  rütteln  vermag.  Trotsdem  wttrde,  wie 
bereits  erwähnt,  im  Falle  eines  ernstlichen,  andauernden  Konfliktes 
bei  der  weiten  Ausdidnuing  der  gesetzgeberischen  Zuständigkeit 
des  Kongresses  sich  dieser  als  das  stärkere  Organ  erweisen. 

y.  Repräsentative  demokratische  Republiken 
mit  unra  ittelbar- demokratischen  Institutionen.  Die 
dritte  Form  der  demokratischen  Republik  ruht  auf  der  Verbindung 
der  repräsentativen  mit  Elementen  der  unmittelbaren  Demokratie. 
Im  Grunde  gehören  bereits  die  snb  a  erörterten  Gebilde  hierher; 
wegen  der  eigentümlichen  Art  der  Tätigkeit  der  Volksgemeinde 
jedoch,  die  nicht  nur  durch  Abstimmung  wählt  und  beschlielst, 


Rundesgesetzgebang,  I,  1890,  S.  29  ft'.;  Bnndo5ägesetz  über  das  Bandes- 
strafrecht  vom  4.  Homunp:  1^^k5,  Art.  50}  Wolf,  1,  S.  376. 

*)  Namentlich  die  Ausführungen  von  Prevost-Paradol,  La 
France  nouvollf  (zuerst  l'-f)'^  «Mschienen^  Vi  lsS4,  eh.  V  und  VI 
sind  v(in  b<'Mtiinni('i)il<  in  KinHufs  auf  die  heutige  Gestaltung  der  fran- 
zösiscbeu  PrasiUentschatt  geworden. 
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sondern  sieh  tatsächlich  versammelt  und  berttt,  haben  sie  eine 
besondere  Stellung  gefanden. 

Aoeb  fttr  diesen  dritten  Typns  sind  manehe  Unterschiede 
seiner  konkreten  Ansgestaltnng  Torhanden.  Qemeinsam  ist  allen 
Verfassungen  der  hierher  gehörigen  Staaten,  dafs  die  Volk^gemeinde 
als  solche  sich  niemals  sichtbar  versammelt,  sondern  nur  durch 
Abstimmung  tMtig  wird.  Es  kann  nun  die  TUtigkeit  der  Volks« 
gemeinde  auf  aufserordentliche  Fülle  beschrUnkt  bleiben,  vornehm- 
lii  h  also,  wenn  e.«*  sich  um  «Midgliltige  Beschlüsse  über  neue  Ver- 
fassnnjren  odi-r  Verfassunf^sUndcrungen  liandelt,  wie  es  tVülitr 
mehrfach  in  Frankreich  der  Fall  war').  Auch  eine  blofs  rat- 
gebeade  Stellung  kann  dem  Volke  in  den  AusnahmefHUen  zu- 
erkannt sein,  in  denen  es  tUtig  ist-).  W  »  heute  Uberhaupt  Volkse 
abstimmnngen  stattfinden^),  sind  sie  bei  VerfassungsKuderungen 
obligatorisch,  so  in  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  und 
ihren  Kantonen^),  femer  in  fast  allen  Einzelstaaten  der  amerika* 
nischen  Union  (Verfassungsreferendum)^). 

')  Die  fdee  der  Volk.-al».>^firn'nuu^'  iilcr  Vcrfassunfreu  un«l  G«'setze 
taucht  in  Frankreich  zuerst  179:^  unter  d- in  Eintliisse  der  Lohre 
KousseauH  auf.  Das  Projekt  der  jrirondi^- tischen  Verfassungen  ent- 
halt (titre  VIII,  IX,  D ugu i t  -  M  onn  i e r,  p.  öo  ff.)  eingehende  Be- 
stimmungen über  Volksinitiative  und  Referendum  bei  Gesetien  und 
VerfusungeUi  die  jakobinische  Verfassung  fährt  das  fakultative  Refe- 
rendum bei  Oesetsen  (Art  59»  60X  die  Volksinitiative  bei  Revision  der 
Verfassung  (Art.  115)  und  die  Volksabstimmung  über  die  Verfassung 
ein,  obwohl  letzteres  im  Verfassungstext  nicht  ausgesprochen  war.  Am 
9.  Aupust  179.^  fand  das  erste  Verfassungsplebiszit  statt.  Die  folgenden 
tatsächlich  vorgenommenen  Plebiszite  bis  zu  dem  letzten  rapoleonischen 
von  1^70  l)e/o^fii  sich  insgesamt  nuf  Verfastiungsfragen,  vgl.  Bor- 
geaud,  Ktablis-'  iiient  et  re\i>i(ui  des  const.,  j».  ff. 

-')  In  Süd-Carolina  werden  nach  der  Verfassung  von  18*38,  Art.  XV, 
sect.  1  Zusätze  zur  Verfassung  zuerst  von  der  Legislatur  boscblossen, 
sodann  dem  Volke  vorgelegt,  gelangen  hierauf  an  die  Legislatur  zurück, 
die  frei  über  deren  Annahme  und  Verwerfung  entscheidet.  Ober- 
holtser,  S.  42,  Ober  das  konsultative  Referendum  de  lege  ferenda: 
Esmein,  Droit  const.,  p.  275  f. 

Eine  Ausoahme  machen  die  Sta.iten  Delaware  und  Sfid-Carolina. 

*)  In  diesen  sind  wiedenim  verschiedene  Modalitaten  vorhanden, 
^o  verlangt'u  dii-  meisten  Kmitone  eine  Vorabstiinmuug  über  <lie  Ver- 
fassungsrevisiun  und  sodaim  nach  (bifii  B'>(liiurs  durch  die  ;:eset/- 
gebende  ßehi»rde  eine  definitive  Nachalistiuunung.  Vgl.  Duiiant,  I>ie 
direkte  Volkegesetzgebung  in  der  Schweiz  und  ihren  Kantonen.  Heidel- 
berger Dissertation,  1894,  S.  42  ff. 

*)  Vgl.  oben  S.  505  f.  Gar  keine  Volksabstimmung  bei  Verfassnngs- 
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Ferner  kann  da«  \'olk  auch  bt'i  der  iiomialfn  Gesetzü^ebuus: 
tÄtijj  werden.  Aiuh  tür  die^(Ml  Fall  >'uui  \  fi  .•'chiedene  Mudalitiiteii 
vorhanden.  Es  kann  ciu  bereits  beschlosst'nes  Gesetz  auf  Antrug 
einer  bestimmten  Zahl  v«»n  Bürgern  dem  Vtdke  vorj?elegt  werden, 
wie  bei  dem  »og.  fakultativen  H  e  f  e  r  e  n  d  u  m  in  der  Schweiz 
und  einer  ^rofäen  Zahl  ihrer  Kantone*),  oder  es  sind  besUmmte 
geBetvgeberiscbe  Akte  der  Saaktion  des  Volkes  Torbehaiten^  wie  in 
maachen  Yerfaflsimgeii  der  amerikaniicheii  EioaelsUaten^).  Oder 
es  sind  endlich  alle  von  den  Kepriaentanten  beschlossenen  Gesetae 
vom  Volke  au  bestlltigen,  wie  in  einem  Teil  der  Schweiler 
Kantone  (System  des  obligatorischen  Referendums). 
Femer  kann  der  Anteil  des  Volkes  an  der  Oesetsgebnng  dadurch 
gemehrt  werden,  dafs  ihm.  d.  h.  einem  verfas>ungj»mjifsig  fest- 
gestellten Brucht»'il.  das  Hecht  der  Initiative  zuert«'ilt  wird,  dem- 
zufolge die  Kej»riU«'utanten  den  Initiativantrag  durchzuberaten 
haben  und  entweder  diesen  selb.st  nebst  ihrem  besehlusse  oder 
auch  nur  ihren  Beschlufs  allein  dem  Volke  vorzulegen  haben. 
Auch  hier  sind  swei  Arten  zu  unterscheiden  :  die  Initiative  zu 
VerfassungsHndernngen  und  die  zu  einfachen  Gesetsen.  Beide 
sind  in  der  Schweis  durchgeführt  Die  Eidgenossenschaft')  kennt 

tinderungen  tindet  statt  in  Delaware.  Bei  Totalrevisionen  entscheiden 
aber  überall  die  Widder  über  die  Beschlüsse  der  Konventionen  durch 
die  Voretitx  lieiiliuig  des  Volkes,  indem  die  FiM^e.  ob  eine  Totalrevision 
durch  KonNentionen  stnttliuden  soll,  dem  \'ülke  vorzulegen  ist;  vgl. 
O  b  e  r  h  o  1 1  z  c  r ,  p.  3Ü  f. 

In  der  Eidgenossenschaft  kdanen  80000  sUmmbeiachtigte 
Schweixerbflrger  eine  Volksabstimmnng  verlangen  (Bundesverfassung, 
Art.  89),  in  den  Kantonen  sinkt  die  Zahl  der  Antragbnechtigten  bis 
auf  500  (Zug).  Auch  freiwillig  könoen  die  Legblaturen  der  Kantone 
Beschlüsse  der  Volksabstimmung  Unterbreiten. 

*)  Namentlich  Aufnahme  von  Staatsanleihen  imd  Kontrahierung 
von  StaatAschuideu.  Über  diese  und  andere  Fälle  vgl.  Uber  holte  er, 
p.  51  t!'. 

•■')  Die  Verfu.-«sung.-^initi;itive  war  Je-reits  in  der  Bundesverfassung 
vom  12.  September  1^46  (Art.  llo)  so  normiert,  dafs  50 000  Schweiser- 
bürgeru  das  Recht  susteht,  die  Bevision  derart  su  verlangen,  dals  dss 
Oesamtvolk  Aber  diesen  Antrag  absustimmen  hat.  Die  revidierte  Ver- 
fassung vom  5.  Juli  im  (Art  118—128)  unterscheidet  Total-  und 
Partialrevision.  Für  die  erstere  hat  es  bei  den  bisherigen  Bestimmungen 
»ein  Bew.  nden,  fUr  letztere  kann  ein  ausgearbeiteter  Entwurf  den  eid- 
j;enJ)8sischen  Räten  vorgele^rt  Averden,  die  ihn  mit  ihren  eventuellen 
Anträgen  d«  in  Volke  nnd  den  Kantonen  zur  AU-'timmun;^  zu  unter- 
breiten haben.    Uber  Näheres  vgl.  M.  Veith,  Der  rechtliche  Einflufs 
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nur  die  VerfaBsnngsinitiative ,  die,  Kantone  diest;  und  toilweisi« 
auch  die  zweite').  Durch  all  diese  verschiedenen  Formen:  Vor- 
fassungsrefereudun»,  fakultatives,  obligatorische»  Heferendutn  sowie 
Volksinitiative,  nähert  sich  die  Stellung  des  Volkes  zur  Gesetz- 
gebung der  des  >fonarchen  in  der  konstitutionellen  Monarchie« 
Da,  wo  80 wohl  Initiative  als  auch  obligatorisches  Seferendnm 
existieren,  deckt  sie  sich  sogar  mit  ihr  im  Hinblick  auf  die 
legislatorische  ZastMndigkeit  vollstllndig.  Jedoch  unterscheidet 
sich  auch  dieser  Typus  von  der  Monarchie,  gans  abgesehen  von 
dem  kollegialen  Charakter  des  primXren  Organes,  grundsätzlich 
dadurcli,  dafs  er  niemals  ewet  gflnslich  voneinander  getrennte  be- 
ratende nnd  besclilielsende  Organe  kennt.  Vielmehr  gibt  hier 
das  [irimSre  Organ  den  Anstofs  zur  TUtigkeit  des  von  ihm  ein- 
gesetzten seknndiiren  Organes  und  entscheidet  definitiv  über  die 
Rechtsbeständigkeit  der  Beschlüsse  des  letzteren.  Trotz  der 
Verwicklung  der  Verhältnisse  in  solchen  Bepubliken  ist  es  doch 
immer  ein  und  dasselbe  Volk,  das,  in  verschiedenen  Organen 
verschiedener  Art  dargestellt,  alle  seine  Beschlüsse  fafst  und 
ausführt. 

Eine  andere,  nnteigeordnete  Einteilung  der  heutigen  demo- 
kratischen Republik  kreuzt  sich  mit  der  vorhergehenden  nnd 
ist  sum  Teil  schon  erörtert  worden.  Es  ist  der  Unterschied 
zwischen  Republiken  mit  einem  einzigen,  wenn  auch  in  mehrere 
Kammern  gegliederten  Organe  für  die  Gesetzgebung,  und  mit 
dualistisch  gestalteter  Form  der  Lejrislatur,  m»  dafs  mehrere  Organe 
unabhängig  voneinander  gesetzgel)eris(.ln'  FiinktioiKMi  versehen. 
Eben  erörtert  wurdtt  der  Fall,  wo  das  Volk  selbst  als  primäres 
Organ  die  BeüchlUäse  der  Kammern  sanktioniert.  Aber  auch 
sekundäre  Organe  können  diese  Befugnis  haben.  Das  ist  der 
Fall  in  den  Vereinigten  Staaten,  wo  das  von  zwei  Dritteln  der 
beiden  Hänser  des  Kongresses  beschlossene  Amendement  zur  Ver* 
fassung  von  den  Legislaturen  von  drei  Vierteln  der  Staaten  zu 

<br  K  an  tone  auf  (Uo  IJiunlf^^'ewalt  nach  schweizerischem  Buudesrecht. 
Strarnbiirirer  Dissort.  l'.)02,  S.  lo:?  tf. 

')  Im  einzelnen  herrscht  hier  grof^e  Mannigfaltigkeit:  Einzel- 
initiative oder  KuUektivinitiativc,  Anregung  zur  Ausarbeitung  eines 
(«csetzentwurfea  durch  die  Legislatur  oder  Einreichung  eines  aus- 
gearbeiteten  Entwurfes,  mit  oder  ohne  Begutachtungs«  oder  Anmerknngs- 
reelit  des  gesetzgebenden  Rates  usw.  Die  detaillierte  Untersuchung 
dieser  rechtlich  und  politisch  intere^-^anten  Verbältnisse  gehOrt  nicht 
mehr  in  den  Rahmen  einer  allgemeinen  iStaatsrechtslehre. 
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ratifizieren  ist.  Iiier  wie  in  der  Schweiz  treten  ttberdies  die  Glied- 
staaten als  legislatoi isohf  Organe  auf,  eine  Erscheinung,  die  iu 
der  L^hre  vom  Huiul»"^''taate  nUlier  zu  untersuchen  ist. 

1)  .  Die  zweite  Haupteinteilung  der  heutigen  demokratischen 
Republik  erfolgt  aach  der  Art  der  Bestellung  und  der  Organisation 
der  Regierung,  und  zwar  zunächst  nach  der  Art  der  Bestellung, 
je  nachdem  das  Volk  anmittelbar  oder  durch  Vermittlung  der 
VolkuTertretnng  die  obersten  Begiemngsoigane  wählt  Typn» 
eines  Staates  mit  Volkswahl  des  Staatshanptes  sind  die  Vereinigten 
Staaten  und  die  Kantone  der  Schweis.  Der  oweite  Tjpu  ist 
zuerst  in  Frankreich  in  der  DirektorialTerfaflsang  verwirklicht 
worden  nnd  heute  dort  sowie  in  der  Eidgenossenschaft  ausgeprägt  - ). 
Von  Bedeutung  ist  dieser  Unterschied  mehr  nach  der  politischen 
als  (h  r  1 »  rljtiii  hen  Seite,  indem  der  vom  Volk  selbst  envählte 
Pr;i>itli*Mt  eine  viel  gnifsere  AutoiitJit  L'egenilber  den  Kammern 
besitzt  ')  als  der  von  ihnen  bestellte  und  daher  von  ihnen,  ob- 

Eine  Abart  des  ersten  Typus  ist  die  plebiszitXre  Genehmigung 
eines  bereits  fungierenden  Staatshauptes,  wie  sie  hesnglich  der  Bona- 
partes mehrmals  stattgefunden  hat,  eine  Abart  des  sweiten  die  in  der 

jakobinisdien  Verfassung  projrktiorte  Wahl  eines  conseii  ezicntif  auf 
Grund  der  Vor>*ehirige  der  Wähler. 

2)  Ganz  abweichend  von  b«M<len  Typen  i>t  dir-  Wahl  der  Mit- 
<_di.'(Ior  des  St'iintt's  in  (b-n  Hausestädten,  welche  durch  ein  verwickeltes, 
in  i<'der  drv  Stiidt»»  anders  gestaltetes  Verfahren,  an  dtin  Senat  und 
Bürgerschaft  teilnehmen,  bestellt  werden.  Die  Senate  sind  primäre 
Staatsorgane  (a.  A.  Seelig,  Hamburg.  Staatsrecht,  1902,  S.  50,  unter 
Berufung  auf  meine  Lebren,  jedoch  ohne  durchschlagenden  Nack* 
weis);  dafs  sie  das  Volk  rej^risentieren,  ist  nirgends  ausgesprochen 
und  widerspräche  fiberdies  der  ganzen  geschichtlichen  Entwiciüung. 
Bremen  (Verf.  §  8)  beruft  Senat  und  Bfirgerschaft  zur  Ausübung  der 
Staatsgewalt,  Hamlinrg  (Art.  6)  und  Lübeck  (Art.  4)  Ififst  sie  beiden 
Organen  [renieinscli;iftli«  h  zustehen.  Gemeint  ist  in  allen  drei  Hanse- 
städten dasselbe.  Vou  dem  Typus  iler  demokratischen  Republik  über- 
haupt entfernen  sich  di<*  Hansestädte  dadurch,  dafs  die  Stelhing  dn^ 
regierenilen  Organes  nur  mit  dessen  Zustimmung  geändert  wenlen 
kann ,  da  jedes  Gesetz  vom  Senate  mit  beschlossen  werden  mufs.  Die 
anderen  demokratischen  Staatshftnpter  hingegen  unterliegen  der  Ver- 
fassungsgesetsgebnng,  an  der  sie  keinen  Anteil  haben. 

>)  Das  hatte  Frankreich  1851  erfahren,  indem  Louis  Napoleon,  der 
durch  das  allgemeine  Wahlrecht  unmittelbar  bestellt  war,  sich  als  den 
„61n  de  la  natioir  gegenüber  der  Kammer  betrachtete,  deren  Mitglieder 
nur  je  einen  r>iuehteil  der  Stimmen  des  Souveräns  auf  sich  vereinigten. 
Dieses  Argument  bat  in  den  Kechtfertigungsversuchen  des  Staate- 
streiches keine  geringe  Kolle  gespielt. 
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woU  sie  im  Wahlakt  rechtlich  nur  als  Kreationsorgan  des  Volkes 
fnogieren,  auch  abhängige.  Namentlich  die  Aussicht  auf  eine 
Wiederwahl  ist  geeignet ,  die  Präsidenten  oder  r^erenden 
Kollegien  den  Kammern  unterznordnen.  Nach  dec  Art  der 
Organisation  der  Begiemng  aber  gliedern  sich  die  Staaten,  je 
nachdem  einem  Kollegium  oder  einem  IndiTidnum  die  IHinktionen 
jener  obliegen.  Der  erste  Typus  dieser  Unterart,  frtther  in 
Frankreich  snr  Zeit  des  Direktoriums  und  des  Konsulates  die 
legale  Form  der  Regierung,  ist  heute  in  der  Schweiz  und  ihren 
Kantonen  sowie  in  den  dontschen  freien  StUdten  verwirklicht. 
Der  zweite  ist  zuerst  in  den  amerikanischen  Eiuzelstaaten  auf- 
getaucht und  sodann  in  der  Union  aui^enommen  worden,  von  wo 
er  seinen  Weg  in  die  übrigen  amerikanischen  liepubliken  und 
auch  in  das  Frankreich  der  zweiten  und  dritten  Kepublik  ge- 
gefunden hat.  Der  amerikanische  Präsident  ist  bewufst  nach  dem 
Vorbild  des  englischen  Königs  geschaffen  worden.  Die  schon 
unter  der  englischen  Herrschaft  bestehende  Konzentriemng  der 
Exekutive  in  dem  Gouverneur  einer  jeden  Kolonie  und  die 
Lehre  Ifontesq^uieus  von  der  Erspriefslichkeit  der  Vereinigung 
der  vollsiehenden  Glewalt  in  der  Hand  eines  einzigen  haben  dahin 
gefuhrt,  dafs  eine  monarchenähnliche  Stellung  des  Leiters  der  Re- 
gierung in  der  Republik  zutagetritt  und  sich  in  Amerika  ein 
anah>ge.s  .Schauspiel  zeigt  wie  in  Rom .  wo  die  Kepublik  den 
Umfang  der  k<iniglichen  ilerrschattsbefugnissc  auch  für  die  neuen 
Magistrate  fortbestehen  liefsM.  Da  zur  Zeit  der  8chr»pfim<::  der 
Union  das  parlamentarische  Kegieruugssystem  in  England  noch  nicht 
in  voller  Klarheit  vorhanden  oder  wenifrstens  noch  nicht  erkannt 
war,  so  ist  es  die  Form  des  konstitutionelieu,  den  Kammern  gegen- 
über selbständigen  Königtums,  das  die  Gestaltung  der  amerika- 
nischen Präsidentschaft  derart  bestimmt  hat,  dafs  eine  parla- 
mentarische Begiemng  durch  das  strikte  Verbot  des  Zutritts  der 
Staatssekretäre  in  den  Kongrels  und  den  Mangel  einer  gesetz- 
geberischen Initiative  der  Regierung^)  vdllig  ausgeschlossen  ist 


M  Sehr  interessant  in  dieser  Hinsicht  sind  die  Ausführungen  von 
Hamilton  im  „FederaUsf*  Nr.  LXIX— LXXVII,  namentlich  LXIX, 
worin  der  Präsident  dem  König  von  England  gegenflbeigestellt  und 
der  Machweis  geführt  wird,  dafs  das  englische  Königsreeht  in  den  Be- 
fugnissen des  Präsidenten  überall  eine  Einschränkung  erfahren  habe. 

*)  Der  Präsident  kann  dem  Kongrefs  durch  Hotschaft  die  Be- 
scbliefsung  von  Maf«regeln  empfehlen  (Const.,  Art.  II,  sect.  3,  §  1), 
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Frankreich  hingegpen  liat  nach  den  Erfahrungen,  die  es  mit  der 
nach  amerikanischem  Muster  {^bildeten  Präsidentschaft  der  zweiten 
Bepnblik  und  der  auf  demselben  Vorbilde  beruhenden  Stelloof 
der  Hinister  während  des  sweiten  Kaiserreiches  gemacht  hatte« 
in  seiner  heutigen  Verfassung  die  PrKsidentschaft  dem  KOnigtun 
des  parlamentarisch  regierten  Englands  der  Gegenwart  nach- 
gebildet Wie  innig  die  moderne  Welt  mit  demr  Gedanken  der 
Monarchie  verknöpft  ist ,  geht  nicht  zum  ^^eringsten  daraus 
luTVor,  (lafsi  die  btMl«»utsamste .  am  meisten  verbreitete  Form  der 
heutif^eu  Demokratie,  die  IViisidentschaftsrepublik ,  ihrer  poli- 
tischen Seite  nach  auf  einer  Abschwäckung  des  monarchischen 
Gedankens  ruht. 

Eine  dritte  Form  der  I'nisidentschaftsrepublik  war  in  Frank' 
reich  1870 — 1875  verwirklicht,  indem  der  Chef  der  exekntircD 
Gewalt  der  AutoritMt  der  Nationalversammlung  unteigeordnet 
war.  Und  zwar  hat  er  ursprünglich  nnr  die  Stellung  eines 
Minbterprllsidenteny  der  das  Recht  hat,  seine  Kollegen  su  wählen; 
erst  durch  das  Gesets  vom  81.  August  1871  wird  ihm  der  Titel 
eines  PrXsidenten  der  Republik  zuteil  und  er  Ober  das  vad 
ihm  ernannte  Ministerium  hinausgehoben,  ohne  deshalb  der 
Unterordnung  unter  die  gesetzgebende  Gewalt  entbunden  zu 
werden  M. 

N'on  dt'i  M'»narcbit*  unter>t'li«'iden  sich  bei  allen  äuf-t'rliciiea 
Ähnliclikeitfii  diese  sHmtlichen  Formen  darin,  dar>  «1er  Präsident 
niemals  das  höchste,  auch  nicht  unter  den  sekundären  Organen 
ist.  Da,  wo  das  Prinzip  der  Ge walten teilung  durchgeftahrt  ist, 
kommt  ihm  grundsHtzlich  gleiche  Stellung  mit  den  anderen 
Faktoren  der  Staatsgewalt  zu.  Abgesehen  aber  von  dem  politischen 
Übergewicht  der  Legislative  ist  der  Prüsident  oder  Govemor  in 
den  amerikanischen  Staaten  vielfach  an  die  Mitwirkung  des 
Senates  gebunden  und  unterliegt  der  Staatsanklage  durch  das 
Volkshauf«  und  dem  Gerichte  der  Senate.  Da  das  amerikanische 
Impe.ulinient  nicht  nur  we^'en  Rechtsverletzungen,  sondern  auch 
W(  -.'II  der  Art  <le>  jM>litiscli«*n  <  icbrilireus  des  Präsidenten  (oder 
tioveruors)  erlioben  werden  kauu,  so  haben  die  amerikauisclieu 


allein  der  Kongrefs  kann  nur  auf  Antrag  eines  setner  Mitglieder  in 
Verhandlung  eines  Gegenstandes  eintreten. 

1)  Vgl.  die  Verfassungsgeschichte  dieser  Epoche  bei  Lefebvre« 
p.  1  ff. 
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LeginlatiireD  ein  sehr  kräftiges  Mittel,  um  sich  im  Kampfe  mit 
der  Exekutive  trotz  aller  Theorie  als  das  milchtigere  Organ  zn 
erweisen.  Zndem  hat  der  Prllsident  nnr  ausnahmsweise^)  das 
Recht,  die  Kammern  in  und  anfser  Tätigkeit  zu  setzen,  kann  »ie 
jedoch  nicht  auflösen;  sudaiin  hat  er,  wie  erwähnt,  keine  Initiative 
hei  der  (Tesetzp'bun^  und  de  iure  nur  ein  susjiensivcs .  wenn 
auch  st'hr  wirksames  Veto'):  ihm  tVhlt  ferner  das  Keelit  (ier 
Krie^serkÜlruiifr ;  somit  ist  nicht  er  das  den  .Staat  in  Bewegung 
setzende  Organ.  Vielmelir  kann  von  Rechts  wegen  durch  Ver- 
fassungsttndernng  ^fnno  St('Ilun<,'  beliebig  geändert  oder  abgeschafft 
werden.  In  Frankreich  sind  die  Kammern  schon  kraft  ihrer  un< 
hegrenzten  ▼erfassungsändemden  Gewalt  zweifellos  das  höchste 
Organ  des  Staates.  Dazu  kommt  noch  der  Grundsatz  der  parla- 
mentarischen Regierung)  der  die  Exekutive  in  stete  Ahhängigkeit 
von  der  Kammermajorität  hringt.  Der  Präsident  kann  die 
Kammern  zwar  in  und  anfser  Tätigkeit  setzen,  doch  haben  sie 
ein  geRetzlich  geregeltes  Selbstversammlungsrecht;  er  kann  die 
Deputiertenkammer  auflösen .  doch  nur  mit  Zustinjmung  des 
Senates.  Kr  hat  kein  Recht  des  Veto,  sondern  kann  nur  eine  noch- 
malige Abstiniinung  Uber  ein  fJest't/  vrrlanf^en ;  fmier  fehlt  auch 
ihm  das  Recht  der  selbständigen  KriegserklUruug.  Endlich  ist  er, 
wenn  auch  nur  wegen  H<-(  hverrats,  verantwortlich.  Die  rechtliche 
und  faktische  Leitung  des  Staates  ILi^t  daher  in  Frankreich  beim 
Parlamente  und  dem  Tom  Parlamente  abhängigen  ^  jederzeit  von 
ihm  durch  ein  Milstrauensvotum  der  Deputiertenkammer  entlafs- 
baren  Ministerium*). 

Wenn  daher  auch  den  Präsidenten  Stücke  königlicher  Macht 

znerteilt  sind,  so  sind  sie  doch  rechtlich  weit  davon  entfernt, 
Könige  zu  sein.    Mau  hat  oft  behauptet,  der  rriisident  der  Ver- 


')  Const.,  Art.  II.  sect.  8,  §  1. 

')  Selb«itverstrindlich  aber  nicht  bei  Verfassungsänderungen. 

^)  Auch  politisch  falsch  ist  es,  wenn  Rehm,  Staatslehre,  S.  .T>r>, 
djp  parlatiH'nfarisih  regierte  Demokratie  als  eine  tat^jächlichc  Walil- 
nudiarcliit'  mit  dem  Miiiisterpräsidentfu  als  auf  Zeit  gewählteia 
Monarchen  bezcirlnirt.  Wriclir  politisdien  Ansiflit«n  man  aueh  über 
die  Stellung  ciucH  Monarchen  haben  mag,  so  läfst  sich  doch  k^e 
durdifBihren,  die  in  einem  Manne,  der  jederzeit  von  der  Legislative 
davongejagt  werden  kann,  und  daher  sorgfältig  auf  die  Stimmung 
der  Gesetzgeber  Rficksicht  nehmen  mufs,  einen  Alleinherrscher 
erblickt. 
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einigten  Staaten  sei  mächtiger  als  der  englische  König.  So  schwach 
aber  dieser  aoeh  in  der  politischen  Wirklichkeit  sein  mag,  ihm 
steht  doch  xechtlicli  die  höchste  Entscheidung  an  Aber  jede 
Ändemng  der  Bechtsordnong  seines  Staates,  die  dem  Präsidenten 
nicht  gegeben  ist.  Denn  dessen  politische  Stärke  hindert  nicht 
seine  rechtliehe  Schwäche.  Er  hat  einen  Richter  anf  Erden,  Tor 
dem  er  sich  beugen  mufs :  deu  Demos,  von  dessen  Vertretung  er 
zur  Verantwortuug  gezogen  werdeu  kauu. 
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I.  Einleitende  Erörterangen. 

1.  Sowohl  die  antike  Lehre  vom  Staate,  die  ihm  Autarkie 
zuschrieb,  als  auch  die  moderne  von  der  Sonreränetltt  wider- 
spricht,  folgerichtig  zn  Ende  gedacht,  der  dauernden  Verbindung 
mehrerer  Staaten,  da  eine  solche,  wie  immer  sie  auch  rechtlich 
konstruiert  werden  mag,  stets  Unselbständigkeit  oder  Abhängigkeit 
irgendwelcher  Art  In  sich  schliefst.  Trotz  der  zahlreichen  Bundes- 
Verhältnisse  unter  den  liellciiischen  Staaten  hat  denn  auch  die 
antike  Staatswissenschaft  tla^  Prctblriii  der  Staatenvcrbindun^rcii 
kaum  «xestrcitt ,  g«!scii\vt'i;;e  denn  lV>te  Kcrhtsbcfjrifl'e  \on  ihnon 
geu-onuen.  Die  Staatslehre  der  niodern»*u  Zeit  liat  lau^e  ■;eljraucht, 
elie  sie  die  Staateuverbindungen  eingehend  und  allseitig  gewürdigt 
hat.  Auch  heute  noch  stehen  der  klaren  Erfassung  dieser  Ver- 
bindungen in  vielen  Punkten  die  herrschenden  allgemeinen  Lehren 
vom  Staate  entgegen,  aus  denen  sich  deduktiv  die  Unmöglichkeit 
dieser  oder  jener  Verbindungsform  eigibt.  Vielleicht  in  keinem 
Teile  des  öffentlichen  Rechtes  zeigen  sich  die  Folgen  der  Be- 
urteilung des  Gegebenen  nach  abstrakten  Idealtypen  schärfer  als 
in  diesem.  Daher  ist  gerade  bei  dieser  Lehre  energisch  auf 
induktive  Erforschnng  des  gegebenen  historisch-politischen  Stoffes 
7AX  dringen,  der  die  aus  dem  Leben  ;^^ewünnenen  eiupiri.^chen  Tyjjen 
au  Stelle  jener  Allgenieinbe-ritVe  setzt. 

Siiweit  unsere  Kfiiiituis  der  ( ie^^diicbte  (]cr  Kultiir-«t;iat>-ii 
zurückreicht,  sehen  wir  stets  eine  Vitdheit  von  Staaten  in  gegen- 
seitigen Beziehungen  stehen.  ZunUchst  allerdings  ist  der  (Miarakter 
dieser  Beziehungen  ein  feindlicher,  wie  denn  überhauj)t  der  Krieg 
die  erste  Form  des  internationalen  Verkehrs  ist.    Nicht  immer 
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iBt  nämlich  Vernichtang  oder  UnteijochtiDg  des  Gregnera  Besnltat 
des  Kampfes,  daher  Friedensschlüsse  selbst  in  Zeiten,  denen  je^ 
liehe  Vorstellnng  eines  Völkerrechtes  mangelte,  an  ▼erxeiehaeo 
sind.  Im  Zusammenhange  mit  dem  Kriege  tritt  schon  frflhe 
die  Bondengenossenschaft  als  erste  Form  frenndlichen  Staaten- 
yerkehrs  hervor.  Kriegerische  Bündnisse  aller  Art  beseichnen 
den  ersten  Schritt  zn  einem  Znsammenschlufs  verschiedener 
Staut*'!!  /.II  Staaten verliiiidunj^en.  Neben  (l»'ni  Kriejr  aber,  wrnu 
^  auch  zuniiili>t  von  iliin  auf  das  be(leiitsan!vie  be*^influfst.  ^'«-ht 
'  ein  durcli  (li<-  Maclit  der  sozialfii  Veihiiltnisse  ljervorg-enit«'ner 
wirtschaftlicher  Verkehr  einher,  der  die  gegenseitige  AbhMngig- 
keit  der  Staaten  festigt  und  steigert.  Gemeinsame  Kultur  und 
Interessen  engerer  Staatensysteme  lassen  in  diesen  engere  Ver- 
bindungen schon  in  Epochen  entstehen,  die  reicherer  Entfaltung 
internationaler  Rechtsbildnng  sonst  nicht  günstig  waren.  Erst  die 
neueste  Zeit  aber  schafft  die  Erkenntnis  der  vorhandenen  und  stets 
fortschreitenden  Solidaritftt  geistiger  und  wirtschaftlicher  Knltur- 
interessen  der  in  Verkehrsgemeinschaft  stehenden  Staaten,  die 
höchst  bedeutsame  Wirkungen  auf  deren  innere  Ordnang  hervor- 
bringt. 

2.  Im  weiteicu  Sinne  des  Wortes  ist  unter  Staatenverbindnng 
jeile  auf  einem  Kechtsgrunde  beruhende  dauernde  B<'ziehung  z^^•^'ier 
oder  mehrerer  Staaten  zu  verstehen.  In  diesem  Sinne  bilden 
alle  durch  die  Gemeinsamkeit  des  Vrdkerrechts  verbundenen 
Staaten  eine  grnfse  Verkehrsgemeinschaft ,  innerhalb  deren  sich 
wiederum  die  durch  gemeinsame  geographische  Lage  verbundenen 
und  durch  sie  von  anderen  getrennten  Staaten  vermOge  der 
innigeren  Besiehungen,  die  sich  zwischen  ihnen  entwickeln,  als 
Staatensjsteme  gegenüberstehen.  So  wird  das  enropüsche 
von  dem  amerikanischen  oder  ostasiatischen  Staatensystem  uoter^ 
schieden.  Diese  Verbindungen  sind  aber  sosialery  nicht  recht- 
lieber  Art,  es  passen  auf  sie  vollauf  die  Merkmale,  welche  inner- 
/  ]!alb  der  Staaten  die  sozialen  Gruppen  voneinander  scheiden, 
liechllirli«'  Veil)induiij;>t"orinen  hingeg"en,  die  den»  weiteren  Staaten- 
verbinduugs-l'H'^ritVe  unterstehen,  werden  durch  zahlreiclie,  daueinde 
Beziehungen  der  Staaten  sehatl'ende  Verträge  hervorgerufen.  Sie 
sind  stets  völkerrechtlicher  Art, 

Von  alters  her  ist  es  vorgekommen,  dafs  Staaten  sich  gegen- 
seitig dauernd  Vorteile  versprechen.  Schon  die  frühesten  Zeiten 
sefshafter  Staaten  weisen  derartige  Eigäniungen  der  inneren 
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Staatstütigkeit  durch  Leibtungen  anderer  Staaten  auf.  Die  lÄngste 
Zeit  hindurch  tragen  sie  aber  einen  zufjilligen  Cliarakter  an  sich, 
und  die  gegenseitigen  KouzesBionen  sind  entweder  das  Kesultat 
▼on  Kriegen,  kriegerischen  Drohangen  oder  kriegerischer  Bundes- 
genoMeuschaft.  Bis  gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts  sind  die 
StaatenTertrIlge ,  die  sich  anf  Gegenstände  der  Verwaltung  nnd 
Bechtapflege  besiehen,  fast  anssehliefslich  Bestandteile  von  Friedens- 
Tertrigen  oder  doch  im  Gefolge  von  solchen  entstanden.  Von  da 
ange&ngen  aber  beginnt  ein  großartiger  ProzeCs  fortschreitender 
gegenseitiger  Indienststellung  der  eigenen  staatlichen  Tätigkeit 
anf  Grund  der  wachsenden  Entwicklung  und  Erkenntnis  der 
zwischenstaatlichen  Solidarinteressen.  Er  rnft  zwei  Formen  recht- 
licher Gebild»*  h«'rvur.  Die  erste  umfafst  die  zahlreielit  ii  Kiiizel- 
V  o  r  t  rüge  ,  durch  welche  Staaten  gegenseitifj^  Leistung  um  Leistung 
tauschen.  Die  andere  bef^reitt  die  V  e  r  i  u  b  a  r  u  n  g  e  n  unter 
sich*),  die  eine  dauernde  (xeineinsamkeit  bestimmter  staatlicher 
Interessen  zur  rechtlichen  Voraussetzung  haben  und  zu  ihrer  ge- 
deihlichen Befriedigung  Verwaltungsbttndnisse  oder  Verwaltungs- 
vereine (Unionen)  schaffen,  die  sogar  schon  su  Ansätaen  einer 
intetnationalen  Oiganisation  geftihrt  haben  Schon  ein  Teil  der 
EinseWerträge  Ober  Verwaltung  und  Bechtspflege,  namentlich  aber 
die  Verwaltungsvereine  rufen  dauernde  zwischenstaatliche  Verhält- 
nisse hervor,  bei  denen  nur  die  Art  und  die  näheren  Umstände 
der  so  entatandenen  Beziehungen,  nicht  mehr  aber  ihr  Dasein 
künftig  in  Frage  stehen.  Solche  Verträge  und  Vereinbarungen 
können  gekündigt  und  revidiert  werden,  immer  tritt  dann  aber 
ein  m'ues  Übereiiikouinien  an  ihre  Stelle.  Ausli('ferun;::s-  und 
KonsularvertrUge ,  Weitjjostverein ,  internationaler  Telegraphen-, 
Meter-,  Eisenbahnfrachtverein  usw.  sind  bleibende  Institutionen 
der  also  verbundenen  Staaten,  die  zwar  durch  Besseres  ersetzt, 
niemals  aber  ihrem  Inhalte  nach  gänzlich  vernichtet  werden 
können.  Zu  ihnen  hat  sich  in  jttngster  Zeit  die  Haager  Akte 
zur  friedlichen  Erledigung  internationaler  Streitfälle  gesellt,  indem 


1)  Vgl.  System  der  subj.  öff.  Rechte,  S.  Idä  (204)  ff.;  Triepel, 
Volkerrecht  und  Landesrecht,  8.  68. 

')  Vgl.  Jellinek,  Lehre  von  den  Staatenverbindnngen,  S.  158  ff; 
Descamps,  Les  offices  inteniationanx  et  lenr  avenir,  Bruzelles  1894; 
V.  Liszt,  Völkerrecht,  8.  146 ff.;  0.  Mayer,  II,  8.  459 ff.;  Rehm, 
Staatslehre,  S.  97  f. 
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dit*  Errichtung  des  stHndigen  Schiodsgericlitsliofes  den  ersten 
»Schritt  zur  Organisation  cioer  iuternatioaaleu  RcchtspHege  bedeutet. 
Die  Löauug  »oleher  Übereinkommen,  ohne  dals  Ersatz  durch 
Khnliche  geschaffen  werden  würde,  bedeutete  nach  unsoren 
heutigen  geselbchaftücbeD  Verhältoiasen  einen  entachiedenen 
Rackschritt  der  gesamten  Kultur,  ja,  sum  nicht  geringen  Teil 
wttrden  dadurch  Zustande  heryoq^rufen,  die  unserem  GeftlUe 
geradezu  als  barbarisch  erschienen.  Der  also  handelnde  Staat 
<  ginge  wirtschaftlicher  und  geistiger  Isolierung  entgegen,  was  inner- 
*  halb  der  politischen  Wirklichkeit  schwerlich  Raum  finden  dttrfte. 
Jene  auf  Verträgen  und  Vereinbarungen  beruhenden  Institutionen 
kann  mau  daiier  t"ü;j^lich  ebenso  als  dauernde  staatliche  Eiu- 
richtungen  hezeiclinen.  wie  irgendwelche  im  Laufe  der  neueren 
Entwicklun;r  des  Verwaltungsrechtt-s  und  der  Rechtspflege  ent- 
standenen rein  innerstaatlichen  Schöpfungen,  die  trotz  aller  Um- 
bildungen, die  sie  erfahren,  einen  in  allen  Wandlungen  festen 
Tjpus  bewahren. 

Solche  Gebundenheit  der  Staaten  widerspricht  aber  bereits 
dem  SouTerftnetätsbegriff,  wie  er  von  der  Staatslehre  des  16.  bis 
18.  Jahrhunderts  formuliert  wurde.  Man  hat  zwar  zu  jener  Zeit 
inkonsequenterweise  die  Bindung  der  Staaten  durch  Vertrige 
zugegeben,  unter  diesen  aber,  dem  Charakter  der  Verträge  jener 
Zeit  entsprechend,  nur  solche  verstanden,  die  durch  Herstellung 
eines  dauernden  Zustandes  (/,.  H.  Friedens-,  Zessionsverträge)  er- 
füllt  werden  odei-  kurzfristige  Leistungen  der  Staaten  mit  ihren 
Machtmitteln    zum    Inhalt    haben.     lune    dauernde   gegen  seiti]L'e 
Beschränkung   der   ( ie.>etzgeljuiig   und    Verwaltung  der  Staateu. 
wie  sie  die  modernen  Verträge  häutig  zum  Inhalt  haben,  wäre  als 
unzulässige    Scbmälerung    der   Souveränetät    aufgefaßt  worden. 
Kein  Staatenbund  früherer  Zeit  hat  seine  Glieder  nach  innes 
so  eingenchränkt,  wie  es  die  Verwaltungsvertrilge  eines  modernen 
Staates  tun.    Daher  ist  die  moderne  Staats-  und  völkenechtliche 
Theorie  zu  dem  Satze  gedrängt  worden,  dafs  TertragsrnftCsige  Ein- 
schrltnkungen  eines  Staates  keine  Minderung  seiner  Souverftnetlt 
bedeuten,  was  allerdings  nicht  unwidersprochen  geblieben  ist 
Schon  an  diesem  Punkte  aber  kann  man  sehen,  wie  selbst  die 
l(»sen .  und   doch  daueruileu  Vt-rbinduuireu  zwischen  den  iStaaten, 
die  durch  Vcrwaltuug><verträge  j:<  -riindt't  werden,  aui"  die  L<dire 
vom    Staate    >elli>t    ilire    Wirkung    äufsern.     .Jene    Fassun^^  <les 
i^ouveräuetUtabegriÜet»,  die  ihn  mit  dem  Merkmal  absoluteröcbraakeu- 
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losigkeit  der  Staatsgewalt  identifiziert,  ist  mit  der  geschicbtlichen 
Wirklichkeit  der  durch  ein  System  der  Yenraltangsvertrllge  ge- 
bundenen  Stiutten  uttvereinbar. 

3.  Im  engeren  Sinne  aber  sind  Staatenverbindnngen  dauernde 
rechtliche  Yereinfgongen  von  Staaten  politischerNatnr.  Von 
den  durch  Venraltungsvertrige  und  Vereinbarungen  geschaffenen 
Verbindungen  unterscheiden  sich  solche  politische,  d.  h.  auf  den 
staatlichen  Machtzweck  basierte  dnrchaus.  Denn  jene  ergreifen 
die  Kontrahenten  stets  nur  auf  einem  eng  begrenzten  Gebiete  ihrer 
Wirksamkeit.  Politische  Vt'rbindungcn  liingegen  erfassen  min- 
destens einen  oder  einen  Teil  drr  vi-rbundenen  Staaten  in  ihrer 
ganzen  Existenz,  oder  sie  teilen  einem  Gliede  des  Verbandes  Recht 
und  Macht  zu,  das  Leben  des  anderen  zu  leiten  oder  gar  sich 
dienstbar  an  machen. 

Auszuscheiden  aus  diesen  politischen  Verbindungen  sind  aber 
die  Allianzen,  obwohl  sie  die  politische  Funktion  einer  Staaten^ 
Terbindung  gegebenenfalls  in  hohem  Mafse  erfüllen  können, 
weil  sie  nicht  dauernde  Verbindungen  sind.  Sie  fallen  daher 
noch  unter  die  Staatenverbindungen  im  weiteren  Sinne.  Allianzen 
sind  Bündnisse  zu  gemeinsamem  AngriiT,  gemeinsamer  Verteidigung 
oder  als  Schutz-  und  Trutzbündnisse  zu  beiden  Zwecken.  Obwohl 
in  der  Koj^a-l  kriegerischer  Art.  können  sie  docli  aucli  au>nalims- 
weise  friedlichen  ('harakter  trafen,  wenn  si<\  wie  der  bcwatVnete 
NeutralitHtsbund.  zum  Schutze  {;»';ien  (  hcrf^rifte  von  selten  solcher 
Staaten  statthuden  ,  mit  denen  die  Verbündeten,  ungeachtet  des 
Krieges  zwischen  Dritten  ,  in  Frieden  leben.  Entscheidend  fUr 
den  Charakter  einer  Allianz  ist  nicht  der  Zweck,  sondern  die  in 
Aussicht  genommenen  Mittel.  Der  Dreibund  verfolgt  friedliche 
Zwecke  y  ist  jedoch  eine  kriegerische  (defensive)  Allianz.  Wie 
immer  die  Allianz  auch  beschaffen  sein  mag,  sie  ist  stets 
fär  konkrete  FxUe  und  auf  Zeit  geschlossen,  bindet  aber  not- 
wendigerweise die  ganze  Politik  der  kontrahierenden  Staaten  schon 
vor  Eintritt  des  casus  foederis.  Erfolgt  dieser,  so  steht  bei  der 
Unberechenbarkeit  der  sich  daran  knüpfenden  Ereignisse  die 
ganze  Gestaltuuir  der  Zukuiit't  eines  jeden  der  verbündeten  Staaten, 
unter  Umständen  so^ar  seine  Existenz  auf  dem  Spiele.  Alle 
Allianzen  sind  alier  >tet>  leicht  hisbar;  bei  ihrem  Abschlufs 
hauptsächlich  kommt  die  Klausel  „rebus  sie  stantibus"  still- 
schweigend in  Anwendung;  weil  im  Kam])fe  mit  den  höchsten 
Interessen  souveräner  Staaten  die  PHicbt  der  Vertragstreue  zurück- 

46* 


Digitized  by  Google 


724 


Dritte»  Buch.  Allgemeine  Staatarechtsielire. 


8teht  M.  r>aher  wird  auch  von  keiner  Seite  die  völlige  Unabhängig- 
keit ailiiiTter  Staaten  bestritten,  Sutern  die  Allianz  nitlit  etwa  der 
Deckmantel  eines  anderen  dauernden  Abhiingigkeitsverbältiiisses 
ist.    Alliierte  Staaten  sind  und  bleiben  souverän. 

4.  Im  folgenden  sollen  nun  die  Staaten  Verbindungen  im 
^  engeren  Sinne  untersucht  werden,  soweit  dies  im  lUbnien  einer 
allgemeinen  Staatolehre  zulässig  ist.  Hierbei  wird  Ton  eingehender 
Untersuchung  über  Klassifikation  der  StaateoTerbindniigeii  ab- 
gesehen,  da  die  früher  erörterten  Einwinde  gegen  die  Ersprielalicb- 
keit  solchen  Unternehmens  hier  Terdoppelt  wiederkehren.  Staaten- 
Verbindungen  bieten  in  der  Regel  auch  viel  verwickeltere  '^ypen 
dar  als  Einheitsstaaten.  Daher  hlltte  eine  grtlndliche  systematische 
Klassifikation  noch  viel  mehr  Unterabteilungen  zn  schaffen  als 
bei  der  Einteilung  der  Einheitsstaaten,  ohne  doch  ir«jend  eine 
individuelle  Bildung  nach  allen  Richtungen  hin  in  die  aufgestellten 
Schablonen  pressen  zu  können.  So  sollen  denn  nur  die  wich- 
tigsten, auch  praktisch  bedeutsamsten  Unterschiede  den  nach- 
stehenden Erörterungen  zugrunde  gelegt  werden. 

Von  Bedeutung  ist  einmal  der  Gegensati  von  organisierten 
und  nichtorganisierten  Verbindangen,  je  nachdem  die  Ver- 
bindung der  Staaten  in  besonderen  Staats-  oder  vtflkerrechtliehen 
Organen  snm  Ansdmck  kommt  oder  nicht.  Femer  der  Gegensats 


^)  Vgl.  die  klassischen  Worte  Bismarcks,  Oedanken  und  Er- 
innerungen, II,  S.  2581;  V.  Liest,  a.  a.  O.  S.  175«  heseichnet  den  8ats, 
dab  alle  völkerrechtlichen  Verträge  mit  der  Klausel  i^rebus  sie  stan- 
tibus** abgeschlossen  werden,  als  sweifellos  unrichtig,  weil  dadurch  die 
Grundlage  des  Völkerrechts  verneint  wurden,  vgl.  auch  Rivier, 
Principes,  II,  p.  127  iL  2Su  unterscheiden  sind  jedenfslls  unwesentliche 
und  wesentliche  Voraussetzungen  des  Vertrages.  Nur  eine  Änderung 
der  letzteren  hat  vertragsaut* Iriscnde  Wirkung.  Rechtlich  aber  liegt 
(It-rn  Hut"  diese  Klausel  sieh  bnut» micn  Staat  der  Beweis  der  geänderten 
Umstände  und  deren  Erln  bliehkeit  ob,  stellt  daher  die  Dauer  des  Ver- 
trages keineswegs  in  das  willkürliche  Ermessen  des  Eiuzelstaates.  Der 
heutigen  völkerrechtlichen  Literatur  ist  es  Abrigens  unbekannt,  dafii 
die  Lehre  von  der  erwähnten  Klausel  von  Maturrechtslehrem  unter 
fiinflufs  von  L.  38  pr.  D.  de  solut  et  lib.  46,  3  sneist  Ar  die  privat- 
rechtlichen Verträge  aufgestellt  und  sodann  auf  alle  Arten  von  Ver- 
trägen ausgedehnt  wurde.  Vgl.  Schilling,  Lehrbuch  des  NaturrechtSi 
I.  1>^^9,  S.  225  und  die  S.  226  N.  c  zitierten  Schriftsteller,  femer 
L.  Pfaff,  Die  Klausel:  Keims  nie  stantibus  in  der  Doktrin  und  der 
österr.  Gesetzgebung,  in  der  Festschrift  zum  70.  Geburtstag  Joseph 
Ungers,  1896,  S.  221  flF. 
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Ton  TVlkerreebtlichen,  auf  Vertrag  oder  Vereinbaruog,  und 

staatsrechtlichen,  auf  HermcbaftsverhÄltnissen  beruhenden 
Verbinduiifren.  Die  ersteren  rulien  entweder  auf  grundsätzlicher 
Gleicliheit  der  \ «-rbundeneii  Staaten,  die  durch  die  Verbindung 
keiner  höheren  (Gewalt  unterworfen  werden,  oder  weisen  vertrags- 
mrtfsige  Beschränkung  des  einen  Staates  zu^^unsteu  des  anderen 
derart  auf,  dafs  er,  wenn  ancb  nicht  rechtlich,  so  doch  politisch 
abhängig  wird,  die  letzteren  unterwerfen  hingegen  der  Souverttnetät 
ermangelnde  Staaten  der  Hobelt  eines  Uber  ibnen  stebenden  Staat* 
lieben  Oebtldes.  Znm  VerstindnU  der  Staatenverbindnngen  im 
engeren  Sinne  ist  aber  ancb  die  Betracbtnng  politiscb  bedeut- 
samer Scbeinverbindungen  notwendig.  Desbalb  und  aucb, 
weil  andere  sacblicbe  Erwägungen  die  strikte  DurcbAlbrung  der 
erwähnten  obersten  Einteilung  untunlich  ersebeinen  lassen,  werden 
die  einzelnen  Arten  der  Verbiuiiungeu  in  anderer  Reibenfolge 
dargestellt  werden. 

II.  Die  Arten  der  SUatenYerbinduiigeii  (im  engeren  Sinne). 

A.  Scbeinbare  StaateuTorbindungen.  Um  bedeut- 
same Grenzfälle  festaustelten,  sind  an  dieser  Stelle  zu  erwähnen, 

jedoch  von  den  Staatenverbindungen  im  juristischen  Sinne  aus- 
znschliefsen  alle  jene  FKlle,  in  denen  ein  staatsähnlii  Im's  Land  in 
dauerndem  Verhältnisse  zu  einem  Staate  steht,  oder  wo  ein  Staat 
aus  staatsähnlichen  Ländern  zusammengesetzt  ist ,  so  nalie  auch 
solche  Bildungen  ihrer  historisch-politischen  Seite  nach  au  die 
echten  Staatenverbindungen  grenzen  mögen  Ein  prägnantes 
Beispiel  bierfür  bot  in  der  beutigen  Welt  zuerst  Kauada,  das, 
wenn  seine  lose  Unterordnung  unter  die  britische  Herrschaft 
binwegfiele,  nur  verfassungsmäfsige  Bestimmungen  Uber  die 
Bestellung  des  bisber  Ton  der  englischen  Krone  ernannten  General- 
gouvemeurs  und  der  von  diesem  eingesetzten  Provinzialgonvemeure 
SU  treffen  brauchte,  um  sieb  sofort  in  einen  Bundesstaat  su  ver- 
wandeln. Sodann  trägt  nunmehr  denselben  Typus  die  Föderation 
der  australischen  Kolonien  Grofsbritanniens  au  sich,  das  Common- 
wealth ot'  Australia,  dessen  Verfassung  noch  mehr  von  den 
bundesstaatlichen  Ideen  amerikanischen  Gepräges  beeiutiulst  ist 

Über  die  f^igHutüinliclie  Art  des  Vorhältni<st's  der  „self-governing 
colonies"  zum  Mutterlande  vgl.  die  Ausführungen  von  Hatschek, 
Engl.  Staatsrecht,  8.  204  ff. 
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als  <lie  kanadische  uud  dessen  Unterordnung  unter  das  herrschende 
Mutterland  noch  lockerer  ist  als  die  Kanadas Unter  historisch- 
politischem Gesichtspunkte  sind  diese  Bildungen  als  werdende 
Bundesstaaten  su  beseichnen.  Andere  Fille  ähnlicher  Art 
sind  oben  eingehend  erörtert  worden.  Sie  beweisen,  daCs  das 
geschichtliche  Leben  ÜbergUnge  gebiert,  die  mit  den  notwendig 
in  gewissem  Grade  starren  Rechtsbegriffen  nicht  vOllig  iu  ihrer 
Eigenart  ertafht  werden  k<iuijt'u. 

Zu  den  sclieiubaien  StaatenverbiudunjLrt'a  zHhlt  ferner  die 
P  e  r  » ()  11  a  1  u  u  i  n  n  ,  die  aber  des  besseren  W*r>tiiiidnisses  w«'^en 
mit  der  Kealunion  zusammen  abgehandelt  werden  soll.  So  wenig 
es  vom  Standpunkt  strengster  Systematik  gerechtfertigt  sein  mag, 
di<-  rcrsoualuttion  als  ScheiuTerbindung  Uberhaupt  den  Staaten* 
Verbindungen  zusuaählen,  so  sehr  mufs  eine  Lehre  von  diesen 
Verbindungen  sie  wegen  ihrer  Unterschiede  von  der  Bealnnion 
berttcksichtigen. 

B.  Staatenverbindungen  im  Rechtssinne. 
1.  Völkerrechtlich  begründete  AbhKngigkeitsTer- 
hältnisse').  Mannigfaltig  sind  die  dauernden,  auf  TOlkerrecht- 
liehen  Akten  beruhenden  Abhängigkeitsverhältnisse,  in  die  ein 
bisher  selb»<t;iiidiger  Staat  ^^erateu  kann.  Streng  ist  aber  in  diesen 
Fällen  die  politische  von  der  jnristiM. lien  Anschauungsweise  zu 
trennen.  Rechtliche  SelbstUndigkeit  ist  nämlich  selbst  bei  weit- 
gehender politischer  Abhängigkeit  möglich.  Diese  Unterscheidung 
ist  praktisch  von  grofsem  Werte,  da  bei  rechtlicher  Selbst&ndig* 
keit,  wenn  die  faktische  Abhängigkeit  noch  so  weit  reicht,  das 
in  Frage  stehende  Gebilde  als  souverSaer  Staat  oder  nicht- 
souveräner Staat  zu  charakterisieren  ist  und  demgemlls  alle  ihm 
völkerrechtlich  zukommenden  Bechte  beanspruchen  kann.  Diese 
Rechtsstellung  als  Staat  mufs  sich  jederzeit  feststellen  lassen, 
während  politische  Unabhängigkeit  etwas  niemals  mit  voller  Sicher* 
heit  zu  Konstatierendes  ist.  Es  gibt  grofse  Staaten,  denen  sie 
lange  Zeit  hindurch  infolge  ihrer  Politik  gemangelt  hat,  wie 
denn    anderseits    selbst    rechtliche   Unterordnung  eines  Staates 

M  Virl.  die  Parallele  zwischen  Kanada  und  Australien  bei  Doerkes- 
j;  o  p  |. ii  r  d .  Verfasdungsgeschichte  der  austr.  Kolonien  und  des  Common- 
wealth of  Australia.  190»,  S.  287 

*)  Vgl.  aus  der  neuesten  Literatur  Born  hak,  Einseitige  Ab- 
hftngigkeitsverhiltnisse  unter  den  modernen  Staaten;  Rehm,  Staats- 
lehre, 8.  71ff.$  Seidler,  Jur.  Kriterium,  8.  99 ff. 
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seine  politische  Selbständigkeit  keineewegs  immer  ausgeschlowen 
hat.  Kleine  Staaten,  deren  rechtliche  UnahhXngigkeit  anleer 
Zweifel  steht,  ktfnnen  nnter  Urostttnden  jeglicher  politischer  Selb- 
ständigkeit nach  anlSsen  entbehren, 

IMe  zahlreichen  hier  in  Frage  kommenden  Abhängigkeits- 
v«'i iiilltnisse,  die  zum  Teil  jeder  Einordnung  in  höhere  Kategorien 
spotten,  bedürfen  stets  individualisierender  Untersm  hunj;.  Für  <lie 
juristische  Erkenntnis  «liiMieu  die  Merkmale  des  Staates  und  der 
SonverUnetUt  als  Pfadfinder.  Nur  wird  der  politischen  He- 
trachtnngbweisc  insofern  aiü'  die  Besultate  ein  Einflufs  eingeräumt 
werden,  als  in  jenen  Fullen,  wo  eine  abstrakte  juristische  Möglich- 
keit niemals  politische  Wirklichkeit  zu  gewinnen  vermag,  die  end- 
gültige Entscheidung  im  Hinblick  auf  die  realen  Verhältnisse  wird 
getroffen  werden  müssen. 

Der  Hanptfall  der  hierher  gehörigen  Verhältnisse  sind  die 
sahireichen  Protektorate^),  die,  obwohl  schon  seit  Beginn  der 
Konsolidierung  des  modernen  Staatensystems  Torkommend,  erst  in 
der  Gt^enwart  erhöhte  politiHche  Bedeutung  gewonnen  haben, 
well  sie  im  Zusammenhange  der  modernen  Kolonial})olitik  die 
Form  abgeben,  in  welcher  Staatt  u  eiiropäi^ilu'r  (i<'>ittung  minder 
zivilisierte  ihren  Interessen  dauernd  dieii>«tb;ir  machen.  Kechtlich 
iht  ein  Protektorat  ein  vertragsmälsiges  V^erhältnis  zwischen 
zwei  Staaten,  dem  gemäfs  der  eine  den  anderen  gegen  äufsere 
Angrifie  zu  schtttsen  sich  verpflichtet,  wogegen  dieser  dem  Pro- 
tektor nicht  entgegen  zu  handeln  verpflichtet  ist,  sich  daher  von 
diesem  die  Art  seines  Verhaltens  sn  dritten  Mächten  Torschreiben 
lassen  mufs.  Aufserdem  pflegt  der  Schutzstaat  dem  Beschtltser 
als  Entgelt  für  seine  Schutztätigkeit  noch  andere  Vorteile  zu  ver- 
sprechen. 

Die  ihrem  politischen  Kern  nach  eine  Form  der  Kolonisation 
bildenden  Protektorate  zivilisierter  Staaten  über  minder  zivilisierte 

rechtlich  eingehend  zu  untcrsuclien  .  hat  wenig  Interesse,  da  bei 
dem  Gegensatz  der  Kultnrlage  des  Iteschützeiidt-n  und  des  be- 
schützten (Tenit'iuNvt'st'iis  das  «remein>ame  liand  einitr^Midcr  Kechts- 
anschauungen  umsomehr  fehlt,  als  diese  protegierten  Staaten  gar 
nicht  innerhalb  der  abendlandischen  Völkerrechtsgemeiuschaft 
stehen,   äind  daher  solche  Verbindungen  überwiegend  von  poli- 

>)  Die  neuere  Literatur  Über  diese  Materie  angegeben  bei  U Il- 
mann, Völkerrecht,  S.  53,  N.  8,  und  v.  Liszt,  S.  51,  N.  9;  femer 
Rehm,  Staatslehre,  S.  71  ff. 
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tiBchem  Interesse,  so  kommen  sie  doch  nach  ihrer  Völkerrecht* 
liehen  Seite  insofern  in  Betracht,  als  dritte  Staaten  die  Pflicht 
hahen,  ein  derartiges  ▼tflkerrechtlich  anerkanntes  Verblltnis  sn 
respektieren.  Ausgeschlossen  von  den  Protektoraten  im  TKlker- 
rechtlichen  Sinne  sind  aber  alle  jene  VerhSltnisse  von  koloni- 
sierenden MXchten  sn  ihren  Schntxgebieten ,  die  einem  Hanpt- 
oder  Mutterstaate  ein  Nebenland  schaffen,  weil  hier  das  notwendige 
zweite  Glied  eiiior  Staatenverbiuduiig  mang^elt. 

Im  Op^onsatz  zw  den  erwähnten  Fällen  miifs  sich  hei  den 
Protektoraten  und  iihnlielieii  Heziehungen  iiiinder  mächt i^rer  zu 
niHchtigeu  Staaten,  wo  beide  Teile  der  vollen  (Teineiuschatt  des 
modernen  Völkerrechts  teilhatti^  sind,  das  rechtliche  Verhältnis 
der  Glieder  stets  genan  feststellen  lassen.  Die  Frage ,  ob  bei 
allem  politischen  Übeigewicht  des  Beschützers  Neben-  oder 
Unterordnung  des  Schntistaates  stattfindet,  ob  er  daher  sonveitn 
oder  nichtsouvertu  sei,  mn(s  sich  in  solchen  Fillen  stets  mit 
Toller  Sicherheit  beantworten  lassen.  Fttr  die  politische  Be- 
trachtung kann  die  Selbständigkeit  solcher  Staaten  gäntlich 
mangeln  oder  sweifelhaft  sein;  die  Schwierigkeit  derartiger  Fest- 
stellung ist  hier  viel  bedeutender  als  die  rechtlicher  Erkenntnis. 
Ein  nichtsouveräner  Staat  kann  näinlicli  nur  im  Verbände  eines 
souveränen  bestehen.  Dulier  mufs  sein  (tebiet  und  Volk  not- 
wendig doppelte  Eigenschaft  erhalten,  es  mufs  stets  auch  Ge- 
biet und  Volk  des  Oberstaates  sein^j.    Weuu  daher  ein  Angriff 

')  Juristische  Abhängigkeitsverhältuisae  rein  viil korrechtlicher 
Natur  ohne  staatsrechtliche  Wirkungen  suclit  R  c  h  ni  ,  S.  72  f.,  nach- 
zuweisen, indem  er  sich  auf  privatrechtliche  Analogien  —  sogar  das 
bürgerliche  Gesetzbuch  wir«i  herangezogen  —  beruft.  Da  erhebt  sich 
wiederum  die  kritische  Frage ,  mit  welchem  Rechte  man  Sitze  aus  der 
ausgebildeten  Privatrecbtsordnung  eines  bestimmten  Staates  sur  Kon« 
struktion  des  noch  yielfach  der  Bestimmtheit  entbehrenden  Völker- 
rechts verwenden  darf.  Aber  selbst  wenn  man  die  Zulissigkeit  solcher 
Analogie  in  dem  vorliegenden  Falle  zugibt,  so  beweist  sie  nichts. 
Denn  privatrechtliche  Abhängigkeitsverhältnisse  mindern  niemals  die 
Persönlichkeit,  wahrem!  ein  v.'tlkerrechtliche«  Abhängigkeitsverhältnis 
gerade  in  einer  Minderung  lier  Souveränetät .  also  in  der  völkerrecht- 
lichen capitis  deminutio  bestehen  soll,  l'as  Entscheidende  aber  ist, 
dafs  Abhängigkeit  keine  juristische,  sondern  eine  soziale 
Kategorie  ist.  Juristisch  gibt  es  blofs  VerhUtnisse  der  Neben-  oder 
der  Unterordnung,  nichtherrschaftliche  oder  herrschaftliche,  tertium  non 
datur.  LiTst  man  einmal  juristische  Abhingigkeitsyerhiitnisse  nicht- 
herrschaftlicher  Natur  xu,  dann  wAre  es  mit  der  privatreehtlichen  Un- 
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auf  einen  lolehen  Staat  rechtlich  zugleich  ein  Angriff  auf  das 

Gebiet  des  ihn  beherrschenden  Staates  ist,  wenn  dieser  die  staats- 
rechtliche PHieht  hat.  die  Angehörigen  des  Uuterstaates  als  die 
.seiiiigen  zu  betrachten  und  ilinen  demgetnMfs  vökerrechtl'u'hen 
Schutz  zu  jrewKhren ,  wenn  <liese  dauernd«^  gesetzliche  Pflic"ht»Mi 
gegen  den  Oberstaat  haben,  dann  ist  ein  solcher  Staat  von  Rechts- 
wegen als  uichtsouverän  zu  bezeichnen.  Steht  diesem  hingegen 
trotz  seiner  Verbindung  mit  einem  anderen  ansschliefalicb  die 
rechtliche  Herrschaft  Uber  sein  Gebiet  und  sein  Volk  su,  so  dafs 
dem  anderen  Staate  nur  Tertragsmftfeige  Befugnisse ,  aber  keine 
▼on  dem  Willen  des  ersteren  unabhXngige  Herrschaft  eingerilumt 
isty  dann  ist,  mag  seine  Lage  politisch  wie  immer  geartet  sein, 
der  Staat  souverftn  geblieben^). 

Dieselben  Kriterien  bestimmen  auch  den  rechtlichen  Charakter 
ganz  abnormer  Verbindungsformen .  wie  z.  B.  des  Verhältnisses 
Wald«'cks  zu  Preufsen  auf  Grund  der  Akzessioiisvertrttge.  Trotz- 
dem nämlich  Preufsen  die  ganz**  Re^^ierung  Waldocks  führt,  ist 
dieses  FUrNffutum  dennoch  P<eufseu  gegenüber  rechtlich  ganz 
selbständig.  Kein  preufsisches  Gesetz  hat  in  Waldeck  Gesetzes- 
kraft; Waldeck  ist  kein  Bestan<lteil  des  preufsischen  Staats- 
gebietes; die  W^aldeckschen  Untertanen  sind  nicht  preufsische 
Staatsangehtfrige,  die  von  Preulisen  ernannten  Beamten  des  Fürsten- 
tums sind  nicht  preufsische  Beamte;  der  Waldecksche  BevoU* 
michtigte  sum  Bundesrat  wird  vom  Ffirsten  ernannt,  da  dem 
Fürsten  die  Vertretung  des  Staates  nach  aufsen  vorbehalten  ist'). 
Waldeek  ist  daher  nicht  preufsischer  Oberhoheit  unterstellt, 
sondern  steht  zu  Preufsen  in  einem  8«>lne  rechtliche  SelbstKndig- 
keit  als  deutschen  Bundesstaates  nicht  berührenden  und  Überdies 
rechtlich  lösbaren  Vertragsverhältnis. 

abiiüngigkeit  der  meisten  Menschen  vorbei  und  die  juristische  Katt^gorie 
für  die  sozialistische  Klage  von  der  Lohnsklaverei  gefunden.^ 

1)  Ganz  konsequent  fBhrt  Pill  et,  Revue  g6n4rale  de  droit  inter- 
national public,  II,  1895,  p.  596  fr.,  unter  dem  Gesichtspunkte,  dafs 
protegierte  Staaten  nicht  souverftn  seien,  aus,  dafs  dem  beschfltzenden 
Staate  stets  ein  Herrschaftsrecht  bezflglieh  der  inneren  Angelegenheiten 
des  Schutzstaates  ankomme.  Dagegeti  ]{  c  Ii  w  ,  Staatslehre^  S.  >^6,  der 
pcharfe  (rrenzen  zwischen  der  Zustäudij^keit  beider  Staaten  tremäfs  den 
das  Protektorat  begründfuilen  \'erträgen  zielien  zu  kr.nnt'n  \  «  rrneint, 

-)  Virl.  über  diese  \'<»rh:ilrni<st'  Böttcher.  Das  Sta:itsrei  ht  den 
Fürstentum»  Waldeck,  iui  iiandbuch  des  öti'.  Hechts,  III,  2', 
S  154,  160  f. 
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Den  rechtUchen  Charakter  solcher  Verbindiingen  scharf  zu 
hetonen  und  ihn  von  den  durch  sie  begründeten  polititehen  Be- 
ziehungen zn  trennen,  ist  nieht  etwa  blofe  von  theoretiBeher 
Bedeutung.  Gerade  hei  derartigen  Verbindnngifoiinett  kann 
nttmlich  leieht  die  Bechtafrage  aufgeworfen  weiden ,  sei  ea, 
dafs  es  sich  um  einen  vdlkerreehtliehen  Sehiedaaprneh  oder 
um  die  Lösung  einer  praktischeD  ▼erfassuDgsrechtlichen  Frage^ 
ja  selbst  blof»  um  Kuubtatieruug  vou  Rechten  de»  Individuums 
haudelt. 

Alle  derartigen  Abhängigkeitsverhältnisse  sind  niclii  organisiert, 
es  gibt  keine  besonderen  Organe  der  verbundenen  Staaten .  in 
denen  deren  Vi>rbindung  zum  Ausdrucke  kommt,  und  die  bestimmt 
sind,  die  Verbindungsiwecke  zu  versehen. 

2.  Der  Oberstaat  mit  Unterstaaten  (Staaten- 
staat)*). Hierunter  wird  eine  staatsrechtliche  Form  der  Staaten- 
Verbindungen  Terstanden.  Ein  souTeriner  Staat  flbt  seine  Herr- 
schaft ttber  ihm  unterworfene  Staaten  aus,  die  sich  innerhalb 
der  von  dem  oberherrlichen  Staatswesen  gesogenen  Bechts- 
schranken  frei  organisieren,  nach  innen  weitgehende  SelbstSndig- 
keit  besitzen,  nach  aufsen  jedoch  kraft  ihrer  Abhängigkeit  grofse 
l.msi'liränkungcn  ertaliren  untl  dem  Oberstaate  zur  Ifeerfolge 
«»der  (Inch  zu  nkomanisehen  Leistungen  (Tribut)  verpflichtet  sind. 
Innerhalb  dieses  Tyjui«^  sind  zahlreiche  Spielarten  vorhanden. 
Der  Typus  selbst  ist  uralt  und  bereits  im  alteu  Orient  zu  tiuden, 
wo  er  wie  ehemals,  so  auch  noch  heute  die  Form  abgibt  f^r 
die  Bildung  von  Grofv^taaten.  Auch  die  römische  Bundesgenossen- 
schaft, die  ja  ihrem  Wesen  nach  Unterwerfung  unter  die  Majestit 
des  römischen  Volkes  bedeutete,  hat  vor  der  Provinsialisierung 
der  bundesgentfssischen  Gebiete  diesen  Typus  an  sich  getragen. 
Nicht  minder  weist  die  mittelalterliche  Welt  sahlreiehe  derartige 
Bildungen  auf,  deren  Entstehung  durch  den  Feudalismus  anfsei^ 
ordentlich  begttnstigt  wurde.  Das  rtfmische  Reich  deutscher 
Nation ,  obwohl  als  Gebilde  sui  generis  nicht  durchatis  einer 
Kate;r(»rie  oin/unrdnen  und  sowohl  staatenbiinilische  buntles- 
staatliciie  Jn>tituti«»nen  aufweisend,  hat  deunucli  seit  dem  west- 
fälischen Frieden  viele  Züge  einer  solchen  Staaten\ erbindung 
getragen.  In  neuester  Zeit  zUhit  das  osmanische  Reich  im  Ver- 
hältnis ZU  seinen  christlichen  und  mohammedanischen  Vasallen* 


1)  VgL  Jellinekf  Lehre  von  den  Staatenverbindungen,  8.  187 ff. 
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Staaten  hierher,  ferner  England-Indien  in  Besiehnng  anf  die  seine 
Oberhoheit  anerkennenden  Nachbarstaaten. 

Das  Charakteristische  dieser  Verbindnngsform  liegt  darin, 
dafs  kein  notwendiger  Zusammenhang  zwischen  dem  politischen 

Leben  des  Ober-  und  Unterstaates  besteht,  in  der  Regel  auch 
keine  IiKstitutiouen  vorhanden  sind,  in  denen  eine  derartige  Ge- 
meinsamkeit zum  Ausdrucke  kniiuiien  kr.nnte.  Der  Staatenstaat 
gehört  daher  ganz  oder  docli  überwiegend  zum  TypUb  iler  niclit- 
organisierten  Verbindungen.  Die  Unterordnung  von  Gebiet  und 
Angehörigen  des  Unterstaates  unter  die  Gewalt  des  oberherrlicUen 
ist  in  der  Regel  indirekt,  sie  sind  durch  das  Medium  der  Unter- 
Staatsgewalt  dem  Oberstaate  unterworfen  Einzelne  Abweichungen, 
die  hier?on  vorkommen,  gehen  nicht  soweit,  um  das  Bild  des 
Typus  in  diesem  Punkte  wesentlich  zu  venücken'). 

Derartige  Bildungen  entstehen  aus  mannigfaltigen  historischen 
Ursachen.  Innere  Bchwüche  eines  Reiches,  die  zum  SSerfall  fbhrt, 
Sicherung  des  Oberstaates  vor  Angriffen  des  Unterstaates,  indem 
er  sich  nach  der  Besiegung  dieses  mit  der  Beschränkung  oder  Ver- 
nichtung seines  selbständigen  Rechtes  der  Kriegsfüliruug  begnü;;t, 
Dienstbarmachung  der  n^ilitari^^  lien  Kräfte  des  Unterstaates  in 
Form  einer  dauernden  Zwangsbundesgeno>senschaft,  Unterweri'uug 
bisher   unabhäugiger  Ötaateu  zum  Zwecke  ökouomi^her  Aus- 


>)  Somit  fehlt  auch  hier  nicht  das  Volk  als  Element  des  Ober- 
staates. Wenn  Brie,  Grünhuts  Zeitschrift,  S.  143,  mir  entgegenhält, 
dafs  ich  (Staatenverbindungeu ,  S.  157)  nicht  einmal  mittelbare  Herr- 
schaft über  die  Tndiviiinon  für  den  Oberstaat  begriffsnotwendlL'  halte, 
HO  ist  darauf  zu  erwidern,  dafs  bei  den  politisch  oft  sehr  abnormen 
Verhältnissen  dieser  Verbindinig.-^form  e.^  miigiich  ist,  dafs  die  Ober- 
staatsgewalt  sich  auch  indirekt  gegenüber  den  Untertanen  nicht  zu 
ftufsem  vermag.  Doch  ist  solche  Bechtslage  einfach  Folge  der  fak- 
tischen Verhftitoisse,  deren  anomaler  Charakter  allen  juristischen  Be« 
griffen  spottet. 

*)  So  haben  im  alten  deutschen  Reich  theoretisch  bis  zu  seinem 
£nde  trotz  der  Landesholi-  it  Keste  direkter  Unterordnung  der  Mittel* 
baren  unter  das  Reicli  bestanden,  die  praktisch  allerdings  von  sehr  ge- 
ringer Bedeutung  waren.  Wufste  doch  niemand,  auf  welche  Weise  seit 
16(>;^  Reichsixesetze  zu  publizieren  waren,  uuti  erklärt  doch  H  ä  b  e  r  1  i  n  , 
Handbuch  des  teulschen  StaaL-irechts,  neue  Aull.  11,  17i)7,  S.  164: 
gReichsgesetzet  wodurch  die  Untertanen  der  Reichsstände  verbunden 
werden  sollen,  müssen  diesen  daher  durch  ihre  Landesherrschaft  oder 
Obrigkeit  bekannt  gemacht  werden.**  Wo  aber  war  die  Verpflichtung 
zu  solcher  Verkündigung  reichsrechtlich  ausgesproch^? 
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beatang,  weitgehende  religiOee,  nationale  und  Imltarelle  Unter- 
schiede swischen  dem  Volke  des  hernchenden  und  des  unter- 
worfenen  Staatswesens ,  die  eine  ▼tfllige  Yereinignng  beider 
hindern,  können  derartige  Staatenbildnngen  ins  Leben  rufen. 
Ihrer  politischen  Seite  nach  sind  sie  ▼om  Standpunkte  der  modernen 
StaatsanffkMting  dnrehatis  anomaler  Art,  da  kein  gemeinaames 
Lebensinterosse  beidf  Staaten  zu  einer  inneren  Einheit  mit  ein- 
ander verknüpft.  Sie  preh^iren  t'Ur  die  Staaten  abeudltfadischer 
Gesittung  der  Vergangenheit  an. 

?K  Die  monarchischen  Unionen:  Personal-  und 
Realuniou^).  Beide  Verbindungsformen  stimmen  darin  fiberein, 
dafs  sie  durch  die  Identität  der  physischen  Monarchenperstfnlichkeit 
bei  voller  rechtlicher  Trennung  von  deren  verschiedener  Herrscher- 
eigenschaft  in  iwei  oder  mehreren  Staaten  hergestellt  werden. 
Sie  sind  also  streng  auf  Monarchien  beschränkt.  Ist  die  Gemein- 
samkeit der  physischen  Person  des  Monarchen  keine  von  den 
Staaten  absichtlich  herbeigeführte,  also  im  rechtlichen  Sinne  sn- 
filllij^,  so  ist  eine  Personalunion  vorhanden.  Ist  die  Ciemein- 
sanikeit  hingegen  rechtlicli  gewollt,  so  trä<;t  sie  don  (Miarakter  einer 
Realunion.  In  dieser  Form  sind  die  litiden  BegritVe  von  der 
neueren  »leutschen  Wissenschaft  festgestellt  wtirden-).  Die  ursprüng- 
liche Unterscheidung  beider  Typen,  je  nachdem  bl>)fs  die  Person 
des  Monarchen  oder  Überdies  staatliche  Angelegenheiten  den 
einzelnen  Staaten  gemeinsam  seien,  die  noch  in  der  aufserdeutschen 


')  Die  iilttTt'  Literattir  bei  v.  JuraHchek,  Personal-  umi  Keal- 
union,  187ö,  S.  1 — 4Ö.  JoUiuek,  Lehre  von  den  Staateuverbiuduugeu, 
S.  83  tf..  197  ff. 

')  lü  iurmeu  iu  der  Terminologie,  wie  sie  Rehm,  Staatslehre, 
S.  103,  und  Bernatsik  in  Grflnhuts  Zeitschrift,  XXVI,  S.  276,  vor- 
nehmen, sind  um  so  mehr  absulehnen,  weil  hier  endlich  einmal  dn 
Gebiet  ist,  wo  wenigstens  in  der  deutschen  pubtisistisehen  Wissenschaft 
seit  H.  A.  Zachariae  Überetn>'tinunang  herrscht  Gegen  diesen  so 
seltenen  Vorzug  sollten  selbst  sachiich  panz  gerechtfertigte  üedenken 
aurücktreten.  Nur  da  hirch  kann  schliefslich  die  prenzenlo<e  Ver- 
M'irrnnjT  bos^fitigt  wiTtleii .  «He  in  diesfr  Materie  noch  innn<  r  in  der 
aufserdeutschen  Literatur  In  rr-icht.  So  bezeichnet  z.  Ii.  Rivier,  Prin- 
cipes,  I,  p.  9').  das  Verhältnis  Grofsbritannien-Indien  als  Personaluniou 
und  Grat'  bei  BoufiU-Frauchillc,  S.  86,  übernimmt  diese  Ansicht 
kritiklos,  tiotsdem  wenige  Zeilen  vorher  die  Personahmion  als  seitlich 
beschränkt  bezeichnet  und  jedem  der  unierten  Staaten  „seine  volle 
persönliche  SouverftnetAt"  suerkannt  wird. 
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Literatur  und  in  der  Sprache  der  Tagespresse  angetroffen  wird, 
ist  auf  rein  äaÜBerlicheii  Merkmalen  basiert  und  rechtlich  belanglos. 

Die  Personalnnion  ist,  wie  bereits  erwähnt,  im  Rechts- 
sinne  keine  Verbindung  von  Staaten,  sondern  eine  Staats-  und 
völkerrechtliche  commnnio  incidens  des  Trägers  der  höchsten 

staatlichen  Organsteilnng  bei  v/flH^er  gegenseitiger  Unabhängig- 
keit der  betrt't^'enden  Organ^chattru  hclhst.  Nichts  Staatlielies  ist 
den  also  verbundenen  Gemeinwesen  von  K»'clit>\ve^^en  fjeni einsam  ; 
alle  etwa  sonst  zwischen  ihnen  bestehende  Genieiiix  liatt  iät  daher 
ebentallH  zutällig  oder  beruht  auf  anderen  Keeht^grüudeu. 

Der  Normalfall  der  Personalunion  entsteht  durch  Zusamroen- 
treifen  voneinander  unabhängiger  Berechtigungen  zur  Trägerschaft 
der  Krone  in  einer  Mehrheit  von  Staaten  auf  Grund  verschiedener 
Thronfolgegesetse Sie  dauert  so  lange,  als  die  verschiedenen 
Berechtigungen  auf  eine  Person  konvergieren,  löst  sich  jedoch 
sofort  wieder^  sobald  die  suftllige  Konvergens  dadurch  gelöst 
wird,  dafs  die  Thronfolgeordnungen  wiederum  verschiedene 
Personen  zur  Krone  berufen.  So  hat  das  19.  .Jahrhundert  die 
Personalunionen  (Trofshritannien-Hannover  18:37  und  Nit-derlande- 
Luxemburg  181'U  vrrnHigc  des  Gegensatzes  der  kognatischen 
Thronfolge  in  den  erstgenannten  und  der  aguatischen  in  den 
zweiten  Gliedern  der  Union  sieh  lösen  gesehen,  indem  in  dem 
britischen  Beiche  und  den  Niederlanden  Frauen  sukzedierten,  die 
in  Hannover  und  Luxemburg  vom  Throne  ausgeschlossen  waren. 

80  wenig  Interesse  die  Personalunion  der  rechtlichen  Be- 
trachtung darbietet,  so  bedeutsam  ist  sie  ftlr  die  Politik.  Gemein- 
same, arsprilnglich  zufKlIige  Beherrschung  war  für  viele,  suvtfrderst 

rechtlich  ganz  voneinander  unabhiliirrige  Staaten  der  Anfang  weiter- 
gehender VereinifiTung  oder  sogar  der  völligfu  Verschmelzung. 
Kastilien  -  Aragonien,   England  -  Schotthind,    die  deutschen  und 


')  Eine  Abweichung  von  dieser  Norm  in  der  heutigen  Staat^mvelt 
bietet  die  Personalunion  zwisrhon  Belgien  und  dem  Kongo.staat  seit 
1885  dar,  die  voraussichtlich  <lur(  li  ui«'  Erwerbung  «b  s  letzteren  durch 
ersteres  bald  ihr  Ende  linden  wird.  Mit  dem  Verschwinden  der 
Wablmonarchie  kann  die  Wahl  nur  ausnahmsweise,  bei  Einsetsung 
einer  neuen  Dynastie,  Entstehung^grund  einer  Personalunion  werden. 
£inen  gans  neuen  Tjpus  der  Personalunion  böte  die  von  Beichswegen 
erfolgende  Verbindung  des  sum  monarchischen  Staate  erhobenen  Hei(  hs- 
landes  Elsafs-Lothringens  mit  der  preufsischen  Krune  dar,  die  ebenfalls 
nicht  auf  Vereinbarung  beider  Staaten  beruhen  könnte. 
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böhmischen  Erblande  Österreichs  und  diese  hinwieder  in  ihren 
Besiehangen  zu  Ungarn  bieten  hervorragende  Beispiele  tob  der 
bedeutenden  Bolle,  welche  die  Personalanion  im  modernen 
Staatenbildnngeproaesse  gespielt  hat.  Andere  Unionen  hingegen, 
die  solchen  Vereinigun<^en  widerstrebten,  haben  einem  von  beiden 
Gliedern,  manchmal  anch  beiden  gnm  Nachteil  gereicht  —  es 
braucht  in  dieser  Hinsicht  nur  auf  die  hannoversche  Politik  der 
engÜKchen  George  hingcwieNen  zu  werden.  Daher  be^^egtien 
Persoiialuiiioiu'ii  h»'Ute  lebhaft^'m  Mifstrauen,  welches  uameiit- 
licli  darin  /um  AuNdruck  knuunt,  dafs  eine  ^^rofs»-  Anzahl,  vor- 
nehmlich deutscher  Vert'assung^urkuadea,  die  Bildung  von  Personal- 
unionen zu  erschweren  oder  gänzlich  tu  verhindern  suchen 
Für  die  Zukunft  s^var  lassen  die  Schwierigkeiten,  die  sich  jetst 
nnd  spKter  einer  rein  dynastischen  Politik  entgegenstellen,  die  Go- 
fahren  der  Personalonion  immer  mehr  herabsinken,  doch  kennen 
sie  immerhin  noch  für  einen  kleinen  Staat  im  VerhHltnis  m 
einem  groDsen  bestehen.  Bedenklich  wäre  es  aber  aoch  fllr  das 
Dentsche  Reich ,  wenn  ein  BnndesfÜrst  zugleich,  Herrscher  eines 
grtftseren  auswärtigen  Staates  wire.  Einselne  Verfassungen  haben 
dagegen  Vorsorge  getroffen,  de  \e^e  ferenda  wÄre  die  Be^ti^unnug 
der  Frankfurter  Keichsverfa>.sung  zu  eniidehlen,  derzutoljLire  kein 
Staatsoberhaupt  eines  nielitileutsrliejj  I^aiides  zu;ileich  zur  Ketiiernng 
eines  deutschen  Lande?  gelangen  ^oll ,  nv>ch  ein  in  Deutsi-hland 
regierender  Fürst,  ohne  seine  deutsche  Kegieruug  abzutreten, 
eine  fremde  Krone  annehmen  darf'). 

Politisch  bedeutsam  ist  es  auch,  dafs  zwischen  persönlich 
nnierten  Staaten  der  Krieg  ausgeschlossen  ist,  da  es  unsinnig 
wäre,  wenn  ein  Monarch  gegen  sich  selbst,  wenn  anch  in  anderer 
Eigenschaft,  zu  Felde  zöge.  Selbst  wenn  der  Monarch  in  dem 
einen,  einem  Staatenbunde  angehörenden  Staate  durch  Buudesrecht 
verpflichtet  wäre,  an  einem  Kriege  gegen  den  anderen  teil- 
zunehmen, würde  er  es  dennoch  unterlassen.  In  solchem  Fall 
würde  er  entweder  den  im  Bunde  begrifi'enen  Staat  preisgeben 


'l  Vgl.  z.  B.  Bayern,  Verf.  Tit.  II,  6;  Baden,  Hau-^i^eset/.  vom 
4.  (»ktohor  1817,  §  o,  Nr.  4:  (.'Ulenburg.  \eri.  §  15;  Koburg-Uotha. 
Verf.  §ä  \),  19.  Zustimmung  der  Kammern  erfordern  Preufaen,  Verf., 
Art  55;  Sachsen,  Verf.  ^  5;  von  aufserdeutschen  Staaten  Belgien, 
Art.  62;  Dftoemark,  Art.  4;  Bumftnien,  Art.  91.  Qmx  ausgeschlossen 
ist  sie  in  Griechenland,  Art.  58. 

•)§4. 
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oder  dieaer  gegen  den  Willen  seines  Herrschers  durch  die  Bmides- 
gewalt gezwungen  werden,  an  dem  Kriege  teilzunehmen*).  Im 

Bunde>.staate,  wo  die  Gliedstaaten  kein  Recht  selbstiliidi^^er  Kriegs- 
ftlhrunir  haben,  kann  aucl>  ein  solcher  Konflikt  nicht  eintreten. 
Die  Frage  nach  der  Mn^Iichkt  it  des  Krieges  zwischen  j)ersönlich 
uiiiertcu  Staaten  berührt  {Icutlich  einen  jener  Punkte,  wo 
juristischer  Konstruktion  durch  deu  Hinblick  auf  das  politisch 
Mögliche  Halt  zu  gebieten  ist. 

Wohl  aber  ist  Bwischen  persifnlich  unierten  Staaten  völker- 
rechtlicher Zwang  niehtkrt^gerischer  Art  (Retorsion ,  selbst  Re- 
pressalien) mOgltch,  wie  denn  auch  eine  iwangsweise  ünter* 
werfnng  des  einen  Staates  anter  den  anderen  völkerrechtlich 
nicht  aasgeschlossen  ist 

Einer  Torttbergehenden  Lösung  der  Union  kommt  es  gleich, 
wenn  in  deu  unierten  Staaten  an  Stelle  des  verhinderten  Mon- 
archen verschiedene  Regenten  herrschen .  wie  es  kurz  vor  dem 
Tode  des  Königs  -  Grofsherzogs  Wilhelms  III.  in  deu  Nieder- 
landen und  in  Luxemburg  der  Fall  war,  oder  wenn  der  Monarch 
nach  der  Verfassung  des  einen  Staates  als  volljährig  bereits 
regiert,  in  dem  anderen  aber  noch  thronunuiUndig  ist  und  daher 
durch  eine  Regentschaft  repräsentiert  wii-d.  Denn  das  Wesent- 
liche and  politisch  Bedeatsame  der  Personalunion,  die  ja  juristisch 
nnr  eine  Seheinverbindnng  ist,  liegt  eben  aasschliefolich  in  der 
Glemeinsamkeit  des  physischen  Snbetrates  des  HerrscherwtUens, 
das  hinwegfällt,  wenn  verschiedene  Reprltsentanten  des  einen 
Individaams  als  Bildner  des  höchsten  Willens  der  einzelnen 
Staaten  fungieren. 

Die  Realunion  ist  ein  auf  Vereinbarung'^)  beruhender 
Bund  zweier  oder  mehrerer  Staaten,  kraft  dessen  die  physische 
Person  des  Fih>ten  gemeinsam  ist,  der  weiterhin  in  jedem  der 
unierten  Ötaateu  eine  von  der  anderen  rechtlich  gauz  uuabhäugige 

>)  Brie,  in  Grflnhnts  Zeitschrift,  XI,  S.  105,  konstruiert  einen 
solchen  aufserhalb  des  Bereichs  politischer  Möglichkeit  liegenden  Fall. 
Ebenso  v.  Holtzendorff  im  Handbuch  des  Völkerrechts,  II,  S.  126, 
N.  5,  der  noch  eine  andere  Möglichkeit  anführt,  wenn  numlich  in  dem 
einen  Staate  eine  Rogentschaft  besteht,  die  dem  Monarchen  den  Krieg 
erklärt,  S.  125.    Mit  mir  übereinstimtiund  Ullmann,  a.  a.  O.  S.  44. 

-)  VereinbannifT  in  <lem  Sinn»',  wie  irh  sie,  System,  Kap.  XII. 
nachjLXi  wiesen  lial)»*,  als  Ilerv«»rbriugunLr  einer  einheitlichen  Willens- 
erkiärung  durch  inhaltlich  üi>ereinstinuuende  Willensakte  einer 
Mehrheit. 
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Organstellimg  besitzt.    Dio  Kt'alunion   ist  eine  orgunisierte  Ver- 
bindung,  indem  miudeäteuä  der  gemeinäame  Monarch ,  der  stets 
im  Recbtssinne  eine  Mehrheit  von  Herrschern  darstellt,  in  seiner 
Person  die  Organisation  der  Verbindaqg  darstellt.   Dazu  können 
oder  müssen  andere  TereinbaningfgemäCB  gemeinsame  Angelegen- 
heiten kommen.   Vereinbarung  ist  der  einsige  Eechtsgmnd  der 
mit  unseren  modernen  Staats-  und  völkerrechtlichen  Begriflen  zu 
beurteilenden  Sealnnionen.    Unrichtig  ist  die  Theorie,  welche 
die  Bealnnion  auf  Verfkssungsgeseta  eines  oder  beider  Staaten 
basieren  wollte,  sie  geradezu  als  verfiuMangsniäfsige  Vereinigung 
mehrerer  Staaten  unter  demselben  Oberhaupt  definierte  Sie 
kann  in  die  Gesetze  aufgenommen   werden,   ähnlich  wie  jeder 
Staatenvertra;:    durch  rnhlikation    von  Staatswegen   nach  inn«*ii 
den  Charakter  eine?»  (iesetzes  erhält.     Brie   hat    noch  andere 
£nt8tehung8grUnde  der  Eealunion  als  Vereinbarung  nachzuweisen 
gesucht,  ohne  geschichtliche  Beispiele  für  sie  anfuhren  zu  können 
Solche  Fälle  liegen  aber  auch  gänzlich  aufserhalb  des  Bereiches 
der  politischen  Mifglichkeit  und  mUfsten  ttberdies,  wofern  nnr  die 
also  nnierten  Staaten  gegeneinander  selbstSndtg  sein  sollen,  ent- 
weder als  Personalunionen  oder  wiederum  als  auf  Vereinbamag 
der  betreffenden  Staaten  ruhend  betrachtet  werden,  t.  Juraschek 
will  den  Begriff  der  Bealnnion  erweitem  auf  die  Gemeinsamkeit 
anderer  Staatselemente  als  der  HerrscherpersSnlichkeity  was  aber 
nichts  als  ein  Gebilde  der  Wirklichkeit  abgewendeter  scholastischer 
Konstruktion   i>t^).     Zukunftsstaatsrecht  sollte  nur  da  getriebt^ii 
werden,   wo  irgendeine  Aussicht  auf  Verwirklichung  der  a  priori 
gefundeneu  Formen  vorhanden  ist.    Die  Kealunion  aber  ist  von 
so  eigenartigen  y  sich  selten  wiederholenden  geschichtlichen  Be- 
dingungen abhängig y  dafs  sie  selbst  in  der  Vergangenheit  selten 
zu  findeui  in  der  neuesten  Zeit  nur  durch  wenige  fie Präsentanten 
nunmehr,  seit  der  Lösung  der  Union  Norwegen -Schweden,  nnr 
in  einem  einsigen  Falle  vertreten  ist  und  in  der  Zukunft, 
wenigstens  unter  Staaten  europäischer  (Gesittung,  sich  kaum  von 
neuem  verwirklichen  dürfte. 


Begründet  von  H.  A.  Zachariae,  darüber  vgl.  Lehre  von  den 
Staatenverbindnngen,  9.  197  ff. 

•)  Brie  in  Grünhnts  Zeitschrift,  XI,  8.  137.  Vgl.  System  der 
snbj.  öff.  Rechte,  S.  294  im\  N.  1. 

Vgl.  Staaten  Verbindungen,  S.  205  Ö'.    Die  v.  Jurascheische 
Lehre  ist  ohne  Einflufs  auf  die  Literatur  geblieben. 
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Di«'  Mitj^licder  einer  Realunion  sind  im  Rechtssinne  von- 
einander völlig  unabhAngig,  ihre  Souveränetät  wird  durch  die 
VereinbnruDg  zwischen  ihnen  nicht  berührt.  Es  wird  kein  Uber  den 
BuudesgliederD  stehender  Oberataat  geschaffen,  dessen  souverKnem 
Willen  die  vereinigten  Staaten  Untertan  wftren.  Die  Bealanion 
ist  daher  eine  Tölkerreehtliche  Verbindung,  die  wie  jede  dauernde 
Staatenverbindung  staatsrechtliche  Wirkungen  ftu£Mrty  deren 
Stirke  sieh  nach  dem  Umfange  des  BundesverhSltnisses  richtet. 
NKher  betrachtet  ist  sie  ein  Spezialfall  des  Staatenbundes ,  denn 
die  Aufrechterhaltung  der  Oemeinsamkeit  der  MonarehenpersOn- 
lichkeit  ist  eine  ji^eraeinsame  Verpflichtung  der  unierten  Staaten, 
daher  sie  ein  dauerndes  DefensivbUndnis  in  sich  schliefst.  Des- 
halb treten  auch  r<'alunierte  Staaten  nach  uufseii  hin  als  (Jesarat- 
niacht  auf,  wenif^stens  soweit  Krieg  und  Frieden  in  Frage  kommen. 

Der  primär  völkerrechtliche  Charakter  der  Realunion  bei 
aller  ihrer  möglichen  Einwirkung  auf  staatsrechtliche  Institutionen* 
der  verbündeten  Staaten  äufsert  sich  vornehmlich  darin,  dafs  sie 
kein  Gemeinwesen  Uber  den  verbündeten  Staaten  schafft ,  diese 
somit  keineswegs  einer  gemeinsamen  Bundesgewalt  untergeordnet 
werden.  Es  gibt  daher  in  der  Kealunion  selbst  bei  weilgebender 
Gemeinsamkeit  keine  Unionsgesetse  als  solche,  sondern  nur  auf 
Vereinbarung  beruhende  Gesetze  der  Bundesglieder,  keine  in  sich 
einheitliche,  sondern  nur  eine  gemeinsame  Verwaltung,  die  Finanz- 
wirtschaft ist  Sozietät ts-.  nicht  Korporationswirtschaft,  die  Kosten 
der  Lni«»n  w^-rdcii  «lun  li  Matrikularbeitriige  der  (Glieder  gedockt. 
Es  gibt  ferner  kfine  einlieitliche  Staatsangehörigkeit  und  kein 
einheitliches  (i('tM<'t.  Nur  nacli  aufsen  treten  in  jxditisclieu  Macht- 
fragen die  realunierteii  Staaten  als  Einheit  auf,  weil  im  völker- 
rechtlichen Verkehr  dauernde  Gemeinsamkeit  mehrerer  Staaten 
und  innere  Einheit  eines  und  desselben  Staates,  soweit  die  Ge- 
meinsamkeit reicht,  dieselbe  Wirkung  hervorrufen.  Daher  er^ 
seheinen  die  Angehörigen  realunierter  Staaten  nach  aulsen  als 
Bundesangehörige,  ihr  Gebiet  als  Bundesgebiet,  was  in  praktischer 
völkerrechtlicher  Wirkung  die  Realunion  dem  Einheitsstaate  an- 
nfthert. 

Bealunionen  sind  erst  der  neueren  Zeit  bekannt.  Sie  setzen 
eine  entwickelte  monarchische  Staatsordnung  voraus,  die  dem 

Altertum  felilte,  solange  eine  Mehrheit  von  Staaten  der  alten  Welt 
nebeneinander  bestand,  sowie  aucli  ausgeprägte  staatliche  Einheit, 
die  auf  dem  Kontinente  erst  mit  dem  Siege  der  Monarchie  Uber 

J«llinek,  Dab  Kocht  dea  luoUeruen  8tMiit«b.  1.   2.  AuÜ.  47 
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die  .Stand«'  eintritt.  Ihrer  politischeu  Seite  nach  sind  sie  Resultate 
mÜttlttogener  Bestrebungeiiy  einen  Einheitsstaat  au  grUnden,  Kom- 
promisse, dif  meist  nur  da  geschlossen  werden,  wo  nationale 
Unterschiede  die  Herstellung  eines  einheitlichen  Staatswesens  ans 
mehreren  verhindert  haben.  Nicht  sn  verwechseln  mit  den  echten 
Realnnionen  sind  jene  Fälle,  in  denen  mehrere  Staaten  sich  snm 
Einheitsstaate  EusammenschlieCMsn  unter  Beibehaltung  gesonderter 
Institutionen  kraft  einer  gemeinsamen  Verfassung.  So  beruht 
Grofsbritannien  auf  der  Unionsakte  von  1707,  die  scheinbar  ein 
Vertrag  zwischen  England  und  Schottland,  in  Wahrheit  aber  ein 
englisches  Gesetz  ist.  ( tiofsbritannien  ist  daher  rLahllich  trotzdem 
nichts  als  v'm  i-rweitcrtes  England,  da  irgendein  der  Änderung 
durch  Parlamentsakte  entzogenes  Kecht  Schottlands ,  dem  auch 
keine  selbständigen  Orgauisationsbefugnisse  zustehen ,  nicht  vor- 
banden und  die  Unionsakte  sich  rechtlich  in  nichts  von  anderen 
'legislatorischen  Willensäufserungen  des  englischen  Staates  unter- 
scheidet. Auch  die  vormals  nicht  seltene  Zusammenfiusung 
mehrerer  bisher  getrennter  Territorien  oder  Staaten  duroh  einen 
gemeinsamen  absoluten  oder  nahezu  absoluten  Herrscher  zu  einer 
Einheit  unter  fortdauernder  Anerkennung  einer  besonderen  Organi- 
sation der  ehemals  getrennten  Teile  gehört  nicht  hierher.  So- 
lange nämlich  die  Vorstellung  vom  Monarchen  als  Eigentümer  des 
Staates  herrscht,  kann  der  Gedanke,  dafs  der  Monarch  allein 
nicht  befugt  sein  könne,  die  Selbstilndigkeit  des  Staates  auf- 
zulieben,  nicht  durcl)greifen.  Daher  führt«'  die  lUsrsonaluniou 
häutig,  ohne  dafs  sich  der  Moment  des  Untergangs  hätte  genau 
feststellen  lassen^  direkt  zum  Einheitsstaate.  Die  Realunion  setzt 
vielmehr  zweierlei  voraus:  eine  entwickelte  Monarchie  und  eine 
starke  ständische  oder  konstitutionelle  Beschränkung  in  mindestens 
einem  der  unierten  Staaten.  Darum  ist  sie  eine  der  neueren 
Zeit  angehörigd  Bildung.  Auf  die  Verhältnisse  mittelalterlicher 
Territorien  kann  sie  bei  dem  Unterschiede  der  Landeshoheit  von 
einer  Staatsgewalt,  der  bis  zum  westAÜischen  Frieden  währt, 
nicht  angewendet  werden. 

Das  erst»'  ßeispiel  einer  echten  Realunion  ist  die  zwischen 
den  hab^l)ur;j:ischen  Lämirrn  und  speziell  die  zwischen  Ungarn 
imd  den  übrigen  LämK'rn  diircli  die  pragniatisclie  Saukti'»u 
begründete,  die  iiaiii  wecliselvolien  Scliicksalrn  Ijeute  in  F<»rni 
der  Verbindung  der  Länder  der  ungarischen  Ki-one  mit  den 
österreichischen  Königreichen  und  Ländern  zur  österreichisch- 
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UDgarieehen  Monarchie  existiert^).  In  unserem  Jahrhundert  ist 
sodann  die  swischen  Norwegen  und  Schweden  durch  die  Kon- 
Tention  von  Mob  (1814)  und  die  Reichsakte  tou  1815  begründete 
Bealunion  nachgefolgt^).  Beide  Formen  lehren  gegeneinander  ge- 

Vgl.  darfiber  und  Aber  abweichende  Ansichten  die  Lehre  von 

den  StaatcnverbinduDgen ,  S.  227  ff.,  ferner  ül  brich,  Das  öster- 
reichische Staatsr.'cht  im  HB.  des  öff.  R<  »hts,  8.  Aufl.  1904,  S.  47ff.j 
Seidler,  Jur.  Kriterium,  8.  IHJ  tV. ;  11  au  kr,  (iruudrif^  des  Vorfasfunga- 
ret'lits  (im  Grundr.  d,  öst.  K.,  III  '),  S.  141  ff.  Die  Anerkennung  dos 
.selbständigen  nngarischon  Staates  \  oii  S«'iten  <  »^t^rreichs  im  Jahn*  1867 
uml  die  daran  gcknüpttc  Ausiiinandersetzung  zwinelien  beiden  Staaten 
hat  gegenüber  der  herrschenden  Lehre  auch  Theorien  Kaum  gegeben, 
die  anf  dem  Boden  bestimmter  politischer  Anschauungen  erwachsen 
sind.  So  wirkt  in  Österreich  der  alte  sentralistische  Gedanke  in  der 
Lehre  von  einem  trotz  dw  inneren  Teilung  des  Reiches  fortlebenden 
Gesamtstaate  nach,  während  in  Ungarn  sogar  die  Möglichkeit  radikalerer 
Trennung  Anhänger  liat,  indem  die  Souveränetät  des  ungarischen 
Staates  von  extremer  Seite  selbst  nach  der  Richtuufj  hin  beliauptet  wird, 
dafs  ihm  die  unbeschränkte  Kcclifsinaeht  aueli  über  die  Xormen  den 
luigari-schen  Au;*uleifhsy:eseti:eö  (< ie>etz-Art,  XII  von  ISfiT)  zu.Hteht.  In 
oljjektiver  und  ungezwungener  Weise  vermag  aber  nur  die  hier  ver- 
tretene Lehre  die  wichtig-^^ten  rechtlichen  Erscheinungen  in  dem  poli- 
tischen Leben  Österreich*Ungams  zu  erklären,  während  alle  anderen 
Theorien  zu  unlösbaren  Widersprüchen  fahren  und  sich  der  politischen 
Wirklichkeit  greifbar  entgegensetzen.  Jede  AnDahme  bundesstaatUcher 
Elemente  oder  gar  eines  entwickelten  Bundesstaates  in  Österreich'^ 
Ungarn  scheitert  ein-  für  allemal  daran,  dafs  jeder  noch  so  rudimentäre 
Himdesstaat  irgendwie  in  der  La^re  ?*ein  mufs,  seine  Glieder  zu  be- 
bt'rrschen.  Ein  Staat  aber,  der  seine  finanziellen  und  militärischen 
Kräfte  ganz  von  seinen  Gliedstaaten  erhält,  der  diesen  {gegenüber  nieht 
mit  der  geringsten  rechtluhen  Macht  ausgebtattet  ist,  um  seine  An- 
sprüche an  sie  durchzusetzen  i  der  keine  wie  immer  geartete  Instanz 
besitzt,  um  Konflikte  in  seinem  Innern  durch  Rechtspruch  zu  ent- 
acheiden,  dessen  Dasein  von  einem  seiner  Glieder  ausdrücklich  geleugnet 
wird,  ein  solcher  Staat  kann  sein  Dasein  nur  im  luftigen  Reiche 
juristischer  Dialektik  fn!  ;'  n. 

-)  Auch  bei  dieser  I  nion  suchten  bis  zu  ihrem  Ende  politische 
Wünsche  die  Tatsaehen  umznd»-ut«  n.  So  erklärt  vom  schwedischen 
Standpunkt  K  e  ii  1 1- r  s  k  i  ii  1 1|  im  Archiv  t.  «".ff.  R.-cht,  XIV,  S.  ;'.78, 
Seil weden-Norw(rgeu  für  einen  Staaten^taat  oder  zu."*ammen^'e.-etzten 
Staat.  Die  Union  war  aber  (S.  itoÜ)  staatsrechtlich  nicht  organisiert, 
sondern  nur  im  Krmige  sozusagen  personifiziert,  ro.  a.  W.,  sie  war  kein 
Staat  und  damit  auch  kein  Staatenstaat.  Andere  schwedische  Schrift- 
steller gingen  noch  weiter  und  bestritten  den  staatlichen  Charakter 
Norwegens,  weil  es  de  iure  von  Dänemark  an  Schweden  abgetreten 
und  niemals  völkerrechtlich  anerkannt  worden  sei.  Sie  ubersahen,  dafs 
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halten  die  mannigfaltige  ponitive  Ausj^eataltang,  deren  die  Rt;al- 
VDion  fithig  ist,  indem  Schweden-Norwegen  nnr  der  König  Air 
alle  Zeiten  y  Österreich  •  Ungarn  hingegen  die  habebnrgiflche 
Dynastie,  eolange  tbronfolgefithige  Nachkommen  Leopolds  I.  Tor^ 
banden  sind,  und  anÜBerdem  ein  umfangreiches  und  bedeutungs- 
volles Gebiet  staatlicher  Tätigkeit  (Verwaltung  der  auswärtigen 
Angelegenheiten,  des  gemeinsamen  Kriegs-  und  ^nanswesens)  ge- 
meinsam sind.  DaCs  die  sonst  noch  von  vielen  der  Realunion 
eiiit:<  <ir<liii'ten  l'ilduu<;en  Polen  -  Rufsland  ,  Finnland  -  Rufsland, 
Kroatun-Lui^arn  und  Sachsen- Coburg  und  (_it»tlia  keine  Staateu- 
verbiudun^en  sind,   habe   ich  an   anderer  Stelle  nat  h^'ewie>en  ^ ). 

Für  die  Realunion  gilt  helbstverstiindlich  die  Unmöglichkeit 
des  Krieges  zwischen  den  also  unierten  Staaten,  aber  anch 
swischen  ihnen  ist  völkerrechtlicher  Zwang  anderer  Art  nicht 
ausgeschlossen,  wie  denn  auch  im  Fall  des  Interessenkonflikts 
das  Völkerrecht  kein  Sehntsmittel  gegen  Töllige  Unterwerfung 
des  einen  Staats  unter  den  anderen  gewährt,  was  namentlich  in 
dem  Verhältnis  der  Union  eines  schwachen  Staates  mit  einem 
starken  von  Bedeutung  ist'). 

Eine  neue  Begründung  solcher  Union«!  ist  aber  flir  die  Zu- 
kunft sehr  unwahrscheinlich.  Die  Schwierigkeiten,  national  ge- 
bchiedene  Staaten  in  irgendeiner  Form  dauernd  zu  vereinigen^ 

^die  £zistens  eines  Staates  ein  Faktum  ist,  das  durch  juristische  De- 
doktion  nicht  aus  der  Welt  geschafft  werden  kann.  Wie  wertlos  der- 
artige Spekulationen  sind,  haben  die  neuesten  Ereignisse  gezeigt.  Der 
angebliche  schwedisch-norwegisfhe  Staat  ist  durch  den  Bruch  der  Union 
von  selten  Nor\v*>^cMi8  übi^r  Narht  verschwunden,  ohne  dals  er  die  ge- 
ringsten Si>ur«'ii  liiiit»TiHss«*n  hatte. 

')  Staatenvi  rbindungen,  S.  70  tl'.;  Staatst'rai^'mciitc,  S.  ff. 

*)  Wie  erwähnt,  meinen  die  Verteidiger  des  Staatscharakters  von 
Finnland  (und  Kroatien)  dadurch  diese  Länder  vor  EingriffiBn  des  mit 
ihnen  verbundenen  grofsen  Staatswesens  sichergestellt  an  haben.  Allein 
selbst  die  UmnCglichkeit  des  Krieges  würde  kleinere  unierte  Staaten 
noch  schlechter  stellen  als  die  nichtunierten,  weil  völkerrechtliche  Me- 
diation und  Schiedsspruch  schon  deshalb  bei  ihnen  ausgeschlossen  sind^ 
weil  sie  völkerrcchtlieh  gar  nicht  anerkannt  sind,  und  übcrdi(»s  die 
IJestimmungen  il'  r  HaaL'er  Aktr  >?ich  nur  auf  den  Krieg  beziehen. 
Hiiigefren  gewahrt  eine  staatsr.'clitlii-h<'  Einordnung  solcher  Länder  in 
ein«-n  (.Jcsamt-taat  die  Möglichkeit  rechtlichen  Heweise»,  daf;?  es  iin- 
^ulääsig  ist,  die  ihnen  gewährte  Verfassung  anders  als  in  der  gesetz- 
lichen Form  lu  Andern.  Aus  demselben  Grunde  haben  auch  dks  Staaten 
eines  Bandesstaates  gegen  ein  mftchtiges  Bundesglied  rechtlich  eine- 
gans  andere  Stellang  als  die  Mitglieder  eines  Staatenbundes. 
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die  btiiideflfiBtiidlieben  Tendenzen,  welche  knft  der  SonverKnetit 

der  verbtlndeten  Staaten  der  Existenz  eines  jeden  Staatenbundes 
ent4?egenwirken,  stehen  fi^edt  ililiclier  Entwicklung:  <l<*r  RealunioiK  ii 
hindernd  im  Wef^t',  wie  die  GeBchiclite  def^  gegenseiti^ien  Vhi- 
liiiltnisses  der  in  Realunion  begriffenen  Staaten  der  neuesten  Zeit 
deutlich  beweist.  Während  im  Bundesstaate  eine  der  Zentral- 
gewalt feindliche  Partei  auf  die  Dauer  nicht  geduldet  werden 
kanOy  gehört  das  Bestehen  unionsfeindlicher  Parteien  mit  zum 
Inventar  der  heutigen  Realunionen.  Überdies  besteht  ein  ver* 
hftngnisToUer  oigantsatorischer  Mangel  der  neueren  Bealunionen 
in  dem  Fehlen  eines  Schied^richtes,  das  die  kollidierenden  An- 
sprüche der  Gliedstaaten  ausgleicht  oder  ttber  sie  entscheidet,  so 
dafs  das  Besultat  derartiger  Streitigkeiten  ganz  von  den  realen 
Machtfaktoren  abhttngt  und  daher  rechtlich  nicht  beRtimmbar  it^t. 
Das  P^nde  der  schwedisch-norwegischen  Union  ist  für  alU*  Zukunft 
eine  eindringliche  j)olitische  Warnung  vor  der  Neubildung  einer 
derartigen  Staaten  Verbindung. 

Was  speziell  die  tleutschen  Staaten  anbelangt,  so  ist  fUr  sie 
der  Eintritt  in  eine  Healunion  fttr  die  Zukunft  ausgeschlossen. 
Öinnlos  wUre  eine  Realnnion  zweier  Gliedstaaten  eines  Bundes- 
staates, weil  jedes  vemtlnftige  Motiv  hierzu  mangelte.  Zwei 
deutsche  Gliedstaaten  können  in  Personalunion  gelangen,  sie 
kitnnen  sich  zu  einem  Einheitsstaate  mit  veifassungsmäTsigen  * 
Sonderinstitntionen  der  Glieder  vereinigen,  aber  eine  Bealunion, 
die  beide  Staaten  in  dieser  ihrer  Qnalitltt  bestehen  lUfst,  h&tte 
keinen  Zweck,  da  eine  gemeinsame  Verteidigung  nach  aufsen 
nicht  Sache  deutscher  Gliedstaaten  ist.  Die  Realnnion  eines 
deutschen  Gliedstaates  mit  einem  auswärtigen  würe,  rein  politisch 
betrachtet,  noch  viel  bedenklicher  als  die  olmeliin  vou  manchen 
deutsclu'u  Verfassungen  untersagte  Personalunion.  Sie  ist  alter 
rechtlich  ausgeschlossen,  Realunion  hat  weitgehende  Gemein- 
samkeit der  auswärtigen  Angelegenheiten  und  die  Verptiichtung 
der  nnierten  Staaten  zu  gemeinsamer  Vert«Mdigung  zur  Folge,  ist 
demnach  auf  dem  Boden  der  geltenden  Keichsverfassung  nicht 
zulMssig 

')  Übereinstimmend  G.  Meyer,  Stantsredit ,  S.  r.uO,  X.  as,  der 
meine  Ausführungen.  StaateuverbindimirfMi ,  S.  li'.t2,  als  auch  gegen  die 
M<">gliclikiMt  r'iuer  Personalunion  ^n>ri('hti't  auffafst.  w-ihrend  ich  <lort 
nur  von  dem  Eintritt  eines  Gliedstaates  in  einen  Staatenbund  oder  eine 
Realuuibn  spreche. 
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Nicht  unter  den  Begriff  der  PersonnU  oder  Bealuniou  fallen 
gewisee  Sehwebesnstände  bei  Übergang  eines  Staates  oder  Staats- 
teiles  in  einen  anderen  Staat  oder  die  der  Bildung  eines  nenen 
Staatswesens  ans  mehreren  bisher  getrennten  nnmittelbar  Toran- 
gehende  Vereinigung   anter   derselben  HerrscherpersOnlicbkeit. 
Bo  wKre  es  nnsnlässig,  die  Abtretung  der  Lombardei  (1859)  und 
Venetiens  (1866)  an  Napoleon  IIF.,  die  nur  kurze  Übergräng:e 
zu   ilirer  Eiiivfrh'ibun'j   in  Italini  waren.   al>  Bcjrrfhidunjren  \uu 
P<'r>'>nalunif)nt'n  /\vi>chen  Frankreich  und  diesen  (icbietcn  zn  b'  - 
/.♦'iihncn,     Kl.fii^u   jot   die  Anwendung  der  Katf^^orie   der  Keal- 
unioii   auf  di<'  .Moldau  und  Walachei  (1861 — 66J  ausgeschlossen, 
da  diese  Vereinigung  beider  FUrstentilnier  unter  demselben  Staats- 
haupt nichts  aU  der  erste  Versuch  der  Gründung  des  einheit- 
licbt  n  Kuninniens  war.   Nicht  minder  wäre  es  verfehlt^  Schleswig 
und  üobtein'Lauenburg  nach  ihrer  Abtretung  von  seiten  Dine* 
marks  an  Österreich  und  Preuisen  (1864—66)  als  mit  diesen 
beiden  Milchten  in  Personal-  oder  Realnnion  stehende  Herzoge 
tUmer  aufzufassen.   Auch  der  Verzicht  Österreichs  auf  Lauen- 
burg in  der  Gasteiner  Konvention  hat  dieses  Herzogtum  bis  zu 
seiner  Vereinigung  mit  Preufsen  (1865 — 76)  in  keine  Realunion 
mit  dem  preufsixhcu  Staate  gebracht,   vicdniidu-  auch  nur  einen 
.ScliwobczuNtand  geschaffen.    In  all  diesen  Filllcn  t\  hlt  es  nämlich 
an  jedem    .Motiv    tilr   eine   dauernde    W-rbindnuir   mit  {.'ctrennter 
staatlicher   Kxi^tenz    der    verbunden»*n    Teile.     Im    Weseu  der 
Keal Union  aber  liegt  es,  dafs  sie  auf  unabsehbar  lauge.  Zeit,  also 
mindestens  auf  die  Dauer  einer  Dynastie  abgeschlossen  werde* 
Gleich  dem  Staatenbunde  ist  sie  fUr  die  Dauer  berechnet;  es 
verdunkelt  ihr  Wesen,  wenn  man  mit  ihr  Analogien  besitzende 
transitorische  Zustände  unter  ihren  Begriff  einzwHngen  will. 

Die  Realunion  wird  geendigt  entweder  durch  Verwandlung 
in  einen  Einheitsstsat  oder  Lösung  des  Bundes  dadurch,  dals  ver- 
schiedene Monarchen  in  den  einzelnen  der  unierten  Staaten  anr 
Krone  gelangen,  sei  es  auf  verfassungsmftfsigem  Wege,  sei  es 
durch  einen  Gewaltakt  (Eroberung.  Kutthronung).  Kiue  vorOber- 
geheude  Lcisung  der  Union  durch  \'er>«cliieileuln'it  der  Regent- 
scIiaf  T v-i  vctze ,  wie  hie  bei  der  Personalunion  nioglicli,  ist  bei 
d<'r  K«  aluuion  ausgeschlossen,  da  nicht  nur  die  Hestinmiungen 
iii»er  Thronfolge,  sondern  auch  über  Vertretung  des  ver- 
liiuderten  Monarchen  in  allen  unierten  Staaten  identisch  sein 
mUKsen. 
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4.  DerStaatenbvnd^).  Der  Staatenbund  ist  die  dauernde, 

auf  VereiiibaruTig  beruhende  Verbindung  unabhKngiger  Staaten 
zum  Zweck  des  Schutzes  des  Bnndes«rebietes  nnch  nufsen  und 
innerer  Friedenshewalirun^-  zwisdien  den  verbündeten  Staaten, 
Wiizn  anih  die  Vertblj^nnj,'  an(b  r('r  Zwecke  verabredet  werden 
kann  Diese  Verbindung  bedarf  einer  dauernden  Orp;anisatiMU 
zur  Realisiening  der  Buudeszwecke.  Durch  die  Merkmaie  der 
Dauer,  der  Allseitigkeit  des  nicht  blofs  auf  bestimmte  casus  foe- 
deris bescbrtfnkten  Yerteidigungsbnndes,  sowie  durch  die  ständigen 
Organe  hebt  sieb  der  Staatenbund  Ober  jede  Form  der  Defensiv- 
allianz binaus.  * 
^Der  Staatenbund  mindert  rechtlich  die  Souveränetät  der  yer-  .//.cv 
bttndeten  Staaten  nicht,  vielmehr  verpflichten  sich  diese  wechsel- 
seitig, zum  Zwecke  der  Erhaltung  ihrer  Souverftnetät  gewisse  ^ 
Funktionen,  entweder  nur  f^emeinsam  oder  doch  unter  bestimmten  • 
Umständen  ;^'emeinsam  auszuüben.  Die  lie^aMi  aber  dem  Zwecke 
der  Ver)>iuiluii^  entsjirediend  in  erster  Linie  auf  dem  Gebiete 
der  völkerreclitlitlien  Hezieliuniren  zu  anderen  Staaten.  Gemein- 
same Au.sUbun«;  den  Kechtes  Uber  Krieg  und  Frieden,  des  Ver- 
trags- und  (Tesaudtschaftsrechte.s  innerhalb  der  bundesmärsip'u 
Grenzen  sind  d<»m  Wesen  des  Staatenbundes  angemessen.  Wie 
jeder  Vei'ein  hat  der  Staatenbund  eine  Vereinsgewalt.  Diese 
Vereinsgewalt  aber,  die  die  Verwaltung  der  Bundesangelegenheiten 
zu  versehen  hat,  ist  keine  Staatsgewalt.  Sie  hat  kein  Imperium 
über  die  Staaten  des  Bundes,  da  ihr  keine  staatsrechtlichen  Mittel 
zu  Gebote  stehen,  um  ihren  Willen  durchzusetzen.  Vielmehr 
kann  sie  dem  widerstrebenden  Bundesgliede  gejjcenüber  nur  völker- 
rechtlichen Zwange  anwenden,  (b-r  da,  wo  keine  <rrundvertrags- 
inilfsige  Festsetzung  getrntren  ist,  einfach  <b'n  Charakter  des 
Krieges,  andernfalls  den  der  liundesexekutiun  annimmt,  die  eben- 
falls mit  iuternationaiea  Zwangsmafüregelu,  z.  Ii.  gemeiusamer  be- 


*)  Die  Literatur  Ober  Staatenbund  und  Bundesstaat  ist  hat  un- 
fibersehbar.  Eine  umfassende  Bibliographie  bei  A.  Bnshnell  Hart, 

Introduction  to  the  .--tudy  of  federal  Government,  Boston  1891,  p.  178 
bis  192,  die  aber  auch  nicht  volbtändig  ist,  ferner  bei  Lc  Für,  p.  X 
bis  XVII.  Für  die  wissenschaftliche  Krfassung  der  Iteith  ii  ^'erbindung*l- 
formen  nimmt  hfut»»  (He  deutsehe  \Vi«!Sen>rhaft  zueifellos  die  fidirende 
Stelle  ein.  I>ie  n<*uere  (h'iitsclie  Literatur  n<  i»<t  \virlitig<"[ <'M  Werken 
der  ausländischen  bei  La  band,  I,  S.  61,  Note,  und  G.  Mejer,  S.  39, 
Note  1. 
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waffbeter  Interventioii  mebrerer  Mttcbte,  um  die  Einhaltmig  Ttflker- 
rechtlicher  Verpflichtungen  von  selten  eines  Dritten  sa  enwingen, 
auf  gleicher  Linie  steht^- 

^  Die  gegenteilige  Ansicht,  welche  dem  Bunde  korporattven 
Charakter  und  daher  der  Bundesgewalt  HerrBchaft8r«chte  Uber  die 
ihm  eingegliederten  Staaten  snschreibt*),  ftthrt  mit  zwingender 
Notwendigkeit  zur  Einordnung  den  Staatenbundes  unter  die 
Kategorie  des  Staate^,  und  damit  wird  jedes  durchgreiteude  Merk- 
mal zwischen  ilnn  und  dem  Hund<'s?>taate  verwischt'^). 

Die  f'ortwälirend  wiederkehrende  H^diaujjtuug  von  der  Herr- 
schaft der  Hundesgewalt  im  Staatenbunde  wird  durch  eine  nicht 
■u  besweifelnde  Erscheinung  im  Leben  der  Staatenbunde  hervor- 
gerufen. Staatenbünde  scheinen  sowohl  nach  antsen  als  auch 
ihren  Gliedern  gegentlber  als  Einheiten  su  handeln,  deren  Wille 
von  dem  ihrer  Glieder  scharf  su  trennen  ist.  Demgegenüber 
rnulB  aber  daran  festgehalten  werden,  dafs  die  Zahl  der  Staaten- 
bunde viel  zu  gering  und  die  ▼tflkerrechtliche  Ordnung  viel  su 
wenig  konsistent  ist,  um  in  ihr  das  Dasein  völkerrechtlicher 
Körperschaften,  die  Uber  ihren  GliedatRaten  mit  Einheitswillen 
ausgerüstet  dastehen,  narhzuweis»Mi.  Im  Staate  hat  sich  Ja  eine 
Fülle  geäellsehaitliclier  und  körperHchattlicher  Bildungen  entwickelt. 

■)  Vgl.  namentlich  G.  Meyer,  Staatsrecht,  S.  40  ff;  Brie,  Theorie 
der  Staatenverbindungen,  8.  84  fr.;  Haenel,  Staatsr.,  1, 8. 118;  Le  Für. 

S.  511  ff.;  V.  Stengel  in  SchmolhiH  Jahrbuch,  18»8,  S.  795  tf,  1132  ff. 
Ht'hm,  StaatHlehre,  S.  86  tf'.,  will  zwei  Arten  von  Staatenbönden ,  ge- 
aellöchaftlielie  und  korporative,  unteri^cheiden. 

-)  Di''^<'r  nnauswei«"l)liciii>n  Konsequenz  könnt*'  nur  die  riioorie 
(t.  Meyer-  ent-rchen  gfUiilfs  dessen  Lelire,  die  dii-  i)olitiscIie  (iemoin- 
wesen  für  den  weiteren,  den  Staut  für  den  engeren  Hegriti'  hält  Dafs 
der  Staatenbund  Staat  sei«  behauptet  von  seinem  Standpunkt  aus  ganz 
folgerichtig  V.  S t e nge  1 , S.  11^.  Wenn  Rehm , Staatsl.,  S.88, N.  1, darauf 
erwidert,  dafs  zum  Staatsbegriff  unmittelbare  Herrschaft  fiber  Individuen 
gehört,E'*die  beim  Staatenbunde  fehle,  so  begibt  er  sich  der  Möglichkeit, 
einem  Oberstaat  mit  Vasallenstaaten,  wie  dem  türkischen  Reieh  oder 
einem  typisch  ausgebildeten  Lehnsstaat  mit  staatlicher  Gestaltung 
seiner  Territorien ,  in  welchem  d<nn  Oherlierrn  tlirekte  flerrschat't  n>ir 
über  die  Vasallen  zusteht,  den  Staatseharakter  zuznerkennen.  Nun 
fallen  nach  ihm  soh  he  \'erhältui.>«e  al)er  (S.  Ki4)  unter  ilen  BegritT  des 
Staates,  Diesen  Widerspruch  vermag  er  nicht  zu  lösen.  Als  Staat 
fassen  ohne  Umschweife  den  Staatenbund  auf  Kloeppci,  Dreifsig 
Jahre  deutscher  Kämpfe,  S.  26  ff.,  und  Affolter,  Hirths  Annalen, 
Sr^T* Gegen  beide  vgl.  die  treffenden  Bemerkungen  von  Anschüts 
zu  OT  Mjeyer,  Staatsr.,  S.  41,  K.  2  und  4. 
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Es  wKre  aber  methodoingiscb  unrichtig',  aus  dem  Dasein  dieser 
iinicrstaatlichen  Bildungen  ohne  weiteres  auf  di«*  Existenz  von 
llberstaatlit'lu'ii  Hildungen  (IfrsellxMi  Art  y.n  Mliliefscn.  Es  ist  nichta 
anderes  als  echtes  Naturrecht,  von  der  Positivität  des  Völker- 
rechts vollkommen  absehend,  völkerrechtliche  Verhältnisse  ohne 
weiteres  einem  auf  dem  Boden  eines  innerstaatlichen  Rechts- 
sjstema  enrnohsenen  Begriff  einzuordnen  und  neben  die  allgemein 
anerkannte  völkerrechtliche  Persönlichkeit  des  Staates  auch  die 
der  Staatenkorporation  xu  stellen^)/  Da  zudem  stete  Gemein- 
samkeit und  innere  Einheit  einer  Vielheit  von  Staaten  dieselben 
politischen  Wirkungen  hervorruft,  so  genügt  jene  auf  Verein- 
hamng  beruhende  Gemeinsamkeit  vollkommen ,  um  die  ktfrper- 
schafbfthnlichen  Erscheinungen  im  Leben  der  Blinde  zu  erklKren. 
Will  man  aber  eine  Analogie  aus  der  innerstaatlichen  Rechts- 
f»rdnung  herbeiziehen,  so  bietet  die  einzige  angemessene  das  Ge- 
sauithandverhMltnis  dar.  Der  Staatenlnind  kann  daher  mit  der 
Reserve,  der  alle  Analogien  unterliegen,  als  v<ilkerrechtliche 
Gemeinschaft  zur  gesamten  Hand  bezeichnet  werden  '). 

Die  Vereinsgewalt  des  Bundes  wird  nur  Uber  die  Mitgliederi 
d.  h.  die  Staaten  gettbt.  Daher  wendet  sie  sich  nnr  an  die 
obersten  Staatsorgane;  eine  Gewalt  Uber  die  einzelnen  Staats- 
angehtfrigen  ist  dem  Bunde  nicht  gegeben.  Daher  gibt  es  im 
Staatenbunde  keine  Bundesangehörigkeit  des  einzelnen;  »Des- 
halb  ist  auch  im  Staatenbunde  niemals  eine  sicher  wirkende 
Garantie  dafür  gegeben,  dafs  die  Bundesbeschlflsse  von  allen 
Gliedern  durchgeführt  werden.  Die  Bundescxekution  ist,  wie 
jedes  volkerrechtliche  Zwangsmittel,  stets  von  den  gegenseitigen 
MachtverhSltnissen  der  Bundesglieder  abhängig.  So  war  im 
i't  iitschen  Bunde  den  grofsen  Staaten  gegenüber  die  Bundes- 
exekution ein  leeres  Wort  nnd  die  Durchführung  der  Bundes- 
beschlUssc  in  ihnen  tatsäihlicb  nm  von  ihrem  guten  Willen  ab- 
hängig. Da  die  Gliedstaaten  souverän  sind,  so  streitet  ferner  die 
Vermutung  stets  für  die  Freiheit  der  Oliedstaaten  und  gegen  die 
Zuständigkeit  der  Bundesgewalt.  Jede  Erweiterung  der  lUindes- 
kompetenz  kann  nnr  durch  einhellige  Vereinbarung  der  Mitglieder 

')  Vgl,  auch  Lehre  von  den  Staatenvei  hindnnireii ,  S.  177  ft..  wo 
ich  allerdings  bezüglich  >\or  Persr.nlichkeitsnatur  d.  s  Staates  einen  von 
meinem  jetzigen  abwi  i.  !i.  inli  n  Stand[)unkt  einnahm. 

')  Vgl.  die  Darstellung  der  (Gemeinschaften  zur  gesamtou  Hand 
bei  Gierke,  Deutsches  i»rivatrecUt,  l,  S.  682  ff. 
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erfolgen,  während  innerhalb  der  bestehenden  Znstftndigkeit  Mehr- 
heitsbeschlttsse  znlKssig  sind,  die  aber  keinesir^  als  Beweis  fftr 
eine  Oberhoheit  der  Bundeegewalt  ttber  die  Staaten  verwendet 
werden  ktfnnen.  \  Denn  ZalMssigkeit  von  Mehrheitabeschlttasen  ist 
fi\r  Bich  allein  keineswegs  imstande,  irgendeinem  Verbände  kffrper- 
Rchaftliclien  Charakter  zu  verleihen.  Mehrheitsbeschlttsse  können 
sowolil  Voll  Kr.rjM'rsehaften  als  von  «Mnfachen  Gesellschat'teu  mit 
biii(U'ii»l<  r  Kraft  für  die  Mitg]i»''l«'r  <j:f»tafst  werden. 

-  Staat<*nbiitid('  k<iunen  genicinsain»»  Verwaltunjr"-iii>titutiniieii, 
^'(MiK'iiisame  Hriiörden  besitxeu,  es  k«»nii('n  jiarlameiitari.stlie  Dele- 
gatiouen  der  Glicdniaaten  ati  ihren  B^tichlUssen  teilnehmen .  wie 
es  in  dem  österreichiDchea  Reform projekt  für  den  Deutschen 
Bund  1863  vorgeschlagen  war.  All  das  stOrt  den  Typas  des 
Staatenbundes  nicht,  sofern  nur  die  Bundesbesehlasse  an  ihrer 
Durchführung  stets  eines  Willensaktes  der  Gliedstaaten  bedürfen. 
Das  Heer  der  Staatenbünde  bestand  bisher  immer  aus  Kontingenten 
der  Einzelntaaten,  ihre  Einnahmen  aus  Beiträgen  der  Mitglieder, 
aber  selbst  gemeinsames  Heer  und  gemeinsame  Einnahmen  ktfnnten 
in  ihm  vorkommen.  Solang:e  das  Prinzip  der  SouverÄnetÄt  der 
( Jlit'ilstaatoii  rechtlkli  ainMkannt  ist.  Miiht  t'ine  derartige  Ver- 
biudun^^  wio  inuiicr  si»-  j:^r>tah«'t  >t'[n  lua^^  rln  Staatenbund,^ 

Alle  d«'r  ii'  iHMt'M  Zeit  autrelnir<Midfu  Staatenbtlnde  haben  den 
eiörlerteu  T^'pus  autgewiesen.  Nur  sie  aber  können  zur  (ie- 
winnung  eines  Typus  verwendet  werden,  der  als  völkerrechtliche 
Staatenverbindung  eine  ausgebildete  völkerrechtliche  Ordnung  vor- 
aussetzt. Antike  und  mittelalterliche  Städtebünde  heranausiehen 
ist  bei 'der  völligen  Verschiedenheit  sowohl  der  internationalen 
Verhältnisse  als  der  staatlichen  Stellung  der  verbündeten 
Gemeinwesen  im  Vergleich  mit  den  Staaten  der  neueren  Zeit 
mifslicb.  Weder  der  achäische  Bund  noch  die  Hansa  können 
zum  Verständnis  der  modernen  Staatenbunde  förderlich  verwendet 
werden. 

Di»'  Wis>('ii>ihat"t  ist  auch  tat>iichli(.h  trotz  aller  Beachlun^ 
triilirrer  Bildungen  bei  der  Ft'>.tst('lluu<;  <h's  Typus  des  Staatrn- 
bundes  stets  nur  von  der  Untersuchunj;  der  neueren  Bünde  aus- 
gegangen. Der  Hund  der  Vereinigten  Niederlande,  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  von  177*i — 1787,  die  schweizerische  Eid- 
genossenschaft 1815  —  1848,  der  Rheinbund  und  der  Deutsche  Buad 
sind  die  vornehmsten  historischen  Erscheinungen,  ans  welchen  der 
Begriff  des  Staatenbundes  abstrahiert  worden  isti 
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Gans  abweichend  von  diesem  Tjpns  war  aber  der  Bund  der 
zum  Ausscheiden  ans  der  amerikanischen  Union  entschlossenen 
Rebellenstaaten  (1861)').  Diese  wollten  nach  der  Anleitung 
Calhontks')  ein  „Federal  Government'*  gründen,  das  staaten- 

bnndischen  Charakter  trajEren  sollte.  Die  konföderierten  Staaten 
von  Amerika,  wie  sie  sich  uaiintt'ii,  sollten  eine  solbstilntligf  Ke- 
^i«'rung  haben,  die  gleit'li  dt'ij<'ni»en  dor  Voiciiiiji^tcn  Staaten 
direkte  Gewalt  über  das  Vnlk  haben  >ollte.  Selbst  Vert'assnnirs- 
änderungeu  sollten  durch  einfache  Majorität  in  beiden  Hiluscrn 
des  Kongresses  und  Zweidrittelmajorität  der  Ötaatenlegislaturen 
—  also  unter  geringeren  Erschwerungen,  als  sie  die  Unions- 
verfassung vorschreibt  —  fiechtakraft  gewinnen  können.  Aber 
die  Verfassung  war  ausdrücklich  als  ein  Vertrag  zwischen  den 
Staaten  bezeichnet,  die  fortdauernde  Souveränetät  der  verein- 
barenden Staaten  in  der  Verfassung  ausdrücklich  anerkannt  und 
damit  die  ganze  theoretische  Grundlage,  auf  welcher  der  neue  Bund 
aufgebaut  werden  sollte.  Deren  praktisch  wichtigste  Konseqnenzen 
waren  das  Recht  der  Xnllitikation  l»und<'srechtswidriger  Gesetze, 
dnnh  die  in  der  Minorität  verbliebenen  Kinzelstaaten  und  das 
Kerlit  der  Sezession  der  Minoritäten  im  Falle  eines  tief^reiteiiden, 
auf  andere  Art  nicht  hisbaren  Konlliktes.  Dadurch  jedoih 
wHre  auch  dieser  Bund  ,  wenn  er  sich  hJttte  beliau]»ten  können, 
schließlich  fortdauernd  auf  den  guten  Willen  seiner  Glieder  p:e- 
stellt  gewesen.  Die  Bundesgewalt  wäre  trotz  ihrer  Ähnlichkeit 
mit  einer  Staat^ewalt  dennoch  nur  eine  Vereinsgewalt  gewesen, 
der  das  wesentliche  Merkmal  der  Staatsgewalt,  die  Fähigkeit  un- 
bedingter, von  dem  Willen  der  Untergebenen  unabhängiger  Herr- 
schaft gemangelt  hätte.  Die  Vermutung  hätte  stets  fUr  die  Zu- 
ständigkeit der  Glieder  gegen  die  des  Bundes  <;es|ji<)chen ,  und 
eine  Erweiterung  der  Bundeskompetenz  wMro  kraft  des  Kechtcs 
der  Nullifikation  und  Seze-sion  schliefslich  doch  von  dem  ein- 
helligen Willen  der  (iliedstaaten  altliän;_'-ifi'  frewesen.  Imnierhin 
lehrt  dieser  Versuch,  einen  neuen  T^'^us  des  btaateubundes  zu 


')  Vgl.  J  e  1 1  i  n  e  k ,  Staaten  Verbindungen,  S.  IsT  ti'.  Eine  eingehende 
Darstellung  der  L(dire  von  der  Sezession  und  Nullifikation  und  der  aut 
sie  sich  gründenden  gescliiclitlicli'  ii  ^"orgän}Jre  bis  znr  Wicil- rli.  r-t.'liunji: 
der  normalen  Zustände  nach  Üctudigung  des  Sezessionskrieges  bei 
Fester,  I,  p.  111—268. 

')  A  discouTse  on  the  Constitution  and  Government  of  the  United 
States.  Works  of  Galhoun,  I,  1863,  p.  109—406. 
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schaffen^  welch  weitgehender  Abweichungen  toh  dem  herktfmni' 
liehen  Typus  diese  Verbindungsfonn  fibig  ist 

V  Daher  kann  man  als  notwendig  feststehendes  Merkmal  des 
Staatenbundes  nur  die  Sottverltnetllt  der  Bnndesglieder  beseiebnen. 
Sie  allein  ist  das  nntersebeidende  Merkmal  des  Staatenbundes 
▼on  der  neueren  staatsrechtlichen  Form  der  Staatenverbindungen, 
dem  Bnndcs8taate> 

Mit  dies«^ni   Kj'sultatP  stimmt  auch  nach   andf^rer  Richtung 
hin   die  juristische  p>kenutnis  üherein.    Jode  auf  einer  volker- 
rechtlichen  Vereinharun};  ruhende  Staateiiverbindunj;  ist  in  ihrem 
Bestände  abhÄngig  davon,  dafs  sie  nicht  mit  den  höchsten  Sonder- 
interessen  der  Glieder  kollidiere.    Niemals  ist  der  Staat  irgend- 
eines Vertrapi-es,  sondern  stets  der  Vertrag  des  Staates  wegen  da> 
Die  Pflicht  der  Vertragstreue  hat  an  der  Ezistens  des  also  ge- 
bundenen Staates  seine  Orenxen;  die  der  GesetseserfhUung  hin- 
gegen kann  bis  xur  Aufopferung  des  Verbandes  gehen.  Dem  bat 
auch  die  politische  Wirklichkeit  entsprochen ,  die  den  fftr  ewig 
erklärten  Deutschen  Bund  serrKs,  als  seine  Fortexistent  mit  den 
hffchsten  Interessen  seines  mMchttgsten  Gliedes  in  Kampf  geriet. 
Der  Austritt   aus   einem   Staatenbun«!    ist  Vertragsbruch ,  nicht 
Auflehnung  gegen   eine    Ilcrrsiliaft      Mangel    an  Vertragstreue 
kann  unter  Umstünden  rechtlicli  j.M'rechtfertigt  werden,  Empörung 
gegen   eine  verfas8ung>mftfsig  bestehende  Gewalt  niemals.  „Das 
ultra  }iosse  nemo   obligatur  kann   durch  keine  Vertragsklausel 
aufser  Kraft  gesetzt  werden;   und  ebensowenig  lufst  sich  durch 
einen  Vertrag  das  Mafs  von  Emst  und  Kraftaufwand  sicherstellen, 
mit  dem  die  Erfüllung  geleistet  werden  wird,  sobald  das  eigene 
Interesse  des  Erfüllenden  dem  unterschriebenen  Texte  und  seiner 
früheren  Auslegung  nicht  mehr  zur  Seite  steht.*'  *)   Zudem  ist 
selbst  rechtlich  die  Auflösung  eines  jeden  Staatenbundes  möglich 
durch  einhelligen  BeschlnCs  seiner  Gliedstaaten.  Eine  staatsrecht- 
liche Verbindung  hingegen  kann  niemals  durch  den  Willen  ihrer 
(Glieder  von  Rechts\v»'2-en  gelöst   werden.    Der  politische  Selbst- 
mord ist  keine  Jurist isi  lic  Kategorie,^ 

Vom  politischen  Standpunkte  aus  könnte  gegen  die  hier  ent- 
wickelte Juristische  Auffassung  eingewendet  werden,  dafs  die 
Souverünetät  der  (liiedstaaten  eines  Staatenbundes  nur  bei 
grofsen  Staaten  Überhaupt  einen  Sinn  habe,  die  kleineren  Staaten 


*)  Bismarck,  Oedanken  und  Erinnerungen,  II,  S.  249 1 
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hingegen  eine  derartige  faktische  Unterordnung  unter  die  Bnndes- 
gewalt  seigen,  dafs  praktisch  von  deren  Sonverftnetät  nicht  mehr 
die  Rede  sein  kttune.  Diese  Ansicht  kann  aber  vom  Rechte 
nicht  angenommen  werden,  weil  kleine  Staaten ,  anch  wenn  sie 
aafserbalb  eines  Bundesverhältnisses  stehen,  stets  durch  Rttck- 
ßichtsnahme  auf  die  gröfsereu,  namentlich  benachbarten  Staaten 
in  ihrer  Bewe<rungsfreiheit  ^'rluMinnt  sind.  Deshalb  wird  tiiau 
aber  auch  einem  kleinen  Staate  nidit  den  Kefhtseharakt(>r  eines 
souveränen  absprechen  diirten,  wie  ja  auch  soziale  Unterschiede 
der  Individuen  und  die  durch  sie  hervorgerufenen  sozialen  Ab- 
hängigkeitsverhältnisse keine  Unterschiede  in  der  Rechtsstellung 
der  Persönlichkeiten  su  begründen  imstande  sind.; 

VermOge  dieser  Bouveränetät  seiner  Glieder  ist  aber  der 
Staatenbund  eine  höchst  unbefriedigende  Form  dauernder  Organi- 
sation von  Staaten,  die  durch  bleibende  gemeinsame  Interessen  auf 
eine  stete  Verbindung  angewiesen  sind.  Vornehmlich  nationale 
Gemeinschaft,  sodann  geschichtiiche  Zusammeng^httrigkeit  anderer 
Art,  wie  die  der  Unabhängigkeit  vorausgegangene  gemeinsame 
Unterordnung  unter  dieselbe  Herrschaft,  sind  die  Motive  zur 
Bildung  von  Staatenbünden  gewesen.  Keiner  von  ihnen  hat  sich 
aber  bei  längerer  Daner  bewährt  und  zu  erhalten  vermocht, 
w<'nigstens  seit  Ausbildung  der  mo<lernen  Staatensyst<'me,  inner- 
halb deren  erst,  im  Gegensatz  zu  den  unklaren  mittelalterlichen 
Verhältnissen,  der  Staatenbund  als  ausgeprägte  Verbinduugüform 
entstehen  konnte.  Entweder  ist  der  Einheitsst^iat  —  in  den 
Niederlanden  —  oder  der  Bundesstaat  an  ihre  Stelle  getreten. 
Die  Versuche,  welche  im  19.  Jahrhundert  in  Zentralamerika  mit 
der  Schaffung  von  Staatenbünden  gemacht  werden,  haben  zu 
keinem  bleibenden  Resultate  geführt.  Sie  sind  entweder  aus- 
einandergefallen oder  nicht  zustandegekommen.  VAuch  sie  be- 
stätigen den  Sats,  dafs  sich  ein  Staatenbund  auf  die  Dauer  nicht 
zu  erhalten  imstande  ist.  Er  zählt  daher  bereit«  heut«  zu  den 
ausgestorbenen  Arten  der  Staatenverliindungi  n.  Hat  doch  unseren 
Erörterungen  zutnlge  selbst  die  beständigere  Form  der  Realunion, 
«lie  wir  als  Spezialfall  des  Staatenbundes  kennen  gelernt  haben, 
keine  Aussicht,  künftig  in  neuen  Exemplaren  dargeätellt  zu 
werden, 

5.  Der  liundesstaat.  Der  Bundesstaat  ist  ein  aus  einer 
Mehrheit  von  Staaten  gebildeter  souveräner  Staat,  dessen  Staats- 
gewalt ans  seinen  zu  staatlicher  Einheit  verbundenen  Gliedstaaten 
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hervorgeht').  Er  ist  eine  staatsrechtliche  Staatenverbindung ,  die 
eine  Herrschaft  Uber  die  verbandeneu  Staaten  aufrichtet,  deren 
Teilnehmer  jedoch  stets  die  Staaten  selbst  sind ,  so  dafs  sie  an- 
gleich  in  ihrer  Glesamtheit  herrschen  oder  doch  mitherrscben, 
als  einzelne  hingegen  auf  bestimmten  Gebieten  Untertan  sind. 

Die  Möglichkeit  des  Buiidosstnates  hangt  innig  mit  der  Lehre 
zu>  iinni«Mi ,  die  SouvtMüiu'tät  fih  kein  \\  f!-entliclie.>  Merkmal  lie^ 
♦Staates  eikliirt  und  demnach  Muneriine  und  nichtsouveräne  Ötaiiteu 
unterscheidet  -),  Andernfalls  ist  das.  was  man  Bundesstaat  nennt, 
entweder  ein  Staatenbund  oder  eiu  Kinheits^taat,  Die  er>tere 
Lehre  ist  angeregt  durch  die  Theorie  Calhouns  von  der  Natur 
der  nmerikanischen  Utiion ,  vertreten  von  »Seydel,  nament* 
lieh  im  Hinblick  auf  das  Deutsche  Reich  ^j,  die  «weite  in  Ter* 
schiedeuen  Nuancen  von  all  denen,  die  entweder  nur  dem 
Oesamtstaate  im  Bundesstaat  SouverXnetät  und  damit  ausschlieCs- 
lich  Staatscharakter  suerkennen     oder  die  eine  souverSne  Gewalt 

•)  La  band,  1,  M».  bezeichnet  aU  Bundesstaat  ih^i  Staat,  in 
welch<MM  die  Staati^j^ewalt  (h-r  (iesamtheit  dt-r  Mifglied^staattMi  zusteht. 
Dann  aber  wären  die  ^'eI•eilligten  Staaten  von  Amerika  kein  Bundes- 
staat, weil  das  eiidieitliche  \'olk  als  den  Staaten  gleichartiges  Organ 
der  Bundeäätaatsgewalt  erseheiuL  Alicrding»  schrankt  La  band  seinen 
Satz  selbst  ein,  indem  er  weiter  nur  von  Beteiligung  der  Staaten  an 
der  Herstellung  des  Gesamtwillens  spricht  Dieser  vorsichtigeren 
Formulierung  hat  sich  Rehm,  Staatslehre»  S.  86,  angeschlossen,  indem 
er  den  Gliedstaaten  blof«  einen  Anteil  an  der  Bundesstaatsgewalt  an- 
spricht. 

•)  Die  Scheidung  von  souveränen  und  nichtsouveränen  Staaten  ist 

für  die  Lehre  von  den  modernen  Bunde.«verhaltni9sen  zuerst  von 
(J.  Meyer,  Stjiatarechtliche  llrörtiriingen  über  die  deutsche  Reichs- 
verfas-ung,  1872,  S.  2tV. ,  vorgenonuncn  worden.  Sie  kann  heute  als 
die  für  die  Erklärung  des  Bundesstaates  verbreitetste  Theorie  bezeichnet 
werden. 

*)  Vgl.  namentlich:  Der  Bundesstaatsbegriff  (1872X  Staatsrechtliche 
und  politische  Abb.,  S.  1—85,  und  Kommentar  sur  deutschen  Reichs- 
verfassung, S.  Iff. ;  Seydels  Theorie  hat  unter  den  namhaften 

Publizi.4ten  keine  Anhänger  gefunden.  Die  neueste  «  ingehende  Kritik 
-einer  Lehre  bei  Kehm,  Staatslehre,  S,  1'27  tV.  Doch  hat  kürzlieh 
O.  Mayer.  Kepublikanischer  und  monareliischer  Bundes^itaat .  Arehiv 
f.  .".ti'.  K.,  XVllI  (r.»'»;'.'.  S.  tiir  das  Deiitsclie  Keii  h  eine  der  Seydel- 
sclien  Lehre  ähnlieli»'  Tin  «nie  /u  begründen  versucht,  widerlegt  aber 
keinen  <lcr  Einwände,  die  gegen  Seydels  Lehre  vom  lieiche  erhoben 
worden  sind. 

*)  So  in  verschiedenen  Wendungen  Zorn,  I,  S.  71£;  Berel, 
£tnde  sur  la  souverainet^  et  l*^tat  fftd^ratif,  1886,  p.  167  ff.;  Le  Für, 
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an  Ewei  verschiedene  Tra{^er  —  Bundes-  und  Gliedstaat  —  ver- 
teilt denken,  so  dafs  sie  beiden  gemeinsam  zusteht^). 

V  Die  Oliedstaaten  des  Bundesstaates  sind  nichtsouverän;  den 
höchsten  Oi^nen  ihrer  Staatsgewalt  und  damit  ihnen  selbst  ist 
jedoch  als  Ersats  der  SouveränetHt  ein  mehr  oder  minder  grofs 
bemessener  Anteil  an  der  Ausübung  der  Staatsgewalt  des  Gesamt- 
Htaates  verfassungsmllfsig  eingernnmt.  Die  Ordnung  des  Bundes- 
staates rulit  auf  einer  VertasHunjr.  die  so  in  eigenes  Gesetz  ist  und 
stets  nnr  durch  Gesetz  des  Bundesstaates,  niemals  durch  den. 
wenn  auch  einmütigen  Willen  der  Gliedstaaten,  der  sich  in 
anderen  als  verlassnngsniHfsigen  Formen  änfseit ,  rechtlich  ah- 
geUndert  werden  kann.  Soweit  die  Herrschaft  des  Bundesstaates 
reicht,  verlieren  die  Gliedstaaten  ihren  staatlichen  Charakter/  Sie 
werden  in  diesem  Bereiche  entweder  ganz  auXiser  Tätigkeit  gesetzt, 
indem  die  eigene  Verwaltung  des  Bundesstaates  an  die  Stelle  der 
ihrigen  iritt|  oder  sie  erhalten  den  Charakter  von  Selbstverwaltungs- 
körpem  nach  Art  der  Kommunalverbände,  insoweit  sie  nach  den 
Gesetzen  nnd  unter  Aufsicht  des  Bundesstaates  durch  ihre  Organe 
Verwaltung  Üben'). 

Im  Bundesstaate  ist  eine  Vielheit  von  Staaten  zur  Einheit 
verbunden,  d.  h.  es  sind,  soweit  die  Zustiindigki'it  der  Bundes- 
staatsgewalt reicht,  alle  trennenden  Untersf-liiede  unter  dcii  (ilicd- 
staalen  verschwunden.  ])alier  sind  in  ihm  (M-liiet  nnd  \'olk  der 
Gliedstaaten  zu  einer  Einheit  zusammeugefafst,  das  Land  der  Glied- 
staaten ist  sein  Gebiet,  das  Volk  der  Gliedstaaten  sein  einheit- 
liches Volk.  Aus  diesen  zur  Einheit  zusammengefalsten  Staaten 
geht  aber  auch  die.  Staatsgewalt  des  Bundesstaates  hervor,  sei  es, 
dafs  die  Begiernngen  der  Gliedstaaten  in  ihrer  Einheit  die  höchste 
Gewalt  des  Bundesstaates  bilden,  sei  es,  dals  besondere  Organe 
der  Bundestaatsgewalt  aus  dem  einheitlichen  Bundesvolke  ver- 
fassungsraäfsig  bestellt  werden,  wie  die  Präsidenten  der  Föderativ- 

p.  6.^6  ff.\  Combüthecra,  p.  Iä9;  Willoughby  und  Burgess, 
vgl.  oben  S.  472.  X. 

')  Namentlich  ilaenel,  .Stmlieu.  I.  S.  B'.tV.,  und  Staatsrecht,  1, 
8.  20ÜÖ'.,  793  ti*.;  (Jierke,  in  S.  htnollers  Jahrbuch.  Iss:',.  S.  lir>7tf.; 
Bornhak,  AUg.  Staatsh^lue,  8.1^40;  U.Mayer,  11,  8.  402  tf.  Vgl. 
dazu  die  treffenden  Kritiken  von  La  band,  1,  S.  76  ff.,  und  Rehm, 
Staatslehre,  S.  120  ff.,  die  mit  Recht  konstatieren,  dafs  auch  diese  Lehre, 
zu  Ende  gedacht,  auf  die  Gleichstellung  von  Bundes*  und  Einheitsstaat 
hinauslaufe. 

Vgl.  Laband,  1,  S.  90  ff. 
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repuMikeii.  Aiuh  im  zweiten  Falle  aber  sind  den  Staaten  Kechte 
der  Teilnahn)«'  an  der  Ausübung  der  BundeÄBtaat>gewaIt  ein- 
geräamt,  so  da£s  die  Gliedstaaten  Uberall  Organe  der  Bondes- 
gewalt  sind,  wag  für  sie  in  der  Begel  eine  Steigerung  ihres 
politischeu  Einflusses '  und  Uurer  ganien  Machtstelloqg  bedeutet 
Alle  republikaniscben  BnndesstaAten  lassen  eine  der  beiden 
Kammern  als  Staatenhans  fungieren,  in  dem  die  Gletcbbeit  der 
Staaten  durch  die  jedem  Staate  gewährte  gleiche  Ansahl  von  Ver> 
tretem  aum  Ausdruck  kommt  Diesem  Staatenhause  —  dem 
Senate  —  kommen  in  den  amerikanischen  Bundestaaten  Über- 
dies die  Funktionen  eine«  den  PrHsideiiten  nach  verschiedenen 
Richtungen  hin  besclii unkenden  Staatsrates  zu.  In  den  mei>tfa 
Bundesstaaten  ist  f»'rnt'r  den  SUiaten  «dne  entscheidende  Stimme 
bei  V%'rfassung8ftnderungeu  eingerMumt ' ).  Anderer  Art  >ind 
ferner  Bestimmungen,  durch  welche  anfserdem  auf  die  Staat^fu 
in  der  Organisation  der  Bundesgewalt  Rücksicht  genommen  wird, 
wie  s.  Bw  in  der  Abgrenzung  der  niemals  das  Gebiet  mehrerer 
Staaten  umftssenden  Wahlkreise  im  Deutschen  Beiche  und  der 
Schweis,  die  Verteilung  der  Schweiser  Bundesrite  auf  Terschiedene 
Kantone,  ferner  das  den  Staaten  der  nordamerikanischen  Union 
eingeräumte  Recht,  durch  ihre  Wahlgesetie  sugleich  die  Be> 
dingungen  ftLr  das  Wahlrecht  aum  Seprisentantenhaus  und  für 
die  Prisidentsehaft  festcusetsen.- 

In  der  Zusammenfassung  der  Or^ine  der  Staaten  zu  einem 
kidie^ialisch  <»rganisi<'rten  OriJi^au  des  1  !iiud('s>tHatt's  i'^ii^^t  »ich 
namentlich  des^»'n  f<»di-rali>ti>clier  riiarakter  aus,  während  die 
übrigen  Orgaue  ein  durchaus  unitarisches  Gepräge  tragen  ^j. 

■)  In  den  Vereinigten  Staaten  haben  swei  Drittel  der  Staaten- 
legislatnren  das  Recht  der  Initiative  bei  Verfiusnngsindenmgen  und 
drei  Viertel  das  der  Batifikation  der  beschlossenen  Äudemogen.  In 
der  Schweis  (BundesTerf. ,  Art  hat  jeder  Kant4)n  die  Initiative  für 
alle  Arfi  ti  '  ..n  Oosotzen,  und  die  Majorit&t  der  Kantone  entscheidet 
mit  dt-r  Mi  lirli<  it  «Irr  Sohweizcrbürper  über  die  Revision.  Die  oin- 
srhliiLMu'^i'ii  \'erlialtni-«.('  di-r  andfr«'!!  aiiiorikanischen  Bundesstaaten 
(Mcxiku,  \  tuczut'la,  Ar^'entinicu.  15ra>ilien)  hvi  Le  Für,  p.  219  ä".  <  »b 
diesf  Staaten  alle  tatöäciüich  unter  den  BegriÜ'  des  Bundesstaates  fallen, 
kann  an  dieser  Stelle  nicht  erörtert  werden. 

>)  Dabei  ist  aber  zu  bemerken,  dafs  der  Gegensali  von  Oderalistiseh 
und  unitarisch  ein  politischer  ist  Juristisch  sind  alle  Organe  des 
Bundesstaates,  auch  die  Staatenkollegicn  oder  deren  repräsentierendes 
Organ  in  sieh  einheitlich,  gleich  den  parlamentarischen  Kollegien  der 
£io2el8taaten. 
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Soweit  die  buiulesgrewaltfreie  Sphäre  der  Gliedstaaten  reicht, 
aber  auch  nur  so  weit,  ist  ihr  Charakter  als  Staaten  gewahrt,  wenn 
auch  der  Öprachgebraach  diese  juristisch  allein  zutreffende  Unter- 
icheidung  nicht  mitmacht  und  die  Glieder  eines  Bundesstaates  in 
allen  ihren  Besiehungen  als  Staaten  beaeicbnet.  Die  verschiedenen 
Qualitäten  der  Bandesglieder  mtlmen  aber  scharf  voneinander 
geschieden  werden,  am  die  rechtliche  Natur  des  Bundesstaates 
sntreflfend  su  erfassen.    Die  richtige  Erkenntnis  des  Wesens 
der  Bnndesglieder  wehrt  n&mlich  der  Auffassung  des  Bundesstaates 
als  einer  Staatenkorporation       Dieser  Begriff  ist  ein  in  sieh 
widerspruchsvoller  und  daher  nicht  realisierbar.    Die  Staaten- 
körperschaft soll  Uber  ihre  Mitglieder'  herrschen.    Soweit  aber 
ein  Verband  von  einem  anderen  beherrscht  wird,  ist  seine  Qualität 
als  Staat  ausgeschlossen.    Herrschen  ist  die  dem  Staat  notwendige^ 
Tätigkeit;    ein  Verband   ist   daher  Staat   nur   insoweit,    als  er 
herrschen  kann;   der  Gliedstaat  hat  daher  auch  nur,   insofern  er 
der  Bundesstaatsgewalt  nicht  unterworfen  ist,  Staatscharakter,  ver- 
liert ihn  aber,  wie  von  allen  Seiten,  die  den  Bundesstaatsbegriff 
anerkennen,  sngegebeu  wird,  soweit  er  der  Bundesstaatsgewalt 
unterworfen  ist. 

Soweit  die  Herrschaft  des  Bundesstaates  reicht,  ist  der  Glied- 
staat nur  insofern  vorhanden  t  als  er  Ansprüche  auf  Leistungen 
des  Bundesstaates  und  auf  Teilnahme  an  dessen  Herrschaft  hat. 
An  der  Herrschaft  selbst  aber  nimmt  er  wie  jedes  Staatsglied 
nicht  als  einzelner,  sondern  als  Organ  des  Gesamtstaates  teil. 
Die  Glieder  des  Bundesstaates  sind  als  solche,  soweit  sie  an  der 
Herrschaft  des  Buufles  teilnehmen,  nicht  Staaten,  sondern  Organe 
des  Bundesstaates  und,  soweit  sie  unterw(jrfen  sind  und  Uberhaupt 
noch  einen  selbständigen  Willen  Hufseru  können,  nicht  staatliche 
Verbünde,  und  nur  die  physische  Identität  dieses  Verbandes  mit 
dem  Giiedstaate  fllhrt  zu  der  ungenauen  Vorstellung,  dafs  der 
Gliedstaat  als  solcher  dem  Bundesstaate  unterworfen  sei.  Daher 
hat  der  Gliedstaat  nur  nach  swei  Richtungen  hin  staatlichen 
Charakter:  als  Gemeinwesen,  das  von  der  Bundesstaatsgewalt  frei 
ist  nnd  als  Triger  voji  öffentlich-rechtlichen  Ansprüchen  an  den 
Bundesstaat  gemäfs  dessen  Verfassung. 

Der  Bundeestaat  ist  daher  so  wenig  eine  Staatenkörpersehaft, 


\)  Für  dnä  Deutsche  Keich  La  band,  I,  S.  91  ff.    Vgl.  dagegen 
auch  Jellinek,  Lehre  von  den  Staaten  Verbindungen,  8.  281  ff. 
Jttlliaftk,  Om  BMht  dM  modeniM  StMtM.  I.  Si.  AniL  48 
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al»  der  Eiulieitsstaat  als  ein  aus  sHmtlicheu  Koimnuncu  •le> 
Staates  bestehcuder  Verband  aufgefafst  werden  darf.  Er  g^leicht 
vielmehr^  soweit  seine  Sphäre  reicht,  vollkommen  dem  Kinheits- 
staate.  Er  lierrsclit ,  wie  dieser,  direkt  Uber  sein  Gebiet  und 
sein  Volk,  ohne  dtkU  diese  Herrschaft  irgendwie  dnrch  Glied* 
Staaten  in  ihrer  staatlichen  Eigenschaft  yermittelt  wäre.  Vom  Etn* 
heitsstaate  nnterseheidet  er  sich  dadarch,  dais  die  in  ihm  ma 
völliger  staatlicher  Einheit  ansammengefkfeten  Glieder  in  den 
der  fioudeskompetens  nicht  unterliegenden  Angelegenheiten  nnd 
vor  allem  in  ihrer  Organisation  ihren  staatlichen  Charakter  be- 
wahrt  haben,  ferner  dadurch,  dafs  die  obersten  Organe  dieser 
»Staaten  l^Mouarcheu,  Senate  der  Ireien  StUdte,  Volk  oder  Legis- 
laturen in  den  Republiken)  entweder  selbst  Organe  der  hoch.>ten 
liundt'^gevvalt  sind  oder  (iiese  erzeugen.  Diese  N'erbindung  von 
OrgautrUgerbciiaft  des  Glied-  mit  der  des  Bundesstaates  ist  ein 
eigentumliches,  sonst  nirgends  anzutreffendes  Verhältnis,  indem 
sonst  die  Organe  eines  Staates  in  dieser  Eigenschaft  nur  ihm, 
nicht  aber  anch  einem  anderen  Staate  angehören  kOnnen.  Da  aber 
ein  selbständiges  Recht  eines  Staatsoigans,  das  nicht  Recht  seines 
Staates  wäre,  nicht  vorhanden  ist,  so  erhebt  die  Stellnng  der 
Gliedstaatsoigane  im  Bimdesstaate  die  Gliedstaaten  selbst  au 
Oigantrlgem  des  Bandes 

Doxek  diese  beiden  Merkmale  onterDcheidet  sich  der  Bandes- 
staat  von  der  anderen  Form  staatsrechtlicher  8taateuverbiuduug, 
dem  6taateustaate.  Hier  bilden  die  unterworteuen  iStaateu  keine 
innere  Einheit  mit  dem  Oberstaate,  daher  ihre  Elemente  nur  in- 
direkt vun  dem  Ober^taate  beherrscht  werden,  dessen  unmittel- 
bare Herrächattöobjekte  nur  die  Hegieruugeu  der  Unterstaaien 
sind,  wie  anderseits  auch  jede  Verbindung  von  Unter-  und  Ober* 
Staatsorganisation  gänalich  mangelt. 

Der  Bundesstaat  ruht  auf  verfassungsmäbiger,  nicht  vertrage* 
mädsiger  Ordnung.  Wenn  er  an  Stelle  von  bisher  staatsrechtlich 
unverbundenen  Staaten  tritt,  so  gehen  seiner  GbUndnng  Verträge 
voran,  die  sich  auf  seine  Verfassung  beliehen.  Anders,  wenn 
ein  Einheitsstaat  oder  ein  unterworfenes  Land  sich  in  Bundes- 
staaten verwandeln ,  wie  es  mit  den  Vereinigten  Staaten  von 
Vene/.uela,  Mexiko,  Argentinien,  Jirasiiieu  der  Fall  war,  wo  die 
Einzelstaateu  erst  aut'  Grund  bundesvertassungsmälsiger  Zulassung 

*)  Vgl.  System  der  aubj.       fechte,  S.  2ä7  (SOO)  ff. 
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sich  organisieren  konnten.  An  den  letzteren  Gebilden  scheitert 
jeder  Verbuch,  sie  im  staateiibüu(li.schen  Sinne  zu  interpretieren, 
schon  an  dem  Widerspruclic ,  in  dem  jede  solche  Auslegung  mit 
der  geschichtlichen  Entwicklung  solcher  Staaten  stUnde. 

Gehen  der  GrUndung  eines  Bandesstaates  Vertrage  unter  den 
künftigen  Bundesgliedem  voran ,  80  können  diese  niemals  den 
Bechtsgrnnd  des  finndessUates  bilden.  Denn  welche  Bechts- 
ordnnng  knttpft  an  Vereinbarong  anter  Staaten  die  Wirkung  der 
Staatsgrandnng?  Die  eigene  Bechtsordnang  des  an  gründenden 
Staates  sicherlich  nicht,  ebensowenig  aber  die  der  gründenden 
Staaten.  Bayern  s.  B.  konnte  doch  nicht  nach  bayerischem  Recht 
das  Deutsche  Reich  gründen.  Dafs  aber  das  Ydlkerrecht  ans  Ver- 
trugen Staaten  entstehen  lüfst,  ist  eine  petitio  principii  oder  viel- 
mehr die  Behauptung  eines  naturrechtlichen  Satzes  als  eines  dem 
positiven  Völkerrechte  au<;ehörenden 

Die  (Iriindung  des  Bundesstaates  ist  vielmehr  eine  nationale 
Tat^),  die  wie  der  Akt  der  Staatengrttudung  Überhaupt  nicht 

')  Vgl.  oben  S.  265  f.  Der  hervorragendste  Vertreter  der  VertragS- 
thoorie  für  die  Entstehung  des  Norddeutscheu  Bundes  i:;t  G.  Meyer, 
.Staatsr.,  S.  175  tt'.,  daselbst  S.  1^1  die  Anhänger  »einer  Lehre.  In  der 
neueren  Literatur  wird  seit  Kuntze,  Der  Gesamtakt,  Festgabe  der 
Leipziger  JiiriMtenfakultät  für  Otto  Müller,  1092,  S.  ÖU  ff.,  von  manchen 
die  Gründung  des  Bundesstaates  auf  einen  Gesamtakt  der  gründenden 
Staaten  sorückgef&hrt,  soFleiner,  DieGrfindung  des  Schweiserischen 
Bundesstaates  im  Jahre  1848,  1898,  8.86  ff.}  Triepei,  Volkerrecht  und 
liandesieeht,  S.  68  f.  Ähnlich  Robinson  in  der  Zeitschr.  f.  d.  ges. 
Staatow.,  LIII,  1897,  S.  615  f.  Diese  Lehre  übersieht  ganz  wie  die 
anderen  juristischen  Konstruktionen  der  Entstehung  des  Bundesstaates, 
dafs  auch  der  Hundesstaat,  wie  jeder  andere  Staat,  zunächst  ein  soziales, 
A'orjuristisches  Dasein  hat,  an  das  die  Rechtsordnung  erst  anknüpten, 
das  si»?  aber  nicht  schutiVn  kann.  Kuntze,  S.  82,  meint  selbst,  wie 
ein  Staat  sich  aus  tVeieui  Entschlüsse  unter  die  Oberhoheit  eines  anderen 
Staates  begeben  oder  gar  in  ihm  aufgehen  kann,  so  kann  er  auch  mit 
anderen  Staaten  ein  neues  Staatswesen  errichten.  Dabei  verkennt 
Kuntse  vOllig  den  tiefen  Unterschied,  der  beide  Teile  voneinander 
trennt  Gerade  die  Neuschöpfong  eines  staatlichen  Gemeinwesens  kann 
durch  den  ersten  Fall ,  wo  ein  Staat  in  eine  schon  bestehende  Staats* 
■Ordnung  tritt,  sicherlich  nicht  erläutert  werden. 

-*)  Dieser  Satz  ist  von  manchen  mifsverstandt-n  worden.  So  von 
Zorn,  der,  Ilirtlis  Annalcn ,  lb^4,  S.  477,  ineint,  dafs  ich  damit  das 
\  olkseh-ment  in  (Gegensatz  zum  ilynastisclicn  stellen  wollte*.  \'ielnifhr 
habe  ich  selbstverständlich  die  Nation  im  Kultursinne  als  die  Gesamt- 
heit aller  Elemente  des  ataatsgrundeuden  Volkes  im  Auge.  Wilhelm  L 

48* 
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juristiflch  konstruiert  werden  kann^).  Diese  nationale  Tat  wird 
Ton  den  Staaten  in  ibrer  Eigenscbaft  als  bistoriseli-sosialer  MAcbte 

mit  vollzogen.  Die  der  Gründuug  des  Bundesstaates  vorangehenden 
Voreinbarung^en  der  Staaten  aber  haben  juristische  Bedeutung, 
da  sie  die  Bedingungen  festsetzen,  unter  denen  die  kiinfti;;en 
Gliedstaaten  in  den  zu  bildenden  Bundesstaat  einzutreten  sieh 
gegenseitig  verpflichten.  Der  Eintritt  selbst,  wird  durch  Unter- 
werfting  nnter  den  Bundesstaat  Tollsogen,  dnreb  welchen  zngleicb 
die  vorbereitenden  Vereinbamngen  ibre  Erftlllang  finden.  Des- 
halb sind  die  Vereinbamngen  Uber  die  Gründung  des  Bundes» 
Staates  Ton  der  btfebsten  praktiscben  Bedeutung.  Sie  besengen, 
dab  die  Gliedstaaten  gewillt  sind,  die  Gründung  des  Bundesstaates 
BU  fSrdem,  femer ,  daÜB  die  Grttndnngsvorgänge  dem  inneren 


und  Bismarck  gehören  doch  wahrlich  zur  deutsehen  Nation.  Aber 
aneb  wenn  Labend,  I,  S.  91,  N.  1,  mir  entgegenhiit,  dafs das  denfsebe 
Volk  swar  keine  Schöpfung  der  Ebuelstaatswillen  sei,  wohl  aber  die 
staatliebe  Einheit  des  deutschen  Volkes,  so  steht  und  ftllt  dieser  Satz 

mit  der  Annahme,  dats  der  Gründungsvorgang  des  Norddeutschen 

Bundes  rechtlich  zu  erfassen  sei.  Lehnt  man  letztere  Lehre  ab,  so  er- 
gibt sich  mit  Notwendigkeit  der  von  Laban  d  bekiiinpfto  Sats»  der 
nichts  als  die  t'nlgerung  aus  einer  testen  Grundanseh.'niuntr  ist. 

Vgl.  die  näher*'n  Ausfüliruufien  Lehre  von  den  Staatenverbin- 
dungen, S.  256  11".  Ubereinstimmend  Zorn,  I,  S.  30;  Liebe,  Zeit- 
schrift f.  d.  ges.  SUatswissenschaft,  1882,  S.  634  ff.;  0.  Mejer,  S.  :J01 ; 
Berel,  p.  71,  130;  R.  Hudson,  The  North  German  Gkmfederation  in 
der  Political  Science  Quarterly,  VI,  S,  New  York  1892,  p.  483  f.; 
Bornhak,  Staatslehre,  S.  245.  Auch  Labend  (vgl  Staatsrecht  des 
Deutschen  Tieiehes,  in  Marquardsens  Handbuch,  1.  Aufl.  1888,  S.  11) 
hat  sich  früher  ganz  auf  die.sen  Standpunkt  gestellt,  sich  nunmehr  aber 
I,  8.  ''\  f.  nicht  mehr  in  voller  Klarheit  über  die  Frage  geäufsert,  ob 
die  Gründung  des  Norddeutschen  Hundes  Rechtsakt  war  oder  nicht. 
l>ie  Hi'rufung  auf  Kuntze  scheint  dafür  zu  sprechen,  dafa  Lab  und 
jetzt  die  Gesamtaktstheorie  angenommen  habe.  Ganz  eigentümlich  ist 
die  Stellung,  die  Haenel  zu  dem  Probleme  der  Entstehung  des 
Bundesstaates  dnnimmt.  Er  polemisiert,  Staatsr.,  I,  S.  85  ff.,  eingehend 
gegen  die  Lehre,  dafis  der  Bundesstaat  nicht  juristisch  aus  einem  Ver> 
trage  abgeleitet  werden  kOnne,  und  l&fst  S.  81  den  Bund  als  Tat- 
bestand  seine  Verwirklichung  dadurch  finden,  daTs  diejenige,  welche 
hierzu  nach  der  vereinbarten  Verfassung  berufen  waren,  sich  zu  Organen 
des  Bundes  aufwarfen.  Das  ist  aber  doch  nichts  anderes  als  die  Be- 
hauptung, (lar>  die  Entstellung  des  Bundes  ein  faktischer  V^organtr  war. 
um  so  mehr,  als  nach  Haenel  auch  die  Verfassung  nur  durch  d.n 
Willen  der  tatsäclilicben  Organe  Kechtskraft  gewinnen  konnte,  wie 
S.  82  ausgeführt  wird. 
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K<^cht  der  Gliedstaaten  nicht  widersprechen.  Damit  orkonnen  die 
Staaten  den  GrUndungsvor^aug  des  Bundesstaates  und  dtMi  Bundes- 
fitaat  selbst  an.  Das  bat  aber  zur  Folge,  dafs  niemand  vorhanden 
ist,  dem  ein  Recht  zustände,  dem  neuen  Staatswesen  die  An- 
erkeoDung  zu  weigern.  V^£s  ist  völkerrechtlicher  Grundsatz,  dafü, 
wenn  die  durch  eine  staatliche  Neabildong  in  ihren  Recht<>n  be- 
rtthrten  Staaten  den  neuen  Staat  anerkennen)  dritte  Mächte  an 
dessen  Anerkennung  Terpflichtet  sind./^Als  die  Schweiz  daran 
ging,  steh  1848  in  einen  Bundesstaat  zu  verwandeln,  da  erklärten 
mehrere  Machte  ^^^^  Teründerte  Bundesakte  nur  dann 

anerkennen  wttrden,  wenn  sie  die  Zustimmung  sämtlicher  Kantone 
erhielte.  Als  sodann  die  Verfassung  ins  Leben  trat,  nachdem 
«ie  erst  von  IS^/a  Kantonen  angenommen  war  und  die  dissi- 
di^'u  ndcn  6V2  Kantone  trotz  der  Ablelmung  der  Verfassung  sieb 
dt'in  Bunde  tatsäcblicb  fügten"),  wurde  der  Bundesrat  der  Eid- 
genossenschaft und  damit  das  neue  Staatswesen  selbst  ohne 
weiteres  von  allen  Mächten  anerkannt.  Nicht  minder  wurde  aber 
der  ohne  Verletzung  der  Rechte  seiner  Glieder  zustande  ge- 
kommene Xorddoiitsche  Bund  sofort  anerkannt^  nachdem  Öster- 
reich im  Prager  Frieden  die  Auflösung  des  Deutschen  Bundes 
gebilligt  hatte.  Ebenso  muÜBte  das  Deutsche  Boich  sofort  von 
allen  Mächten  anerkannt  werden,  was  stillschweigend  durch  den 
diplomatischen  Verkehr  geschah. 

Der  Vorgang  der  Gründung  des  Bundesstaates  selbst  kann  jedoch 
durch  Vereinbarungen  der  Einzelstaaten  Uber  eine  zu  schaffende 
Verfassung ,  Bescbliefsung  der  Verfassung  von  selten  eines  ver- 
fassungsgebenden Parlamentes  und  der  Reirieruiigen.  Genehmigung 
der  also  festgestellten  Verfassungen  dureli  die  Kammern  der 
Eiuzelstaaten  und  Verktlndigung  der  Verfassung  (Inroli  die  Einzel- 
regierungen als  I^andcsgesetxe  nicht  erklärt  werden.  Es  ist  und 
bleibt  zwischen  all  diesen  Vorgängen  und  der  Entstehung  des 
Bundesstaates  selbst  eine  juristische  LUcke,  eine  Kluft  vorhanden, 
die  durch  keinerlei  Deduktionen  ausgefüllt  werden  kann.^Juristisch 
ist  vielmehr  jede  Ableitung  des  Grtlndungsaktes  eines  Bundes- 
staates aus  einem  Bechtsvoigange  entweder  unfruchtbare  Scholastik, 
oder  sie  führt,  konsequent  zu  Ende  gedacht,  zur  Verneinung  des 


1)  Österreich,  PreuTsen  und  Frankreich  mit  Note  vom  18.  Ja- 
nuar 184^. 

^)  Vgl.  aus  der  ueuesteu  Literatur  Fleiner,  a.  a.  U.  S.  21  ff.,  o'J  f. 
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Staatscliaraktors  des  Bundes:  Denn  j(*(le  wie  iiniiK-r  «reartete 
Zurilckfülinuig  des  iieugebildetcn  Verbandes  auf  den  Will«*ii  der 
Konstituenten  macht  ihn  dauernd  zn  ihrem  Gesch^ipf,  da  die 
höhere  Rechtsordnung  über  den  Staaten  fehlt,  die  das  Gebilde 
jenes  Vertrages,  jener  Vereinbamng,  jenes  Gesamtaktes,  oder 
wie  man  sonst  den  Grttndangsakt  nennen  mag,  von  ihrer  Grund- 
lage lossaltfsen  imstande  wMre^)y  So  wMre  denn  aneh  nicht  ab' 

')  Das  übersieht  G.  Meyer,  S.  179,  in  seiner  Polemik  gegeo 
mich.  «Wohl  erkenne  ich  die  Möglichkeit  an,  daTs  Staaten  dareh  Vcr- 
einbamng  objektives  Recht  sehaffsn  können.  Doch  ist  und  bleibt 
dieses  fiecht  Volkerrecht  Wann  aber  ist  der  völkerrechtliche  Sats 

aufgestellt  worden,  dafs  Bondesstaaten  durch  Vertrag  entstehen  können? 
Kr  iht  woder  vereinbart,  noch  beruht  er  auf  dem  Gewotuikeitsrecht. 
Dah«'r  p<liört  er  nioht  dem  ius  gentium,   sondern  dem  ius  natura«^ 
an.    V  Sti'tiL'*'!.  a.  a.  O.  S.  1125  tV. ,  rii  litet  .«eine  übrigf»n.s  ganz  un- 
selbständig«'  INibMiiik  gt'L'fn  iiK-ine  Ansicht  an  die  Aflresse  von  Boml. 
der  sich  doch  ansdrücklirh,  a.  a.  O.  S.  72,  auf  mich  beruft.    Die  Lehrtj 
von  der  vertrHg:)niärsigen  Entstehung  des  Norddeutschen  Bundes  tr&gt 
in  neuer  Wendung  vor  Ed.  Loening,  Gmndafige  der  Verfiusong  des 
Deutschen  Reiches,  1001,  S.  21.  ^e  Staaten  bitten  nftmlieh  sieh  ver- 
pflichtet, die  Gewalt,  der  sie  sich  su  unterwerfen  hatten,  selbst  xa 
organisieren.  Dabei  wird  aber  die  Grundfrage,  wie  und  nach  welchem 
Rechte  Staaten  eine  von  ihnen  verschiedene  Gewalt  schaffen  können, 
nicht  gelöst.   Ferner  schwebt  diese  Gewalt,  der  sich  die  Staaten  unter- 
wortvn  haben  sollen,  zunächst  in  der  Luft.    Denn  Staatsgewalt  wurde 
sie  erst  durcli  die  Untcrworfuiig,  vorlier  war  sie  als  < )rtranisation  «  int-s 
noch  iiiclit  vorliaudi'uen  Staates  ein  rechtliches»^' iehts,  dem  sich  dalier 
Huoh  kein  Staat  rechtlich  unterwerfen  konnte.   Anschfitz,  finzyklo- 
pAdic,  8.  506,  grfindet  klarer  als  Loening  den  Bundesstaat  auf  völker- 
rechtliche Vereinbarung,  die  eine  f&rderhin  aussehliefslich  anf  ihrem 
eigenen  Willen  ruhende  staatliche  Einheit  ins  Leben  ruft,  beweist  aber 
das  Dasein  des  entsprechenden  VOlkerrechtssatses  mit  den  von  ihm 
behaupteten  Rechtswirkuogen  keineswegs,  sondern  setzt  di.so  unauf- 
findbare Kechtsnorm   als   poo-fVx'ii   voraus.    l>i*'  jünjjpte  Hehauptnng 
von  Anschütz  zu        Meyer,  S.  1^0,  hingegen,  dafs  Staaten  g.'- 
w  o  h  n  Ii  ei  t  s  r  e  r  h  1 1  i  c  Ii    andere   schallen    können    (was    bisher  noch 
vun  niemand  behauptet  wurde),  beruht  auf  einer  Verwechslung  von 
historischem  l  aktum  und  Recht.  Mit  der  Verweisung  anfii  Gewohn- 
heitsrecht in  solchen  Fragen  mufs  man  fiberhanpt  sehr  vorsichtig  sein. 
Nichts  leichter  als  ein  „Gewohnheitsrecht"  auf  Revolution  ans  der 
neuesten  Geschichte  der  romanischen  Volker  su  deduzieren,  such  für 
jeden  internationalen  Rechtsbruch  lassen  sich  Präzedenzfalle  in  ge- 
nügender Zahl  anfuhren,  um  ilm   prewohnheitsrechtlich'-  zu  legalisieren. 
Und  warum  sollte  der  rrewohiiln  it-re«  htlich  begründete  Bun(h"-staat 
nicht  durch  seine  Glieder  wiederum  gewohnheitsrechtlich  aufgelöst 
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susehen ,  warnm  der  Bondesstaat  nicbt  dnrch  Lösung  jener  Ver- 
einWong  oder  durch  einen  neuen  Gesamtakt  wieder  in  seine 
Teile  lerfallen  könnte.  Wie  lälst  sieb  der  absolute  Verzicht  der 
Staaten  auf  das  Recht,  den  Vertrag  au&uheben,  den  Gesamtakt 

zu  widermfen,  rechtlich  begründen?  Wo  ist  die  unbezweifelte 
völkerrechtliche  Lehre  —  nur  um  eine  solche  kann  es  sich  ja 
liandeln  — ,  die  derartiges  als  absolut  verl»nt('ii  hinstellen  könnte? 
Warum  soll  nicht  einmal  das  Reich  aufVclöst  werden  ,  um  oin 
neues  mit  einem  anderen  Reichstag  an  die  Stelle  zu  setzen?  Diese 
rochtlich  nicht  zu  diskutierende  Theorie  ist  ja  auf  Grund  der 
Lehre  von  der  vertragsmHfsigen  Entstehung  det»  Deutschen  Reiches 
zu  politischen  Zwecken  aufgestellt  und  erörtert  worden^),  ^as 
Reich  ist  uns  ein  Staat  und  der  Austritt  aus  dem  Reich,  die 
Auflösung  des  Reichs  uns  rechtlich  unmöglich,  weil  wir  davon 
überzeugt  sind,  dats  das  Reich  ein  Staat  ist^^iese  auf  eine  ge- 
schichtliche Tatsache  gegründete  Oberzeugung  liegt  allen  juristi- 
schen Deduktionen  von  der  Entstehung  des  Reichs  zugrunde, 
die  aber  ihr  nichts  Neues  hinzuzufügen  vermögen.  Wem  das 
Reich  aber  kein  Staat  ist,  der  wird  auch  für  diese  Über- 
zeugung seine  Theorie  Huden,  wie  ja  der  Ge{ren<;atz  der  Grund- 
anschauungen  über  die  Natur  des  Reiches  zeigt.  Bei  allen  Staats- 
rechtslehren), die  das  Reich  juristisch  konstruieren,  war  zuerst  die 
politische  Überzeugung  von  dessen  Natur  vorhanden,  zu  der 
hierauf  die  juristische  Hechtfertigung  gesucht  wurde. 

^Die  Glieder  des  Bundesstaates  sind  entweder  bei  seiner 
Grttndung  vorhanden  oder  treten  spXter  in  ihn  ein.  Letzteren 

werden  können,  wenn  diese  nur  von  der  rechtlichen  XotwendiL'keit 
ihres  Tuns  überzeugt  -^ind  ?  Vor  allen  (leruitigeii  K<^instruktioiieu  be- 
wahrt eben  die  Einsieht,  dafs  das  System  des  ritVentlichen  Rechtes  kein 
geschlossenes  ist  und  es  auch  nicht  sein  kann.  V 

')  Vgl.  die  energische  Ablehnung  einer  solchen  Ansieht  bei  Zorn, 
Reich  und  Reichsverfassang,  1895,  8.  8  ff.  Sie  ist  neuestens  von 
V.  Jagemann,  Die  deutsche  Reichsverfkspung,  1904,  8.80 ff.,  zu  einem 
bCAtimmteu  politischen  Zweck  (Möglichkeit  einer  Verfassungsänderung 
olme  den  Reichstag)  vertreten  worden  und  hat  allseitig  die  schärfste 
Zurückweisung  erfahren.  Immerhin  zeigt  sie,  welch  irefährliches  Spiel 
mit  der  in  hIcIi  widerspruchsvollen  F^ehre  ynu  der  \'ertrnLrsin:ifsit;en 
Entstehun^^  des  Reiches  getrieben  wertlen  kann.  O.  Mnyi'r,  der  (Arcli. 
f.  ötf.  K,,  XVIII,  S.  304)  das  ßeicii  für  einen  Monarchenbund  erklärt, 
findet  .8.  '610)  die  Garantie  des  Reiches  in  der  Bundestreue  der  Fürsten: 
eine  Gewfthr  schwicbster  Art,  wie  die  Geschichte  des  Deutschen  Bundes 
deutlieh  gelehrt  hatl 
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Falles  bind  zwei  MüglicLkoitou  zu  uuttTschoiden.  Entweder  die 
ueiieintretenden  Gliedstaaten  stohen  bisher  aufserhalb  des  Bundes- 
staates. Dauu  erfolgt  der  Eintritt  aut'(irund  eines  Unterwerlung?»- 
vertrages  mit  dem  Buodenstnate ;  kann  durch  Vertrag  auch  kein 
neuer  Staat  entstehen,  so  bindert  doch  nichts,  dafs  durch  Vertrag 
ein  Staat  sich  einem  anderen,  bereits  bestehenden  unterwirft. 
Die  StaatSBchöpfnng  ist  nie,  der  Eintritt  eines  Staates  in  einen 
anderen  stets  rechtlich  zu  werten..  Oder  der  Bundesstaat  gibt 
die  ihm  zustehende  Gewalt  Uber  ein  ihm  zugehöriges  Terrilorium, 
soweit  die  Sphire  seiner  Gliedstaatsgewalten  reicht,  auf  und 
scha0t  damit  die  Bedingungen  ftlr  eine  selbständige  staatliehe 
Organisation  dieses  Gebietes,  das  bisher  Provinz  oder  Land  war. 
In  diesem  Falle  braucht  die  Unterwerfung  unter  Jen  Hundesstaat 
nicht  erst  begründet  zu  werden,  da  sie  der  Überrest  der  früher 
vorhanden  gewes«*nen  allgemeinen  Subjektion  ist.  Auf  diesem 
Wege  kann  sich  auch  ein  Einheitsstaat  in  einen  Bundesstaat  ver- 
wandeln, wie  in  jüngster  Zeit  die  Vereinigten  Staaten  von  Bra- 
silien  gelehrt  haben.  Hier  wurden  blofs  die  Gliedstaaten  ge* 
schaffen,  während  der  Zentralstaat  bereits  bestand  und  durch  die 
bnndesmälsige  Organisation,  die  er  erhielt,  eine  Verfkssungs- 
Veränderung  erfuhr.  Fttr  die  Lehre  von  der  Entstehung  und 
rechtlichen  K<iglichkeit  des  Bundesstaates  ist  dieser  Fall  besonders 
interessant 

Die  Stellung  der  Gliedstaaten  Im  Bundesstaate  ist  eine 

grundsätzlich  gleiche,  daher  Abweichungen  von  diesem  Grundsatz 
besontlerer  verfassungsmilfsiger  Festsetzung  bedürfen.  Diese  können 
abiT  die  gröfsten  \'erscliieilenheiten  herbeiführen.  Es  kann  die 
Anteilnahme  an  der  Bundesgewalt  für  die  einzelnen  Staaten  ab- 
gestuft sein,  indem  Unterschiede  in  dt-r  Stimmberecbtigung  ein- 
geführt werden,  oder  indem  einem  Staate  eine  hegemonische 
Stellung  eingeräumt  wird,  wie  das  im  Deutscheu  Reiche  der  Fall 
ist.  Es  kann  aber  auch  die  staatliche  Sphäre  einzelner  Bundes- 
Staaten  von  der  Bogel  abweichend  in  gröberer  Ausdehnung  an- 
erkannt werden,  woflir  wieder  das  Deutsche  Reich  mit  den 
Reservatrechten  einiger  Gliedstaaten  das  hervorragendste  Beispiel 
bietet. 

Su  sind  denn  die  Gliedstaaten  gleich  den  Individuen  nach  vierer- 
lei Beziehungen  rechtlich  zu  betrachten^).    In  ihrer  Unterwerfung 

0  Vgl.  System  der  subj.  öti  Rechte,  S.  2öl  (295)  ff. 
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unter  den  Bundesstaat  sind  sie  staatlichen  Charakters  bar.  Sodann 
aber  haben  sie  eine  von  der  Herrschaft  der  Bnnde^walt  freie 
SphHre,  in  der  sich  ihre  staatliche  Natnr  oflfenbart  Sie  haben  An- 
sprüche anf  Leistangen  des  Bundesstaates,  die  ihnen  ebenfalls 
in  ihrer  staatlichen  Eigenschaft  zukommen.  Endlich  haben  sie 
als  Staaten  Ansprüche  auf  Orgranstellung  im  Bitndes$staate,  wahrend 
sie  die  auf  Grund  dieser  Ansprüche  ihnen  zukommende  Stellung 
nicht  in  ihrer  Eigenschaft  als  Sonderstaaten.  snn(l<'rn  alj<  Organe 
der  Bundesstaats^ewalt  ausüben.  So  ist  es  ein  Recht  der  • 
amerikanischen  Stauten,  den  Senat  zu  bestellen;  der  Senat  »eibst 
hingegen  übt  nicht  Staaten-,  sondern  Unionsrechte  aus. 

Durch  diese  dauernden  Besiehungen  erhalten  die  Gliedstaaten 
selbst  im  Verhältnisse  zum  Bundesstaate  verschiedene  Qualitäten, 
sie  befinden  sich  in  steten  rechtlich  relevanten  Zuständen.  Auch 
darin  unterscheiden  sie  sich  vom  souveränen  Staat,  dem  nur  der 
eine  Zustand  des  Daseins  als  Staat  zu  eigen  ist^). 

Der  Bundesgewalt  gebohrt  allemal  Becht  und  Pflicht,  den 
Bundesstaat  nach  anfsen  zu  vertreten,  sowie  das  ansschliefsUche 
Recht  über  Krieg  und  Frieden.  Ob  nnd  in  welchem  Umfange 
die  Gliedstaaten  nocli  völkerrechtliche  Persönlichkeit  belialten 
und  dahrr  mit  auswärtigen  Mächten  oder  untereinander  und  mit 
d* m  Bundesstaate  selbst  in  völkerrechtlichi-n  Formen  verkehren 
können,  hängt  von  den  näheren  Bestimmungen  der  Bundes- 
verfassungen ab)  Femer  hat  der  Bundesstaat  sein  eigenes  Heer, 
unbeschadet  etwaiger  nntergerirdneter,  den  Gliedstaaten  bezüglich 
des  Heerwesens  verbliebener  Rechte.  £r  hat  seine  eigenen,  vom 
Willen  der  Gliedstaaten  unabhängigen  Einnahmen,  seine  selb- 
ständige Finanzwirtschaft.  Werden  seine  Einnahmen  durch  Bei- 
träge der  Gliedstaaten  ergänzt,  so  widerspricht  das  zwar  dem 

*)  Die  richtige  Konsequenz  der  Vertragslehre»  die  aber  auch  jfür 
die  Theorie  vom  Gesamtakt  gilt,  bat  Seydel  gesogen,  wenn  er 
das  Reich  f&r  rechtlich  auflösbar  hält.  Vgl.  Kommentar  zur  Reichs- 
Verfassung,  S.  -^^  f.  Für  eine  solche  Auflösung  verlangt  er  jedoch  Ein- 
stimmigkeit aller  Bundesglieder  und  die  Einhaltung  derselben  Formen, 
wie  für  die  Verfassungsänderun;^  und  weiwt  die  I^ehre  von  der  Sezession 
einzelner  Bundesglieder  ah,  was  praktisch  allerdin^fs  auf  die  Unlösbar- 
kcit  des  Reiches  hinausläuft.  Der  Lehre  Calliouns  von  der  Sezession 
aber  steht  die  gröfsere  Folgerichtigkeit  und  die  Übereinstimmung  mit 
der  Theorie  des  Valkerreehts  zur  Seite,  dem  „ewige*  Staatenverträge 
fremd  sind  nnd  das  niemals  einem  Staate  die  Pflicht  auferlegt,  seine 
höchsten  Interessen  der  Vertragstreue  zu  opfern. 
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Typus  der  btmdesBtaAtHcheii  Finaniwirtgchaft,  nnteneheidet  sich 
aber  trots  Knfeeier  Ähnlichkeit  von  staatenbtlndisehea  Ver- 
blltnissen  dadurch,  dafs  diese  Leistungen  nicht  auf  Grund 
einer  Vereinbarnng,  sondern  einer  Oehorsamspflicht  gesollt 
werden.  Der  Bundesstaat  hat  endlich  sein  eigenes  BehQrden* 
System,  das  von  denen  der  Gliedstaaten  durchaus  getrennt  ist, 
mittelst  dessen  er  die  ihm  Ensteheuden  Herrschaftsrechte  aasübt 
Die  Jiehördeu  der  (ilicdstaaten  sind  onnvoder  «rar  nicht  der 
,  Bundps«!^ewalt  init«'r}r«'<»rdnot,  wie  in  den  Verein i;Lrtf'n  Staaten,  oder 
>*ie  sind,  wie  im  Deutschen  Reiche  und  der  Sc1j\v<mz.  verptlichtet, 
im  Auftra<:e  des  Bundesstaates  an  dessen  Verwaltung:  teilzunehmen, 
wodurch  sie  den  Charakter  mittelbarer  Bundesbehörden  erlangen. 
Die  Funktionen  des  Bundesstaates  stehen  ihm  ferner  entweder 
ausschlieXslich  su,  oder  sie  werden  von  ihm  and  den  Gliedstaaten 
gettbt  Stets  aber  geht  das  Becht  des  Bundesstaates  dem  der 
Gliedstaaten  vor,  daher  auch  alle  auf  gesetslicher  Grundlage 
ruhenden  Anordnungen  des  Bundesstaates  allen  Anordnungen  der 
Gliedstaaten,  eines  der  wichtigsten  Merkmale,  das  den  Bundes- 
staat vom  Staatenbunde  scheidet  Die  ganae  Bechtsordnong  des 
Gliedstaates  kann  sich  demnach  nur  innerhalb  der  vom  Bundes- 
staate gesetzten  Schranken  bewehren. 

Verm<ij!;e  der  zwiefachen  im  Bundesstaate  herrschenden  Staats- 
gewalf sind  auch  fJehiet  und  Volk  zweifach  (|ualitiziert ,  eiue 
scheinbare  Ausnahme  von  der  Regel,  dafs  diese  beiden  Elemente 
jeden  Doppelcharakter  ausscbliefsen  und  keine  Zweiung  zulassen. 
Am  Kinheitsstaate  fjf'messen  scheint  der  Bundesstaat  die  Herr- 
schaft mit  seinen  Gliedern  su  teilen,  und  politische  Betrachtung 
dieser  VerhKltuisse  hat  die  Lehre  von  der  geteilten  SouTeitnetit 
im  Bundesstaate  geschaffen.  ^BechÜieh  ist  aber  im  Bundesstaate 
eine  einzige  souveräne  Staatsgewalt  vorhanden,  deren  Funktionen 
durch  die  nichtsouverRne  ergänit  werden.  Die  Gesamtheit  der 
für  eine  bestimmte  Epoche  notwendigen  staatlichen  Funktionen 
wird  daher  von  beiden  Staatsgewalten  in  ihrem  Zusammenwirken 
versorgt,   und  damit  verschwindet  das  Abuorme,    das   in  der 

')  Ausdnicklich  ausgesprochen  ist  dieser  Satz  in  den  Verfassungen: 
Deutsches  Reich,  Art.  2,  Vereinigte  Staaten,  Art.  VI,  §  2,  Schweis, 
Art.  116  letster  Absats.  Femer  Argentinien,  Art  31,  Mexiko,  Art  126^ 
Venezuela,  Art  13->18.  Vgl.  Le  Fnr,  p.  544,  der  ihn  aMh  für  die 
Bundesstaaten  als  selbstverständlich  beseichnet,  die  ihn  nicht  aas- 
drficklich  anfuhren. 
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Zweiuug  der  Eigenschaft  von  Gebiet  und  Volk  im  Bundesstaate 
zu  liegen  .scheint/ 

Diese  Zweiunp:  dor  staatlichon  ?^leniente  kann  Hlr  bestimmte 
Tfile  des  ]iun(le>st;iat<'s  völljrrer  Einheit  weichen.  Amerikanische 
Bundesgebiete  und  Territorien,  das  Keichsland  Elsafs- Lothringen 
sind  nicht  Staaten,  sondern  der  Herrschaft  dea  souveränen  Bundes- 
staates nnierworfene  Landschaften,  da  das  von  den  Einzelstnaten 
▼ersehene  Komplement  der  Bandesstaatsgewalt  in  diesen  Oebieten 
von  der  Zentralgevalt  selbst  gettbt  vird.  Sie  stehen  daher  nicht 
etwa  in  einer  Art  staatsrechtlichen  Kondomininms  der  Gesamt- 
heit der  Gliedstaaten,  sondern  werden  von  der  einheitlichen 
Zentralgewalt  beherrscht. 

Da  der  Bandesstaat  sonverftn  ist^  so  gibt  es  für  die  Ans- 
dehnnng  seiner  Zuständigkeit  gegenüber  den  Gliedstaaten  keine 
Grenze:  sie  kann  bis  zur  Vernichtung  ihres  staatlklien  Charakters 
gehen  und  der  Bundesstaat  sich  demgemäfs  in  einen  Einheitsstaat 
verwandeln  Man  niufs  liierbei  nicht  etwa  an  den  politisch 
kaum  möglichen  Fall  denken .  daf>  die  Gliedstaatsgewalten  mit 
einem  Schlage  von  der  Zentralgewalt  enteignet  werden Wohl 

M  V^l.  .lellinek,  Lehre  von  (1<mi  Staatenverbinduniren.  S.  8<i4  f. 
Die  Frage  ist  wi:*-;eii.>ioliat"tlich  fast  nur  i'nr  das  Doutsehe  Kelch  erörtert 
worden.  V^gl.  nanientlidi  Haenel,  Studien,  I,  S.  177,  und  Staat-sr.,  1, 
S.  779,  793;  La  band,  I,  S.  117.  Untersagt  ist  die  Aufhebung  der 
Föderativrepublik  in  Brasilien,  Verf.  Art.  90,  §  4;  dazu  Le  Für, 
p.  710,  N.  2.  In  Amerika  gibt  es  heute  bereits  Schriftsteller,  die  den 
staatlichen  Charakter  der  Gliedstaaten  der  Union  beiweifeln,  Tgl.  oben 
8.  472,  N.  1. 

Gegen  jenen  unpraktischen  Fall  sind  die  Ausfuhrungen  mancher 
Schriftsteller  gerichtet,  welche  die  rechtliche  Unzulässigkeit  der  Ver- 
wandlung des  Bundes  in  einen  Kitdieitsstaat  dartnn  woHen.  So  wollen 
M.  Huber,  Die  Entwiikluntr-sstufen  des  Staatsbef^riffcs,  Sep.-Ahdr.  aus 
der  Zeitschrift  für  Schweiz.  Kecht,  190:?,  S.  16  f.,  und  Seid  1er.  Jur. 
Kriterium,  Ö.  öl,  aus  dem  liechtsbewurstsein  heraus  die  rechtliche  Un- 
aufhebbarkeit  des  BtmdMstaates  beweisen.  Wie  aber,  warn  sieh  die 
psychische  Grundlage  eines  solchen  Staates  ändert?  Mfl&te  ein  zum 
Einheitsstaate  neigendes  Volk  f&v  alle  Zeiten  rechtlich  die  föderalistische 
Gestaltung  seiner  staatlichen  Verhältnisse  weiter  dauern  lassen?  Man 
kann  doch  die  Geschichte  nicht  durch  eine  Art  von  bundesstaatlichem 
Legitimismus  meistern  wollen.  Auch  Zorn,  Staatsr.,  I,  S.  130  f.,  der 
die  Exi.«itenz  der  Einzelstaaten  als  tatsächliche  Grundlage  des  Roiohes 
für  unantastbar  erkliirt  und  I{  e  h  ni ,  der  (Staatslehre,  S.  170)  aus  dem 
„Bundes  ■Charakter  des  IJeichet*  die  Notwendigkeit  d^r  Zuntinunung  der 
Bundesregierungen  zu  dessen  Wandel  iu  einen  Einheitsstaat  ableitet, 
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aber  ist  ee  nieht  undenkbar,  dafs  allmählidi  anf  dem  Wqge  der 
VerfaflsnngsKndemng  die  8taatenqaalitit  der  Glieder  immer  mebr 
eingeHchrünkt  wird,  so  daCs  sie  sebliefiilieh  Tom  Beehtsstandpunkte 

ans  nicht  mehr  als  Staaten  angesehen  werden  können.  Es 
kiiniK'ii  z,  H.  Verfassunp^styjx'ii  Hir  die  Gliedstaaten  aufgestellt, 
alle  VertaN-^im<r>;in(leruM>;eu  der  buudesstaatliclien  Bestätigung 
unterw<»rten,  für  die  jeweili{^en  Staatenregiernngeu  das  Erfordernis 
der  bundesstaatlicben  Bestätigung  aufgestellt  werden.  In  den 
republikanischen  Bundesstaaten  bestehen  in  der  Tat  Institutionen, 
die  nur  fort<;ebildet  zu  werden  braacben,  um  die  Staatenrerbindung 
nnmerklich  in  einen  Einheitsstaat  nmzabilden 

Ans  dieser  abstrakten  M(fglicbkeit  aber  auf  eine  bereite  Tor- 
bandene  allseitige  Unterwerfung  der  Gliedstaaten  unter  den 
bundesstaatlicben  Willen  su  scbliefsen ,  wire  ^  gans  unsnlSssig. 
Denn  auch  dem  Individuum  gegenüber  besteht  jenes  potentielle 
Recht  des  Staates;  und  nichtsdestoweniger  wird  niemand  die  Be- 


vormftgen  kein  Schutsmittel  g^en  eine  allmähliche  historische  Um- 
änderung anzup-eben,  die  sich  sweifellos  in  den  Formen  des  Bechtes 

vollziehen  kann. 

M  Für  das  Keicli  behauptet  fi.  Meyer,  8.  ölK^  ff. ,  Schranken  der 
\'trfassungsanderun^en  durch  <Ji»*  vertragsmäfsigeu  (irumiiagen  »les 
Keiches.  Da  aber  im  Reiche  keine  (iewalt  existiert,  die  eine  in  den 
gesetslichen  Fotmen  vollzogene  Kompetenierweiteruug  des  Betebes 
Är  ungültig  erklären  könnte,  so  wftre  dieser  Sats,  seihst  wenn  man  ihn 
angfthe,  nur  eine  lex  imperfectissima.  Die  Frage,  ob  ein  einselner 
Gliedstaat  ans  dem  Bondesstaat  ausgeschlossen,  aufgehoben  oder  un> 
gQn^ti^er  nh  die  übrigen  Gliedstaaten  gestellt  werden  könne,  ist  nach 
dem  Hechte  eines  jeden  einzelnen  Bundesstaates  zu  beantworten.  In 
den  Vereinipten  Staaten  z.  B.  bilden  (lie  Bestimniun^ren .  dafs  keinem 
Glied.staat  ohne  dessen  Einwilliguntr  das  gleiche  Stinuurecht  im  Senate 
entzoiren  werden  dürfe  (Const.,  Art.  Vi  und  dafs  eine  Fusionierung  und 
Teiluug  von  Gliedstaaten  nur  mit  Zustimmung  der  Legislaturen  der  be- 
treffenden Staaten  und  Genehmigung  des  Kongresses  stattfinden  dÜifSe, 
einen  wirksamen  Schuts  f&r  die  Existens  der  Gliedstaaten  im  Bunde. 
Es  blieb  daher  nach  Beendigung  des  Sesessionskrieges  der  Union  nichts 
anderes  übrig,  als  den  Rebellenstaaten  nach  Wiederherstellung  der 
friedlichen  Zustände  die  früheren  Rechte  zu  gewähren.  Wo  aber  der- 
artige Schutzmittel  der  Gliedstaaten  nicht  vorgesehen  sind,  läfst  »ich 
aus  der  Natur  des  Bundesstaates  allein  kein  Kcchtssatz  ableiten,  der 
dem  einzeln. Ml  Glietlstaat  .*eine  Existenz  im  Bunde  gewährleistete. 
Praktisch  würde  diese  Frage  wohl  nur  im  Falle  eines  inneren  Krie^jes 
oder  viel  Teil  nähme  eines  Gliedstaaten  an  einem  gegen  den  Bundeö6iaat 
gerichteten  internationalen  Kriege  werden. 
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liauptung  wagen  dürfen,  dafs  wir  ans  diesem  Grunde  Staatssklaven 
seien,  der  Persönlichkeit  gänzlich  entbehren  oder  sie  nur  als  ein 
Prekarium  besitzen.  Das  Verhältnis  der  Bondesgewalt  zu  den 
Gliedern  mnfs  vielmehr  stets  nach  aktuellen,  nicht  nach  der 
potentiellen  Zaständigkeit  der  Bundesgewalt  beurteilt  werden. 
Jene  bedeutet  aber  in  der  Regel  nur  einen  HIlfHbegriif  zur 
Beebtfertignng  des  Bechtssatzes,  dafs  Beebtsschranken  irgend 
welcher  Art  Air  Verfassungsänderungen  des  Bundesstaates  nicht 
existieren.  Fttr  die  bedeutsamsten  Bundesstaaten  der  Gegenwart: 
das  Deutsche  Beich  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  ist 
es  sehr  unwahrscheinlich^  dafs  in  absehbarer  Zeit  erhebliche 
rechtliche  Klinschränkungen  der  Staatensphftre  erfolgen  werden. 
Der  fcideralistische  Gedanke  hält  in  ihnen  dem  nni(»ni>ti>chen 
UHLsomehr  die  Wage,  als  eine  weitergehende  Stärkung  der  Bundes- 
gewalt  als  die  durch  Ausbau  der  verfassungsmäfsigen  In- 
stitutionen des  Bundes  erfolgende  von  keiner  politischen  Partei 
emstlich  gefordert  wird.  Zudem  bilden  in  Deutschland  schon  die 
gemeinsamen  Interessen  der  herrschenden  Dynastien  und  die  mit 
ihnen  Übereinstimmenden  Neigungen  des  Volkes  einen  wirksamen 
Sehnti  vor  zu  weit  gehender  Zentralisation.  Viel  mehr  als  die 
Stttrke  des  Beiches  ist  der  Einflufs  Preuisens  auf  die  anderen 
Staaten  vermöge  der  politischen  Machtverhältnisse  im  Wachsen 
begriffsn.  Dies  liegt  aber  aufserhalb  der  Bechtsephäre  des  Reiches 
und  kommt  keineswegs  in  einer  in  gleichem  Mafse  fortschreitenden 
Ausdehnung  der  preufsischeu  Rechte  in  der  Organisation  des 
Reiches  zum  Atisdruck.  Für  di«*  nordamerikanische  Union  aber 
liegt  der  Einheitsstaat  gänzlich  aufserhalb  des  Bereiches  jeder 
geschichtlichen  Möglichkeit ,  nicht  nur  wegen  des  ganzen  £nt« 
wicklungsganges  dieser  Föderation ,  sondern  auch  vermine  ihres 
Umfanges  und  der  Mannigfaltigkeit  ihrer  Glieder. 

Wie  Einengung,  so  ist  aber  auch  die  weitestgehende  Aus- 
dehnung der  Gliedstaatssphäre  durch  Verfassungsänderung  des 
Bundesstaates  rechtlich  möglich,  wenn  anch  politisch  nur  inner* 
halb  enger  Grenzen  wahrscheinlich,  es  sei  denn,  dafs  die  ge- 
schichtlichen Verhältnisse  zu  einem  Zerfalle  des  Bundes  drängen. 


Betrachtet  man  die  Staatenverbiudungen  politischer  Art  nach 
ihrer  historisch-politischen  Seite.  ><)  ergibt  sich,  dafs  ihre  einzige 
gesunde  und  normale  Form  der  Bundesstaat  ist.  Yölkerrecht- 
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liehe  Staateuverbiuduugeu  sind  mit  dem  unsicheren  Wesen  be- 
haftet ^  das  allen  vulkerrechtlichen  Vereiubaruogen  politischer 
Natur  anhaftet.  Staatenbunde  »iud  nach  aafsen  ttnd  innen  schwach, 
die  politisch  dauerhafteren  Bealunionen  hingegen  fortwihrend 
inneren,  auf  LOsung  des  fiundes  hinzielenden  Streitigkeiten  ans- 
gesetst.  Die  anderen  völkerrechtlichen  Verbindungen  jedoch 
sind  ihrer  gansen  Tendens  nach  Torttbexgehender  Art;  sie  führen 
entweder  sum  Einheitsstaate  oder  xnr  Wiederanfltfsnng  des  Ver- 
bandes. Der  Staatenstaat  ist  für  die  Gegenwart  keine  normale 
Bildung  mehr,  sondern,  wie  die  neueste  Geschichte  de>  tilrkischi-a 
Kelches  Iclu  t.  ein  Stadiiuii  im  Zersetzuugspiozesse  eines  zei  talleiideu 
Staatü\ve>ei»s.  Der  Hundesst.iat  hin^efjfen  vermag  tiie  dauernde 
Form  t\lr  die  (iestaltuug  des  gemeinsamen  Lebens  einer  Xatiuii 
oder  einer  durch  gemeinsame  Schicksale  verbundenen  Mehrheit 
von  Bruchteilen  verschiedener  Nationen  abzugeben.  Namentlich 
ein  grofses  Heich  wird  sich  leichter  in  föderalistischer  Form  als 
in  der  eines,  wenn  auch  noch  so  desentralisiert  gestalteten  Einheits- 
staates krllftig  entfalten  können.  Deshalb  ist  dem  Bundesstaate 
noch  eine  grolse  Bolle  in  der  künftigen  Gestaltung  der  slvili- 
sierten  Staatenwelt  vorbehalten.  Heute  bereits  ist  er  die  herr- 
schende Form  auf  dem  amerikanischen  Kontinente.  Aber  auch 
das  britiHche  Reich  wird  anf  die  Dauer  seine  Kolonien  nur  be- 
wahren kMuiieu,  wenn  es  imstande  ist,  den  Gedanken  der  Imperial 
Federation  zu  verwii  kliclien  ,  während  es  heute  bereits  politisch, 
wenn  auch  nicht  juristisch  den  Charakter  eines  überdies  sehr 
losen  Staatenbundes  trügt.  Die  germanische  Welt,  der  schon 
jetzt  die  führende  Öteiie  in  dem  gesamten  Staatensjrstem  austeht 
und  in  Zukunft  in  noch  höherem  Grade  zostehen  wird,  bt  ge- 
schichtlich darauf  angewiesen,  den  Bundesstaat  zur  normalen 
Form  des  politischen  Daseins  ihrer  Völker  zu  erheben.  Es  sind 
gegenwärtig  nur  kleinere  germanische  Staatswesen,  wie  die  Nieder* 
lande  und  Dltnemark,  die  nicht  bundesetaatlich  gestaltet  wiren 
oder  einer  solchen  Gestaltung  zustrebten.  Norwegen  hat  zwar 
das  Band  gelöst^  das  es  bisher  an  Schweden  knüpfte,  doch  ist 
eine  engere  Verbindung  der  nordischen  Staaten  der  Zukunft  vor- 
behalten. Verwirklicht  ist  der  föderali>lische  Gedanke  bereits 
im  Deutschen  Reiche,  der  Schweiz  und  der  nordamerikauischen 
Union,  während  England  s<  iiie  germanischen  Kolonien  zu  werdeuden 
Staaten  und  künftigen  liundesgliederu  heranzuziehen  sucht. 

Mit  dem  Fortschritte  der  föderalistischen  Staatsidee  wird 
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aach  die  Stellung  der  selbBtiladigen  Mittel-  und  Kleinstaaten  im 
Laufe  der  Zeiten  Terftndert  werden^  da  sie  genötigt  sein  werden, 
sich  dereinst  gröfseren  Gänsen  einzugliedern.  Dadurch  allein 
kann  auf  die  Dauer  ihr  Dasein  garantiert  werden.   Denn  das 

ist  der  ungeheure  Vorzug,  den  ein  kleiner  Staat  durch  den  £in- 
tritt  in  einen  Bundesstaat  gewinnt,  dafs  sein  bis  dahin  unsicheres 
Dasein  nun  gegen  jc.deu  Augrift'  von  aufsen  dauernd  garantiert 
iHt.  Ein  Bundesstaat  kann  sich  zwar  durclj  Entstaatlicli,ung  aller 
seiner  Glieder  in  einen  Einheitsstaat  verwandeln,  er  kann  aber 
nicht  einen  einzelnen  Staat  wider  seinen  Willen  seiner  Existenz  be- 
rauben. Das  ist,  wenn  auch  rechtlich  nicht  anmöglich,  doch 
politisch  so  gut  wie  aufgeschlossen,  was,  wie  schon  erwähnt,  die 
amerikanische  Union  deutlich  gelehrt  hat,  die  sieh  nach  Nieder* 
werfnng  der  Bebellenstaaten  im  Sesessionskriege  schliefslich  ge- 
nötigt sah,  diese  unversehrt  wieder  in  ihren  Bund  aufaunehmen. 
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AIl(>s  Recht  ist  geltendes  Secht.  Geltung  eines  Rechtet 
muls  aber  irgendwie  verbürgt  sein^  d.  h.  es  mttssen  Mächte  Tor> 
banden  sein,  deren  Dasein  die  Rechtsgenossen  die  Umsetsong 
der  Rechtsnormen  von  abstrakten  Anfoidemngen  an  menadilicben 
Willen  in  konkrete  Handlangen  als  wahrscbeinlidi  erwarten 
läfst.  Absolate  Sicherheit  ist  allerdings  nicht  mffglieb,  weil  das 
absolut  Gewisse  in  den  stete  mit  Fehlem  behafteten  menschlichen 
Institutionen  keinen  Ranm  hat.  Zudem  hat  alle  vorsorgliche 
Sicheninp:  keinen  Kanin  ^^ej^enllber  den  die  Kechtsordnung  selbst 
beherrsi-lienden  historischen  Mächten.  Gegen  ilen  Strom  der 
Weltgeschichte  können  wirksam  Dämme  nicht  errichtet  werden, 
spurlos  wird  solcheb  Menschenwerk  von  ihm  hinweggespUit. 

Die  Garantien  des  öffentlichen  Rechtes  sind  in  den  ver- 
schiedenen Kulturepochen  und  den  einzelnen  Staaten  so  ver- 
schieden wie  das  Recht  überhaupt.  Daher  hät  jede  Rechtsordnung 
in  jeder  Zeit  ihre  besonderen  Garantien.  Deren  erschöpfende 
Durchdringung  und  Darstellung  ist  deshalb  nur  in  einer  Lehre 
von  den  einseinen  Institutionen  des  konkreten  Staates  einer  be- 
stimmten Epoche  möglich. 

Eine  allgemeine  Staatorechtolehre  kann  und  rnnÜB  jedoch  zur 
Vollendung  ihrer  Aufgabe  die  verschiedenen  Mittel  sur  Yerbttrgnng 
des  ötVt  ntiichen  Rechtes  in  allgemeinen  Kategorien  ordnen  und 
darstellen. 

Wie  hei  allem  Re*  hte  sind  auch  bei  dem  Öffentlichen  drei 
Arten  von  Ciarautieu  vorlianden  :  soziale,  politische,  rechtliche 
Garantien.  Dafs  nicht  nur  dort,  wo  rechtlich  mefsbare  Garantien 
vorliegen,  Recht  vorhanden  ist,  wurde  schon  an  anderer  Öielle 
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dargelegt.  Das  ist  namentlich  der  Fall  beim  Völkerrecht,  dessen 
Bttiigschaften  überwiegend  sozialer  und  politischer  Art  sind. 
Die  Garantien  des  Vlilkerrechtes  eingehender  zn  Terfolgen,  wtirde 
die  Aufgabe  einer  allgemeinen  Staatsreebtslehre  ttbersteigen. 

I.  Über  soziale  Garantien  des  «ifontlfcben  Rechtes  ge- 
nügen wcni^^e  Worte,  da  auf  früher  Angeflihrtes  hingewiesen 
werden  kann.  Die  grofsen  gesellscbaltliehen  Miulite:  die  J\(di;;itiM, 
Sitte,  soziale  Sittiiciikeit,  kurz:  die  ficsamtlieit  der  Kultuniiäclite 
und  die  durch  sie  geschat^Vnen  Interessen  und  (iliederung<'n  wirken 
ununterbrochen  an  dem  Auf-  und  forthau  des  Kcchtes  und  ge-> 
wtthren  die  stärkste,  durdi  andere  Mächte  nur  vervollkommnete 
Bürgschaft  seiner  Geltung.  Sie  bilden  die  mächtigste  tatsächliche 
Einschränkung  aller  in  abstrakt  juristischen  Vorstellungen  lebender 
Willkür  und  bestimmen  mit  einer  die  Wirksamkeit  bewufsten 
Willens  übersteigenden  Kraft  das  reale  Leben  staatlicher  In> 
stitutiotfen  und  die  Geschichte  der  Staaten.  Sie  wirken  aber 
▼ermöge  ihrer  Natur  auch  bestehendem  Rechte  entgegen,  können 
ebensowohl  rechtszerstörend  als  rechtserhaltend  auftreten.  Sie 
wirken  ferner  in  der  Regel  im  grofsen,  nicht  oder  doch  häufig 
nicht  im  einzelnen  l{eiht>t"alle.  Darum  >in(l  soziale  (Iurauli»'U 
zwar  für  sich  allein  imstande,  einem  Rechte  die  (leltnng  zu  ge- 
währen, doch  ist  solclies  Recht  nur  unvollkommen  verbürgt,  daher 
selbst  ein  unvollkommenes  Recht. 

Solche  sosiale  Garantien  haben  aber  niemals  irgendeiner 
dauernden  Ordnung  staatlicher  Verhältnisse  gemangelt.  An  ihnen 
hat  selbst  die  Willkür  der  sich  von  jedem  menschliehen  Gesetz 
losgelöst  dünkenden  Machthaber  eine  Grenze  gefunden  oder  durch 
sie  ein  Ende  genommen* 

n.  T*oli  tische  Garantien  liegen  in  den  realen  Macht- 
verhältnissen <ler  organisierten  staatlichen  Faktoren:  der  Staatt'U 
selbst  in  völkerrechtlicln»n ,  der  Staatsorgane  in  staatsrechtlichen 
Verhältnissen.  Die  bedeutsamste  jiolitische  Garantie  der  staatlichen 
Ordnung  liegt  in  der  Art  der  Macbtverteiinng,  die  in  der 
Organisation  des  Staates  zum  Ausdruck  kommt. 

Solche  Machtverteilung  kann  zum  Zwecke  der  Gewähr  des 
öffentlichen  Rechtes  beabsichtigt  sein ,  sich  aber  auch  durch  ihr 
blofiies  Dasein  in  dieser  Weise  bewähren.  Die  Notwen<ligkeit, 
einen  grof.seu  Teil  der  Geschäfte  durch  IJeamle  besr)r;:en  zu 
lassen ,   hat  auch   in   absoluten   Staaten  eine  Einschränkung  der 
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realen  Fttntanmaclit  bedeutet,  die  allerdings  ebensoaehr  eine 
Gtowfthr  des  Beehtes  wie  deren  Gegenteil  im  Qefolge  haben 
konnte.  Tatslchliche  Machtverteilnng  an  Terschiedene  Staats- 
glieder bat  aber  an  allen  Zeiten  als  herrorragendes  Mittel  der 
Yerbttr^ug  der  bestehenden  Ordnung  gegolten,  wenn  sie  anch 
daneben  stets  noch  andere  Zwecke  verfolge. 

Die  autikeii  Kepublikeii  haben  in  der  Verteilung  von  Macht- 
befugiiiKSou  au  verscliicdcne  Magistrate,  in  der  Ordnung  von 
deren  gcgensritiL'^en  Verhältnissen  ein  wirksames  Mittel  für  die 
Aufrechtcrhaltung  ihrer  Institutiouen  erblickt.  In  dem  aus- 
gepriigteu  Typus  des  mittelalterlichen  Staates  war  die  politische 
Machtverteilung  durch  den  Gegensatz  von  rex  und  regnnm  von 
selbst  gegeben.  Die  entwickelte  Organisation  des  modernen  Staates 
beroht  auf  dem  Dasein  gesonderter,  voneinander  relativ  un- 
abhängiger Zuständigkeiten.  Diese  Sonderung  hat  sieh  zum  Teil 
unbeeinflulst  von  jeder  politischen  Theorie  vollsogen;  sie  ist  auf 
dem  Kontinente  sodann  in  umfkssenderem  MaTse  durch  die  Ein- 
wirkung allgemeiner  Lehrsätae,  namentlich  der  Lehre  von  der 
Gewaltenteilung,  durchgeführt  worden.  Der  Schaffung  besonderer 
•  Organe  für  die  einzelnen  Staatst'unktionen  lag  auch  der  Zweck 
zugrunde,  durch  >()lche  Machtverteilung  die  Aufrechterhaltuug 
der  <irtcntlichen  Rechtsordnung  zu  sichern  Die  Art  der  Ue- 
hördeuorgauisation :  Einzel-  oder  Kollegialbehorden ,  die  Sell)>t- 
yerwaltung  in  ihren  verschiedeneu  Formen,  die  Gewährung  einer 
sicheren  Ivechtsstellung  an  das  Berufsbeamtentum  haben  anch 
Folgen  für  die  Garantierung  des  öffentlichen  Beehtes. 

Andere  Festsetzungen  politischer  Garantien  sind  im  Laufe  der 
Zeiten  als  minder  bedeutsam  erkannt  worden.   So  vor  allem  die  - 
gesetslich   festgelegten  politischen  Eide,   die  gerade  da  am 
meisten  gefordert  wurden,  wo  sie  sich  am  wenigsten  wirksam 
erwiesen  haben*). 


*)  In  der  Tlienrie  soll  die  Gewalti  iitcihiug  nur  die  Rechtsstellung 
des  einzeiucu  garautiercu:  die  liberte  politique  i.st  nach  Montesquieu 
ihr  Zweck.  Anders  hat  die  Praxis  diese  Lehre  benntst  fiekasntUeh 
ist  in  Frankreich  die  Trennung  der  Jnstis  von  der  Verwaltung  seit 
1790  keineswegs  nur  im  Interesse  der  Unabhängigkeit  der  Beeht- 
sprechung,  sondern  ebensosehr  im  Interesse  der  Freiheit  der  Yerwaltong 
von  jeder  richterlichen  Kontrolle  durchgeführt  worden. 

-')  Ein  Beweis  für  den  tlMi><  Invung  der  Anschauungen  in  diesem 
Punkte  seit  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  ist  die  Tatsache,  da(s 
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Politisehe  Garantien  teilen  mit  den  Bosialen  die  Eigenschaft, 
sich  nicht  mit  TtfUiger  Sicherheit  berechnen  an  lassen.  Sie  kttnnen, 
▼ie  diese,  das  Gegenteil  der  beabsichtigten  Wirkung  haben«  In 
der  Schöpfung  Ton  Volksrertretungen  hat  man  auf  dem  Kontinente 
anfönglich  die  sicherste  Gewähr  ftür  die  Verwirklichung  der 
Rechtsordnung  erblickt.  Die  Geschichte  hat  aber  gelehrt,  dafs 
parlamentarische  Willkür  und  Korru])tion  niclit  minder  rechts- 
zerstörend wirken  kann  wie  fiirstliclu;  und  bureiuikratische  All- 
macht. Namentlich  die  so  bedroliliche  Erscheinung  der  Ob- 
struktion läfst  die  Frage  entstehen,  wie  mau  die  Staatsordnung 
vor  rechtswidrigem  Handeln  einer  parlamentarischen  Minderheit 
schützt.  An  die  Zukunft  tritt  das  schwierige  Problem  heran^ 
eine  Verantwortlichkeit  der  Kammennitglieder  fllr  verfassungs- 
widrige Handlungen  ohne  Gefährdung  ihrer  Unabhängigkeit  zu 
schaffen. 

in,  Kechtliche  Garantien  unterscheiden  sich  von  den 

sozialen  und  politischen  dadurch,  dafs  ihre  Wirkung  sich  mit 
Sicherheit  berechnen  lufst.  Ungewifs  kann  es  sein,  ob  sie  im 
einzelnen  Falle  anerkannt  sind;  ungewifs,  ob  sie  in  ihrer  kon- 
kreten Ausgestaltung  ^t  nii^M'n;  ungewifs,  ob  sie  unter  allen  Um- 
ständen gehaudhabt  werden :  solche  menschliche  Schwächen 
haften  allem  menschUchen  Tun  an.  Allein  ihrem  Wesen  ent- 
spricht eS|  der  Sicherung  des  Rechtes  zu  dienen.  Sie  haben  bei 
der  Verkettung  aller  gesellschaftlichen  Erscheinungen  auch  soziale 
und  politische  Nebenwirkungen. 

Die  rechtlichen  Garantien  teilen  sich  in  zwei  grofse  Kate« 
gorien:  sie  bezwecken  entweder  Gewähr  des  objektiven  Rechtes 

oder  des  individuellen  Rechtskreises,  in  der  allerdings  stets  auch 
ein  Moment  der  (lewUlir  des  ersteren  vorhanden  ist.  so  dafs,  noch 
genauer  gesprochen,  es  sich  entweder  um  überwiegende  Gewähr 
des  objektiven  oder  des  subjektiven  Rechtes  handelt. 


heute  weder  der  deutsche  Kaiser  noch  der  Präsident  der  französischen 
Republik  den  Verfiwsungseid  leisten.  Ffir  den  ersteren  war  es  noch 
von  der  Frankfurter  Reichsverfassung  (§  190),  lär  den  letzteren  von 
der  Ver&ssung  der  zwmten  Republik  vom  4.  November  1848  (Art.  48) 

gefordert  Ebenso  haben  beute  —  im  Gegensatz  zu  den  Landtapr»- 
mitgliedern  —  die  Mitglieder  des  deutscheu  Reichstages  und  auch  die 
Mit^rlicder  der  französischen  Kammern  seit  der  dritten  Republik 
keinerlei  Eid  oder  Gelöbnis  abzulegen. 

49» 


Digitized  by  Google 


772 


Drittes  Buch.  AUgemeiDe  Staatsrecbtalehre. 


Die  rechtlichen  Institutionen,  dnrch  welche  jene  Garantien 
li<'rl)»'ifr«'finirt  werden,  zerfallen  in  vier  Klassen:  Kontrollen, 
individuelle  Verantwortlichkeit,  Bechtsprechnng,  Becbtsmittel. 

1.  Die  Kontrollen,  d.  h.  die  PrUfnng  der  für  den  Staat 
erheblichen  Handlungen  seiner  Or^rane  nnd  Glieder  an  dem  Ma(s* 

Btab  bestininjtcr  Normen,  können  entweder  jiolitische  oder  rerht- 
lit  Iii'  Kontrollen  sein.  An  dieser  »Stelle  seien  nur  die  rechtlieht'n 
KoiitiolhM»  untersui'ht,  welclie  die  Prüfung  der  erwiihutüu  Hand- 
lungen ;zeni}ifs  Kechtsnorinen  bezweckeu. 

Solche  Kontrollen  kennt  der  moderne  Staat  in  g-rofser  Aus- 
dehnung. Sie  serfallen  in  die  administrativen  Kontrollen, 
die  von  der  höheren  Behörde  gegenüber  der  niederen,  in  höchster 
Instanz  von  dem  Staatsoberhaupt  geübt  werden.  Zu  ihnen  slhlt 
auch  die  Kontrolle,  die  dem  Staat  über  die  Selbstverwaltung 
übenden  Verbünde  ensteht.  Femor  in  die  finaniiellen  Kon- 
trollen, die,  von  den  administrativen  häufig  getrennt,  besonderen 
Kontrollbehörden  zugewiesen  sind,  wie  sie  denn  auch  zum  Teil 
/.iir  n;irli>teii  Kategorie  zHhlen.  Das  sind  die  j)  a  r  I  a  ni  e  n  t  a  r  i - 
seilen  Kontrollen,  deren  Maclit  und  Ausbildung  in  den  einzelnen 
Staaten  ver>eliied«'nartig  ;:estaltet  ist.  Sie  werden  gelibt  durch 
parlanieutarisclie  Kritik,  ferner  durch  die  parlamentarisch  zu- 
lässigen Mittel  der  luterpellation ,  der  Kesolution,  der  parlamen- 
tarischen Untersueliung,  der  Adresse  an  die  Krone,  deren  faktische 
und  rechtliche  Wirksamkeit  von  der  konkreten  Machtstellung  der 
l^arlamente  abhängig  ist.  Sie  können  ebensowohl  sn  politischen 
Zwecken  als  zu  den  der  rechtlichen  Kontrolle  dienen.  Das  in  parla- 
mentarisch regierten  Staaten  so  bedeutangsvolle  Mittel  der  Mifs» 
trauensvoten  wird  in  der  Regel  nur  aus  rein  politischen  Gründen 
angewendet.  Dasselbe  ist  der  Fall  mit  den  Befugnissen  der 
Regierungen  gegenüber  den  Pariameuten,  namentlich  dem  Recht 
der  Auflösung  der  Wahlkammern. 

2.  Individuelle  Verantwortlichkeit  schuldet  dem 
Staate  jeder  Triiger  staatlicher  Organstellung,  der  nicht  durch 
ausdrücklichen  Kechtssatz  von  ihr  befreit  ist.  Das  ist  aber  in 
vollem  Umfange  nur  der  Monarch,  der  auch  als  Individuum 
persönlich  nicht  zur  Verantwortung  gezogen  werden  kann.  Auch 
die  Kammern,  aber  nur  in  ihrer  Tätigkeit  als  kollegiale  Staats- 
organe sind  von  jeder  Verantwortlichkeit  frei.  Für  seine  beruf- 
liche Tätigkeit  aber  ist  das  Kammermitglied  einer,  wenn  auch 


Digitized  by  Google 


Zweiundzwansigstea  Kap.  Die  Garantien  des  dffentüchen  Bechtes.  773 


mir  sehr  beschränkten,  niemals  seine  Abatimmung  ergreift^nden 
Verantwortlichkeit  gegenüber  der  Kammer  selbst  unterworfen. 
Ifingegen  ist  der  Beamte  dem  Staate  fOr  rechtmäßige  Amts- 
ftlhning  zivil-,  straf-  und  dissiplinarrechtlich  yerantwortlich.  Diese 
Verantwortlichkeit  wird  in  der  Begel  geübt  durch  Gerichte  und 
Disziplinarbehörden.  Eine  Ausnahme  macht  die  Verantwortlich- 
keit der  höchsten  Beamten  in  vielen  Staaten.  Fttr  sie  besteht 
ein  besonderer  Staatsgeriehtshof,  und  die  Klägerrolle  fllllt  dem 
Parlamente  zu.  Historisch  hat  siili  diese  Institutinn  in  der  Form, 
wie  sie  heute  <i-<Miailit  ist,  zuerst  in  England  entwickelt,  wenn 
auch  andere  .standisclie  Staaten  analoge  Einrichtungen  Itesafseii. 
Dort  wurden,  wie  auch  antlerswf>,  hohe  Beamte  vor  den  h<»(  ]isten 
Gerichtshof  dcä  Keiches.  uiinilich  das  Oberhaas,  gestellt ;  eigenartig 
jedoch  war  die  Anklage  durch  die  Gemeinen.  Aus  diesem  Im- 
peachment  wurde  später  ein  Privileg  der  ihm  unterworfeneu 
hohen  Beamten,  so  dafs  sie  nur  mittelst  dieses  verfolgt  werden 
konnten«  Diese  Institution  wurde  zunächst  in  Amerika  rezipiert, 
aber  mit  bedeutenden  Modifikationen.  Dort  ist  der  Senat  Richter, 
die  Repräsentanten  Kläger.  Jedoch  nur  Amtsentsetzung  und 
Verlust  politischer  Rechte  kann  durch  Urteil  verhängt  werden; 
allßlUig  verwirkte  Kriminalstrafe  mufs  vom  ordentlichen  Richter 
ausgesprochen  werden.  Das  englische  und  amerikanische  System 
des  Im jjeachnient  lie^t  d<'n  modernen  kontinentalen  M inisterveraut- 
wortlichkeitsge>et/,en  zugruuiie,  die  im  einzelnen  ;;rofse  Mannig- 
falti;;keit  aufweisen.  Diese  Ministerverantwortlichkeit  kann  sowohl 
rechtliches  als  politisches  Gepräge  tragen,  ihr  praktischer  Wert 
ist  am  geringsten  in  dem  parlamentarisch  regierten  Staate ,  wo 
Kabinette  durch  Mifstrauensvoten  leicht  entfernt  werden  können. 
Auch  sonst  hat  sie  mehr  prinzipielle  als  praktische  Bedeutung. 
Eingehend  kann  von  ihr  an  dieser  Stelle  nicht  gehandelt 
werden, 

3.  Rechtsprechung  ist  eine  staatliche  Funktion  zum 
Schutze  de»  gesamten  Rechtes.  Hier  kommt  nicht  sowohl  die 
formelle  als  die  materielle  Rechtsprechung  in  Frage.    Sie  kann 

daher  auch  geUbt  werden  von   Behiirden ,  die  abweichend  von 

der  herkommliclii'U  Ordnung  der  ordentlichen  Gerichte  organi- 
siert sind,  Wesentlicli  ist  Unabhiinj^'igkeit  der  Kechtsprechung 
v»)n  administrativen  Kiuflilssen  und  rechtlich  gennhietes  \'ertahren. 
Dem  Richter  steht  die  nach  <ler  konkreten  Staatsordnung  ver- 
schiedenartig zugemessene  Pflicht  der  PrUfuug  von  Gesetzen  und 
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Verordnungen  nuf  ihre  HechtsgUltigkeit  ZU|  was  ebenfalls  eine 
wichtige  Ghtrantie  des  öffentlichen  Bechtes  in  rieh  schliefst.  Recht- 
sprechung kann  der  Staat  «ach  Terwenden,  nm  Uber  objektiv* 
rechtliche  Fragen  entscheiden  in  lassen,  indem  er  seinen  Organen 
Parteirolle  suteilt,  wie  bei  den  Kompetenskonfiikten. 

In  der  Ausdehnung  der  Rechtsprechung  auf  das  Gebiet  des 

öftcntlichon  Rechtes  ist  einer  der  bedeutsamsten  Fortschritte  in 
tl<'in  Ausbau  des  inodcrut'U  Staates  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts 
zu  erbliekou.  Sie  ]>t  vor  allem  in  der  Ein-  und  Durcht'ührung 
der  V»'rwaltuu^>ieeht>)ir('<-hun}j;  zutage  getreten  ,  die  in  d»'n  vt-r- 
schiedenen  Rechtssybtemen  eine  Fülle  von  Besonderheiten  auf- 
weist. Ohwcthl  auch  zum  Schutze  des  objektiven  Rechtskreises 
verwendbar,  wirkt  sie  doch  in  erster  Linie  als  Gewfthr  der  sub- 
jektiven öffentlichen  Rechte  der  einielnen  und  Verbinde. 

4.  Rechtsmittel  stehen  den  Subjizierten  snr  Verfolgung 
ihrer  öffentlichen  Rechte  in  grofsem  Umfange  an  Gebote.  Auch 
ihnen  haftet  der  Beamte  zivilrechtlich ,  kann  von  ihnen  straf* 

rechtlich  belangt  werden;  ferner  hattet  ihnen  der  Staat,  sei  es 
sub>idiiir,  sei  es  an  Stelle  der  Beaniteu  ,  wenn  auch  hier  noch 
oft  einschrilnkcnde  V()^^chriften  existieren.  Wie  der  Anspruch 
auf  Rechtsschutz  überhaupt  publizistischer  Art  ist,  so  auch  der 
zur  Erhebung  der  Verwaltungski a^e  berechtigende.  Ihm  schliefst 
sich  an  die  Verwaltungsbeschwerde ,  sowie  der  Anspruch  auf 
Interessenschutz  und  Interessenberflcksichtigung.  Nicht  nnr  an 
Gerichts-  und  Verwaltungsbehörden,  auch  an  die  obersten  Staats- 
organe kann  sich  der  einzelne  mit  einer  Bitte  um  Recht  wenden« 
So  namentlich  an  die  Kammern  vermöge  des  PetitionsrechtS| 
dessen  Austtbung  diese  in  die  Lage  setzt,  zum  Schutze  indivi- 
duellen Rechtes  Bescblttsse  gegenüber  der  Regierung  zu  fassen. 
Dieses  Petitionsrecht  ist  manni^^falti<j:er  Gestaltung  fHhig.  Es  kann 
blofs  als  Ausflufs  der  ihd iviilut  lleii  Freiheits.sphäre  gedacht  ^eiu, 
derart,  dafs  seine  Ausübung  nicht  bestraft  oder  verboten  werden 
kann.  Es  kann  aber  auch  positive  Ansprüche  in  sich  schliefseu. 
indem  die  Kannnern  verpflichtet  sind,  die  Petition  zu  untersuchea 
und  Uber  sie  Benchinls  zu  fassen 


Letztere:}  z.  Ii.  in  Sachsen,  Verf.  Sß,  Württemberg,  Verf. 
§  HS,  Baden,  Verf.  §  t)7  Abs.  2,  Ba^eru,  Ges.  v.  19.  Jan.  1872. 
Abschn.  II,  N.  2. 
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Wer  siiinomi  den  Prozefs  steigender  Gewähr  der  Fentigung 
des  öffentlichen  Rechtes  und  der  Erfüllung  der  auf  ihm  ruhenden 
iudiTiduellen  Forderungen  an  den  Staat  Uberblickt,  der  kann, 
wenn  er  auch  noch  so  zweifelnd  der  Vortrefflichkeit  mensohlicber 
Dinge  gegenübersteht,  uch  nicht  des  Gedankens  erwehren,  dafs 
es  der  Zukunft  vorbehalten  sei,  das  schwer  su  erringende  Out 
unverbrUchUcher  Reehtsordnung  sum  dauernden  Besitse  der 
Staaten  und  damit  der  Menschheit  zu  gestalten.  Im  Ausblick 
auf  solche  Zukunft  soll  dieses  Buch  geschlossen  werden. 
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h;«  V  r  beziehen  »ich  sowohl  auf  den  Text  als  auch  auf 

die  ^ote«  Die  Autoren  smd,  soweit  sie  nur  in  -len  Literaturübersichten 
Zu^l  Noten  Hufgpfuhrt  8ind,  nicht  aufgenommen,  ebenso  nicht  die  der 
neuesten  Zeit  angehi^renden. 


> 


Abdankung  s.  ThroiiPiit^^ngung. 
Abgeordneter  s.  Parlament. 
AMiSngigki'itHv.  rhältiiiHse,  soziale 

^f.,     mf,  742. 

—  juristische  72S. 

—  völkerrechtlich  begründete 72f; ff. 
Absolutismus  lU^  i^i^  44L  666.  627. 

w  m  —  — 

—  demokratischer  2M6.  44'».  i'i'.>.  531. 

—  kontinentaler  zentralisit  rtMröl  1. 

—  moderner  820,  5.").'). 

—  monarchischer  82,  2M.  'IIT,  485 
iiiÖ,  44i  454.  4^  m  58L  585! 
539,  570,  5^1,  612  f.  674,  6771:^ 
699.       

—  monarchi.seher  aufgeklärter  671. 
 höfischer  671. 

—  —  konfe!*sionelU«r  671 
Abtretung  eines  Gebiete.^  s.  ( Jebiets. 

»btretung. 
Achuiseher  Hund  554, 
Adaiü  I9L 
Additioiialakte  511. 
Adoj)fion  18  f. 

Ado]>f|ün  des  Thronfolgers  677. 
Adre.ssr  an  die  Krone  772. 
Amter  mit  Imperium  544. 

—  mitft  lbare  545.  ' 

—  ohne  Imperium  544. 

—  aniiiitteluare  545.  ' 
Amterorganisation    s.  liehörden- 

or:»'anisnnis. 
Änderung  der  Institutionen  Alf. 
Agnation,  künstliche  48^  (j7L 
Agre»  iiient  of  the  peopT^»  49(;.  498. 

558.  I 
Ahrei,^  6n,  88j  ?<5,  21L  280,  ' 
Akte,  j)nvate  des  Monarchen  üüL  1 
Akztu-uuisverträge  729.  I 


Albert  Prinz)  Ü22. 
I  Albrecht.  W.  E.  62.  459,  658 

Alexander  III.  'ij2. 
,  Allgemeines  Landrecht  206,  415. 
458,  4aL    — 

Allianzen  122. 

—  Defensiv-  723^  24ü 
Althusius  152^  lÜS.  48L 
Amadeus  v.  Savoyen  (;76 
Amerikanische  Bundesgebiete  768. 

—  Bundesstaaten  752. 

—  Kolonien  s.  Kolonien. 

—  Republiken  752. 
Ammianus  124. 

.\intsr.  ehte  des  Königs  657. 
Amtsvorr.teher  in  Preuf&en  Q2L 
.Xnarcl.ie  468,  48^  491^  580,  597,  66tL 
Anarchi.smu8  86,  ITg  f.,  211117847. 

868. 
Ancillon  457. 
Anhalt  .ü^ 
Ansiedler  265,  501  ff. 
Anthropologie,  uhysische  ifi. 

—  psychsiche  18. 

—  soziale  78. 
Appenzell  A.  Rh.  70L 
Apj)enzell  J.  Rh.  707. 
A retin  52. 
Aragonien  680. 

Argentinien  480,  752,  ILL  762. 
Aristokratie  650,  674,  GM. 

—  konstitutionelle  695. 
Ari.stoteles  88,      f.,  58j  54,  57,74. 

82.  97,  197,  205,  210,  212,  218  f.. 

219 f.,  m^'^rm:^M:mL 

2iüf.,  im  304,  84L  895, 

422,  424,  426,  445177^42^,  ^ 
581^  582,  ogg;  594,  598.  645.  650. 

m:  —  — ' 
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Asebieprozesse  221  f. 

Athen  s.  Staat,  antiker,  u.  Hellenen. 

Aufgaben  der  Gemeinden,  frei- 
willige ßÜÖ. 

—  obligatori.sche  680. 

Autl»8mig»reelit  512,  514,  575,  601. 
6r>7.  717,  772, 

Augustinus  IM  f..  214,  224, 

Aun'liuä  Victor  124. 

Ausbürgerung  41fi- 

Ausgleichsgesetz  v.  1867  739. 

Ausland  G^^ö. 

Auslieferungsverträge  T!?l. 
Australien  All  f..  480,  505, 506,  6^ 

(m  642,  ÜiiL  22iL 
Autarkie  422 ff..  lüL 
Autonomie  466,  415  ff  ,  42^. 


Babeuf  2ÜL 

Hacon  150,  ^  m 

Baden  128,  .SL  454.  456,  479,  518, 

615,  624,  7:^,  124. 
BmMuh  42i>. 

BiilkanlmTbinsel  867,  516^  626. 

Barnave  M85j,  40S, 

Bairtolus  42ü  f.,  4212^ 

Bavern  194,  28L  m  450,  456.  534. 

677.  7347  754,  224 
Beamte  (s.  auch  Behörden)  548,  566, 

577,  662,  769,  22a. 

—  Bornfs-  615,  616  f..  628  f,  770. 

—  Ehren-  614,  ß2lif.,  ß2iL 

—  Staats-  817,  622. 
Bcamtenernennung  ».  Ernonnung. 
Bi  amtenrecht  i\lH. 
Beaumanoir  484. 

Begnadigungsrecht  470,  6ö2,  668, 
707. 

Behörden  (s.  auch  Beamte)  545. 
541  565,  570,  58L  585,  586^  606, 

üm 

—  Einzel-  544,  770. 

—  Gemischte  62 1  f. 

—  Gericht.«*-  ILLL 

—  Kollegial-  544.  577,  770. 

—  Landes-  6:^9. 

—  Lokal-  612,  619,  ß2L 

—  Mittel-  621  f. 

—  Provinzial-  612  ff. 

—  Staats-  817,  021  f. 

—  Unter-  621  f. 

—  Verwaltung»-  578,  612, 

—  Zentral-  610,  612  f ,  62L  (»78. 
Behördenorganismus  588,  689^  662. 

770. 

Belgien  266,  408,  409^  452,  510, 
515f.,~57B.  615,  652,  667,  676. 
686.  ffH,  690,  2ß3. 

Bc Igi en- Kongos taa t  s.  Kongostaat. 


Belgische  Verfassung  von  1831  515. 
Bellarmin  191. 
Bentham  129,  231 
Berkeley  IML 
Bern  479. 

Berufsgenossenschaften  628. 
Beugnot  455  f. 
Bevölkerungslehre  8L 
Bezirksaus^chufs,  preufsischer  624, 

—  sfichsischer  624. 
Bezirksrat.  badi.scher  624. 
Biblische  Schriften  s  Testament, 
Biener  lil2. 

Bildungszensus  701. 

Bill  of  attainder  'Mit,  42Ö. 

Bill  of  Rights  (s.  a.  Menschenrechte) 

240,  898  ff.,  m 
Bismarck  55Q  695,  224.  748,  Täfi. 
Blackstone  160.  204i        ü^O,  861, 

872.  4üD  f.,  445L  iMj  IMi  ^-f 

560.  562.  578,  686. 
Bluntschli  6017264,  220. 
Bodin  51  74.  126.  391,  424,  438  f., 

44Ü  f ,  442, 4-14,  4117.,  443  f..  450, 

452,  474,  5g5r581  6oL 
Böhmen  (s.  a.  Landtag,  böhmischer) 

279. 

Boehmer  58,  152,  422. 
Bolingbrolte  ^  688, 
Bonaparte  (s.  a.  Napoleon)  458.  674, 

676,  671  214. 
Bonifaz  VI  II.  182.  429,  48L 
Bosnien  3S8,  (185. 
Bossuet  140,  \><^  444, 
Boyer  4311 

Brandenl)ur^  .s.  l'reufsen. 
Brasilien  2LÜ,  480  ,  598  ,  752,  754, 

760.  263. 
Bremen  714. 
Biurkle  24. 

Bündnisse,  kriegerische  720. 
Bürgergemeinde  123. 
Bürgermeister  579. 
Bürgschaften  s.  Garantien. 
Bulgari»Mi  173.  268.  4^  f. 
Bundesnktc.  deutsche  455. 
Bundes])ehörden  2ii2. 
Bundesrxekution  748.  745. 
Blmdesf^enossenschaft  720,  721. 
- —  riirnische  780. 
Bundesgewalt  761. 
Bundesrat,  deutscher  H  522.  534, 
541.  568,  628.  688,  689,  021 

—  der  Scinveiz  IMT 
Bundesstaat  H  31  230j  264.  266  f., 

268.  276.  884.  468.  422  ff..  4S3, 
487  ft*. ,  581,  5:38.  548.  588.  (-.87. 
642,  648.  206.  707,  725.  726.  780, 
7:i5,  ^789,  740,  743,  748.  242  ff.. 
766. 
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Bundesstaat,  demokratischer  543, 

573, 

—  republikanischer  752. 
Bundostae,  d«'ut8cher  ^32  f. 
Hiirckhardt,  Jakob  12fi. 
Burj;  12iL 
Burke  b&L 

Byzanz  309,  313i  32L 

Cäsarismus  511.  674,  677,  m 

Cahier»  50?^  üfiL 

Calhoun  74L  lüü.  IfiL 

Calvin  495,  m 

Capetinger  429,  433,  435. 

Carlvle  53,  4S8. 

Castaldus  429,  43Ö. 

Castro,  PaüTde  432x 

Charondas  von  Milet  5ä. 

Charten  (s.  a.  Verfansungsurkunden) 
403,  455,  50L  503, 511,  513.  Mi  f., 
518.  602,  690,  ÜSL 

Christlicher  Staat  s.  Staat,  christ- 
licher. 

Christliche  Theologie  224. 
Chrysostomuf«  liiiL 
Cicero  55,  82,  1S2.  242,  263,  301. 

307,  34L  426,  445,  53L 
citadin  125. 
Citizen  125. 
citoyen  125. 
cittA  125. 
cittadino 

civis  Romanus  124. 
civitas  124.  125.  305, 
Civitas  maxima  375.  4fi5f. 
Clermont-Tonn^'re  590. 
Cleve-Berg  454. 

Commonwealth  of  Australia  siehe 

Australien 
—  of  England  m.  ff-,  ÜIL 
Comtc.  Auguste  66,  87,  2Ö1 
Connecticut  401,  496,  50L 
Constant,  Benjamin^  288  f.,  303, 

3:^8,  452,  487,  512,  590,  m 
Contrat  social  s.  Rousseau. 
Coroner  (>24. 
Cromwell  496,  42L 
Cucumus  289. 
Cues,  Nikolaus  von  586. 

Dänemark  317,  516,  734.  739,  742« 

m 

Dahlmann  289. 
Dakota  269. 
Darwin  100,  522. 
DaseinstypuB  s.  Typus. 
Delaware  506,  TIL  112. 
Delegation,    parlam.    der  Glied- 
staaten 746. 


Delegationen,  österreichisch-unga- 
rische 533,  ßSS. 
Demen  QIQ, 

Demokratie  540,  554,  569.  650,  674, 

694.  699. 

—  absolute  8.  Absolutismus  demo- 
kratischer. 

—  antike  (s.  a.  Staat,  antiker)  70?. 

—  moderne  579.  IM  «. 

—  repräsentative  323,  542.  568,  ü2iL 

—  unmittelbare^ 548,  568  f.,  m 

 absolute  702. 

Demokratisches  Prinzip  456.  511. 

512,  515.  516,  666.  690,  691,  697, 
704 

Demokrit  195,  294. 
Descartes  150. 
Despotie  281^  491^  597,  650. 
Deutsche  Hausgesetze  661. 
Deutscher  Bund  457,  745,  746,  252. 
Deutscher  Orden  697,  74^ 
Deutsches  Reich  s.  Reich,  deutsches. 
Deutsche  Staaten  (s.  auch  Reich, 

deutsches)  476,  741. 
Dezentralisation  611.  613  ,    622  ff., 

ß5L 

—  administrative  61S  ff. 

—  der  Gesetzcebuni^  618. 

—  durch  Länder  232  ff. 

—  der  Recht-jprechung  618. 

—  durch  Selbstverwaltung  g22  ff. 
Dienst,  öffentlicher  616. 
Dienstpflicht,  staatl.,  412,  6^  625, 

626. 

Diktatur,  römische  ül2. 
Diokletian  6.54. 

Diskont  inui  tat  derSitzungsperioden 
,338. 

Disziplinarbehorden  773. 
Disziplinargewalt  376,  414  f. 
Dominium  .386.  391,  IQL 

—  politicum  424. 

—  rcgale  494. 
Dreibund  123. 

Dualismus  des  Staates  283,  312  ff-, 
315  ,  316.  319,  320,  321.  322  f. 
394,  397.  399.  426.  435.  48:3,  49a 
502, 555  f.,  585.  614.  626.  65.3,  656. 
^  fiI2  f.,  680,  682. 
Dualistisch  gestaltete  Legislatur  s. 

ZAveikammersystem. 
Ducange-Henschel  126. 
Dyarchien  535.  541,  696. 
Dynastien  165^  378,  52^).  667  .  674, 
676,  677,  683,  6881  133,  742i  155. 

Eduard  VII.  664. 
Ehe,  germanische  43. 
Eide,  politische  (s.  a.  Verfaasungs- 
eid)  770,  224. 
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EidgenoAsenschaft ,  schweizerische, 

von  1815—1848 
Eigentum,  öffentliches  387,  ^ 
Einheit,  deutsche  818. 

—  formale  LZÖ, 

—  italienische  318. 

—  kausale  170. 

—  räumliche  170. 

—  teleologische  164,  III  f.,  2ZL 

—  Verbands-  UlT,  2U. 

—  zeitliche  IKL 

Einheitsstaat  s.  Staat  (Einheits-). 
Einkammersystem  509 
Einverleibung  s.  Inkorporation. 
Einzelstaaten  s.  Bundesstaat. 
Ekklesie  554. 

Elektoren  in  Amerika  57fi. 
Elemente  des  Staats  38J  ff.,  fi42- 
Elisabeth  v.  England  55jL  586. 
Elsafs- Lothringen  159j  4TL  479, 
541.  577,  620,  635,  6^^,  733,  763. 
empire  r2"). 

Empirischer  Typus  s.  Typus. 
Engels  86,  IM  f,  186,  2iL 
England  17,  42,  43,  59,  74,  126, 127, 
183,  IM  f.,  191L  1987274,  297, 
317,  318,  323,  338,  352,3ii2,m 
377,  m^,  400.  418. 428,  432  f..  jjo. 
441»,  477.        489. 494.  49Ü  f.,  jgg 
503,  512,  518,  521  f.,  525  f.,  Sg, 
m.  (rrtßi.  567,  bM  ff.,  590,  594i 
599,  602.  6nTrr,15  f.  619.  623, 
656.  6r.'j.  6<l4f .  668.  669.  672, 680. 
£82  ff,  6^1  f..  704.  715.  717,  738. 

m  im 

England-Hannover  783. 
England-Indien  730,  132. 
England-Irland  224. 
England-Schottland  274,  733,  2^ 
Enktesis  302. 

Entstehung:  der  Staaten  173,  252  ff., 
22fif.,  255- 

—  primäre  259  f. 

—  sekundäre  259  f. 

> Entthronung  742. 
Entwicklung  L  41  ff.,  44. 
Kntwicklungstypus  s.  Typus. 
Eötvös  2ÖL 
Epidamie  302. 

Epikuräer  m  200.  262,  295,  322 f. 
Erblande  128,  2717455.  taET 
Erbstatthalter  d.  Niederlande  675. 
Erbverbrüdening  677. 

>£rfüllung.sz\vang  41üf. 
Erkenntnisarten  d.  Staates  13Qff. 
—  historisch-politische  131. 

—  juristische  132. 

—  objektive  131. 

—  subjektive  131. 


Erklärung  der  Menschenrechte  s. 
Menschenrechte. 

Ernennung  d.  Minister  u.  d.  Be- 
amten 47Ö,  593,  597,  fiü2,  663^ 
707. 

Ernennung  des  Thronfolgers  677. 

Eroberung  276,  242. 

Erwerbung  eines  Gebiets  ;?89. 

Estat  aristocratique  12fi. 

—  populaire  126. 

Etatsrecht  der  Kammern  601. 

Ethik  96,  9L 

Ethischer  Zweck  s.  Staatszwecke- 
Ethnographie  78. 
Ethnologie  76, 
Ethologie  28. 

Eudämonistisch-utilitarische  Theo- 
rie s.  Staatszwecksthoorien. 

Euergesie  3Ö2» 
Euriptdes  295. 

Ewigkeit  der  Staatsgewalt  490. 
Exekutive  s.  Vollziehung. 


Familie  4_i  80,  86,  88j  92,  IM  f., 
187,  190,  m  249i  2ßirr;  3M  f., 
356,  42ß. 

Federal  Government  747. 

Ferguson  82,  m 

Ferrault  432. 

Feudalherren  626. 

Feudalismus  (s.  a.  Monarchie,  stän- 
dische und  Mittelalter)  196,  312, 
313,  317.  432  ff..  619.  656.  683, 
730. 

Fichte  178,  2Q4.  206,  209.  211.  226. 
241.  286,  445. 

Filmer  191,  198.  203.  444. 
Finanzlehre    s.  Staatswirtschafts- 
lehre. 

Finanznot  der  Fürsten  818. 
Finnland  478,  507,  640.  64Li  643, 
681.  240. 

Fiskuslehre  323  f. 
Florcntinus  3DiL 
Florenz  125,  429, 
Föderative  Gewalt  587. 
Forschungsweise  s.  Methodik. 
Forstgesetz,  badisches  .'^87. 
Fortescue  494. 

Franckensteinsche  Klausel  524. 

Frankenreich  310i  ii23. 

Frankreich  (s.  a,  Charten,  Parla- 
ment, Präsident  und  Königtum) 
32.  117.  126.  183.  231.  297.  312. 
312  f.,  mX  348,  .35L  372,  402  ff., 
408,  418,  421  tTTliiü,  432ir,  431  ff., 
44ii,  453,  455  f.,  464,  470,  486,: 
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42a  f.,  508,502  ff.,  518,549.500  ff.,  ' 
566,  576.  591.  SSiL  600,  fiö2  f., 

—  604,  612.  615,  619,  629.  635.  654. 
656.  668.  671.  673.  681.  687.689, 
690 f..  704.  705,  Itl9f.,  TIV,  714. 
715.  716,  757.  770. 

Frantz,  TT^  IM. 

Franz  L  (von  Frankreich)  437. 

Franz  II.  (röm.-deutüicher  Kaiser)  i 
127,  128,  27(L  45i 

Französiffhe  V^erfas.sungen,  ein- 
zelne bij^ff. 

Frauenrochte  700,  70L  lÜfi- 

Frcihfit  239,  2iL 

—  antike  282,  2^5,  20 f.,  290,  706. 

—  büigorlÄ  28L  ML 

—  demokratische  2dL 

—  individuelle  222  f..  3ÖÖ,  303,  32L 

—  inodrrnc  2ä2  f..  2iäL  , 

—  politische  2>i2  f.,  aü>L  ' 
Fr.  ihoitshopriff  2i)5f.,  308, 
Freiheitsbnt'fo  (s.    a  Menschen- 

n-chte)  'Aur,  501,  5ÖL  , 

Freiheitfrechte  (ft.  a,  Menschen- 
rechte) 322,  4fll  f..  406,  409.  504, 
519.  i 

Friedrich  II.,  Kaiser  .m 

Friedrich  III.,  (römiscli-dout.'rher) 
Kaiser  428,  430,  ilML 

Friedrich  der  (irofse  550,  Ü58. 

Fric<lrich  v.  Württondjerg  128. 

Friedrich  Wilhelm  L  4£i2x 

Friedrich  Wilhelm  III.  32. 

Fundamentalgesetz  8.  (»rundgesetz. 

Funktionen  des  Staat.s  8.  Staats- 
funktionen. 


Oarantien  ^  326,  328,  3Ö3  f.,  .{55. 
363.  3ti6,  464.  465. 

—  nicht  staatliche  (s.  a.  Garantien) 
321  351 

—  des  objektiven  Kechts  771;  224- 

—  des  ötlViitliclieu  Keclit.s  7Gti  ff. 

—  politische  TtVS,  2ii2  ff. 

—  rechtliche  678,  m  Hl  ff- 

 Kontrollen  772. 

 Rechtsmittel  772,  774f. 

—  —  I\ecbtsprecl»ung  773  f. 

—  —  Verantwortlichkeit  222  f. 

—  soziale  7r)S.  769. 

—  .staatliche  327. 

—  des  subjektiven  Rechts  771,  224, 

—  vidkerrechtlichc  4.S2. 

—  zufällige 

Gebiet   der  Kommunalverbände 

aiiüf. 

Oebief  de-«  Staats  s.  Staatsgebiet. 
Gebietsabtretung  273. 
Gcbietsänderung  390. 


Gebietskörperschaften  fi31 
Gehorsam  412,  fiOü.  2fi2.  j 
Gei.ste8wis8en8chaften  3,*i4^  69,  22f<c 
Gemeinde  (s.  a.  Verband,  konnnu- 

naler)  8-^.  22.  101.  379,  612.  ÜUf.. 

626.  628  ft'. 

—  hrdierer  Ordnung  628,  ^J2» 

—  kirchliche  49.'j,  704. 

—  politische    im     engeren  Sinn 
628. 

Gemeindegesetze  fvSO. 
Gemeindeorgane  ö79. 
Gemeinderate  579. 
Gemeindesteuer  630. 
Generalstaaten,  niederl.  s.  Nieder- 
lande. 

Genossenschaftsrecht  378. 
Genossenschaftswesen  56,  101,  153. 
gens  124. 
Genna  Diü 

Geographie,  physikalische  2il 

—  politische  2iL 
Georg  L  44, 
Georg  III.  684. 
George,  englische  735. 

Gerber  62.  162,  227.  243,  371^  381. 

385,  388  022.  415.  452. 
Gerichte  (s.  a.  Richter)  594.  585, 

621.  661.  ßfil 

—  Friedens  ,  s.  Richter. 

—  (lemeinde-  (US. 

—  Gewerbe-  570,  578,  filB- 

—  Hof-  312. 

—  Kaufmanns-  570. 

—  Königs-  311. 

—  Reichs-  520. 

—  Schieds-  (der  Arbeiterversiche- 
rn ng)  570,  57i  618,  litLL 

—  Unions-  543,  621 

—  Volks-  311,  312,  581. 
Gerichtsbarltejt  589. 
Gerichtsverfassung  (mü. 
Gesamihandverhältnis  745. 
Gesamtherrschaft  der  Bundesregie- 
rungen 69S. 

Geschäftaordnung.parlamentarische 

52if.  . 
Geschichte  8,  24,  40,  49,  21  < 

—  Kultur,  ül 

—  politische  2.  45.  ' 

—  Rechts-  45,  ÖL  345  f.,  OlL 

—  Sozial-  2. 

—  der  Staatslehre  52  ff. 

—  Ur-  2L 
Gesellschaft  147. 

W^irkung  des  Staate  auf  sie  117.  • 
Gesellschattsbegriff  fü  ff.  <f 

—  engerer  22  f. 

—  engster  24, 

—  sozialistischer  86. 
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esellachaftabegriff,  ßoziolo«2:i8cher 

—  weitester  ÖSf 

Gesellachaftslehre  25,  881  £9»  93 ff., 

280. 

(jresenj^cliaftsverhältnisse,  inter- 
nationale Ufif. 

Gesellscliaftsvertrag,    s.  Staata- 
grüntlend»?  Verträge. 

>Ge8eIbchafts\vis8en8cnaften  Af., 
üft.,  24i  2fif.,  2öf.,  4L  45,  49, 
m  Iii  ff.,  2Ü  f.,  IM 

—  Sp»'zialdisziplinen  üfiff. 
Gesetze,  einfache  492.  4älf.,  ülSf., 

ff.j  m 

^  —  empirische  22. 
> —  hi.«tori.**che  3Ö. 
> —  kau.«ale  2L 

—  Verfassunjcrs-  (3.  a.  Vcrfassungs- 
gesetzgebunp)  492^  4^1  f.,  501^ 
514,  blh  f,  520,  Üii2. 

Gesetzessanktion,. <».  Sanktion^recht. 
Gesetzgebende  KoUegii  n.  s.  Parla- 
ment. 

Gesetzgebung  508,  580.  587,  588, 
590.  m  f.,  59ä  ff.,  G13,  ijU^  C2i, 

—  materielle  609,  61fi. 
Gewalt,  abgeleitete  41fi. 

—  ursprüngliche  41fi. 
Gewaltenteilung  34,   ^ff.,  485, 

487.  499,  S^fTöOe,  509,  5^ 
äÜL  562,  57H,  585  C  589.  501  ti., 
600,  65^        709,  71H,  77iL 

Gewerbekammer  628. 

Gewohnheitsrecht  258. 

Glarus  2D2, 

Glaubcns^freiheit,  s.  Keligionsfrei- 
heit. 

Gleichstellung    der    Frauen,  s. 

Frauenrechte, 
(iliederung  d.  Staates  610  ff.,  618  ff. 
Gliedstaaten,  s.  Hundesstaat. 
Glossatoren  HO61  4il2,  5i2fL 
(liieist  564,  59S,  620,  6^675,  ßH^f. 
Gönner~W7,  584,  67.S. 
Gouverneur  der  Kolonien  502.  503, 

215. 

—  Gfneralgouverneur  642,  225. 

—  Lieutenant-Govornor  642. 

—  Provinzialgouverneur  225. 
Grafschaftsverwall.iiig  62:^ 
Grassaille  4o>L 
Graswinckel  191,  444. 
Gregor  VII.  L>af.,  IM. 
Griechen,  s.  Hellenen. 
Griechenland,  heutiges    464.  688, 

TM. 

Grofsbritaiinien,  ».  England. 
Grofser  Kurfürst  270,  45i. 


Grotins  57,  152,  162.  170.  193.  199, 
274,  324,  341^  42if.,  445,  446T; 
45L 

Grundgesetz  4M  f.,  iSüf.,  420  f., 
505  f. 

Grundherren  (s.  a.  Feudalismus  u. 
Mittelalter)  412  ,  498.  557.  612, 
622. 

Grundrechte  298.  340.  363.  401. 
403,  51ß. 

—  der  Gemeinden  629. 

—  ökonomische  'M\. 
Guy-Pape  4112. 


Haagcr  Akte  721,  240. 
Hiibsburgische  Dynastie  740. 
Habsburgischc  Länder  (s.  a.  öster- 

reich)  279.  317.  m 
Haller,  L.  v.  136,  140,  186  f.,  192. 

193,  234,  660. 
Hamburg  479,  714. 
Handelsgesellschaften  697 
Handelskammer  628. 
Handelsprivilegien  501. 
Handlungsunfähige  212  f. 
Handwerkskammern  ß2Ü 
Hannoversche    .Monarchen   (s.  a 

George,  englische)  <')84. 
Hannover  (s.  a.  Preufsen)  340,  620. 
Hansestädte  (s.  a.  Senatoren  und 

Bremen,  Hamburg,  Lübeck)  473, 

671,  714.  246. 
Heerwesen  (s.  a.  Krieg)  151.  282. 

302,  317.  412.  480.  544,  631.  641. 

746,  761. 

Hegel  85,  105,  120,  211,  221,  226, 

2^277264,  286,  2^& 
Heinricli  Ul.  (Frankreich)  4:^8. 
Heinrich  IV.  (Frankreich)  494. 
Heinrich  VHI.  m 
Hellenen  (s.  a.  Staat,  hellenischer) 

5.  22,  m,  46. 52  ff ,  56. 97, 1 15,  123. 

180,  190,  235,  237,  262.  mm 

396,  554,  61iJ  f.,  693. 
HermannTK.  F.  289,  290,  29L 
Herrenhaus,  s.  Parlament  (Ober- 
haus). 

Herrschaft  71,  78,  83,  88, 119,  136 f., 
Ina  ff.,  158  f'7^169.  17217  lÜ5f., 
187,  188  f.,  196,  197,  213,  2M  f., 
252  f,  271,  S  372,  386,  3.^8  f., 
LülÜ  f.,         596,  6^  743,  242. 

Herrschaft^srecht  illK  744,  262. 

Herrsfhergrwalt  (s.  a.  Staatsgewalt) 
285,  356  f.,  Ü24f.,  379,Mi  üi5f., 
395,  399,  412,  414  ff.,  421  ff. 

-  abgeleitete  173,  420,  477,  545,628. 

—  ursprüngliche  173,  418,  420,  545, 

65;^ 
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Herzegowina  383.  ^5. 

Hessen  456^  G2L  QTL 

Hes^en-Darmstadt  454. 

Hildenbrand  290,  m 

Hobbea  57,  S^H^  14:^,  152,  162, 
186,  191  C198,  2üöK  205,  211, 
242:  287,  319,  4S9.  4M  f  .  449, 
451.  452,462,  483,  49«^  582,  ^ 

Höpfner  372^  ^ 
Hofstaat  122. 

Hoheitsrechte,  formelle  584,  590  f. 

—  materielle  452,  453,  469,  471^ 
480.  'jsoff,,  587i  521  f.,  Ü2L 

Homer  2ii2. 

Hooker  IM  f.,  452,  5Sfi. 
Horde  81,  2ßD  f.,  416, 

—  genossenschaftlich  organisiert 
651.  671. 

—  herrschaftlich  organisiert  651. 
Huber 

Humanismus  4^36.  437. 
Humboldt,  W.  V.  2iL 
Hume  74i  150. 


Jakob  L  494. 
Jakob  II.  198,  350. 
Jakobiner  2^  705.  706.  711,  214. 
Idealtypus,  s.  Typus,  idealer. 
Jhering  .^59^  463, 
Impeacliment       43,  666,  21fi. 
Imperial  Federation  766. 
imperio  125. 

Imperium,  8.  Herrschaft. 
Inaependenten  19S. 
Indianer  410. 

liuilviduaiismus  286.  294  f. 

Individuali^<tischc  Theorie,  s.  Welt- 
anschauung, individualistische. 

Individualrecht  (s.  a  Recht,  subjek- 
tives u.  Recht  1  Privat  ]  398,  548, 
550. 

Individuum  3,  22  f.,  30,  32.  45,  46, 
53,  54,  88,  95,  105?.,  115,  123, 
142  fTyii  IM  f.,  166.  171,  m, 
194.  192  f.,  205,  207,  209,  215T, 
217.  219.  221772^ 240T,  246  f., 
249  f.,  252,  2H2T,  284,  2öü  f., 
287  f.,  2937.,  296.  gÖÜT,  30^  ff., 
3ü2ff.,  321  f.,  348,  ^f.,  395j 
397,  m  405,  40ijf.,  411,  TO, 
416  f.,  445,  462,  500,  5Ö4rkSrr, 
52ßf.,  609,  610,  lÜT,  UöS^  656, 

m. 

Individuum  ideales  (Weiser)  423 f. 

—  souveräne»  424. 

Initiative  602,  603,  605,  664,  669, 
712,  115. 

—  des  deutschen  Kaisers  523. 


Initiative,  Einzel-  713. 

—  königliche  513 

—  Kollektiv-  713. 

—  des  Parlaments  513. 

—  Volks-  lU  f. 

—  za  einfachen  Gesetzen  666.  709. 
712.  717. 

—  zu  Verfassungsänderungen  t)66. 
712,  252. 

Inkorporation  272,  222  f. 

—  beiderseitig  gewollte  ^7. 

—  einseitig  gewollte  277. 

—  legale  277. 

—  unvollkommene  6.'^. 
Innooenz  III.  431. 
Innungen  62s. 
Innunjur.^'verbände 
Integralemeuening  513,  ,575. 
Interessenberück.sichtigung  774. 
Interessenschutz  774. 
Internationale  Gesellschaftsver- 

hältnissc  IM  f. 

Internationale  Rechtspflege  722. 

Internationaler  Eisenbahnfracht- 
verein 721. 

Internationaler  Meterverein  22L 

Internationaler  Telegraphenverein 
22L 

Interpellation  222. 
Interregnum  674,  675. 
Jonische  Inseln  268. 
Joseph  II.  680. 
Josephus  282. 
Ireton  496,  422. 

Irland  (s.  a.  England- Irland)  620. 
Island  Ü2Ö. 

Israelitischer  Staat,  s.  Staat,  israeli- 
tischer. 

Italien  2:32.  275.  367,  514.  5ia  520. 
688.  ßÄL 

—  mittelalterliches  ^'s.  a.  Stadtrepu- 
bliken) 313,  m 

Julianus  39. 
Junius  Brutus  195. 
Jurisprudenz,  S.Rechtswissenschaft. 
Juristische  Person  125  f. 
Juristischer  Staatsbegriff,  s.  Staats- 
begriff. 
Jury  (liL 
Jus  gentium  129. 
Justim 

Justiz  (s.  a.  Rechtsprechung)  376. 

584  f .  59L  594,  ti2S. 
Justizakt  599, 
Justizrecht  32fi  f.,  329  f. 


Kabinett,  englisches  (s.  a.  Re- 
gierung, Parlament.)  17,  44,  3Q1, 
522,  594,  664  ff.,  669^  684  ff.,  tM 
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Kabinett  Dufaure  fiSL 
Kabinett  Melbourne 
Kabinett  North  <>S4. 
Kabinett  Kochebouet  H87. 
Kaiser,  deutscher  17,  18,  52?i  534, 

•MÜf.,  577.  689,  697,  77L 
Kaiser,  österreichischer  127,  128, 

455,  4m 

Kaisertum,  römisch-deutsches,  s. 

Reich  römisch-deutsches. 
Kallikles  m 
Kamerun  689. 
Kammern,  s.  Parlamente. 
Kammerstaat  12L 
Kanada  47L  637,  639,  640,  642,  725, 

22iL 

Kanonisten  556,  657. 

Kant  57,  58,  136,  145.  150,  152,  164, 

206,  211.  ^aaf.,  24L  2Siir.m 

B7t  39L  445,  466,  484,  ML 
Kantone  s.  Schweiz. 
Kantonsrat  2ÖL 
Kapland  477.  üSL 
Kardinäle  532. 
Karl  L  (England)  ISÖ. 
Karl  II.  (England)  191.  401.  501. 
Karl  V.  (Frankreich)  43^ 
Karl  X.  (Frankreich)  513. 
Karl  d.  Kühne  ML 
Karoline  (Gemahlin  Georgs  IV.)  3fi2. 
Karolinger  311. 

Kastilien-Aragonien    (s.   a.  Ara- 

gonien)  lüi 
Katharina  L  ÖA^ 
Katharina  II.  :U9. 
^Kausalwissenschaft  ISi 
Kirche  4,  92,  108,  180,  228,  2^18  f., 

252,  283.  308,  31üf.,  356. 

365.  379.  397,  414.  417,  426,  428, 

430,  432,  mf.,  442.  473.  497, 

532,  555,  51L 
KircEen  379.  381.  382.  423. 
Kirchenrecht  357,  31Üf. 
Klassen,  volkswirtschaftliche  S5.f. 

IMf,  110,  565,  570,  701. 
Klassenwahl  ').'>4. 
Klfiber  3:<2. 

König  als  oberster  Lehnsherr  432  ff. 
Königreiche  und  Länder,  österr. 
128. 

Königsrecht  312. 

Königtum,  mittelalterliches 311. 427, 
429.  mf.y  431  f.,  4:39,  441.  473, 
549.  654.  656,  673. 

Königtum  von  Gottes  Gnaden  270. 
452,  513.  655.  65iL 

Koimperium  1383. 

Kollektivistische  Theorie,  s.  Welt- 
anschauung, kollektivistische. 
Kollektivtheorie,  s.  Staatstheorien.  1 
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Kolonialministerien  620. 
Koloninlpolitik,  moderne  I2L 
Kolonien  ()42. 

—  amerikanische  ÜJS,  .323,  402. 
501  ff.,  505,  637,  639j  704, 

 Eigentümer-  5QL 

 Krön-  501. 

—  au8trali.sche,  s.  Australien. 
Kolonisten,  s.  Ansiedler. 
Komitien  696. 
Kommunalfreiheit  615. 
Kommunalvcrbände,  s.  Verbände. 
Komuetenzkonflikte  774. 
Kondominium  383,  763. 
Kongostaat  6977733. 
Kongrcgationalisten  198. 
Kongrefs,  amerik.  5041,  523,  540. 

542  f.,  563,  593,  697,  710,  713, 
115,  716,  74L  IM.  —   

Konstantin  'ML 

Konstitution  (Begriff)  492,  511. 

Konstitution ,  s.  Staatsverfassung 
und  Staat,  konstitutioneller. 

Konsularverträge  I2L 

Kontinuität  der  Monarchie  674. 

Kontrasignatur  .')39.  670.  öÖ2» 

Kontrollen  (S.  a.  Garantien)  589.  772. 

—  politische  772. 

—  rechtliche  112. 

 administrative  772. 

 finanzielle  712. 

 parlamentarische  772. 

Konvente  517. 

Konventionen  505,  506,  574,  712. 
Kornorationstheorie,     s.  Staats- 
tneorien. 

KorporationsverwaltUAg  6?7. 
Kosmopolitismus 
Krakau  268. 
Krankenkassen  ti2Ö. 
Krause  ÖL 

Kreationsorgan,  s.  Staatsorgane. 
Kreisau.sschufs,  hessischer  ()24. 

—  preufsischer  624. 

—  sächsischer  624. 
Kreisstandschaft  533. 

Krieg  17,  265.  296.  302.  313.  526, 
540,  551,  593,  595f.,  636,  641^ 
663,  671, 680,  689.  693.  717.  719, 
720.  721.  723,  731,  734.  735.  TW. 
740,  743,  761,  m 

Kriegerherrschaft  ()98. 

Kriegsstaat  127. 

Kritik,  parlamentarische  772. 

Kroatien  478,  644,  643,  m 

Kroatien-Ungarn  740. 

Krönung  659,  690. 

Kronrecntc,  konstitutionelle  669. 

—  statutarische  669. 
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Kuba  3fiL 

KultgomcinHchaft  293.  305.  m 

KvilturwispeiiHchaft  IL 

Kunst  98,  IfiL 

Kurfurston  2m  532 f.,  SIL 

—  (inifst'r,  8.  Groföer  Kurfürst. 

Kynisnius  294,  42iL 


JLabonlayc  290^  ASM. 

LäntliMHtaat  fi4.S. 

Lafayptlr  40H,  508. 

Land  (Terminus)  125 

Land  {i».  a.  I>ozentralisation)  641  ff. 

—  integru-n-nde»  Stantsglied  6^ 

—  Neben-  635,  642^  644j  72i 

—  organisiertes  (>43. 

—  unorganisiertes  643. 
LandesausHchufs  G'M. 
Landertbehörden,  s.  Hehürden. 
Landesgesetze  deutsche  125- 

—  österreichische  üii2  f. 

—  ungarische  1  l*5. 
Landesgrsetzgebung  637  f. 
Landesorgane  638  ff. 
Landesparlaniente  r>;^  ff. 
Landesstaatsrecht  125 
Landes versiclierungsäinter  570. 
Landfrieden  313. 

Laniirat,  dreifacher  in  Glarus  707. 
Lan«irat  in  Uri  707. 
Lauilschatt  L2L 
Landstaat,  germanischer  3n. 
Landtag  125,  6^^7.  771. 
Landtag,  böhmischer  (^38. 
Landtag,  ungarischer  2GL 
La.ssall(i  94,  IM. 
Lebenskraft  146. 
Legislative,  s  (iese.tzgebung. 
Legislaturen,  s.  Parlament. 
L«'gisten  55,  3(K  426,  434^  436.  437, 

549.  üüL 

Legitimitntsprin/in  278. 

I^ehnsherren .  s.  reudalismus  und 
Staat ,  ständischer  und  mittel- 
alterlicher. 

Lehnsverhiiitnis  (s.  a.  Feudalismus 
lind  Staat,  ständischer  und 
mittelalterlicherj  473  f. 

Lcibniz  224,  4^ 

Leist  584. 

Le;turgien  298. 

Leopold  l 

Leopold  II  658^  680. 
Levcller  496. 

Lex  fundani'  ntalis,  s  Grundgesetz. 
Lex  regia  306,  511. 
Liberalismus,  s.  Parteien,  liberale. 
Lilburne  496. 
Lipsiuö  siüx 


I  Literatur  der  Staatslehre  52  ff.,  ß5  ff. 
t  —  historische  52,  ü5x 

—  phdosophische  65, 
j  —  soziologische  Q6. 

—  wirtschaftsgeschichtliche  fil, 

—  wirtschaftspolitischc  üL 
Locke  57,  58,  150.  162,  191.  128  f.. 

20ii  m  24Ö,  307,  4£!0f., 
449.  452.  484.  493.  498.  581  f. 

Lokalbehörden  619  ff. 
Lombardei  742. 
Lord- Iligh-Ste ward  43. 
Lord-Kanzler  4^ 
1  Lord-Protektor  496,  497,  498,  Ü25, 
Lostrennung  von  Staatsteilen  278. 
Louis  Philipp  513. 
Loyseau  126,  446,  448,  424. 
Ludwig  VI.  iM. 
Ludwig  XI,  435 

Ludwig  XIV.  32.  188.  458,  655,  656, 

657,  üüiL 

Ludwig  XVIII.  455,  511,  513.  514. 
Lübeck  214. 

Luxemburg,  s.  Staatsverfassung  und 

Niederlande. 
Lykurg,  s.  Spartanischer  Staat. 


Machiavelli  5L  74,  126.  127.  190. 

815,  44L  m 
Macht  (Terminus)  128. 

—  ethisch-historische  .H52ff. 
I  —  rechtliche  'dül  ff. 

Machttheorie,  s.  Staatliche  Recht- 
fertigungstheori«»n. 

Magistrate,  aufserordentliche  römi- 
sche 4S2, 

I  Magistratur  in  Kom  554  f.,  679. 
'       215,  22iL 

Magna  Charta  323,  399,  4ÜL 

Maiblumevertrag  265,  496. 

Majestätsrechte,  s.  Hoheitsrechte 
I       und  Souveränctätsrechte. 

Majoritätsprinzip  13><,  139,  49£i,  500, 
517,  519  f.  573,  670.  746.  242. 
'  .Mauegold  v.  Lautenbai  h  196. 

Maria  Theresia  220,  643,  ßöÜ. 

Marineverwaltung  489 
i  Marsilius  v.  Padua  197i  4^  458, 
I  5öiL 

:  Marx  85j  86^  lQ5f,  186,  22L 
!  MassacEiisetts  401^  464»  503. 
Mecklenburg  681. 

—  Schwerin  tiÜÜi 

Meinung,  öffentliche  99,  366,  571. 

Menschenrechte  240,  M  f.,  402  ff. 
I      4b4  5(Hi  5Üöf75öaf.,  516j  518^ 
'       587.  65iL  704,  705,  IM. 
I  Morovinger  812. 
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>MetApolitik  6Ü. 
Methode,  historische  40,  AI  flf. 

—  isolierende  ßÖff. 

—  juristische  17,  40,  4ä  ff. 

—  privutrechtliche  ÜLL 

—  staatsrechtliche  ML 
,  —  universelle  63  ff. 
/Methodik  24  ff. 

—  des  Staatsrechts  25. 
Metternich  4.'>7. 

Mexico  4»a  593,  752,  754^  7ü2- 
.Militärkonvention,  sächsische  liL 
^Mill,  J.  Stuart  241i  m 
''^Minister  349.  511.  512.  539.  544. 
602,  617,  620.  tkifif.,  Ilfif. 

—  preuföische  (s.  a.  Preufsen;  522. 
Ministeranklagen  667,  üiüL 
Miuisterverantwortlichkeit  376, 

511,  514,  520,  (>^0.  IlÜ 
Minoritäten  3^"»1,  521,  747,  771. 

—  -Vertretung  568. 

Mirabeau  5^ 

Mifstiauensvotum  772. 

Mittelalter  (s.  a.  Staat,  mittelalter- 
licher, u.  Königtum,  mittelalter- 
liches) 7,  33,  55  f.,  102,  104,  125, 
138,  142i  152j  180f.,  192, 
196.  197.  219.  238.  241.  252.  262, 
283,  306,  308,  309,  316.  3.33,  341, 
3üo;  391.  32firr~417.  424,  426, 
43Ü,  436j  440,  442f.,  44^,  4«0, 
493.  494.  555  f.,  575,  584^  61_L 
619,  054.  657.  678.  730.  738,  744. 

Mohl,  Robert  von  60  f..  83.  87.  96, 

178j  225,  242,  264,  289f.,  303, 

577.  56»  ,  598,  ß4iL 
Moliläii-Wallachei  242. 
Mommsen  308,  ML  492,  554,  555i 

556,  655,  672,  62si 
Monarch  487,  532,  545,  542  f.,  565, 

5fi8f.,  52ätM  592,  593,  605.  641, 

752.  222, 

—  als  Eigentümer  des  Staates 
65.'>f.,  6.^7,  738. 

 Gott  oder  als  Gottes  Stell- 

v^ertrcter  6."i4  f. 

 höchste  Staatsgewalt  6<j3. 

 Inhaber  d.  gesamten  Staats. 

gewalt  Ofil. 

—  —  RepräsentAnt  657. 

—  —  Staatsglied  und  Staatsorgan 
Ü5fif. 

Monarchie(s.a.Despotie,TheokrHtie, 
Tvrannis)  74,  125  f.,  öi^i  544  f., 
57'7f.,  604,  650,  651,  ti5il«',  TOiL 

—  ab:4olute,  s.  Absolutismus,  monar- 
chischer. 

—  Arten  620  ff. 

—  auf  Zeit  ß22. 

—  beschränkte  438.457.  674.  fi77ff. 

.)ellin(.k,  Dan  K«cht  dea  iiiuilernen 


Monarchie,  demokratische  577.  fiÖ2  ff. 

—  Erb-  Ü24f. 

—  konstitutionelle  (s.  a.  Staat  kon* 
stitutioneller)  323,  537,  542,  544, 
569,  573,  615,  685,  ütÜl^  TOÖ, 
713,  215. 

—  lebenslängliche  622» 

—  mit  einer  Mehrheit  monar- 
chischer Personen  870. 

—  parlamentarische  (s.  a.  Parla- 
ment u.  Regierung),  516  ,  652. 
»184,  685,  6ölit*.,  üöüff. 

—  patriarchalische  il^ry. 

—  ständische  .ICi  f..  533. 5()9. 679. 685. 

—  unbenctiränkte  (s.  Absolutii<mu8, 
monarchischer). 

—  Wahl-  532,  67L  ß24f.,  717,  m, 

—  Wesen  653  ff. 

Monarcliisch«?8   Prinzip  453,  4.54, 
456ff.,  487i  511,  517, 
688.  mL 

Monarchomachen  195.  442,  494.  586. 
Monismus  des  Staats,  s.  Staats- 
einheit. 
Montaigne  4^^8. 

Montesquieu  58,  74,  115i  226,  287, 
293,  299,  452,  4iS4 1.,  499,  504, 
509.  512.  5£i2tl.,  592.  650.  666. 
688,  71.%  770. 

Moratorien  'AiiH. 

Moser,  J.  J.  474. 

Müller,  Otfried  2äL 

Münzrecht  470. 

Munizipalverta.ssung  312. 


Rfachwahl,  s.  Wahl. 
Nume  des  Staats  1^  ff. 
Napoleon    III.   (s.  a.  Honaparte) 

345,  714.  242. 
Nassau  (Triersche  Lande)  454. 
Nation  112  ff. 

—  Definition  1 14. 
nation  129. 

Nationalversammlung  zu  Berlin  51fi. 

—  Frankfurt  339  f.,  516,  221. 

—  Wien-Kremsier  516. 
Naturrecht  11^  31,  33,  46,  52  ff.,  59, 

Ö2  ff.,  86,  100137  136.  137.  138, 
149f.,  1.52.  162.  186.  192.  193.  203, 
2Ö2  f.,  211  f.,  216,  21^  2,3:^240.243, 
2t)2, 264. 272,  aü2  f..  319,:  '.j  i ,  aMT. 
3;3<)trr^55,  361,  372,  391, 31111  ff.. 
4(11,  4ls^ 44li 443 ff".,  i5ü  ti'., 

1       iv:f,  Hilf.,  469.  474.  483.  490. 

493.  4ilÜff.,  503j  507,  537.  547. 
!       591,  724,  74.5.  755. 
I  —  absolutirttiHches  453. 
I  —  konstitutionelles  ;fc{8,  512.  513. 
i  51L 

Staaten.  L   ,L  Aufl.  £|Q 
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Naturrecht,  modernes  576,  705.  j 

—  neueres  611. 

—  reaktionäres  336. 

-  —  sozialistisches  M\. 
^Naturwissenschaft  3^  ^  ^ff.,  29^  '< 
69,  22ff. 

nazione  I2ä. 

Neapel  457. 

Nebenländer,  s.  Land. 

Neuerwerbungen     von  Gebiets- 
teilen Ü2Ö. 

Neues  Testament,  s.  Testament. 

Neu-Guinea-Kompanie  ()97. 

Neutralitfttabund  322. 

New  Hampshire  503. 

New  York  m 

Nidwaiden  707. 

Niederlande  12?<.  318.  338.  514,  615. 

746,  m  liHL  I 
Niederlande-Luxemburg  7^33,  735. 
Nihilisten  211 

Norddeutscher  Bund  ^  755,  756, 

Nonl-Karolina  501. 
Normannen  .'UP. 

Nornmnn»«nkönig  Wilhelm  488,  619. 
/X  Nonnen  ÜL 

—  politische  2LL 

—  Rechts-  19,  32L 

—  Willens-  2Ö. 
y—  Zwangs-  326. 
^ormwissenschaft  IQf.,  42. 

Norwegen  510,  G67,  66«, 
Norwegen-Schweden  SOT^  736i  739. 

740,  741,  m 
NufTTRkation  lAL 


Oberbefehl  über  das  Heer  ()0i2. 
Obstruktion,  parlamentarische  354, 

570.  HL 
Obwahlen  TQL 

Öffoutliehe  Meinung,  s.  Meinung, 
iirtentliche. 

Ökonomie,  politische,  h.  Volks- 
wirtschaft. 

Österreich  (s.  ..a.  Delegationen, 
österr.-ung.u.Österreich-Ungam) 
127  f.,  267,  270,  279,  297,  8.88  f., 
340,  38Hrlü2l7  452  f.,  455,  478, 
5Liflt  524.  Gl  5.  685,  nHl^  043. 

.    üb9.  734.  742.  251 

österreichische  Landesgesetze 687  f. 

—  Heichsgesetze  B87  f. 

Österreich-Ungarn  685,  788  ff. 

Okkupation  276  f.,  3«4,  390,  392. 

Oldenourg  7:i4. 

Oligarchie  694,  695. 

Organe,  S.Staatsorgane  und  Landes- 
organe. 


Organisation,  lokale  administrative 

610. 

—  lokale  richterliche  <>10. 

—  von  Nebenländem  (s.  a.  Land) 

620. 
Orosius  12^ 
Ortsstatut  618. 

Osmanisches  Reich,  s.  Türkei. 
Osnabrücker  Friedensschlufs  507. 
Ostindien  ü2Ö. 
O.^tindische  Kompanie  697. 
Ostrakismos  2i2iL 


Pädagogik  5. 

Papst  1%,  i8iif.,  441.  532.  557.  5IL 

—  in  Avignon  427.  4:i5. 
Parlament  (s.  h.  Monarchie,  parlam. 

und  konstitutionelle  und  Re- 
gierung, parlamentarische)  323, 
8:W ,  849,  362,  m  464,  4-54, 
41Mff.,  508,  506,  512,  53QTr533i: 
539,  MTf,  5472  M9,  569,  5^ 
561  ff.,  594,  605,  61if.,  616,  651, 
664.  fifiöTT  66S,  67Ö,  6S2.  ßi<atl, 
m  112  ff.,  717,  752,  754,  771, 
773,  224. 

—  GcMchäftsordnung  87^,  ü24f., 

—  Oberhaus  525,  586,  560,  582,  524, 
664,  669.  684.  723. 

—  Unterhaus  524,  536,  559,  560. 
616,  664,  684,  6^5. 

Parlamentarische  Rechte,  s.  Recht, 

ßarlamentarisches. 
ntersuchung  772. 
Parteien,  fortschrittliche  Hü. 

—  fragmentarische  HL 

—  liberale  59.  210,  241.  ^f.  512. 
629. 

—  parlamentarische  570. 

—  politische  (s.  a.  Politik)  Mff., 
220,  564. 

—  OTikale  110,  205. 

—  reaktionäre  lUL 

—  regierungsfähige  691. 
-  soziale  220,  5^ 

—  unechte  III. 

—  zufällige  III. 
Partialerneuerung  513. 
Partikularparlamente  öiÄ 
i*as8ivliürger  :^8. 
Patriarchaltheorie    s.  Staatliche 

Rechtfertigungstheorieii. 
Patrimonialtheorie    s.  Staatliche 

Rechtfertigungstheorien. 
Paul  L  m 
Peel,  Robert  685. 
Penn,  William  ÜÖL 
Pennsylvanien  479.  501. 
Perikles  295,  649.  702. 


Google 


Namen»  und  Sachregister. 


787 


Personalunion  17,  620,  Wi  732  ff^ 
HL 

Peter  der  Grofse  iM2. 

Peter  III  349. 

Petition  öf  Right  m  39S  f. 

Petitionsrecht  774. 

Pflege  (».  a.  Staatstätigkeit,  soziale) 

PHicht  s.  Verpflichtung. 
Phaleas  v.  Chalkedon  ^ 
Philipp  August  4H4. 

—  der  Schöne  318,  429.  481.  435. 
Philippinen  867. 
Phönizische  Kolonien  282» 
Phylen  üliL 

Physik  der  Staaten  ßü  f. 
Physiologie  der  Staaten  ßQ  f. 
Pisa  126,  42iL 
Pitt,  jüngerer  6H4. 
Pius  II.  s.  Sylvins,  Aen. 
Plan  of  government  5()4. 
Planta  Wh. 
Platner  2Ö1L 

Plato  88,  46,  5a  f.,  74,  118^  142. 

186.  189.  194,  210.  224.  2:37.  286, 

^f,  29Li  2ÜÜ,  221,  800,  303". 

537.  598.  645. 
Plebiszit  505,  506,  Öüäff.,  517,  521^ 

676.  llfi  ft*.,  m 

—  Verfassungs-  71 1. 
Pleonokratie  695. 
Plutarch  m 

Polen  271),  an  f.,  500,  508,  514. 

— -Ruf:^land  lASL 

Polis  3.  Stadtstaat  u.  Staat,  antiker. 

Politie  s.  Demokratie. 

Politik  (s  a.  Parteien,  politische) 
5,  LL  mflf.,  19,  20,  28,  aaf.,  40, 
49,  54.55f.,  üüffT9T,109,  IT^ 
220  .  222 f..  569,  602^  611. 
618.  617.  618.  641.  650,  679,  688. 

m 

Politisch  (Terminus)  15. 
Polizeistaat  s.  Staat  (Polizei-). 
Polnisches  liberum  veto  500. 
Polybius  55,  53L 
Pomponius  268.  555. 
Populu»  121. 
PortUi.'al  510, 
Postlimininm  22S 
PotenzH  128. 
Power  12Ö. 

Prärogative  449,  587,  588,  590,  602, 
614.  6(:4,  ÜßSL 

Präsenfationsrecht  von  Körper- 
schatten liliL 

Präsident  .m  523. 

—  amerikanischer  42. 5'21 . 540. 542  f-» 
578,  598,  697,  709,  710,  715,  716, 
717.  752. 


Präsident,  eidgenössischer  714. 

—  französischer   34^  f.,   566,  604, 
710.  714,  716.  717.  771. 

—  gewäliTrer  54S. 

—  republikanischer  603,  605,  668, 
671.  llfi. 

—  der  zweiten  Republik  603. 
Pragmatische  Sanktion  279,  238. 
Premierminister,    englischer  832, 

664.  666,  684. 
Preufsen  18,  82,  127.  128.  280,  270. 

278,81778^  840,850,  452^.515. 

51iif..  519.  522,  524,  540,  579. 

615,  616.  624,  689.  729.  784.  742. 

757,  165. 
Preufsen  (Hannover)  213. 
Prevost-Paradol  710. 
Priesterherrschaft  288,  628. 
Priestley  280. 

Prinzipat,  römisches  306,  309,  812, 
434.  585,  555.  654,  655. 

Privatrecht,  s.  Recht  (Privat-), 

Privy  Council  508.  505,  522. 

Proportionalvertretung,   s.  Wahl- 
recht, 
j  Protagoras  194. 

Protektor  (England),  s.  Lord-Pro- 
tektor. 

Protektorate  159,  727,  729. 
Proudhon  85. 

Provinzen  12L  6n,  642.  • 

Provinzialausschufs,  hessischer  H4. 
;  Provinzialbehörden  619,  Ü2L  1 

Proviiiziallandtage,  römische  554. 

Provinzialparlament  642. 
J  Provinzialrat,  preufsischer  624. 
i  Provinzialstände  612. 

Piovinzialsystem  612  ft'. 
I  Proxenie  802. 
j  Prozefsrecht  876. 

Psychologie  (s.  a.  Völkerpsychologie) 
lÜf. 

Psychologische  Theorie,  s.  Staat- 
liche Rechtfertigungstheorien. 
Pütter  331. 

Pufendorf  57.  58.  82.  138.  162.  170. 

198,  202  f..  452,  498.  499.  582. 
puissance  12£L 
Puritaner  188.  265.  425  f. 


Rainborow  497. 
Rassenlehre  TL 

Rat  im  antiken  Staat  302,  554,  SSL 

—  des  Gouverneurs  (Kolonien)  .504. 

—  grofser  in  Appenzell  J.  Rh.  707. 
Realsystem  621. 

Realunion  11.  478,  687.  689.  132  ff. 

—  eines  deutschen  Gliedstaats  mit 
eiucm  aufserdeutschen  Staat  IL 
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Rebellen9taateii,Rinerikani8che(von 

1861)  T47j  764j  7»i7. 
Recht  )m  ff. 

—  abgeleitetes  384,  420,  m 

—  abgeleitetes  eigenes  627,  679. 

—  ä£:yi)ti3che9  2ii2i 

—  afrikanisches 

—  als  soziale  Funktion  49^  liSS. 

—  assvriHches  2S2» 

—  aut'  Selbstverwaltung  G26.  ß2L 

—  dispositives  ÜL 

—  eigcncB,  des  Monarchen  auf  die 
Staat*«gewalt  547.  6HÜ. 

—  £inteilung  MiO. 

—  Finanzrecht,  athenis^chcs  302. 

—  griechisches  229  ff. 

—  indisches  2iiiL 

—  internationales,  s.  Völkerrecht. 

—  obiektives  (Rechtsordnung) 

3ü  f.,  46,  49^  1J>L  Ä  215, 
21h  ff.,  239,  24Ü ff.,  2Ü1  f.,  2ß4f, 

266.  23irr,  m  f.,     f-»  218, 

2ö2,a2iff.  ü^iÜff,  46:^  467, 
529,  541  t..  596,  660,  tMOH 
67Ö,  75«,  771,  ^ 

—  öffentliches  101,  25a  ff.,  30L 
^  tt-.,  m  ff,  371,  383,  396, 
398,  400,  550,  555.  612,  677,  678, 
m  lüB  ff  " 

 subjektives  302,  39äff.,  400, 

403  ff.  504.  547,  625,  660,  66L 

771.  m. 

—  parlamentarisches  497« 

—  persischen  282. 

—  positives  20,  ÜL 

_  Frivat-  102.  2M,  301.  307.  aii  f.. 
3^:t,  :;96  f.,  403  f. 

—  rönuschcs  299. 

—  Sozial-  372,  m 

—  Staats-,  9.  Staatslehre  und 
Staatsrecht. 

^  Straf-  Ülik 

_  ursprüngliches  384.  420,  43L 

—  Verfa!<8Ung9-  5 1 3. 
 formolles  513,  520, 

 materielles  518,  522  f.,  524. 

 ungeschriebenes  522. 

Verwaltungs-,  s.  Verwaltungs- 
recht. 

—  Völker-,  8.  Völkerrecht. 

—  zwiHchenstaatliches  129. 
Kechtfertigungdes  Staates,8.  Staatl. 

Rechtfertigung. 
Rechtsbildung  1«,  220,  249,  261  f., 
^  ff,  a5a  ff.,  469,  524, 

769. 

Recht-sdogmatik  16,  49. 
Rechtsgarantieii,  s.  Garantien. 
Rechtsgeschichte,  .s.  (ieschichte. 
Rechtamcrkmale  325.  520. 


Rechtsmittel  114. 
Rechtsordnung,  s.  Recht,  objektive». 
Rechtsordnung,  theokratische  359 
Rechtsprechung  817.  580,  585.  588, 

590,  595  ff.,  609,  614,  61Ö,  621  U 

651.  667.  m 

—  formelle  TIA. 

—  materielle  773. 

—  ihre  Unabhängigkeit  773. 
RechtsrcÜex,  s.  Reüexrecht 
RechtsBubjektivit&t  m.^  4i25,  636^ 

655. 

Rechtswissenschaft  6^  19  f.,  41,  56, 

IL  1^ 

—  vergleichende  36. 

Rechtszerstörung  769.  771. 
Rechtszwang  215  f.,  217,  219,  240^ 

326  f.,  3iiÖ,  im,  357,  366,  üQL 
Rechtszweck  2397^^247. 
Referendum,  s.  a.  Plebiszit 

—  fakultatives  711.  712.  ILL 

—  konsultatives  711. 

—  obligatorisches  712,  213, 

—  Vertassungs-  711. 
ReHexrecht  3ö8,  404.  401  f. 
Reformation  316,  320,  428,  43L  442. 
Regalien  4:38,  582,  584,  627,  tiM 
Regenten  518j  529,  533  f.,  568,  577, 

667.  672,  73571^2. 

—  Mit-  m  _ 

Regierung  129,  285,  323,  575,  Sffi, 
589.  590.  597,  601  f. ,  603,  606. 
613  f.,  639,  ü5L 

—  im  formellen  Sinne  604. 

—  parlamentarische  (s.  a.  Monarchie 
Parlamentär.)  3111 ,  515,  ßtäS  ff., 
715.  iir 

Begierungsrechte,  s.  Hoheitsrechte, 
reguo  125.  _  ^ 

regnum  313.  328,  495,  618.  m 

Reich  124.  .  „  . 

Reich,  Deutsches  (s.  auch  Kaiser, 
Reichskanzler,  Reichstag  usw.) 

.37,  2:^0.  266.  31L  m  gg,  i2ji 
476,  477,  4M  f.,  516,  51i,  519, 

522,  524.  534,  540,  575,  ^  U 
671.  ^695,  697,  698,  7:U.  TjjO, 
755,  759,  m  762,  7GÖ,  imL 

—  römisch  -  deutsches  127,  128, 
181  f..  196,  276,  309,  312,  314, 
317,  m  337,  ^  420  Tm  430  f., 
432,  436  f.,  439j  44L  454  f.,  473, 
48T:  495.  .532,  535,  557.  570.  571. 
656,  657,  73U.  i3L 

Reichsbeamteugesetz  415. 
Reichsbehörden  (s.  a.  Behörden)  522. 
Reichsgesetze,  österreichische  4i37  £ 
Reichshofrat  585. 
Reichskanzler  17,  522,  568,577, 
i  Reichsparlament  477. 
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Reich.sstandschaft  583. 

Reichstag  des  röm.  Reichs  535, 623. 

—  deutscher  18,  517.  534i  565^  568. 
575.  689,  697. 

Reiclisversic.hertingsamt  570,  624. 
Reichsverweser  liin. 
Reihendienst  2D2. 

Religion  108,  mL  117.  167.  2:^2, 
288,  243.  245.  260.  309,  820,  m), 
342  f. ,  856.  aai  f.,  402,  iüL  526, 
582,  584^  m 

ReligioniFreiheit  269.  400,  401.  402.  , 

Repräsentation  32i.  511_i  552  ff  , 
652,  6()2,  ÜÜL  6^  m  | 

—  absorptive  657,  ÜfiCL 
Repräsentantenhaus,  s.  Parlament. 
Repräsentativsystem   558  f.,    567.  | 

Repressalien  785. 

Kepublik  125  f.,  650.  651,  660.  668, 
671,  675.  698  ff 

—  antike,  s.  Staat,  antiker. 

—  aristokratische  ÜSS  ff.,  203. 

—  -Arten  ÜÜfi  ff. 

—  demokratische  74,  540.  57S.  .V76, 
604,  652,  62  f.,  m  Iii!  f!.,  ILi 

 mit    beratender    und  be- 

schliefsender  Volksgemeinde  lüL 

—  einfache  581,  ■'>86. 

—  mit  einem  einzigen  unmittel- 
baren und  primären  Organ 
696  f. 

—  mit  einer  Mehrheit  unmittelbarer 
Organe  696  f. 

—  mit    kori)orativ^em  Herrscher 

6S2  f 

—  oligokratische  698. 

—  parlamentarische  516.  544. 

—  patrimoniale  69'>. 

—  Fräsidentschaftsrepublik  685. 
114  ff. 

—  repräsentative  566,  708. 

—  —  mit  unmittelbar  demokrati-  [ 
sehen  Institutionen  710. 
ständische  68L  682. 

—  theokratische  695. 

—  unmittelbare  714. 
r^publique  126. 
Reservatrechte  760. 
Resolution  122. 
Res  populi  124. 
Res  publica  VM. 
Retorsion  735. 
Reufs  j.  L.  518. 

Revisionen  (s.  auch  Verfassungs- 
änderungen). 

—  Partial-  112. 

—  Total-  712. 
Revisionskammern  517. 


Revolution  202,  223,  22fi,  818. 
334.  -m,  345.  a50,  351.  458.  463. 
529.  665,  672,  ßSfi. 

—  amerikanische  818. 

—  englische 

—  französische  818,  3^  418,  452. 

—  von  1848  818,  389,  403.  452,  622. 
rpx  818,  323.  495.  618,  717. 
Rheinbund  276,  454,  510,  146. 
Rheinbundsakte  454. 

Rhode- Island  «m  401.  SQL 
Richter  (s.  a.  GencHte)  544^  566, 

568,  522  f.,  528  f..  597.  600.  604. 

678,  223. 

—  Berufs-  528. 

—  Friedens  502.  594.  614.  624. 

—  Laien-  578. 

Rirhterliche  Tätigkeit,  s.  Recht- 
sprechung. 

Richterstellung,  persönl.,  des  Mon- 
archen ^61. 

Ritter,  K  24. 

Rom  fs.  auch  Staat,  römischer, 
Magistrat,  Prinzipat,  Senat) 
22,  55,  511,  115,  124,  180,  190, 
195.  262.  80.Vffr  809,  821  f.,  84L 
•864.  321.  396.  425.  445,  4Ü2T, 
554,  610,  654.  655.  670,  698,  626. 

Romanow  817. 

Rousseau  57.  58.  83.  84,  106,  138. 
152, 158, 162.  184.  189,  19L  2Ö4T, 
209.  242,  287.  819,  889,  841,  398, 
392  f.,  45L  458,  462,  469,  484. 
500,  508,  553,  SfiTT,  564^  567i 
570.  590.  602.  r>89.  204. 

Rumänien  526,  651088,  734,  242. 

Rufsland  32.  291,  äl2.  ML  849, 
478.  640,  641.  649,  659,  663,  682. 


Sachsen  620.  677,  734,  224. 
Sachsen-Altenburg  518. 

—  -Koburg-Gotha  672,  7jL  240. 
 .Meiningen  518. 

—  -Weimar  518,  620. 
Saint-Simon  67,  .85^  89,  95i  IfiS. 
Salbung  654,  659. 
Salisburv.  Johann  von  142. 
Sanktion.srecht521.  551, 6<i8. 668,692. 
Sardinien  275,  457,  514.  62L 
Savigny  88jL  871,  38Ü. 
Schiedsgerichte  der  Unfall-  u.Invali- 

ditätsversicherung,  s.  Gerichte. 
Schiedsgerichte,  internationale  740. 
Schleiermacher  60,  185. 
Schleswig-Holstein-Lauenburg  388, 

742. 

Schlüter  60,  82,  584. 
Schmittheuner  282. 
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Schutzgebiete  QA2, 

—  deutsche  159,  894.  410.  ML  6^  ff  » 

Schutzgewalt  894^  639. 
Schutzstaat  727,  728,  122. 
Schweden  311 640,680,681. 
— Norwegen,    siehe  Norwegen- 

Schweden. 
Schweiz  37,  128.  280.  318,  402,  457. 

477,  506j  510,  ^f.,  52L  ^ 

564,  C04,  70L  709i  714.715.752; 

762,  768. 

Selbstbindung  des  Staates,  s.  Selbst- 
verpflichtung. 

Selbstherrschart  des  Staates  475 ff. 

Selbstorganisation  des  St  aates  42Ü  ff. 

Selbstverpflichtung  des  StÄates 
857  ff.,  462  ff, 

Selbstversammlungsrecht  d.  Kam- 
mern 664i  690,  HI. 

Selbstverwaltung  fs.  a.  Dezen- 
tralisation) filüff.,  77Q,  222. 

—  aktive  (hiL 

—  bürgerliche  617. 

—  englische  (s.  a.  England)  419. 

614  616,  fi2af.,  m 

—  individuelle  681. 

—  körperschaftliche  617. 

—  kontinentale  Ü14ff., 

—  obrigkeitlirhe  680. 

—  passive  631. 

—  Verbands-  625,  68L 

—  wirtschaftliche  680. 
Selbstverwaltungsämter  615. 
Selbstverwaltungskörper  627^  662. 

667.  IM. 

Self-government  (s.  Selbstverwal- 
tung, englische). 

Senat,  amerikanischer  42»  521.  598. 
716.  752,  778. 

—  im  demokratischen  Bundesstaat 
573. 

—  französischer  512. 

—  der  freien  Städte  588i  671,  675, 
714.  IhL 

—  römischer  5:^5,  555,  696. 
Seneca  886^  55£l 
Septennialbill  (1716)  m 
Sezession  747,  76L  2M.  26L 
Shakespeare  127. 

Sidney  Alg  UO,  198,  2D3. 
Siebenbürgen  680. 
Siebenbürgische  Hofkanzlei  Q2Q± 
Siev6s  59,  889,  402.  düL 
Sitfe  4,  97,  Ii>9. 
Sittlichkeit  m 

Sklaven  214.  282.  284.  287.  315, 

404,  410,  701,  iQfL 
Sklavenstaat  894,  lüL 
Smith.  Adam  240. 


Smith,  Thomas  452,  5^ 
Societas  civilis  82. 

—  domestica  82. 

—  sine  impcrio  82. 
Sokrates  294,  m  298,  ML 
sole  Corporation  M9f. 
Solidarinteressen  244.  2ä2ff., 

720. 

Sophisten  54,  185,  189,  2S4.  221 
Souveräne  Funktion  der  Gesetz- 
gebung 460. 
Souveränetät  (s.  a.  Staat,  souveräner 
und  Staatsgewalt)  276,  421  ff-, 
460,  461  f.,  470  f..  472  f..  719.  722, 
727,  228. 

—  beschränkte  482,  488. 

—  Definition  467. 

—  Doppel-         488.  536,  m 

—  fragmentarische  482,  4^8. 

—  Fürsten-  452.  4MT7  458,  459. 

—  geminderte  4>^2.  488. 

—  geteilte  482,  262. 

—  National-  4o2,  459,  658,  620, 

—  Organ-  443,  458,  460,  4^ 

—  Parlaments-  509. 

—  relative  482,  488. 

—  Staats-  448.  451,  4ßa  483. 

—  staatsabsolutistische  450. 

—  Volks-  84,  138.  m,  893,  443  U 
446  f.\  458,  457,  458,  459,  485, 
MÖf  ,  5ö8f.,  MO,  Ö62f.,  ^ 
590,  658,  689,  690,  696.  ^ 

Souvcräuetätsbegrirt",  negativer  440, 
447,  451,  460,  4fil 

—  positiver  447.  451,  460.  467. 
Souveränetätsrechte  44Ü  ff.,  454. 
Sozialer  Staatabegriff   s.  Staats- 
begriff. 

Soziale  Sitte  22  f. 

Sozial-Ethik  2ß  f. 

Sozialgeschichte  s.  Geschichte. 

Sozialismus  85,  87,  94,  104.  106. 
nSf..  186,  189,  192.  207.  m 
214,  216  f..  245,  28  ).  341,  8^2 

Soziallehre  des  Staates  s.  Staats- 
lehre. 

Sozialrecht  s.  Recht. 

Sozialverhaltnisse .  untermensch- 
liche s.  Staat  (Tier-). 

Sozial  Verträge  s.  Staatsgründende 
Verträge. 

Sozialwissenschaften    s.  Gesell- 
schaftswissenschaften. 

Sozietätsbegriff  der  Jurisprudenz  92. . 

Soziologie  82  f.  ' 

Spanien  M2,  44L  SU. 
518.  (i8iL 

Spartanischer  Staat  280.  290  f.,  296. 
Spencer,  Herbert  ßö,  ßfi,  23  ,  87, 
98,  207,  24L 
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Spinoza,  5L  150j  Ififi  f.,  205  ,  208, 

2ÖÖ  289.     

Sprache  4.  113,  117,  167. 
Sprachwissenschaft  4^  78i  117. 
ötaat  (Termiuusj  126^  127^ 

—  abendländischer  22,  32. 

—  absoluter  s.  Absolutismus. 

—  afrikanischer  22. 

—  altorientalischer  22,  180,  28Q  ff., 
822.  3ö4,  654.  693. 

—  antiker  (».  a.  Stadtstaat,  Staat, 
hellen.,  Hellenen,  Kom,  Staat, 
römischer  u.  Spartan.  Staat)  7, 
TiL  lOL  28L  229  f.,  306, 
m  f.,  311  f.,  318j  321  f.,  323, 

3M,  3ö2,  m  CTm, 

440,  476,  553^  581.  61U,  B43,  650. 
657.  679.  695.  701.  703.  719.  720. 

—  cEnstlicher  3i,  k:38  f.,  310,  365, 
39L  —  — 

—  dezentralisierter  612. 

—  dualistischer  s.  Dualismus. 

—  Einheits-  2«2,  39^  ^  f.,  422  f., 
m,  637,  643,  fiüß,  224,  232  f., 

SÜf,  754.  760,  762,  766. 

—  Flächenstaat  123ff,  55ü, 

—  halbsouveräner  474. 

—  hellenischer  (s.a.  Hellenen)  ^^fi. 
Ü12. 

—  israelitischer  (s.  a.  Testament, 
Altes)  190.  Ml  f.  283  ff. 

—  Klein-  26L 

—  konstitutioneller  M,  3^,  483. 
499.  512,  575.  Ü2Q. 

—  Lebns-  s.  mittelalterlicher. 

—  mittelalterlicher  (s.  a.  Mittel- 
alter; Monarchie,  ständische; 
Republik,  ständische;  Feudalis- 
mus) 7,  55,  73,  24L  280  ,  293, 
3ÜS  ff.,  321_i  473,  476i  502  ,  532. 
537,  555.  679,  m. 

—  moderner  ilü  ff'.,  42flL 

—  monistischer  312,  316,  32L 

—  nationaler  34. 

—  nicht  souveräner  275,  384,  475. 
429  f.,  4iÜ  f ,  488,  726,  m  25D. 

—  Ober-  482j  728^  730^  73L  737, 
754. 

—  parlamentarischer  690. 

—  Polizei-  232,  236,  240.  582. 

—  polynesischer  ]*2^ 

—  Rechts-  34,  24L 

—  repräsentativer  (s.  a.  Republik, 
repräsentative  u.  Repräsentativ- 
sy Stern)  560,  567,  571,  574, 

—  römischer  (s.  a.  Rom)  124,  280, 
3ü5ff. 

—  souveräner  (s.  a.  Souveränetät) 
275,  384.  443.  451.  460.  475. 480  f., 
4S2,  726t  728,  750. 


Staat,  ständischer  (s.  Monarchie, 
ständische  u.  Feudalismus). 

—  Tier-  29  f..  130,  52jL 

—  Unter-  482,  729.  730.  754. 

—  Welt-  294,  295,  423. 

—  als  Wirtschaftssubjekt  107,  37.S. 
Staatenbildung  s.  Entstehung  der 

Staaten. 

Staatenbund  583,  687,  722,  730,  737, 
740,  74L  243  ff.,  750,  7fl?r~^  

—  gesellschaftlicher  744. 

—  korporativer  744. 

Staatcngesellschaft  llfi. 

Staatengründung  s.  Entstehung  der 
Staaten. 

Staatenhaus  573,  252. 

Staatenkörperschaft    s.  Staaten- 
korporation. 

Staaten koilegien  752. 

Staaten  korporation  745.  753. 

Staateukunde  9. 

Staaten,  mittel-  u.  sfiditalienische 
22Il 

—  süddeutsche  226. 

Staatenstaat  23Ö  ff.,  754,  766. 
Staatensukzession  271. 
Staatensysteme  693,  720,  249. 
Staatenverbindungeu  472.  218  ff. 

—  im  enteren  Sinne  225  ff. 

—  im  weiteren  Sinne  72Ö.. 

—  nicht  organisierte  22i» 

—  organisierte  7J4. 

—  scheinbare  72ö. 

--  staatsrechtliche  725. 

—  völkerrechtliche  725. 226 ff.. 765 f. 

Staaten  Verträge  70L  721,  724,  25if., 
7.')8  ff. 

—  Auslieferungsverträge  22L 

—  Einzelverträge  721. 

—  ewige  2liL 

—  Friedensverträge  507,  222. 

—  Konsularverträffe  7'>1. 


Konsularverträge   

—  Verwaltungsverträge  (s.  a.  Ver- 
waltungsvereine u.  -Bündnisse) 
722.  m. 

—  Zessionsverträge  222. 

Staatliche   Rechtfertiffuntj   122  ff.. 

213ff,  229. 
Staatliche  Rechtferticunfirstheorien 

129  ff.  .  e 

—  ethische  210  ff. 

—  familienrechtliche  190  f. 

—  Machttheorie  185  ff 

—  Patriarchaltheorie  19üf.,  263  f. 

—  Patrimonialtheorie  159^  l<i2  ff., 

m  f.,  458,  548,  65ä,  65&,  657, 
660.   ' 

—  psychologische  Theorie  212  f. 

—  Rechtstheorien  190  ff.,  2üL 
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Staatliche  Rechtfertipingsthconcn : 
reliffift»-theoloRi«che  Theorie  (s. 
a.  inicokratitoTTOf.,  •458,657.060. 

—  gaohcnrechtliche  lS2f. 

—  Vertra^sthoorie  IM  ff-,  2a!i». 

StAatsämter,  s.  Ämter. 
Staatsiinpehörigkeit  ^  ^ 
Staatsauklagen  42^  5->3.  593,  llih 
Staatsbepritt  130  f..  IM  ff. 
 juristischer  175  ff..  280. 

—  sozialer  Ifil  ff., 
Staatsbegründung,    s.  Staatliche 

Rechtfertigung. 
Staatsdefinitionen  4^  69,  173i  llfi» 

25>;,  420,  im 
Staatsdienervertrag  üi^  i 

Staatsdienst  616.  i 
Staatseiuhoit21i2ff.mmjMf.,  I 

3i5f.,  aiiff,  ma^j^f^  1 

•m  m  435  f.,  m  411  446,  ! 
^  4H5,  1^<L  49L  610f, 
657,  6.SH.  650,  tiülL  ^  ülß. 
Staatselement,    ».    Elemente  des 

Staats  , 
Staatsformen  538.  ßlii 

—  Einteilung  L115  ff. 
 nach  politischen  Unterschie- 
den .. ,    ,T  .  u- 

_  —  nach  rechtlichen  Unterschie- 

—  Einteilungsversuche    646i  648j 
649.  fiü2. 

Staatsfragmente  (s.  a.  Land)  475, 

ß86,  637,  63H.  tÜL 
Staatsfunktioiien  580  ff.,  £2iLl  tl. 
  dezentralisierte  filS 

—  Eintrilung  ff. 

—  formelle  (subjektive)  590,  ^ 

S2äf-  .  .       I  u 

—  Geschichte  der  Funktionenlehre 

—  ^terielle  (objektive)  590,  ^ 

598  f 


  zentralisierte  ßlS- 

Staatsgebiet  Iii  f..  273,  276,  m  U 

aai  ff,  ^ 

72H.  729.  751,  754i 
_  Unteilbarkeit  im 
Staats^rt.richtshnf  m 
Staatsgewalt  (s.  <iewaltenteilung 

und  HerrschergewaltllLL  lMn., 

liil  ff-,  llüff.i^ff"  Mi)  ff  ,  Iii 

—  einheitliche  593. 

—  faktische  lUK 

—  fragmentarische  482. 

—  re«'htliche  113.  ^ 
_  souveräne  113  f,  llü  f.,  458,  482, 

—  gleich  Souveränetät  l£Ä 


Staatsgewalt, Teilung  der  (s.a.  Gc- 

waltenteilung)  ISL 
Staatsgründende  Verträge 

—  Gesellschaftsvertrag 

205f ,  265,  a22.  457,  m  li^ä 

—  ^nd^^ertrag  ^ 

—  rflanzungsvertrag  ^5,  401,  liffi^ 
501 

—  Sicherungsvertrag  2ß^ 

—  Sozialvertrag,  s.  GeselUchafts- 

vertrag. 

—  Subjektionsvertrag  m  f., 
2^''  205,  277,  m  4oL 

760.  ^ 

—  Unionsvertrag  82i  202» 

—  Unterwerfungsvertrag,  s.  SuD- 

jektionsvertra^. 

Staatshäupter  m  ^  ^ 
601,  ß4        m  652,  im  bW, 

i       673.  <)74.  m 

Staatsideal,  s.  Typus,  idealer. 
1  Staatskunst,  *  Politik. 

Staatslehre  (s.  a.  Geschichte  der 
'  Staatslehre). 
I  —  allgemeine  9  f 

'  Soziallehre  des  '*^tfs  IJ. 

24,  40,  19  f.,  61.  120,  121  ff-, 

 Staatsrechtslehre  Uf,  19  f- 

40,iaff-,  58.  ÜUf.,  m  m  l^f  ^. 

mu  328,  32i»ff..  3x1  ff. 

—  besondere  9f 

 individuelle  10,  21. 

 spezielle  10,  21. 

Staatsroetaphysik  ÜL 
Staatsorgane  26L  %a 

Hji,  lüü,  lö6f.,  äiäift.,  5düff^ 

546  ff.,  612.  . 

—  aufserordentlichc  5M  i. 

—  einfache  mU  ^  ^ 

—  Einzel-  573. 

—  fakultative  Ml. 

  fresetzgebende  598,  fiüiL  QiL 

_  hr.chste  (8.  a.  Monarch  u.  SUat5- 

häupter)  Iii.  2iLL  479^  ^Sl.  ^ 
52^^.540ff,  ML  551,  566, J6^/-' 
5781  581,  m  604,  ML  «172,  tili 

716. 

—  kollegiale  568.  573. 

—  Kreation»-  &JÜ  f  ,  557,  57L  Äi«. 
677.  11^ 

^  kreierte  532.  ^  . 
-mittelbare  il3  ff.,  5ßl, 

578.  ÜlL 

—  normale  531  f. 

—  notwendige  544. 
_  potenzierte       f..  Ml,  Ma* 
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Staatsorgane,  primäre  532  f.,  54Q  f., 
M2f.,  552,  511  f.,  573,  52äf., 
577.  677.  714. 

—  repräsentative  552  flF. 

—  richtende  598. 

—  sekundäre  532 f.,  540 f.,  542 f., 
552,  521  f.,  524  f.,  520  f.,  57S, 

—  selbständige  53A  f.,  544. 

—  souveräne  44S. 

—  Teil-  531.  535.  568. 

—  unmittelbare  ^ff.,  545^  5n4j 
571,  522. 

—  unselbständige  534  f.,  544. 

—  verwaltende  598. 
Staatsorfranstellnng  548. 
Staatsorgauzuständigkeit  550. 
Staatsrat,  amerikanischer  752. 

—  engl.  498. 

Staatsrecht  im  engeren  Sinn  326  f., 
32Hf. 

—  im  weiteren  Sinn  31h  f.,  380. 

Staatssekretär  21h. 
Staatsservituten  393. 
Staatssittenlehre  Sfi. 
Staatsstreich  m  4»',3,  714. 
StaatstätigkeitTfreTeliOl  f. 

—  gebundene  60^  ßö5  f. 

—  herrschaftliche  387,  603,  ßQfi  f., 
609. 

—  obrigkeitliche  s  herrschaftl. 

—  soziale  387,  603j  ßDfi  f.,  m 
Staatsteile  481,  619,  620. 
Staatstheorien  IM  ff. 

—  Rechtstheorien  155  ff. 

—  —  Anstaltstheorie  15S  f. 

 Obiektstheorie  152  f.,  65S. 

 Subjektatheorie  157,  162  ff., 

175,  656. 

 Verhältnistheorie  152  f.,  160  ff. 

—  Soziale  Theorien  131  f,  IM  ff. 
 Herrschertheorie  13Ü  f. ,  531. 

536,  538, 

—  —  Kollektiv-  oder  Verbands- 
einheitstheorie 5fi,  152  ff. ,  166, 
121  f.,  175,  274,  536,  658  ,  660, 
661. 

 Korporationstheorie  s.  Kol- 
lektiv-. 

 Naturdasein  vom  Staat  135. 

 organische  Theorien  lü  ff. 

 Staat  als  Tatsache  IM  f. 

 Staat  als  Volk  138  f.,  53iL 

 Zustaiidstheorie  lüß  f. 

Staatsumwälzungen    s.  Revolu- 
tionen. 

Staatsverfassung  (s.  a.  Verfa.«»8ung8-) 
m  ff.,  512  ff. 

—  biegsame  5liöf.,  524. 

—  formelle  494  ff. 


Staatsverfassung,  konstitutionelle, 
als  identisch  mit  Verfadsuucr 
499. 

—  materielle  492,  5Ö5, 

—  monarchische  509,  563. 

—  oktroyierte  514. 

—  paktierte  514. 

—  repräsentative  (s.  a.  Repräsen- 
tativsystem, Republ.,  repräsen- 
tat  u.  Demokratie,  repr.)  548. 

—  republikanische  (s.  a.  Republik) 
509,  563 

—  starre  52D  f.,  522.  524. 
Staatsverfas.<»ungen ,  australii^che, 

8.  Australien. 

—  badische,  s.  Baden. 

—  baverische,  s.  Bayern. 

—  belgische,  s.  Belgien, 

—  dänische,  s.  Dänemark. 

—  deutsche  Gliedstaaten  seit  1848 

—  deutsche  Staaten  (1814—1848) 
514. 

—  europäische  503,  562,  tM. 

—  finnländische,  s.  Finnland. 

—  Frankfurter  Reichs-  340,614,734. 

—  hessische,  s.  Hessen. 

—  italienische,  s.  Italien. 

—  kontinentale,  s.  europäi<»che. 

—  Luxemburg  (s.  a.  Niederlande- 
Luxemburg)  338. 

—  mittel-  und  norddeutsche  nach 
der  Julirevolution  514. 

—  moderne  494  f. 

—  niederländische,  s.  Niederlande. 

—  norwegische,  s.  Norwegen. 

—  österreichische,  s.  Österreich. 

—  polnische,  s.  Polen. 

—  portugiesische,  s.  Portugal. 

—  preufsii^che.  s.  Preufsen. 

—  ruinüiiische,  s.  Rumänien. 

—  schweizerische,  s.  Schweiz. 

—  spanische  's.  a.  Spanien)  [vom 
l£L  April  18:^4]  hlA. 

—  sfiddcutsehe  Staaten  456. 
 (von  1818—1820)  514, 

—  ungarische,  s.  Ungarn. 

—  wiirttembergische,  s.  Württem- 
berg. 

Staatsverwaltung,  s.  Verwaltung. 
Staafsvolk  (h.  Volk). 
Staatswirt.schaftslehre  107. 
Staatswissenschaften  4.f.,  6j  11  f.,/ 
2«ff.  ^ 

—  im  «Migeren  Sinn  fi. 

—  praktische  filL 

—  theoretische  60, 

—  im  weiteren  Sinn  6. 
Staatszwecke  223  ff..  594. 

—  ethische  237  f. 
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Staat«z wecke,  exklusive  247  f.,  25& 

—  konkurrierende  242  f.,  256. 

—  Kulturzweck  251  f., 

—  Machtzwpck  250,  595. 
-»  metaphysische  2Sx. 

~  Recht«zweck  ^  2üDf.,  272, 525. 

—  Selbstzweck 

—  Sicherheitflzweck  248 ff.,  250f. 

—  Vcrwaltuncszweck  2hL 
Staatszweckstheorien  2^  ff. 

—  absolute  2^5. 

—  eudämonistisch-utilitarische 
2ü5ff. 

—  expansive  23äß~,  '241. 

—  limitierende  ^ff.,  24L 

—  partikulare  obj.  224. 

—  relative  243  ff. 

—  relativ-konkrete  ^  242»  24L 

—  subjektive  22tL 

—  universale  objektive  224  f. 
Stadt  125. 

Stadtrat  529. 

Stadtrepiibliken ,  mittelalterliche 

315.  429  ff'.,  696,  m 
Stadtstaat   (s.   a.  Staat,  antiker 

u.  hellenischer)  L2iff.,  292  ff., 
305.  311.  315,  422  f.,  4aL 

Stadtverorduetenkollegien  579. 

StÄdte  312,  493.  626.  ti2L 

—  freie~deut»che  457,  696,  715, 
Stände  128,  ML  ßSÖ  ff. 

—  niederländiHche  128. 
Ständerat  128,  522. 
Ständetag  Ö'S'<. 

Ständeversammlung  557,  612. 
Stahl  65.  109.  15«,  178,  181.  188. 

227^  238, 242, 289, 300, 303, 338,598. 
Stammesgemeinschaft ,  natürliche 

113.  a5fi. 
Stamme.shänptlingschaft  filL 
StammeHkönigtum  311. 
Standesstimmen  128. 
Standing  Orders  524. 
State  121 
Statistik  9,  25. 

—  soziale  81. 
stato  126. 
Status  12L 
Status,  aktiver  405. 

—  negativer  405* 

—  passiver  405. 

—  positiver  40.5. 

—  publicus  127. 

—  rei  publicae  124,  12L 

—  Rom  an  US  124. 

Stein,  Lorenz  von  85,  87,  95,  102, 

237  564. 
SteTTvertTefung  18^  568,  5TL 

—  gebundene  557. 
Stephanus  123. 


'  Steuerbewilligungen,  st&ndische IM. 
Steuern  44,  ^  484,  626,  630,  ßÜL 
Steuerzensus  61«9,  70L 
8toa  169,  208,        305x  864i  4^f. 
Strafford,  Eärl  of  362,  4^57 
Strafrecht  325. 
Suarez  19L 

Subjektionsvertrag ,    s.  Staats- 
gründende  Verträge. 
!  Söddakota,  s.  Dakota, 
j  Sudkarolina  .50»>. 

Sukzessiousordnunjg,  s.  Thronfolge. 
'  Suspension  der  Minister  669. 
1  Svarex  206,  458,  45L 

Swift  m 

Sylvins,  Aeneas  42^  f.,  426. 


1  Tacitus  532. 
Technische  Erfindungen  ^  104. 
Teilemeuerung  574. 
Teilorgane,  s.  Staatsorgane, 
terra  125. 
terre  125, 

Territorialstaatsrecht,  s.  Staatliche 

Rechtfertignngötheorien. 
Territorien  12L  317,  332. 

—  deutsche  315,  ^H,  337,  58.5.  SSL 

—  nordamerikanische  268.  480. 
TertuUian  180. 

Testament,  Altes  (s.  a.  Staat, 
israelitischer)  190,  195.  283,  285, 
330.  442,  495.  654. 

TesUment,  Neues  139,  142,  lS2f. 
'  Theokrasie  3Ö9. 

Thookratie  (s.  a.  Monarch  als  Gott 
und  Monarchie  und  Staatliche 
Rechtfertigungstheorien)  2^  U 
359.  651,  653. 

Thiers  513,  710. 

Thomas  von  Aquino  197. 

Thomasius  58. 

Thouret  408. 

Thronentsagung  672. 

Thronfolge  MS,  6G3,  674,  676,  022» 
683,  73a 

Thronmüudigkeit  518. 

Thronwechsel. 

Thukydides  295,  304,  425, 

Tiergesellschaften  s.  Staat  (Tier-). 

Tierstaat,  s.  Staat  (Tier  ). 

Timokratie  694. 

Tittmann  289. 

Tocque\nlle  487, 

Tribut  282,  474,  73Ö, 

Tudors  558  f 

Türkei  173,  481  f.,  635,  73a  744^  IM. 
Typen,  gemischte  537,  652. 
— ^  geschichtliche  des  Staats  2b!üff  t 
654  ff. 
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^Tjpus  ^ff.,  32  ff. 
^  —  Daseins-  38,  5i 


—  empirischer  Mf.,  54,  57,  221, 
233,  28L  m 

—  Entwicklungs-  38,  55. 

—  idealer  33,  53  fT  59,  134,  149, 
220,  m  m  287.  Wl.  m488. 
610,  612,  705,  m 

Tyrannenmord,   siehe  Monarcho- 

machen. 
Tyrannis  65L  65L 

€lpian  124,  196  371,  55L 

Umbildung  des  Staates  225. 

Unabhänprigkcitserklärung  d.  Ver- 
einigten Staaten  504.  506. 

Ungarn  125,  267,  279,  317,  383,  478, 
516,  5ia  620,  040,  659,  667, 
BSQf,  689i  690,  730BM.  — 

Union,  nordamerikanische,  s.  Ver- 
einigte Staaten. 

Unionen,  s.  Verwaltungsvereine. 

—  monarchische,  s.  Personal-  und 
Realunion. 

Unionsvertrag,  s.  Staatsgründende 
Verträge. 

Universalistisch,  siehe  Weltan- 
schauung, universalistische. 

Untergang  d.  Staates  252  f.,  276  ff. 

Unterrichtsverwaltung  489. 

Unterwerfungsvertrag,  s.  Staata- 
gründcnde  Vorträge. 

UnVerantwortlichkeit  der  Staats- 
gewalt 490,  672,  673,  £15. 

Unwiderstehlichkeit  der  Staats- 
gewalt 490. 

Uri  m 

Usurpation  676. 

Utopien,  8.  Typus,  idealer. 

Vasallenstaaten  (s.  a.  Staat  [Unter-]) 

Vattel,  E  de  m 
Venedig  125,  428. 
Venetien  742. 

Venezuela  4H0,  752i  754»  TßSL 
Verantwortlichkeit  (s.  a.  Minister- 
verautwortlichkeit)  673, 675,  ILL 

—  diT  höchsten  Beamten ,  siehe 
Ministerverantwortlichkeit. 

—  Individual-  527.  772. 

—  der  Kammermitglieder  771. 

—  Kollektiv-  527. 

Verbände  52ß  f.,  612,  6^  625,  ßSfi. 

—  deliktische  530. 

—  familienrcchtliche  610. 

—  genossenschaftliche  395. 

—  herrschaftliche  395,  üfif.,  420, 
m  477,  555,  55L 


Verbfinde,  kirchliche  (s.  a.  Ge- 
meinde, kirchliche)  627,  IÖ4. 

—  kommunale  (s.  a.  Gemeinde)  88, 
92,  mi  f.,  390,  473,  477,  533, 
545.  555,  557.  559.  625.  627.  642; 
662,  667,  IM. 

—  nicht  staatliche  418, 476,  481.666. 

—  öffentlich-rechtliche  378  f.,  41 1  f.,. 
451.  545,  518  f..  625. 

 aktive  625,  ß2ß. 

 passive  625. 

—  private  625. 

—  sozial-politische  545. 

—  verbotene  530. 
Verbandseinheit,  s.  Einheit. 
Verbandseinheitstheorie,  s.  Staats- 
theorien. 

Verbandsgewalt,  herrschende,  s. 
Staatsgewalt. 

—  nicht  herrschende  41^  ff. 
Verbandsorgan  52  ff.,  545. 
Verbandsorganisation  671. 
Verbindun^sformen  der  Staaten. 

—  organisierte  92» 

—  unorganisierte  92. 

Vereine  (s.  a.  Verwaltungsvereine) 
4j^92,  102  f.,  357^  379,  4M  f. 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika 
37,  &  101,  102,  138,  183,  230, 
268,  318,  362,  377,  40ÖTT  ^ 
40^  110,  418,  452,  470,  472,  476, 
ML  486,  493,  497i  504.  506.  519, 
521,  523,  537,  540,  54 '^TT  otiO. 
5fi2f.,  564,  SiafTIIL      f.,  600, 

689.  6977^01.  708,  709,  710, 
713.  714,  716,  717,  747,  75u,  752, 
761.  762.  764,  765,  m  7677  773. 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika 
(Staatenbund    von  1776—1787) 

506,  m  _ 

—  von  Brasilien,  s.  Brasilien. 
Vereinsgewalt  21fi  748,  745,  747. 
Verfassung,  s.  Staatsverfassung. 
Verfassungsänderung    16,    2£l  f., 

348,  4Mi  469,  470,  4>iüf.,  492, 
498,  500  f.,   50577  509,  5JM, 
517  f.,  520,  523,  535,  543,  574, 
668,  711,  717.  747.  764,  765. 
Verfassungseid  (s.  a.  Eide,  politische) 

690.  IlL 
Verfassungsformen  648  ff. 
Verfassungsgeschichte  491. 
Verfassungsgesetze,  s.  Gesetze. 
Verfassungsgesetzgebung  (s.  auch 

Recht  [  Verfassungs-l)  4ü2  f ,  497, 
501.  503.  513,  518.  Slfi. 

Verfassungsrecht ,  s.  Recht,  Ver- 
fassung!*-. 

Verfassungsreferendum,  s.Referen* 
dum. 
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Verfassungsrevision,  s.  Verfassungs- 
änderung. 

Verfas.sunpsstaat,  s.  Staat,  kon- 
stitutionellfT. 

VerfaHsungsurkunden  822  f.,  333« 
339.  a^l.  353.  363,  377.  401,  m, 
49L  äMT,  mf.,  5D2f., 
m  f.,  M9,  521  f. 

Vorfassungsvertrag  495,  498. 

Verfassungswidrigkeiten  liL  771. 

Verleihung  staatlicher  Ehren  602. 

Vermöifcnszensus,  s.  Steuerzensus. 

Verordnung  605,  622. 

Verpflichtung  GOl. 

—  einzelner  ß2;if.,  C2ß. 

—  von  Vorbanden  fi^Iif.,  6H0. 
Versammlung,  ständische  5.58. 
Verstaatlichungen  471. 

—  zwangnwoiso  363. 

Verträge,  s.  Staat^gründende  Ver- 
träge und  Staatonverträge. 

Vertragstheorie,  s.  Staatliche Kecht- 
fertigungstheorien. 

Verwaltung  608i  ß^ü. 

—  durch  Ehrenamt  622  f. 

—  im  formellen  Sinn  597. 

—  im  materiolion  Sinn  597,  ßÖÖ. 

—  Lokal-  612  ff. 

—  Staati?-       ff.,  525  ff.,  613,  622, 

662. 

Vorwaltungsakte  .596. 
Vorwaltiingübi^chwerde  774. 
Verwaltung^bündnisse  721. 
Verwaltungsgebiete  5Ü1  f. 
Vorwal tnngsgemeinde  s.  .Selbst ver- 

waltungskörper. 
Verwaltungsgonchtsbarkeit  585, 

599. 

Vorwaltungsklage  774. 
Vorwaltungsrecht  6^   102  ,  326 f., 

379  f..  rm. 

Verwaltungsrechtsprechung  774. 
Vorwaltungsvereine.  internationale 

2.54.  I2L 
A'otorocht  52L  665»  ßßS» 

—  absolutes  593,  »268,  662. 

—  suspensives  H68.  717. 
Viktoria  (Königin)  659^  664,  662 

684. 

Vir^inien  265.  401,  4Q2f.,  504,  508, 

libL 

Vr.lkorkunde  79. 

V»«lkorj)s\  chologie  78. 

Vi.lkorrocht  ^  265  f..  221  f., 

276.  3l>S  f..  232,  364  ff.,  375,  380^ 
:m  f..  42i  165»  M2x  490,  596, 
6il5.  611.  648,  720i  728.  730.  758. 

Volk  (  IVrniinu.««)  129. 

Volk  m  75  f.,  81.  223.  276. 
323.  398  ff.,  411,  412,  4^  536^ 


562  ff.,  618,  642,  6M  f.,  658,  2^  f., 
751.  752.  754^  I6i 
Volk  im~Bunde8staat  7-54.  262. 
Volksabstimmung,  s.  Plebiszit. 
Volksgerichte,  s.  Gerichte. 
Volksrechte  312.  442.  497.556.005. 
Volkssrhlufa,  s.  Plebiszit. 
.  Volkssouveränetät,  s.  Souveränetät. 
)  Volksversammlung  5.54. 
Volks  vertrag  497. 
Volksvertretung,  siehe  Parlament. 
Volkswahl,  8.  Wahl. 
Volkswirtschaft  1  24.  74,  103 ff., 
167. 

;  Volkswirtschaftliche  Klassen,  siehe 

Klassen. 
VoIIgraff  226,  28ä. 
Vollziehung  508,  5BD  ff.,  582  ff.,  592, 

600,  602,  603,  606,  666,  ÜäL 

Wähler  408,  560.  561,  562  ff.,  554, 

5.59.  574,  579. 
Wählerschaft  Ml  f.,  571. 
Wahl  626. 

—  Nach  574. 

—  Volks-  52L 

Wahlakt  408,  56:^.  568.  SIL  57S. 
574,  579,  621  115. 
I  Wahll>ehörde  .554. 

Wahlen,  bestrittene  522. 

Wahlkammer  514,  575. 

Wjihlkanitulation  532,  678, 

Wahlkollegien  Mö. 
I  Wahlkreise,  deutsehe  752. 

Wahlmonarchie,  s.  Monarchie. 

Wahlorgane  582. 

Wahlperiode  709. 

Wahlpflicht  409.  ilfl 

Wahlprüfung  25L  598 f. 
j  Wahlrecht  4Ö8ff.,  565  ,  563,  571, 
616.  252. 

—  allgemeines  und  gleiches  497, 

5m  572. 
I   —  direktes  ,572. 
I  —  indirektes  522. 
'  —  Klassensystem  572. 
'  —  Proportional-  573. 

Wahl  verbände  574. 
i  Waldeck-Preufsen  222. 
I  Wallachei  142. 

:  Wehrpflicht,  s.  Heerwesen  u.  Krieg. 
•  Wehrsystem,  s.  Heerwesen. 
I  Weiser,  «.  Stoa  und  Individuum, 
ideales. 

Weltanschauung,  cmpirisch-natar- 
wissonschaftliche  225. 

—  individualistische  166. 
'  —  kollektivistische  166. 

'  —  mechanisch -atomistische  195, 
200,  225. 
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Weltanschauung,  mechanisch-mate- 
rialistische 22L 

—  organische  22sL 

—  teleologische  225,  255. 

—  utilitarische  295. 
Weltpostverein  721. 
Wcltstaat,  s.  Staat  (Welt-). 
►Wesen  des  Staats  lÜÖff. 
Wiener  Schlufsakte  451 
Wik  125. 

Wilhelm  L  (deutscher  Kaiser)  75.5. 
Wilhelm  L  (Württemberg)  45fL 
Wilhelm  III.  (England)  398,  m. 

—  und  Maria  ßlfi. 

Wilhelm  IV.  (England)  274,  684. 
Wilhelm    der  Eroberer,    s.  Nor- 
mannenkönig. 
Wille,  juristischer  650,  694.  m 

—  phy.sischer  (>48, 650,  65;^,  694,  m 
Willensbildung,      staatliche,  s. 

WiilensverTiältnisse,  formale. 

Willensverhältuisse,  formale  G4ilft'. 

Williams,  Roger  50 1 . 

Willkürstaaten  284^  löL 

»Wirkung,  unbeabsichtigte  48,  U?  fiF., 
2Mf.,  250,  770,  IlL 

Wirkungskreis  der  Gemeinde,  auf- 
getragener 629  f. 

 natürlicher  ti2iL 

 selbständiger  6^30. 

Wirtschaft,  s.  Volkswirtschaft. 

Wissenschaften,  deskriptive  6 f.,  2. 

—  praktische  ß. 


I  Wissenschaften,  theoretische  6  f.  ^ 
Wohlfahrtsausschufs  491. 
Wohlfahrtstheorie,  s.  Staatszwecks- 
theorien ,  eudämonistisch  -  utili- 
tft  ]ri8ch6 

Wolff  58,  193,  211,  400, 452, 498, 402, 
Württemberg  128,  454,|o5479,  114. 

Xenophon  290. 

Zentralamerika  749. 
Zentralbehörde,  s.  Behörden. 
Zentralgewalt  6UI,  619,  620,  623. 
Zentralisation  der  staatlichen  Funk- 
tionen Ül2tt".,  65L 
Zentralsystem  ökl  f. 
Zirkulardepesche  der  Ostmächte457. 
Zoepfl  614 

Zwang,  8.  Rechtszwang. 
I  Zwangsbundesgenossenschaft  7B1. 

Zwangsmit^liedschaft  ()25. 

Zweckbegntl'  145. 
I  Zweck  des  Staats,  s.  Staatszwecke. 

Zweckeinheit,    s.  Einheit,  teleo- 
logische. 

Zweck kategorien  Ulf.,  124  f. 

Zweck  Wandel  42  ff.,  227,  2fiDt 

Zweikammersystem  504,  510.  514, 
521.  586.  lliL 

Zweischwertertheorie  427. 

Zwischenherrscher  s.  Interregnum. 
(  Zwölftafelgcsetze  2Ö4. 
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